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Dır vorliegende vierte Theil der Staatswiffen- 
fhaften enthält die beiden Wiffenfchaften der Staa: 
tenkunde (ÖStatiftif) und des pofitiven Staats: 
rechts (oder Verfaſſungsrechts). Die erfte 
diefer beiden Wiffenfchaften wird, wie in der erften 
Auflage Diefes. Werkes, nur als Ueberſicht gege- 
ben, was auch von allen Beurtheilern der erften Auf: 
‚lage diefer Staatswiffenfihaften gebillige worden iſt. 
Die Grundzüge für die ſe Behandlung find in den 
erften Paragraphen der Darftellung der Staatenfunde 
in dem vorliegenden Bande aufgeftellt worden, Denn 
wer das reichhaltige Gebiet die ſer felbfiftändigen ge— 
ſchichtlichen Wiffenfchaft vollftändig Eennen ler— 
nen will, kann dies nicht innerhalb der Grenzen der 
gefammten Staatswiffenfchaften erwarten, wo die 
Staatenfunde nur einen Theil des Ganzen bilder; 
er muß vielmehr die der Statiſtik ausfchliegenb be— 
flimmten Werfe von Crome, Stein, Haſſel 
u. a. fuͤr dieſen Zweck — | 

Ganz anders ift aber das Verhaͤltniß bei der 
zweiten, in dieſem Bande dargeſtellten, Wiſſenſchaft: 
bei dem poſitiven Staats- oder Verfaſſungs— 
rechte. ch mag in dieſem Vorworte nicht das wies 
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derhohlen, was ich über diefe erft im Werden be- 
griffene Staatswiffenfchaft in der Einleitung zu 
derfelben geſagt, und dabei durchgehende die Urtheile 
und Anfichten der Kecenfenten diefes Bandes in der 
erften Auflage, fo weit es mit meiner Ueberzeugung 
vereinbar war, dankbar benußt habe. Denn es han— 
delt ſich um die Geftaltung einer neuen Wiffenfchaft, 
für welche es, nach meiner Einficht, nur eine dop— 
pelte Behandlung, eine dogmatiſche und eine 
gefchichtliche, giebt. Ich habe, ohne die erfte 
zu mißbilligen (welche v. Arettin und fein Fortfeger 
v. Rotteck wählte), die zweite vorgezogen; theils‘ 
weil ich überzeugt bin, Daß fie in dem gegenwärtigen 
Augenblicke, wo erft die vorhandenen Maſſen geordnet 
werden müffen, an fich Die zweckmaͤßigſte ift; theils 
weil, nach meiner Anfiht, nur diefe Behand— 
lung für das Gebiet der Staatswiffens 
ſchaften fih eignet. | 

Denn, wie man auch nach Grundſaͤtzen der 
Staarskunft über die feit ungefähr 40 Jahren in 
- Europa und Amerika verfuchten neuen VBerfaffungen 
— wovon mehr als 30 bereits wieder erlofchen find, 
88 aber noch im öffentlichen Staatsleben beftehen, — 
urtheilen mag; zwei Ergebniffe laffen fich durchaus 
nicht verfennen und abläugnen: daß nämlich 1) in der 
Wirklichkeit, durch die 88 beftehenden Verfaffungen, 
ein Berfaffungsreche fich gebildet hat, das für 
mehr als 100 Millionen Europäer und Amerikaner 
von der höchften Bedeutung ift, und dag 2) ein Vers 


Vorrede. vo 


ſuch gefchehen mußte, die in den bereits wieder erlo— 
fhenen und in ven noch beftehenden Verfaffungen auss 
gefprochenen rechtlichen und politifchen Grundfäge und 
been zu ordnen und zufammenzuftellen, 
Diefer Verſuch, aus dem gefchichtlichen Stands 
puncte, ohne ausgefprochene Vorliebe oder Birterfeit 
gegen irgend eine diefer Verfaſſungen, ift in dem vors 
liegenden Bande enthalten. Die Männer vom Fache 
werden anit diefer Darftellung Die Nachficht haben, 
welche jeder erfte Berfuch einer neuen Wifjenfchaft 
befonders in Anfpruch nimmt; doch darf ich verfichern, 
daß ich , außer dem Bewußtſeyn der völligen Unpar⸗ 
theilich£eit in der Behandlung des Stoffes, feit Jah 
ren fir Diefen Zweck gefammelt und über die Ausfuͤh— 
rung diefer neuen Wilfenfchaft anhaltend nachgedacht 
hatte, bevor ich an die Ausarbeitung ging, fo wie ich 
die dahin einfchlagenden — zum Theile fehr verfchie= 
denartigen, zum Theile nur aus Frankreich, England, 
Niederland, Italien und ver Schweiz unmittelbar zu 
erlangenden — Duellenfammlungen, gefchichtlich-poliz 
tischen Schriften und Monographieen, mit wenigen 
Ausnahmen, felbft befise. Ob diefe Verficherung. ges 
gründet fey, werden diejenigen am beften beurtheilen 
konnen, welche die von mir bei Brodhaus' ſeit 1816 
herausgegebenen, europäifchen Conftitutionen 
in vier Bänden näher Eennen gelernt haben. Dabei 
läugne ich nicht, daß mich die im $. 19. aufgeftellte 
Tabelle die Anftrengung vieler Wochen gekoſtet hat, 
ob ich fie gleich nicht für ganz vollftändig gebe. Nicht 
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ohne Intereſſe habe ich gefunden, daß zwei geachtete 
Gelehrte diefe Tabelle — freilich nach der erften 
Auflage — öffentlich gebilligt und benußt haben: der 
R. R. Alex. Müller in Weimar in f. „Anſichten 
wider das teutfche Repraͤſentativſyſtem“, 
und der landftändifche Archivar Hugo in Karlsruhe, 
in feinem „chronologifhen Verzeihniffe 
der Berfaffungsurfunden älterer und neus 
erer Zeit.” Manche feiner Ausftellungen an meiner 
Zabelle nach der erſten Auflage, wird er in dieſer 
neuen Auflage, von mir felbft erkannt, berichtigt, und 
namentlich die Nachweifung der Quellen (ob er gleich 


.diieſelben "bei feiner Schrift hinwegließ und fich auf 


mich bezog) fehr vermehrt und erweitert finden; ans 
dere — aus älterer Zeit von ihm erwähnte Grund» 
gefeße — eigneten fich nicht zunächft für mein Werk, 
das die Gegenwart ſchildert, und auf die Vergan⸗ 
genheit und das Erlofchene blos wegen des Zus 
fammenhanges mit der Gegenwart Küd: 
fiht nimmt. 

Allerdings würde eine Gefchichte der fchon in der 
Welt des Alterehums beftandenen (afiatifchen 
und europäifchen) DVerfaffungen (wie z. B. in dem 
trefflichen Werfe von Tirtmann über die griechifchen 
Verfaffungen gefchah), und eben fo eine Gefhichte 
der im Mittelalter entftandenen DVerfaffungen, 
eine fehr intereffante Aufgabe feyn (was ich dem Rec. 
diefes Theiles in den Heidelberger Jahrbuͤchern 
1825. ©t. 58 gern zugeftehe); allein mein Zwed 
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war auf die Gegenwart, auf das jeßt Beſſt e— 
bende und Guͤltige berechnet, und nur dars 
nach kann ich beurtheilt werden, wenn mir nicht Uns 
recht gefcheben foll. In dem vorliegenden Bande wird 
der Bergangenbheit nur kurz, und nur nach ihrem 
Derhältniffe zur Gegenwart gedacht, um da, wo das 
Beſtehende unmittelbar an das ſchon Vorhandene fich 
- anfchloß und aus demfelben hervorging, Die ges 
fhichtliche Unterlage des jeßt Guͤltigen 
nachzumweifen, Deshalb konnte in diefem Werke eben 
fo wenig von der moſaiſchen Geſetzgebung, 
wie von den Capitularien der fränfifchen 
Könige, eben fo wenig von der Verfaffung. der 
maurifchen Keiche in Spanien, wie von der 
Derfaffung der erlofchenen Republik Venedig die 
Rede fenn. Als Ueberficht aber über ein, in unferer Lite— 
ratur wifjenfchaftlich noch gar nicht bearbeitetes, Ge: 
biet dürfte diefe Darftellung des pofitiven öffentlichen. 
Staatsrechts vielleicht felbft dem Staats- und Ges 
fhäftsmanne nicht ganz unwillfommen feyn, weil fie 
ihm wenigftens die gefammten hieher gehörenden Mafs 
fen im Zufammenhange vorlegt. 

Bei der Behandlung diefer neuen Wiffenfchaft 
galt mir daher als Gefeß, der bereits wieder erlos 
fhenen Berfaffungen — fo wie der in manchen 
Staaten erft neuerlich erfchienenen VBerfaffungsen te 
würfe, ohne noch als Grundgefege angenommen 
worden zu ſeyn — nur in Eurzen Umriffen-zu 
gedenken, aber jede im öffentlichen Staatsleben be— 
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ſtehende DVerfaffung, nach allen ihren wefentlichen 
Beftimmungen, unter den Gefichtspunct ihres eigen= 
thümlichen politifchen Charakters zu bringen. Zu 
diefen wefentlichen Beftimmungen gehören ent= 
fehieden die Geftaltung der gefeßgebenden Gewalt 
und der vollziehenden Gewalt; die Initiative der 
Geſetze; das Verhältniß der Negierung zu den Volks— 
verfretern oder Ständen; die Vertheilung der Stände 
in eine, zwei oder drei Kammern (wie 3. B. das letzte 
in der Verfaffung von Bolivia gefchieht, gleichfam 
um das Reich des Möglichen zu erfihöpfen); Die Her— 
vorhebung des Eigenthümlichen der Kegierungsformen 
in monarchifchen und republifanifchen Staaten u. ſ. w. 
Minder wefentlich dagegen find die Beftimmungen in 
Hinficht der einzelnen Verwaltungsgegenſtaͤnde, felbft 
mit Einfchluß der Gerechtigkeitspflege und der bewaff= 
neten Macht. Uebrigens darf ich es nicht bergen, daß 
ich eine innige Freude dDarhber empfand, daß derfelbe 
Stoff von fo hochverdienten Männern, wie der vers 
ewigte v. Aretin und fein geiftvoller und fachfundiger 
Fortfeger v. Rotted, aus dem zweiten (dogs 
matifchen) Standpuncte bearbeitet ward, weil die 
Wiffenfchaft dabei gewinnen muß, und beide Werfe 
— nach ihren eigenthümlichen Beftimmungen — ſehr 
gut neben einander beftehen fonnen, ohne fich in 
den Weg zu freten. Nur die eine Ausftellung erlaube 
ich mir an dem legten Werfe, daß es fich blos auf 
die conftitutionelle Monarchie befchränft, und 
alle conftirutionelle Republiken von fich aus: 
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ſchließt. Denn dadurch wird, — beſonders wenn 
man Amerika einrechnet, wie man muß, — bei— 
nahe die Haͤlfte aller conſtitutionellen Staaten von 
dieſer Wiſſenſchaft, ohne zureichenden Grund, aus⸗ 
geſchloſſen. 

Bei der von mir verſuchten Behandlung — 
aber, nach meiner Ueberzeugung, kurze geſchicht— 
liche Einleitungen in die Darſtellung der einzel— 
nen Verfaſſungen durchaus nicht fehlen, weil jede 
Verfaſſung das Gepraͤge der Cultur ihres Volkes, 
der öffentlichen Verhaͤltniſſe und des Zeitabſchnittes, 
oft felbft des Jahres trägt, in welchem fie gegeben 
ward. — Daß endlich in einer für teutfche Ge— 
fchäftsmänner und Studirende berechneten Darftel- 
lung der Staatswiffenfchaften, die auf teutſchem Bo— 
den entftandenen und noch beftehenden Verfaſſungen 
befonders hervorgehoben und gewürdigt werben 
mußten, bedarf wohl nicht erft der Entſchuldigung. — 

Bei der Entwidelung des politifchen Charakters 
diefer vielen neuen DVerfaffungen. habe ich mich aus 
Grundfaß alles eigenen Urtheils enthalten ; möge jeder, 
nach feinem politifchen Glaubensbefenntniffe, tiber die 
einzelnen dargeftellten Derfaffungen die Epikrifis 
ſich felbft machen. Wie ich aber überhaupt über dieſe 
neuen Erfcheinungen in der politifchen Welt zweier 
Erdtheile urtheile, war ich Feinesweges gemeint, zu 
verſchweigen; denn nur wer bofen Willens fich bewußt 
ift, ftehe ſchweigend Hinter der Thuͤre. Der $. 151 
enthält das, was ich als fefte Ueberzeugung annehme, 
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oder, wenn man will, ein politiſches Glaubensbekennt⸗ 
niß, gebildet durch 34jaͤhrige Beſchaͤftigung mit der 
Geſchichte, und deshalb nicht auf Theorieen und Hy: 
-pothefen, fondern auf Thatfachen der Geſchichte 
ruhend, die Fein Zweifel wegläugnen Fann, Denn 
nur dadurch, glaube ich, werden wir allmählig zu 
feftem Boden in dem Gebiete der Staatswiffenfchaften 
gelangen, wenn die politifche Theorie nur lang— 
fam ven unbeftreitbaren Tharfachen der Gefchichte folgt, 
und aus diefen Thatfachen abgeleitet wird, wäh: 
rend die Politif a priori (abgefehen von der ewigen 
Idee der Herrſchaft des Rechts, welche fein 
redlicher Forfcher aufgeben-darf und kann,) nur zu oft 
in den Wolfen ſchwebt, und gewöhnlich in Lehren 
ſich anfündige, die wohl für Utopia, nicht aber I” 
bie Pr Welt ſich eignen, 


Leipjig, am 8. Febr. 1828. 


Poͤlitz. 
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Staatenfunde 


— —— 


1. 
Vorbereitende Begriffe. 


De Staatenkunde gehört gleichmäßig zu 
dem Kreife der gefchichtlichen und der politifchen Wiſ⸗ 
fenfchaften. Zu jenem Kreife ward fie feit ihrer fufte- 
matifchen Öeftaltung gerechnet, gewöhnlich aber nur 
in die Keihe der gefchichtlichen Huͤlfswiſſenſchaften 
geſtellt, und nicht zu dem Range einer gefchichtlichen 
Grundmwiffenfchaft erhoben; zu die ſe m Kreife muß 
fie gezogen werden ,. inwiefern fie dag innere und 
äußere Leben der beftehenden Staaten nach der An: 
Fündigung berfelben in der Gegenwart. wiffen 
fhaftlich darſtellt. 

Allein, ungeachtet des* reichhaltigen und viel— 
feitigen Anbaues der Staatenkunde feit den legten 
funfzig Jahren, find doch nur wenige Wiffenfchaften 
aus fo ganz verfchiedenartigen Gefichts- 
puncten behandelt worden, als eben dieſe. Der 
nächfte Grund davon lag darin, daß die meiften 
Statijtifer blos Sammler von Maffen waren, bie 
fie zu ihrer Wiflenfchaft zogen und über deren Gtel- 

Et. W. afe Aufl. IV, | 1 ; 
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lung, Verbindung und Verarbeitung ſie ſelbſt unter 
ſich nicht uͤbereinſtimmten, waͤhrend einige wenige 
zunaͤchſt eine Theorie der Statiſtik aufſtellten, bevor 
fie das Syſtem felbft folgen liegen. Bei der Staaten 
Funde muß daher zuerft eine fcharfe Grenzlinie zwis 
fchen ihr und der Erdkunde (Öeographie) gezogen, 
fodann ihr Verhältniß zu dem Kreife der gefchichts 
lihen Wiffenfchaften beſtimmt feftgefeßt, darauf 
ihre Stellung in dem Kreife det Staatswiffen: 
ſchaften ausgemittelt, weiter die Geſchichte des 
wiffenfhaftlihen Anbaues derſelben in 
einem kurzen Umriffe Durchgeführt, und endlich eine 
gedrängte Ueberficht über ihren Inhalt ges 
geben werden. 

Aus mehrern Gründen ift in diefer wiffenfchaftz- 
lichen Darftellung der gefammten Staatswiſſen— 
fhaften nur eine „Ueberfiht” der Staaten: 
Funde angekündigt worden; theils weil fie 
urfprünglich und zunächft zu den Kreife der 
gefhichtlihen Wiffenfchaften gehört, weshalb 
fie auch auf allen Hochfchulen, wo eine befondere 
Nominalprofeffur derſelben, oder doch der gefchicht: 
lichen Hülfswiffenfchaften , befteht, dieſem Lehr— 
amte ausfchliegend zufälle, fo wie fie in der That, 
wenn fie gehörig, zeitgemäß, umſchlie— 
gend und aus täglich fortgefesten Samm— 
lungen ergänzt vorgetragen werben foll, Die 
ganze Kraft Eines Mannes verlangt; theils 
weil fie, als Wiffenfchaft, zu einem Umfange ans 
gewachfen ift, Daß eine nur etwas befriedigende 
fuftematifche Darftellung derfelben wenigftens 
36 — 40 Bogen erfordern wirde, wie die 

 Sehrbücher von Meufel und Haffel beweifen ; 
theils- weil eben in dem legten Werke von 
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Haffel *) eine fo gründliche und zweckmaͤßige 
foftematifche Behandlung dieſer Wiffenfchaft dem 
Publicum vorliegt, Die allen gerechten Forderungen 
an die zeitgemäße Geftaltung der Staatenkunde 
entfpricht, wenn man auch. in Hinficht auf einzelne | 
Grundfäge in der von Haffel vorausgefchidten 
Theorie der GStatiftif, fo wie in einzel: 
nen Anordnungen und Angaben feines 
Werkes, andrer Meinung feyn follte; eheils 
weil unter allen Staatswiffenfchaften die. Staaten- 
Funde, wegen der mit jedem Tage eintretenden Ver: 
änderungen in dem innern Leben der Staaten, den 
wenigften bleibenden und feften wiffen- 
ſchaftlichen Charafter träge, indem die er 
fheinenden ftatiftifchen Schriften nothwendig den . 
Veränderungen im wirklichen Staatsleben durch— 
gehends folgen und diefe forgfältig angeben müffen, 
. j 2. 

Begriff und Zweck der Staatenkunde. 
. Wenn die Geſchichte des europaͤiſchen und ameri— 
kaniſchen Staatenſyſtems aus dem Standpuncte der 
Politik (Th. 3. $.2.) die pragmatiſche Darſtellung des 
politiſchen (innern und äußern) Lebens der Ge— 
ſammtheit der europaͤiſchen und der neuentſtandenen 
amerikaniſchen Staaten und Reiche nach ihrer gegen= 
feitigen völferrechtlichen Verbindung und 2Bechfelwir: 


2) Lehrbuch der Statiffif der europdifhen Staa 
ten für höhere Lehranftalten, zugleih als Handbud 
zur Selbftbelehrung, von D. G. Haffel. Weimar, 
1822. 8. — Dabei muß bemerkt ‚werden, daß, aus 
einem andern Standpuncte und nad) einem andern Plane, 
ber Freih. v. Malhus in f. Statiftit (Stuttg. 
1826. 8.) gleihfals ein fehr ausgezeichnetes Werk: ges 
liefert Hat. vs 
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kung ſeit dem Ende des funfzehnten Jahrhunderts bis 
auf unſre Zeit enthaͤlt, und alſo das politiſche 
Leben dieſer Staaten und Reiche im Kreiſe der Ver— 
gangenheit vergegenwaͤrtigt; ſo iſt dagegen die 
Staatenkunde die Wiſſenſchaft, welche die 
politiſche Geſtaltung der felbftftändigen 
europaͤiſchen Staaten und Reiche, mit Ein— 
ſchluß der aus europaͤiſchen Kolonieen hervorgegange— 
nen amerikaniſchen Staaten, nach der Ankuͤndi— 
gung ihres innern und aͤußern Lebens und 
nach der Wechſelwirkung beider auf ein— 
ander, im Kreiſe der Gegenwart darftellt., 
Der Zweck der Staatenknnde beruht daher auf der 
möglichft beglaubigten und erfchöpfenvden Darftellung 
des innern und äußern Lebens der Gefammtheit der 
ſelbſtſtaͤndigen europaͤiſchen und amerikaniſchen Staa= 
ten im Kreife der Öegenwart. _ 

Soll aber diefer Zweck durch die Staatenkunde 
als Wiſſenſchaft erreicht werden; ſo muß unterſchieden 
werden: 

1) die Theorie der Staatenfunde, ober 
bie foftematifche Darftellung der Grundbedingungen 
des innern und äußern Lebens der Staaten und 
Reiche, fo wie der Verbindung und Wechſelwirkung 
dieſes innern und aͤußern Lebens auf einander, in 
Hinſicht auf die Ankuͤndigung der Staaten im 
Kreiſe der Gegenwart; 

2) die allgemeine Staarenkunde welche 
geſtuͤtzt auf dieſe Theorie, eine vollftändige und 
erfchöpfende Darftellung der Geſammtheit 
der europäifchen und amerifanifchen Staaten nad) 
allen Bedingungen ihres politifhen (innern und 
äußern) Lebens enthält; 

3) bie befondere Staatenkunde jedes einzel⸗ 


/ 
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nen felbftftändigen Staates (z. B. der oftreichifchen,, 
- Der. preußifchen ꝛc. Monarchie), durch deren forg- 
fältige Bearbeitung erft eine beglaubigte und ums 
fchließende allgemeine Staatenkunde vermittelt 
wird; fo wie die allgemeine Gefchichte die gründliche 
und aus den Quellen erfchopfte Bearbeitung der 
beſondern Gefchichte der einzelnen, entweder bereits 
erlofchenen ,. oder noch ‚beftehenden Staaten und 
Keiche enthält; 
3. 
Verhaältniß der Staatenkunde und ber 
Erdkunde (Geographie) gegen einander. 


So gewiß die wiffenfchaftlihe Form der Erb- 
funde älter iſt, als die der Statiſtik; fo gewiß 
haben doch auch, feit der fuftematifchen Geftaltung der 
Staatenfunde, weit häufiger die Geographen bie 
Grenzlinie der Staatenkunde überfohritten und Streif- 
und Raubzüge in deren Gebiet gethan, als die Sta— 
tiftifer ins Gebiet der Erdkunde *). Durch diefe 
Grenzüberfchreitung wird beiden Wiſſenſchaften 
eben fo gefchadet, als wenn man Gefchichte und 
Erdkunde nicht mehr getrennt, fondern verbuns 
den vortragen wollte, Denn zugeftanden, daß meh— 
rere einzelne Stoffe beiden, der Staaten» und Erb: 
Funde, gemeinfchaftlich angehören (befonders in 
den Abfchnitten von der Grundmacht des Staates, und 


*) Verglichen meine Kecenfion von: Erome’s allge 
meiner Weberfihtvonden fämmtliheneuros 
päifhen Reihen und Ländern; im Hermes, 
41819, 38 Stud, ©. 169 ff. — Unter den neueften 
Schriftftelleen der Erdkunde iſt es der hochverdiente 

. Stein, ber fen Handbuch der Geographie 
(3 Theile) in den fpätern Auflagen als: Handbuch der 
Geographie und Statiſtik erfcheinen ließ. 
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von der Cultur des Landes und des Volles); ſo iſt 
doch die Behandlung und Stellung dieſer 
Stoffe in beiden Wiſſenſchaften weſentlich von einan— 
der verfchieden, Die Erdkunde folge überall dem 
Dertlihen, und ift nothwendig an daffelbe gebun= 
den; die Staatenfunde aber folgt in ihren Zufammens 
ftellungen einer leitenden dee, der idee des in— 
nern und Außern Staatslebens, und der Wechfel- 
wirfung beider auf einander, Die Erdkunde giebt Das 

Befondere und Verſchiedene im Staate an, 
wo fie es antrifft; die Staatenfunde hingegen ftellt es 
unter dem Allgemeinen zufammen, und-verbindee 
das Öleichartige, So nennt z.B. die Erdkunde, 
bei den einzelnen Städten und in den einzelnen Pro— 
vinzen eines Staates, die dafelbft befindlichen Landes— 
behörden, Hocfchulen, Lyceen, Buchhandlungen, 
Bücherfommlungen, Stiftungen u. f. w.; hingegen 
die Staatenfunde vereinigt unter der Kubrif der gei= 
ftigen Cultur eines Staates die Gefammtheit aller - 
feiner Hochfchulen, feiner Lyceen, feiner Kunft= und 
Bücherfammlungen und dergl. zu einer allgemeinen 
Ueberſicht über diefen wichtigen. Theil. des geiftigen 
Volkslebens. — Der: die Erdkunde führt bei den 
einzelnen Dertern die dafelbft befindlichen Manufactu= 
ren und Fabriken, den Handelsverkehr, den Bergbau 
u.a. auf; die Staatenkunde aber vollendet, unter der 
Idee der technifchen Cultur, das Bild von den 
gefammten Manufacturen und Fabriken, und von dem 
gefammten Handelsverfehre und Bergbaue eines Staa= 
tes, Weiter: die Erdkunde geht, bei ihrer Darſtel— 
lung, von Provinz zu Provinz, und in den ‘Provinz 
zen von dem einen Amte zu dem andern, ie führt 
in den einzelnen Provinzen und Aemtern die Befchaf- 
fenheit des Bodens, ‚die vorhandenen Berge, 
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Waldungen, Flüffe, Seen ꝛc., fo wie bie 
Bevölkerung der einzelnen Kreife und Aemter 
an, während die Staatenfunde die gefammte Ober: 
fläche des Staates und die Befchaffenheit des. Bo— 
dens, die gefammten Berge des Staates nad) 
ihren Höhen, die gefammten Waldungen nad 
ihrer phyſiſchen und forftwiffenfchaftlichen Befchaffen- 
beit, Das gefammte Flußſyſtem und die ge: 
fammten Seen des Staates darftell. Wenn die 
Staatenfunde, bei der Schilderung der Bewohner 
des Staates, die Nationalverfchiedenheit (ob 
Teutfche oder Slavenx.), die Neligionsverfchie- 
denheit und diebürgerlihe Verſchiedenheit 
derfelben im Allgemeinen charakterifirt; fo nennt Die 
Erdkunde dieſe verfchiedenen Gegenftände an den Or: 
ten, wo fie angetroffen werden, Wenn die Staaten= 
Funde Die gefammten Zweige der Staatsverwal: 
tung, nach ©erechtigkeitspflege, Polizei, Finanz: 
und Militaireinrichtung zufammen ftellt; fo gedenft 
die Erdkunde der einzelnen Dicafteria und Behörden, 
wo fie ihren Sitz haben. 

Staaten- und Erdkunde find. alfo nach ihrer 
wiffenfhaftlihen Begründung durch leis 
tende Ideen, nach ihrer logifehen Anordnung, 
befonders in Hinficht auf die Vertheilung und Auf— 
einanderfolge der Stoffe, und nach ihrer fyftema- 
tifhen Duchführung im Öanzen und im 
Einzelnen, wefentlic) von einander verfchieden, 

| 4. 
Verhaͤltniß der Staatenkunde zu den ges 
ſchichtlichen Wiffenfhaften, 

Die Gefchichte überhaupt enthält die wiſſen— 
fhaftlihe Darftellung des ganzen Kreifes der Außern 
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Erfahrung, welcher die Gegenwart und Ver— 
gangenheit, d.h. alle Erfcheinungen neben ein- 
ander im Raume, und alle Veränderungen nach 
einander in der Zeit umſchließt. Wir nennen die 
Darftellung der Gegenwart Befhreibung, bie 
Darftellung der Vergangenheit Erzählung. Die 
Befchreibung verbreitet ſich über die Erfcheinungen 
und Veränderungen nach ihrem- Zugleich = und Neben 
einanderfeyn im Raume; die Erzählung über die 
Tharfachen der Vergangenheit nach der Folge 
der Zeit. 

ft diefer Gefichtspunct für die Anordnung der 
gefchichtlihen Wiffenfchaften begründet; fo giebt es 
eigenelih nur zwei gefchichtlihe Grund- oder 
Stammmwiffenfchaften: die allgemeine Ges 
fhichte, und die Staatenfunde; denn durch 
diefe beiden Wiflenfchaften werden die beiden gefchicht: 
lichen Grundbegriffe der Vergangenheit und ver 
Gegenwart erſchoͤpft. Wenn daher die allges. 
meine Öefchich.te die Öefammtheit aller durch die 
Freiheit des Menfchen bewirkften Thatfachen, und, im 
engern Sinne, die Geſammtheit der merkwürdigen 
und beglaubigten Begebenheiten enthält, durch welche 
Das innere und Außere !eben der Reiche und 
Staaten des Erdbodens, nach dem nothwendigen. 
Zufammenhange und nach der öffentlichen Ankuͤndi— 
gung diefes Lebens, in dem Umfreife der Vergan— 
heit dargeftelle wird; fo verzeichnet Dagegen die 


— Staatenfunde die politifche Form der Keiche 


und Staaten des Erdbodens nach den nothwendigen - 
Bedingungen ihres innern und Außern Lebens im 
Kreife der Gegenwart *). 








*) Diefer Anficht folgen im Gangen Schlöger und Herder. 
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Steht diefer Grundfag feft; fo ift e8 hoͤchſt feh- 
ferhaft und einfeitig, die Staatenfunde in bie 
Reihe der fogenannten gefhichtlihen Hülfs-. 
wiffenfchaften zu feßen. Denn, nächft den bei- 
den genannten gefchichtlichen Grun dwiſſenſchaften, 
muͤſſen Die übrigen gefchichtlichen Wiſſenſchaften ein- 
getheilt werden *): | | 


a) in vorbereitende (propädeutifche) ge- 
ſchichtliche Wiffenfchaften, wohin die I uellen- 
funde, die Erdfunde und die Zeitfunde 
(Chronologie) gehören; | | 

b) in abgeleitete gefchichtliche Wiſſenſchaf— 


ten, welche zwar nach ihren einzelnen Stoffen in 





Schldzer fagt: „Die Geſchichte iſt eine fortlaufende 
Statiſtik, und Statiſtik eine ſtillſtehende Geſchichte.“ — 
Herder: „Geographie iſt die Baſis der Geſchichte, und 
die Geſchichte nichts als eine in Bewegung geſetzte Geogras 
phie. Es verfteht ſich von felbjt, daß, befonders das 
Witzwort Schlözers, nur im allgemeinften Sinne 
gelten und die Gefchichte blos in dem Sinne „eine forts 
laufende Statiſtik“ feyn kann, inwiefern fie‘ die Vers 
gangenheit nad) den einzelnen Abfchnitten gleidhfam 
als Gegenwart verfinnliht, Denn, wollte man 
Schlözers Ausfpruc ganz ſtreng nehmen; fo würde 
allerdings der Einwurf eines Recenfenten dagegen gelten 
CHeidelb. Jahrb. 1825. St. 58): „Waͤre die Gefcyichte 
eine fortlaufende Statiſtik; fo würde die Verfaſſung ims 
. mer bdiefelbe bleiben; Revolutionen, Wergrößerungen , 
Theilungen , oder gar Einverleibungen eines Staates in 
einen andern, fönnten gar nicht ftatt finden, 
*) leber diefe Eintheilung der gefammten gefchichtlihen Wifs 
ſenſchaften, fo wie über deren weitere Ausführung, mit 
Beibringung der wichtigften Literatur, kann meine kleine | 
Veltgefhichte (Ste Aufl. Leipz. 1825.) in ber 
Einleitung ©. 6 ff. verglichen werden. 
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den beiden geſchichtlichen Grundwiſſenſchaften ent⸗ 
halten ſind, die aber, bei der ſelbſtſtaͤndigen Be— 
handlung dieſer Stoffe, als beſondere Wiſſenſchaften 
dargeftellt werden. Dahin gehören: die Erhnos 
grapbie, die Specialgefchichte, die Spe— 
cialftatiftif, vie Eulturgefhigte, die 
Biograpbie ꝛc.; 

c) in gefchichtliche Hülfswiffenfhaften, durch 
welche theils die fuftematifche Geftaltung der beiden 
gefchichrlichen Grundmwiffenfchaften, theils im Ein- 
zelnen das Studium der abgeleiteten geſchichtlichen 


Wiſſenſchaften erleichtert und unterſtuͤtzt wird, in— 


wiefern in denſelben geſchichtliche Stoffe felbſtſtaͤn⸗ 


dig und im ſyſtematiſchen Zuſammenhange darge— 
ſtellt werden, deren in den uͤbrigen geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften nur gelegentlich gedacht werden 
kann, durch welche aber einzelne Zweige der ge— 
ſchichtlichen Kenntniſſe tiefer begruͤndet und naͤher 
erörtert werden. Zu dieſen geſchichtlichen Huͤl fs⸗ 
wiſſenſchaften gehören: die Genealogte"(Ge- 
fchlechterfunde) , die Heraldik (Wappenfunde), 
die Numismatik (Münzenfunde), die Diplos 
matik (Urkundenlehre), u. a. — Aus dem Be— 
griffe der gefchichtlichen Huͤlfswiſſenſchaften, fo 
wie aus den in ihrem Umfange dargeftellten Stof- 
fen, und aus ihrem VBerhältniffe zu den 


. Übrigen gefbichtlihen Wiffenfchaften 


erhellt, daß die Staatenfunde durchaus 
nicht in die Reihe der gefhichtlichen 
Hülfswiffenfhaften geftelle werden 
kann, weil ihr eine weit höhere Beftimmung — 
die wiffenfchaftlihe Darftellung des innern und 
äußern Staatslebens aller beftehenden Keiche und 


- Staaten im Kreife dee Gegenwart — zufommt. 
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5. 


Berbältnig der Staatenkunde zu den uͤbri— 
gen Staatswiſſenſchaften. 


Die Staatenkunde gehört, in dem Kreiſe der . 


Staatswiflenfchaften, weder zu. den reinphilofophis 
fen, noch) zu den gemifchten (Staatswiff. Th. 1, 
. 4. ©. 14), fonden zu den. reingefhicht- 
lichen Staatswiſſenſchaften. Sie ſtuͤtztt ſich aber 
in Hinficht der leitenden Ideen, die ihr zum 
Grunde liegen und über die innere Eintheilung und 
Anordnung ihres Gebiets entfcheiden, auf mehrere 
der philoſophiſchen Staatswiſſenſchaften, und 
unterftüßt und befördert das Studium meh- 
rerer geſchichtlicher Staatswiffenfchaften. . 
Denn, wenn gleich das Natur- und Voͤl— 
ferrecht, fo wie das philofophifhe Staats- und 
Staatenrecht in feiner unmittelbaren Verbindung 
mit der Staatenkunde fteht, die nicht das ſchildert, 
was nach der Vernunft feyn foll, ſondern das, 
was beftehe; fo find Doch die Staatskunſt, die 
Volks- und Staatswirthſchaftslehre, die 
Finanz- und die Polizeiwiffenfchaft von: defto 
größerer Bedeutung für die Staatenfunde, Es kann 
nämlich dasjenige wifjenfchaftliche Gebiet ,; welches in 
neuerer Zeit Theorie der Statiftif genannt wor- 


den iſt, auf feine andere Weiſe fpftematifch begruͤndet, 


logiſch angeordnet und erfchopfend durchgeführt ‚wer 
den, als vermittelft der felbftftändigen Zufam- 
menftellung derjenigen Ergebniffe aus 


den genannten Staatswiffenfchaften, wos - 


durch Die Auswahl, Anordnung, DVertheilung und 
Durchführung der einzelnen Maffen möglich wird, vie 
zur Darftellung des innern und Außern Lebens ber 
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einzelnen Staaten und Keiche im Kreife der Gegen= 
wart gehören *). 

Wenn die Staatenfuhde, nach diefer ihrer Gtel- 
lung zu mehrern reinphilofophifchen und gemifchten 
Staatswiffenfchaften, als abhängig, zum Theile 
ſogar als diefen untergeordnet erfcheint; fo er= 
fcheint fie zu den übrigen gefchichtlichen Staatswiffen- 
fchaften als gleichgeordnet. So z. B. unterftägen 
fih die Staatenfunde und die Gefchichte des 
europäifhen Staatenfyfiems aus dem 
Standpuncte der Politik gegenfeitig; denn 
eben fo oft bedarf die neuere und neuefte Ge- 
fehichte des europäifchen Staatenfyftems der Angaben 
und Auffchlüffe der Staatenkunde, wie die Staaten- 
kunde, für viele ihr wefentlich zugehörenden Erſchei— 
nungen des innern und Außern Otaatslebens im Kreife 
der Gegenwart, des Lichtes der Geſchichte. Wenn 
daher in vielen Fällen das Licht der Vergangen— 
beit die Gegenwart erhellt; fo erfcheint auch 
unläugbar die Vergangenheit allen denjenigen 
in beftimmtern und feftern Umriffen, die, ausgeſtattet 
mit ftatiftifchen Kenntniffen, die Vergangenheit 
“An ſteter DVergleihung mit der Gegenwart auf 
faſſen. 

Sehr wichtig iſt das Verhaͤltniß der Staaten⸗ 
Funde zu der erft im Werden begriffenen 
- Staatswiffenfhaft des pofitiven Ber 
faffungsrehts; So lange im jüngern Europa 
blos Großbritannien eine thatfachlich ausge— 
prägte befchränfte monarchifche Verfaffungsform, und 

dag zur politifchen Selbftftändigfeit gelangte Nord: 
amerika feit dem Jahre 1787 eine gefchriebene 


») Davon ſogleich in der Theorie der Staatenkunde. 
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Verfaſſungsurkunde hatte, obgleich auch in 
andern Reichen und Staaten einzelne Grundge— 
feße beſtanden; fo lange bedurfte es Feiner beſon— 
dern Wiſſenſchaft des pofitiven Verfaſſungsrechts. 
Es gnügte, Das, was nun den Umfang diefer neuen 
Wiffenfchaft bilder, in der Staatenkunde unter der 
Rubrik: Staatsverfaffung, in Eurzen Umtiffen 
zu berühren, und dieſe ftatiftifche Lehre mit der von 
der Staatsverwaltung in Verbindung zu ‚bringen, 
Allein feit dem’ Eintritte fehr vieler neuen Verfaſ— 
fungen ins innere Leben einer bedeutenden Anzahl 
europäifcher Reiche und ‚Staaten, und feit der, aus 
ftaatsrechtlichen Grundfägen und Anfichten verfuchten, 
Begründung und Durchbildung diefer Verfaffuns 
gen, als fefter Grundlagen des ganzen öffentlichen 
pofitiven Rechts in den Staaten, welche folche 
Berfaffungen erhielten, muß nicht nur das pofis 
tive Berfaffungsrecht den Charakter und Rang 
einer felbftfiändigen Staatswiffenfchaft (Th. 1, 
Einleitung, ©. 14f.) behaupten; es muß auch 
diefer — feit 30 Jahren höchft erweiterte — Ges 
genſtand, nach feiner neuen wiffenfchaftlichen Geſtal— 
tung von der Staatenfunde ausgefchlof- 
fen, und in derfelben von der Berfaffung der ein= 
zelnen Staaten nur-in allgemeinen Umriffen 
und in dem Verhaͤltniſſe gehandelt werden, in 
welchem die Verfaffung zu den übrigen, in der Sta— 
tiftie Darzuftellenden, politifchen Stoffen ſteht. Durch 
diefe Ausfeheidung des Befondern in den 
einzelnen Verfaffungen aus dem Gebiete 
und Umfange der Staatenfunde wird aber 
zweierlei gewonnen: einmal vie felbftftändige 
wilfenfchaftliche Geftaltung des pofitiven Ver 
faffungsredhts, ohne Verwechslung und Vers 
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miſchung deſſelben mit der Staatenkunde; und z w e i⸗ 
tens die Beſchraͤnkung des wiſſenſchaftlichen 
Umfanges der Staatenkunde, welche, nach ihrer ges 
genwärtigen Geftalt, innerhalb eines afademifchen 
Halbjahres nicht füglich zu beendigen war, weshalb 
denn auch einige geachtere Männer blos mit der 
Darftellung der Staatenfunde einiger Reiche und 
Staaten (gleihfam der Murfterftaaten) fich bes 
gnügten, was aber eben fo einfeitig und fehlerhaft ift, 
als wenn man 5. B. europäifche Staatenges 
ſchichte anfündigen, und blos die Gefchichte Frank: 
reichs, Großbritanniens, der Niederlande und Ruß: 
lands vortragen wollte, | 

Sur das practifche europäifhe Volker: 
recht enthält die Staatenkunde einen bedeutenden 
Reichthum von Angaben und Nachrichten, welche 
theils zur Begründung, theils zur DVerfinnlichung 
vieler dem practifchen europäifchen Volferrechte eigens 
‚thümlichen Lehren gehören. Auf ähnliche Weiſe ift 
die Staatenfunde als Unterlage unentbehrlich für Die 
Diplomatie, weil der Diplomat weder bie 
noͤthigen theoretifchen Kenntniffe zur Unterhandlung 
mit auswärtigen Staaten, ohne die Kenntniß der 
Statiftif diefer Reiche und Staaten, fich erwerben, 
noch auch die Unterhandlungsfunft mit dieſen Staaten 
practifch üben fan, wenn er nicht die Geſammtheit 
des innern und Außern lebens diefer Staaten im Kreife 
der Gegenwart mit ficherm Blicke überfchaut, und mit 
feftem Tacte bei der Loͤſung feiner diplomatifchen Aufz 
, gaben anwendet, 


. 6, 
Grundzüge der Theorie der Staatenkunde, 
Da die ins Gebiet der Staatenfunde gehörenden 
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Stoffe und Maffen aus der Erfahrung ftammen ; fo 
kann das Princip ihrer DVertheilung und Anorb= 
nung nicht in ihnen felbft enthalten feyn. Diefes 
muß vielmehr aus einer Wiffenfchaft hervorgehen, die 
zwar der Erfahrung an fich nicht fremd iſt, die ‚aber 
nach ihrem Urfprunge über die Erfahrung fich erhebt. 
Diefe Wiffenfchaft ift die Staatsfunft in Vers 
bindung mit der Volks- und Staatswirthe 
fhaftslehre, und mit der Finanz- und Polis 
zeiwiffenfchaft.: 

"Denn enthält die Staatsfunft (Th.1, ©. 
337 ff.) die wiffenfhaftlihe Darftellung 
des Zufammenhbanges zwifchen dem innern 
und Außern Staatsleben, fo daß fie, nah 
ihren beiden Theilen , in die Darftellung der gefamms 
ten Bedingungen und Ankündigungen des innern 
und des Außern Staatslebeng zerfällt; fo folgt auch 
daraus für die wiffenfchaftlihe Begründung 
der Staatenfunde mit 0 daß die 
Darftellung der felbftftändigen Reiche und Staaten 
im Kreife der Gegenwart in die beiden Haupt: 
theile: der Darftellung ihres innern und Außern 


Lebens, zerfallen, und, in den einzelnen Unter. | 


theilen dieſer beiden Haupttheile, den in der Staats⸗ 
kunſt aufgeftellten einzelnen Bedingungen der Uns 
fündigung des innern und Außern Staatslebens 
folgen müffe. Die wifjenfchaftliche Sorm der Staates - 
funft wird daher über die innere Anordnung und 
wiffenfchaftlihe Geftaltung der Staatenfunde 
zunächft und hauptfächlich entſcheiden. | 
Allein bei der Ausmittelung des Volkseinkom— 
mens, des PVolksvermögens, und namentlich des 
reinen Ertrags in jedem einzelnen vorhandenen 
Keiche und Staate, fo wie bei der ftariftifchen Ueber— 
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ſicht uͤber den Feldbau, uͤber den Gewerbsfleiß, uͤber 
den Handel, und uͤber den gegenwaͤrtigen Standpunct 
der Cultur eines Volkes und Staates in den Kreiſen 
der Wiſſenſchaft und Kunſt, darf das, was in der 
Volks- und Staatswirthfhaftslehre 
(Th. 2, ©. 1 und S. 133) aus feften Grundfäßgen 
entwidelt worden ift, fo wenig übergangen werden, 
wie bei der ftatiftifchen Darftellung des Polizeis 
wefens und des Finanzzuſtandes bes einzel» 
nen Reiches und Staates das, was, als allgemeiner 
Grundſatz in der Sinanzwiffenfhaft (2h. 2, 
©. 263) und der Polizeiwiffenfchaft (Th.2, 
©. 453) aufgeftellt worden if. Die Theorie der 
Staatenfunde wird daher als eine, aus mehrern 
Staatswifjenfchaften gemeinfchaftlich abgeleitete, ſyſte— 
matifch geordnete Begründung der miffenfchaftlichen 
Anordnung und Durchführung der Staatenfunde ber 
einzelnen ehe und Staaten erfcheinen, 


7. 
Fortſetzung. 


Entſcheidet der wiſſenſchaftliche Charakter der 
Staatskunſt über den wiſſenſchaftlichen Charakter der 
Staatenfunde (d. h. über die Begründung der Wiffen- 
ſchaft, über Eintheilung und Anordnung des Stoffes, 
und über die geordnete und gleichmäßige Durchfuͤh— 
rung des Öanzen); fo wird die Theorie der Staa: 
‚ tenfunde in die beiden Haupttheile der Aufftel- 
lung der Grundbedingungen des innern und Des 
Außern Staatslebens im Einzelnen zerfallen, 

A) Zu der Darftellung des innern Staats 
lebens im Kreife der Gegenwart gehören aber drei 
Hauptpuncte: 1) die Grundmacht des Staates 
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‚nad Sand und Volk; 2) die Cultur des Volkes; 
3) der. Drganismus des Staates nach Berfaf 
fung, Regierung und Berwaltung. (Staats 
tunft, Th. 1, ©. 356.) 


1) Die Gruadink hf des Staates, nad 
fand uhd Volk, ſchildert * 

a) den fAnderbeftent, nach Ber Sefärhmts 
zahl der Geviertmeileit; nach dem Umfange un 
der „phnflfchen Befchaffenheit der einzelnen ‚Kreife, 
Provinzen und Bezirke; nach der örtlichen Lage, 
nach dem Klima, nach den Grenzen, riach der 
Güte Des Bodens, nach Gebirgen, Waͤlbern, 
Fluͤſſen u. f wi; 

b) das Volk, nach der Gefaͤmmtzahi der 

| Bevölkerung ; nach der Vertheilung der Bes 
voͤlkerung in die einzelnen Kreife, Provinzen“ und 
Bezirke, fo wie nach der Bolkgmenge i in den gros 
* gen, mittlern und Fleinen ‚Städten; nach der 
Nationalverfihiedenheit (3. B. ob teute 
ſcher, ſlaviſcher, finnifcher ꝛc. Abkunft); nach 
der buͤrgerlichen Verſchiedenheit (Adel, 
freie Grundbeſitzer, Leibeigene, Eigenhoͤrige; 
Hoͤflinge, Beamte, Gelehrte, Künftler , Karf— 
leute, Handwerker, Geldbauer, Tageloͤhner xc.) ; 
und, nach der kirchlichen Berfchiedenheit 
(ob Chriften, Iuden, Mahomedaner; — Evans 
gelifche, Katholiken, Mennoniten 2c.). 


2) Die Cultur des Volkes. kuͤndigt fich ‚art 
(Staatsfünft, Th. 1, ©.358) als, finnliche, 
technifche, intellectuelle,. kuͤnſtleriſche, 
ſittlich— teligiöfe und. bürgerliche, ultur, 

a)- Die phy ſiſche Cultur umſchließt den Feld⸗ 

bau, die Viehzucht, den Wieſen-, Garten⸗, 

St. W. 2te Aufl. IV. * 
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Obſt⸗, Weinbau ꝛc., den Forft- und Bergbau 


21. 0535 | 
b) die techniſche Cultur den gefammten Ger 


werbsfleiß in Manufacturen und Fabriken, und 
alle Arten und Derzweigungen. des Handels; 
c) die intellecewelle Cultur den Anbau 


der Sprachen und der Wiljenfchaften, mit Dar: 


ftellung aller Anftalten und Einrichtungen für 
Gelehrfamfeit und Wiflenfchaften im Umfange 
des Staates; on 
d) die Aftherifche Eultur den Zuftand und 
Anbau der Künfte : (namentlich der Dicht-, 
Rede-, Ton», Bau: und Schaufpielfunft, der 


"Malerei sc); 


e) die fittlichereligiofe Eultur die Sitten 
des Volkes nach feinen einzelnen Staͤnden, den 
firchlichen Cultus 2c.; und | 

f) die bürgerliche Cultur den Zuftand der 
politifchen Bildung und Mindigkeit der einzelnen 
Stände des Volkes, namentlich der. erblichen 
Stände und des fogenannten dritten Standes, 
(Staatsfunft, Th. 1, ©. 360) um, nad) 
der forgfältigen Würdigung. aller wefentlichen 
Puncte der Cultur, ein beftinmtes Ergebniß' über 
die Bolfsehümlichfeit und den National— 
charafter ziehen zu koͤnnen. 


3) Der Organismus des Staates 


: (Staatsfunft, Th. 1, ©. 367 ff.) umſchließt 


ı die Verfaffung, die Regierung und bie 


Verwaltung deſſelben. 


a) Bei der VBerfaffung (Staatskunſt, 
Th. 1, ©.376 ff.) wird berüdfichtigt, ob der Staat 
eine gefchriebene Verfaffungsurfunde habe, oder 
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nicht; ob fie eine octroyirfe oder vertragsmäßige 


fen; ob fie den repräfentativen oder ftändifchen 


Charakter trage; ob es eine oder zwei Kammern 
gebe; an welche Bedingungen der Eintritt in die 
Kammern geknüpft fen; welche Rechte den Volks: 
‚verfretern, namentlich in SHinficht der Theil— 
nahme an der gefeßgebenden Gewalt und in Be— 
ziehung auf das ‘Budget, zuftehen; in welchem 
Verhaͤltniſſe die Kirche zum Staate ftehe (ob nach 
dem Epiffopal= oder Territorialfnfteme) u, f. w. 


b) Bei der Negierungsform (Staats— 
funft, Th. 1, ©. 441 ff.) wird erörtert, ob 
der Staat eine monarchifche oder republi- 
Eanifche Regierungsform habe; ob die monar= 
hifche autofratifch oder befchränft, ob die repu= 
blifanifche demokratiſch oder ariftofratifch fen; 
nach welchem Grundſatze, bei der monarchifchen 
Kegierungsform, die Thronfolge erfcheine (ob 
nach Wahl, oder Erblichfeit, — ob im männ: 
lichen, oder auch im weiblichen Gefchlechte 2c.); 
ob eine Civillifte beftehe; wie der Hofftaat 
geftaltet fen; welche Orden vorhanden find ꝛc. 


c) Bei der Verwaltung (Staatsfunft, 
35.1, ©. 477 ff.) muß zunächft angegeben wer= 
den, ob fie nach dem Syſteme der Provinzial— 
verwaltung, oder nach dem Syſteme der Central: 
verwaltung beftehe; ob die Gemeindeverwal- 


tung felbftftändig fen; wie viele und welche Mi⸗ 


niſteria, und in welchem gegenfeitigen Verhält- 
niffe fie beftehen; ob ein Staatsrath, und 
mit welchen Functionen, ob ein befonveres fürft- 


liches Rabinet, ob eine Öeneralcontrolle 


eriftire; ob’alle verwaltende Behörden verant- 
E . ) 2 * 
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wortlich find; — fodann im Einzelnen, 
‚wie im Staate 

&) die —— (nach den 
vorhandenen Geſetzbuͤchern, nach den verſchie— 
denen Behoͤrden und Inſtanzen U — ob mit 
Geſchwornengerichten und Friedensrichtern x.), 

8) die P olize i (nach der Sicherheits= und 
Ordnungs⸗, fo wie nach der Cultur- und Wohl: 
fahrtspolizei), 

Y das Finan zweſen (nad) Domainen, 
Regalien, Budget, directen und indirecten 
Steuern und ihrer Vertheilungs + und Erbes. 
bungsweife) , 

d) das Kriegswefen (nach dem ftchenden 
Heere, Neferven ‚Landwehr, Landſturm, Fe⸗ 
ftungen 2%) 


organifirt fey, und verwaltet werde. 
B)_ Zu der Darftellung des außern Staat: .. 


lebens im Kreife der Gegenwart gehören wieder 
‚ brei Hauptpuncte: 


a) Beftimmung des Einfluffes (Staatsfunft, 
Th. 1, ©. 341f.) , welchen das innere teben 
eines Staates, nach der Cultur des Volkes und 
nach den drei Bedingungen des Staatsorganismus 
(Verfaſſung „Regierung und Verwaltung), auf 
deffen außere (Eraftvolle oder fehwache) Ankuͤndi— 
gung in der Mitte des europäifchen Staatenſyſtems 
behauptet, ſo wie der Ruͤckwirkung, welche bisweilen 
auch das aͤußere politiſche Leben eines Staates 
auf deſſen inneres Leben hervorbringt (z. B. in 
der Zeit der Kriege, und nach denſelben ꝛc.); 


b) Würdigung des befondern. Staatsin- 
tereſſe jedes einzelnen felbfiftändigen Otaates 


(Staatsfunft, Th. 1, ©.581), hauptfächlich 
nach Ausmittelung feiner politifchen Würde (ob 
Kaiſerthum, Königreich), Freiftaat, Fuͤrſten— 
thum 2c.), feiner nolligen oder theilweife rn 
ſchraͤnkten Souverainetät (wie z. ®. 
einem Staatenbunde, oder in den jonifchen ne 
feln, in der Stadt Cracau 2c.), und feines poli— 


tifchen Ranges und Gewichtes (als Macht, 


des erften, zweiten, dritten oder vierten politifchen 
Kanges); 
©) Aufftellung der Geſammtheit der für. jeden 
einzelnen Staat gültigen Berträge in ‘des 
ziehung auf alle Mächte und Staaten des Auslan— 
des, fie mögen Friedensfchlüffe, Angriffs» oder 
Vertheidigungsbündniffe, Handelsperträge, oder 
befondere Konventionen u. f. w. ſeyn. Zugleich 
muß dabei bemerkt werden, ob ſich der einzelne 
Staat in der Gegenwart entweder im wirflichen 
Zuftande des Krieges, oder Doch im Zuftande der 
Ketorfionen und Kepreffalien gegen andere Staa— 
ten befindet (Sta atskunſt, Th. 1, S. 593 ff.). 


Beruͤckſichtigt die Staatenkunde — ſowohl 
die allgemeine, welche das geſammte europaͤiſche 
und amerikaniſche Staatenſyſtem umſchließt, als 
«bie beſondere, welche als Specialſtatiſtik 
. bes einzelmen Staates erſcheint, — alle dieſe auf— 
geftellten wefentlichen Puncte des innern und Außern 
Staatslebens; fo feheint theils der Anforderung an 


den erfchopfenden Umfang, theils den Anfprüchen an 


die logiſch zwedmäßige Anordnung und innere Ver: 
theilung der darzuftellenden Maflen, in der Wiffen- 
haft der Staatenfunde Genüge zu gefcheben.. Dabei 
verftehe fish von felbft, daß, nach der Eigenthuͤmlich— 
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keit der einzelnen Staaten, ſowohl in der Aufeinan⸗ 
derfolge-und Stellung, als auch in der mehr oder 

weniger ausführlichen Behandlung der einzelnen auf: 
geführten Rubriken (3... bei der Schilderung der 

Schweiz und der Tuͤrkei), in der Darſtellung ſelbſt 

eine bedeutende Verſchiedenheit und Mannigfaltigkeit 
ſtatt finden muͤſſe. 


8. 


Ob eine geſchichtliche Ueberſicht des Staa— 
tes in die Theorie der Staatenfunde ges 
höre? 


Je weniger Zweifel über die Aufnahme und. 
Durchführung der ($. 6.) aufgeftellten Gegenftände 
ſelbſt in die Staatenkunde und deren Theorie ftatt 
finden kann, wenn gleich über‘ die Aufeinanderfolge 
und Stellung derfelben verfchiedenartige Anfichten bes 
ftehen mögen (je nachdem man nämlich bei der Theo: 
vie der Statiftif von diefen oder andern Grund: 
ſaͤtzen ausgeht); defto ſchwankender find die Anfichten 
der theoretifchen Statiftifer darüber, ob es zweds 
niäßig fey, vor der Darftellung der Staatenkunde 
des einzelnen Staates eine Eurze tabellarifche 
gefchichtliche Leberficht über die Zu- und 
Abnahme des Staates, feit feinem Ent 
fteben biszum Augenblide der Öegenwart, 
zunähft in Hinfiht auf Geviertmeilen 
und Volkszahl, zu geben. | 
| Allerdings gehört, im ftrengen Sinne genommen, 

diefer Stoff ausfchließend der Geſchichte, und nicht 
der Staatenkunde, an; auch wuͤrde dieſe Ueberſicht 
entbehrlich ſeyn, wenn jeder, der eines Handbuches 
der allgemeinen oder beſondern Staatenkunde bedarf, 
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entweder an ſich ſchon voͤllig mit der Geſchichte der 
ſtatiſtiſch darzuſtellenden Staaten vertraut waͤre, oder 
doch, vor dem Studium der Specialſtatiſtik eines 
Staates, die Kenntniß der Specialgeſchichte deſſelben 
ſich erworben haͤtte. Weil aber dies bei den meiſten, 
welche die Staatenkunde als eine für ſich be 
ſtehende Wiffenfchaft erlernen wollen, nicht 
vorausgefegt werden kann; fo feheint eine — freilich 
kurze und fehr gedrängte — geſchichtliche 
Ueberfiche über das allmählige Anwachfen ober 
über das Sinken eines Staates nach feiner politifchen 
Macht, in Hinficht auf Länder, Provinzen, Zahl 
von Seviertmeilen und Bevölkerung, — (wie fie bereits 
von Haffel bei feiner [frühern] Statiftif von Oeſt— 
reich und Rußland, von Wichmann, bei der Sta— 
tiftif von Rußland, von Stein bei der non Preußen, 
von mir bei der Statiftif von Sachſen, und von 
Haffelin f. ſtatiſtiſchen Umriffe der ſaͤmmtl. 
europ. Staaten [Weimar, 1823. Fol.] verfucht 
worden ift) — der ftatiftifchen Darftellung felbft fehr 
zweckmaͤßig, wenn gleich nicht nothwendig, voraus— 
zugeben, Denn jeder in der Wirklichfeit vorhandene 
Staat Enüpft feine Öegenwartan eine Ber: 
gangenheit, ohne welche die Gegenwart nicht das 
wäre, was fie ift, und aus welcher die öffentliche 
Ankündigung des Staates im Kreife der Gegenwart 


zunächft hervorging, 
u | 9. 
Literatur der Theorie der Statiſtik. 


Die erſten geläuterten Grundfäge für eine Theo: 
rie der Statiftif ftellte Achenwall in feiner 
(bei der Literatur der Staatenkunde vollftändig anzu— 


\ 
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führenden) „Staatsverfaffung der heutigen 
vornehmften Reihe und Volker” auf, in- 
deren Tter Auflage die Theorie 63 Seiten umfaßt. 
— Er erklärte geradezu, ‚bevor man die Statiftif 
anfange, muͤſſe man einige allgemeine Anmerkungen 
machen: über 1) ihren Begriff und Umfang, ihre 
Abtheilungen und ihre natürlichen Verbin— 
dungen; über 2) ihren Nusen: 3) ihre Ges 
fhichte, und 4) ihre Quellen. Er geht dabei 
von dem Begriffe ver Staatsmerfwürdigfeis 
ten aus, und fagt: „Der nbegriff der wirklichen 
Staatsmerfwürdigfeiten eines Neiches oder einer Re— 
publit macht ihre Staatsverfaffung im weitern 
Verftande aus; und die Lehre von der Staatsverfaf- 
fung eines oder mehrerer einzelnen Staaten ii die 
Statiftif, oder Staatsbefchreibung.” (in 
der Behandlung und Aufeinanderfolge der Gegen⸗ 
ftände weicht er aber bedeutend yon dem ſ. 6. aufge⸗ 
ſtellten Plane ab.) 


Nach ihm bearbeiteten die Theorie der Statifit: 


3. Chftvh. Gatterer, Ideal einer allgemeinen Welt⸗ 
fatiftit, Gött. 1773. 8. 
Sofeh Mader, we Begriff und Lehrart der Stas 
tiſtik. Prag, 1793. 
Schloͤzer, Me der Statiftit, Nebft Ideen 
‚ Über das Studium der Politit überhaupt. Erftes 
Heft. Goͤtt. 1804. 8. (mehr iſt von dieſem geiſtreichen 
Entwurfe nicht erſchienen) — (Man kann damit feine 
Recenſionen über mehrere fpätere Schriften aus dem 
x Gebiete der Staatenfunde vergleichen in den Goͤtting. 
- gel, Anz. 1808, ©t. 14. St. W. St. 58. und 
&t. 210.) 
Seo. Fr. Dan. Goͤß, über den Begriff der Stas 
tiſtik. Ein Hiftorifch s kritischer Verfuch, Anſpach, 1804, 
8. — De statistices aetate et utilitate, — 
1806. 4. Ceine Dreisfhrift.) 


—⸗ 
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Gregor Schoͤpf, Leitfaden — einer allgemeinen 
Statiſtik, mit Hinweiſung auf wahre und gruͤndliche 
Staatskunde. Nuͤrnb. 1806. 8. (Ohne Schloͤzern 
zu nennen, benutzte Schoͤpf deſſen Anſichten; — 
die, welche er nur aus nachgeſchriebenen Schloͤzerſchen 
Vorleſungen kennen ‘gelernt hatte, weil das zweite 
Heft der Schlözerfchen Theorie nicht erfchien. (vgl. Goͤt⸗ 
ting. Anz. 1808, N.26. ©. 259. von Schlozern 
ſelbſt. 
(Ueber die Schriften von Donnant, théo- 
rie Elementaire de la.statistique. Paris, 1805: 
8. — und Introduction à la science de la sta- 
tistique, d’apres allemand de Mr. de Schlö- 
zer. Paris, 1805. 8, fo wie überidie hodläns 


difche Ueberſetzung der Schlözerfchen Theorie durch 


Tijdeman [ &röningen, 1807.] muß man Schloͤ— 
zers eignes Urtheil [LGött. Anz. 1808, ©t. 14, 
©. 137 ff. und St. 26. ©. 249] vergleichen.) 

Aug. Niemann, Abri der Stariftit und der 
. Staatenfunde ‚.nebit Fragmenten zur Gefchichte derfels 
ſelben. Altona, 1807. 8. 


Leop. Krug, Ideen zu einer ſtaatswirthſchaftlichen 


Statiſtik. Berl. 1807. 4. 

Wilh. Butte, Statiſtik als Rn 1r Theil. 
(mehr iſt nicht erfchienen.) ‚Landsh. 1508 

EHfiph. Rommel, über — — 
und Statiſtik. Nebſt einem Abriſſe dieſer und der poli⸗ 
tiſchen Wiſſenſchaften. Marburg, 1810. 8. 

Joſ. Zizius, theoretiſche Vorbereitung. und Eins 
leitung zur Statiftif. Wien und Trieft, 1810, 8, 

Aug. Leop. Bucher, Betrachtungen über die Geogras 
phie und über ihr. Verhaͤltniß zur Geſchichte und Stas 
tiſtik. Leipz. 1812.85, 

Aug. Ferdin. Luͤder, Kritik der Statiſtik und Poli⸗ 
tik, nebſt einer Begruͤndung der politiſchen Philoſophie. 
ðott. 1812. 8. 


Fr. Rönnbäck, de statistices apud veteres 


vestigijs et föntibus, Abo, 1815. 4. (vgl. Leipz. 
Lit. Zeit. 1815, St. 290.) 

Sof. Mar. Freih. v. Liehtenftern, erfte Einleis 
tung zum "Studium der Statiftit als felbftftändiger 


* 


# 
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Wiſſenſchaft unter dem leitenden Princip bed Staats— 
zweckes. Zweite umgearb. und verm. Ausgabe. Dresden, 
1820. 8. | 

Ern. Klotz, theoriae statistices particula1. s. 
theoria statisticestanquam scientiae. Lips. 1821.8. 

Chretien de Schlözer, table des matieres 
contenues la theorie de la statistique, ainsi que 
dans celle de }histoire. Moscou, 1823. 8. — 
Aus dem Franz. von dem Verf. felbft uͤberſetzt und mit 
einigen Zufägen verfehen, unter dem Titel: Grundriß 


der Gegenſtaͤnde, welche in der Theorie der Statiſtik, 


fo mie in der der Geſchichte, vorzuͤglich in Beziehung 


auf den ethnographiſchen Theil der letztgenannten Wiſſen⸗ 


ſchaft, enthalten find. Goͤtt. 1827.98. 
Franz ofen Mone, Theoriz der Statiſtik. Erfte 
Abiheil. Heidelb. 124.8 
Chſtn. Aug. Fiſcher, Grundriß einer neuen ſyſtemati⸗ 
ſchen Darſtellung der Statiſtik als Wiſſenſchaft. Nebſt 

einer Probeſkizze der Behandlung. Elberf. 1825. 8. 

J. E. v. Koch⸗Sternfeld, Grundlinien zur allge⸗ 
meinen Staatskunde, mit beſonderer Ruͤckſicht auf die 
organiſche, materielle und wirthſchaftliche Grundmacht 
des Staates. Münden, 1826. 8. — Ueber den Stands 
punct der Staatstunde, als Bürgfchaft der Landes ; Drds 
nungen und Freiheiten. Münden, 1827. 8. 

(In Haffels Lehrbuch der Statiftik, Weimar, 
1829.- 8. wird von &. 1 — 26 aud) die Theorie der 
Statiftit beräcfichtigt.) 


10. 


Ueberſicht über bie Geſchichte der Staa— 


ten 


£unde und deren wiffenfhaftliden 
Anbau *). 


%:Geo. Meufel, Literatur der Statiſtik. Leipz. 1790. 
8. — Diefes Wert ward, mit den beiden erſchienenen 
Nachtraͤgen, in einer N. A. in 2 Bänden bearbeitet. 


*) Vergl. meine Recenſion im Hermes, ©. 208 fi. 
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Leipz. 1806. 8. (bedarf aber in umfrer Zeit einer neuen 
GSeftaltung und Ergänzung.) 

Aug. Ferd. Lüder, Gefchichte- der Statiſtik. Goͤtt. 
1817. 8. (ein leidenfchaftlich gefchriebenes Werl gegen 
die Statiftif, die der Verf. früher ſelbſt wiſſenſchaftlich 
Angebaut hatte.) 


* * 


Wenn gleich aus den Berichten der -venetianis 
[hen Geſandten im Auslande während des ſechszehn⸗ 
ten Jahrhunderts die erftien gedrudften ftatiftifchen 
Schriften hervorgegangen find; fo war doch auch dag, 
damalige Zeitalter der erften Anregung der ftatiftifchen 
Kenntniffe guͤnſtig. Denn mit dem Anfange des 
fehszehnten Jahrhunderts begann die erweiterte Vers 
bindung unter den einzelnen \europäifchen Reichen und 
Staaten, die gegenfeitige genaue Beobachtung ihrer 
Intereſſen und Abfichten, der fehnelle Wechfel ver 
Buͤndniſſe und Verträge zwifchen ihnen, fo wie der 
ſichere Tact, mit welchem mehrere Kegenten und Mi: 
nifter dieſer und der nächftfolgenden Zeit die Gegen: 
ftände des innern Staatslebeng behandelten, Das 
hin gehörten Ludwig 12 und Franz 1 von Franfreih; _ 
Karl5 in Spanien und Teutfchland ; Churfürft Auguft < 
von Sachſen; Heinrich 4 und Sully in Frankreich u. a. 


As Vorläufer des wiffenfchaftlichen Anbaues 
der Staatenkunde müffen betrachtet werden: 


Franc. Sansovino (geb. 1521 zu Rom), del 
governo e amministratione di diversi regni e 
republiche, cosi antiche, come möderne, in 22 
Büchern. Diefes Werk erfchien zuerft 1567 zu Venes 
dig, eine fpätere Ausgabe dafelbft 1607. 4, 

fe relationi universali di Giovanni Botero, 
divise in quattro parti. Diefes Werk, welches zus 
erft zu Rom 1592. 4. gedruckt ward, erfchien in den 
folgenden Ausgaben bedeutend vermehrt, und ward in 
verfchiedene Sprachen (ins Teutfche, Münden, 1612. 
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Fol.; ins Lateiniſche mehrmals) uͤberſetzt. — Die 
befte Ausgabe ift: Io. Boteri relationes de prae- 


- cipuis rebus publicis, ex italico latine eonver- 
sae, cum notis et indice auctorum politicorum 


Justi Reifenberg, edenteRud. Georg Lünde. 
Helmst. 1664. 4. ! 
(Diefe beiden Werke find, * der gewoͤhnlichen 
Meinung, aus den Papieren venetianiſcher Geſandten 
entſtanden. Anders urtheilte Schloͤzer daruͤber in 
den Goͤtting. Anz. 1808. St. 210. S. 2101 f.) 


An dieſe Schriften ſchloß ſich (in 72 einzelnen, aus 
dem Italieniſchen ins Lateiniſche uͤberſetzten, Abhand— 
lungen über politiſch-ſtatiſtiſche Gegenſtaͤnde) an: Ihe- 
saurus politicus; relationes, instructiones, dig- 
sertaliones, aliosque de rebus ad plenam im- 
periorum, regnorum, prov inciarum , cognilio- 
nem, complectens. 3’T’om. Colon. 1609 — 11. 8. 
(Die Ueberfegung war von Kafpar Eng, lutheriſchem 
Prediger zu Lorich. — Den Titel des feltenen Drigis 
nals ‚führt Schlözer an in den Ser Anz. 1808, 
&t. 210. ©. 2101 ff.) 

(Bei Sanfovino wurden 22 Speciaffatifiten 
[von Frankreich, Teutſchland, England, Spanien, 
der Türfei, Perſien, Tunis, Se5, Polen, Portugal, 
Neapel, Kirchenftaat;, Alts Rom, Schweiz, Raguſa, 
Sparte, Genua, Athen, Eutcca, Venedig, Nürns 
berg und von Ütopia, einem Idealſtaate —] 
gegeben. Gefchichtliche und ftatiftifche Gegenftände laus 
fen bunt durch einander; nur einige- Staaten [Frank 
veich, England, Fez, das alte Rom, Sparta, Athen, 
Venedig und Utopia] wurden ausführiic charaks 
terifire. "Ein gemeinfamer Plan fehlt; dern oft wer— 
den bei dem einen Staate Gegenjtände aufgeführt, 
welche bei dem andern Übergangen werden, _ Der Reli— 
gion, des Handels und der wiffenfchaftlicheg Cultur 
wird nur wenig und beiläufig gedaht — Mehr 
fuftematifche Haltung finder ſich beim Botero, ‚wel 
cher über alle ihm bekannte Staaten, über ihre Vers 
faffungen und Religionen, fich verbreitet. — Der Thes 
faurus, von Eng überfent, hingegen enthält blos eine 


- 
- 
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Waſſe von einzelnen politifch + ſtatiſtiſchen Auffägen, 
welche aus Inftruetionen und Berichten von Gefandten 
und Staatemännern gezogen waren.) 


11. 
„Fortſetzung. 
Von d'Avity bis Achenwall. 


Wenn gleich die ($.10.) genannten Werke nur 
als die erften unvollfonnmenen Vorbereitungen gelten 
fonnen, das Gebiet der Staatenfunde aus einem 
eigenthinmlichen Sefichtspuncte aufzufaffen; fo begann 
doch ſchon mit dem Werfe des d' Avity der erfte 
wilfenfchaftliche Verſuch in Hinficht des ſelbſtſtaͤndigen 
Anbaues der Staatenkunde im Großen. Ihm folgten 
mehrere nicht ohne Tact und Erfolge Yen der fefte 
wiljenfchaftliche Charakter der Statiſtik begann erft mit 
Achenwall, mit welchem daher auch ein neuer Zeitz 
abſchnitt in der Bearbeitung der Staatenkunde als 


Wiſſenſchaft anhebt. » 
Den en größern wiſenſchaftlichen er 
enthält: 


d’Avity,) Ion Etats, empires, royauıtıen, 
seigneuries, duchez et principautez du Ei 
ar le Bieur D.V.T.Y. St. Omer, 16% s 
‘Kr E. Parıs, 1625, Fol, (Diefeg Wert 5 in 
feiner Zeit allgemeinen Beifall. Es erſchien laͤtei— 
niſch: Archontologia cosmica, mit Zufäßen 
von J. Ludw. Gothofried Id. i. J. Phil. Abelin! 
Frankf. 1629. Fol. und teutſch, Anfangs mit 107 
Merianiſchen Kupfern, Frankf. 1646. Fol. und ſpaͤter 
mit 145 Kupfern, und mit einer Fortfetzung bis zum 
Jahre 1694, zu Frankf. 1695. Fol. — In Frank 
‚reich beforgte die zweite, -fkark vermehrte, Ausgabe : 
Frangois Ranchin. Paris, 1635 — 1645. 5 Voll. 
Fol — Am Umfange noch ſtaͤrker, allein. den Zus 


l 
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fägen nach unbrauchbarer und entftellter, iſt die fpätere 
Ausgabe von Jean Baptiste de Rocoles. Paris, 
1660. 6 Voll. Fol. Diefes Werk umfchloß nicht blos 
Europa, fondern verbreitete fich auch, und zwar in den drei 
erften Theilen, über Afıen, Afrika und Amerika.) 


Noc gehören der Mitte des fiebenzehnten Jahr— 
hunderts die fogenannten (32) Elzevirifchen Re⸗ 
publifen an, welche feit dem Jahre 1625 bei den 
Brüdern Eigevire zu Senden in Sedez, unter Leitung 
des Johann d.e Laet zu Antwerpen, erfchienen. Sie 
enthalten Specialftatiftifen im Geifte ihres 
Zeitalter (vier davon find fogar den Hebräern, Gries 
chen, Athenienfern und Roͤmern gewidmet), zufam= , 
- mengefeßt aus vorliegenden gefchichtlichen und ftatifti= 
fhen Notizen, und von mehrern Derfaffern, im 
Ganzen ziemlich ungleichartig, bearbeitet. — Gleich— 
zeitig empfahl Veit Ludw. v. Sedendorf in feinem 
Sürftenftaate (1656) die zwedmäßige Beſchrei— 
bung der einzelnen Staaten, und gab eine Anweifung 
zu berfelben, 

Obgleich noch nicht unter dem Namen Stati« 
ſtik, welcher erft von Achenwall gebraucht ward, 
lehrte doch bereits Conring (T 1681) zu Helmftädt 
diefe Wiffenfchaft zuerft auf einer. teutſchen Hochſchule, 
und führte fie dadurch in den Kreis der akademi— 
fhen Difciplinen ein. War gleich der Zufchnitt, 
den er dieſer Wiffenfchaft gab, etwas fehwerfällig und 
fhotaftifh (er trug fie nach der methodo quatuor 
causarum — causa materialis [and und leute], 
causa finalis [Zwed und Mittel des Staates] „ causa 
formalis [Regierungsform], causa efficiens [Xegent, 
Minifter, Behörden, Militair ꝛc.] — vor); fo erwedte 
er doch den Sinn für diefe neue und wichtige Wiffen- 
ſchaft fehr allgemein. Er felbft fehrieb nicht darüber; 
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allein v. Goͤbel nahm in den dritten Theil von 
Conrings Werfen (zuſammen 6 Thle. Byaunſchw. 
1700) das opus posthumum: de notiũa rerum 
publicarum ‘hodiernarum auf, und oh. Fr. Poͤp⸗ 
ping, inf. orbis illustratus, s. nova histo- 
rico - publico - geographica imperiorum rerum- 
que publicarum per totum terrärum orbem de- 


scriptio, (Raßeburg, 1668, 12.) folgte ihm; noch  - 


mehr aber, und mit bedeutenden Zufägen und Er—⸗ 
mweiterungen, Conrings ehemaliger Zuhörer (im Jahre 
1660), der Profeffor Philipp Andreas Oldenburger 
zu Genf (T 1678), in feinem: thesaurus rerum 
publicarum. 4 Voll. Genev. 1675. 8 Durch 
gehende herrſchte in Diefem ausführlichen Werke Cons 
rings angedeuteter Plan, durchgeführt durch alle. 
Keiche und Staaten der vier Erdtheile. 

Gleichzeitig mit Conring, lehrte Joh. Andreas 
Bofe zır Sena diefelbe Wifjenfchaft; er felbft aber 
fehrieb über diefelbe fo wenig, wie Konring. Erſt 
zwei Jahre nad) feinem Tode gab Georg Schubart 
die Vorträge des Bofe heraus: introductio genera- 
lis in notitiam rerum publicarum orbis universi. 
Ien. 1676. 4. Gie enthält eine breite Einleitung 
in die Wiffenfchaft, worauf vier afademifche Gele— 
genheitsfchriften deſſelben über einzelne ftätiftifche Ge— 
genftände folgen. An der beabfichtigten Bearbeitung 
der Specialftatiftif der alten und neuen Reiche 
und Staaten verhinderte ihn der Tod. — Spaͤter 
gab Koh. Andr. Schmid Boſe's notitia Hispaniae. 
Helmst, 1702. 4. als defjen- einzigen ftatiftifchen 
Nachlaß heraus. | 

In vielen Duartausgaben, von 1673 bis 1707, 
erfchien von dem Prof. of. Chriſtophh Beckmann 
zu Frankfurt an der Oder: historia orbis terrarum 
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geographica et civilis, de variis negotiis nostri 
potissimum et superioris saeculi, aliisque rebus 
selectiortbus.. Er gab in der groͤßern Hälfte Des 
Werkes eine ſoſtematiſch verbundene Maſſe hiſtoriſcher 
und geographiſcher Nachrichten, worauf er eine Bes 
fchreibung von eilf: eimopäifchen Staaten! (Spanien, 
Portugal, Frankreich, England, Dänemark,’ Schwer 
den, Rußland, Polen, Böhmen und Ungarn, der 
Zürfei und Venedig) folgen ließ, nnd.die afiatifchen 
und afrikanifchen Staaten in einer. Ueberſicht darſtellte. 


Chrsitn. Gastel,’ de statu publieo Euröpae 
növissimo. Norimb. 1675. Fol. Cberüskichtigte vor⸗ 

zuͤglich Teutſchland.) 1 

+ Bernd. v. Zeh (ſaͤchſ. geh. Kath, - — ſchrieb 
pfeudonym als Friedr. Leutholff von ——— 
Europäifcher Herold. Leipz. 1688, Fol. — N. A. 

. 2 Tpeilen, ſehr vermehrt und fortgefuͤhrt, 1705. Sl 
(Er umfchlieft die ſaͤmmtlichen euröpäifchen Staaten, 
mit Ausnahme Rußlands und der Türfei, nach ih rem 
politifhen Range: das roͤmiſch-teutſche Kaifers 
thum (im ganzen erſten Theile), dann die Koͤnigreiche, 
die Freiſtaaten, die Fuͤrſtenthuͤmer. — Nach ſeinem 
Plane giebt er zuerſt ausfuͤhrlich die neuere Gefcichte , 
dann die Befchreibung des Landes, der ... und 
der Regierung. , 

Thom. Salmon, modern histopy,; or 

Baur: of all nations.. Lond. 1724. Fol. — 

d. 3. 3 Voll. 1744 sqgq.» (Naͤchſt dem d’Avity 

iſt dies, unter den Altern ftatiftifchen Werken, eins der 

ausführlichften. Mit Ausnahme Englands [welches der 

Verf. in den beiden erften Theilen feiner brittifchen Ges 

. fehichte befchrieben hatte], verbreitet fich der Verf. über 

alle Reiche der vier Erdtheile. Das Werk ward „Ind 

Holändifche (von van Goch), ins Franzoͤſiſche, Ita⸗ 

lieniſche, und insg Teutfche [mit Aufnahme der aus 

*  fäße der holländifchen Ueberſetzung] in 10 Theilen, 4. 

Altona, 1732 — 54, uͤberſetzt. — In Tpäterer Zeit 
folgte: ihm ein. anderer Britte: Ih. Smollet, the 


- 
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present state of all nation. 8 Tom. Lond. 
1758 sqq. 8. 


Sn compendiarifcher Form ward bie 
Staatenkunde behandelt: Zr 


Luc. de Linda, descriptio orbis et omnium 
ejus rerum publicarum, in qua praecipua omnium 
regnorum et rerum publicdrum ordine et metho- 
dice pertractantur. Lugd. Bat. 1655. 8. (Diefes 
erfte Compendium der Statiftit wird von den meiften 
neuern Statijtifern nicht erwähht. Der Verf. aber, der 
am längiten bei den europäifchen Neichen vermweilt, ob 
er Yleich die außereuropaͤiſchen nicht ganz Übergeht, gab 
feinem Bude einen ſyſtematiſchen Zufchnitt und Kürze 
des Ausdrudes; nur vermifcht er das Statiſtiſche, 
Geographiſche, Publiciftifhe und ſelbſt das Gefchichtz 
licye. ) | | 


Dietr. Herm. Kemmeric,. Einleitung zur Staates 
wiffenfchaft der heutigen Welt. Leipz. 1713, 8. Cfür 
feine Zeit nicht ohne Werth.) | 

Everard Otto, primae lineae notitiae Europae 
rerum publicarum. Trajecti, 1726. 8. (Dtto 
übertraf ‘ feinen Landsmann de Linda. ein Bud 
erſchien in mehrern Auflagen und in Nachdruͤcken zu 

Jena. Die fünfte Auflage (1749) mit dem Titel: 
notitia praecipuarum Europae rerum publica- 
rum. (Er ließ, auf eine allgemeine Einleitung, blos 
ſechs europäifche Staaten folgen [Teutfchland, England, 
Sranfreih, Spanien, Portugal, die Niederlande]. Im 
Texte fchildert er die Gegenwart, in den Anmerkungen 
und Noten die Vergangenheit.) 


en 
Fortſetzung. 
Von Achenwall bis Meuſel. 

Das höhere Leben und der reichere Anbau ber 
Statiſtik, felbft Ddiefer Name, begann erft mit 
Ahenwalls Schriften und. Vorträgen über dieſe 

St. W. ate Aufl. IV. 3 
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Wiſſenſchaft ſeit 1748 zu Goͤttingen, die er ſchon 
ſeit 1746 in Marburg gelehrt hatte. | 


Gtfr. Ahenwall, Abriß der neueften Staatswiffens 
fchaft der heutigen vornehmen europäifchen Reiche und 
Kepubliten. tt, 1749. 8. — Drum feit 1752 mit“ 
dem. Titel: Staatsverfaffung der europäifchen Reiche 
im Grundriffe, in mehrern Auflagen 1756. 1762. 1767. 
Nach des DVerfaffers Tode ward das Werk in zwei 
Theilen in der ſech ſten Auflage 1781 und 1785 auss 
gegeben, wovon Schlözer den erfien, Sprengel 
den zweiten Theil, — die fiebente Auflage aber 
1790 und 1795 Sprengel ‘allein beforgte. (Der 
Einleitung zu Achenwalls Werke, welde eine 
Theorie dar Statiſtik enthält, iſt bereits [$. 8.]_ 
gedacht; Im Ganzen befchräntte er, fi auf die Spe— 
cialitatiftit von acht Staaten? Spanien, Portugal, 
Frankreich, Großbritannien, Niederlande [dody fehlen 
diefe in der Tten Auflage vom Jahre 1798], Rußland, 
Dänemart, Schweden.) 

Chrſtn. Wild. Franz Wald, Entwurf der Staates 
verfafung der vornehmſten Reiche und Völker in Europa, 

Jena, 1749. 8. (Er jtellte, nad) kurzen einleitenden 
Grundfägen, zehn Staaten dar: Portugal, Spanien, ' 
Frankreich, Großbritannien, Niederlande, Teutſchland, 
Dänemarf, Schweden, Rußland, Kirchenftaat.) 

J. Paul Reinhard, Einleitung in die Staats— 
wiffenfehaft der vornehmjten Reiche und Republiken in 
Europa und Afrika. Erlangen, 1755. 8. (im Ganzen 
weniger reichhaltig, als Achenwall und Walch; doc) bes 
handelte er auch Algier, Tunis, Tripoli, Fez und 
Marocco.) | 
Ant. Fr. Büfching,gkurzgefaßte Vorbereitung zur 
europäifhen Länders und Staatsfunde. Hamb. 1758, 
8. — Die neuefte Auflage von Norrmann 1809. 

Ludw. Ant. Baumann, kurzer Entwurf der Staats; 
verfaffung der enropäifchen Reiche. Brandenb. 1761. 8, 
(unbedeutend.) - FE gi | . 

M. Elobald) Toze, der gegenwärtige Zufland von 
Europa, 2 Theile. Buͤtzow und Wismar, 1767. 8. — 


— 
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Die 2te und Ite Auflage (1779 und 1785) unter dem 
veränderten Titel: Einleitung zur allgemeinen und bes 
fondern europäifhen Staatstunde, in zwei Theilen. 
(Der Verf. behandelt darin: Europa überhaupt, Spa; 
nien, Portugal, Großbritannien, die Niederlande, Däs 
nemart, Schweden, Polen und Rußland.) — Nach 
feinem Tode „ bearbeitete Valent. Aug. Heinze bie 
vierte Auflage (1790 u. 1799), die aber im zweiten 
Theile, welcher blos Dänemark und Schweden enthält, 
niht beendige ward. — Diefes Wert ward ing 
Englifhe, Hollaͤndiſche und Daͤniſche Überfent. 

3. Sr. Lebret, Vorlefungen über die Statiſtik. 2Th. 
Stuttg. 1783 ff. 8. (nur die Einleitung handelt von 
der Statiftif überhaupt; das übrige enthält eine Spes 
eialftatijtit von Venedig und dem Kirchenftaate.) 

Aug. Fr. Wild. Crome, über die Größe und Bes 
völferung der europäifchen Staaten. Leipz. 1785. 8, 
N. A. Frankf. am M. 1794, — Meu bearbeitet und 
erweitert erfchien diefes-Werk unter dem Titel: Ueber 
die Eulturverhältniffe der europäifchen ‚Staaten, ein 
Verfuch, mittelt Größe und Bevölkerung den Grad 
der Eultur der Länder Europens zu beſtimmen. Mit 
15 Tabellen, und einer illuminirten Verhältnißcharte von 
Europa. Leipz. 1792. 8. — Europens Producte. Deffau, 
1782. 8. Ate Aufl. Tuͤb. 1805. 8. (Doc erfchien von 
diefer N. A. nur die erfte Abtheil.) — Das Wert 
‚über die Eulturverhältniffe”” gab der Verf. Leipz. 1818, 
& neu heraus unter dem Titel: Allgemeine Ueberſicht 
der Staatsfräfte von den fämmtlichen europäifchen Reis 
hen und Ländern. Mit 7 Tabellen, und einer Verhälts 
nischarte von Europa. 

Sul. Aug. Remer, Lehrbudh der Staatskunde der 
vornehmften europäifchen Staaten. Braunſchw. 1786, 
8. Cein brauchbares Compendium- für jene Zeit.) 

Phil. Chſtn. Wernher, Handbud) der neueften Erd⸗ 


und Völkerkunde. 2 Theile, Mainz, 1787 f. 8. (blieb 


unbeendigt.) 

Aug. Ferd. Lüder, Einleitung in die Staatskunde, 
nebft einer Statiftif der vornehmjten europäifchen Reiche, 
ir Theil. Leipz. 1792. 8. (unbeendigt. Außer der 
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Einfeftung, ftellte er blos Spanien und’ die Nieder: 
lande dar.) 

Theophil Fr. Ehrmann, Grundriß der enropäifchen 
Staatenkunde. Stuttg. 1791, 8. (duͤrftig.) 


13. 
„Fortſetzung. 
Bon Meufel bis jetzt. 


Der neuefte Zeitabfehnitt in der wiffenfchaftlichen 
Bearbeitung der Statiftif beginnt mit Menfel, weil 
feit dDiefer Zeit im Ganzen mehr gleichmäßige Haltung 
in die Darftellung derfelben bei akademiſchen Vortraͤ— 
gen Fam, und diefe Vorträge über Staatenkunde auf 
allen Hochſchulen Teutfchlands, die mit dem Geiſte 
der Zeit und mit dem Anbaue der Staatswiffenfchaften 
forefchritten, von den Regierungen angeordnet und 
von den Studirenden befucht wurden. — Für dieſe 
afademifchen Zwede wurden denn zunächft die ans 
geführten Lehrbücher von Meuſel, Mannert, Mil— 
biller, und Haſſel (vom J. 1822) berechnet. 


% Georg Meufel, Lehrbuch der Statiſtik. Leipz. 
1792. 8. — 4te Auf. 1817. 8. (Zu den Berdienjten 
diefes reichhaltigen Kompendiums gehörte, daß es auch 
Teutfhland, Deftreihb und Preußen dar— 
ftellte. — Die vıerte Auflage enthielt richt durchs 
gehends die Weuänderungen der neuejtch Zeit.) 

Matthias Ehjin. Sprengel, Srundrig der Staats; 
kunde dir vornehmiten europälfchen Reiche. Ir Theil, 
Halle, 1795. 8. (ward nicht fortgefegt, und enthält 
blos Spanien, Dortugal, Großbritannien, Rußland, 
die Niederlande, Dänemark und Schweden.) 

Son. de Luca, practiiche Staatsfunde von Europa. 
Wien, 1796. 8. (unbedeutend.) 

J. D. A. Hoͤck, Handbuqh der neueſten Erdbeſchrei— 
bung und Statiſtik. 2 Thle. Schweinfurt, 1509. 
8. (größtentheils Compilation aus Fabri.) 
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Chſtn. Adam Müller, neuefte allgemeine Geogras 
phie der gegenwärtigen Zeit, ein neues volljtändiges 
ie Aa Handbuch. 2 Thle. Cin 4 

Bänden). Hof, 1803 ff. 8. 

J. Konr. Müller, allgemeines’ Handbuch, der Stas 
tijtie, enthaltend eine möglicht vollitändige und. prags 
matifche Weberficht des ſtatiſtiſchen Gehalts ſaͤmmtlicher 
euroyäifcher Mächte gegen den Anfang: des 1Yten Jahr⸗ 
hunderts. 1fte Abtheilung (in +.Heften). Bremen, 1804, 
4. (Mehr erfchien nicht. Der Verf. flellte Frankreich, 
Großbritannien, Nüßland und Spanien dar.) 

Sottli. Shummel, kleine Weltjtatiftit, Berlin, 
1805. 8. Ä | . 

Kon. Mannert, Statiftif der europ. Staaten, 
Bamb. 1505. 8. — Dazu gehörte als Ergänzung: 
Statiftif des teutfchen Reiches. Bamb. 1806; 8. 


Joſeph Milbiller, Handbuch der Statiſtik der 


europäifchen Staaten. 2 Theile. Landsh. 1811. 8. (Er 
befolgte Shlözers Grundidee: vires unitae agunt, 
‚und fiellte, außer dem europaͤiſchen, auch das reutfche 
Staatenſyſtem auf.) | 

Hof. Marr Freid. v. Liehtenftern, Grundlinien, 
einer Encyklopaͤdie der Kosmograshie und Statiſtik. 
N. A. Wien, 1812. 8. (groͤßtentheils Compilation.) 

Geo. Haſſel, vollſtaͤndiges Handbuch der neueſten 
Erdbeſchreibung Er nd-Statiftif. Ar Band in 2Abthl. 
Berl. 1816 f. Mehr erſchien nicht, Er behans 


delie das —2 — Reich, Spanien, Portugal, Frank⸗ 


reich, und die Niederlande.) | 
Chſtn. Wtfr. Dan, Stein, Handbuch der Geogra⸗ 


phie nach den neueſten Anſichten. 2 Theile. Lpz. 1808. 


8. — Erſchien (1841) in der zweiten Auflage mit 
dem erweiterten Titels Handbuch der Geographie und 
Statiſtik, nach den neneften Anfichten, und behielt 
ihn C1SL7) in der dritten, CIS1Y f.) in der vier 
ten, und (1824 f.) in der fünften Auflage, welche 
fämmtlidy in drei Theilen erſchienen. 

of. Mare Freih. v. Liehtenftern,, Lehrbuch der 
Statiſtik aller gegenwärtig beſtehenden europaͤiſchen Staus 
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ten, nad Meufels Plane bearbeitet, Ar Thl. 
Wien u. Dresden, 1821. 8. (Mehr erfchien nicht.) 


Seo. Haffel, Lehrbuc, der Statiftif der europäis 
fhen Staaten für höhere Lehranftalten, zugleich als 
Handbuch zur Selbftbelehrung. Weimar, 1822, 8, 


J. € Bifinger, vergleichende Darftellung der 
Grundmacht oder der Staatskraͤfte aller europäifchen - 
Monarchieen und Republiken. Peſth u. Wien, 1823. 4. 


Ehftn. Karl Andre, neuefte Zahlenftatiftif der euros 
päifchen und außereuropäifchen" Staaten. Erfter Jahr— 
gang, enthält 1) allgemeine Notizen, und 2) Oeſtreich. 
Stuttg. und Tüb. 1823. 8, 


€. %. Freih. v. Malchus, Statiftit und Staatenz 
funde, 48 Beitrag zur Staatenfunde von Europa, 
Stuttg. und Tuͤb. 1826. 8. 


(Zwei groͤßere, noch nicht beendigte, Werke gehös 
een theilweife hieher: 1) die neuefte Länders 
und Voͤlkerkunde, ein geographifches Lefebudy für 
alle Stände. Weimar, feit 1806. : — [Das Ganze 
it auf 24 Bände berechnet, von welchen 22 erfcies 
neu, fo wie von einigen derfelden neue Auflagen 
nöthig geworden find. — Die Bearbeitung der eins 
zelnen Staaten ift nicht gleihmäßig; mande find 
trefflih, manche gut, manche fehr oberflaͤchlich und 
mittelmäßig behandelt.] 2) Das vollftändige 
Handbudh der neueften Erdbefhreibung 
von Ad. Ehfin. Safvari, Geo. Haffel, Cams 
nabih und Guts Muths. Weimar, 1819. 8. 
In den erften drei Abtheilungen diefes Werkes, welche 
eilf Baͤnde ausmachen, iſt Europa beendigt, meis 
tens von Haffel dargeftellt. Afien, weldes die 
vierte Abtheilung in vier Bänden füllt, iſt ganz 
von Haffel. Bon der fünften Abtheilung, Welche 
Amerika umfchließt, find erft drei Bände und die 
erite Abtheilung des vierten Bandes, bearbeitet von 
Haffel und Cannabich, erfdienen. (noch unbes 
endigt.) — Die ſechſte Abtheilung Afrika hat 


- Ukert in zwei Bänden bearbeitet. — Die fies 


bente Abtheilung Auftralien ift von > 
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14. vo 


Zabellarifhe Behandlung der Staaten 
- Eunde, Ä | 


Die tabellarifche Behandlung der Stantenkunde, 
gegen welche in neuern Zeiten viele Stimmen fich ers 
boben haben, darf, weil ihr Zwed nur auf eine vela- 
tive und augenblikliche Brauchbarkeit berechnet ift, 
die foftematifche Darftellung der Wiffenfchaft weber 
beeinträchtigen noch verdrängen; es muß vielmehr bei 
ihr nie vergeffen werden, daß ſie im Ganzen nur ein 
verfinnlichendes Bild, eine anſchauliche 
Ueberficht geben, nur einen der Wahrheit fi 
annähernden Maasftab enthalten, und Daß 
namentlich in Zahlen austrüden foll, was in Zah: 
fen ausgedrückt und dargeftellt werden Fann, — Zwar 
ward anch im Alterehume, z. B. von Cecrops, fehon 
gezählt, Schlözer aber bemerkte fehr wahr (Gott. 
Anz. 1808, St. 210. ©. 2092), daß, die Römer 
ausgenommen, Niemand im ganzen Alterthume regel- 
. mäßig gezählt, und daß man eben fo wenig im ganz 
zen Mittelalter daran gedacht habe. Celbft noch vor 
hundert Jahren gab es kaum zwei Staaten in der 
ganzen cultivirten Welt, die ihre Volksmaſſen an— 
Ders, als nach einem bloßen (oft ſehr unfichern) Ueber— 
fchlage beftimmten. Nur der große Churfürft Fries 
drich Wilhelm von Brandenburg verordnete 
im Sabre 1683 eine allgemeine Volkszählung. Erſt 
un das Jahr 1746 erfihienen, von Schweden 
aus, Modelle von Kirchenliften (von Geburten, 
Todesfällen, Ehen 2.) und Volksliſten. Gie 
tiefen, nah Schlözers Ausdrude, wie ein Lauf— 
feuer durch Europa. Die fogenannte arithmetiſche 
Politik ward weiter angebaut, und auf die Grund— 
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lage verfelben in Teutfchland, Schweden, Frankreich 
und Holland berechnet, was in Zahlen ausgedrüdt 
werden konnte. Es ift zwar wahr, daß man die, 
Sache lächerlih machen kann, fobald man bei den 
Angaben von Schafen und Schweinen in einzelnen 
Zahlen ftehen bleibt; allein Schlözer. traf auch 
‚bier das Wahre, wenn er fihrieb: „Die Commoda 
einer tabellarifchen Statiftif hat noch fein Vernuͤnfti— 
ger bezweifelt; aber ber ihre Nusartung durch Sgn os 
ranz, ihren Mißbrauch Durch Defpotism, über 
Tabellenfram, und über die armen, oft unnüß 
geplagten, TZabellenfnechte wäre ein Wort zu 
ſprechen.“ 7 


Der erfte Vorläufer der tabellarifchen Darftel= 
fung der Staatenkunde war ein jet wenig bekanntes 
Bud: 

I. Petr. Anchersen, descriptio statuum cul- 

tiorum in tabulis. Hafniae, 1741. Fol. 

(a € Gafpari,) flatiftifche Tabelle über die 

vornehmjten europälfchen Staaten. Gotha, 1778. Fol. 
G. R v. Schmidtburg,) flatififche Tabellen 
zur bequemen Weberficht der Groͤße, Bevölkerung, des 
Reichthums und der Macht der vornehmjten europäifchen 
Staaten. Prag, 1781. Fol. Ste Aufl, Leipz. 1785. Fol. 
IJ. Keine. Jacobi, geographifchsftatiftifch: hiftos 
rifhe Tabellen zum zweckmaͤßigen und nuͤtzlichen Unters 
richte der jugend. 3 Theile. Hamburg, 1786 —Y4 4, 

Adolph Fr. Randel, ftatiftifche Ueberficht der vors 
nehmften teutfchen und europäifchen Staaten, in Ans 
fehung ihrer Größe, Bevölkerung, ihres Finanzs und 
Kriegs zuſtandes. Mit einem Anhange gleichen Inhalts 
über den nordamerifanifdyen Freijtant. Berl. 1786. Fol. 
Der Verf. nannte ſich nicht, war aber der erfte 
Teutfche, der zweckmaͤßige ſtatiſtiſche Tabellen lieferte, 
und meiftens die Quellen anführte, aus welchen er 
feine Nacyrichten entlehnte.) — Bon der neuen Bes 
arbeitung diefes Werkes gab Kandel, unter feinem 
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Namen, vor feinem Tode, des erſten Theiles erſte 


Abtheilung (Teutſchland im Allgemeinen) uns 
ter dem Titel heraus: Annalen der Staatskräfte von 
Europa. Berl. 1792. Fol. Die zweite Abtheilung 
(die döftreichifche Meonarchie) bearbeitete Fr. Leopold 
Brunn. Berl. 1805. Fol. Diefer fchrieb fchon früher: 

Sr. Leop. Brunn, tabellarifches Lehrbuch der. neues 
fien Geographie und Statiftif. Bafel, 1786. 8. Die 
Tabellen in Fol. u 

Zul. Aug. Remer, Tabellen zur Aufsewahriig ber 
wichtigften jtatijtifchen Veränderungen in den vornehmften 
europäifchen Staaten. (Diefe Tabellen, wovon jährlich 
zwei erfchienen, follten Ergänzungen feines Compendiums 
feyn. Es erſchienen 14 Tabellen über die Jahre 1786 
bis 1792.) Braunſchw. 1787 — 94, Fol. 

( Iſaac Gtli. Boͤtticher,) ftatiftifche Ueberſichts— 
tabellen aller europaͤiſchen Staaten, nebſt deren Müns 


zen, Maafen und Gewichten. Koͤnigsb. und Leipzig, 


1789, Fol. 

Heine. de Marées, tabellarifches Handbuch der 
neuen Geographie, Statiftit und Gefchichte für 
Schulen. Kerausgeg. von Funfe, mit Charten von 
Sosmann 2 Hefte. Berl. 1802. Querfol. (ward 
nicht fortgefegt. Es war ein Verſuch, verwandte Wiffens 
haften für pädagogifche Zwecke zu verbinden.) 

, 8 Fr. Ockhart, Europens monarchiſche und vepus 
blikaniſche Staaten. 4 Theile. Leipz. 1804 ff. Fol. 
Theophil Fr. Ehrmann, geographifcy ſtatiſtiſche 

Veberfichtstabellen aller Erdtheile, nebft Specialtabellen 

von Teutfchland und Frankreich. , Erfurt, 1805. Fol: 

5.DM Hoͤck, ſtatiſtiſche Darftellung der europaͤi⸗ 
hen Staaten nad ihrem neueften Zujtande. Amberg, 
1805. Fol. — Hiſtoriſch-ſtatiſtiſche Darftellung der 
Staatskräfte Europa’s in 5 Tabellen. Lpz. 1811. Fol. 

Seo. Haffel, fatitifcher Umriß der fämmtlidyen 
. europäifchen Staaten, I Theile. Braunſchw. 1805. Fol. 
(enthielt blos die teutfchen Staaten.) — Statiſtiſche 
Ueberſichtstabellen der fämmtlichen europäifchen und einis 
ger . außereuropäifcher Staaten. Gött. 1809. Fol. — 
Statiftifcher Umriß der. fämmtlichen europäifchen und 
der vornehmfien außerenropäifchen Staaten, in Hinficht 
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ihrer Entwickelung, Größe, Volksmenge, Finanzs und 
Militairverfaſſung; tabellarifch dargejtellt, Erſter Heft, 
(Deftreih. Preußen, Der teutfcdye Bund.) Weimar, 
1823. Fol. — . Heft 2 (das übrige Eurova). 1824 — 
Heft 3 (das osmaniſche Reich und die außereuropäifchen 
Staaten). 1824, 
Fr. v. Sydomw, gründliche Ueberſicht der europaͤiſchen 
Staaten in 53 geographiſch-ſtatiſtiſchen Tabellen, Erfurt, 
— Fol. — Gruͤndliche Ueberſicht der außereuropaͤi⸗ 
en Staaten in geographiſch- ſtatiſtiſchen Tabellen. 
Erfurt, 1822. Fol. 


15. 


Bl BehandInng der Staa— 
tenfunde, 


- Zwar reicht die lerikographifche Behandlung der 
Erd» und Staatenkunde weiter zuriick, als Die tabel- 
larifche; man darf aber dabei nicht vergeflen,, daß in 
diefen Wörterbüchern, felbft in den neueften und 
porzüglichern, das Rein-Statiſtiſche weder vor- 
herrſcht, noch von dem Geographifchen und Geſchicht— 
lichen ſtreng geſondert ift. Die meiften Werke dieſer 
Art find daher Mifchlinge, und zu naͤchſt auf 
Brauchbarfeit, nicht auf tiefere Begründung, 
neue Öeftaltung und weitere Verbreitung der” eigent— 
lichen Wiſſenſchaft, berechnet. 

Viel dahin gehöriges enthält: 

Bollftändiges Univerfallerifon alfer —— und 
Kuͤnſte, darin die geographiſch-politiſche Beſchreibung 
des Erdkreiſes 20: 64 Theile und 4 Supplementbaͤnde. 
Halle und Leipz. 1732 ff. Fol. (bei Zedler.) 
Unmittelbar der Erds und Staatentunde gehören an: 

Bruzen.la Martiniere, Atlas der ganzen Welt, 
oder geographiſch- und Eritifches Leriton ꝛc. Aus dem 
Franzöf. Überf. mit Vorrede von Chriſtian Bolf. 
13 Thle. Leipz. 1744 ff. Fol. 
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Reales Staats⸗, Zeitungs⸗ und Converſationslexikon. 
Mit Vorrede von J. Huͤbner. Regensb. 1742, 8. — 
Die neueſte (3lfte) umgearbeitete — von Fr. A 
Rluͤ der. 4 Theile. Leipz. 1324— 27, 

Wolfg. Jaͤger, geographiſch hiſtoriſch — 
Zeitungslexikon. 2 Theile. Nuͤrnb. 1782 u. 84. 8. 2te 
- Aufl. 1791 u. 93. 4. — Ste Aufl. von Kon, Mans 

nert. 3 Theile. Nuͤrnb. 1805 — 1811. 8, (Dazu 
Zufäße und Beridhtigungen.) 

P. A. Winkopp, neueftes Staats, Zeitungss, 
Heifer, Poſt- und Handlungsleriton; oder geographifchs 
hiſtoriſch⸗ſtat iſti ſches Handbuch von allen fünf Theis 
len der Erde. 3 Bände, und An Bandes 1fte und 2te 
Adtheil. Leipz. 1804 ff. 4. Cblieb unvollendet.) 

Theophil Fr. Ehrmann, allgemeines hiſtoriſch⸗ 
ſt atiſt iſch geographh. Handlungs, Poſt- und Zeitungss 
lexikon. 3 Bände, und An Bandes Ifte u, 2te Abtheil. 
Erfurt, 1804 — 24, 4, (Ehrmann gab nur den Nas 
men dazu ber. Den erften Theil bearbeitete Hufuadel 
[fchleht J], die folgenden Schorc bis Po. [beffer]). 
— Gotha, bis In Bndes. 2te Abthl. 1827. 

J. A. Galbetti, vollſtaͤndiges geographiſches 
— Leipz. 1809. 8. 

Chſtn. Gtfr. Dan. Stein, geographiſch-ſtat iſt i⸗ 
ſches Zeitungs-, Poſt- und Comtoirlexikon. 2 Theile, 
Leipz. 1811. 8. — N. Aufl. in 4 Theilen (jeder 
Theil in. 2 Abtheilungen). Leipz. 1818 — 1821, 8. — 
Nachträge dazu, Leipz. 18522 und 24, 8, 

Seo. Haffel, allgemeines, geographifch z fFatifkis 
ſches Lericon, aus Quellen und nad, den neueften 
Huͤlfsmitteln bearbeitet. 2 Thle. Weimar, 1817. 8. — 
N dazu, 1818, 


16, 


Schriften über —— ſtatiſtiſche Ge— 
genſtaͤnde. 


Soll die Staatenkunde als ſelbſtſtaͤndige 
Wiffenfchaft erfcheinen, immer mehr der Wahr: 
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heit ſich naͤhern, und nach allen zu ihr gehoͤrenden 
Theilen gleichmäßig und umſchließend ange⸗ 
bauet werden; fo muß in jedem größern Staate 
ein ſtatiſtiſches Bureau. beftehen, als der ges 
meinfame . Mittelpunct theils der gefammten Duels 
fen der ftatiftifchen Nachrichten, theils der zweck— 
mäßigen wiſſenſchaftlichen Bearbeitung der aus 
den Quellen gefchöpften Ergebriffe, wie-Preußen, 
Württemberg und andere Staaten folche Auftalten 
beſitzen, deren ausgezeichnete Wirkſamkeit bereits in 
gehaftwollen ı und zuverläfiigen Schriften uber die 
Statiftifen Diefer Staaten fich bewährte. 

Hof. Mare v. Liehtenftern, über ftatiftifche 
Bureau's, noͤthigen Formen und Einrichtungen. 
Wien, 1814. 8. 

(Poͤlitzy in d. Leipziger Lie, Zeit. 1817, 
&t. 20 fielfte aud) die Bedingungen für die Geftaltung 
eines fLatijtifchen Bureau's auf. 

Einen ſehr intereffanten fpeciellen Gegenftand der 

Staatenkunde behandeln folgende zwei Werke: 

Kart Fr. Stäudlin, kirchliche Geographie und 
Statiſtik. 2 Theile. Tuͤb. 1804. 8. 

Karl Trgt. Gtli. Schoͤnemann, Grundriß eineb 
Statijtif des Ne Religions s und Kirchenwefeng, 
Goͤtting. 1797, S. 

(Die befondern Schriften über die Bevölkerung 

[von Suͤßmilch, Malthus ꝛc.J, und über die fos 

genannte politifche Arichmerit [von Young, 

Buchholz u. a.] find bereits in der Volks; und 

Staatswirthſchaft aufgefuͤhrt.) 


17, 
Gedraͤngte frariftifche Heberficht br die 
einzelnen enropäifchen Staaten. 
Da in diefer Darfiellung des gefammten Kreis 
fes der Staatswiflenfihaften in Hinficht der Staaten: 


— 


Staatenkunde. | 45 


kunde ($. 1.) nur eine Ueberſicht über den Anhalt 
derfelben gegeben werden kann; fo ift diefe, nach der 
gegenwärtigen politifchen Stellung der 
europäifchen und amerifanifihen Neiche und Staaten 
gegen einander, am zwedmäßigften durchzuführen in 
einer Darftellung diefer Reiche und Staaten als 
Mächte des erften, zweiten, Dritten und 
vierten politifchen Ranges. 

Daß bei der Eintheilung der europäifchen und 
amerikanifchen Staaten in Mächte des erfien, zweiten, 
dritten und vierten Ranges nicht die Größe. oder 


Kleinheit des Umfanges ihrer Öeviert- 


meilen entfcheiden fann; darüber find wohl alle 
nenere Statiftiker einverftanden. Man hat daher im 
Allgemeinen den Maasftab der Bevölkerung 
als Grundfaß jener Eintheifung angenommen, und 
diefen Grundfaß auch feit den legten SO Jahren in den 
meiften Friedensfchküffen und Verträgen —— namentlich 
bei dem Reichsdepntationshauptfehluffe i im 1 Jahre 1503, 
bei der Stiftung des Rheinbundes, im J. 1806, bei 
den Berechnungen auf dem Wiener Congreſſe, und bei 
der Feſtſetzung des teutfchen Bundesheeres zu Frank: 
furt — feftgebalten und im Einzelnen durchgeführt. 
Daß auch diefer Maasftab der Bevölkerung feine 
Uyvollfommenbeiten habe, die theils in der täglich ein= 
fretenden Veraͤnderung (groͤßtentheils in der Vermeh— 
rung) der Volkszahl, theils in fehlerhaften Zaͤhlun⸗ 
gen, theils in abſichtlich die Bevoͤlkerungsſumme vers 
kleinermen Angaben liegen, wiſſen die Maͤnner vom 
Fache ſelbſt am beſten; auch belegt es die Geſchichte 
ber letzten drei Sahrhunderte hinreichend, daß nicht 
immer die fogenannten Mächte des erften Ranges in 
einzelnen Abfchnitten und bei einzelnen wichtigen Ereig⸗ 
niſſen den Ausſchlag gaben (man denke z. B. nur an 
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den ſaͤchſiſchen Moritz 1552-gegen Karl 5; an Guſtav 
Adolph 1631; an den großen Churfuͤrſten 1656 zwi— 
fchen Polen und Schweden; an Friedrich 2 in den 
Jahren 1756 — 1762); — allein deffen ungeachtet 
darf die Staatenkunde eines folchen Maasftabes 
nicht ganz ermangeln,, . weil ein andrer Maasftab, 
3. D. nach dem Range der Reiche und Staaten (ob 
Kaiferthiimer, Konigreihe, Herzogthuͤmer, Republi— 
£en,) noch zufälliger und willführlicher_ift, ſelbſt abge— 
fehen von der ftreitigen Kangordnung Ywifchen einzel= 
‚nen Staaten. | 

Es wird daher auch in der nachftehenden Leber: 
ficht der ftariftifche Maasftab der Bevölkerungszahl für 
die Einrheilung der Staaten und Mächte beibehalten, 
weil diefer Maasftab zwar in der Angabe einzelner 
Hunderte und Taufende von lebenden Menfchen irren 
kann, im Ganzen aber auf einer unläugbaren 
gefhichtlihen Thatſache — der größern ober 
geringern Zahl der Öefammebevolferung — 
beruht. 

Zu den Mächten des erften politifchen Ranges 
koͤnnen, in unſrer Zeit, nur die fünf Mächte gerech- 
net, welche theils durch den Vertrag von Chaumont 
(1, März 1514), theils Durch ihre gemeinfamen Ver— 
bandlungen, Befchlüffe und Entſcheidungen auf dem 
Wiener Congreffe, theils durch ihren Vertrag 
zu Paris vom 20.Nov. 1815, theils durch ihre Ver- 
handlungen, Befchlüffe und Entfcheidungen: auf den 
Congreſſen zu Aachen (1818), zu Troppau-Lay— 
bach (1820 und 1821) und zu Berona (1822) die 
Seitung der europäifchen Angelegenheiten im Großen 
übernommen haben, Es find dies die Staaten: Deft: 
reich, Preußen (welche beide auch zum teutfchen. 
Etaatenbunde gehören), Großbritannien, Ruß— 
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land und Frankreich. (Die letzte Macht ward 
erſt auf dem Aachner Congreſſe im Nov. 1818 in den 
Verein jener Hauptmaͤchte aufgenommen.) 

Zu dieſen Maͤchten des erſten politiſchen Ran— 
ges, mit einer Bevoͤlkerung von 12 und mehr als 
50 Millionen Menſchen, muß auch der teutſche 
Bund in feiner Geſammtheit gerechnet werden, 
wenn gleich Deftreich und Preußen demſelben 
mit 17 Millionen angehören. Denn die am 15. Mai 
1820 zu Wien unterzeichnete, und am 8. Juny 1820: 
zu Franffurt am Main befannt gemachte, und als 
Ergänzung der teurfchen Bundesacte vom 8. Juny 
1815 angenommene, Schlußactederüber Aüss 
bildung und DBefeftigung des teurfchen 
Bundes zu Wien gehaltenen Minifterial- 
conferenzen enthält für die politifche Öeltung und 
fratiftifche Stellung des teutſchen Staatenbundes in 
der Mitte des gefammten enropäifchen Staatenſyſtems 
folgende Beftimmungen: | 

„Der ’teutfche Bund ift ein volferrecht- 

liher Verein *) der teutſchen ſouverainen Fuͤr— 
ften und freien Städte, Diefer Verein beftehe in 
feinem Innern als eine Gemeinfchaft felbftftändi- 
ger, unter ſich unabhängiger Staaten, ‚mit wech— 
felfeitigen gleichen Vertragsrechten und Vertrages 
pflihten; in feinen äußern Derhältniffen aber 
als eine in politifcher Einheit verbun- 
dene Geſammtmacht. — Nach feiner Stel 
lung ‘gegen das Ausland. hat der teutfche Staaten: 
bund (Art. 35.) ale Geſammtmacht das Recht, 
Krieg, Frieden, Bündniffe und andere Verträge 
zu befchließgen. Doch übt der Bund dieſe Nechte 


*) fein Bundesſtaat, fondern ein Staatenbund. 


— * 
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(nicht offenfiv, fondern) nur zu feiner Gelbftver: 
theidigung,, zur Erhaltung der Selbſtſtaͤndigkeit 
und äußern Sicherheit Teutſchlands, und der Un— 
abhängigfeit und Unverleglichfeit der — 
Bundesſtaaten aus.“ 

Zu den europaͤiſchen Maͤchten des zweiten 
politiſchen Ranges muͤſſen alle diejenigen gerechnet 
werden, welche nicht unmittelbar zu dem Vereine der 
fuͤnf Hauptmächte gehören, nach ihrer Staatsfraft 
aber eine Bevölkerung von 4 bie 12 Millionen Men: 
ſchen umfchliegen. 

Zu den europäifchen Mächten des Dritten poli— 
tifchen Ranges werden diejenigen gerechnet, deren 
Bevölkerung über eine Million Menfchen enthäfe, 
und bis zu vier Millionen Einwohnern ſteigt. 

Zu den europaͤiſchen Staaten des vierten poli— 
tiſchen Ranges endlich gehoͤren alle diejenigen, deren 
Bevoͤlkerung keine Million Menſchen erreicht. 


* 18. 
A. Ueberſicht des europaͤiſchen Staaten: 
ſyſtems. 


a) — Maͤchte des erſten politi— 
ſchen Ranges. 


1) Das Kaiſerthum G. M. Einw. 
Oeſtreich: 12,260 30,000,000 
C(Von dieſen SO Mill. gehören über 10 Mill, zum 

teutfchen Staatenbunde.) 

2) Das Konigreid G. M. Einw. 
Preußen: 5,0144 12,255,000 , 

Bon diefen 12 Mill. gehören über an gem 
teutfchen Staatenbunde.) - 
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3) Das Koͤnigreich © to ß⸗ 


britannien; 
a) it. Europa 


GM. Einw. 
5,554 21,396,000 


b) inden andern Erdtheilen 178, 75 116, 000, 000 
4) Das Kaifertfum Ku ß⸗ 


land: 
a) in Europa 


G. M. Einw. N 
13, 155. Kr, 924 ‚000 


b) in den andern Erdtheilen 300, 000, 12, 052 ‚000; 


5) Das: Königreich 8% r a ft * 


reich: 
a) in Europa 


b) in den andern Erdtheilen 
6) Der teutfhe Staa— 
tenbund (ohne die zu 
demſelben gehörenden Länder 
Deftreichs, Preußens, Nie: 
derlands und Dänemärks): 


EM. —E 
10,086 :: 30;820,700 
67 #21,000 


G. M. KR) : 
4,421... 13,230,000. 


"Man berechnet ven keu tſchen Staatenbund, | 
nach feiner Öefammtheit, fürs Jahr 1826 zu‘ 33: Dill 
ei ; im Einzelnen aber nach den Zahlungen : 


/ 


1) Deftteich 
2) Preußen 
IH: Bayern 
4) Sachſen 
5) Hannover | 
6), Würtemberg ' 
N:Baven ö 

6) Churbeffen 
9) Großh. Heffen 


10) Holftein © 


St. W. ate Aufl. IV. 


.+&M. (ohne : Yeistteilng (in 
Bruchzahlen. ) runden Zahlen); 
23,480 ‚‚10,323,700 | 
3,307 — 
. 1,499 3,800,300 
212 RENT } ‚400, 000: 
695 sun Aa, 100 
- 357 nit 4, ‚517, 700' 
27%: Yu "4, 090, 000. 
208. 44 : 573400, 
176 680, 900 
172 um. 394,800: 
4 
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G. M. (ohne. Bevölkerung (I. 
BR Bruchzahlen.) runden Zahlen). 

411) !ugemburg  _ 
12) Sachfen- Weimar 
13) wo Alten: 


14) Sahfen-Meinin 


| gen | | 

15) Sacfen- Coburg: 
Gotha 

16) Braunfhweig 

47) Medienburg- 





Schwerin, 430,900 
18) Medlenburg- 

Streliß 71,700. 
19) Dlvenburg 237,600. 
20) Näffau 


21) Anhalt: Deffau 

22) Anhalt Baͤren— 
— burg— 

23) Anhalt⸗ Koͤthen 

24) Schwarjburg-Son- 


bershaufen 45,100. 

35) Schwarzburg : Ru⸗ , 
26) Hohenzollern = He — 
chingen 44900 
7) Hoheizollern- Sig- | — 
— maringen — 37,000 ° 


28) tiechtenftein 
29). Reuß ältere Linie. 
30) Reuß jüngere 


VUinie —— 
31) tippe: Dermold 


3= — — * SE 


53500 
| 69,08 (Di 
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—W 


San N ——— (in 
RE: ch ruchzahlen.), - runden Zahlen 
32) tippe: Schauen: — h 


burg ; 9 23,600 » 
33) Walde 21. 51,800 
34) Heffen- Homburg 7 20,300 

35) Sranffurram M. 4 92,100 
36) Sübed in 40,600 - 
37) Bremen . 3 46,200 ‚, 
7 134,000 


38) Hamburg | 
| | 19. 


b) Europäifhe Maͤchte des zweiten poli— 
J tiſchen Ranges. — — 


Zu den Mächten des zweiten politiſchen Kan: 
ges gehören theils folche, welche nicht in den nähern 
Verein der fünf europäifchen Hauptmächte aufgenom= 
men mwurden; theils diejenigen, welche, ‚obgleich in 
Hinfihe der Bevölkerung den Mächten des erſten 
Ranges fich annähernd (wie z. B. das osmanifche 

Reich und Spanien), doch nad) ihrer pofitifhen 
Ankündigung in der Mitte des europäis 
[hen Staatenfpftems weit hinter den fünf euro— 
päifchen - Hauptmächten zurücbleiben ; theils folche, 
welche ſchon nach ihrer Geſammtbevoͤlkerung, wer 
fie gleich über 4 Millionen Menſchen fteigt, ‚mit dent 
Hauptmächten nicht. auf gleiche Linie der, politifchen 


Kraft und Stärke geftellt werden koͤnnen. 
Hieher gehüret 


Inn) 


1) das osmanifhe Reich, Bei. diefem, 


über die fruchtbarften Länder. dreier Erdtheile verbreiz 

teten, Reiche find Feine beftimmten ftariftifchen Anga— 

ben, fondern blos allgemeine Schäßungen mög: 
4 x 


‘ 


92 | Staatenkunde. 


lich; auch kann, bei dem noch unentſchiedenen Schick— 
ſale Griechenlands, dieſes nicht als ſelbſtſtaͤn— 
diger Staat behandelt werden. — Nach einer neuern 
allgemeinen ftatiftifchen Schäßung werden fuͤr die Ge— 
famnie'Heit der Laͤnder der Pforte in allen drei Etd— 
theilen 41 ‚344 ©. Meiten und’24,446,100 Menfchett 
angenommen. Davon fommen-1) Auf Euro pa 6,946 
G. Meilen und 9,100,000 Einwohner; 2) auf die 
unter tuͤrkiſchem Schuͤhe ſtehenden Fiitftenehünter 
MWalahei und Moldau 1,894 G. Meilen, und 
1,500,000 Einw.; 3) auf die "afiatifchen Statt⸗ 
halterſchaften (doch ohne Yemen) 19,943 ©, Meilen 
und 9,846,100 Einw.z. und 4) ranf Aegypten 
12, 960 ©. Meilen mit 4 ‚090,000 Einwohnern. 

2) Das Königreich Spanien. Bei der 
großen Umbildung des innern Staatslebens in Spa= 
nien feit den Ereigniffen der legten fieben Jahre, und 
bei den fortdauernden Unruhen in dieſem Königreiche, 
ift es ſchwer, allgemeine, der Wahrheit fich annäherne, 
Angaben‘ ber daſſelbe aufzuſtellen. Es ſcheint aber 
die Annahme don 8,440 9. Meilen (nah, Antits 
on) mit einer Berdlferung von 11,400,000 Men- 
ſchen (welthe die Cortes in 51 Provinzen getheilt Date 
ten) der Wahrheit am nächften ‚zu komnien. 
Allein noch ſchwankender find die politiſch-ſtati⸗ 
Fildern, Ergebniffe in Hinfiche der fpanifihen Ko— 

önieen, Bei der gegenwärtigen Erellung 
derſelben zu dem eüropaͤiſchen Mutterlande koͤnnen 
nur diejenigen gerechnet werden, welche noch in Vers 
- bindung mit demfelben geblieben find. Diefeenthalten 
auf ungefähr 5100 Geviertmeilen eine Bevoͤlkerung 
von 3,627,000 Menfchen, 
Ä 3) Das Königreich beider Sicilien. 
Man berechnet das Geſammtareal beider Reiche auf 
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1,947 G. Meilen und ihre Geſammtbevoͤlkerung zu 
7 200,000 Menfchen, 

4) Das Königreich der Niederlande, 
Diefes Königreich, das aus dem vormaligen reis 
ftaate der vereinigten Niederlande und dem von Deft= 
reich abgetretenen Belgien im Sahre 1815 gebildet 
ward, umſchließt in 17 niederländifchen Provinzen, 
wozu Das dem teutfihen Bunde einverleibte Groß— 
hberzogthumturemburg als achtzehnte gerechnet 
werden muß, weil es unter demfelben Regenten und 
unter Derfelben Verfaſſung vom 24, Aug. 1815 ſteht, 
1,196 ©. M. mit einer Bevölkerung von-5,900,000 
Menfchen. (Auf iuremburg kommen davon 108 
G. M. und 255,600 Einw.) 

Die außerenropäifchen (in neuerer Zeit 
durch Abtretungen an Großbritannien bedeutend vers 
minderten) Kolonien werden zu 4,270 ©, BR Ä 
mit: 6,850,000 Menfchen berechner. 

5) Das Königreich Sardinien. Es um⸗ 
ſchließt, nach der auf. dem Wiener Congreſſe ihm zu— 
getheilten . Vergrößerung und Abruͤndung durch Den 
vormaligen Sreiftaat Genua, 1,317 ©. M, mie 
einer —— von 4,315, 000 Einwohnern, | 


20, — 
ec) Europäifihe Staaten des dritten poli- 
tifchen Ranges. 


Zu den europäifchen Staaten des Dritten poli- 
tifchen Ranges gehören die, welche eine Bevoͤlkerung 
von mehr als einer Million Menfchen haben, 
die aber nicht bis zu 4 Millionen. Eimvohnern 
ſteigt. (Sobald die vier Koönigreiche des teut— 
[hen Staatenbundes: Bayern, Sachſen, 
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Hannover und Wörtemberg, fo wie das Groß- 
herzogthum Baden — welche [$.18.] unter der 
Gefammtzahl des teurfchen Staatenbundes einbegriffen 
wurden — als europäifche Staaten betrachtet wer: 
den, gehören fie ebenfalls hieher.) 

. 2) Das Königreich Portugal. Es ums 
fehließt auf 1,722 ©. Meilen eine Bevölkerung von 
3,145,006 Menfchen. Die noch zu Portugal gehoͤ— 
renden Kolonieen — nach der auf Braſilien ber: 
- getragenen Selbftftändigkeit — werben zu 28,800 
G. M. mit 1,630,000 Menfchen berechnet, 

2) Das Königreich Schweden mit dem 
(ehemals zu Dänemark gehörenden) Konigreiche 
Norwegen, welches im Jahre 1814 von Däne- 
marf abgetreten, und mit Schweden unter Einem 
Regenten, doch mit einer eigenthümlichen Verfaſſung, 
vereiniget ward. Man berechnet Das Areal beider 
Reiche zu 13,734 ©, Meilen mit einer. Geſammt— 
bevolferung von 3,812,000 Menfchen. 

As Kolonie befißt Schweden blos die kleine 

Sufel St. Barthelemy in Weſtindien mit 2% 

©, Meilen. und 8000 Einwohnern, | 

3) Der Kirchenſtaat. Er umfchließt in * 
Gebiete der Stadt Rom, das zu keiner Delegation 
gehört, und in 17 Delegationen (Provinzen) 812 ©, 
Meilen mit einer Bevölkerung von 2,450,000 Ein- 
wohnern. 
4) Das Königreich D Inematk. Diefes 
Reich, von welchem im Jahre 1814 Norwegen ge: 
frennt ward, wofür e8 von. Schweden Schwediſch⸗ 
Pommern abgetreten erhielt, diefes aber an Preußen, 
. gegen das von Hannover an Preußen überlaffene 
Lauenburg, vertaufchte, umfchließt ein Areal von 
2,465 ©. Meilen mit 2 ‚050,000 Einwohnern, 
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Die außerenropäifchen Kolonieen Dä- 
nemarfs haben auf 223 ©. Meilen eine Volkszahl 
son 81,700 Menfchen. 

5) Der Freiftaat (oder die Einsgenoffen. 
ſchaft der Schweiz, feit 1814 beftehend aus 22 
felbftftändigen Cantonen, deren jeder feine. befondere 
Berfaffung, Regierung und Verwaltung bat, die 
aber durch den Bundesvertrag vom 7. Aug. 1815 zu 
Einem politiſchen Ganzen mit einer gemeinfchaftlichen 
Kegierung (der Tagfabung) verbunden find, Die 

efammtbeit des Staates umfchließt auf einem Areale 
von 696 G. Meilen, 1,880,000 Einwohner, | 

6) Das Großberzogthum Zoffana, 
getheile in die drei Provinzen Florenz, Siena und . 
Pifa, hat (nah Balbi) 383 ©. Meilen (nach 
Andern 395) mit einer Bevölkerung von 1,290,000 
Menfchen, 


N i 21, 


d) Europäifhe Staaten des vierten poli— 
tifhben Nanges, 


Zu den europäifchen Staaten. des vierten poli- 
tiſchen Ranges werben Die gerechnet, deren Bevoͤlke— 
rung nicht bis zu einer Million Einwohner 
ſteigt. (Dahin gehören’ die meiſten der teutſchen 
Bundesſtaaten mit Einſchluß der vier freien Staͤdte 
Teutſchlands [welche 9.18. in die Geſammtzahl des 
teutſchen Staatenbundes eingerechnet worden find.] ) 

1) Das Herzogthbum Parma mit Piacenza 
und Guaftalla hatauf 103 ©. Meilen (nach Balbi 
blos 100) eine Bevölkerung von 440,000 Menfchen. 

2) Das Herzogthum Modena mit Maffa 
und Carrara hat auf 93 ©, Meilen eine Bevolfe: 
rung von 380,000 Menſchen. 
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3) Die jomifche Republik, welche 7 In— 
feln umſchließt, und feit 1815 unter dem Schuße 
Großbritanniens ftcher, enthält auf 47 ©. M. 
227,000 Einwohner, 

4) Das Herzogthum Lucca mit 206, Meilen. 
und. 144,000 Einwohnern. _ 

5) Der Freiftaat ©. Marino (innerhalb 
des Kirchenftantes in der Delegation Romagna) auf 
13 Meile mit 7,000 Einwohnern. 

6) Die freie Stadt Cracau ffeit 1815, 
unter dem Schutze Rußlands, Deftreichs und Preus 
Gens) mit 20 G. Meilen und 108,000 re 


29, 


B. Weberficht des amerikanischen nr 
tenſyſtems. 


Der nordamerikaniſche Bun 
desſtagt Geviertm. Bevölkerung. 

(25 Provinzen und 6 Ter⸗ 
ritorien). - 103,434 10,700,000 
Hayti. ; 1,385 . ° 936,000 
Kaiſerthum Brafilien. 134,833  5,310,000 
Der merikanifche Bundesftaat, 46,297 7,200,000 
Mittelamerika (Öuatemala). 9,600  1,100,000 


=/f 


Columbia, 63,553. 3,500,000 
Peru, 24,461 1,500,000 
Chile, - 8,052 500,000 
Bolivia. 15,060 1,100,000 
Vereinigte Provinzen am la 

Plata, 49,916 720,000 


Paraguay, 6,913 600,000 


— — — 





II. 


Das poſitive Staatsrecht 
(Verfaſſungsrecht). 


—ñ ——ñ— —— — 
. 


Einleitung 


_— — — 


1. 
Vorbereitende Begriffe 


Wenn das philoſophiſche, oder oͤffentliche, 
Staatsrecht (jus publicum universale) die wiſ— 
ſenſchaftliche Darſtellung der unmittelbar aus 
der Vernunft hervorgehenden Grundſaätze 
fuͤr die Begruͤndung, die Fortdauer und die Vervoll- 
kommnung einer vertragsmaͤßigen Verbindung freier 
Weſen in ihrem aͤußern Wirkungskreiſe, — d. h. 
die ſyſtematiſche Darſtellung der Grundſaͤtze enthaͤlt 
Th. 1, Staatsrecht, 6. 5, ©. 155f.), nad) 
welchen die unbedingte Herrſchaft des Rechts, 
oder das Gleichgewicht zwiſchen der aͤußern Freiheit 
aller zur buͤrgerlichen Geſellſchaft vereinigten Weſen, 
unter der Bedingung des rechtlich geſtalteten 
Zwanges innerhalb des Staates begruͤndet, erhals 
ten und gefichert wird; fo unterfcheidet fich Das pofi- 
tive Staatsrecht von dem philofophifchen. (öffent= 
lichen) Staatsrechte theils nach feinem Urfprunge, 
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theils nach ſeinem Umf ange, theils nach feiner 
G uͤ ltigkeit. 


Das pofitive Staatsrecht, ob es gleich dem phi⸗ 
lofophifchen Staatsrechte nicht widerfpredhen 
darf, und auf dafjelbe, als den höchften und legten 
Maasftab feiner Würdigung, zuruͤckgefuͤhrt werden foll, 
ſtammt namlich, feinem Urfprunge nach, nicht aug - 
ber Bernunft, fondern aus ber Erfahrung, weiles die, in 
einem in der Wirklichkeit beftehenden Staate feftgefeßten, 
Örundbedingungen feines innern öffentlichen 
Lebens enthält; es umfchließt ferner, feinem Umfange 
nach, alle in der Mitte der gefchichtlich beftehen- 
den Staaten vorhandenen örtlichen und zeitgemäßen 
Verhaͤltniſſe und Bedingungen in der Ankuͤndigung ihres 
innern oͤffentlichen Lebens; es beruht endlich nach ſeiner 
Guͤltigkeit theils auf dem böchften Willen im 
Staate, von welchem dieſes pofitive öffentliche Recht 
ausging (8 mag nun Diefer hoͤchſte Wille der Wille 
eines autofrarifchen, oder eines an die Mitwirkung 
der Volksvertreter gebundenen Regenten ſeyn), theils 
auf der hoͤchſten Gewalt im Staate, nach welcher 
das beſtehende poſitive oͤffentliche Recht in jedem ein— 
zelnen Falle ſelbſt durch die Unwendung des 
Zwanges aufrecht erhalten und behauptet werden 
kann. Durch diefe Behauptung und’ Öeltendmachung 
des öffentlichen, Rechts vermittelſt des der höchften 
Gewalt zufichenden Zwanges wird zunächft der 
Charakter des Pofi itiven im ee a 
beftimnit. 


So vwefentlich nun das-pofitive Staatsrecht 


von dem phil oſophiſchen Staatsrechte ſich unter: 
ſcheidet; eben ſo weſentlich unterſcheidet es ſich auch 


von dem in einem Staate geltenden poſitiven Pri— 
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vafrechte, wenn gleich in jedem guf organifirten 
Staate das, pofitive Privatrecht ganz fo, wie dag pofis 
tive öffentliche Recht, ein Ausfluß des höchften Wil: 
lens im Staate ift, und von der höchften Gewalt 
Durch den Zwang aufrecht erhalten werden kann 
und muß. Huch darf das pofitive Privatrecht, nach 
dem für daſſelbe geltenden bürgerlichen und Straf: 
Gefeßbuche, nicht mit dem pofitiven öffentlichen Rechte 
im Widerſpruche ftehen, inwiefern nämlich das legte 
die Grundbeftimmungen des innern öffentlichen 
Staatslebens in irgend einem gegebenen Staate 
enthält, 


Selbft wenn man, nach der Analogie der Benen- 
nung des practifchen europäifchen Voͤlkerrechts, 
diefes pofitive Affentliche Staatsrecht ein „poſitives 

europaͤiſches Staatsrecht“ nennen wollte; fo 
würde Diefe Benennung nur einfeitig feyn, weil - 
ſchon jest die Grundſaͤtze des pofitiven Staatsrechts 
des nordamerifanifchen Bundesftaates und 
der andern, bereits zu feften Gtaatsverfaffungen 
gelangten amerifanifchen Staaten (Brafilien, Hayti, 
Mexiko ꝛc.) von dem Gebiete diefer Willenfchaft 
nicht ausgefchloffen werden duͤrfen. Ein pofitiveg 
„europäifches” Staatsrecht würde daher einen 
zu befchränften Begriff enthalten; fo wie wahr: 
fheinlich auch die demfelben verwandte Wiffenfchaft 

bes practifchen Volkerrehts in Zukunft 
nicht mehr den bisher-gewöhnlichen Namen des 
„practifchen enropäifchen Voͤlkerrechts,“ wegen 
gleicher Ruͤckſicht auf die politifche Stellung der felbft= 
ftändigen amerifanifchen Staaten zu den Reichen 
und Staaten Europa’s, führen wird. 
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et 2. | 
Begriff und Zwed des pofifiven Staats: 
rechts. 


Das poſitive Staatsrecht iſt die wiſſenſchaft— 
liche Darſtellung des oͤffentlichen geſchrie— 
benen Rechts der ſelbſtſtaͤndigen europäis 
fhen und amerifanifchen Reiche und Staa: 
ten, inwiefern in diefem vffentlichen 
Rech te: die urkundlich beſtehenden und- 
gegenwärtig geltenden Grundbedingun— 
gen des inneen Staatslebens diefer 
Keihe und Staaten enthalten find, 

Aus diefem Grundbegriffe folgt: 1) daß jeder in 
der Wirklichkeit beſtehende Staat in das Gebiet die— 
fer Wiſſenſchaft gehoͤrt, der ein poſitives oͤffent— 
liches Recht beſitzt; 2) daß dieſes poſitive oͤffent— 
liche Recht nicht blos auf dem Herkommen und der Ge— 

wohnheit beruhen darf, ſondern in gewiſſen, als Ur— 
kunden geltenden, Gründgeſetzen ſchriftuͤch 
enthalten ſeyn muß, deren beſtimmter Sinn angegeben, 
erklaͤrt und angewandt werden kann; 3) daß folglich 
zunaͤchſt nur die neuen, ins oͤffentliche Leben der euro— 
paͤiſchen und amerikaniſchen Staaten ſeit 40 Jahren 
eingetretenen, Verfaſſungen nach ihrem Inhalte 
hieher gehoͤren; 4) daß aber auch nur diejenigen 
Grundgeſetze, als poſitives Staatsrecht, aufge— 
ſtellt werden dürfen, welche noch gegenwärtig 
gelten; und 5) daß, bei ihrer Darftellung, haupt— 
fählih Diejenigen Beftimmungen derfelben 
hervorgehoben und fuftematifch geordnet werden müffen, 
welche wirklich die gegenwärtigen Örundbedins . 
gungen des innern Staatslebens der genann= 
ten Reiche und Staaten in fich enthalten, 
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Aus dieſer Zergliederung des‘ Grundbegriffs der 
Wiſſenſchaft erhellt zugleich der Zw ek verfelben.. Es 
folt namlich eine ſtreng ſy ſtematiſche und gleich- 
mäßig durchgefuͤhrte Darftellung des gegen: 
wärtig geltenden öffentlichen Rechts: von 
alle den Keichen und Staaten verfucht werden, welche 
in gefchriebenen Örundgefeßen ein anerfann- 
tes .offentliches Recht — verfchieden von. ihrem Privat: 
rechte ,. und von. allen in ihren Gefeßbüchern. vorhan— 
denen privatrechtlichen Beftimmungen — befigen. 
Es koͤnnte fcheinew, als ob in den ‘Begriff der 
Wiſſenſchaft auch die Ruͤckſicht auf dag aͤußere 
Staatsleben "aufgenommen. werden müßte. . Allein 
zugeſtanden, daß, bei dem. genauen Zufammen= 
hange zwifchen dem innern und äußern Staats— 
lebeir, und bei. der (in ver. Staatsfunft Ih. 1, 
wiſſenſchaftlich durchgeführten) Wechfelwirkung zwi— 
ſchen beiden, fehr viele in dem pofitiven. offent= 
: lichen Rechte eines Staates enthaltene Grundbe— 
- Dingungen für das innere Staatsleben wicht 
—ohne Ruͤckwirkung auf das aͤußere Staats 
leben bleiben koͤnnen; ſo duͤrfen doch dieſe mittel— 
baren und zufälligen Folgen. und Wirkungen nicht 
den Ausſchlag bei der Begriffsbeſtimmung der Wif- 
ſenſchaft felbft geben. Denn fo wie jedes für einen 
in der Wirklichkeit. beftehenden Staat gegebene 
Privatrecht nur, zunächft auf. die ſen Staat 
und deſſen Bürger berechnet ift, fo oft. auch Aus⸗ 
länder bei den Beftimmungen und Entftheidungen 
dieſes Privatrechts intereffirt ſeyn Eonnen; fo ift 
auch jedes Örundgefeß, als Unterlage des 
pofiriven öffentlichen Rechts, zunächft nur 
fuͤr das innere leben eines einzelnen in der Wirf: 
lichkeit beftehenden Staates, und. nicht für deffen 
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Anßere Ankündigung, beftimmt, fo wichtig auch) 
die in einen folchen Grundgefege enthaltenen ein= 
zelnen Beftimmungen in der Wechfelwirkfung des 
gegebenen Staates mit. andern Staaten werden 
konnen, — AR: 
Es find, in den Beurrheilungen der erſten Aufz 

lage diefes Werks, rheils Ausftellungen : gegen 
den von mir aufgeftellten Begriff diefer neuen Staats= 
wiffenfchaft, theils gegen ven Umfang ihres Ges 
biets, theilg gegen die Art und Weife der Aus 
fuͤhrung gemacht worden; doch haben bie wichfigften 
Eritifchen Stimmen darüber (in der Hall, Lit. Zeit., 
in der Jen. tit. Zeit., in den Heidelb. Jahrb. und 
in dem Converfationsbf.) nicht blos die Neuheit und 
Nothwendigkeit der hier aufgeftellten Wiſſenſchaft, 
ſondern auch das für diefelbe in geſchichtlicher 
Hinſicht Öeleiftere anerkannt. — Gegen die 
gemachten Haupteinwendungen hier nur einige Worte, 
Wenn zwei geachtete Necenfenten Anftoß an der, in 
der erften Auflage gewählten, Benennung für diefe 
neue Willenfchaft: „poſitives öffentliches 
Staatsrecht” nahmen, und der eine, ftatt derfel- 
ben, „blos das Wort: „Verfaſſungsrecht“ 
vorfchlug; fo habe ich mic) von der Wahrheit dieſer 
Bemerkung fo uͤberzeugt, daß ich, in diefer zweiten 
Auflage, das pleonaftifche Adjectiv „oͤffentlich“ 
in der Benennung der Wilfenfchaft wegließ, und 
die Benennung „Berfaffungsrechr”, die freis 
lich noch zu wenig gangbar ift, in Parentheſe bei— 
brachte. — In Betreff des Umfanges- der von 
mir aufgeftellten Wiſſenſchaft tavelte es der Rec) in 
den Heidelb. Jahrb., „daß ich mich blios 
auf die wirklich beſtehenden Verfaſſun— 
gen befhränfe haͤtte.“ Nach feiner Anficht 
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hätten die Verfaſſungen, „wie die des teutſchen 
Reiches, der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft, der 
Kepublif Venedig, der Königreiche Polen; Schwe- 
den u. a.“ ebenfalls aufgenommen werden ſollen. 
Er ſagt dabei: „Ein Band wuͤrde zu dem Werke, 
wie der Rec. es ſich denkt, freilich nicht hinreichen; 
es wuͤrden wenigſtens deren zwei noͤthig ſeyn; 
auch der Titel muͤßte dann mit einem andern, etwa: 
Darftellung der Verfaſſungen älferer 
und neuerer Zeit vertaufcht werden, — 
Gern geftehe ich zu, daß ein-folches „von dem Rec. 
vorgefchlagenes, Werk zweckmaͤßig und nuͤtzlich fen, 
auch) Daß ein ſolches noch in unferer Literatur fehle; 
allein ich habe in dem meinigen nicht da 8 geben 
wollen, was der-Nec. fich dachte. Denn ich wollte 
nicht das Erlofchene und Untergegangene aufnehmen 
und darſtellen, ſondern blos das thatfachlich 


iminnern Staatsleben Beſtehende. Hätte 


mirder Rec. darin Süden oder Uurichtigkeiten nach⸗ 
gewiefen; fo wäre ſein Tadel gegruͤndet gewefen. 
So aber trifft er mich eben fo wenig, als wenn mian 
von einem, der eine Keife durch Frankreich heraus- 
giebt, verlangte, er hätte auch damit eine Reiſe 
duch Spanien verbinden follen, wenn auch dann, 
ftatt eines Bandes, zwei: nöthig geworden wären, — 
Doch wuͤnſche ich felbft, daß ein dem Gegenftande 
gewachſener, Mann ein Werf.über die erloſch e— 
nen und untergegangenen Verfaſſungen 
in Europa feit dem Mittelalter in dem 
Geiſte fehreibe, wie Tirtmann fein Meifterwerf 
über die griechifchen Staatsverfaffin 
gen. — Gelbft der Einwurf, daß die Aufnahme 
der erlofchenen und untergegangenen Verfaffungen 
in. meine Staatswiffenfihaften gehört hätte, 


+ - 


> 
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iſt ungegruͤndet, weil ich abftchrlich Die von mir 
verſuchte Darftellung der Staatswiffenfchaften als 
„im Lichte unferer Zeit” bezeichne, worin 
nicht nur eine Behandlung der Staarswiffenfchaften 
‚aus dem Standpuncte gemeint ift, auf, welchem 
. fie gegenwärtig ſtehen, ſondern auch nach dem, 
was gegenwaͤrtig gilt und beſteht. Ganz 
auf die fel be Weiſe habe ich im fünften Theile 
das praetiſche Voͤlkerrecht behandelt, Das, 
ſeit dem Wiener Congreſſe, eine ganz andere Ge⸗ 
ſtalt erhalten mußte, als in den Zeiten Moſers 
und in den erſten Auflagen des bekannten Werkes 
von Martens, und kein Rec. hat es getadelt, daß 
ich den gegen wä rtigen Standpunct Diefer Wif- 
ſenſchaft fefthielt und nicht auch den vom Jahre 
1770, oder 1790, oder auch noch den von 1805 
| zugleich mit aufnahm. — Was endlich die Dritte. 
+ Ausftellung — über die Art und Weife der- 
Ausführung des von mir für dieſe neue Wiſ— 
fenfchaft.eutworfenen Planes — betrifft; fo. glaube 
ich, im H9. 4. die Gründe hinreichend entwicelt zu 
‚haben, weshalb ich nicht den dogmatiſch en, 
ſondern den geſchichtlichen Standpunct wählte. 
- Diefer Anficyt ſtimmte auch der verewigte v. Jakob 
in ſ. Recenfion diefes Theiles (Hallefche Lit. Zeit. 
:, 1824. Ergaͤnzbl. St. 103) bei. Er fagre: „Eis. 
‚ geintlich ift wohl dag, was der Verf. pofltives Staats— 
; recht nennt, nur ein Aggregat von hiftorifchen Kennt: 
niffen des Staatsrechts verfchiedener Staaten, Eine 
wiſlſenſchaftliche Form veffelben- würde erft 
entftehen, wenn das pofifive Recht irgend, eines 
‚Staates eine ſolche Autorität erhalten haͤtte, ; daß 
deflen pofitive Einrichtung: die Grundlage in allen 
übrigen Staaten (? 7) ausmachte, fo. wie:biefeg in 
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Anſehung des. roͤmiſchen poſitiven Rechts der Fall 
geweſen und zum Theil noch ift; » Bisher feheiut 
das poſitive Recht eines jeden Staates ein. für 
fi beitebendes Recht zu. ſeyn. Eine allge= 
mein pofitive Staatsrechtswiffenfchaft wiirde nur die 
allgemeinen. pofitiven Grundfäge aufftellen müffen, 
über welche alle Staaten, bei Beſtimmung der 
Rechtsverhältniffe ihrer Verfaffungen einig- wären, 
“(Diefe Einigkeit dürfte aber- eben fo unmöglich feyn, 
wie.der ewige Friede!) Indeſſen ift der Meg „den 
ber Verf. gewählt hat, und die Erkenntniß von 
dem Staatsrechte, welches in den verſchiedenen 
Staaten gülrig ift, allerdings der einzige, um der— 
einft zu einen Staatsrechtswiffenfchaft zu gelangen; 
fo wie die ausgebreiterere Kenntniß, der verfchie: 
denen Privatrechte der verfihiedenen Voͤlker 
nach den vom Verf, (in der Note zum $. 5.) Davon 
gegebenen Ideen, der pofitiven Privat 
rechtswiffenfchaft eine ganz andere Ge- 
ſtalt geben wuͤrde. Denn da bisher römifches 
Recht allein für pofitive Kechtswiffenfchaft gilt; fo 
würde man fihon aus einer folchen Sammlung, als 
der Verf. an der, citirten Stelle vorfchlägt, erkennen 
lernen, Daß, was bisher als Axiom des. pofitiven 
Privatrechts angenommen ward, oft durch fehr ein= 
feitige Anfichten dazu erhoben iſt. — Was indeflen 
ber Berf. unter dem Titel einer po fitiven Staats— 
rechtswiſſenſchaft liefert, ift mit Danf anzu= 
nehmen. - Es ift eine hiftorifche Darſtellung aller 
befannten Staatsverfaffungen.unfrer 
Zeit, woraus in der Folge einmal ein allgemeines ° 
pofitives Staatsrecht erwachfen mag, zu deffen Ab⸗ 
faſſung es jeßt-gewiß noch nicht Zeit ift.” — An: 

ders war die Anficht des Senaifchen Recenſenten 
St. W. ate Aufl, IV. 
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‚Sen. Sr. Zeit. 1824. St. 187). Er fagt: „Der 
9% iftorifche Weg, den der Verf. eingefchlagen hat, 
gewährt zwar das Gute, daß man dabei die Ver— 
faffung der einzelnen Staaten kennen lernt; allein 
es ift feine Frage, daß er dem dogmatiſchen 
Wege bei weitem nachfteht.”” Da ich felbft in den 


. nachfolgenden $. das Wiünfchenswerthe und fogar 


Nothwendige einer folchen dogmatiſchen Be— 
handlung — doch ohne die geſchichtliche Be— 
handlung ganz zu verwerfen, oder auch nur zu ver— 
nachläffigen — ausgefprochen habe, und gleichzeitig 
mit meiner Schrift das „Staatsrect der con 
ftiturionelten Monarchie” von Aretin er 
ſchien; fo-fcheint, für den Augenblid, bis vollen- 
detere Werke für die Fortbildung beider Stand« 
puncte erfcheinen, doch Durch die von Aretin und 
- mir das Bevürfniß dafiir gemedkt worden zu fern, — 
Die folgende Bemerkung vefjelben Nec. (S. 43) ift 


> aber ſehr gegründet, „So fhäßbar gefchriebene 
Grundgeſetze für die Fefiftellung der öffentlichen 


Kechtsverhältniffe in jedem Staate find; fo wenig 
läßt es ſich wohl mit Grund. behaupten ‚ ſolche 
Grundgeſetze feyen die alleinigen und ausfchlieglichen 
Normen flr das pofitive Staatsrecht unfrer Staa= 
ten.” So wahr dies ift; fo fehwierig ift doch die 


Ausmittelung des wirklich guͤltigen poſiti— 


ven Staatsrechts in allen europäifchen Staa— 
ten, die der fchriftlichen Verfaffungsurfunden ers 
mangeln. ch erinnere nur, wie ſchwierig die nach— 
ftehende Entwidelung der Verfaffung Gro 
britanniens war, obgleich gerade über diefe fehr 
ſchaͤtzbare Werfe brittifcher Publiciften benußt- wer- 


den Eonnten. Wer wollte aber einen ähnlichen Er— 


folg fich verfprechen, wenn er z. B. in den jeßigen 


i® 
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Zeitahſchnitte das pofitive Staatsreht Spaniens, 
Portugals, Sarvdiniens, Neapels, —ja 
felbft Dänemarfs und Preußens, ‚nur mit 
einiger Vollftändigkeit aufftellen wollte? — Mit 
einem Worte: Bevor das poſitive Staatsrecht der 
Staaten ohne gefchriebene Verfaffungen in dieſe 
Wiffenfchaft aufgenommen werden kann, müffen _ 
die einheimifhen Publiciften in ſolchen 
Staaten ein oͤrtliches Staatsrecht bearbeitet haben, 
Nie kann der Ausländer dabei den Anfang machen, 


3. 
Quellen und Hülfsmittel des poſitiven 


. 


Staatsrechts. 


Aus dem ($. 2.) aufgeſtellten Begriffe und Zwecke 
des pofitiven Staatsrechts erhellt von felbft, daß-die 
Duellen diefer Wiſſenſchaft zunächft nur die ſchrift— 
lihen Örundverträge und Örundgefege 
feyn Eonnen, welche wirklich die wefentlichen Grund- 
bedingungen des öffentlichen Staatslebens enthalten. 
Alles, was in der DVerfaffung auf dem Staats- 
berfommen beruht, kann daher blos in Ermange- 
lung fchriftlicher Grundgefege als Inelle, bei dem 
Vorhandenfeyn derfelben aber nur als Huͤlfsmit— 
tel zur Aufftellung des. öffentlichen Rechts eines gege- 
benen Staates behandelt werden, Zu diefen Huͤlfs⸗ 
mitteln gehören denn auch theils die Staatsver- 
träge mit dem Auslande, fo weit fie auf die 
Verfaffung und das innere Staatsleben in einzelnen 
Faͤllen fich beziehen koͤnnen, theild die Verhand— 
lungen und Befchlüffe ver rechtlich beftehenden 
repräfentativen oder ftändifchen Verfammlungen der 
Volksvertreter , inwiefern Regierung an g e⸗ 
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meinfchaftlich über Geſetze fich vereinigen, Durch 
welche einzelne Gegenftände des üffentlichen Staats 
lebens, in Angemeffenheit (nicht im Widerfpruche 
‘und Gegenfaße) zu der Berfaffung des Staates, — 
beſtimmt werden. 


4. 


Doppelter Standpunet fuͤr die wifſen— 
ſchaftliche Bebandlung des poſitiven 
Staatsrechts. 


Für die wiſſenſchaftliche Behandlung des 
poſitiven Staatsrechts giebt es zwei verfchiedene 
Standpuncte, die man, der Kürze wegen, den do g⸗ 
matifchen (publiciftifchen), und den gefchicht- 
lichen nenden kann. 

Hält man den vogmatifchen (publiciftifchen) 
Standpunct beit der Begründung, Eintheilung und 
Durchführung der Wiffenfchaft feft; fo werden unter 
die, aus dem philofophifchen Sfhatsrechte ftammen- 
den, Grundbegriffe vom Staate und von dem Staats- 
organismus nach DVerfaffung, Negierung und Ver: 
waltung, die einzelnen Beftimmungen aller gegen- 
waͤrtig in den europäifchen und amerifanifchen Staa- 
ten geltenden DBerfaffungen und Grundgefeße unter: 
geordnet, fo daß man 3.3. bei dem Begriffe ver 
Volksvertreter aus allen einzelnen Verfaffungen nach: 
weiſet, ob fie nach dem repräfentativen oder ftändi- 
ſchen Grundſatze ſich verſammeln, ob ſie in einer oder 
in zwei Kammern zuſammentreten, ob und welchen 
Antheil ſie an der geſetzgebenden Gewalt haben u, ſ. w. 
Eben fo wird unter dem Begriffe der Regierung nach: 
gewiefen, wie dieſe in conftitutionellen Monarchieen 
und in conftitutionellen Republiken ſich anfündige, 
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welche Rechte und Pflichten dem Negenten zufsmmen, 
ob und wie die Thronfolge, die Snitiative der Gefege, 
die Civillifte, Das Recht des Krieges und Friedens, 
das Begnadigungsrecht u. ſ. w. beftimmt fey. End» 
ih muß unter den vier Hauptzweigen der Ver— 
waltung: der Öerechtigfeitspflege, der Polizei, dem 
Finanzweſen und der Oeftaltung der bewaffneten 
Macht, aus allen gültigen Berfaffungen gezeigt wer: 
den, was jede derfelben darüber beftimmt (z. B. ob 
in der Serechtigkeitspflege das mündliche oder fchrift- 
lihe, das öffentliche oder geheime Verfahren gilt, 
ob Gefchwornengerichte, Friedensrichter, Caſſations⸗ 
böfe u. ſ. w. beftehen). - 
Der zweite Standpunct ift der gefhicheliche. 
Bei Fefthaltung deſſelben enthält das pofitive Staats— 
recht (nach der Aehnlichkeit der wiffenfchaft: 
lihen Behandlung der Staatengefchichte,) 
eine fpftematifch geordnete, und zur wiffenfchaftlichen 
Einheit verbundene Ueberſicht über alle wefentliche 
Beftimmungen der gegenwärtig in den beftehenvden 
Keichen und Staaten geltenden Grundgefeße, doch fo, 
daß jeder einzelne Staat, nad) diefen Grund— 
bedingungen feines innern lebens, als ein in ſich 
abgefchloffenes politifches Ganzes erfcheint, 
und die einzelnen Staaten auf einander folgen, 
ohne daß, wie bei der dogmatifchen Behandlung, 
der einzelne Staat nach feinen ihm eigenthümlichen 
Berfaffungsbeftimmungen den an die Spiße geftellten 
‚ ftaatswiffenfchaftlihen Begriffen untergeordnet wird, 
Der erfte Standpunct ift in dem Werke des 
verewigten v. Aretin feftgehalten, das unter der 
Siteratur der Wifjenfchaft aufgeführt wird. Go 
handelte z. B. der erfte Theil diefes Werkes, im 
acht einzelnen Abfchnitten: 1) vom Lande; 2) 
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vom Volke; 3) von der conftitutionellen 
Monarchie; 4) von dem conftitutionellen 
Monarchen; 5) von der fogenannten Präro= 
gativedes conftitutionellen Monarchen; 
6) vom Thronfolger; 7) yon den Staats 
bürgern und Unterthanen überhaupt; 8) 
von Einführung und Abänderung der Re— 
präfentativverfaffung n.f.w. — Abgefehen 
davon, was fich vielleicht gegen diefe Aufeinanders 
folge der Begriffe, mit’ ihren Subpartibus, ein= 
wenden ließe, ift Doch Durch dieſes Werk zuerft 
eine Darftellung des pofitiven Gtaatsrechts aus 
dem Dogmatifchen (publiciftifchen) Standpuncte 
verfucht worden, 

Der zweite Standpunct, der gefchichtliche, 
wird von mir in der nachfolgenden Darftellung diefer 
Wiſſenſchaft feftgehalten. Schon, an ſich betrach— 
tet, iſt es einer neuentſtehenden Wiſſenſchaft 
ſelbſt fordernd, daß fie aus zwei von einander 
abweichenden Standpuncten bearbeitet wird, 
weil die Urtheile der Maͤnner vom Fache ſich noch 
nicht für den einen, oder den andern Standpunct 
erklärt haben; dann aber gehört, nach meiner 
individuellen Ueberzeugung, die Darftellung dieſer 
Wiſſenſchaft aus dem gefhichrlichen Stand— 
puncte namentlich in den Kreis der Staats— 
wiffenfhaften, wie,verfelbe, in dem vorlie= 
genden Werfe, als ein in fich zufammenhängendes 
Ganzes behandelt wird, wo bereits in der Ein— 
leitung zum erften Theile, bei der Ueberficht über 
alle zwölf aufzuftellende Staatswiffenfchaften, Das 
pofitive Staatsrecht, aus den angegebenen Grün: 


den, zu den gefchichtlichen Staatswifjenfchafz 


ten gerechnet ward, — Mag daber auch, dem 
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ſtrengen Juriſten der dogmatiſche Standpunct 
fuͤr dieſe neue Wiſſenſchaft mehr zuſagen, als der 
geſchichtliche; fo dürfte doch vielleicht die Darſtel— 
fung im Geifte des leßtern dem Staatsmanne und 
Diplomaten, wegen der erleichterten Ueberſicht ber 
jeden einzelnen Staat, als ein in fich abgefchloffenes 
politifches Ganzes, willfommen ſeyn. Uebrigens 
habe ich faft bei feiner andern Staatswifjenfchaft, 
wie bei biefer, Die engen Grenzen fo lebhaft gefühlt, 
- Die ich mir für die Darftellung des Umfanges 
der Staatswiffenfchaften vorzeichnete, weil allerdings 
bei einer Durchführung diefer Wiffenfchaft in einem 
befondern Werke, ohne Befchränfung auf eine 
beftimmte verhältnigmäßige Bogenzahl in Beziehung 
auf die übrigen Staatswiffenfchaften, vieles im 
Einzelnen weit ausführlicher zu behandeln ge= 
wefen wäre, was entweder bier ganz uͤbergangen 
warb, ober nur angedeutet werben konnte. 


5. 


Die Stellung des poſitiven Staatsrechts 
in der Reihe der Staatswiſſenſchaften 
überhaupt, 


Aus dem aufgeftellten Grundbegriffe des pofitiven 
Staatsrechts geht hervor, daß dafjelbe nicht aus reiner 
Vernunft, fondern aus der Erfahrung ftammt, 
daß es alfo nicht in die Reihe der -philofophifchen, fon= 
bern in bie Reihe der gefchich tlichen Etaatswiffen- 
fhaften gehört, ja daß es, weil in demſelben blos 
die in der Wirklichkeit beftebenden und 
gültigen Beftimmungen vorberrfchen, nicht ein= 
mal zu den gemifchten Staatswi enfchaften ‚ges 
rechnet werben kann. 


& 
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Allein fuͤr die Selbſtſtaͤndigkeit dieſer Wiſ— 
ſenſchaft entſcheidet theils die Selbſtſtaͤndigkeit des 
Begriffs des poſitiven oͤffentlichen Rechts; theils 
die Wichtigkeit der hieher gehoͤrenden Grundgeſchze; 
theils der in neueſter Zeit bedeutend erweiterte Um— 


fang des Gebiets der in dieſe Wiſſenſchaft aufzuneh— 


— 


menden Gegenſtaͤnde. Denn wenn ſchon an ſich, wie 
qus dem Vorhergehenden erhellte, der Begriff des 
poſitiven Staatsrechts eben ſo weſentlich ver— 


ſchieden iſt von dem philoſophiſchen Staatsrechte, wie 


von dem poſitiven Privatrechte; fo muß auch der 
Wiffenfchaft, welche das pofitive öffentliche Recht leh— 
vet, * —* der Selbſtſtaͤndigkeit zukom— 
men; d. h. fie muß ohne Ableitung aus einer andern 
Wirfenfchaft und ohne Abhängigkeit von derfelben 
beftehen; fie muß, nach ihrer Eigenthümlichkeit, won 
jeder andern, ihr fcheinbar verwandten, Wiſſenſchaft 
ſich umterfcheiden ; fie muß endlich, nach allen ihren 
heilen und nach ihrer ganzen innern Anordnung, aus 
ihrem aufgeftellten Grundbegriffe mit Nothwendigkeit 
hervorgehen. | 

Fuͤr die wiffenfchaftlihe Selbftftändigfeit des 
pofitiven Staatsrechts entfcheidet aber nicht blos die‘ 
Selbſtſtaͤndigkeit des Begriffes dieſer Wiffenfchaft; es 
fpriche auch für die befondere Durch fuͤhrung 
und Durchbildung ibres-©ebiets die Wichtig— 
Feit der in ihr zu behandelnden Grundgeſetze. Denn 
für fehr viele Millionen Europäer und Amerikaner, be= 
fonders feit den ins öffentliche Staatsleben getretenen 
neuen Berfaffungen in den legten 40 Jahren, enthals 


‚ten diefe Grundgefeße die hochften Bedingungen 


ihres gefammten bürgerlichen Seyns und 
Wirkens, woraus die Wichtigkeit der in den 
Kreis dieſer Wiſſenſchaft gehoͤrenden Gegenſtaͤnde von 
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felbft einleuchter. Dazu kommt endlich, daß durch 
die vielen feit 40 Jahren gegebenen Verfaffungen der 
Umfang des Öebietes diefer Wiffenfchaft fo er- 
weitere worden ift, daß der Verfuch gewagt werden 
mußte, fie als eine befondere und felbftftä wdige 
Wiffenfchaft aufzuftellen, und fie auf immer von 
der Staatenfunde zu frennen, wohin für die 
Zukunft nur eine Eurze Ueberſ icht der für jeden. 
‚ einzelnen Stäat in ihr enthaltenen wichtigften Beſtim⸗ 
mungen gehören kann. 

So wenig, nach den aufgeftellten Grundſaͤtzen, 
irgend etwas aus ben in einzelnen Staaten beftehen= 
den Gefeßbüchern für das bürgerliche oder Straf: 
Recht, oder aus den Hanvdelsgefegbüchern und den 
"Gefegbüchern für das ‚gerichtliche Verfahren, in das 
pofitiveoffentlihe Recht aufgenommen wer⸗ 

den darf; ſo lehrreich würde doch eine geſchicht— 
lich erſchoͤpfende Aufſtellung und philoſ o phi⸗ 
ſche Vergleichung des geſammten in den einzelnen 
Reichen und Staaten beſtehenden Privatrechts 
ſeyn, in fo weit daſſelbe auf vorhandenen Gefeß- 
bůchern (und nicht auf dem bloßen Herkommen, oder 
auf einer Miſchung fremdher entlehnter Geſetze) be= 
ruht. Beſonders wuͤrde eine vergleichende Zuſam— 
menſtellung der privatrechtlichen Hauptbe— 
ſtimmungen im Napoleoniſchen Geſetzbuche, 
im preußiſchen Landrechte, im allgemei— 
nen buͤrgerlichen Geſetzbuche fuͤr die ge— 
ſammten teutſchen Erblaͤnder der oͤſtrei— 
chiſchen Monarchie, im engliſchen Pri— 
vatrechte, »wie es Blackſtone *) wiſſenſchaft— 


In Großbritannien beſteht Fein geſchriebenes Geſetzbuch des 
Privatrechts. Denn feine Geſetze find eine Miſchung aus 
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lich zuſammenſtellte, u. ſ. w. von großem Einfluſſe 
auf die Fortſchritte der Geſetzgebungswiſſenſchaft, 
und felbft von bedeutendem Nutzen für die Staats—⸗ 
wiffenfchaften ſeyn, wenn gleich diefe — an fih — 
weil .fie zunächft dem allgemeinen öffent 


lichen Staatsleben beftimmt find, alle privatrecht= 


liche Beftimmungen von fich ausfchliegen müffen. 
(Man vergl. damit Jakobs Urtheil in der zweiten 
Note des $. 3. aus feiner Nec. in der Hallefchen 


Sit. Zeit.) 


6. 


 Derhältniß des pofitiven Staatsrechts 


zu den übrigen Staatswiffenfchaften, 


Schon daraus, daß das pofitive Staatsrecht in 


bie Keihe der gef hich tlich en Staatswiſſenſchaften 


($. 3) gehoͤrt, ergiebt ſich, daß daſſelbe den geſchicht— 
lichen Staatswiffenfchaften näher verwandt ift, 


‚ale den philofophifchen und den gemifchten Staats— 
wiſſenſchaften. Demungeachtet ſteht es auch mit den 


philofophifchen und gemifchten Staatswiffenfchaften in. 





gefeglich gewordenen Gewohnheiten , aus Parlaments 
befchlüffen, aus Ausfprüchen der Gerichtshöfe und aus 
aufgenommenen fremden Rechtsbeftimmungen. Das volls 
« ftändigfte Werk darüber ift von W. Blackstone, 
commentaries on the laws of England. 3 Voll. 
Oxford, 1764 — 1768. 4. — Die eilfte, fehr 
vermehrte Auflage in 4 Theilen. 8. 1791. Einen gedies 
genen Auszug daraus für Teutfchland enthält: W. 
Bladftone’s Handbuch des englifhen Rechts, im 
Auszuge und mit Hinzufügung der neuern Gefeße und 
Entfcheidungen e Sohn Gifford. Aus dem Engl. 
von 9.8. C. v. Colbditz. * —— von N. Sale 
2 Bde. Schleswig, 1822 f. 8 


* 
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Verbindung. Denn, was in dem pofitiven Staats⸗ 
rechte für einen gegebenen Staat als gültiges öfs . 
fentliches Recht ausgefprochen wird, muß ruͤck— 
wärts auf das philoſophiſche Staatsrecht in- 
fofern fich fügen, als zwar manches in der Wirklich» 
feit angeordnet werden kann, was nicht unmittelbar 
aus Bernunftgrundfägen entf pringt (3.8. daß ein 
Staat in 10 oder 50 Provinzen gerheilt wird; daß für 
die Volksvertreter zwei Kammern beftehen ff ollen; daß 
das Örundeigenthum als das Princip der Standfchaft 
gilt u.f.w.), nichts aber in dem pofitiven Staatsrechte 
enthalten feyn Darf, was der Vernunft geradezu wis 
derfpricht. Weil nım das philofophifche Staats 
recht wieder rückwärts auf das Natur- und Voͤl⸗ 
kerrecht fich ftüßt; fo ift auch damit daͤs, durch 
das philofophifche Staatsrecht vermittelte, Verhältnig 
des pofitiven Staatsrechts zu dem Natutrechte be= 
zeichnet. 

Der Staatsfunft ift das pofitive Staatsrecht 
ſchon deshalb näher, als dem philofophifchen Staats= 
rechte, verwandt, weil in derfelben, neben den un— 
miftehhar aus der Vernunft hervorgehenden Grundſaͤtzen, 
auch Me Geſchichte, in Beziehung auf die Beiſpiele 
und Belege für die theoretifch ausgefprochenen Grund: 
ſaͤtze des Rechts und der Klugheit, berhcfichtigt wird. 
Denn, wenn gleich in dem pofitiven Staatsrechte, wie 
in der Staatsfunft, . die unbedingte Herrfchaft des 
Rechts der höchfte Maasftab für alle Verhältniffe des 
innern Staatslebens bleibt; fo muß doch in 'beiden 
Wiffenfchaften die Rücdficht auf die Wohlfahrt und 
Gluͤckſeligkeit ver Staatsbürger mit dem legten 
Zwede alles Staatslebens, der Herrfchaft des Nechts, 
verbunden, und veshalb in jeder zeitgemäßen Ver: 
fafjung das innere Verhaͤltniß der vier Hauptzweige der 
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Verwaltung gegen einander (der Gerechtigkeitspflege, 
der Polizei, des Finanzweſens, und der Geſtaltung 
der bewaffneten Macht) ausgeſprochen werden. 

Dieſelbe Verbindung des Rechts und der Wohl⸗ 
fahrt in den Beſtimmungen des poſitiven Staatsrechts 
entſcheidet auch über das Verhaͤltniß dieſer Wiſſenſchaft 
zu der Bolfs= und Staatswirthſchaftslehre, 
zur Finanz- und Polizeiwiffenfchaft. eve 
Verfaffung eines gegebenen Staates muß nämlich) 
die allgemeinen Grundſaͤtze aufftellen, wie aus 
dem Bolfsvermögen der Staatsbedarf aufgebracht, ge= 
det und im Einzelnen vertheilt und verwendet werden 
folle; ob in Hinficht des Budgers den Volfevertretern 
nur eine berathende, oder eine entfcheidende Stimme 
zuftehe; ob und welche Controlle über Aufbringung, 
Vertheilung und Verwendung des bewilligten Staats— 
bedarfs ihnen ertheilt worden fey, und auf welche 
MWeife die Verfaffung, als Grundgeſetz, über Sicher: 
heits- und Ordnungs-, über Cultur- und Wohl⸗ 
fahrtspolizei ſich erklaͤre. F 


I? ' 
Sortfeßgsung » 
So wichtig und folgenreich in allen diefen Be— 
ziehungen das Verhaͤltniß des pofitiven Staatsrechts 
zu den philofophifchen und gemifchten Staatswiffen- 
ſchaften ift; fo kuͤndigt fich doch die Wichtigkeit dieſes 
VBerhältniffes in Beziehung auf die gefchichtlichen 
Staatswiffenfhaften noch beftimmter an. 
Denn fo wie ſchon an fich jede Verfaffung und jedes 
Grundgeſetz eines gegebenen Staates, als That- 
ſache, in den Kreis der Öefchichte des euro: 
paifhen Staatenfpfiems aus dem Stand— 


Einleitung. 77 


puncteder Politif gehört; fo kann auch nur aus 
diefer Geſchichte die Entftehung und Begründung 
einer Verfaſſung, fo wie ihr Eintritt ins öffentliche 
Staatsleben, fowohl nach der Zeit, in welcher diefer 
Eintritt erfolgte, als nach den Umftänden und Ver— 
bältniffen angegeben werden, welche. diefen Eintritt 
begleiteten, wobei befonders die fogenannte gefchicht- 
lihe Unterlage einer Verfaffung, d. h. die Art 
und ABeife berücfichtige werden muß, wie die neue Ver— 
faffung an die. bis dahin beftehenden Grundbedingungen 
des innern Staatslebens fich anfchloß, 

Nächft der Öefchichte des europäifchen Staaten- 
foftems aus dem Standpuncte der Politik, ift aber die 
Staatenfunde dem pofitiven Staatsrechte am mei— 
fien verwandt; denn bis auf die neueften Zeiten ward 
das, was nun in dem pofitiven Staatsrechte zu dem 
Charakter einer felbftftändigen Wiffenfchaft ausgeprägt 
werden muß, als ein einzelner Theil der 
Staatenkunde betrachtet, inwiefern in demjenigen 
Abſchnitte der Statiftif, welcher von der Verfaffung 
des einzelnen Staates handelt, der Grundgeſetze 
gedacht ward, welche fich deshalb vorfanden. Dies 
mochte für diejenige, Zeit ausreichen, wo nur Groß— 
. britannien im europäifchen Staatenfnfteme eine. 
repräfentative DVerfaffung hatte, und der Umfang der 
wenigen Grundgeſetze in den übrigen europäifchen 
Staaten leicht überfehen werden Eonnte, Allein feit 
eine bedeutende Anzahl europäifcher und ämerikanifcher 
Staaten in beftimmten Verfaffungsurfunden eine fefte 

rundlage ihres innern Staatslebens erhalten haben, 
Farin in der Staatenkunde der Berfaffung des einzelnen 
Staates nur in kurzen Umriffen gedacht werden, 
weil die Geſammtheit aller dieſer Verfaſ— 
ſungen in der ſelbſtſtaͤndigen Wiſſenſchaft des poſiti— 
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ven Staatsrechts zu einem in fich zufammenhängenben 
politifhen Ganzen verbunden wird, 

Für das practifhe (europäifche) Voͤl— 
ferrecht und bie Diplomatie ift das pofitive 
Staatsrecht infofern von großer politifcher Wichtigkeit, 
inwiefern, bei dem nothwendigen Zufammenhange 
zroifchen ‚dem innern und Außern ÖStaatsleben, ver 
Eintritt einer neuen Verfaſſung ins innere Staats- 
leben nicht ohne wichtige Folgen auf die Äußere 
Ankuͤndigung eines folchen Staats, fo wie auf feine 
Verbindung und Wechfelwirkfung mit andern Staaten, 
und auf die diplomatifchen gegenfeitigen 
Unterbandlungen bleiben Fann. 

— der Kreis der Staatspraxis hat 
durch die Einfuͤhrung neuer Verfaſſungen ins innere 
Staatsleben eine bedeutende Erweiterung erhalten, 
weil theils die Entwerfung folcher Grundgeſetze zu 
den fihwierigften Aufgaben der Staatspraris gehört, 
theils die Ausführung dieſer Derfaffungen in der 
Wirklichkeit, nach neuen Geſetzbuͤchern, ftändifchen 
Verhandlungen, Ausfertigungen, Decreten u. ſ. w., 
die‘ fruͤher dewbhnuchen Formen der Staafsprarig 
nothwendig erſchuͤttern und vollig umbilden mußte. 


8. 
Eintheilung des pofitiven Staatsrechts. 
Das pofitive Staatsrecht zerfällt, nach feiner 
wiffenfchaftlihen Behandlung, in zwei Theile: 
Der erfte Theil giebt in drei Abfchnitten: 
zuerft eine allgemeine geſchichtliche 
Ueberficht über die in Europa und Amerika. feit 
40 Jahren ing öffentliche Staatsleben eingetretenen, 
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theils noch beftehenven, theils wieder erloſchenen, 
Verfaſſungen; | 

fodann eine, chro nologifch = tabellari- 
fhe Ueberf icht der im europaͤiſchen und ameri⸗ 
kaniſchen Staatenſyſteme theils beſtehenden, theils 
bereits wieder erloſchenen, ſchriftlichen Berfaffungs- 
urfunden, mit Nachweifung ſaͤmmtlicher Quellen 
und Sammlungen ‚ wo biefe — 
ſtehen; und | 

endlich eine Eurze Ueberſicht der. politifchen 
Grundſaͤtze, nach welchen der Inhalt, Charak— 
ter und Geiſt, ſo wie der ſtaatsrechtliche Zweck und 
die aͤußere Form dieſer — gepruͤft und 
beurtheilt werden muß. 


Darauf folgt 

im zweiten Theile die ſyſtematiſche Dar— 
ſtellun g der weſentlichen Beſtimmungen 
der im oͤffentlichen Leben der einzelnen europaͤiſchen 
und amerikaniſchen Staaten gegenwärtig gel— 
tenden ſchriftlichen Verfaſſungsurkunden ‚ mit 
a gefchichtlichen Einleitungen in dies 
felben, 


9, a 
literafur der Wiffenfhaft. 


Da das pofitive Staatsrecht zu den entſtehen— 
den Wiffenfchaften gehört; fo kann es noch Feine 
literatur defjelben, im ftrengen Sinne des Wortes, 
geben. Es muß aber doch derjenigen Schriften. ge= 
dacht werden, welche theils, als Sammlungen, 
mehrere der wichtigften Örundgefege und Verfaffungen 
in fi enthalten, Be eine wiſſenſchaftliche 
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Darftellung einzelner ins pofitive Staatsrecht 
gehörender Gegenftände, oder Des Ganzen felbft ver= 
fuchten. 


Sammlungen: ! 
Pierre Firmin de la Cr-oix,- constitutions 
des principaux £tats de ’Europe et des &tats- 
unis de ’Amerique. Seconde Edition. 6 Voll. 
à Paris, 1791 sqq. 8. — Ed.3. 1802. Teutſch: 
Verfaffung der vornehmften europaͤiſchen und der vers 
einigten amerifanifchen Staaten. Aus dem Franz. mit 
Berihtigungen des Ueberſetzers. 6 Theile. 
Leipz. 1792 ff. 8. j RER 
Ebenezer Hazard, historical collection of 
state- papers for an history of the united states 
of-N. America. 2 T. Philadelph. ‘1794 sqq. 4. 
Seorg. Fr. v. Martens, Sammlung det wichtigften 
Keichsgrundgefege, Erbvereinigungen, Capitulationen, 
Familienverträge, aud) Gefege, Verordnungen, Privis 
legien u, f. w., welche zur Erläuterung des Staatsrechts 
und der pragmatifchen Geſchichte der vornehmften europäis 
ſchen Staaten dienen. Erfter Thl. (Dänemark, Schwer 
den. Großbritannien.) Goͤtt. 1794 8. (mehr. ift nicht 
erfchienen.) . 
(Politz,) Die Conftitutionen der. euros 
päifhen Staaten feit den legten 25 Jahren. 
4 Theile. Leipzig und Altenburg, 1817 — 1825. 8. *) 
Ludw. Luͤders, diplomatiſches Archiv für Europa, 
Eine Urkundenfammlung mit biftorifchen Einleitungen. 
3 Bände; jeder Band in zwei Abtheilungen. (Der 
dritte Dand, nad des Vfs. Tode, fortgefegt von 
Pdhit z3) Leipg. 1819 — 1823, 8. 
P. A. Dufau, J, B. Duvergier, et J. 
Guadet, collection des constitulions, chartes 
et lois fondamentales ‚des peuples de l’Europe et 





#) Ueber diefe drei Sämmlungen von v. Martens, de 
la Eroir, eurdp. Conſtitut., und die fpÄäter ges 
nannte Schrift von Bifinger vergl. man die lehrreiche 
Beurtheilung im Hermes, N.X. ©. 1ff. 


/ 
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des deux Amériques; avec des précis offrant 

Phistoire des libertes et'des institutions. politi- 
ques chez les nations modernes, 6 Voll. à Paris, 
1821— 23. 8. | 


Der Pair Frankreichs, Graf Lanjuinmais gab zwar . 


feinen; constitutions de la nation frangaise (2 T. 
Paris, 1819. 8.) den allgemeinen zweiten Titel: 
‚Lesconstitutions destouslespeuples, 
hat aber das Werk nicht weiter fortgefeßt. J 
Archives diplomatiques pour Fhistoire du tems 
et des Etats. (Auch mit teutſchem Titel: diploma⸗ 
tiſches Archiv für die Zeitz und Staatengeſchichte, und 
mit der teutfchen Veberfeßung der ausländifchen Urkun— 
den.) Stuttg. und Tüb. 1821 ff. 8 6 Bände. (Die 
beiden erſten Bände enthielten alle Urkunden teutfch 
und franzöfife. Th. 3—6 zunaͤchſt franzoͤſiſch.) 
Die Fortfegung erfchien blos teutfc unter dem 
Titel: Neuefte Staatsacten. 8 Theile. (wird 
fortgefeßt.) Stuttg. und Tuͤb. 1825 ff. 8. - 
Isambert, annales politigues et diplomati- 


ues, ou manuel du publiciste et de l’homme - 


"etat, contenant les chartes et lois fondamen- 
tales, les traites etc. 4 T. Paris, 18923 sg9. 8. 
‚Ufteri, Handbuch des ſchweizeriſchen Staatsrechts. 
2te Aufl. Aarau, 1821. 8. 2 

Theilweiſe gehört auch hieher: 

Geo. Fr. de Martens, recueil des principaux 
traites d’alliance, de paix etc. 7 Voll: ‚a.Gött. 
1791 sqg- 8. (Von den vier erſten Theilen N. %. 
1817.) Dazu gehören 10 Theile Supplemente, 
wovon aber die Theile vom Öten an auch mit dem bes 
fondern Titel! Nouveau recueil etc. erſchienen. 


* * * 


Wiſſenſchaftliche Schriften: 

Geo. Fr. v. Martens, Abriß des Staatsrechts der 
vornehmſten europaͤiſchen Staaten. Ir Theil, AIſte Abthl. 
Goͤtt. 1794. 8. CVon dieſem fleißig gearbeiteten Buche, 
deſſen Fortſetzung und Beendigung eine weſentliche Luͤcke 
in der politiſchen Literatur ausgefüllt haben würde / iſt 

St. W. ate Aufl, IV. \ 6 . 


. 
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I) 


blos dieſe einzige Abtheilung erfchienen, melde das 
Staatsreht Dänemarts, Schwedens und Groß 
britanniens umfdließt. Es enthält theils mehr, 
theild weniger, als das, was von mir unter dem 
Namen: pofitives Staatsreht zur wiffenfchaftlichen 
Seftaltung gebracht werden foll; mehr, weil es die _ 
Grundzüge des gefammten pofitiven Staatsrechts der 
genannten europäifchen Reiche [nicht blos das DVerfafs 
fungsrecht] enthält; weniger, weil es nicht die, durch 
das vofitive Öffentlihe Recht begründete, neue Geftal; 


- tung des innern Staatslebens zur Anſchauung erhebt. — 


Mit diefem Kompendium brachte der Verf. die bereits 
angeführte Sammlung der wichtigften Reichs— 
geundgefege:c. [deren erfter Theil auch nur bie 
drei — Reiche umſchloß,] in genaue Verbin— 
dung.) 

Theod. Schmal z, Plan zu Vorleſungen uͤber allge⸗ 
meines poſitives europaͤiſches Staatsrecht. Berl. 1815. 8. 
(geiſtvolle Skizze; nur daß in derſelben der genannten 
Wiſſenſchaft ein weiterer Umfang angewieſen wird, als 
in der von mir verſuchten Darſtellung.) 

Sebald Brendel, die Geſchichte, das Weſen und 
der Werth der Nationalrepraͤſentation, oder vergleichende 
hiſtoriſch ⸗ pragmatiſche Darſtellung der alten. und neuen 
Welt, beſonders der teutſchen, in Beziehung auf die 
Enttehung,, Ausbildung, Schickſale und Vorzüge der 
Volksvertretung, oder ber Öffentlichen Theilnahme an der 
hoͤchſten Staatsgewalt. 2 Theile. Bamb. und Lpz. 1817. 
8. (enthält viele richtige politifch z gefchichtliche Urtheile 
und Zufammenftellungen; doch ift.das Werk nad) feinem 
feften Plane bearbeitet, befonders in Hinficht des Ver— 


hältniffes der Welt des Alterthums zur gegenwärtigen 
Zeit; auch enthält es die neuen DVerfaffungen bis 1817 


nur in Andeutungen und Auszügen.) 

Sofeph Konftant,Bifinger, vergleichende Darftellung 
der Staatsverfaffung der europäifchen Monarchieen und 
Republiken. Wien, 1818, 8. 

Ign. Rudhart, Weberfiht der vorzäglichften Bes 
flimmungen verfchiedener Staatsverfaffungen über Wolkg; 
vertretung. München, 1818, a (vergl. die Beurtheis 
lung im Hermes, N. IV. ©. 78 f.) 


Einleitung. 83 


Vergleichende Darftellung der Repräfentativverfaffungen 
verfchiedener .europäifcher Staaten in ihren Grundzügen, 
Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in Fol. 

Vergleichende Darftellung ber ftändifhen Verfaſſungen 
mehrerer teutfchen Bundesftaaten in ihren Grundzuͤgen. 
Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in Fol. 

Theilweife gehört auch folgende ältere Schrift hieher: 

Chſtn. Dan. Voß, hiſtoriſch-ſtatiſtiſche Ueberſicht der 
merkwuͤrdigſten europaͤifchen Staaten, aus dem Ge— 
fihtspuncte des allgemeinen Staatszweckes. 
Halle, 1795. 8. (Obgleich in dieſem Werke Geſchichte 
und Statiſtik verbunden werden; ſo iſt doch die Anlage 
des Ganzen aus dem politiſch-publiciſtiſchen Stand⸗ 
puncte. Der Verf. ſtellt naͤmlich die Staaten dar: 1) 
als uneingefhränfts monardhifhe Staaten 
(Preußen, Rußland, Dänemark, Spanien, Portugal, 
Sardinien, beide Sicilien, Kirchenſtaat, osmanifches 
Neih); 2) als vepublifanifhbe Staaten a) 
ariſtokratiſch: Venedig, Genua; b) demofratifh: Frank 
reich (damals); 3) Staaten mit gemifchten 
NRegierungsformen (das teutfche Neid) als Staats; 
förper, Schweden, England, Polen); 4 verbündete 
Staaten (Eidgenoffenfchaft, das teutfche eich.) 


Als Verſuche, das pofitive öffentliche Staatsrecht 
wiſſenſchaftlich zu begründen, gehören hieher: 
Alb. Fritot (avocat), science du publiciste, 
ou trait& des principes el&mentaires .du droit, 
considere dans ses principales divisions. 11 Voll. 
a Paris, chez Bossange‘, 1820 — 1823. 8. (Dies 
ſes, dem Könige Ludwig 18 und dem Herzoge de Cazes 
gewidmete, Werk ijt gründlich und freimüthig , aber fehr 
weitſchweifig. — Die erfte Abtheilung enthält: droit 
philosophique, ou principes el&mentaires du 
droit public, du droit politique, et du droit des 
gens, und zwar im erften Bande: droit public; 
im zweiten Bande: droit politique; und in dems 
felben Bande von S. 321 an (und im ganzen fols 
genden dritten Bande) droit des gens. — Die 
weite Abtheilung enthält vom vierten Dande an: 
6 
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droit constitutionel, constitutif ou organique, 
und zwar nad) den drei Rubriken: 1) des gouver- 
nemens divers, de leurs inconveniens, de leurs 
avantages (davon im ganzen vierten Theile und im 
fünften bis &. 448); 2) de la monarchie con- 
stitutionnelle ou representative (davon im fünf 
ten Theile von S. 449 an, und im ganzen ſechſten 
big eilften Band); 3) dispositions et moyens 
de transition. — Zu der Wiſſenſchaft des pofitiven 
Staatsrechts gehört diefes Werk erſt vom vierten 
Bande an, mo ber Verf. mit der Lehre von den 
Regierungsarten Überhaupt beginnt, die fogenannten drei 
Bewalten im Staate, die Eintheilung in einfache und 
vermifchte Regierungen Cje nachdem bie drei Gewalten 
vereinigt oder getheilt find) erörtert, gegen die unbes 
fchränfte Monarchie ſich erklärt, die dermalige franzöfifche 
Verfaſſung als ariftofratifch ;demofratifch »monarcifd, aus⸗ 
fpricht,, die Wirkungen der Nepräfentation, der Föderas 
tion, der Wahl und der Erblichkeit prüft, und zum 
Weſen ber Innern Geftaltung der conftitutionellen Mos 
narchie a) einen Erbmonarchen (dem die Sanction, Vers 
kuͤndigung und Vollziehung der Gefeße zujteht), b) zwei 
Kammern (welche mit dem Regenten die Sjnitiative der 
Geſetze theilen), und c) Gerichtshöfe verlangt, melde 
nur vom Gefege abhängen. 

J. Chriſt. Freih. v. Aretin, Staatsrecht der con: 
fitutionellen Monardyie. Ein Handbuch für Gefchäfts; 
männer, ftudirende Sünglinge und gebildete Bürger. 
Erfter Band. Altenb. 1824. 8. Zweiten Bandes 
erfte Abtheilung. 13827. (Ungefaͤhr die erfte Hälfte 
diefer Abthl. ward noch von Aretin gefchrieben, nad) 
deffen Tode Karl v. Rotteck das Werk forıfeßt. — 
Ueber den wiffenfchaftlichen Charakter deffelben vgl. $.4.) 





Als befondere, dem Verfaflungswefen gemwidmete, 


Zeitſchriften begannen: 


(Luden), Allgemeines Staatsverfaffungss 
archiv. Zeitfchrift für Theorie und Praris gemäßigter 
Megierungsformen, 2 Bände (jeder in + Stuͤcken) und 
In Bdes. 18 Stuͤck. Weimar, 1816 f. & 
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Allgemeine poktifche Annalen. Stuttgart u. Tübingen, 
25 Bände feit 1821. 8. (enthalten viele Verhandlungen | 
über das Verfaſſungsweſen.) * 

Cv. Aretin), conftitutionelle Zeitfchrift. Cerfchien 
blos ein Halbjahr vom San. — Yun. jeder Monat in 
2 Heften.) Stuttg. 1823, 8, 





Erftter Theil 


A) Allgemeine gefhichtlihe Ueberſicht 
über die in Europa und Amerika feit 40: 
Jahren ins öffentliche Staatsleben ein 
getretenen, theils noch beftehenden, theils 
wieder erlofchenen, VBerfaffungen, 


10, Ä 
Großbritannien und Nordamerika, 


Wenn gleich in keinem gefitteten europäifchen 
Staate feit den Zeiten Des ausgehenden Mittelalters 
gewiffe Grundgefege fehlten, durch welche bald eine 
regierende Dynaftie auf den Thron erhoben, bald die 
Zhronfolgeordnung feftgefeßt, bald. das Verhältniß 
des Kegenten zu den Reichs = oder Landſtaͤnden näher 
beſtimmt, bald im- innern Staatsleben über die bür- 
gerliche und Strafgefeßgebung , fo wie über die Bes 
fteuerung,, oder über die Geftaltung der Eriegerifchen 
Macht ein allgemeiner Maasſtab aufgeftelle worden 
war; fo hatten doch in den meiften Reichen und Staa— 
ten dieſe Formen theils nur zufällig und in fehr ver 
fhiedenen Zeitaltern fich ausgebilver, theils fehlte der 
innere Zufammenhang zwifchen denſelben, weil jedes= 
mal, nach dem eingetretenen Bebürfniffe, nur einzelne 
Gegenftände der Verfafjung oder Verwaltung durch 


f 


/ 
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befondere Gefege geordnet worden waren, Daher auch 
in fo vielen Staaten der unverfennbare Widerfpruch 
zwifchen dem” öffentlichen und dem Privatrechte, ja 
felbft zwifchen den einzelnen Theilen ub Abſchnitten 
der Geſetzgebung felbft, je nachdem fie aus fremden 
oder einheimifchen Rechten, aus dem zwölften oder 
achtzehnten Jahrhunderte ſtammten. Blog in Eng— 
land beftand, im jüngern Europa, eine auf einzelnen 
fchrifelihen Urkunden beruhende, obgleich im 
Laufe der Jahrhunderte bedeutend veränderte, und 
erft feit der Thronbefteigung Wilhelms des Dranidrs 
(1689) zu einem beftimmten Charakter ausgeprägte, 
Verfaſſung. Seit diefer Zeit ward in dem freien, 


in zwei Kammern getheilten, brittifchen Parlamente 


manches Eräftige Wort tiber die wichtigften Angele— 
genheiten des innern und Außern Staatslebens aus— 
gefprochen, das für das übrige, in feiner politifchen 
Bildung fortfchreitende weftliche, Europa um fo weni» 
ger verloren ging, je länger in mehrern großen Reis 
chen die Verſammlung der Keichsftände entweder ganz 
geruht hatte (wie z. B. in Frankreich feit 1626, in 
Portugal feit 1697), oder, wie in Spanien, zu einer 
bloßen Formalitaͤt hberabgefunfen war. Befonders aber 
wirfte das Vorbild Großbritanniens auf das übrige 
Europa mächtig, theils in Hinficht der dafelbft in der 
Verfaſſung begründeten Herrfchaft des Rechts und 
Gefeßes im Gegenſatze gegen die Willführherrfchaft 
der Premierminifter und Maitreffen in andern Reichen; 
theils in Hinficht des fleigenden Wohlftandes und 
- Keichthums Großbritanniens im Gegenfaße gegen die 
Verarmung, die Schulvdenlaft und die ungleiche Be— 
fteuerung in andern Staaten *). | 


— — 





J 


) In demſelben Sinne ſprach ein Rec. im Hermes (N. X. 


f 
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Nur unter dieſen Verhaͤltniſſen vermochten die 


gewichtvollen, die brittiſche Verfaſſung als Vorbild 


S. 4): „Der Zunftgeiſt, der Briefadel, die Verbin—⸗ 
dungen der Staͤdte unter einander und des Adels gegen 
die Staͤdte, aber auch zuweilen mit ihnen gegen die 
willkuͤhrliche Herrſchaft; die Gründung ſtehender Ges 
richte; die erſten rohen Verſuche des Bauernſtandes, 
ſich zur buͤrgerlichen Freiheit zu erheben, oder dabei zu 
behaupten; die Bildung der Landſtaͤnde aus Geiſtlichkeit, 
Adel und Städten, ihr Wachsſthum und ihr Verfall; 
die eigene neue Gefeßgebung und die Regierung der 


‚Staaten von oben herab, welche im fechszehnten Jahr⸗ 


hunderte mit verdoppelter Thätigkeit fi erhob; — alle 
diefe Elemente des innern Lebens der Völker haben 
fi in den verfchiedenen euronäifchen Staaten nad) einers 
lei Regel und mit fehr fichtbarem Einfluffe des einen 
auf die andern entwickelt. Nur England behaups 
tet dabei wefentlihe Eigenthuͤmlichkeiten 
in Rechts; und Staatsverfaffung, weiles 
ihm gelang, die alten einheimifhen Einrichs 
tungen, welche in den meiften andern Län 
dern durch alte und neue römifhe Begriffe 
und Inſtitute verdrängt wurden, feftzuhals 
ten und felbfiftändig fortzubilden Allein 
eben dadurch ift England von der Zeit an, mo die 
willkuͤhrliche Herrſchaft im übrigen Europa durch 
Karl 5, durch Philipp 2, durd Ludwig 11, Richelieu 
und Ludwig 14 faft allgemein geworden war, ber 
Dunet geworden, von welchem die innere 
Bewegung Europa’s ausging, und fi den 
übrigen Völkern deffelben mittheilte. Nicht 
Montesquieu’s Lobreden der englifcyen Verfaſſung 
haben diefe hervorgebradyt, fondern wer im ganzen vori: 
gen Jahrhunderte den wachſenden Wohlftand Englands 
gewahr ward; wer es fah, wie Geſetz und Recht auch 
über die Großen herrſchte; mie geachtet auch der eins 
fahe Bürger war; wie ein jedes Verdienſt eine freie 
Bahn zu Wirkfamkeit und Belohnung fand; der mußte 
wohl das Verlangen empfinden, daß auc in feiner 
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| 


und Mufter preifenden, Stimmen eins Montes» 
quieu und vieler andrer bedeutend zu wirken, welche 
feit der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts das Bes 
dürfniß ‚einer neuen zeitgemäßen ©eftaltung des in— 


nern Gtaatslebens und einer feften Begründung 


des Kechtszuftandes in mehrern europäifchen Neichen 
und Staaten theils felbft fühlten, theils bei Andern 
anregten, 

Allein ein außerhalb des europäifchen 


Staatenfvftems eintretendes hoͤchſt folgenreiches 


Ereigniß ward die nächfte DVeranlaffung der weitern 
und fehnellern Verbreitung der fogenannten repräs 
fentativen Grundfäge: die Trennung eines Theis 
les der nordamerifanifchen Kolonieen Groß: 
britanniens von ihrem enropäifchen Stammlande, 
und die Erfämpfung und Anerkennung ihrer Unab— 


hängigfeit und Selbſtſtaͤndigkeit im Parifer 


rieden am 3. Sept. 1783 *). 

Verjaͤhrte Eiferfuche ſtellte, während dieſes 
Kampfes zwiſchen Großbritannien und ſeinen Kolo— 
nieen, Frankreich und Spanien auf die Seite der 
letztern; namentlich fochten viele franzoͤſiſche Officiere, 
dazu berechtigt von ihrer Regierung, auf amerikani— 
ſchem Boden unter Washingtons Befehlen für 


die Sache der bürgerlichen und politiſchen Freiheit. 
Grundſaͤtze, die fie im transatlantifchen Erdtheile Een= . 


nen ‚gelernt und mit hrem Blute verfiegelt hatten, 
folgten ihnen, nach dei Parifer Frieden, in die euro- 


> 
Heimath ein fo frifches, freies und Fräftiges Leben aufs 
blühen möchte, * 
*) Man vergleiche darüber meine Staatenfyfteme Euros 
pa’s und Amerika's feit dem Jahre 1789, 
(£eipz. 1826. 8) Th.1. 


\ 
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päifhe Heimath zuruͤck, und wurden von ihnen deſto 
fefter gehalten, je mehr, namentlich in Frankreich, die 
Unvollfommenbeiten der Verfaffung und Verwaltung 
diefes Reiches, -bauptfächlich wegen der ungeheuer ges. 
fteigerten Schulvenlaft , von den mittlern und untern 
Ständen gefühlt wurden, 

Sleichzeitig bildeten die ſelbſtſtaͤndigen nor d⸗ 
amerikaniſchen Staaten in ihrer Mitte die 
Verfaſſung eines Freiſtaates (1787) aus, 
in deren Grundzuͤgen eben ſo wenig das Vorbild 
der brittiſchen Verfaſſung — nur uͤbergetragen von 
einer beſchraͤnkten Monarchie auf einen neuentſtandenen 
Bundesſtaat — wie der Einfluß Washingtons 
zu verkenuen war, eines Mannes, in welchem Nord— 
amerika fruͤher ſeinen Helden und Retter, und ſpaͤter 
ſeinen „Sefeßgeber und Regenten fand, 

. Se mehr die neue Verfaffung Nordamerika’s, fo 
wie die befondere Verfaſſung jeder feiner einz el 
nen (damals 13) Staaten, die Farbe und den Cha- 
rakter des achtzehnten Kahrhunderts an fich trug; defto 
weiter wich fie von den veralteten, republißanifchen 
Formen ab, die in den europäifchen Freiftaaten Bes 
nedig, Genua, Lucca, Schweiz und Nies 
derland ſtatt fanden, 


11, 
Neue Berfaffung in Frankreich und Polen. 


Bevor aber auf europaͤiſchem Boden eine Nach— 
bildung des brittiſchen und der nordamerikaniſchen 
Verfaſſung verſucht ward, gab die franzoͤſiſche 
Kevolution im Jahre 1789 den Ausſchlag über . 
die vollige Umbildung des innern Staatslebens in dem 
älteften chriftlichen Reiche des jüngern Europa. Denn 
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kaum hatte, aus der Mehrheit der von Neder nach 
Verſailles zufammenberufenen 1200 Deputirten des 
Keiches, die erfte Nationalverfammlung 
. (17. Sun. 1789) ſich gebildet, als diefe (4. Aug.) die 

völlige Abfchaffung des Lehnsſyſtems aus: 
ſprach, und, nach zweijährigen Verhandlungen, (3. 
Sept. 1791) die neue fchriftliche Berfaffungss 
urkunde beendigte, welche (14. Sept.) Ludwig 16 
in der Mitte der Nationalverfammlung als Reichs» 
grundgefeß befchwer. | 
- Gleichzeitig dachte der edlere Theil der Polen, 
der die erfte Theilung des Reiches vom Jahre 1772 
noch nicht verfehmerzt hatte, an eine Verbefferung der 
fehlerhaften Neichsverfaffung und an eine Verjüngung 
des innern Staatslebens. Bereits am 6. Oct. 1788 
ward der polnifche Reichstag eröffnet; auf welchem 
fogleich das fogenannte freie Veto aufgehoben, und, 
nach der Abfchließung eines Bundes mit Preußen 
(29. März 1790), von der großen Stimmenmehrheit 
(3. Mai 1791) eine neue Berfaffung angenom= 
men, fo wie diefelbe vom Könige Stanislaus Augus _ 
fins befcehworen ward. Diefe Verfaffung fchloß ſich 
mehr, als die franzöfifche, an die bis dahin in Polen 
beftandenen Rechtsverhältniffe an; demungeachtet bil- 
dete fih, unter Rußlands Einfluffe, gegen fie der 
Targowitzer Bund (1792), worauf — mit Zus 
ftimmung des Konigg — die neue Verfaffung auf 
dem Keichstage zu Grodno (29. Sept. 1792) ver: 
worfen, und im Sabre 1793 Polen zum zweiter: 
male getheilt ward. 

Allein auch die erfte Verfaffung Frankreichs vom 
Sabre 1791 ging nur theilweife ins öffentliche Staats: 
leben über, weil, bereits nach dem Zufammentreten 
der zweiten Nationalverfammlung (1. Det. 1791), 


4 
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ein heftiges Partheiengewähl in derfelben fich zeigte, 
das, nach der Eröffnung des fogenannten Nationale 
convents (21. Sept. 1792), in der Abfchaffung des 
Koͤnigthums, in der Verwandlung Frankreichs in 
eine Republik, und in dem Prozeffe und der Hinrich- 
tung Ludwigs 16, zu dem. völligen Umfturze aller 
frühern Staatsformen im Innern Frankreichs führte, 
worauf für die Republik Frankreich am 24, 
Juny 1793 eine zweite VBerfaffung gegeben ward, 
die aber nicht ins wirkliche Leben trat, weil bei der 
Eröffnung des Krieges gegen das Ausland die furcht— 
bare Dictatur des Wohlfahrtsausfchuffes, mit Suſpen⸗ 
fion der Verfaffung, die Regierung an fich riß. 

Nach dem Sturze der Schredensregierung ward 
für die Republik Frankreich die dritte Vers 
fafjung im Jahre 1795 ‚aufgeffellt, mit einem Direc- 
forium von fünf Perfonen an der Spige der voll 
ziehenden Gewalt. 

Diefer folgte im Kahre 1799 die vierte Ver— 
- faffung, welche ven Öeneral Bonaparte, unter 
deſſen Einfluffe fie gegeben ward; zum erften Con 
ful ernannte. In diefer Berfaffung gingen die frühern 
republifanifch = demofratifchen Beftimmungen bereits in . 
folhe über, vie fich der monarchifchen Staatsform 
näherten. Dies trat noch beftimmter durch die Sena— 
tusconfulta vom Jahre 1802 und 1804 hervor, welche 
den erften Conful Anfangs zum Conful auflebens: 
zeit, und dann zum erblichen Kaifer ver ran: 
zofen ernannten. | 

Nachdem er aber (1814) auf den Thron Frank: 
reich verzichtet hatte, gab der Senat, unter Talleyrands 
feitung, dem Reiche eine neue Verfaſſung (6. Apr. 
1814), in welcher Ludwig (18) durch den Willen 
des Volkes auf den Thron berufen ward, Allein 
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Ludwig 18 erkannte diefe Berfaffung nicht an, fondern 
ertheilte, aus koͤniglicher Machtvollkommenheit, (4, 
Sun. 1814) die conftitntionelle Charte, die 
noch jeßt als Grundgefeß des Konigreiches gilt, wenn 
gleih Napoleon, nach feiner Ruͤckkehr von Eiba, 
während ber hundert Zage, (22. Apr. 1815) eine 
Zufaßacte zu * vierten Verfaſſung bekannt 
machen ließ. 


12. 
Italſigen. 


Mit den Siegen der Franzoſen uͤberſchritt auch 
das repraͤſentative Staatsſyſtem die Grenzen Frank⸗ 
reichs: fo in den Niederlanden; fo in Italien. 
Ward gleich die ältere Staatsform des Sreiftaates der 
vereinigten Niederlande, unmittelbar nach Pichegru’s 
Vordringen über die zugefrornen Grenzflüffe, aufge— 
hoben, und das demofratifche Princip für die neue 
Verfaſſung der Niederlande ausgefprochen; fo dauerte 
es doc) in der fogenahnten batavifchen Republik bis 
zum Sabre 1795, bevor die erfte neue Verfaſſung 
angenommen ward, 

Aaſcher erfolgten die politifchen Umbildungen in 
Stalien, wo Bonaparte im Frühjahre 1796 feine 
glänzende Eriegerifche Laufbahn begonnen hatte. So 
wie er, bereits nach dem Fühnen Llebergange über die 
Adda » Brücke bei Lodi (20, Mai 1796), die Freiheit 
der Lombardei ausfprad) ; fo ward auch, unter feiner 
Mitwirkung, in der Smwifchenzeit zwifchen den Fries 
denspräliminarien zu teoben und dem wirklichen Frie— 
densabfchluffe zu Sampio Formio mit Deftreich, am 29. 
Sun. 1797 ver neuen cisalpinifhen Kepublif 
eine Verfaffung gegeben, die, bei vielen eigenthümli= 
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chen Schattirungen, doch im Ganzen eine Nachbildung 
ber dritten Verfaſſung Frankreichs war. Während 
aber Bonaparte in Aegypten ſich befand, erfuhr dieſe 
Verfaſſung (1798) durch den frangöfifchen Sefandten 
Trouve und durch den General Brune wefentliche 
Veränderungen, und bei den Siegen der Deftreicher 
und Ruſſen in Oberitalien im Jahre 1799 theilte fie, 
mit der cisalpinifchen Kepublif felbft, das Schidfal 
der Auflöfung. | 

Kaum hatte aber der damalige erfte Conful Bo— 
naparte in der Schlacht bei Marengo (14. Jun. 1800) 
von neuem das Uebergewicht der Waffen Frankreichs 
behauptet;‘ fo ward auch von- ihm die cisalpinifche 
Republik (18. Jun.) mit einer einftweiligen Regierung 
bergeftellt, und, nach dem Luͤneviller Frieden, Diefer 
Republik, welche zu yon den Mamen der italienie 
fhen annahm, (28. Jan, 1802) eine neue Ber: 
faffung gegeben, die in manchen wefentlichen Puncz 
ten von der vierten franzöfifchen abwich. Durch 
conftitutionelle Statute im Jahre 1805 ward Napo= 
leon zum Könige von Italien ernannt, und 
dasjenige in der Verfaffung verändert, was bei, dem 
Uebergange aus ber republifanifchen in die monarchi= 
ſche Staatsform umgewandelt werden mußte. — 
Nah der Vernichtung der Macht Frankreichs in - 
talien, und nad) der Ruͤckkehr der Lombardei und 
Benedigs unter oftreichifche Herrfchaft, gab der Kat- 
fer Franz (24. Apr. 1815) dem lombarpifch: 
venetianifchen Konigreiche eine neue Ver— 
fafjungsform. 

Gleichzeitig mit den Folgen der franzöfifchen 
Siege durch Bonaparte in Stalien ftürzte der ältefte 
italifche Freiftaat, Venedig, zufammen; das Eleis 
nere Öenua hingegen rettete fich, ward — als 
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ligurifhe Republik vemofratifirt, und ers 
hielt (2. Dec. 1797 und 26. Sun. 1802) zwei eins 
ander fchnell folgende Verfaffungen unter Frankreichs 
Finfluffe, bis 1805 Genua Frankreich felbft einver- 
leibe, nach Napoleons Sturze aber, auf dem Wiener 
Congreſſe, dem Könige von Sardinien zugetheilt 
ward. 

Eben fo erhielt auch der Eleine Freiftaat Lucca 
im Jahre 1799 und im Jahre 1801 zwei Verfafe 
ſungen, die, im verjüngten Maasftabe, den in Frank: 
reich wechfelnden Verfaffungen nachgebildet waren. — 
Selbſt vem Kirchenftaate, welchen das franzofis 
fche Directorium (1798) in eine romifcheXepublif 
verwandelte, ward (20. März 1798) eine demofratifche 
Verfaſſung gegeben , die aber bei der Erneuerung des 
Krieges fihnell wieder aufgelöfet ward. 

Neapel, obgleih, nach Championets fiegrei= 
chem Vordringen bis in die Hauptftadt Des Reiches, 
als parthbenopeifche Republik (1799) ausge— 
fprochen, erhielt damals, bei dem fchnellen Wechfel 
des Kriegsglüdes, Doch Feine eigene Verfaſſung. Als 
aber. fpäter Napoleon feinen Bruder Joſeph (1806) 
zum Könige beider Sicilien, und zwei Jahre darauf 
zum Konige von Spanien ernannte, welchem Joachim 
Murat auf dem Throne Neapels folgte, gab Joſeph, 
bei feinem Abgange nach Spanien, dem Konigreiche 
Neapel (20. Jun. 1808) eine Berfaffung, bie 
Napoleon beftätigte.. Doch band fi Murat an die= 
felbe nicht ; fie trat. nicht ins offentliche Leben. 

Dagegen ward, unter brittifchem Einfluffe, von 
dem ford Bentinf im Konigreihe Sicilien, wel: 
ches die aus Meapel verdrängte Dynaſtie Bourbon 
gegen Frankreichs Waffen behauptete, (1812) eine 
der englifchen Konftitution nachgebilvete Verfaſſung 
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gegeben, die aber von dem bourboniſchen Regenten⸗ 
hauſe bald wieder aufgehoben ward, 

Selbſt nach der Ruͤckkehr diefer Dynaſtie nach 
Neapel (1815), ward der Verſuch, die fpanifche 
Berfaffung in Neapel mit örtlichen Modificatio— 
nen (1820) einzuführen, durch die fiegreichen Waffen 
Deftreichs vereitelt. | 

Den jonifchen Infeln, früher ver Republik 
Venedig gehörend, ward bereits im Jahre 1803 eine 
unter Rußlands Einfluffe vermiftelte Verfaſſung er- 

theilt. Als aber, nach ſchnell wechfelnden Schidfalen 
diefes Sreiftaates, derfelbe (1815) unter die Schuß: 
hoheit Großbritanniens geftelle ward, erhielt er am 
28. Dec. 1817 eine in London entworfene und, von 
dem damaligen Prinzen = Negenten beftätigte Ver— 
faffung. | 


13, | 
Die Shweiz, 


Veraltet war die politifche Form der ſchweize— 
rifhen Eidsgenoffenfchaft beim Ausbruche 
ber franzöfifchen Revolution; auch fehlte in den Gans 
tonen die Einigkeit, die in den Tagen der Gefahr das 
Beftehende zu retten vermag; allein Europa fah mit 
Migbilligung, wie das franzöfifche Directorium mit 
der friedlichen Schweiz verfuhr. Mach Ueberwälti- 
gung derfelben durch franzöfifche Heere ward (12. Apr, 
1798) zu Yarau der Entwurf einer neuen Ver— 
faffung der einen und untheilbären helverifchen Re— 
publif angenommen; doch hatte das alte Syſtem viele 
Anhänger und rüftige Vertheidiger, und die Erfolge 
Deftreichs im Kampfe des Jahres 1799 brachten beide 
Partheien-gegen einander in, mächtige Gährung, bis 


x 
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Maflena’s Sieg (Sept. 1799) bei Zürich den Aus⸗ 
fchlag für das neue Syſtem gab. Kine neue, zu— 
Paris entworfene, Berfaffung ward zwar am 29, 
Mai 1801 angenommen, von den Freunden des alten 
Syſtems aber durch die Aufftellung einer Verfaffung 
der fogenannten allgemeinen belvetifchen Tagſatzung 
(24. Det. 1801) befeitige. Doch auch diefer Ver: 
faffungsentwurf mußte einem, neuen vom 27. Febr. 
1802 weichen, der aber ebenfalls weder die öffentliche 
Stimmung in der Schweiz, noch den- Beifall des 
erften Conſuls von Frankreich für fich hatte. Die zu 
Bern verfammelten helvetifchen Notabeln gaben vie 


Verfaſſung vom 20. Mai 1802. Sie ward Anfangs 


von den meiften Santonen angenommen; allein bald 
wogfe, nach dem Zurüdziehen der franzofifchen Trup— 
pen, die innere Gaͤhrung in dem ganzen Freiftaate auf, 
Dies bewog den erften Conful Bonaparte, nach er= 
neuerter Befeßung des Landes von franzöfifchen T Trup⸗ 
pen, Maͤnner aus beiden Syſtemen nach Paris zu 
berufen, mit welchen er die ſogenannte Vermitte— 
lungsacte (19. Febr. 1803) verabredete, welche bis 
zum Jahre 1813 als Staatsgrundgeſetz der Schweiz 
galt, und auf eine im Ganzen ſchonende el Das 
Alte und Neue verband. 

Nachdem aber die Volkerfchlacht bei Seipsig über 
Napoleons Schikfal in Teurfchland enrfchieden hatte, 
fprachen die verbündeten Mächte die Auflofung der 
Dermittelungsacte aus, und ließen durch ihre Abge— 
fandten mit den Abgeordneten der Schweiz unterhan= 
deln, worauf (8. Sept. 1814) ein neuer Bundesver- 
trag der 19 Santone, und, nach den Beftimmungen 
des Wiener Congreffes in Hinficht der Schweiz, die 
Aufnahme der drei neuen Kantone, Wallis, Genf und 
Neuenburg, die Entwerfung befonderer Verfaffungen 


— 
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fuͤr jeden einzelnen Canton, ſo wie (7. Aug. 1815) 
die feierliche Annahme der neuen Bundesacte 
der gefammten 22 Cantone erfolgte, 


14, N 
Die Niederlande 


| In den Niederlanden, die, nach der Eroberung 
von den Franzofen, in der damaligen Staatsgeogra= 
phie als batavifche Republik aufgeführt wur: 
den, war, unter dem Einfluſſe des franzöfifchen Ge— 
fandten Lacroix, (23. Apr. 1798) eine Berfaffung 
gegeben amd angenommen worden, welche man der 
dritten franzöfifchen (vom Jahre 1795) nachgebilver 
hatte. Kaum war aber, in den tondoner Prälimi= 
narien zum Frieden zwifchen Frankreich, Großbri— 
tannien, Spanien und Batavien, die Selbftftändigs - 
feit der. neuen republifanifchen Form der leßtern aner- 
kannt worden, als (16. Oct. 1801) die bat avi— 
ſche Republik eine zweite DVerfaffung, und — 
nach der Begründung der Eaiferlichen Macht in Franke ' 
reih — (15. März 1805) eine dritte Verfaffung 
erhielt, die einen Rathspenſionair an die Spige der 
Regierung ftellte, und in vielfacher Hinficht den mo— 
narchifchen Formen fich näherte. Doch ſchon im fols 
genden Jahre ward, Durch organifche Öefege, (5. Jun, 
1806) die Kepublif für Napoleons Bruder, Ludwig, 
in das Königreich Holland verwandelt, und 
deimfelben (7. Aug. 1806) eine neue Berfaffung 
gegeben. Allein dieſes neugefchaffene Königreich er— 
lofeh bereits im Sul. 1810, wo e8 Napoleon dem 
mächtigen Frankreich felbft einverleibte, bis, nach den 
Erfolgen der Seipziger Schlacht, die Franzofen aus 
Holland verdrängt wurden , eine einftweilige aus Hol— 
St. W. 2ꝛte Aufl, IV. 7 
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ländern gebildete Regierungscommiffion den Fürften 
Wilhelm von Oranien zum fohverainen Fürften der 
Niederlande ernannte, diefer aus England zurückehrte, 
und, nach der Vereinigung Belgiens mit Batavien 
zum Königreiche der Niederlande, dem nun 
vereinigten Staate in der Berfaffung vom 24, 
Aug. 1815 ein bleibendes Grundgeſetz gab, 


15, 
Der Rheinbund. Warfhau Spanien. 
Schweden. 


Mit der weitern Verbreitung der Siege und des 
politifchen Kinfluffes Napoleons auf das Ausland, 
gewanr auch das Spftem neuer Verfaffungen eine 
weitere Ausdehnung. Kine Folge des Kampfes zwie 
ſchen Frankreich, Deftreih und Rußland im Spät: 
jahre 1805, und des für Deftreich nachtheiligen Fries 
dens von Preßburg (26. Dec. 1805), war die Stif: 
tung des Äbeinbundes in der (12, Jul. 1806) 
zu Paris unterzeichneten Confoͤderationsacte. 
Sie ward, nach der Beliegung der Preußen in den 
Sändern zwifchen der Saale, Elbe, Over und Weich: 
fel, und nach dem Beitritte der nordteutſchen Fürften 
zum Rheinbunde, bald das allgemeine politifche Ge— 
feß des vormaligen Teutſchlands, mit alleiniger Aus— 
nahme der ehemals zu Teutfchland gehörenden öftrei= 
hifchen und preußifchen Länder, Dem im Tilfiter 
Frieden neugeftifteten Herzogthume Warfchau gab 
Napoleon (22. Zul. 1807) eine neue VBerfaffung, 
die bis zu deſſen Auflofung galt. Wie er aber in der 
Mitte des Rheinbundes felbft die Begründung neuer 
Derfafjungen meinte, erhellte aus der (15. Nov, 
1807) dem Konigreiche Weftphalen gegebenen 
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neuen Berf affung. Theilweife warb diefelbe 
nachgebilver ‚in der Verfaffung Bayerns vom 
1, Mai 1808, vie aber nicht ins nffentliche Leben 
trat; in den Örganifationsdecreten des Großherzog: 
thums Berg (12. Dec. 1808 und 31. März 1809), 
in der Berfaffung des Großherzogthums Frank: 
furt (16. Aug. 1810), und in der vom Herzoge von 
Anhalt Köthen (28. Dec. 1810) feinem Eleinen 
Sande gegebenen Berfaffung. Die keßtere ward bereits 
im Jahre 1812, nach des Herzogs Tode, unter der 
vormundfchaftlichen Regierung des Herzogs von Ans 
halt: Deffau aufgehoben; die übrigen erlofchen nach 
den Ochlachttagen bei Leipzig. 

Eben fo beftand die, von Joſeph Napoleon 
(6. ul. 1808) dem Konigreiche Spanien mit Zus 
flimmung des Kaifers gegebene, Berfaffung nur 
fo lange, als er felbft in Spanien, unter der Macht 
der franzofifchen Waffen, fich behauptete; denn, noch 
vor feiner völligen Ruͤckkehr nach Frankreich, fprachen 
die auf der Inſel Leon verfammelten Cortes Spaniens, 
im Namen des abwefenden Ferdinands7, (19, März 
1812) eine neue Verfaſſung als Grundgefeß der 
Monarchie aus, die Ferdinand, nad) feiner Ankunft 
in Spanien, (Mai 1814) aufhob, und fpäter zwar 
im Drange der Verhältniffe (7. März 1820) annahm, 
fie aber, nach dem Vordringen der franzofifch = bour- 
bonifchen Heere bis Cadix, (Det, 1823) für immer 
vernichtere. Ä 

DVerfchieden von diefen DVerfaffungen nach ihren 
Grundzügen und nach ihrem wefentlichen Charakter, 
war die neue Berfaffung Schwedens (7. Jun, 
1809), nachdem Guftav 4 auf den Thron verzichtet, 
und ihn fein Oheim, Karl 13, nah Annahme 
dieſer Verfaſſung,  beftiegen hatte. 
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16. 


Neue Berfaffungen feit Napoleons 
Sturze. 


Die mächtige Veränderung aller politifchen Ver— 
bältniffe, welche Napoleons Befiegung und Verzicht— 
leiftung auf die Regierung (11. Apr. 1814) bewirkte, 
zeigte fich in den verfchiedenen Staaten und Ländern 
auf fehr verfchiedenartige Weife. In Frankreich 
felbft gab Ludwig 18 (4. Sun, 1814) die conftitus 
tionelle Charte, die auch, nach Napoleons zwei⸗ 


- ter Beliegung im Jahre 1815, das Gruͤndgeſetz des 


Königreichs blieb. In dem Konigreiche der Nies 


-derlande erklärte Wilhelm 1 die den Notablen vor= 


gelegte neue Verfaſſung (24. Aug. 1815) für das 
Grundgefes des gefamniten (aus Batavien und Bel: 
gien gebildeten) Königreiches. 

Dem, an Deftreich gekommenen, lombardiſch— 
venetianifehen Koönigreiche gab der Kaifer 
Franz 1 (24. Apr. 1815) eine neue Verfaffung; eben 
fo. der Kaifer Alerander 1 (27. Nov. 1815) dem mit 
Rußland vereinigten Königreihe Polen, Unter Ruß 
lands, Deftreichs und Preußens Vermittelung erhielt 
(3, Mai 1815) die, durch den Wiener Congreß als 
frei er£lärte, Stadt Iracau. eine befonvere 
Verfaſſung; fpäter führte auch Deftreich in Dem 
Königreiche Öalizien (13. Apr. 1817) ftändi- 
ſche Berhältniffe ein. Norwegen, von Dänemark 
an Schweden abgetreten, erhielt vom Könige Karl 13 
(4. Nov. 1814) die DBeftätigung der von dem 
Storthing entworfenen Verfaffung mit wenigen Ab- 
änderungen, Für Preußen fprach der König (22, 
Mai 1815) die Fünftige Einführung einer Verfaffung 
aus, und erließ fpäter (9. Sun, 1873) das Geſetz für 
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die Bildung der Provinzialftände, welchem 


die Decrete für die Bildung der Stände in den ein 


zelnen Provinzen folgten. Selbft der Parft Pius 7 
fand es gerathen, dem Kirchenftaate (6. Jul. 
1816) eine neue DVerfaffung zu geben, Die joni— 
ſchen Inſeln erhielten (28. Dec. 1817) eine folche 
von England; fir das Königreich beider Sici— 
lien verkündigte das Decret vom 12 Dec. 1816 eine 
neue Ordnung der Dinge, Selbſt das nach politifcher 
Selbftftändigfeit ftrebende Griehenland gab fich 
(1. San. 1822) eine proviforifche Berfaffung, 
die aber (17, Mai 1827) einer feftern Staatsform 
weichen mußte. Die VBerfaffung der Gortes in 
Portugal (23. Sept. 1822) beftand blos bis zum 
Juny 1823; doch erhielt Portugal (29. Apr. 1826) 
vom Kaifer Pedro in Brafilien eine neue Verfaffung. 

Allein am folgereichften ward die neue Geſtal— 
tung und Einführung ftändifcheer Verfaſſungen für 
den, durch die teutſche Bundesacte (8. un, 
1815) zu einem verjüngten politifchen Leben wieder- 


geböhenen, teut ſchen Staatenbund, der in ber 


Skhlußacte der Wiener Minifterialcon 
ferenzen, welche am 8, un, 1820 zu Frankfurt 
als angenommen bekannt gemacht ward, eine Er= 
gänzung der in der Bundesacte nur Furz enthalte 


nen Grundzuͤge feiner gemeinfamen Berfaffung 'erhielt. 


Nach dem dreizehnten Artikel der Bundesacte follten 
in allen teutſchen Bundesftaaten ftandifche Verfaſſun— 
gen beftehen; nurdaß man zu Wien über die nähern 
Beftimmungen deshalb fich nicht vereinigen Eonnte, 
Dies hatte die Folge, daß die feit-der Zeit ins innere 
Seben der einzelnen. teutfihen Staaten eingetretenen 
neuen Verfaſſungen durch die Eigenthümlicheit ihrer 
Grundſaͤtze fich wefentlih von einander unterfchieden. 


— 
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Noch vor der Eröffnung des Wiener Congreifes 
erhielt (2. Sept. 1814) das Herzogthum Naſſau 
eine neue Verfaffung. Der Fürft von Schwarz 
burg-Rudolſtadt erließ (8. San, 1816) eine Ver- 
ordnung wegen neuer Einrichtung der Stände; eine 
ähnliche (15. San. 1816) der Fürft von Lippes 
Schaumburg. In Tyrol ftellte ver Kaifer Franz 
(24. März 1816) die vormaligen ftändifchen Ver— 
hältniffe ber. Der Fürft von Waldeck ſchloß (19. 
Apr. 1816) mit den Ständen von Walde und Pyrs 
mont einen formlichen Landesvertrag. Der Große. 
berzog von Weimar gab (5, Mai 1816) feinem 
Staate eine neue Verfaſſung als Grundgeſetz. 
Die freie Stadt Frankfurt am Main nahm (18, 
Sul. 1816) eine Ergäanzungsacte ihrer frühern 
Stadtverfaffung an, Darauf erhielten neue Ver— 
faffungen: das Herzogthum Sach ſen-Hildburg— 
hauſen (19. Maͤrz 1818); das Koͤnigreich Bayern 
(26. Mai 1818); das Großherzogthum Baden (22. 
Aug. 1818); das Fuͤrſtenthum Liechtenſtein (9, 
Nov. 1818); das Fürftenthum Lippe- Detmold ' 
(8. Sun. 1819, nur daß die Einführung derfelben 
Schwierigkeiten fand); das Königreich Wiürtems 
berg (25. Sept. 1819); das Großherzogthum He f- 
fen (17. Dec. 1820), das Herzogthum Sachſen— 
Coburg (8. Aug. 1821), und das Herzogthum 
Sabhfen- Meiningen (4 Sept. 1824). Zeit: 
gemäße Veränderungen in den frühern ftändifchen Ver— 
hältnifjen bewirkten im Königreihe Hannover das 
Eönigliche Patent (7. Dec. 1819), und im Herzogs 
thume Braunfchweig das Decret Georgs 4, als 
Vormund des Herzogs (25. Apr. 1820). Für das 
Großherzogthum Luxemburg gilt die Verfaffung des 
Königreiches der Niederlande. - In Churbeffen 


Geſchichtliche Ueberficht. 103 
* | 


erfchien (29. Sun. 1821) ein Drganifationgdecret. 
"An andern teutfchen Staaten (im Königreiche Sach— 
fen, in den beiden Medlenburgifchen Ländern, 
in Gotha-Altenburg) wurden die früher vorhan— 
denen fiandifchen Verfaſſungen mit wenigen Veraͤnude— 
rungen beibehalten; eben fo dauerten die altern Ver— 
hältniffe in den drei freien Hanfeftädten fort, 
Noch fehlt aber die Öeftaltung der ftändifchen Verhält- 
niffe im Herzogthume Holftein mit dem Dazu ge= 
fchlagenen Zauenburg; im Churftaate Heffen, 
und in den Ländern des Herzogs von Oldenburg, 
der drei Herzoge von Anhalt, ver beiven Häufer 
Hohenzollern, der beiden Linien des Hauſes 
Reuß, des kandgrafen von Heffen- Homburg, 
fo wie im Fuͤrſteüthume Schwarzburg: Sonders- 
haufen. 


Ä 17, 
Neue VBerfaffungen in Amerika 


Das durch den Parifer Frieden (1783) zur poli- 
tiſchen Selbftftändigfeit gelangte Nordamerifa 
gab ſich im Jahre 1787, als Staatenbund, eine. 
Gefammetverfaffung, zu welcher im Jahre 1789 
in einem Ergänzungsftatut mehrere nähere Beſtim— 
mungen binzufamen, "Allein ſchon vorher hatten die 
meiften der einzelnen 13 Staaten befondere Ber: 
faffungen fich gegeben, und die feit 1783 in den 
Staatenbund aufgenommenen’ folgten diefem Beifpiele, 
Wenn in den beiden einzelnen Staaten Rhode-Is— 
land und Connecticut die Altern Eoniglichen Frei: 
briefe von den Jahren 1663 und 1674 die Unterlage 
der neuen Derfafjungen, ‚mit wenigen zeitgemäßen 
Mopificationen, bildeten; fo beriethen fich die Abge— 
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orbneten der. übrigen Provinzen, feit dem Sabre 1776, 
über ihre befondern Verfaffungen. Mehrere diefer 
Derfaffungen der einzelnen amerikaniſchen Staaten 
find in neuerer Zeit nach wefentlichen Beftimmungen 
theils verändert, theils fortgebildet worden; auch wird 
Fein neuer Staat in den Bund aufgenommen, der 
nicht eine Verfaſſung fich gegeben, und: diefe dem 
Congreffe zur Anerkennung und Beftätigung vorge- 
legt bat. 

Unter furchtbaren Blutfcenen trennte fich die In— 
fel ©. Domingo — von welcher. der fpanifche Anz 
theil 1795 an Frankreich gefommen war — von 
Frankreich. Schon der Mulatte Touffaint, wels 
sher den Aufftand der Neger gegen die Europäer lei: 
tete, gab am 20, Aug. 1801 für Domingo eine co ne 
ftieutionelle Acte. Er ward nach Frankreich 
abgeführt und ftarb daſelbſt. Der Neger Deſſali— 
nes trat an die Spiße der Schwarzen und der Far— 
bigen; die Europäer wurden vollig von der Inſel 
vertrieben; er aber, im Sahre 1804 zum Kaifer 
(Sacob 1) erhoben, fiel (16. Det. 1806) als Opfer 
einer Verſchwoͤrung. Ihm folgte (7. Febr. 1807 ) 
c$ Prafident, und fpäter (4, Apr. 1811) als 

König (Heinrich 1) von Hayfi der Neger Chris 
ſtophe, gegen welchen fich aber Pethion als Praͤ⸗ 
ſident eines Freiſtaates im ————— Theile (zu 
Port au — behauptete. Nach Pethions Tode 
folgte ihm (27. Maͤrz 1818) Boner als Praͤſident. — 
Dem nordwetlichen Theile gab Chriftephe (28. März 
1811) eine Verfaſfung, welche der franzofifchen 
vom Nahre 1799 und 1804 nachgebildet war. Nach— 
dem aber Chriftophe, während eines ausgebrochenen 
Aufftandes unter feinen Goldaten, (8. Det. 1820) 


fich nn und auch der ſpaniſche Theil der Inſel 
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(21. Rov. 1820) fich unterworfen hatte, ward Boyer 
Präfident von ganz Hayti, worauf die, im republis 
Eanifchen Theile der Inſel bereits am 27. Dec, 1806 
eingeführte und am 2, Juny 1816 revidirte, Ver: 
faffung die allgemeine Verfaffung für Hayti 
ward, — 


IB: ce. 
Sortfegung. 


Die fpanifhen Provinzen des Feftlandes 
von Amerika fprachen feit dem Jahre 1810, wo im 
enropäifchen Stammlande der Kampf gegen die Na: 
poleonifche Dynaſtie fortbraufete, ihre Unabhängigkeit 
von dem Murterlande aus, und wurden, nach der 
Vertreibung der fpanifchen Statthalter und Heeres: 
anführer aus den meiften Provinzen, zuerft von 
Nordamerika, und am 1. Jan. 1825 auch von Eng: 
fand, als: felbftftandige Staaten anerkannt. Sieben 
einzelne Staaten bildeten fich ‚auf diefe Weife: 1) 
Meriko, wo, nach dem Sturze und der Hinrichtung 
des ephemeren Kaifers Iturbide, die Form eines 
Bundesftaates, nach dem Vorgange Nordameris 
ka's, angenommen und (4. Det. 1824) eine Ber 
faffung gegeben ward; 2) der Freiſtaat Colum— 
bia (feit dem 17. Dec. 1819 aus den vereinigten 
Provinzen Venezuela und Neu» Granada gebilver), 
der fi) am 30. Aug. 1821: eine, in neuerer Zeit fehr 
angefeindete, Berfaffung gab; 3) der Freiftaat 
der vereinigten Provinzen am la Plata 
Strome, der mehrmals (3. Dec, 1817, — 20, 
Apr. 1819. — 23. Jan. 1825) mit neuen Vers 
fafjungen erperimentirte, ohne daß, bei dem innern 
Kampfe der Partheien, eine derfelben zur Feſtigkeit 


— 
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und Haltung gelangte; M ver Freiftaat Chile, der - 
im- September 1820 vom Mutterlande fich trennte; 
5) der. Freiftaat Peru, der, nach der Befiegung des 
Vicekoͤnigs von dem republikaniſchen Generale San ' 
Martin, im July 1821 demfelben Beifpiele folgte, 
und am 9. Nov, 1822 einen DVerfaffungsentwurf 
aufftellte, der aber nicht ins wirkliche Staatsleben 
eintrat; 6) der Freiftaat von Central-Amerika 
(Guatemala) , welcher fih von Mexiko, mit deſſen 
Zuftimmung, frennte, und fich (22. Nov. 1824) eine 
befondere Derfaffung gab, die aber nicht verwirklicht 
ward; ımd 7) der, von Peru getrennte neue, reis 
ftaat Bolivia, welchem (25. Mai 1826) fein Be— 
gründer, Bolivar, eine neue Verfaffung vorfchrieb, 
die aber fo großen Widerfpruch fand, daß fie im 
Jahre 1827 verworfen ward. 

. Selbft auf Brafilien blieben die Vorgänge 
im fpanifchen Südamerika feit der Verbreitung ver 
Napoleoniſchen Herrfchaft über Spanien nicht ohne 
Ruͤckwirkung, obgleich der damalige Prinz - Negent 
(nachmalige König Johann 6) von Portugal am 
29. Nov. 1807 — bei dem Vorbringen eines frans 
zöfifchen Heeres gegen fein europäifshes Stammland — 
nach Brafilien fich einfchiffte, und diefe portugiefifche 
Kolonie am 16. Dec. 1815 zum Konigreiche er: 
hob. Unter den einzelnen, zu Brafilien gehörenden, 
Provinzen regte (1817) zuerft in Pernambuco fi 
das Streben nach Unabhängigkeit; andere Provinzen, 
‚nachdem fie Kunde von dem Zufanmentreten der por: 
tugiefifchen Cortes zu Liſſabon (1820) erhalten hatten, 
verlangten eine Verfaffung; fo (1821) die Pros 
vinz Para, fo Bahia, und auh Pernambuco, 
Der König fah fich genöthigt, für ganz Brafilien die 
damals noch im Werden begriffene Verfaſſung ver 
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Cortes in Portugal anzunehmen, welche der Krons 
prinz Pedro in feinem und feines Waters Namen 
befhwor. Bald darauf fchiffte der König (26. Apr, 
1821) nach Europa fich ein, worauf Braſilien 
die Trennung vom Mutterlande, die Selbſtſtaͤndigkeit 
des Staates und die Begründung einer neuen Ver: 
faffung (30. Aug. 1822) ausfprah. Der Krons 
prinz nahm (12. Des. 1822) den Titel eines con 
ffitutionellen Kaifers und immerwähren— 
den Protectors von Brafilien an, und en 
Flärte (1823) in Hinfiht der neuen Berfaffung 
bes Kaiferthums, daß durch diefelbe eben fo dem 
Deſpotismus, wie der Demokratie vorgebeugt werden 
folle. Er verwarf aber den DBerfaffungsentwurf der 
brafilifchen Abgeordneten vom Aug. 1822, beftätigte, 
dagegen (25. März 1824) die neue Verfaſſung Bra- 
filiens, und ertheilte felbft (1826) dem Königreiche 
Portugal, nach feines Vaters Tode, eine neue Ver- 
fafjung. J 
Paraguay wird, ohne Verfaſſung, vom 
D. Srancia regiert. 


19, u 

B) Chronologifch=fabellarifche Ueberſicht 
der im europäifhen und amerifanifhen - 
Staatenfpfteme theils beftehenven, theils 
bereits. wieder erloſchenen, fchriftlihen 
Derfaffungsurfunden, mit Nachweifung 
fänmtlicher Quellen und Sammlungen, wo diefe 

Verfaffungsurfunden ftehen, * 
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Jahr und Tag ber 


— Bekanntmachung oder 
Staaten. Einführung. 
(re J 
ie: magna charta 15. Sun. 1215. 
V isginien, 


2) 3. Mai 1609, 
3) 2. März 1611, 


d. N Sreiheitößriefe | 1) 10. Apr. 1606. 


mertenufenn BE 
b. £ön. Freiheitsbrief 4. März 1628 


M ar % la — 
A | db Ein, Freiheitsbrief| 20. Jun, 1632. 
New— Y ork. | 
d. beiden Ein. Freiheitsbriefe 10. Apr. 1641. 


Connecticut. | Ä 
— * koͤn. Freiheitsbrief/ 23. Apr. 1662, 


Re Selanb. | | 
d. kön, : 8, Jul. 1663, 


Dänemark, 
Königsgefeß Friedrichs 3, 14, Nov. 1665. 


Schwe v en, 
| Guſtavs 3 Eonftit. 21. Aug. 1772. 
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| in welsjob nod gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde * oder erloſchen. 
ſteht. Spra⸗ 

he. — 
i —„ ———— —— 
v. Martens, Samml. Th.1. S. 713. fat. 
Dufau, T. 1. p. 362. franz. gilt. 
Woltmanns Geſh. Großbr. Th. 1.| lat. es 

©. 510, 


Hazard, T. 4. p. 50. } Grundlage der 
Hazard, T. 1. p. 58. | engl. | Derf. diefes 
Hazard, T. 1. p. 72. | Staates, 
Hazard, T. 4. p. 239. engl. |&rundlage der 
Verf. diefes 
Staates, 
Hazard, T. 1. p. 327. engl. |&rundlage ber 
Verfaff. dies ' 
j | ſes Staates, 
Hazard, T. 4. p. 470. 480. engl. Grundlage ber 
Verf. diefes 
‚ Staates, 
Hazard, T. 2. p. 597. engl. — der 
Duſau, Ts . 368. | franz. | Verf. diefes 
Seidel, ©. 138) Cgefpichtlich.) Staates, 
Hazard, T. 2. Pi 2 engl. |Srundlage ber 
Dufau, T. 5. franz. | Verf. diefes 
Seidel, 'S. 111. — Staates. 


v. Martens, Samml. Th. 1. S. 1W. teutſch. gilt. 
Dufau, T. 3. p- 226. franz. 


v. Martens, Samml. Th.1. &.593, teutſch. erloſchen. 
Dufau, T. ‚3. P- 280: franz. 


u 
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Staaten. 


\ 


New = Serfey. 
Virginien. 
Maryland, 


Pennfplvanien, 


Nord = Karolina.‘ 


Delaware, 
Georgien. 
New: Mork, 
Suͤd⸗ Catolina. 
Maſſachuſets. 


New-Hampſhire. 


Jahr und Tag ber 
Bekanntmachung oder 
Einführung. 


Verfaſſung 2. Sul. 1776. 
Verfaſſung 5. Sul. 1776. 
Verfaſſung 14. Aug. 1776. 


Verfaffung| 28. Sept. 1776. 
Cverbeffert im Jahr 
179%.) 


Verfaffung]| 18. Dec. 1776. 


DVerfaffung v. J. 1776. | 
- (verb. 12. Jun. 1792.) 


5 
Verfaſſung 5. Febr. 1777. 


Cverbeffere 1798.) ° 


Verfaſſung 20. Apr. 1777. I 
(verbeffert im 3.1801.) 


Rerfaffung] 19. März 1778. 


(verbeffert im 5. 1790.) 


Derfaffung 2, März 1780, 


F Jun. 1784. 
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R in wels]ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde] cher joder erlofchen. 





fteht. Spras 
che. 

Dufau, T.5. p. 388. | franz. | gilt 
Seidel, ©. 140. (Auszug.) teutſch. 
Dufau, T. 5. p- 455. franz. gilt, 
Seidel, ©. 185. (Auszug.) teutſch. 
Dufau, T. 5. p. 429. franz. gilt. 
Seidel, S. 170. (Auszug.) teutſch. 


Dufau, T. 5. p. 396. ohne die| franz. | gilt. 
Berbeif.) 


Seidel, S. 145. (Auszug.) teutſch. 

Dufau, T. 5. p. 469. ; franz. gilt. 
Seidel, S. 192. (Auszug.) teutſch. | 
Dufau, T.5.p-415. (ohne d.2erb.) | franz. gilt. 
Seidel, &. 161. (Auszug.) teutſch. | 
Dufau, T.5. p.498. (ohne d.Ber6.)| franz. gilt. 
Seidel, S. 217. (Auszug.) teutſch. 

Dufau, T.5. p.373. (ohne d. Verb.) | franz. gilt, 
Seidel, ©. 127. (Auszug) teutſch. 

Dufau, T.5. p-481. (ohne d. Verb.) | franz. gilt. 
Seidel, S. 202, (Auszug) teutfch. 
Dufau, T. 5. p. 313. franz. gilt, 
Seidel, S. 69. teutfch.) - 
Dufau, T.5..P.309. franz. gilt. 


Seidel, ©. 105. teutſch. 
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Jahr und Tag ber 


Stasten. | Bekanntmachung oder 
Einführung. 
Nordamerifanifhe Staa: 
ft 1, j 
Allgem. Verfafung | 17. Sept. 1787. 
Zehn Zufagartifel dazu im 5. 1789. 
(Won dem am 4. März 
eröffneten Congreſſe 
angenommen.) 
Schweven. 
Guſtavs 3 Unionss und Sicher⸗ 
heitsacte 21. Febr. 1789. 
Polen. 
Verfaſſung 3. Mai 1791. 
Frankreich. | " 
’ Erfte Berfaffung 3. Sept. 1791. 
(13. Sept. von Luds 
wig 16 unterzeichnet, 
I | 14.Sept. befchworen.) 
Frankreich. | - 
5 | Zweite Verf. 24. Sun. 1793. 
Dermont. | 
Verfaſſung 4. Jul. 1793. 
Frankreich. 
| Dritte Verf. 22. Aug. 1795. 
(23. Spt.angenommen,) 
Zenneffee. 


Verfaſſung b. gebt. 1796, 
Ligu riſche Republik. 
Conv. v. Montebello 6. Jun. 1797. 
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— | in wels\ob noch gültig 
Sammlungen, er die Urkunde ee oder erlofchen. 







| ſteht. | pras 

Zu che. 
— — — —— — — 
Europ. Conſt. Xh.1. S. 32 teutſch./ gift, 
Seidel, Staatsverf. S. 235, teutſch. | 
Seidel, ©. 255, teutſch. gelten. 

v. Martens, Samml. Th. 1. S. 655. teutſch.) erloſchen. 
— T. 3. P. 297. franz. 
de la Croix, T, 3. p. 287. franz. |  erlofchen. 
Dufau, T.4. p. 58. franz. Ä 
Europ. Conſt. Th. 2. ©. 16. teutfch. 
de la Croix, T. 3. p. 346. franz. erlofchen. 
Dufau, T. 1. p. 97. franz. } I 
Europ. Conſt. Th. 1. ©. 58. teutſch. 
Luͤders Archiv, Th. 2. ©. 184. teutſch. 
de la Croix, T. 5. p. 327. franz. erlofchen. 
Dufau, T. 1. p.1 we” franz. 
Europ, Conſt. Th; 1. S 114, teutfc). 
Dufau, T. 6. p.5. | frang. | gift, 
Seidel, S. 111. (Auszug.) teutfch, 
Dufau, T. 1. franz. | erloſchen. 
Europ. Eonft. &. L * 137, teutſch. 
Duſau, T. 6. pP. 20. franz. gilt. 
Duſau, T. 4. p franz. erloſchen. 5; 


Europ. Eonft. <h % & ‘453. 
St. W. ate Aufl. IV- 


teurich. 
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Staaten. 






Cisalpinifche Republik. 
Verfaſſ. 


Roͤmiſche Republik. 
Grundzuͤge d. Verf. 
Schweiz. 


Verfaſſungsentwurf 
Aarauer Verfaſſung 


Bataviſche Republik. 


Erſte Verf. 
Kentucky. 
Verfaſſ. 
Frankreich. 

Verfaſſungsentwurf 
von Sieyes 
Frankreich. 

Vierte Verf. 
Schweiz. 


Grundzüge d. Verf: 


Batavifhe Republik. 
Zweite Verf, 


Schweiz. 

Verf. d, allgem. helv. Tagfagung. 
Kepublik Lucca, | 
Verfaſſ. 


Italieniſche Republik. 
Verf. 


20. Maͤrz 1798. 


30. Sun. 1797. 


15. März 1798. 


12, Apr. 1798. 


23. Apr. 2798, 
17. Aug. 1799, 


Nov. 1799, 


13. Der. 1799. 


Ceingef. 25. Der.) 


29, Mai 1801, 


16. Det. 1801. 


24, Det. 1801. 
26. Der. 1801, 


28. San. 1802, 


| 


Jahr und Tag der 
Bekanntmachung oder 
Einführung. 





$ 
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in ren ob noch gültig 


oder erloſchen. 


Sammlungen, * bie Urkunde |; 
' eht. 





X 


che. 











erloſchen. 









Dufau, T.4. p. 243. franz. 

Europ. Conſt * S. 813, lteutſch. 

Europ. C.aſt. Th. 3. S. 530, teutfch. erloſchen. 
Ehrmanns Staatsanz. Th. 3. ©. 442. \teutfh.| erloſchen. 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 365, teutfh.|  erlofchen. 

fehle in allen Sammlungen. 

Europ. Eonft. Th 1. ©. 325, teutſch. erloſchen. 
Dufau, T. 6. p. 3 franz. gilt, 
Seibel, ©. 229, — teutſch. 










Mignet Geſch. der franz. Revolus ward nicht eins 


teutſch. 







tion. (Wiesbadener Ueberſ.) Th. 2. gefuͤhrt. 
©. 508. | 
Dufau, T. 1. p. 193. erlofchen, 
Europ. Conſt. Th. 1. ©. 209, 
Lüders Archiv, Th. 2. ©. 243, 
Europ, Conſt. Th. 4. &. 387, teutfch. erloſchen. 
Dufau, T. 3. p. 122. franz. erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 14. ©, 438, teutſch. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 395. teutſch. erlofchen. 
Europ. Conſt. Th. 3. ©, 515, erloſchen. 
Dufau, T. 5. p erlofchen. 


Europ, Conſt. de ©. 469, 


* 
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Jahr und Tag der 
Bekanntmachung oder 


—— Einfuͤhrung. 





—— — — — — — — — — — 


Schweiz. 


Schweiz. 
Verf. d. Notablen. 20. Mai 1802. 
Liguriſche Republik, 


Derfaffung | 27. Febr. 1802. 


Verf. | 26. Sun. 1802, 


Sranfreid: Pen | 
Organ, Senatuseonf. | v.2.u.4. Aug. 1802. 
Ohio. J | | 
Verf. 1, Nov, 1802, 
Schweiz. 


Mediationsacte 19. Sehe. 1803. 


Joniſche Inſeln. | 
Grundz. d. Verf. 6. Dec. 1803. 
Frankreich. | 


Drgan. Senatusconf. | 18. Mai 1804 


Batavifche Republik. 
Dritte Berf.] 15: März 1805. 
Koͤnigreich Italien. 


Conſtit. Statue] 27. März 1805. 
Conſtit. Statut 5. Sun. 1805. 


Kepubtit Incca. 
Eonftit. Statue | 23. Jun, 1805; - 


Königreich Holland. 
Staatvertr. zwifhen | 24 Mai 1806 
Frankr. u. Holland | 


Conſtit. Statut | 10. Yun. 1806. 
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! 








in wel⸗ſob noch guͤltig 

Sammlungen, mo. die Urkunde cher eder erlofchen. 

fieht. Spra⸗ 

4 

Europ. Conſt. %5, 4. ©. 409. teutſch. erloſchen. 
Europ. Comft. Th. 4. ©. 423, ent. | erloſchen. 
Dufau, T. 4. p franz. erloſchen. 
Europ. Conſt. u. — & 357, | teutfch. 
Dufau, T. 4; | franz. | erloſchen. 
Europ. Conſt. x. u ©. 239. teutfch. 
Dufau, T. 6. p. 68. franz. gilt. 
Dufau, T. 2. p- 388. franz. EIER, 
Europ. Eonit. Th. 4. S. 438. teutich, 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 570. teutſch. — 
Dufau, T. 1. p. 217. | franz. | erloſchen. 
Europ. Conft, Th. 1. S. 237, .. Iteutfch, 
Lüders Archiv, Th. 2. ©. 279, I teutfch. 
Europ. Conſt. Th. 1. ©. 469. teutfch. ‚erlnfpeh. 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 488. teütſch. erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 3. S. 498. teutſch. erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 3. ©. 521. teutfch. erlofchen. 
Dufau, T. 3. p. 145. franz. |  erlofchen. 
Europ. Conſt. J. 1. ©. 491. teutfc). 
Europ. Conſt. Th. 1. S. 496. teutfh.! erloſchen. 


# 


\ 
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— If: und Tag der 
| ekanntmachung oder 
Staaten, Einführung, 


Teutſchland. — 
Acte d. Rheinbundes 12. Jul, 1806, 


Koͤnigreich Holland. 
Verfaſſung 7. Aug. 1806. 
Republik Hayti. 
Verfaſſ. 27. Der. 1806. 
(revid. 2, Jun, 1816.) 


Herzogthum Warſchau. 
a | Berf.| 22, Zul. 1807. 
Königreich Weftphalen. | 
| Verf. 15. Nov, 1807, 
Ergänzungsftatut derfelben | 23. Der. 1808, 


Bayern, | 
Derfaffung 1, Mai 1808, 


Neapel. 

Verf. Cv. Joſeph gegeben) | 20. Yun. 1808, 

Spanien. | | 
| Joſephs Verfaſſung 6. Jul. 1808. 


Großherzogthum Berg. 
Napoleons Organiſ. Deerete | 12. Dec. 1808, 
31. März 1809, 
Schweden. 


Verfafung | - 7. Jun. 1809. 


x 


’ 
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| | in mwels]ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde) cher oder erlofchen. 


fteht. Spras 

che. 

Martens, Ei: FR 4. p. 313. | franz. 
Dufau, T. 2. p. 8 franz. erlofchen 
Europ. Eonft. Th. * ©. 78. teutſch. 


(Winkopp, die rhein. Confoͤdera— 
tionsacte. Frankf. 1808. 8.) 


BON in een Sammlungen. ‚  Iholländ.| erlofchen. 


Dufau, T. 5. p. 23 franz. gilt. 
EN polit. — Th. 7. | teutfch, 


Dufau, T.4. p. franz. 
Europ. Eon Th. 2. ©; 34, teutfch. eigen. 
Dufau, T.2p. 210. franz. | erlofchen. 


Europ. Eonft. Th. 2. ©. 117. teutſch. 
Europ. Conſt. Th. 2. S. 127. teutfh. | erlofchen. 


Dufau, T. 2. p. 228. (nur aus⸗ franz. | erloſchen. 
zugsweiſe.) 
Europ. Conſt. Th. 2. S. 132. teutſch. 


Europ. Conſt. =. 3. ©. 535. teutfch.| erloſchen. 


Dufau, T. 5. p. 65. franz. |  erlofchen. 
Eurpp. Eonft. Th. 3. ©. 6. ' teutfch. | - 
Isambert, 'T. 2. p. 194. franz. 

Dufau, T. 2.. 219. franz. erloſchen. 
Dufau, T. 3. franz. gilt, 


Europ. Eonft. <h 2, 6. 432, teutfch. 
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Jahr und Tag ber 
Bekanntmachung oder 
Staaten. Einführung. 


Herzogth. ——— 
Verfaſſ. 20. Sept. 1809. 
Großhetzogthum Frankfurt. J 
Berfaffung | 16. Aug. 1810. 
Nachtrag dazu] 10, Sept. 1810, 
Herzogth. Anhalt: Köthen. 
| Verfaffung | 28, Der. 1810. 
Venezuela (fpäter Beftand- 
theil d. Kepublif Columbia.) 
Berfaffungsentwurf | 23. Dec, 1811, 


Louiſiana. 

Verfaſſung/ 22. San. 1812. 
Spanien. J 

J Verf. der Eortes|. 19, Maͤrz 1812. 
Gicilien. 


Grundzuͤge ber CBentinckſchen) & 9 
s Verfaffung *) 1. Sul, ‚a * 
Canton Baſel. | | 

Def.) 4, März 1814, 


Kanton $ucern, | 
Verf. 29. März 1814, 


Frankreich. 
Fuͤnfte Verf. (des Senats) 6. Apr. 1814, 
Ludwigs 18 Decret aus Duen.| 2. Mai 1814, 


*) vollftändig ift dieſe, der brittifhen nachgebildete, Verfaſſung nit- 
gende erſchienen. 
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: in welslo6 noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher oder erlofchen. 
ſteht. Spra⸗ 
| che. 


Europ. Eonft. Th. 2. S. 312. teutſch. erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 2. S. 235. teutſch. erloſchen. 
Europ. Conſt. Th. 2. ©. 245. teutſch. erloſchen. 


Europ. Conſt. Th. 2. S. 260. teutſch. erloſchen. 


Dufau, T. 6. p. 264. franz. | erloſchen. 


Dufau, T. 6. p. 76. franz. gilt. 
Archives dipl. T. 3. p. 1. franz. erloſchen. 
Dufau, T.5. p. franz. 
Europ. Conſt. Th. 3. S. 35. teutfch. 
Lüdere Archiv, Th. 3. ©. 104. teutfch. 
Isambert , T. 2% p. 222. franz. 
Dufau, T.4. p.44. franz. | erlofchen. 
Europ. Conſt. S 3. ©. 543, Bea — 
Uſteri, ©. 321. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 532. lteutſch. 

% 
Ufteri, ©. 244, - teutfch. gilt, 
Europ. — Th. 4. S. 537, lteutſch. 
Europ. Conſt. Th. 1. S. 283. teutſch. erloſchen. 


Luͤders Archiv, Th. 2. ©. 316, teutſch. 
Dufau, T. 1. p. 253. franz. 
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Jahr umd Tag ber 
| Ä | Bekanntmachung oder 
’ En: Einführung. . 


Canton Freyburg. 
Verf. | 10. Mai 1814. 


Frankreich. 
Sechſte Verf. (charte) 4. Inn. 1814. 


Canton Zuͤrich. 
| Verf. 11. Sun. 1814, 


Fuͤrſtenth. u. Canton Neuenburg. | 
Verf. | 18. Sun. 1814, 


Canton Appenzell. 


Verf. der dußern Rhoden | 28, Sun, 1814, 
Verf, der innern Rhoden | 30. Sun. 1814, 


Canton Ölarus, 
* Verf. 3. Jul. 1814. 


Canton Aargau. 
Verf. 4. Jul. 1814. 


Canton Schafhauſen. 
Verf. 12. Zul. 1814. 


Canton Thurgau, 
Derf.| 28. Sul. 1814, 


Santon Waadt. . Verf. 4, Aug. 1814. 


% 


Ufteri, S. 296, 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 544. 


Dufau, T. 4. p. 254. 
Archives dipl. T. 5. p. 4. 
Europ. Conſt. Th. 1. ©. 293. 
Lüders Archiv, Th. 2. ©. 328, 


Ufer, ©. 215. * 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 554. 


Uferi, S. 460. 
Europ. Eonft. Th. 4. S. 562. *) 


Uferi, S. 335. 
Europ. Eonft, Th. 4. ©. 572, 
Ulteri, ©. 338. 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 7. 


Ufteri, ©. 276, 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 584. 


Uferi, ©. 394. | 
Europ. Conft. Th. 4. ©. 586. 


Uſteri, ©.397, 
Europ. Eonft. Th. 4. S. 594, 


Ufteri, S. 405. 

Europ. = — 4. S. 602. 
Uſteri, S. 

Europ. Ef. TH. 4. ©. 611, 


*) Ehend. ©. 567 das koͤn. Organifationsdecret für bie Landſtaͤnde 


des Fuͤrſtenthums. 


Sammlungen, wo die Urkunde 
fteht. 
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in wels 


cher 


Spras 
che. 


teutſch. 


teutſch. 


franz. 
franz. 
teutſch. 


fr. u. t. 


teutſch. 
teutſch. 


teutſch. 
teutſch. 


teutſch. 
teutſch. 
teutſch. 
teutſch. 


teutſch. 
teutſch. 


teutſch. 


teutſch. 


teutſch. 
teutſch. 


teutſch. 
teutſch. 
teutſch. 
teutſch. 





ob noch guͤltig 
oder verloſchen. 


gilt. 


gilt. 


gilt. 


gilt. 


gilt. 
gilt. 


gilt. 


gilt. 


gilt. 


gilt. 


gilt. 
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ar und Tag ber 
| efanntmachung ober 
Staaten, Einführung, 


Canton Solothinn. 
BVerf.| 17. Aug. 1814, 


Republik u. Canton Genf. 
" Verf. 24 Aug. 1814, 


Canton St. Gallen, Verf. 31, Aug, 1814, 


Herzogthum Naſſau. 
Verf. 2. Sept, 1814, 


Zwei fpätere Patente dazu 3. Nov. 1815, 
Santon Zug. - Verf. 5. Sept. 1814. 


Schweiz. Ne 
| Bundesvertr. d, 19 Cantone 8. Sept. 1814, 


Norwegen, 
Derf. *) 4. Nov. 1814. 


Canton Graubuͤndten. Verf. 11. Nov. 1814. 


(u. 19. Sun. 1820.) 
Canton Teffin. - 
Verf. 17. Der. 1814. 


Schweiz. 
Ertl. d. Wien. Congr. über bie 
Schweiz) 20. März 1815. 
Beitritt der Schweiz zu diefen) — 
Beſchluͤſſen 27. Mai 1815. 


*) Die vom Könige beabfihtigten, und dem Storthing vorgelegten, 
re in der Verfaſſung: in den neuejten Staatsacten, 
. 7. ©, 556, ” 
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5 | . in mwelsiob nody gültig 
Sammlungen, wo bie Urkunde) cher oder erlofchen. 
ſteht. Spra⸗ 
che. 





J J 


uſter, ©. 312. teuefch.| gilt. 


Europ. Ba Th. 4 ©. 621. teutfch. 

Uferi, ©. 479. teufch.| gilt. 

Europ. Conſt. Th. 4. ©. 628. *) |teufch.) . 
Uſteri, ©. 346 teutfch. gilt, 

„Europ. Eonft. Th. 4. S. 670. teutſch. 

Europ. Conſt. Th. 2. S. 295. teutfh.| gilt 

Luͤders Ardiv, Ih. 3. ©, 499, teutfch. 

Europ. Eonft. Th. 3. ©. 514, teutfch. gelten. 

Uferi, ©. 285. teutfch. gilt. 

‘Europ. Conſt. Th. 4. ©. 631. teuſſch. 


Luͤders Archiv, Th. 1. S. 510. teutſch. (vergl. 7. Aug. 
1815.) 


Dufau, T. 3. p. 822. franz. |. gilt 


Europ. Eonft. Th. 2. S. 469. teutfch. 
Lüders Archiv, Th. 3. ©. 608. teutfch. 
Uſteri, S. 383. teutſch. gilt. 
Conſt. Th: 4. ©. 694, teutfch. 
‚ italien, 
Uferi, S. 125, und | gilt. 
teutfch. 
Europ, Son Th. bi ©, 708. -| teutfch. 
Ufteri, e 32. I teutfch. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 1. ©. 517, teutſch. 
Uſteri, S. 39. teutſch. gilt. 


Laders Archiv, Th. 1. ©. 535. teutſch. 
9 a guahträgligen Geſetze dazu vom Jahre 1816, Ebendaf, 
. 655, 


— 
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Staaten. 





Frankreich. 
Zuſatzartikel zur Aten Verf. 


Lombardiſch-venet. Koͤ— 


nigreich. — 
erf. 


Freie Stadt Cracau. 
Verf. 


Republik und Canton Wallis. 
Verf. 
Sicilien. | 
Verfaffungsentwurf des Königs 
Ferdinand 4, 


Preußen, 
Königl. Derret 
Zeutfhland | 
Die teutfche Bundesacte 
Schweiz. | 


Bundesarte der 22 Tantone 


' 7 


Jahr und Tag der 
Bekanntmachung - oder 


Einführung. 





22, Apr. 1815, 


24. Apr. 1815. 
3. Mat 1815. 
12, Mat 1815. 


16. Mat 1815. 


22. Mai 1815. 


8. Jun. 1815, 


7, Aug. 8815. 
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in wel:|ob noch’ gültig 


Sammlungen, wo die Urkunde] cher oder. erlofchen. 
ſteht. Spra⸗ 
che. 

| Dufau, T. 1. p. 240. franz. |  erlofchen. 

Europ. Eonft. Th. 1. ©. 307, teutfch. 

Lüders Archiv, Th. 2. ©. 363. teutſch. 

Dufau, T.4. p-. 32. | frang. | gilt, 

Eur. Conft. Th. 3. S. 506. teutfch. 

Archives dipl. T. 2. p- 278. t. u fr. 

Dufau, T.4. p 104. franz. gilt. 

Europ. Eonft. S. 2. ©. 7. teutfch. | 

Uferi, ©. 451. teutfch.| gilt. 

Europ. Eonft. Th. 4. ©. 712, seutfch. 

Europ. Conſt. Th. 3. ©. 560 teutſch. ward nicht eins 

urop. Conſt. Th. 3. ©. 560, k geführt, 

Preuß. Geſetzſamml. 1815. St. 9. teutſch. gilt. 

Europ. Conſt. Th. 2. S. 114. teutſch. 

Martens, Suppl. T. 3. p.353. | franz. | gilt 

Europ. Eonft, Th. 2. F 93. *) teutfch. | 

Dufau, T. 2. p. 108. e franz. 

Archives dipl. T.4. p. 2. t. u. fr. 

Uferi, ©. 5. teutfch. . gilt, 

Europ. Eonft. Th. 4 ©. 519. teutfch. 

Dufau, T.2. p. 459. - franz. 

Lüders Archiv⸗ Th. 1. S. 542.  |teutfch. 


*) Die — — — gu fammen mit der Wiener Congreß⸗ 


acte, gab J. Ludw. Kluͤ 


er heraus: 


„Schlußacte des Wiener 


Longreſes i * — des teutſchen Bundes.“ Frankf. 


1816. 8, N. A. 18 
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Jahr und Tag ber 
, | Bekanntmachung oder 
UN ‚. Einführung. 

Königr. der Niederlande. | ! 
| Def, 24. Aug. 1815. 


Canton Bern. ' 
Verf. 21. Sept. 1815. 
(nebſt Nachtrag v, 26, 
Aug. 1816.) _ 
Königreih Polen. Sr 
Bi. ‚Verfaffung | 27. Nov.-1815. 


Schwarzburg-Ruvdolftadt|, 
Verordn. wegen d. Stände 8. San. 1816, 


Sippe - Schaumburg... — 2 
Verordn. wegen d. Stände | 15. Sjan. 1816, 


Tyrol, 
kaiſ. Decret wegen d. Ständeverf.| 24 März 1816 


Fuͤrſtenthum Waldeck. 
Landesvertrag 19. Apr. 1816, 


Canton Unterwalden. | 
a) ob dem Wald | 28, Apr. 1816, 


b) nid dem Wald 12. Aug. 1816, 


Großherzogth. Weimar, — 
Verfaſſung/ 5. Mai 1816. 


' 
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in wel⸗ ob noch guͤltig 














l 
Sammlungen, ° wo - die Urkunde her oder erlofchen. 
fteht. Spras 
| che. 
7,s —— — —— 
Duſau, T. 3. p. 166. franz. | gilt. 
Europ. Conft. Th. 2. S. 494, *) teutſch. 
Lüders Archiv, Th. 3. S. 190, teutſch. 
Uſteri, S. 226. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 721. teutſch. 
Dufau, T. 4. p. 85. franz. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 2. S. 48. teutſch. 
Luͤders Archiv, Th. 3. ©. 243. teutfch. 
Europ. Conft, Th. 2. ©. 364. teutfc). gilt. 
Europ. Conſt. 25.3. S. 410. |teufh.| gilt 
Lüders Archiv, Th. 2. S. 410, teutfch. 
Europ. Eonft. Th.2. S. 105, teutfch. gilt, 
Archives dipl. T. 2. p. 284. fr. u.t. 
Europ. Conſt. Th. 3. S. 368. teutſch. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 2. S. 3. teutſch. —— 
Uſteri, ©. 264 . teutfch. gilt, 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 736, teutſch. 
Uſteri, S. 268. teutſch. gilt. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©, 741. teutſch. 
Europ, Conſt. Th. 2. ©. 330. teutſch. gilt. 


Luͤders Archiv, Th. 1. S. 48, teutſch. 





2) Der erſte Entwurf zur niederlaͤndiſchen Verfaſſung vom März 

1814 (bevor noch die Vereinigung Belgiens mit Batavien aus: 
 gefprocpen war) fteht in den Europ, Conft. Th. 4. ©, 1029, 
St. W. 2te Aufl. IV. 9 


— 
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sr und Tag ber 
ekanntmachung oder 
Staaten. Einführung. 


’ 
Hayti. | Verfaſſung 
Nordamerik. Freiſtaat Indiana. 
Verf. 

Kirchenſtaat. 


2, Sun. 1816. 


29, Yun, 1816. 


Pius7 Verf. 6. Sul. 1816, 


Freie Stadt Frankfurt am Main, 
Ergänzungsacte ber Franff. 
Stadtverf. 
Könige, beider Gicilien. 
koͤn. Decret 

Koͤnigreich Galizien. 
k. k. Verordn. wegen d. Stände 







18. Sul. 1816. 
12. Dec. 1816. 
| 13, Apr. 1817. 
Nordamerik. Staat Miffiffipi. 

Berf.| 15. Aug. 1817. 


Bereinigte Provinzen am (aPlata. 


Einftweilige Verf. 3. Der. 1817, 


Sonifhe Inſeln. 





Verf. 28. Dec. 1817. 
(1. Jan, 1818 publis 


cirt.) 


Herzogthum Sach ſen⸗Hild— 
burghauſen. 


Verf. 19. März 1818. 
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in wel⸗ſob noch guͤltig 


cher oder erloſchen. 
Spra⸗ 


che. | 
u au, T. 5 P- 239. franz. 2 gilt. 
Murhards pol. Annalen, Th.7. S. 273. teutſch. 


Sammlungen, wo die Urkunde 
| ſteht. 












Dufau, T. 6. p. 9% franz. gilt, 


Dufau, T.4. p. 2 franz. gilt, 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 867, teutfch. 
Lüders Archiv, TH. 3. ©. 641. franz. 


Europ. Eonft. Th. 2. S. 385. teutfch. gilt; 
Lüders Archiv, Ih. 3. ©. 548. teutfch, 

Europ. Con. Th. 3. ©. 366. teutih.]| gilt 
Europ. Eonft. Th. 3. S. 44 teutſch. gilt, 


Archives dipl. T. 2. p. 292. ‚ [eu ft. 
Dufau, T. 6. p. 115. franz. gilt. 


Die fpan.Eonftit. der Cortes und die pros teutfch. erlofchen, 
vif. Conft. d. vereinigten Staaten von 
Südamerifa, Lpz. 1820. 8. S. 177. 


Dufau, T..4. p. 472. IT franz. | it, 


Lüders- Archiv, 36. 3. ©. 719, franz. 
Europ. Eonjt. Th. 4. ©. 919. teutſch. 
Archives dipl. T. 6. p. 169. _ | franz. | 
Isambert, T. 1. p. 216. | franz. 


Europ. Tonft. Th. 3. S. 388, teutfch. unentfchieden , 
Lüders Archiv, Th. 2. ©. 69. teutſch. ob fie nad) der 
, Verbindung 
mit Meiningen 
fortdauert. 
* 


% 


\ 
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* und Tag der 
anntmachung oder 
Staaten. Einführung. 


Bayern, Berf.| 26. Mai 1818, | 


Großherzogtum Baden, 


Verf. 22, Aug. 1818. 


Nordamerik. Staat Illinois. 


| 26. Aug. 1818. 
Fürftenthum tiechtenftein, 


9, Nov. 1818, 


k 
1 






Vereinigte Provinzen am 
la Plata 


Fuͤrſtenth. Lippe⸗Detmold. 
Verf. 


20. Apr. 1819. 
(25. Mai angenommen.) 


8. Sun. 1819, 


Nordamerik. Staat Maine. 
Württemberg ° Ref. 


29, Det. 1819, 
25. Sept. 1819, 


Nordamerik. Staat Alabama, 
Hannover. 
koͤn. Patent wegen Ständeverf, 


%. 1819. 
7. Dec. 1819 


Herzogth. Braunfchweig. 


Decret wegen Ständeverf.| 25. Apr. 1820, 


Canton Uri *). Verf. 7. Mai 1820. 





*) yon allen Cantonen ber Eidsgenoſſenſchaft fehlt blos der Canton 
Schwyz beim Uſteri mit einer befondern DVerfafung. Die 
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Sammlungen, wo die Urkunde 


ſteht. 


Europ. Conſt. Th. 3. S. 112. 
Luͤders Archiv, Th. 1. S. 99. 
Dufau, T. 2. p. 232. 


Europ. Conſt. Th. 3. S. 351. 
Luͤders Archiv, Th. 1. ©. 353, 
Dufau, T. 2. p. 311. 
Dufau, T.6. p. 139. 
Europ. Conſt. Th. 3. S. 433, 
Lüders Ardiv, Ih. 2. ©. 587, 
Dufau, T. 2. p. 354. 


Dufau, T. 6. ‚p. 241. 


‚Europ. Conſt. Th. 3, ©, 416, 
Liders Archiv, Th. 2. ©. 45. 
Dufau, T. 6. p. 157. 


Europ. Eonft. Th. 3. ©. 291. 


Lüders Archiv, Th. 2. S. 101. 


Dufau, T. 2. p. 275. 
fehle noch, in den Sammlungen, 


Europ. Conſt. Th. 3. ©. 340. 


Lüders Archiv, Ih. 2. S. 575. 


Dufau, T. 2. p: 252. 


Europ. Eonft. Th. 4. S. 117. 
Lüders Archiv, Th. 2. ©. 679. 
Uleri, ©. 252, 


Europ. Conſt. Th. 4. ©. 747. 


Grun.;züge ber Verfaſſun 
zug raflung 


fiehen Europ, Eonft, Th. 


teutſch. 


lin wel⸗lob noch güuͤltig 


cher oder erloſchen. 
Spra⸗ | 

che. 
gilt. 
teutfch. 
franz. 


teutfch. 
teutfch. 
franz. 
franz. 
teutfch. 
teutſch. 


franz. 


gilt. 


gilt. 
gilt. 


erloſchen. 


franz. 





noch nicht ein⸗ 


teutſch. 

teutſch. gefuͤhrt. 
franz. gilt. 
teutſch. gilt. 
teutſch. 

franz. 

teutſch. gilt. 
teutſch. 
franz. 

teutſch. gilt. 
teutſch. 

teutſch. gilt. 
teutſch. 


seinrichtungen dieſes Cantons 
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Jahr und Tag der 
efanntmachung oder 
Staaten. Einführung, 


Teutſchland. 
Schlußacte der Wiener | 15. Mai 1820. 
Minifterialconferenzen | (8. Jun, publieirt.) 


Nordamerif, Staat Miffouri.| 12. Jun. 1820, 


Großherzogth. Heffen. 
: ® Ä Verf. 17. Der. 1820. 


Könige, beider Sicilien. 
Decret des Könige | 26. Mai 1821. 
Chur-Heffen. 


Drganifationsderret | 29. Sun, 1821. 


Herzogth, Sahfen- Coburg, 
| VWVerf. 8. Aug. 1821. 


Kepublit Colu mbia. 30. Aug. 1821. 
Griechenland *). 
provif Verf. | 13. Jan. 1822, 


x , In 


*) Diefer proviforifchen Verfaſſung des Congrefies der Griechen zu 
Epidauros, gingen die einzelnen, nicht ind Leben getretenen, 
Verfaſſungen voraus: für das weſtliche Feſtland von ellas am 
4.Nov. 1821; für das öftlihe Feitland von Hellas am 16. Nov. 
182: , und für den Peloponnes am 1. Dec. 1821. Diefe Ent: 
würfe ftehen in v. Drelli’8 Sammlung ber Verfaſſungsurkun⸗ 
den des befreiten Griechenlands. Zuͤrich, 1822. 8. 
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in wels ob noch gültig 


- Sammlungen, wo die Urkunde | cher. oder erlofchen. 
ſteht. Spra⸗ 
che. 











Martens, recueil. Suppl. T. 9. fr. u. t. = gilt. 
p- 467. 
Lüders Archiv, Ih. 2. ©. 595. teutfch. 


Europ. Eonft. Th. 4 ©. 12. teutfch. 
Archives dipl. T.4. p. 28. ifru.t. 
Dufau, T.2. p. 123. franz. 


fehle noch in den Sammlungen, . 


Europ. Conſt. Th. 4 ©. 94. *) teutfh | gilt. 
Liders Archiv, Th. 2. ©. 379. teutſch. 
Dufau, T. 2. p. 331. franz. 


Europ. Conſt. Th. 4. S. 982. ° |teutfch. gilt. 


Europ. Conſt. Th. 4. S. 450. teutſch. gilt. 
Luͤders Archiv, Th. 2. S. 480, teutſch. 


Europ. Conſt. Th. 4. S. 50. teutſch. gilt. . 
Lüdere Archiv, Th. 2. ©. 441. teutfch. | 
(Ergänzungsderrete dazu: Th. 3. 

S. 6820.) * 

Dufau, T. 6. p. 282. **) franz. : gilt. 


Lüders Ardiv, IH. 3. S. 296. teutſch. erlofchen. 
Europ. Conſt. Th. 4. ©. 989. teutfch. | 
Isambert, T. 1. p. 97. franz. 


*) Dafelbit fteht S. 82 das Ediet bes Großherzogs vom 18, 
März 1820 en Verfaffungsentwurfe, der von den Stän: 
den nicht angenommen ward, wer 


+) Auszugsweiſe ſteht fie in Schoͤlls Weberfegung von Molliene 
e Reife 6 Columbia, (Berl. 1825, Fa 267 ff. 
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Jahr und Tag der 








» 1Befanntmadung oder 
Staaten. Einfuͤhrung. 
Braſilien. | ! | 
: Verfaffungsentwurf |- 30. Aug. 1822, 
Portugal, | Berk. | 23. Sept. 1822, 
P e r u. | i 
Berfaffungsentwurf: | 9. Nov, 1822. 
Preußen, | 
k. Geſetz wegen. Errichtung der u 
Provinzialftände 9. Sun, 1823, 
Preußen. . 
k. Edicte für die Einführung der 
Provinzialſtaͤnde 
1) in der Mark Brandenburg und 
Niederlauſi tz 1. Zul. 1823. 


2) im Königreich Preußen 1, Zul, 1823, 


3) in Pommern und Rügen 1. Jul. 1823. 


4) in Schlefien 

5) in dem Herzogthume Sachſen 

6) in den Rheinprovinzen 

7) in der Provinz Weſtphalen 

8) im Großherzogthum Pofen 
Brafilien 


17, März 1824. 

. 17. März 1824, 
27. März; 1824, 
27, März 1824. 
27. März 1824, 


25. März 1824. 
(25.März 1826 neue 
Publication derfelben.) 


Verf. 
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TER in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde cher dder erloſchen. 





ſteht. Spra⸗ 
che. 
Isambert, T. 4. p. 454. franz. vom Kaifer Pes 
v. Schäffer, Braſilien. S. 221. teutfch. | dro nicht anges 
| genommen, 


Dufau, T. 5. p.1 


‚148. fra. |  erlofchen, 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 759. teutſch. 


Isambert, T. 3. p. 465. franz. erloſchen. 


Preuß. Geſetzſamml. 1823. St. 13. |teutfh.| gilt. 
Europ, Eonft. Th. 4. ©. 297. teutſch . 
Archives dipl. T. 4. p. 540. t. u. fr. 


Isambert, T. 4. p. 303. | franz. 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 299. teutfch. gilt. 
Archives dipl. T. 4. p. 544. t. u. ft. 
Isambert, T. 4. p. 309. franz. 


Europ. Eonft. Th. 4. ©. 310. teutſch. gilt. 
Archives dipl. T. 4. p. 565. ——— 
Isambert, T. 4. p. 308. franz. 


Europ. Eonft. Th. 4. ©. 320. teutfch. gilt, 
Archives dipl. T. 4. p. 578. t. u. fi, 


Preuß. Staatsz. 1824. St. 90. teutſch. gilt. 
Preuß. Staatsz. 1824. St. 90. teutſch. gilt. 


Europ. Conſt. Th, 4. ©. 300, teutfch. gilt. 
Europ. Eonft. Th. 4. ©. 340, teutfch. gilt, 
Europ. Conſt. Th. 4. S. 350. teutſch. gilt. 


Neuefte Staatsacten. Th.2. &.102. | teutfch. gilt. 
v. Schäffer, Brafilien, ©. 424. teutfch. 
Hamb. Correſp. 1826. St. 106f. | teutfch. 
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Jahr und Tag ber] 


 - Bekanntmachung oder 
Staaten. | Einführung. 


Herzogtum Sach ſen-Mei— 
ningen. 
| Verf. 4, Sept. 1824, 


Me x iko. | 
| Verf. 4, Dt, 1824, 


Republik von Central= Ame- 

rika (Guatemala). 

Grundzuͤge der Verf.“ 22, Nov. 1824, 
Vereinigte Provingenam 


la Plata, ! | 
- Bef.| 233, San. 1825. 


ı 


Portug al, 
Verf, des Kaifers Pedro | 29. Apr. 1826, 


Kepublif Bolivia, 
Verf. 25. Mai 1826, 


Vereinigte Provinzen am 


la Plata. 
Vef.| 24. Der. 1826, 


Griechenland. 
Verf. 17. Mai 1827. 
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in wel⸗ ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde | cher oder erlofchen. 
fteht. Spras e 
che. 


Europ. Eonft. Th. 4. S. 1005. teutfch. gilt. 


ſteht noch in keiner Sammlung *). teutſch. gilt. 
Pol. Journ. 1825. Th. 2. S. 906.teutſch. erloſchen. 


Neueſte Staatsacten. Th. 1. S. 45. teutſch. erloſchen. 


Pol. Journ. Aug. 1826. teutſch. gilt. 


Neueſte Staatsacten. Th.7. S. 287. | teutfch.Inody nicht guͤl⸗ 


tig. 

Die Grundzüge derſelben Hamb. Cor⸗ nicht angenom⸗ 
reſp. 1827. St. 107. teutſch. men. 
Pol. Journ. Sept. 1827. | teutfch. gilt, 





*) Sie erſchien ind Franzoͤſiſche uͤberſetzt; constitution federative 


des £tats unis Mexicains etc. ä Paris, 1825. ı2, 


* 
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20. ' 


C) Kürze Ueberſicht der politifhen 

Grundfäge, nah welchen der Inhalt, 

Eharafter und Geift, “fo wie der ftaate- 

rehtlihe Zwed und die äußere Form die— 

fer Verfaffungen geprüft und beurtheilt 
werden muß... 


Bei einem nur flüchtigen Blicke auf dig vor- 
fiehende chronologifch -tabellarifche Ueberficht dringt 
fH die bedeutende Verfchiedenheit der aufges 
fuͤhrten Verfaſſungsurkunden von felbft auf. 

So giebt es Verfaffungsurfunden für monarchi= 
fü,e Staaten, fir republikaniſche Staaten (Columbia, 
Griechenland, Jonien), für Bundesſtaaten (Nord: 
amerika, die Schweiz), für einen iaatenbund (Teutfch- 
land), und für freie Städte (Die vier freien. Städte | 
Teutſchlands und Sracau), Es giebt allgemeine Ver— 
faffungsurkunden für Staaten, deren einzelne Pro: 
vinzen befondere felbfiftändige Verfaffungen haben 
(fo die 25 nordamerifanifchen Staaten, und 
die 22 fchweizerifchen Cantone). Es giebt 
eine Derfaffungsurfunde, welche befondere Pro= 
vinzialftände mit nicht unbedeutenden Rechten 
vorausfeßt (die des Königreiches der Niederlande); 
es giebt aber auch Verfaffungsurfunden für Provin— 
zialftände, wo die allgemeine Keichsverfaffung noch 
nicht erfchienen ift (im Konigreihe Preußen). Es 
giebt Verfaffungsurkfunden nach dem rein monarchi- 
fhen Princip; fo die meiften jetzt beftehenden im 
europäifchen’Staatenfnfteme. Es Wiebe aber auch eine 
Derfaffungsurfunde im europäifchen Staatenfnfteme 
für eine fogenannte demofratifche Monarchie (die des 
Königreiches Norwegen), Es giebt Berfaffungsur: 


/ 
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Funden nah dem republifanifchen Princip, 
nach dem Grundſatze: majestatem esse penes popu- 
lum, oder nach Kouffeau’s !chre im contrat so- | 
cial, wornach der Regent blos die vollziehende 
Gewalt übt, ohne Antheil an der gefeßgebenvden Ge: 
walt, und nur auf eine gewiſſe Zeit gewähle wird, 
. worauf er ins Privatleben zuruͤcktritt, und, fogar für 
feine Regierungszeit verantwortlich bleibt, So der 
Präfivent des nordamerifanifchen, und der Landam— 
mann des helvetiſchen Bundesftaates, und die meiften 
Praͤſidenten der neugebildeten mittel= und ſuͤdamerika— 
nifchen Staaten, Es giebt Verfaffungsurfunden, in 
welchen die früher beftandenen ftändifchen Formen in 
einzelnen Staaten beibehalten und beftätigt, mit den- 
felben aber die neuen zeitgemäßen Bedingungen für die 
zwedmäßige ©eftaltung|des Ständewefens verbunden 
worden find. Co im Königreihe Hannover, im 
Herzogthume Braunfchweigu.a. Es giebt Ver: 
faffungsurfunden, welche als unmittelbare Ausflüffe 
der Kegenfenfouverainetät gegeben und ohne Mitbe— 
rathung der Volksvertreter oder Stände eingeführt 
wurden (3. B. die Charte in Frankreich, die Ver: 
faffungen von Polen, Naffau, Bayern, Bas 
den u.a.); es giebt andere VBerfaffungsurfunden, deren 
Entwurf der Regent den zufammenberufenen Ständen 
zur Berathung, Begutachtung und Annahme vorlegen 
ließ (fo die von Niederland, Weimar, Wir: 
temberg, Darmftadt, Walded u.a.); es giebt 
wieder andere Verfaffungsurfunden, welche die Stände 
oder Bolfsvertreter entwarfen, und dem Negenten zur 
Annahme und Beftätigung vorlegten (fo die von 
Schweden und die von Norwegen, und die er= 
lofchenen von Spanien, die von Portugal vom 
Sabre 1823 u, a.). Es giebt VBerfaffungsurkunden, 
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wornach dem Negenten ausfchließend die Initia— 
tive der Geſetze, andere wo diefe zunächft ven 
Ständen (z. B. in Norwegen dem Storthing), 
wieder andete, wo die Initiative dem Negenten und 
den Ständen vollig gleihmäßig, wie z. B. in 
Großbritannien, zuftehen, wo die Bills (Entwürfe 
zu Geſetzen) bald von dem Könige ausgehen und von 
dem Parlamente angenommen oder verworfen werden 
konnen, bald aber auch von dem Parlamente vorge: 
fohlagen, und von dem Könige angenommen oder ver 
worfen werden. Es giebt Verfaffungen, die in Staa⸗ 
ten gegeben wurden, wo das früher beftanvene Lehns⸗ 
foftem, fo wie die aus dem Mittelalter ftammenden 
Corporationen, Gilden und Zünfte vollig untergegan= 
gen waren, wo folglich die Mitglieder der Kanımern 
oder Volksvertreter nicht nach den Ständen in der 
bürgerlichen Gefellfchaft, fondern aus der numeri- 
fhen Geſammtheit der Nation gewählt werden 
(3.3. in Frankreich); es giebt aber auch andere Ver: 
faffungen — und zwar die meiften —, wo die Volks— 
vertreter zunächft nach Ständen (bald nach dem 
Adel, der Öeiftlichkeit, den Städten — bald aus den 
Grundbefißern, Gewerbtreibenden, Gelehrten) gewählt 
werden. Man Fann nur die erften, genau genoms 
men, repräfentative Verfaſſungen, die zweiten 
aber ftändifche DVerfaffungen nennen. — Es giebt 
wieder Verfaffungen, nach welchen die Volfsvertreter 
oder Stände fich in zwei Kammern theilen, und wies 
der andere, wo ſie blos in Einer Kammer zuſammen⸗ 
treten (fo in den meiften Eleinern Staaten, deren Ge— 
fammtbevolferung Feine halbe Million Menfchen er: 
reiht; 3. B. im Großherzogthume Weimar u. a.). 
Es giebt Verfaffungen, nach welchen die Verhältnifie 
der beiden Kammern gegen einander beinahe vollig 
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gleichgeordnet ſind, und wieder andere, wo die 
einzelnen Beſtimmungen der Verfaſſung / bald der er⸗ 
ſten, bald der zweiten eine Art von Uebergewicht 
zutheilen. Es giebt Verfaſſungen, wo die Wahl 
der Volksvertreter an weſentliche Beſchraͤnkungen (z. B. 
des großen Grundbeſitzes, der jaͤhrlichen Steuerquote 
u. ſ. w.) geknuͤpft iſt; und wieder andere, wo dieſe 
Beſchraͤnkungen weniger beruͤckſichtigt werden. Es 
giebt Verfaſſungen, wo die Form und Art der Wahl 
groͤßtentheils von der Leitung der angeſtellten Staats- 
beamten abhaͤngt, und andere, wo dieſer Einfluß der 
Regierung auf die Wahlen weniger geuͤbt werden kann. 
Es giebt Verfaſſungsurkunden, wo ausdruͤcklich der 
Bauernſtand, nach einer gewiſſen Zahl aus ſeiner 
Mitte, zur Vertretung berufen iſt (z. B. in Schwe— 
den, Weimaru.a.), und wieder andere, wo ent= 
weder der Bauernftand ganz ausgefchloffen, oder un= 
ter den gewählten Mitgliedern aus den Grundbefißern 
eingerechnet wird. Es giebt endlich Verfaffungsurfuns - 
den, in welchen die den Ständen oder Volfsvertretern 
zugeficherten Rechte von großem Umfange und. hoher 
politifchen Bedeutung find, und wieder andere, wo fich 
diefe Rechte auf ein Minimum befchränfen, 
A 21. 
Fortſetz ung. 

Wird alſo nach dem Inhalte, nach dem poli— 
tiſchen Charakter und Geiſte, ſo wie nach dem 
ſtaatsrechtlichen Zwecke und nach der außern 
Form der neuen, entweder bereits wieder erloſchenen, 
oder gegenwaͤrtig beſtehenden Verfaſſungen gefragt; ſo 
muͤſſen bei jeder einzelnen Verfaſſung folgende 


Puncte aus dem Inhalte derſelben hervorgehoben 
werden: 
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DD Gilt die Verfaſſung für eine Monarchie, oder 
fir eine Republik? 

2) Gilt fie für eine Monarchie, wo das Lehns— 
ſyſtem voͤllig erloſch; oder wo daſſelbe noch in ſeiner 
vorigen Geſtalt beſteht; oder wo es nach den — 
niſſen der Zeit veraͤndert und gemildert iſt? 


3) Iſt die Verfaſſung in der Monarchie von dem 
Regenten allein gegeben (octroyirte Verfaſ— 
ſungen); oder von den Volksvertretern und 
Ständen allein; oder gemeinfchaftlich von 
beiden, fo daß der Verfafjungsentwurf, vor feiner 
gefeglichen Kraft als Grundvertrag des Staates, von 
dem Kegenten den verfammelten Ständen zur Bera- 
thung und Begutachtung vorgelegt ward ? 


4) Traͤgt die Verfaffung in den Nepublifen ven 
rein demofratifchen Charakter; oder ift fie auf 
einen Bundesftaat berechnet? 


5) Wie unterfcheidee ſich die Verfaffung eines 
Bundesftaates von den monarchifihen Verfaffungen, 
und von der DVerfaffung eines Staatenbundes ? 

6) Welches ift der unterfcheidende politifche Cha= 
rakter der DVerfaffung eines Staatenbundes? 

7) Beftehen neben den allgemeinen Keichsftänden 
noch befondere Provinzialftände? und nach wel-— 
chen Verhältniffen? mit welchen Rechten? — Liegt 
der Staatsverfaffung eine befondere Gemeinde- Kreis- 
Verfaffung (wie z. B. in Bayern, Würtemberg ꝛc.) 
zum runde? Ä 

8) Wie verhält fih in einem Bundesftaate, 
oder in einem Staatenbunde die befondere Ver: 
faffung der einzelnen Mitglieder des Bundes e der 
allgemeinen Verfaſſung defjelben? 
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9) Worin beſteht der politifche Unterſchied zwi⸗ 
ſchen rein monarchiſchen, rein republikani— 
ſchen und gemiſchten Verfaſſungen? 

10) Beruht die neue Verfaſſungsurkunde ‚ ihren 
Hauptbeftimmungen nach, auf der ſchon früher vorbanz | 
den gewefenen ftändifchen Verfaffung, oder ift fie, nach 
ihrem Inhalte und politifchen Charakter ‚ eine völlig 
neue Urkunde? 

11) Wem legt die Verfaffungsurfunde die Inis 
tiative der Gefetze bei? und in welchem Sinne 
und Umfange? | | 

12) Auf welche Weife beftimme die Verfaffung 
das Verhältniß zwifchen ver gefeßgebenden 
und vollziebenden Gewalt? 

13) Welchen Grundfag ftelle die Verfaffung für 
bie Ernennung der Volksvertreter auf? aus 

ber numerifchen Gefammtheit des Volkes ‚, oder nach 
Ständen? Ä ' 

14) Un welche Bedingungen iff das Recht zu 
wählen, und das Recht gewählt zu werden 
gebunden ? 

15) Welchen Einfluß übe vie Regierung 
verfaffungsmäßig auf die Wahlen? - 

16) Werden die Volksvertreter oder Stände in 
eine oder in zwei Kammern vertheile? 

17) In weldem Verhältniffe ſteht die Zahl der 
‚Mitglieder der beiden Kammern zu der Geſammt— 
bevoͤlkerung des Staates? Ä 

18) In welchem Verhältnifie fteht die Zahl der 
Mitglieder der erften Kammer zu der Zahl der. Mit: 
glieder der zweiten Kammer? 

19) Welche find die ausſchließenden 
Rechte der erften, und welche die der zweiten 

St. W. ate Aufl. IV. 10 


1466 Pofitives Staatsrecht. 


Kammer? — Muß namentlich das Budget zu erſt 
vor die zweite Kammer gebracht werden? 

20) In welchem Verhaͤltniſſe ſteht, in ſtaͤndi— 
ſchen Verſammlungen, die Zahl der gewaͤhlten Grund— 
beſitzer, Gewerb- und Handeltreibenden, und der Ge— 
lehrten — oder der aus dem Adel, der Geiſtlichkeit, 
den Beamten, dem Militair, den Gelehrten, den 
Stadträthen, aus ben Buͤrger- und aus dem Bauers- 
ftande Gemwählten zu einander? 

21) Wie oft verfammeln fich die Stände? — 
jährlich ? dreijaͤhrig? oder noch fpäter? 

22) Dauert eine gefchehene Wahl für mehrere 
(3. B. 7) Jahre und mehrere Zuſammenkuͤnfte der 
Stände? oder wird jedesmal neu gewählt? 

23) An welche Bedingungen ift die Auflofung, 
‚ober Sufpenfion der Kammern von bem Regenten ge: 
knuͤpft? 

24) Beſteht in der Zwiſchenzeit seien den ftänz 
difchen Verfammlungen ein ſtaͤndiſcher Ausfhuß?, 
und zwar als thaͤtig und mit gewiffen Rechten, na= 
mentlich bei der Mitwirkung in Betreff der Verwendung 
der bewilligten Steuern? 

25) Bon wem hängt die Wahl und Ernennung 
der Präfidenten und der Gecretaire der Kane 
mern ab? | 

26) Welche Rechte find den Ständen in der 
Berfaffungsurfunde ausdrüdlich beftimme? 3. 3. 

a) ob Antheil an ver Öefesgebung? und in 
welchem Sinne, in welcher Ausdehnung? 

b) ob Zuftimmung zu allen feftzufegenden direcs 
ten und indirecten Steuern? 

c) ob das Recht der Theilnahme an der Erhe— 
bung, der gleichmäßigen Vertheilung auf die 
Pfliptigen, und der Verwendung der Steuern, 
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fo wie der Kontrolle über das gefammte Staats: 
rechnungswefen ? 

.d) ob das Petitions recht in feinem ganzen 
Umfange für alle Corporationen und Individuen im 
Staate, oder blos folidarifch für Die Kammern? 

e) ob das Recht der Befchwerdeführung 
nnd Anklagen in Hinficht aller wahrgenommes 
nen Mißbräuche der richterlichen und dollziehenden 
Öewalt? | 

f) ob das Necht, daß den Ständen alle mit 
‚dem Auslande abzufchliegende oder: abgefchloffene 
Berträge, vor oder nach dem Abfchluffe, vorges 
legt werden müffen? und ob fie von den Ständen 
- verworfen werden Eonnen ? 

g) ob das Recht der Oeffentlichkeit der 
ſtaͤndiſchen Verſammlungen? oder blos beider zwei⸗ 
ten Kammer? 

h) ob das Recht der perſoͤnlichen Unver 
leglichEeit während der Zeit ihrer Verfammlung, 
und der Unverantwortlich£eit für alle ihre 
verfaffungsmäßigen Anträge und Befchlüffe ? 


27) Db die Berfaffung die Freiheit der Preffe, 


„mit einem die Preßvergehen genau bezeichnenden Preß- 
‚gefeße, oder die Cenſur der Drudfchriften ausfpricht? 


28) Welche äußere Form und Ordnung für 
den Gefchäftsgang in den ftändifchen Verfammlungen 
feftgefeßt ward in der Berfaffung, um Freimuͤthigkeit 
und UnpartheilichFeit ohne leidenfchaftliche Ausbrüche, 


Beſchleunigung der Gefchäfte ohne Uebereilung, und 


den Geiſt vaterländifcher Geſinnung und bürgerlicher 
Tugend in den einzelnen ftändifchen Eißungen und. 
Eiathungen zu befördern und aufrecht zu erhalten? 





10 * 
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Zweiter Theil 


D) Spftematifche Darftellung der weſent— 
lichen Beftimmungen der im öffentliden 
Leben der einzelnen europäifchen und 
amerifgnifchen Staaten gegenwärtig 
geltenden fhriftlihen Verfaſſungsur— 
Funden, witvorausgehenden geſchichtlichen 

| Einleitungen in diefelben, 


>72. 
1) Großbritannien 


a) Geſchichtliche Einleitung in die Ente 
ſtehung und Fortbildung der brittiſchen 
Verfaſſung. 


Der ſuͤdliche Theil Britanniens, zuerſt von 
Stämmen der Halen und Belgen bewohnt, dann 
von den Römern (43 v. E.) erobert, von diefen, unter 
ven drohenden Stürmen der Völferwanderung (426), 
aufgegeben, und bald darauf (449) von ven Sachfen 
und Angeln befegt, ward von diefen in fieben ein= 
zelne Neiche gerheilt, die aber (828) von. Egbert, 
unter Einem Regenten vereiniget und England 
genannt wurden. Allein bald erfchienen die Dänen, 
und fpäter (1066) die Normänner, nnter Wil— 
helm, Herzog der Normandie, ale Eroberer des ans 
des. Unter ihm verbreitete fi) das Lehnsfyftem 
in feiner ganzen Strenge über das eroberte Neich, 
welchem fpäter (1284) das Fuͤrſtenthum Wallis 
unferworfen, und (1536) vollig einverleibt ward. — 
Der nördliche Theil -Britanniens, Anfangs von den 
Galedoniern, dann von den Picten und Scoten bes 


! 
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wohnt und Schoftland genannt, ward in ber 
Römerzeit vom füdtichen Theile durch Wall und 
Mauer getrennt, und Jahrhunderte hindurch von 
eigenen Koͤnigen regiert, bis deſſen Konig Jacob 
aus dem Haufe Stuart (1603) der Elifaberh auf 
dem Throne Englands folgte, und feit dieſer Zeit 
beide Reiche unter dem Namen Großbritannien 
unter Einem Kegenten, im Sabre 1707 aber auch 
zu Einer Verfaſſung verbunden wurden, — Ir— 
land, feit 1172 ven Königen Engtands’unterworfen 
und als Nebenland behandelt, ward erft im Jahre 
1782 für unabhängig von dem brittifchen Parlamente 
. erkläre, am 22. San, 1804 aber mit Großbritannien 
zu Einem Parlamente, wie früherhin Schottland‘, 
verbunden. Die Bedingungen Ddiefer Vereinigung 
waren für Irland vortheilbafter, als früher fir Schotts 
land; nur daß die Emancipation der irländifchen Ka— 
tholifer mehrmals an zu flarfem Widerfpruche des 
Parlaments fcheiterte. Irland fender feit diefer Zeie 
ins brietifhe Oberhbaus 4 Bifchöffe, neugewaͤhlt 
zu jeden neuen Parlament, und 28 weltliche Lords 
auf tebengzeit, ins Unterhaus aber hundert Abge— 
ordnete Der Graffchaften und Städte, Die tandes= 
ſchuld Irlands ward nicht ‚mit der brittifchen Natio? 
nalfchuld verſchmolzen, dagegen. aber ein freier Ver— 
kehr zwiſchen Großbritannien und Irland feſtgeſetzt, 
ſo weit derſelbe bei den verſchiedenen Steuerſyſtemen 
in beiden Laͤndern moͤglich war. 

Bereits zur Zeit der angelſaͤchſiſchen Koͤnige hats 
ten. in England Bolksverfammlungen beftan= 
den. Mochte alfo auch der Normann Wilhelm 
das fand als eine Eroberung betrachten, als Militair= 
monarchie regieren, und, nach dem Lehnsſyſteme, in 
60,215 große Baronenlehen vertheilen, von welchen 
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er 1400 für fich felbft als Kammergut behielt; fo 


regten fich doch bald nach feinem Tode der Avel und 


die Geiftlichfeit gegen diefen Drud von oben, Wil 
helm hatte feinen zweiten Cohn Wilhelm? zum Nach= 
folger beſtimmt. Als diefer auf der Jagd erfchoffen 
ward, erhoben Robert, der ältefte Sohn und Herzog 
der Normandie, und Heinrich, der dritte Sohn Wil 
helms 1, Anfprüche auf den Thron. Heinrih 1 

behauptete fih, indem er die Lehns- und Militair- 
defpotie des- Vaters durch den von ihm gegebenen 
Sreibeitsbrief (the &reat charte) im Jahre 
1101 milvderte. Doch befihränfte fich dieſe charta 
libertatum zunächft auf die Verminderung der 
drüdenden Bafallenverhältniffe; für den Bürger 
und landmann, felbft für den niedern Vaſallen, ward 
in derfelben nichts feftgefeßt; nur gewannen die Be— 
wohner tondons einige Vorrechte, 

Als aber die folgenden Könige, namentlich Jo— 
hann (ohne fand), ſich Eingriffe in diefen Freiheits— 
brief erlaubten, und Johann durch feine Grauſamkeit 
die ganze Nation, fo wie durch feine Härte befonders 
die hohe Geiftlichkeit gegen fich erbitterte, da ward er, 
durch einen „allgemeinen Aufftand, genöthigt , (1% 
Yun, 1215) die magna charta*) zu unterzeich- 
nen, welche, in Verbindung mit den Zuſaͤtzen fpä= 
- terer Zeiten, die Örundlage der brittifchen Volks— 
freiheit ward. Zwar gewannen die Geiftlichen in der⸗ 
felben am meiften (denn der Erzbifchoff Langton hatte 
den Aufftand geleitet); weniger die Barone, noch 
weniger der Bürgerftand; des Landmannes ward gar 


*) v. Martens, Samml., Th. 1. S. 713. — Dufau, 
. 1. p. 362; und Woltmanns Geſch. Großbritans 
niens (Berl. 1799. 8.) Th. 1. S. 510 ff. _ 
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nicht gedacht, Allein ſchon das war großer Vortheil, 
daß diefelben großen Rechte, welche der Baron gegen 
den Konig erhielt, » auch Kechte des Lntervafallen 
‚gegen den Baron wurden, — daß dem Bürgerftande 
der freie Handel, felbft mit den Auslande verftatter, 
und daß im Allgemeinen die Freiheit der Perfon und 
des Eigenthums rechtlich ausgefprochen ward; denn 
Niemand follte verhafter, gefangen gefeßt, und feines 
"Vermögens, oder ſogar des-Lebens beraubt werden, 
als nach einem ausgefprochenen Urtheile von feines 
Gleichen (durch ein Sefchwornengericht) nach den 
alten (angelfächfifchen.) Gefeßen (welche Wilhelm 1 
abgefchafft hatte). In den Jahren 1225 und 1297 
ward diefes Grundgeſetz von Heinrich 3,und Eduard 1 
beftärigt und erweitert; befonders erhielt.es im Jahre „ 
1297 den wichtigen Zufaß: daß ohne die Ein— 
willigung' der Abgeordneten der Städte 
(welche 1265 vom Ufurpator, dem Grafen von Lei— 
cefter, zum erftenmale, feit 1233 aber öfter zum Par: 
lament berufen worden waren) Feine Steuern er: 
hoben werden durften. Seit diefer Beftimmung 
wirkten befonders Die Kriege, welche Eduard 3 in 
Schottland und in Frankreich führte, nach den Geld— 
beduͤrfniſſe, das fie veranlaßten, bedeutend auf die 
weitere Ausbildung der englifchen Verfaſſung. Waͤh⸗ 
rend feiner funfzigjährigen Regierung geſchah es (im 
Sabre 1343), daß das verfammelte Parlament fich 
in das Ober- und Unterhaus theilte, fo daß im 
Dberhaufe die hohe Geiftlichfeit mit dem hoben 
Reichsadel, im-Unterhaufe aber der niedere Land» 
adel mit den Abgeordneten der Städte zufammen- 
trat. — So wie aber jeder Bürgerkrieg auf die Ent: 
widelung des innern Volkslebens nachtheilig einwirkt; 
fo auch in England der vier und fechszigjährige blutige 
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Kampf zwifchen der weißen und rohen Roſe (den 
Häufern York und Lancaſter). Nur der Bauern 


ſtand gewann in demfelben, weil, bei der häufig 


eintretenden Bewaffnung der Landleute durch den am 
Kampfe theilnehmenden Adel, allmählig die Leib» 


eigenſchaft erlofch, 


> 3 
Fortſetzung. 
Die Kirchenverbeſſerung hatte zwar fuͤr 


die veraͤnderte Geſtaltung der brittiſchen Verfaſſung 


keine unmittelbaren wichtigen Folgen; deſto bedeuten— 
der waren aber die mittelbaren, welche in dem maͤch— 
tig beginnenden Meinungskampfe unter, Eduard 6, 
Maria und Eliſabeth hervortraten, und, nach der 
feſten Ausbildung der engliſchen Epiſkopalkirche, zu 
den innern Kaͤmpfen fuͤhrten, ſeit das auf den Thron 
Großbritanniens erhobene Haus Stuart nicht 


nur nah unumfchränfter NKegentengewalt 


firebte, fondern auch unverkennbar zum Katho— 
licismus fich hinneigte. Im Geifte des vom Koͤ— 
nige Sacob 1, behaupteten Grundfages, daß feine 
Gewalt unmittelbar von Gott, und unume 


ſchraͤnkt fey, erlaubte fein Sohn Karl ſich die 


willführlichften Eingriffe in die DVerfaffung. Allein 
das Parlament hielt ihm (1629) in der fogenannten 
petition of rights *) alle diefe Eingriffe vor, und 
nöthigte den König, dieſe Beftätigung der magna 
charta zu unterzeichnen, In diefer neuen Urkunde 
wurden die Altern Beftimmungen in Hinficht - der 
Eicyerheit der Perfonen und des Eigenthums feier: 


2) v. Martens, Sammlung, ©. 790. 
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lich wieberholt; bie erzwungenen Getverfebungen und 
willkuͤhrlichen Verhaftungen ſollten aufhoͤren; auch 
ward darin die Unverantwortlichkeit fuͤr alles, was 
in beiden Haͤuſern des Parlaments geſprochen worden 
war, beſtimmt feftgefeßt., — Demungeachtet ver: 
lebte die Eigenmacht Karls 1 die von ihm beſchworne 
und neu beſtaͤtigte Verfaſſung. Vier von ihm in 
feinen Geldverlegenheiten zuſammenberufene Parla= 
mente loͤſete er jedesmal ploͤtzlich auf, ſobald ſie die 
Rechte der Verfaſſung zur Sprache brachten. Da 

begann endlich der wilde Sturm, welcher Karls 4 
" Haupt unter das Blurbeil (1649), und den finftern . 
Cromwell als Protector an die Spiße der britti= 
fhen Republik brachte, die aber, anderthalb Jahre . 
nach feinem Tode, wieder in das Koͤnigthum ver 
wandelt ward, al8 Karl 2, eingeführt durch den 
General Monk, den bergeftellten Thron (1660) beftieg. 

Allein weder Karl?, noch fein Bruder und - 
Nachfolger Jacob 2, hatten aus dem traurigen 
Schickſale ihres Vaters die Erfahrungen gezogen, 
unter welchen es möglicd) war, den wwiederhergeftellten 
Thron zu behaupten. Ein unbegrenzter Hang zur 
willkuͤhrlichen Herrſchaft, ein unverkennbares Hinz 
neigen, zum Katholicismus, unvereinbar mit der vom 
brittifchen Volke angenommenen und mit Wärme feft: 
gehaltenen Kirchenverbefferung, war der ‚allgemeine, 
Charafterzug diefer beiden Negenten aus der Dynaftie 
Stuart. Zur Rettung der Verfaffung ward daher 
Karl? vom Parlamente genöthigt, zuerft (1673) in 
der Teftacte die religiofe und die Firchliche 
Freiheit, und dann (1679) in der Habeas- 
Corpus-Xcte*) die perfonliche und buͤrger⸗ 








)v.Martens, Sanıml.©,823.1. Dufau, T.4. p.380. 
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liche Freiheit zu beftätigen. Die leßte Urkunde 
vernichtete in Großbritannien auf immer alle lettres 
de cachet, indem fie feftfeßte, daß jeder Verhaftete 

die Urfache feiner Verhaftung fogleich erfahren ,. oder 
wieder in Freiheit gefeßt, und daß das Verhoͤr des 
Verhafteten binnen 24 Stunden gefchehen muß. 
Wird er, bei dem Verhoͤre unfchuldig gefunden; fo er 
folgt unmittelbar darauf feine Befreiung. ft er aber 
fhuldig — doch ohne Staatsverbtecher zu feyn —; 
fo kann er auch in diefem Falle, gegen Stellung eines 
Buͤrgen, freigelaffen werben. 

Als aber Jacob 2 die Teftacte eigenmächtig auf: 
bob, und Dadurch feinen Plan verrierh, den Karho= 
licismus in Großbritannien berzuftellen, da wogte 
der Einn für Eirchliche und bürgerliche Freiheit von 
neuem mächtig im Parlamente und im Reiche auf, 
Eingeladen von den Whigs, landete (6. Nov. 1688) 
der Schwiegerſohn des Königs, der Prinz Wilhelm 
von Dranien, begleitet von einem niederländifchen 
| Heere, welchem ſich die brittiſchen Truppen anſchloſ— 
ſen, in England. Wilhelm verſprach, den Prote— 
ſtantismus im Reiche zu beſchuͤtzen; Jacob 2 aber, 
dem ſeines Vaters Schittſal vorfhwebre, entfloh nach 
Frankreich. Da erklärten die Engländer und Schot= 
ten (13. Febr. 1689) ihren Thron für erledigt, und 
übertrugen Wilhelm und feiner Gemahlin Maria die 
Kegierung, wogegen diefe die declaration oder 
billofrights*) anerkannten, in welchem Grund: 
gefege die Difpenfationen von den Geſetzen, die eigen: 
mächtigen Gelderhebungen, die Unterhaltung eines 
ftehenden Heeres in Friedenszeiten, die Verhaftungen 
oder Auflagen derer, welche dem Konige Bittfchriften 


*) y, Martens, Samml. S. 840. 
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überreishen würden, die Unternehmungen gegen bie 
freien Parlamentswahlen, fo wie gegen die Sprech? 
freiheit im Parlamente, für verfaffungsmipdrig 
erklärt wurden. Diefe Bill betrachtete man aber 
nicht als eine Veränderung det brittifchen Verfaſſung, 
fondern nur als die deutlichere und fchriftliche Feſt— 
feßung der längft ſchon beftanvdenen Volfsrechte, 

- &o ward feit den Zeiten Heinrichs 1 bis zum 
Kegierungsantritte Wilhelms des Draniers die Ver: 
faſſung Öroßbritanniens weiter entwidelt und fortges 
bildet, und fo beruht fie bereits feit länger als 700 
Sahren auf fcehriftlichen Verträgen zwifchen 
- dem Negenten und dem Volke. — Zu diefen Grund= 
verträgen Famen fpäter noch hinzu: der Act of sett- 
lement (das Succeffionsgefeß) vom 12, Sun, 

1701 *), wodurch die Dynaftie der Stuarte für im: 
mer vom. brittifchen Throne ausgefchloffen, und das 
Recht der Thronfolge auf das Haus Hannover über 
tragen ward, und 1707 **) und 1800 ***) pie 
Unionsurfunden, durch welche das fchottifche 
und das irländifche Parlament mit dem englifchen 
zu Einem Ganzen verbunden wurden, 


24, 


b) Grundbedingüngen ber brittiſchen 
Berfaffung, 


Die Berfaffung Großbritanniens und Irlands 
‚ Äftrepräfentativ, Das Volk in feiner Öefammt= 


*) — Sammlung. S. 874. und Dufau, 
1 


P. 396 
**) v. Martens, ©. 938. Dufau; T. 1. p. 401. 
—) Dufau, T.4. p. 414. 
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heit wird vertreten durch das Patlament, und die 
koͤnigliche Gewalt ausgehbt durch Uebertragung. 
Sie ift durch die schriftlichen Verfaffungsurfunden in 
ihrem Umfange befehränft. » 


DasParlament beſteht aus dem Oberhauſe 
und dem Unterhauſe. 


1) Zum Oberhauſe (dem Haufe der Lords 
oder Peers), deſſen politifher Schwerpunct nicht, 
wie in andern Staaten, blos auf.dem großen Grund— 
Befiße beruht, und das gegenwärtig aus 374 Mitglie: 
dern befteht, gehören: die volljährigen Prinzen des 
Eoniglichen Haufes ;. die ſaͤmmtlichen Reichs ba— 
rone*) von England und Wales, nach er= 


| ER TE. ae 


*) Schon in dem fächfifchen und dänifchen Zeitraume der 
Geſchichte Englands wird, wie bei allen germanifchen 
Bölkerfchaften feit der Zeit des Lehnsſyſtems, der Adel 
vom Volke unterfchieden, Der, aus der Normandie 
mit Wilhelm dem Eroberer gefommene, Adel erhielt 
das eroberte Land ald Baronenlehen, Die Befiger 
diefer Kronlehen waren die barones, pairs des Reis 
ches. Später wurden unter dieſem hohen brittifchen 
Adel die erblidyen Titel dev Grafen, der Herzoge (feit 
1335), der Marquis Cfeit 13855), und der Viscounts 
Cfeit 1454) gewöhnlich. Dieſe zufammen genommen 
bilden den Hohen Adel des Reiches. Zu dem nies 
dern Adel hingegen gehören die Kuights bannerets, 
'Baronets, Knights Batchelours und die Esquires. 
Bei den Eorporationen werden die größern Städte 
—9 die kleinern (Towns), und die Flecken 

Boroughs) unterfchieden. — Die bürgerliche Frei⸗ 
heit iſt auf den brittiſchen Inſeln ‚fo feſt begründet, 
daß ſelbſt jeder fremde Sklave fo fange frei ift, als 
er den Boden Großbritanniens und Irlands betritt, — 
Die firengern Lehnsverhältniffe, ſchon durch die 
magna charta gemildert, wurden (1660) unter Sarl 2 
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langter Volljährigkeit (mit 21 Jahren), doch nur 
jedesmal die Aelteſten ihrer Häufer (mithin nach 
dem Rechte der Erftgeburt); ein Ausfchuß des fch ot: 
tifcehen (16) und irländifchen (28) Adeld (in 
diefen beiden Keichen gewählt von ihres Gleichen) ; 
die faämmelichen (2) Erzbifchöffe und (24) 
Biſchoͤffe Englands (mit Ausnahme des Bi— 
fhoffs von Man) *), "und vier irländifche Bi— 
hoffe. Der König hat das Recht, die Peer— 
fhaft zu ertheilen, d.h. neue Glieder in das Ober: 
haus zu ernennen; doch fo, daß, nach dem Eintritte 
einer neuen Familie, diefelbe dieſes Nechts wicht wie: 
der beraubt werden kann. Durch Diefes Recht Fann 

fih die Krone der Stimmenmehrheit im Oberhaufe 


völlig aufgehoben, und alle Ritterlehen in 

free soccage verwandelt, welche zwar einen Lehnss 

. und Gutsheren anerkennen, aber nur zum Theile eine 
jährliche (oft fehr unbedeutende) Geldfumme dem Lehns— 
herrn bezahlen. Solche Güter fönnen frei veräußert 
werden; doch fallen: fie bei ihrer Eröffnung oder Ders 
wirfung dem Lehnsheren anheim. — Ueberhaupt ift 
dir Stellung des Adels zu dem Staate in ber 
brittifchen Verfaffung ein großer Vorzug derfelden. Denn 
bei diefer politifchen Stellung fucht der Adel die übrigen 
Stände nicht zu verdunfeln, und die nahgebohrnen 
Söhne des Adels verfhmelzen theils im Civil und Mis 
litair, theils im Handel und bei den Gemwerben, mit der 
übrigen bürgerlichen Gefelfchaft. Daher auch die Ehre, 
welche in Großbritannien auf allen bürgerlichen Gefchäfs 
ten ruht. \ 

*) Von den 25 Bifhöffen Englands fichen 21 unter 
dem Erzbiſchoffe von Canterbury, und 4 unter dem 
Erzbifchoffe von York. In Schottland wird, feit 
der Aufhebung des Epiffopats, das Regiment der Kircye, 
durch die Presbyters und die Aelteften der Gemeinden 
verwaltet, ; i 
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verſichern. — Das Oberhaus beſteht daher aus Mir: 
gliedern, welche theils durch Geburt, theils durch 
—— theils durch koͤnigliche Ernennung ihre Stellen 
erhalten. Der Sprecher, oder der Vorſitzende des 
Oberhauſes, iſt der Lord Großfanzler, den der 
Konig ernennt, der aber, als ſolcher, feine Stimme 
hat. Als berathende Beifißer, doch ohne entfcheidende 
Stimme, erfcheinen im Oberhaufe die zwölf Ober- 


richter von England, die Staatsräthe des Königs, 


und die Affefforen des Großkanzlers. Die Gleichheit 
der Stimmen im Oberhaufe gilt für die Verwerfung 
des gemachten Antrags. Bei diefer Einrichtung und 
Zufammenfeßung des Oberhaufes kann man die Lords 
und Bifchöffe in vemfelben, ftreng genommen , nicht 
als Vertreter des Volkes, fondern als erb— 
lihe Raͤthe des Konigs betrachten, wie ſchon 
aus dem Berufungsfchreiben an fie hervorgehet. Sie 
werden zufammenberufen, ‚dem Könige in einigen 
. wichtigen und frhwierigen Sachen Rath zu geben. 
Man kann daher auch nicht fagen, daß das Oberhaus 
darauf fehe, daß die Fönigliche und minifterielle Ge: 
walt nicht ihre verfaffungsmäßig gezogenen Grenzen 
überfihreite ; es zeigt vielmehr feine Wachſamkeit in 
Beziehung auf das Unterhaus, und dieſes controllirt 
die Minifter des Königs. Bei der Abftinmung über 
eingebrashte Bills im Oberhaufe wird vom unterſten 
Mitgliede zuerft bis zum oberften votirt. 

2) Das Unterhaus (oder das Haus der 
Gemeinen — the house of Commons) befteht 
atıs dem niedern Adel (Gentry) und dem dritten 
Stande, und umſchließt gegenwärtig 698 Abgeords 
nete der englifchen, fihortifchen und irländifchen 
Graffchaften, Städte und Marktflecken. Es fenden 
die 40 Grafſchaften Englands jede 2 Abgeorbnete 
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(zufammen 80); die 12 Graffchaften in Wales jede 
einen Abgeordneten; die 33 ſchottiſchen Graffchaften ' 
zufammen 30 Repräfentanten, und die 32 Graffchaf: 
ten in⸗Irland jede 2 Abgeordnete (zufanımen 64), 
Don den 24 großen Städten mit Bifchoffsfißen 
ſendet jede zwei, London aber vier Abgeordnete 
(zufammer 50); von den 167 englifchen Landſtaͤdten 
und Marktflecken erfcheinen 334 (von jedem Orte.2) 
Kepräfentanten; 9 Eleinere englifche Marktflecken ſen— 
den jeder nur einen Deputirten; die beiden englifchen 
Univerfiräten (Orford und Cambridge). fenden 
jede zwei Abgeordnete; von jedem der acht privilegirten 
Seebäfen (Dover, Sandwich, Rumney, Winchel: 
fea, Rye, Hythe, Haftings, Seaford) erfcheinen zwei 
Barone; jede der zwölf Städte in Wales fenver ei— 
nen Deputirten; die fchottifche Hauptftads& dinburg 
fender einen Abgeordneten; die übrigen 64 ſchott i— 
ſchen Staͤdte und Marktflecken zufammen fenden nur 
14 Repräfentanten ; dagegen ſchickt jede ver 36.irläns 
difchen Städte einen befondern Abgeordneten. Unter 
der Gefammtmafje der 658 Mitglieder des brittifchen 
Unterhaufes find daher 489 Abgeordnete von Eng⸗ 
land, 24 von Wales, 45 von Schottland, und 100 
- von Irland. Diefe Repräfentanten werden in den 
Wahlverfammlungen der Graffchaften, Städte und 
Flecken zu jedem (feit 1716 aller 7 Jahre) erneuerten 
"Parlamente frei gewählt, ö j 


25. u 
' Sortfegung. 

Zum Wählen ift in den Graffchaften jeder 
Grundbeſitzer eines zinsfreien Gutes (freeholder), 
das wenigftens 40 Schillinge jährliche reine Einkünfte 
hat, und in den Städten und Flecken jeder Haus» 


x 
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beſitzer (zum Theile auch jeder aufgenommene Bürger) 
berechtigt. Die Erneuerung der Wahl muß aller 
fieben Jahre vom Könige angeordnet werden, Wahl 
fähig ift jeder, vom hohen Adel an, der noch Feine 
Stelle im Oberhaufe hat, bis zum Künftler und Kauf: 
manne, der Eeinen offenen faden hält, wenn er, als 
adlicher Kepräfentant, 600 (in Schottland nur 
400), und als bürgerlicher Deputirter der Städte 
und Flecken 300 Pfund Sterling reine Einfünfte be= 
zieht, volljährig (21 Jahre alt), Zandeseingebohrner, 
weder Geiftlicher, noch Richter, noch von der Krone 
angeftelle, oder Penfionair derfelben, und nicht Ka— 
tholik ift. — Die Freiheit der Wahlen ift dadurch 
gefichert, daß am Wahltage Feine Truppen in der Nähe 
von zwei Meilen vom Wahlorte ftehen dürfen. Die 
Beſtechungen bei den Wahlen find mit Geloftrafen 
und mit dem Verlufte der Amtsfähigkeit bedroht; fie 
find demungeachtet nicht felten, Zudem liegt eine 
unverfennbare Unvollfommenheit des brittifchen Res _ 
präfentatiofyftems darin, theils daß der Bauern= 
ftand, als folcher, gar nicht, fondern blos durch 
die reichern Grundeigenthuͤmer aus den Graffchaften 
mit vertreten wird; theils daß 70 Deputirte von 
35 Marktflecken gewählt werben, die im Laufe der 
Zeit an Häuferzahl und Bevoͤlkerung fehr gefunfen 
" find *), während mehrere, erſt in den legten Jahr— 
hunderten emporgeblühte, Handelsſtaͤdte (z. B. Mans 
chefter, Birmingham u. a.) nicht das Wahlrecht 
befaßen. u 





*% So wählen in Grampo 9 Perfonen 2 Deputirte, in 
Newton 1 Perfon 2 Deputirte,.in Marlbourough 
3 Derfonen 2 Deputirte, in Old Sarum 1 —89*— 
2 Deputirte u. ſ. w. | 
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Die Wähler: dürfen’ den Gewaͤhlten Feine befon- 
dere Inſtruction geben ; ‘es. betrachten fich iiberhaupt - 
die Abgeordneten als Vertreter des ganzen Volkes, 
niche der. befondern Provinzen und Oerter. : Die ſchot— 
tiihen und irländifchen Abgeordneten erhalten Di: 
ten, die englifchen nicht, — Der Sprecher des 
Unterhaufes, vom Haufe felbft gewählt und vom 
. Könige beftätigt, iſt der Praͤſident deſſelben; doch 
bat er nur in dem einzigen Falle eine Stimme, menn 
Gleichheit der Stimmen eintritt. — "Die Minifter 
find Mitglieder des Parlaments. Zwar verlieren fie, 
bei ihrer Ernennung zu den Minifterftellen, die durch 
frühere Wahl bekleivere Würde eines Abgeordneten; 
fie laſſen fich aber fogleich- wieder wählen, weil ihre 
Auwefenheit im Parlamente, fehon wegen der in dem— 
ſelben beftehenvden rechtlichen Form der Oppofition 

gegen ihre Verwaltung, noͤthig iſt. — | 

Die Mitglieder des Ober- und Unterhaufeg lei: 
ften.dem Könige den doppelten Eid als Oberhaupt 
des Staates und der Kirche, und den Tefteid, daß 
fie nicht zur fatholifchen Kirche gehören, Alle Pars 
lamentsglieder aus England und Irland muͤſſen Be— 
fenner der anglifanifchen, und die aus Schottland 
Bekenner der predbyterianifchen Kirche fenn; die Ka— 
tholifen und Difjenters find vollig ausgefchloffen. — 
Kein Mitglied. des Parlaments ift für das verantwort- 
ih, was es als. foldhes gefprochen hat, und kann 
blos wegen SHochverrachs verhafter werden, Die 
weltlichen Mitglieder des Oberhauſes (nicht 
aber die Bifchöffe) Fonnen ihre Stimme einen andern 
Lord übertragen; im Unterhaufe ift es nicht ver— 
ſtattet. 

Der Koͤnig eroͤffnet das Parlament mit großer 
Feierlichkeit und durch eine Rede, in welcher er den 

St. W. ate Aufl. IV. 11 
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Zuftand des Reiches nach deſſen innern und auswaͤr—⸗ 
tigen Verhaͤltniſſen ſchildert, und dem Parlamente 
ſeine Forderungen und Erwartungen mittheilt. Die 
beiden Antworten der beiden Haͤuſer des Parlaments 
in einzelnen Adreſſen tragen das Gepraͤge ver öffent: 
lihen Meinung über die vom Könige mitgetheilten 
Eröffnungen und Forderungen, 

Jedes Haus des Parlaments kann theils felbft 
feine Verfammlungen, theils auf Begehren des Kö= 
nigs, eine Eurze Zeit (auf einige Tage oder Wochen) 
ausfesen (fih vertagen — ajourniren), wodurch 
die Sißung deffelben nicht beendigt wird; allein dem 
Könige ſteht es zu, beide Häufer zu prorogiren 
(die Derfammlung derfelben auf längere Zeit auszu— 
feßen, und dadurch die Sitzungen zu beendigen, 
und die unvollendeten Bills unwirkfam zu machen), 
und zu Diffolviren, indem er dem Parlamente 
anfündigen läßt, daß es gefchloffen fey, und daß 
defien Mitglieder in ihre Heimath zurüdfehren koͤnnen. 
Dies kann gefchehen, bevor die Zeit von 7 Jahren 
abgelaufen ift, über welche hinaus Fein Parlament 
dauern darf; allein der König wird felten von diefem 
Rechte Gebrauch machen, weil alle Gelver nur auf 
Ein Jahr bewilliget werden, und weil diefelben 
Andividuen zumneuen Parlamente wieder 
gewählt werden koͤnnen, welche Mitglieder des 
aufgelofeten waren. Nach der Verfaffung muß das 
Parlament: wenigftens aller drei Jahre verfammelr, 
oder das prorogirte wieder fortgefeßt werden. | 

Uebrigens bat das Oberh aus das ausfchlies 
ßende Recht, Gericht zu halten über alle feine Mit: 
glieder, und über die Mitglieder des Unterhauſes, fo 

‚wie über die, welche das Unterhaus in Anklageftand 
verfeßt. Dagegen Fann jedes einzelne Mitglied des 


! 
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Parlaments von dem Haufe beftraft werben, in wel- - 
chem es etwas Strafbares gefagt oder gethan har. 
Die Strafe felbft befteht entweder in einem Verweiſe, 
oder im Gefängniffe, oder in völliger Ausftoßung aus 
dem Haufe; doch ift jedes Mitglied des Parlaments 
blos für das dem Parlamente verantwortlich, - 
was es in der Mitte des Haufes gefagt oder ges 
‚ than Bat. 

Die Redner in beiden Häufern reden blos 
den Sprecher an, und bezeichnen die Perfonen, denen 
fie. antworten, oder die fie angreifen, nie nament- 
lich; felbft ver Name des Königs wird nie von 
einem Parlamentsgliede genannt *). Kein Redner 
darf unterbrochen werden; Doch wird ver von dem 
Sprecher, oder auch von andern Mitgliedern zur 
Ord nung gerufen, wenn er entweder von dem 
Hauptgegenftande fich entferne, oder Perfonlichkeiten 
fi) erlaubt, oder den König, das Parlament und die’ 
Staatsverfaffung angreift. Dei größern Vergehen 
diefer Art kann der Sprecher dem Schuldigen befeh— 
len, fußfällig um Verzeihung zu bitten; auch darf er 
ihn nach dem Tower fenden, Bei der Ausftoßung 
aus der Verfammlung aber muß das ganze Haus 
entfcheiven, 

Die Sitzungen des Parlaments waren, nad) 
den Altern Geſetzen, geheim; fie find aber, nach einem 
langen Herfommen, öffentlich, fo wie alle Stim: 
men öffentlich abgegeben werden. Von den Gal- 
lerieen ift das weibliche Geſchlecht ausgefchloffen; auch 
koͤnnen, unter dringenden Umftänden, alle Zuhörer 
entfernt, und die Sißungen in gefchloffene ver: 
wandelt werben, Die Verhandlungen des Parla: 


*) de Lolme, ©. 253. 
11 * 
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ments follen, nach den alten Gefegen, nicht gedruckt 
werden; allein dieſe Geſetze ruhen bereits feit der 
Regierung Georgs des erften. 


Ä 26, 
Fortſetzung. 


Der Koͤnig iſt Repraͤſentant der vollziehen— 
den Gewalt, doch mit einem beſtimmten und we— 
ſentlichen Antheile an der geſetzgebenden Ge— 
walt. Er uͤbt gemeinſchaftlich mit den beiden 
Haͤuſern des Parlaments das Recht der Geſetzgebung; 
denn kein Beſchluß des Parlaments hat Guͤltigkeit 
ohne Einwilligung und Beſtaͤtigung des Königs. 
Das Recht aber, auf etwas anzutragen (eine Bill 
— d. h. einen Geſetzentwurf — einzubringen), 
ftehe nicht nur dem Könige und beiden Häufern des 
Parlaments, fondern felbft jedem einzelnen Mit: 
gliede beider Häufer zu. Die Bills find öffent- 
liche, wenn ihr Gegenftand den ganzen Staat, und 
Privarbills, wenn ihr Gegenftand nur Indivi— 
duen betrifft. Jeder auf diefe Weife gemachte Ans 
frag darf nicht blos mündlich, fondern er muß durch 
einen ſchriftlichen Auffaß gefcheben, in welchem 
der Antrag nach feinen Gründen motivirt wird. Nach 
der erften Verleſung vdefjelben, wird er, fofern er 
nicht fogleich verworfen wird, nach einigen Tagen 
zum zweiten und zum bdrittenmale verlefen, und 
dann darüber abgeftimmt. Erſt nach dem zweiten 
Derlefen darf darüber verhandelt werden, fo daß 
einzelne Mitglieder als Redner fiir und wider den— 
felben auftreten, die, von ihrem Sitze aus, aus 
dem Stegreife fprechen, weil das Ablefen nieder: 
gefchriebener Reden unterfage iſt. Bei wichtigen 
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Bills wird ein Ausſchuß von folhen Mitgliedern 
ernannt, welche von dem vorgetragenen Gegenftande 
nähere Kenntniffe.haben. Sie erftatten Bericht 
daruͤber, bevor ‘die Abftiimmung erfolgt. — nt: 
fheidet die Mehrheit der Stimmen im Unterhaufe 
für den Antrag, entweder nach feinem ganzen In: 
halte, oder mit einigen aufzunehmenden Abanderun- 
gen; fo geht die Bill an das Oberhaus. Paſſirt 
fie hier. nicht; fo wird fie entweder unbedingt verwor- 
fen, oder man beabfichtige die. Abänderung einzelner 
Stellen. Im erften Falle ift die Bill verloren; im 
zweiten verfucht man einen fogerannten Zufammen: 
trittt durch Ausfchüffe von beiden Häufern in 
einem befondern Zimmer, um mit dem Unterhaufe 
eine Uebereinkunft zu treffen. | 

Allein der erfte Antrag kann eben fo gut im 
Dberhaufe gefchehen, worauf dann die Bill auf die— 
felbe Weiſe dem Unterhaufe mirgerheilt wird, Nur 
die Bills in Betreff der Peerfchaft müffen zuerft dem 
Oberhauſe, dagegen die Bills für die Geldbewilli— 
gungen (die ſogenannten Subfidienbilis) müffen 
zunaͤchſt dem Unterhaufe vorgelegt werden, nach 
deren Genehmigung von demſelben das Oberhaus 
diefe Dill entweder unbedingt verwerfen, oder 
ohne Abänderung annehmen muß. Darin, und 
daß das Unterhaus die Steuern felbft auf Koften der 
großen Majoratsbefiser bewilligt, liege das poli- 
tifhe Gewicht des Haufes der Gemeinen ). — 
Die Vorfchläge zu Gefegen, welche der König dem 


*) Das Oberhaus Fann die vom Unterhaufe angenommenen 

. „‚Sinanzvorfchläge verwerfen, nicht aber verändern; das 

‚gegen iſt eine ‘vom Unterhauſe verworfene Finanzbill für 
immer verworfen. nein 


166 Pofitives Staatsrecht. 


Parlamente vorlegen läßt, gefchehen durch einen der 
Minifter. — Hat, nach dem Ausdrude des Parla- 
ments, eine Bill beide Häufer paffirt; fo wird ver 
König um die Beftätigung derſelben erfucht. Nur 
in hoͤchſt feltenen Sällen verweigert er diefelbe mit 
dem fchonenden Ausdrude: der König wird fich wei— 
ter bedenken. In den meiften Fällen erfolgt die Be— 
ftätigung , gewöhnlich von mehrern Bills zugleich , bei 
einer formlichen Erfceheinmg des Königs im Ober: 
hauſe. Nach diefer Beftätigung heißt die Bill Par: 
lamentsfchluß (Act of Parliament), und erhält 
gefeßliche. Kraft. Zu. den Eigenthümlichkeiten ver 
Eoniglichen Beftätigung oder Verweigerung gehört es, 
daß fie in franzofifcher Sprache gefchieht, .eine- 
Sitte, die aus der Zeit der normännifchen Könige 
berftammt *), Ä 

Km Namen des Königs werden alle Gefeße be: 
kannt gemacht und vollzogen. Er hat das Recht, 
Verordnungen zu erlaffen, die entweder ihren 
Grund in den ſchon vorhandenen Gefegen haben, oder 
als eine Folge der in feinen Händen ruhenden voll 
ziehenden Gewalt anzufeben find; allein in Hinfiche 
der Ertheilung von Privilegien ift die Macht des 
Konigs fehr beſchraͤnkt. Er ernennt aberzu allen Hofs, 
Staats, Civil- und Militairämtern; ihm fteht das 
Hecht der Standeserhöhungen zu. — Seine Würde 
ift erblich, felbft in der deiblichen Nachkommen: 


*) Die königlihe Beftätigung einer öffentlichen Bill lautet: 
le roi le veut; einer Privatbill; soit fait comme 
il est desire; einer Subfidienhillt le roi remercie 
ses loyaux sujets, accepte leur ‚benevolence, 
et aussi le veut. Die Veweigerung lautet; le 
roi s’avisera. 
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ſchaft. Er beſitzt die Majeftät, und iſt Heilig, uns 

verleglich, unverantwortlich. “Eine Verlegung 
der Verfaſſung von ihm ift nicht denkbar, fondern 
kommt auf die Rechnung der von ihm ernannten ver- 
antwortlichen Minifter, neben welchen auch alle 
übrige Staatsbeamte verantwortlich find, ohne 
mit dem Vorwande höherer Befehle fich decken zu 
dürfen. Des Königs Yahreseinfünfte werden, bei 
der Unbedeutenheit der Domainen, durch eine Civil: 
Lifte beftimmt, Ihm fteht das Recht zu, alle Ge— 
fandefchaften im Auslande zu ernennen, mit den 
auswärtigen Mächten zu unterhandeln, Krieg 
anzufündigen und Frieden zu ſchließen. 
Doch ift er in allen diefen Beziehungen von den 
Seldbewilligungen des Parlaments ab» 


hängig. 


27. 
ce) Ergebniffe 


Aus diefen Grundbeftimmungen des politifchen 
Charakters der brittiſchen DVerfaffung »gehen folgende 
Ergebniffe hervor: j 

daß diefe Verfaffung zwar auf fehriftlichen Ur- 
Funden, mithin auf einem Vertrage zwifchen dem Re— 
genten und dem Volke, nicht aber auf einer einzigen, 
alle Regenten- und Volksrechte gleichmäßig beftim- 
menden, Urkunde beruht; | er 

daß vielmehr die brirtifche DVerfaffung all- 
mählig durhwie Praris fortgebildet, und 
erft feit der Thronbefteigung Wilhelms des Draniers 
zu ihrer ‚gegenwärtigen politifchen Geſtalt ausgeprägt 

worden ift; | er | 
daß, nach derfelben, die Perfon des, Könige 


— 


— 
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heilig und — feine Macht aber be: 
fchraͤnkt, und daß nicht blos das Miniſterium, 
foudern jeder Staatsbeamte für ‚feine —— 
verantwortlich: ift; 
daß der politiſche Schwerpunet der Volksver⸗ 
tretung zunaͤchſt im Unterhauſe ruht; theils nach 
dem ihm, wie dem Oberhauſe, gemeinfchaftlich mit 
dem Könige zuftebenden Untheile an der Geſetz— 
gebung; theils nach dem ihm ausfchließend zus 
kommenden echte, die Befteuerung der gefammz 
ten Nation zu bewilligen, und zwar, daß diefe Be— 
willigung jedesmal nur auf Ein Jahr gefchiebt; 
daß dem Volke das Recht der Berfamms 
(ungen, und. felbft das Recht des. Widerftandes 
zufteht * und 
daß, obgleich die Leibeigenſchaft ſchon 
laͤngſt in Großbritannien aufgehoben, und der Ueber— 
reſt des Lehnsſyſtems, nach Fihnen und perſoͤnlichen 
Dienſtleiſtungen, ſehr gemildert iſt, dennoch das 
Lehnsſyſtem in mehrern Beziehungen fortdauert; 
daß die Volksvertretung nicht eigentlich repraͤſentativ, 
ſondern zunaͤchſt ſtaͤnd iſch iſt; daß der Bauern— 
ſtand aus ſeiner eigenen Mitte gar nicht vertreten 
wird’; daß die drei vereinigten Koͤnigreiche und Wales 
nicht nach einem gemeinfchaftlichen und gleichmäßigen 
Grundſatze die Zahl ihrer Vertreter wählen, weun 
gleich durchgehends diefelbe Wahlform ftatt finder; 
fo wie die Unvoll£ommenbheiten ver Verfaffung 
befonders in dem fortdauernden Wahlrechte Eleiner 
und verfallener Marktfleden, in der DBeftechlichkeie 


— 


*) Vergl. über die brittiſchen Volksverſammlungen, de 
Lolme, ©. 232 ff. — und über das Recht des Wider⸗ 
fiandes, ebendaf, ©. 291 ff. 
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vieler Wähler, und in der:fehlenden Vertrerung meh: 
rerer großer; und biühender Städte beftehen, welche 
bei der —— Feſtſetzung der wahlberechtigten 
Staͤdte und Flecken noch nicht, beſtanden. — Da 
uͤbrigens die brittiſche Verfaſſung, nach ihren An— 
fangen mit der magna charta, aus dem: Mittelalter 
ftammt; fo ift auch die alte geographiſche Eins 
theilung des Landes. in Örafichaften unverändert 
beibehalten worden. ö 


28. 
Fortſetzung. 


Die Freiheit der Preffe iſt ein Grund— 
geſetz Großbritanniens, und beruht theils darauf, 
daß Fein Richter und Gerichtshof im Voraus von 
Schriften Kenntniß nehmen darf, welche zum Drude 
beftimme find; theils daß alle Klagen über Ver⸗— 
legung der Preßfreiheit nur durch Gefchworne entfchie: 
den werden koͤnnen. Durch dieſe Preßfreiheit ward in 
Großbritannien die öffentliche, Meinung über alle An— 
gelegenheiten des Volkslebens gebildet, die unver— 
meidliche Unzulänglichkeit der Geſetze erfeßt, und 
jeder, welcher einen Theil an der öffentlichen Mache 
bat, innerhalb der Schranken verfelben gehalten *). 

In Hinſicht der Firchlichen Freiheit und der 
gleichen “Berechtigung der Mitglieder aller chrift- 
lichen Befenntniffe zu den hoͤhern Staatsämtern und 
zu dem Eintritte ins Parlament, enthält die brittifche 
Verfaſſung Befchränkungen , welche in den neueuro= 
päifchen Berfaffungen der legten dreißig Jahre bei-- 
nahe durchgehends befeitige worden find... Allein dieſe 


*) So de Lolme, ©. 279 ff. 
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Erſcheinung hat ihren Grund in den langen KNeli- 
gionsfämpfen in England während des fechszehnten 
und fiebenzehnten Sahrhunderts, in den Anmaßungen 
der damaligen römifchen Bifchoffe gegen Die Regenten 
Englands, und in der entfchiedenen Hinneigung der 
Stuartifchen Dynaftie zum Katholicismns und zur 
willkuͤhrlichen Gewalt, Nur daraus läßt ſich das 
mebrmalige Miplingen der verfuchten Emancipas 
tion der Katholiken erffären, welche felbft eine 
bedeutende Zahl ver Parlamentsglieder wiederhohlt 
beabſichtigte. 

Dagegen iſt die Theilung der Gewalten 
eine beſtinmte Eigenthuͤmlichkeit der brittiſchen Ver— 
faſſung. Die geſetzgebende Gewalt ſtehet dem 
Koͤnige und den beiden Haͤuſern des Parlaments ge— 
meinſchaftlich zu; die vollziehende Gewalt gehet 
unmittelbar von dem Koͤnige aus, ohne irgend einen 
Antheil des Parlaments an derſelben; die rich ter— 
liche Gewalt endlich iſt voͤllig unabhaͤngig von dem 
Koͤnige und dem Parlamente, ob fie gleich in dem 

‚Namen des Königs gebt wird *). 

Die Ordnung der Erbfolge auf dem 
Throne ftehet beiden Öefchlechtern zu, doc) fo, daß, 
in der zur Negierung gelangten linie, der Manns- 
ftamm dem weiblichen, fo wie der weibliche Stamm 
der Altern Linie dem Mannsftamme der jüngern vor⸗ 
gehet, in beiden. Stämmen aber das Recht der Erft- 
geburt entfcheidet. Außerdem muß der, mit dem 
achtzehnten Jahre volljährige, Regent zur englifchen 
Kirche gehören, und darf nicht an eine Fatholifche 
Gattin vermäßlt ſeyn. Doch koͤnnen der König und 
das Parlament gemeinfchaftlich die Succeſſionsord⸗ 


*) de Lolme, ©. 34 ff. 


- 
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nung verändern, und in zweifelhaften Fällen 
entſcheiden. | 


29, 
SHIT u. 


Großbritannien hat Fein allgemeines, das ganze 
bürgerliche Leben umfchließendes, Geſetz buch. Es 
gelten aber: 1) ein ungefchriebeneg oder ges 
meines Recht (unwritten or common-law), 
gegründet auf uralte Gewohnheiten, welche zum 
Theile Ueberrefte der alten ſaͤchſiſchen Gefege find, 
und auf alte Parlamentsfchlüffe, bald nach den Zeis 
ten der normännifchen Eroberung; — 2) das ro mis 
[he Recht *), doch nur in einigen. Öerichtshöfen 
und in einzelnen Faͤllen; auch wird. e8 unter dem 
ungefihriebenen Nechte mit begriffen, weil es nur 
fo weit Gültigkeit hat, als es feit vielen Jahrhun— 
berten bereits im Gebrauche ift; — 3) das gefchries 
bene Recht (written or statute-law), oder die 
Sammlungen der verfchiedenen Parlamentsſchluͤſſe 


*) Weber den großen Widerwillen des brittifchen Adels und 

WVolkes gegen die Einführung bes römifhen Rechts, 
felbft zu der Zeit, wo die brittifchen Geſetze noch in 
ihrer Kindheit waren, vergl, de Lolme, S. 96 ff. 
Dadurch geſchah es, daß das römifhe Recht auf die 
Hochſchulen und Klöfter fich beſchraͤnken mußte, und 
nur in fehr ‚wenigen einzelnen Fällen angewandt wird. 
„Noch jetzt ſchreiben die englifhen Rechts— 
lehrer die Freiheit, deren die Englaͤnder 
ſich erfreuen, und welche andere Nationen 
niht fennen, dem Umfjtande zu, daf fie 

» das von biefen angenommene römifde 
Recht verworfen haben.” So mörtlih de 
Lolme, S. 198. — 
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(Statuten), deren Urfchriften, befonders feit der 
Kegierungszeit Eduards 3, forgfältig aufbewahrt wer- 
den. — An Hinficht der Gerechtigkeitspflege 
gilt die woͤrtliche Auslegung der Geſetze in den 
verſchiedenen Gerichten und Inſtanzen. Die meiſten 
unbedeutenden und kleinern Rechtsſtreite werden ent— 
weder von den Friedensrichtern, oder von den 
Sheriffs, 8,:den. Friedensrichtern ganzer Provinzen, 
mit Zuglehung der Friedensrichter , und in den Staͤd⸗ 
ten von dem Mayor, welcher in denfelben die Stelle 
eines Sheriffs vertritt, gefchlichtet. Selbſt Die zwölf 
Dberrichter des Reiches find zugleich oberfte Frie— 
densrichter für Das ganze fand. - Die Tortur ift 
längft abgefchafft. Die Geſchwornen enffcheiden 
ſowohl über die Tharfache, als auch ber die Straf: 
barfeit des Vergehens. Sie Mind der Stützpunct der 
bürgerlichen Freiheit in der oͤffentlichen Meinung des 
Volkes *) — Der König uͤbt das Begnadi— 
gungsrecht, oft ſelbſt auf bie Sürfprache der Ges 
fhwornen ; doch kann es nie angewandt werden, um 
eine angebrachte Klage aufzuheben. 

Die Polizei wird in den einzelnen Orten, . 
fonders auf dem Lande, durch bie Sriedensrichter , 
den Städten: durch den Mayor, und in ven Graf. 
fchaften durch den Sheriff, mit Zuziehung der Con— 
ſtablen, verwaltet; doch beſtehen fuͤr beſondere Poli— 
zeigegenftände auch) befondere Einrichtungen. 

Bis, auf wenige Handelszweige, welche durch 
Parlamentsacten gewiffen: Gefellfchaften ausſchließend 
uͤberlaſſen worden ſind, iſt der Handel allen brit— 
tiſchen Staatsbuͤrgern, auf dem Lande und in den 
Staͤdten, frei gegeben. Die Stuͤtzpuncte —— 


*) Vergl. de Lolme, ©. 159 ff. 
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find: die Navigationsacte, nach welcher Bein 
frenides Schiff Erzeugniffe und Manufacturgegen- 
ftände andrer Staaten nah England bringen, und 
von da Küdfracht nehmen darf; und das Gefes; 
nach welchem jeder Fremde, der nicht in. England 
naturalifirt iſt, das Doppelte aller für den Einge— 
bohrnen feftgefegten Handelsabgaben entrichten muͤß. 
| In Hinficht des Flnanzweſens hat zwar das 
Unterhaus des Parlaments das Steuerbewilligungs» 
recht, und aljo das Recht, die Nothwendigkeit der 
von. den Miniftern verlangten Summen und dag 
Budget zu prüfen, die ſchon beftehenden Steuern 
von neuem zu bewilligen, oder zu erhöhen, oder neue 
Abgaben zu fliften, fo wie das Recht der Auffiche 
über die bewilligten. Summen und über alle Staats: 
rechnungen (mit alleiniger- Ausnahme. der Civilliſte), 
welche ihm (jeit 1689) durch den Lordkanzler vorge: 
legt werden müfjen; das Parlament führe aber nicht 
felbft die Kaffenverwaltung. Es werden vielmehr 
die von beiden Häufern bewilligten Steuern durch die 
angeftellten Finanzbeamten erhoben, und von dieſen 
an die koͤnigliche Schatzkammer eingefandt, welche, 
unter dem Vorſitze des Lordkanzlers, von Commiffa= 
rien verwaltet, und aus welcher jede einzelne Zahlung 
geleifter wird. | 

- In Beziehung auf die bewaffnete Macht 
betrachten es die Britten als eine Hauptftüße ihrer 
öffentlichen Freiheit, daß der König, ohne Zuftim- 
mung des Parlaments, außer zwei Leibcompagnieen, 
in Friedenszeiten Eein ſtehendes Heer halten 
darf. Deshalb wird ihm auch nur jedesmal auf ein 
Jahr, durch die mutiny bill, das Halten und die 
DBefoldung einer ftehenden Heeresmaſſe zugeftanden ; 
denn ohne die jedesmalige jährliche Ernenerung dieſer 
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Bill würden die geworbenen Truppen factifch ihres 
Dienftes entlaffen feyn *). In Großbritannien beruht 
nämlich die Verteidigung des Landes und die Auf— 
rechthaltung der Ordnung und Sicherheit im Innern 
auf der Landmiliz, welche. (feit 1757) fo geftaltee 
ift, Daß in jeder Grafishaft eine beftimmte Anzahl 
Einwohner auf fünf Jahre zum Dienfte durchs Loos 
erwählt, zu gewiſſen Zeiten in den Waffen geübt, 
und von. dem Lordlieutenant der Graffchaft, welchen 
der König ernennt, befehligt wird, Diefe Land» 
miliz wird aber in der Regel nur innerhalb ihrer 
Grafſchaft, und blos bei einem entftandenen Aufz 
ruhre im ganzen Königreiche, nie aber außerhalb des 
Reiches gebraucht; auch wird fie blos, wenn fie 
- wirklich im Dienfte ift, beſoldet und nach den Kriegs 


gefeßen behandelt. 
Zur Würdigung der brittifchen Verfaſſung ges 
hören folgende Schriften : 
Montesquieu, espritdesloix, L. XI. Chap. 6. 
de la constitution d’Ängleterre. | 
(Ramsay,) an essay on the constitution of 
England. Ed.2. London, 1766.83. — Teutfd: 
Verſuch uber die Eonftitution von England. -Aus, dem 
Engl. des Herru Ramſay uͤberſetzt. Frankf. und Leipz, 
1767. 8. 

: J.L.deLolme, the constitution ofEngland; 
or an account of the english Government; in 
which it is compared both with the republican 
form of Government, and the other monarchies 
in Europa. A new edition, with supplemental ° 
noles, and a preface biographical and eritical. 
Lond. 1816. 8 — (Diefes Wert eines Genfer 
Nechtsgelehrten erfchien zuerft 1771 in franzöfifcher 
Sprache; dann feit 1775 in mehrern Auflagen in 





*) de Lolme, ©. 85 fi. 
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englifher Sprache, und ‚fand in Großbritannien eine 
hoͤchſt gänftige Aufnahme, felbit vom Lord Chefterfield, 
Camden, Chatam .). — Teutſch: Die Staats; 
verfaſſung von England, von J. L. de Lolme. Aus 
dem Engl. mit einigen Anmerkungen begleitet. Leipzig, 
1776. 8. und, nach der neueſten engliſchen Ausgabe 
vom 5. 1816, in einer zweiten teutfchen Lieber; 
ſetzung, ‚unter dem Titel: Die Verfaffung von England, 
dargeftellt, und mit der vepublifanifchen Form ımd mit 
andern europaͤiſchen Monarchieen verglichen, von J. L. 
‚de Lolme. Mit Vorrede von F. €. Dahlmann. 
Altona, 1819. 8. 

Heine. Chfiph. Albrecht, Lnterfuchungen über die 
englifhe Staatsverfaffung. 2 Theile. Luͤbeck und Leipz. 
1794. 8. | 

v. Martens, Abriß des Staatsrechts der vors 
nehmften europäifchen Staaten. ir Thl. Lifte Abtheil. 
S. 138 ff.; — womit, in Hinficht der großbritannis 
ſchen Reichsgrundgefege, deffelben Sammlung der 
mwichtigften Neichsgrundgefege, ‚Ih. 1, S. 707 ff. zu 
vergleichen iſt. 

Theod. Schmalz, Staatsverfafung Großbritanniens, 
Kalle, 1806. 8. 

2, Freih. v. Binde, Darftellung der innern Ders 
mwaltung Großbritanniens, KHerausgegeben von B. ©. 
Niebuhr. Berl. 1816. 8. 

% Millar,  bitorifhe Entwicelung der englifchen ' 
Staatsverfaffung. Aus dem Englifdyen (von 8. Ernft 
Schmid) 3 Theile. Jena, 1819 f. 8. 

Ueber die DVerfaffung von England, und die haupts 
ſaͤchlichſten Veränderungen, welche fie, dem Wefen und 
der Form nad, feit ihrem Urſprunge bis auf unfre 
Tage erlitten hat. Mit einigen Bemerkungen über bie 
alte Verfaffung von Frankreich. Aus dem Franz. von 
A. Stafen von Voß. Berl. 1821, 8 

Befhorner, Grundzüge eines Gemeinwefens; Bes 
leuchtung - der englifchen Staatsverfafung, und allge 
meine Bemerkungen über England und die Engländer, 
ir Band in’ 2 Theilen. In Bde. erfter Theil, Leipz. 
1821. 8. (Falt fagt darüber in der Vorrede zu 
Th. 1 von der Meberfenung des Blackſtone's Handb. 
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des engl. Rechts, S. V: „Das Buch feheine nur in 
der Abſicht gefchrieben: zu feyn, damit, wenn die Heilig— 
fprechung Englands verfucht werden follte, der advoca- 
tus diaboli nidyt fehlen möge.) - 

Sohn Ruffel, Gefchichte der englifchen Regierung 
und Verfaffung 'von Heinrichs 7 Regierung an bis 
auf die neuefte Zeit. Aus dem Engl. nad) der in 
bedeutend vermehrten Ausgabe überfeßt von D. D. 8. 

„Kritz. Leipz. 1825. 8. 

v. Staels Hoylfein,- Über die Verfaffung, 
Verwaltung und den politifchen Gemeingeift Englands, 
Ber Sranz. von D. 8. Herm. Scheidler. ‚Jena, 

Geo. Philipps, englifche Reiches und Nechtöges 
fhichte feit der Ankunft der Normannen im 5. 1066, 
nach Ehrifti Geburt. Th. 1. Berlin, 1827, 8, 

Seo. Euftance, gedrängte Darftellung der englifchen 
Staatsverfafung. Aus dem Engl. nad) der dritten Aus— 
gabe in das Teutſche Überfegt. Braunſchw. 1827, 8, 

Außerdem: Buchholz, über die englifche Vers 
faffung, im Journale Teutſchland, 1819. July, 

— Europ. Annalen, 1815, Th. 1. S. 391. — 

Hermes, St. XIII. ©. 17 f. — Murhards 

polit. Annalen, Sr Band, 48 Heft. — Oppoſitions⸗ 

‚blatt, 1818, N. 40. ©. 316. — beſonders aber 

die beiden bereits Cin der Staatskunſt, Th.1, 

©. 412) angeführten Werke von Bentham (Tactif, 
oder Theorie des Gefchäftsganges in deliberivenden 

Volksitändeverfammlungen. Erlangen, 1817, 8.) und 

Sefferfon Gandb. des ——— Berl. 

1819. 8.) 


* 


| 30, 

2) Nordamerifanifcher Bundesftaat. 
a) Gefchichtliche Einleitung in die Entftehung und 

Fortbildung der nordamerifanifchen Verfaffung. 


Bald nach Coloms Landung auf den Antillen im 
Sahre 1492. wurden die Küftenländer Nordamerika's, 


\ 
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namentlih Newfoundland von Britten, los 
rida von Spaniern, und Canada von Franzofen 
entdeckt; allein erft feit der Regierung der Königin. 
Elifaberh von England ward, als Kolonie, Vir— 
ginien, und unter ihrem Nachfolger Jacob 1 
Dennfylvanien von Dritten, fo wie (1608) 
Duebed von Franzofen begründet, Selbſt Nie: 
derländer fiedelten ſich (1615) an der Mündung 
des Hudfonsfluffes an.. Sie vertrieben in der Folge . 
die Schweden (1655) von da, die mit derfelben 
Abficht der Anfiedelung an den nordamerikanifchen 
Küften erfchienen, wurden aber bald darauf (1664) 
felbft aus Neubelgien von den Britten verdrängt, 
welche dieſe Kolonieen (Fort Amfterdam und Fort 
Drange) in die Provinzen New- 2) ork:und News 
Jerſe y umwandelten. 

Wenn alſo auch die Bewohner der nordameri— 
kaniſchen Kolonieen aus mehrern europaͤiſchen Voͤl— 
kern zuſammenſchmolzen; ſo behaupteten doch bald die 
Britten das politiſche Uebergewicht in jenen Gegen: 
den. Beſonders ſchmaͤlerte der Friede zu Utrecht 
vom Jahre 1713 durch die Abtretung Akadiens 
( Neuſchottlands), noch mehr aber der Fkiede zu 
Verſailles vom Jahre 1763 die franzoͤſiſchen und 
ſpaniſchen Beſitzungen in Nordamerika, ſeit Canada, 
Cap Breton und Florida an England uͤberlaſſen 
worden waren. J 

Obgleich alle dieſe Kolonieen ſeit der Zeit ihrer 
Begruͤndung im Ganzen bedeutende Freiheiten und 
Vorrechte durch ſogenannte Charten genoſſen, 
deren fie auch zu ihrem Aufbluͤhen bedurften; fü hat— 
ten doch. durch Eonigliche Freiheitsbriefe (von 
Karl?) Rhode-Island (1663) und Connecti- 
cut (1674) unter alten beittifchen Kolonieen die groß- 
St. W. ate Aufl. IV. I2; ° | 
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ten Vorrechte, weshalb auch beide, nach der errunge⸗ 
nen Selbfiftändigfeit im Jahre 1783, auf diefe Freie 
heitsbriefe ihre neue Staatsverfaſſung gründeten, 
Uebrigens ward der Drud der brittifchen Navigas 
tionsacte in Nordamerika fo lange weniger gefühlt, 
als die eigenen Erzeugniffe der Kolonieen noch nicht 
fo bedeutend fich vermehrten, daß fie in Großbritanz 
nien allein nicht mehr abgefeßt werden konnten, übers 
haupt fo lange die mildern Grundfäße von Seiten der 
brittifchen Regierung beibehalten wurden, welche der 
in einem Handelsſtaate erzogene und gebildete Wils 
helm 3 (1689) in Hinficht der Kolonieen auf den . 
“brierifchen, Thron mitgebracht hatte, 

As aber Großbritannien, nach dem DVerfailler 
Frieden, feit 1765, um die altbrittifchen und die neu— 
erworbenen Kolonieen befjer für das Mutterland zu 
benugen, ein höheres Befteuerungsfnftem in denfelben 
verfuchte; da regte ſich der Geift der Unzufriedenheit 
in den Kolonieen, der, bei der wechjelnden Politif;der 
brietifchen Minifter in Hinficht der Kolonien, und 
bei der Befchranfung ihres Handels mit dem Aus— 
Lande, immer höher gefteigert, und felbft von der Oppo= 
fition. im brittiſchen Parlamente gebilligt ward. 

Die mehrjährig gen Zwifte der Kolonieen mit dem 
- Mutterlande gingen im Jahre 1774 in Thaͤtlichkeiten 
über, und bewirkten, daß (4. Sul. 1776) dreizehn 
Pr ovin jen — Rewhampfbire „Maſſachuſetts, 
Rhode-Island, Connecticut, New-Nork, Rew 
Jerſey, Pennſylvanien, Delaware, Maryland, Vir⸗ 
ginien, Georgien, Nordcarolina und Sübcarolina — 
für unabhängig fich erklärten, Auch gaben diefe 
Provinzen fich allmählig, auf die Unterlagen ihrer bis— 
herigen Verfaffungs = und OR be: 
fondere VBerfaffungen, 
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Der Eräftige Geiſt der nach republikanjſcher 
Selbſtſtaͤndigkeit ſtrebenden Kolonieen; die beſonnene 
und umſichtige Leitung ihres Kampfes durch den gro⸗ 
Ben Washington; die Unterftüßung, welche fie 
von Frankreich und Spanien — aus verjährter Eifer: 
fucht auf Großbritannien — erhielten, nachdem beide 
Mächte (ohne Ahnung der Folgen diefes Schrittes für 
ihre eigenen amerifanifchen Kolonieen) bereits im J. 

1778 die Unabhängigkeit der vereinigten Staaten an= ' 
erkannt hatten; die Fehler der brittiſchen, nach Ame- 
rifa gefandten, Generale, fo wie die politifchen Miß— 
griffe der brittiſchen Minifter während des fiebenjähri= 
gen Kampfes, bewirften (1783) im Frieden zu Paris 
die Anerkennung der Unabhängigkeit der 
13 vereinigten Provinzen von IENLEN 
Öroßbritanniens. | 


— 


31. 
Fortſettz ung. 


Nach dieſer errungenen Selbſtſtaͤndigkeit be⸗ 
durfte der nordamerikaniſche Bundesſtaat einer 
gemeinſamen Verfaſſung, weil der Congreß 
bis dahin nur der Mittelpunct fuͤr die diplomatiſchen 
Verhaͤltniſſe mit dem Auslande geweſen, die politi— 
ſche Einheit des geſammten Bundesſtaates aber noch 
nicht geſtaltet, ſondern blos von jedem einzelnen 
Staate ſeine innere Form verfaſſungsmaͤßig begruͤn— 
det und ausgepraͤgt worden war. — 

Verſchieden von dieſen beſondern Verfaſ— 
ſungsurkunden der einzelnen Staaten, erſchien daher 
am 17. Sept. 1787 die allgemeine Verfaſſung 
der nordamerikaniſchen Staaten, durch welche die 
einzelnen Staaten ihrer ‚Souvegainetät in allen 

123 
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den Fällen entfagten, welche die äußern politi⸗ 
ſchen Verhaͤltniſſe betrafen, und dieſelbe auch in meh⸗ 
rern wichtigen Gegenſtanden der innern Regierung | 
beſchraͤnkten, ‚indem fie die Seitung des Ganzen einer 
Unionsregierung in zweien Kammern, mit 
einem, auf vier Jahre gewählten und mit der voll- 
ziehenden Gewalt befleiveten, Prafi identen übers 
trugen. 


Viel war in dieſer allgemeinen Verfaſſung des 
neuen Bundesſtaates der brittiſchen Verfaſſung nachge⸗ 
bildet, beſonders in Beziehung auf die Theilung der 
geſebgebenden, vollziehenden und richterlichen Ge— 
walt; allein Mehreres geſtaltete ſich auch auf ameri— 
kaniſchem Boden unter oͤrtlichen und zeitgemaͤßen 
neuen Formen. Vieles mußte, wegen des repu— 
blikaniſchen und wegen des foͤderativen Cha⸗ 
rakters der vereinigten Staaten, ein ganz anderes Ge— 
präge erhalten, als auf den brittifchen Infeln. Nicht 
richtig wird der politifche Charakter der Bundesvers 
- faffung als demofratifch bezeichnet; er ift viel- 
‚ mehr vepräfentativ. Dies gilt eben fo von ber 
Foͤderalregierung des Ganzen, wie von den Special— 
regierungen der einzelnen Provinzen, weil die ſou— 
veraine Gewalt zwar dem Volke beigelegt, nicht 
aber durch daſſelbe unmittelbar, ſondern durch 
Uebertragung ausgeuͤbt wird, Als nachtheilig 
ward es in neuerer Zeit betrachtet, daß theils bie, 
zweite Kammer des Congreſſes zu drei Viertheilen 
aus Advocaten beftand, theils auch in der Gefetzge— 
bungsbehoͤrde der einzelnen Staaten meiftens Advoca⸗ 
ten fißen. 


Entſchieden war e8 von großem Einfluffe auf die 
- Befeftigung des neuen politischen Charakters des nord⸗ 
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amerikaniſchen Bundesſtaates, daß der Begruͤnder, 
Vertheidiger und Retter dieſes Freiſtaates, Wa s- 
hington, zwoͤlf Jahre hindurch nach erkaͤmpfter 
Unabhängigkeit und Selbſtſtaͤndigkeit, als dreimal 
auf vier Jahre gewählter Präfident an der Spiße deſ— 
felben ftand, bis er im höhern Alter (1797) ins Pri- 
vatleben fich zurüdzog, und mit der Achtung zweier 
Erdtheile (1799) ftarb. 
.- Da übrigens in der Gefammtverfaffung des 
Bundesſtaates feine beftimmte Zahl der einzel- 
. nen, zu ihm gehörenden, Staaten feftgefeßt worden 
ift; fo hat der Kongreß das Recht, Diejenigen einzel= 
nen Gebiete als felbfiftändige Staaten in die Mitte 
der bereits beftehenden aufzunehmen, welche die des— 
Halb feftgefegte Bevölferungszahl erreicht haben. Cs 
giebt nämlich drei Abftufungen, nach welchen die fo= 
genannten Territoria allmählig zur Selbftftändig- 
Feit eines befondern Staates in der Union gelangen. 
Der erfte Schritt dazu iſt die Errichtung einer 
landregierung (territorial government); ver 
zweite, fobald dem vom Congreſſe ernannten Gou— 
verneur des Gebietes eine Bolfsverfammlung 
zur Geite tritt. Dis dies gefchieht, hat der Statt— 
halter, nebft den Richtern des oberften Gerichtshofes, 
die gefeggebende Macht; dann aber geht diefe 
auf die Volksverſammlung über, welche, wenn der wer= 
dende Staat bis auf 5000 weiße freie Männer anges 
wachſen ift, höchftens aus neun gewählten Kepräfen- 
tanten beftehen kann. Der dritte Schritt ift erft mög- 
lich, wenn die Zahl der freien Männer, ber 25 Jahre 
alt, bis auf 60,000 geftiegen ift. Diefe Bevoͤlke— 
rungszahl berechtigt theils zur Aufnahme in die Union 
als befonderer Staat; theilg fich, als folchem, 
eine eigene VBerfaffung zu geben, und in ber 
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Mitte des Staates eine felbftftändige Regierung deſ— 
ſelben (state government) zu bilden. 

. , Unter diefen Bedingungen find bereits feit 1783 
zwölf neue Staaten in den allgemeinen Bund aufges 
nommen worden: Vermont, Tenneffee, Kens 
tucky, Ohio, Louiſiana, Indiana, Miſſi— 
ſippi, Juͤlinbis, Maine, Alabama, M if 
fouri und Michiga n. Außerdem beftehen noch 
fünf Territoria: das Nordweſt-Gebiet, Ars: 
Fanfas, Miffouri, Dregan und Florida, 
welche, bei höher fteigender Bevolferung, das Recht 
der Selbftftändigfeit ebenfalls geltend machen wer— 
den. Der Diftrict Columbia, mit der Congreß— 
ſtadt Washington, getheilt in zwei Grafſchaften, ge= 
hört zu einem einzelnen Staate, fteht aber unter 
dem befondern Schuße der Union, — Kein Staat 
der neuern Zeit bat verhältnißmäßig fo fihnell feine 
Gefammtbevolferung fteigen ſehen, wie der nordanıce 
rikaniſche Bundesftaat, welche im Jahre 1783 etwas ' 
über 2 Millionen Menfchen betrug, und jeßt, mit 
Einſchluß von ungefähr 400,000 Indianern, auf 
mehr als 10 Millionen Einwohner angewachfen ift. 
Diefe wichtige politifche Erfiheinung wird erflärbar, 
theils aus der großen Fruchtbarkeit des früher nod) 
wenig angebauten Bodens; theils aus der Einwan⸗ 
derung vieler taufend Europäer; theils aus dem feit 
den Zeiten des franzöfifchen Revolutionskrieges bes. 
deutend erweiterten auswärtigen Handel; theils aus 
der zwedmäßigen Geftaltung der Verfaflungs» und 
Derwaltungsformen der einzelnen Staaten, fo wie” 
des, gefanmten Bundesſtaates: theils aus der 
glücklichen Wahl ausgezeichneter, umfichfiger, un 
eigennüßiger und Eräftiger Männer zur Wuͤrde des 
Präfidenten. 
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Verhaͤltniß der VBerfaffungen der einzel: 
nen Staaten zu der Öefammtverfaffung 
des Dundes,. | 


Jeder einzelne Staat hat feine befondere gefeß- 
gebende, vollziehende und richterliche Gewalt, wovon 
die beiden erften in einzelnen Staaten dach verſchie— 
denen Anfichten und Grundſaͤtzen geftaltet worden 
find. Jeder Staat ordnete feine innere Regierung 
und Polizei nach örtlichen Verhältniffen, wozu von 
‚den Repräfentanten die noͤthigen Steuern bewilliget 
werden, die aber nur auf eine Weife erhoben werben 
dürfen, wodurch Fein andrer Staat indirect mitbe- 
ftenert wird, Deshalb darf fein Staat, ohne Zu: 
ftimmung des Congreffes, die Aus - und Einfuhr mit 
Abgaben und Zöllen ‚belegen. Er darf fein Geld 
münzen, fein Papiergeld ausgeben, Eeine befondern 
Unterhandlungen mit andern Staaten eingehen u. ſ. w. 
Die allgemeine Befchagung aller Staaten geht vom 
Kongreffe aus, welcher gleichfalls über Handel, Minze, 
Manage, Gewicht, über Einwanderung und Einbür- 
gerung der Ausländer allgemeine Beftimmungen- er 
läßt. _ Zwar befißt jeder einzelne Staat die höchfte 
Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und Straffachen ; allein 
die richterliche Gewalt der Unionsregierung entſcheidet 
niche nur Uber die Streitigkeiten ‚der einzelnen Staas _ 
ten, fondern auch der Bürger verfchiedener Staaten, 
über alle Admiralitaͤts- und Seehändel, und uͤber alle 
Vergehungen gegen die vereinigten Staaten, Ein jeder 
einzelner Staat ift daher ein-abhängiger Theil 
des Bundesftaates, „welcher Jaber eine befondere ges 
feßgebende, vollziehende und richterliche Gewalt befißt, 
die zufanımen nur fo viel Mache in fich vereiniget, als 


184 Pofitives Staatsrecht.. 


erfordert wird, die Ordnung, Gicherheit, Ruhe und 
Wohlfahrt des einzelnen Staates zu erhalten und zu 
befördern, ohne dadurch die Nechte des gefammten 
Bundes zu beeinträchtigen *). | 


*) Die Verfaffungen der erften 13, und der beiden zunächft 
darauf in den Bund aufgenommenen Staaten (Ver— 
mont und Kentudy) fichen im vierten Theile 
der Ueberfegung von Dav. Ramſay's Gefchichte der 
amerikaniſchen Revolution nach den Acten des Congreſſes 

der vereinigten Staaten, von G. 8,5. Seidel (Berl. 
1795. 8.), welder Theil audy den befondern Titel 
führt: Die Staatsverfaffung der vereinigs 
ten Staaten von Mordamerifa — Pergl. 
Recueil des lois constitutives des colonies angloi- 
ses, confederees sous la denomination d’elats- 
unis -de ’Amerique septentrionale. a Philad! 

‚ 1778. 8. — The constitutions of the several 
independent states of America, by William 
jack: on. Lond. 1783. 8. — The constitutions 

of the several united states, with ihe Federal 
Constitution, by Mathew Carey. Philadel- 
- phia, 1792. — Constitutions des treize £lats- 
unis de l’Amerique. 2 Voll. Paris, 1792. 8 — 
The constitutions of tlıe united states of Ame- 
rica. Philadelphia, 1818. (ein Wert, das, wie das 
folgende, im europäifhen Buchhandel nicht aufzutreiben 
war.) — Laws of the united states of America 
from the 4 of March 1789 to tlıe 4 March 1815, 
arranged and published under the authority of 
an Act of Congress. 6 Voll: Philad. 1818 — 22. 
8. — Die Berfaffungen von 22 Staaten fiehen im 
öten und 6ten Theile der Sammlung von Dufau, 
Duvergier et Guadet. — Die Zeiten der 
Einführung bdiefer Verfaffungen und die Angabe der 
Duellenfammlungen, wo fie fiehen, vergleiche 
man $. 19, in der chronologifhen Ueberſicht. — Rob. 

Mohl, das Bundesſtaatsrecht der vereinigten Staaten 

von Nordamerika. Ih. 1. (Verfaſſungsrecht.) Stuttg. 
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Die Verfaſſungen der meiften einzelnen Staa—⸗ 
ten nähern fi) in den SHauptbeftimmungen einans 
der, befonders in Hinficht der Iheilung- der gefeß- 
gebenven , vollziehenden und richterlichen Gewalt, fo 
wie in der Uebertragung der gefeßgebenden Gewalt 
an den Senat und an das Hans der Kepräfentanten, 
und in der Uebertragung der vollziehenden Gewalt an 
einen frei gewählten Gouverneur; Dagegen finden fich 
viele Abweichnngen in einzelnen Beftimmungen 
(3. B. über die Dauer der Aemter; über die Summe 
des Vermögens, um wahlfähig zu fenn; über die 
Form der Wahl; über die Zahl der Senatoren und 
Kepräfentanten u. f.w.). Cinige derfelben haben Vie: 
les aus der brittifchen Verfaffung und aus den frühern 
Einrichtungen beibehalten, bevor fie zur Union zu= 
fammentraten; einige fpäter entftandene Staaten ha— 
ben dagegen ihre Verfaſſuug vollig neu geftalter, doch 
mit Nüdficht auf die Oefammtverfaffung des Bun— 
Desftaates, und mit Nachahmung der befondern Ver: 
faffung vdiefes oder jenes Bundesftaates. Go z. B. 
nähert fich die Derfaffung von New-Hampfhire 
der von Maſſachuſetks, dievon Tenneffee der 
von Kentudy, und dievon Louiſiana gleicht im 
MWefentlichen der von Tenneffee und Ohio. Nur 
die beiden Staaten Connecticut und Rhodeis— 
land gaben fich Feine neuen befondern DBerfaffungen, 
fondern behielten die in den Eoniglichen Freibriefen (für 
Connecticut vom %. 1674, für Rhodeisland 
vom Jahre 1663) bei, nach welchen bereits die geſetz⸗ 
gebende, vollziehende und richterliche Gewalt den Pros 


u. Tüb. 1824, 8. Auch vergleiche man meine „Staa; 
tenfyfieme Europa’s und Amerika's feit 
dem Jahre 1783.” Th.1. ©. 482 ff. 
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vinzen felbft überlaffen worden war, — was nach der 
Geſtaltung des Bundesftaates nur weniger Veraͤnde— 
rungen bedurfte. 

Unter den einzelnen Verfaſſungen iſt die von 
Maſſachuſetts, an welcher ver ehemalige Praͤſi— 
dent Adams befondern Antheil hatte, eine der voll- 
ftändiaften und ausgebildetſten. An der Spitze des 
Staates ftehet ein Gouverneur mit dem Titel 
‚Ercellenz, und ein Unter-Gouverneur mit dem 


Titel: his honour. Ihnen zur Seite ftehen neun. 


Käthe, aus den Senatoren gewählt durch vereinigtes 
Ballotement der Senatoren und Repräfentanten. Die 
gefeßgebende Gewalt beruht auf einem Senate ‚von 
40 Mitgliedern, die jährlich in den Diftricten ge— 
wählt werden, und auf dem Haufe der Kepräfentan- 
fen, deren jährliche Wahl nach den DOrtsbezirfen fo 
beftimmt iſt, ‚daß jede Ortfchaft einen Kepräfentauten 
wählen kann, in welcher wenigftens 150 fteuerbare 
Köpfe fich befinden. Die Wähler der Senatoren und 
KRepräfentanten müffen aber ein freies Eigenthum von 


3 Pfund Sterling Einkünften, oder von 60 Pfd. 


Sterl. Werth befigen. 

Am Staate Virginien übt ein jährlich er= 
wäßlter. Gouverneur die vollziehbende Gewalt, 
Ihm zur Seite ftcht ein Rath von acht Perſonen. 
- Die gefeggebende Gewalt ruht auf einem Senate 
von 24 Mitgliedern, welche aller vier Jahre erwählt 
werden,. und einem Haufe der Nepräfentanten, in 
welchem von jeder der 90 Grafſchaften des Staates 
zwei Stellvertreter erſcheinen, welche jährlich von allen 
Bürgern gewählt werden, die wenigftens 25 Morgen 
Sand mit Haus und Hof, oder ein Haus in einer 
Stadt befisen, 

Dagegen beruht in dem Staate Vermont, 


* J 


— 
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deſſen jetzige Verfaſſung im Jahre 1793 entſtand, die 
geſetzgebende Macht, ohne Senat, blos auf 
Einer Repräſentantenverſammlung, deren 
Mitglieder jährlich von allen freien männlichen Ein— 
wohnern, welche 21 Jahr alt find, gewählt werden. 
. Die vollziehende Gewalt: leitet ein: Oouverneur, 
ein Untergouverneur und ein Rath von 12 Mitglie— 
dern. Dabei hat die Verfaffung Bermonts noch: 
zwei Eigenthümlichkeiten: 1) daß Feine im Lande ges 
bohrne oder eingeführte mähnliche Perfon länger als 
bis zum erreichten 2i1ften Jahre, und Feine weibliche 
Perfon nach dem 18ten Jahre in SElaverei oder teib- 
eigenfchaft gehalten werden darf; und 2) daß aller 
fieben jahre ein Kath von 13 Kenforen gewählt 
wird, welche unterfuchen müffen, ob die Berfaffung | 
unverleßt geblieben ift; ob die Abgaben bezahlt und 
die öffentlichen Gelver zwedmäßig verwaltet worden 
find ; ob die Staatsbeamten ihre Pflicht erfüllt Haben, 
‚und die Gefeße gehörig in Ausuͤbung gebracht werden, 
- Diefe Cenforen find ermächtigt, nach ihrem Ermeffen 
‚ eine DBerfammlung nach zwei Jahren zufammen zu 
berufen, „um die Verfaffung durchzufehen and zu ver- 
| beffern. Ihre eigene Gewalt beſteht aber nur Ein 
Jahr. 
b Der Staat Pennſylvanien gab ſich im 
Jahre 1776 eine Verfaſſung, nach welcher, wie in 
der von Vermont, die gefeßgebenve Gewalt nur auf 
Einer Kammer beruhte; allein bei der neuen Geſtal— 
fung diefer VBerfaffung im Jahre 1790 ward die gefeß- 
gebende Gewalt zweien Kammern, einem Genate 
und einer Kammer der Kepräfentanten, zügerheilt, deren 
Mitglieder durch jährliche Wahl erneuert werden. — 
Auf ähnliche Weile, nur mit einzelnen Abweichungen 
in Hinficht der Wahlform und der Dauer ihres amt— 
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lichen Berufs, beruht die geſetzgebende Gewalt auf 
zwei Kammern: in New=- Hampfbire, Con: 
necticut, Rhodeisland, New-York, New: 
Serfey, Maryland, Delaware, Georgien, 
Nord: und Suüd-Carolina, Kentudy, 
Zenneffee, -Dbio, Louifiana, Indiana, 
Miffifippi, Illinois, Maine, Aoabama- 
und Miffouri. 

Im Gegenſatze der DVerfaffungen der einzelnen 
Staaten, beruht die Schwerkraft des ganzen Bundes- 
ftaates auf der Unionsregierung, welche aus 
einem gefeßgebenden Congreffe, aus einem Praͤ— 
fidenten mit der ihm übertragenen vollziehenden 
Gewalt, und aus einer,. von beiden Gewalten ange= 
ordneten, richterlichen Macht beſtehet. Zwar 
wird der Congreß aus zwei Kammern gebildet: dem 
Senate (mit zwei Mitgliedern aus jedem befon= 
dern Staate), und der Kepräfentantenfams 
mer; allein dieſe Einrichtung ift weniger eine Nach: 
bildung des brittifchen Parlaments, als eine noth— 
wendige Bedingung jeder republifanis 
fhben Staatsform. Denn der Senat (die’ 
erfte Kammer) leitee mit dem Präfidenten 
gemeinfchaftlih die vollziehende ‚Gewalt, 
Es bedarf nämlich der repräfentative Freiſtaat eben 
fo, wie die repräfentative Monarchie, einer Fräftigen 
vollziependen Macht. Weil aber der nordamerikani⸗ 
ſche Bundesftaat Feinen erblichen Präfidenten bat; 
fo koͤnnte derfelbe feine Macht, ohne verfaffungsmäßige 
Controlle, leicht bald aus Ehrbegierde, bald aus Lei— 
denfchaftlichFeit nach den ihr gezogenen Grenzen uͤber⸗ 
ſchreiten. Des halb iſt in der Berfaffung beftinmt, 
dag der Präfident eine große Zahl der Gefchäfte der 
vollziehenden Mache nur mie Zufiimmung Der 
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‚Mehrheitim Senate ausüben kann. Der ameris 
Eanifche Senat repräfentirt daher nur infoweit das 
Volk, als er den Präfidenten controllirt, und 
mit demfelbem vie vollziehende Gewalt bilder. 
Nach diefer-ihm eigenthümlichen Beftimmung hat der 
Senat des nordamerifanifchen Bundesftaates durch= 
aus Feine Aehnlichkeit mit den in Europa beftehenden 
erften Kammern, Oberhäufern, Keichsräthen und 
Herrenbänfen, — 


33. 


b) Politiſcher Charakter der allgemeinen 
Derfaffung des nordamerifanifhen Bun— 
desſtaates. 


Es gehört zu den befremdenden politiſchen Er— 
feheinungen, daß, bald nach der von Europa (1783) 
anerkannten Gelbftftändigfeit und Unabhängigkeit des 
neuen transatlantifchen Freiftaates, die Gährungen 
und Keibungen in feinem Innern felbft dem jungen 
Staate die Auflöfung drohten. Denn jeder einzelne 
Staat glaubte, bei der während des fiebenjährigen 
Kampfes fich gegebenen Verfaſſung, felbftftändig be— 
ftehen zu fonnen, ohne daß es einer allgemeinen 
Kegierung des gefammten Bunbdesftaates bedürfe, wie 
fie, in der Zeit des Krieges, von dem aus Einer 
Kammer beftehenden Kongrefje geführt worden war. 

Endlich bewirften, bei der immer höher fteigenden 
Unordnung, Zwietracht und bei der ungededten Schul- 
denlaft, mehrere Männer der amerikanifchen Freiheit 
— Mapdpifon, Franklin, King, Hamilton 
u.a. —, daß am 25: Mai 1787 zu Philadelphia, 
unter Washingtons Präfivium, ein Convent zu= 
fanmen trat, an welchem 12 Staaten (Anfangs mit 
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Weigerung Rhodeislands) Theil nahmen. Diefe 
Verſammlung vereinigte ſich über eine Derfaffung, 
welche am 17. Sept. 1787 ven vereinigten Staaten 
vorgelegt, allein Anfangs nur von neun Staaten. ans 
genommen ward. Diefe Verfaffung löfere die ſchwie— 
rige Aufgabe, Daß, unbefchadet der befondern Ver— 
faffung der einzelnen Staaten, eine gemeinfame 
Geſetzgebung- und eine gemeinfame volls 
zieheude und richterliche Gewalt für den. 
ganzen Bundesſtaat gelten ſollte. Dadurch 
ward der Congreß, gebildet aus den Abgeordneten 
aller Staaten, der Mittelpunct des innern und 
äußern Staatslebeng, indem er eben fo über 
die höchften Angelegenheiten des Bunvdesftaates im 
Innern entfüied, wie er dem Ganzen eine poli— 
tifche. Stellung nach außen gab, daß es dem 
Auslande nun möglich ward, ‚mit einem feften ame— 
rifanifchen Staatsförper zur unterhandeln. Zugleich) 
ward ver Kongreß, der bis dahin nur aus- Einer 
Kammer beftanden hatte, durch die Weisheit der 
amerifanifihben Öefeßgeber, in zwei Kammern — 
in die des Senats und die der Abgeordneten — ge— 
theilt, und an die Spiße der vollziehenden Ge—— 
walt ein auf vier Sabre gewählter Praͤſident geſtellt. 
So zwedmäßig und mit hoher Umficht berechnet 
diefe Verfaffung war; fo traten Doch Die einzelnen ' 
Staaten nur allmählig, und manche nicht ohne hart: 
naͤckigen Widerfpruch, der Bundesverfaffung bei, welche 
der Longreß (13. Sept. 1788) fir angenommen von 
der Mehrheit der Staaten erklärte, worauf am 4, 
Maͤrz 1789 der neue Congreß eröffnet ward und die 
neue Verfaffung ins oͤffentliche Leben trat. Doch er: 
bielt die Verfaſſungsurkunde, mit Beruͤckſichtlgung der 
Wuͤnſche und Forderungen der einzelnen Staaten, noch 
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(1789) zehn Zufaßartifel, welche von dem 
Congreſſe fpäter (1794 und 1800) noch durch zwei 
vermehrt wurden. — Die Bundesverfaffung 
ift, nach ihren Grundbeftimmungen, ein Vertrag, 
“welchen die damals beftehenden 13 felbftftändigen 
Staaten, im Namen des Volkes *) der ver 
einigten- Staaten, abfchloffen und einführten, 


a) Geſetzgebende Gewalt 
(Allgemeine Beftimmungen,) 


Die gefesgebende Gewalt ift einem Con: 
greſſe der vereinigten Staaten anvertraut, der aus 
einem Senate und einem Haufe der Repraͤſen— 
tanten befteht. - 

A) Die Mitglieder des Haufes der Keprä« 
fentanten werben aller.zwei Jahre von dem Volke 
der verfchiedenen Staaten gewählt. Sie müffen 25 
Sabre alt, 7, Jahre bereits Bürger der vereinigten 
Staaten, und Einwohner des Staates feyn, in 
welchem fie gewählt werden. - Die Zahl der Repraͤ— 
fentanten und die directen Steuern der einzelnen Staa: 
ten werden nach der Bevolferung vderfelben be= 
ftimmt, fo, daß ein Kepräfentant auf 30,000 Ein 
wohner gewählt wird, bis die Zahl der Repraͤſentan— 
ten auf hundert fteigt **). Hierauf foll der Kongreß 


*) So heißt es im Eingange: „Um eine vollfommene ‚Union 
zu ſchließen; um Gerechtigkeit und innere Ruhe zu bes 
feftigen; für die gemeinfame Vertheidigung zu forgen ; 
die allgemeine Wohlfahrt zu fördern, und ung, fo wie 
unfern Nachkommen den Segen der Freiheit zu erhalten, 
haben Wir, das Volk der vereinigten Stau 
ten von Amerika, verordnet und eingeführt u. f. m.’ 


++) Die folgende Beſtimmung iſt aus den Zufagartiteln 
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das Verhaͤltniß alfo anordnen, daß nicht weniger als 
hundert Nepräfentanten, und nicht weniger als Einer 
auf 40,000 gewählt werde, bis die Zahl der Neprä- 
fentanten auf 200 fteigt. Alsdann foll der Congreß 
das Verhaͤltniß alfo beftimmen, daß nicht weniger 
als 200 Repräfentanten, und nicht mehr als Ein 
Kepräfentant auf 50,000 Perfonen gewählt werde. 

Das Haus der Repräfentanten wählt feinen 
Sprecher und feine übrigen Beamten, Es ſteht 
ihm ausfchließend das Recht der Anklage gegen 
‚untreue Staatsdiener zu. 

B) Der.Senat wird gebildet aus zwei Se— 
natoren von jedem Staate (jebt aus 48 Indi⸗ 
viduen), welche die gefeßgebende Verſammlung jedes 
einzelnen Staates auf ſechs Jahre wählt. Cs wird 
aller zwei Jahre ein Drittheil des Senats durch Wahl 
erneuert, Jeder Senator muß 30 Jahre alt, I Jahre 
Bürger der vereinigten Staaten, und Einwohner 
des Staates feyn, von welchem er gewählt wird, — 
Der Bicepräfident der vereinigten Staaten ift 
Präfident des Senats, hat aber Feine Stimme, außer 
wenn die Stimmen im Senate gleich find. 

Dem Senate fteht das ausfchliegende Recht zu, 
jede Anklage gegen untreue Staatsdiener zu unter: 
fuchen. — Keiner kann verurtheilt werden, wenn 
nicht zwei Drittheile der gegenwärtigen Mitglies 
der fir dag Urtheil geftinnme haben. — 

(Befondere Beftimmungen.) 


Jeder einzelne Staat Fann Zeit, Ort und Art 
der Wahl der Re und Kepräfentanten beftim- 


zur Verfaſſung. — Seit dem J. 1822 wird auf 
40,000 Einw. Ein Repräfentant gewählt. Es giebt 
jetzt 212 Repraſentanten. 


/ 
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men; doch ſteht dem Congreſſe das Recht zu, Ver— 
fügungen deshalb durch ein Gefeg zu machen und zu 
“ verändern, mit alleiniger Ausnahme der Beftimmung 
des Ortes, wo die Senatoren gewählt werden. 

Wer irgend ein Amt in den vereinige 
ten Staaten befleider, kann, während 
diefer Dienftzeit, in feins der beiden 
Häufer gewählt werpen. 

Der Congreß foll ſich wenigftens einmal in jedem 
Sabre verfammeln, und zwar am erften Montage im 
December, — 

Jedes der beiden Haͤuſer richtet uͤber die Wahl 
und die Eigenſchaften ſeiner Glieder. — Zur Aus— 
ſtoßung eines derſelben gehoͤren zwei Drittheile der 
Stimmen. — 

Jedes Haus führt ein Tagebuch feiner Verhand— 
lungen, und publicirt dafjelbe von Zeit zu Zeit, aus— 
genommen, was nach feiner Beurtheilung geheim 
gehalten werden muß. | 
Keins der beiden Häuſer darf, ohne Zuftim- 
mung des andern, fich während der Sitzung des Con— 
grefies länger als drei Tage vertagen, | 

Senatoren und Repräfentanten erhalten Diäten 
aus der Schaßfammer der vereinigten Staaten, 

Kein Mitglied beider Häufer kann während der 
Sigungszeit des Congreffes und während der Hin - 
und Herreife zu und von demfelben — VBerrätherei, 
Felonie, oder Brechung des Friedens ausgenommen — 
verhaftet, oder je wegen feiner Reden und 
Streitigkeiten in beiden Häufern belangt 
werben. | - | 
.  MleAbgabenbills gehen v.on dem Haufe 
der Kepräfentanten aus; der Senat kann aber 

Et. W. ate Aufl. IV. 13 ü 


’ 
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Verbeſſerungen vorſchlagen, und wirft dabei auf Ahne 


liche Weife mit, wie bei andern. Bills, 

Jede Bill, welche pon beiden Häufern angenome 
men ward, foll dem Präfiventen vorgelegt werden , bee 
vor fie Geſetzeskraft erlangt. Billige er fie; fo foll er 
fie unterſchreiben; wo nicht, fo foll er fie, mit feinen 
Einwendungen, dem Hauſe zuruͤckſchicken, von wel— 
chem fie ausging. Diefes foll die Bill noch einmal 
erwägen. Stimmen , nach diefer zweiten Berarhung, 
zwei Drittheile dafür; fo geht fie, mit den Einwendunte 
gen, an das zweite Haus, um noch einmal erwogen 
zu werden. Wird fie hier von zwei Drittheilen gebilli= 
get; fo erhält fie Geſetzeskraft. Wenn der Präfident 
eine ihm vorgelegte Bill nicht binnen zehn Tagen zus 
ruͤckſendet; fo erhält fie Geſetzeskraft. 

Die Mitglieder beider Häufer ftimmen blos durch 
Ka und Nein; ihre Stimme wird in das Tagebuch 
jedes Haufes eingetragen, 

Der Congreß hat das Recht, Taren, Abgaben, 
Ampoften und Accife aufzulegen, Schulden zu bezah⸗ 
len, und für die gemeinfame Bertheidigung und Wohl- 
fahrt der vereinigten Staaten zu forgen; es müffen 
aber alle Abgaben, Impoſten und die Ace 
cife in den gefammten Staaten gleich fors. 
mig fenn. Der Congreß kann Anleihen machen; 
den Handel mit auswärtigen Völkern, unter den ver- 
fchiedenen Staaten, und mit den indifchen Stämmen 
anordnen; Kegeln für die Aufnahme von Fremden, und 
Geſetze über Vankerott⸗ vorſchreiben; den Werth der 
in- und auslaͤndiſchen Geldmuͤnzen, und Maas und 
Gewicht feſtſetzen; Poſtaͤmter und Poſtſtraßen anlegen; 
Schriftſtellern und Kuͤnſtlern fuͤr ihre Schriften und 
Erfindungen aufmunternde Privilegia auf gewiſſe 
Zeit ertheilen; Tribunale errichten; Krieg erklaͤ— 
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ren; Erlaubniß zu Kepreffalien ertheilen; über Kape- 
reien verfügen; Heere errichten und unterhalten (doch 
werden die Summen dazu nur auf zwei Jahre ange- 
wiefen); Flotten anlegen und unterhalten ; die Ge— 
fege über Errichtung einer Land- und Seemacht 
geben; die Miliz organiſiren, verſammeln, bewaff— 
nen und deren Diſciplin anordnen u. ſ. w. 

(Das Einbringen von Sklaven ward in der 
Verfaſſung nur bis zum Jahre 1808 verſtattet, 
aber eine Taxe fuͤr jede eingebrachte Perſon — bie 

. 10 Dollars — darauf gelegt.) 

Die Habeas-Corpus- Xcte wird blos im Falle, 
einer Rebellion, oder eines Angriffes auf * oͤffent⸗ 
liche Sicherheit ſuſpendirt. | 

Die vereinigten Staaten verleihen feinen 
Adelstitel. Es giebt Eeinen Unterfchied der Stände 
durch die Geburt. Kein Beamter der Staaten darf, 
ohne Einwilligung bes Congreffes, ein Gef ent, 
eine Begünftigung, ein Amt, oder einen 
Titel von irgend einem Könige, Fürften, oder aus— 
wärtigen Staate annehmen. 

Kein Staat darf für ſich in Bindniffe oder 
Verbindungen treten, Patente, Geldmünzen, Cre— 
ditbills austheilen, und, ohne Einwilligung des Gone 
greffes, Abgaben auf Einfuhr oder Ausfuhr legen, 
außer was fir die Ausübung feiner Aufliche darüber 
nöthig if. Kein Sfaat darf Krieg anfangen, wenn 
er nicht wirklich angegriffen wird. Der reine Ertrag 
aller Abgaben von Einfuhr und Ausfuhr fließt in die 
Schatzkammer der vereinigten Staaten, 


ß) Vollziebende Gewalt. 


Diorie vollziehende Gewalt ift einem Präfiden- 
ten übertragen, der, wie der Bicepräfident, 
13 * 
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auf vier Jahre gewählt wird. — Die Wahl 
gefchieht in den einzelnen. Staaten nicht vom Volke 
felbft, fondern durch fo viele Wähler, als der Staat 
Senatoren und Kepräfentanten zum Congreffe fchidt ; 
doch fo, daß unter den Wählern felbft Fein Sena- 
tor, Fein Repräfentant und fein Beamter der ver— 
einigten Staaten fich befinden darf, Die Verzeich- 
niffe der gewählten Perfonen werden dem Gongreffe 
zugefandt und vom Prafidenten, in Öegenwart des 
Senats und der Kepräfentanten, eröffnet. Wer die 
meiften Stimmen erhalten hat, wird Präfident; 
wer nach ihm die großte Anzahl der Stimmen be= 
kommt, Vicepräfident. — Der Präfident muß 
35 Kahre alt, und 14 Jahre hindurch Bürger der ver- 
einigten Staaten gewefen ſeyn. 

Wenn der Prafivent- von feinem Amte entferne 
wird, ftirbt,, es niederlegt, oder unfähig wird, es 
‚zu verwalten; fo übernimmt der DVicepräfident veffen 
Geſchaͤfte. Sollte aber auch einer dieſer Fälle bei 
dem. Bicepräfidenten fich ereignen ; “fo erklärt der Con— 
greß durch ein Geſetz, welcher Beamte die Stelle des 
Präfidenten vertreten fol! Er verwaltet diefes Amt, 
bis der Eigentliche des Amtes wieder fähig geworden, 
oder ein neuer gewählt ift. 

Der Sahresgehalt des Präfidenten beträgt 25,000 
Dollars, des Vicepräfidenten 5000 Dollars. 

Der Praͤſident ift Oberbefehlshaber des 
Heeres und der Flotte der vereinigten Staaten, 
und der Miliz der einzelnen Staaten. — Er kanu 
die Strafen fuͤr Vergehungen gegen die vereinigten 
Staaten mildern oder erlaſſen, nur nicht im Falle 
der Anklage gegen die Slaatsverwaltung. — Er 
hat das Recht, mit Rath und Einwilligung 
des Senats, Verträge und Buͤndniſſe zu 
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fhließen, Sefandte, Confuln, die Richter 
des Dbergerichts, und alle übrige Civil: 
und Militair- Beamte der vereinigten Staaten 
zu. ernennen. Der Präfident empfängt Gefandte und 
andere öffentliche Minifter; auch ruft er den Congreß 
jährlich zufammen. Alle öffentliche und Staatsacten 
muͤſſen von dem Präfivdenten und dem Gtaatsfecretair 
unterzeichnet ſeyn. 
Der Präfivent, Vicepraͤſident und alle Civil- 
beamte der vereinigten Staaten Eonnen auf Anklage 
und Ueberführung der Verrätherei, Beftechung, oder: 
andrer großer Verbrechen, ihres Amtes entfegt 
werden. - Au 


y) Kichterliche Gewalt, 


Die richterliche Gewalt ift einem Oberge— 
richte, und ben niedern Gerichten übertragen, 
die der Kongreß von Zeit zu Zeit anordnen wird. Alle 
Richter behalten ihr Amt, fo lange fie e8 gut ver- 
walten. on 

In allen. Fällen, welche Gefandte, oder öffent: 
lihe Minifter und Confuln angehen, oder woran ein, 
ganzer Staat Antheil hat, foll das Dbergericht die 
Öerechtfame ausüben. 

Alle Procefje gegen alle Arten von Verbrerhen, 
mit Ausnahme der gegen die Staatsverwaltung, wer: 
den durch Geſchworne entfchievden. Der Proceß 
muß in dem Gtaate geführt werden, wo dag Ver: 
brechen begangen worden ift. —— | 

(Verraͤtherei gegen die vereinigten Staaten 

befteht darin, wenn Jemand Krieg gegen fie erhebt, 
oder ſich mit ihren Feinden verbindet, oder die— 
fen Hülfe leiftet. Nur durch eignes Eingeftänd: 
niß im offenen Gerichtshofe, oder Durch zwei Zeus: 


— 


- 
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gen der offenbaren That, Fann jemand der Vers 
vätherei überführt werden. — Bei Strafen gegen 
Verrath, welche der Congreß beftinme, kann 
Güterconfifcation nur auf sebengzeit des 
Derurtheilten verfüge werden.) 


.d) Allgemeine Beftimmungen, 


Die Bürger eines jeden einzelnen Staates find 
zu allen Privilegien und Rechten der Bürger der uͤbri— 
gen Staaten berechtigt. 


Der Congreß kann neue Staaten in die 
Union aufnehmen. Es Eanıı aber fein neuer Staat 
innerhalb der Gerechtfame eines. andern Staates er= 
richtet werden; fo auch nicht durch Vereinigung zweier 
oder mehrerer Staaten, oder einzelner Theile einiger 
Staaten, ohne Einwilligung der gefeßgebenden Ge— 
walt der dabei betheiligten Staaten, fo wie des 
Congrefles. 

‚ Die vereinigten Staaten garantiren jedem 
Staate des Bundes eine republifanifche 
Kegierungsform. Gie fihüsen jeden verfelben 
gegen Angriffe, und auf Anfuchen feiner Geſetzgebung, 
oder, wenn dieſe nicht zuſammenberufen werden koͤnnte, 
der aubůbenden. Gewalt, gegen einheimiſche Gewalt⸗ 


thaͤtigkeit. 


Wenn zwei Drittheile beider Haͤuſer es für 
nöthig finden, fol der Kongreß Verbefferuns 
gen diefer Verfaffung vorfchlagen. 

Der Präfident und Vicepräfident, alle Sena⸗— 
toren. und NXepräfentanten, die Mitglieder der ver— 
fchiedenen Gefeßgebungen der Staaten, und alle aus— 
übende und richterliche Beamte fowohl der vereinigten 
als der einzelnen Staaten, leiften ven Verfaffungs: 
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eid; nie aber foll.ein Keligionseid zur Fähigkeit 
zu irgend einem Amte gefordert werden. | 

Der Congreß foll nie ein Gefes geben *), wos 
durch eine Religion zur herrſchenden erklärt, 
oder die freie Ausuͤbung einer andern verboten, ober 
wodurch die Freiheit im Reden und die Preß— 
freiheit, oder das Recht des Volkes, firh friedlich 
zu verfammeln, und Der Kegierung Petitionen wegen 
Abftellung von Mißbrauchen zu überreiihen, ver= 
mindert würde, { 

Da eine gut geordnete M ii zur Eicherheit eines 
‘ SFreiftaates nothwendig ift; fo muß Das Recht des 
Dolkes, Waffen zu Haben, und fie zu tras 
gen, unverleßt bleiben. , 

Nie foll in Friedenszeiten ein Soldat in irgend 
ein Haus, ohne Einwilligung des Eigenthuͤmers, ein 
quartirt werden; im Kriege aber auf die im Ges 
feße vorgefchriebene Art. 

Das Kecht des Volkes, feine Perfon, fein 
Haus, feine Papiere und fein Figenthum 
gegen jedes ungerechte KEinzieben und 
Durbfuchen gefichert zu willen, fol nicht verlegt 
werden. Nur dann kann ein Befehl dazu ertheilt 
werden,“ wenn fich die VBeranlaffung Dazu auf einen 
Eid, oder eine Verficherung an deffen Statt grün 
det; auch muß ein folcher Befehl den zu Durchfuchen= 
den Drt und bie einzuziehenden Perfonen gen au 
bezeichnen. 

Es ſoll Niemand verpflichtet ſeyn, gegen eine 
Capitalbeſchuldigung, oder jede entehrende Anſchul⸗ 
digung ſich zu vertheidigen, wenn er nicht vor dem 


*) Von hier an find die folgenden Beſtimmungen aus dem 
ſpaͤtern Anhange zur Verfaſſung. 
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großen Geſchwornengericht angegeben oder 
angeklagt worden ift; ausgenommen die Zeit öffent: 
- licher Gefahren, oder die Krieggzeit für die land = und 
Seetruppen und für die Miliz. 

Beei jedem peinlichen Procefje foll der Angeklagte 
fowohl das Recht haben, fehnell und öffentlich durch 
unpartheüfche Gefchworne aus dem Staate und dem 
Diftricte, wo das Verbrechen begangen worden ift, 
gerichtet zu werden; als auch von ver Befchaffen- 
heit und der Urfache der Klage unterrichtet, mit 
den Zeugen gegen.ihn zugleich verhört zu werden, und 
einen Befehl zu erhalten, Zeugen für fich vorzuladen, 
und einen Advocaten zu haben. | 

Die Rechte, welche die Verfaffung den vereinigs 
ten Staaten nicht Überträgt, oder Die fie den Staa— 
ten nicht unterfagt, find den einzelnen Staa— 
ten oder dem Volke vorbehalten, 


- 


34. 
3) Franfreid. 


a) Gefchichtliche Einleitung in die Entftehung und 
Fortbildung der Verfaſſung Frankreichs. 


a) Die Berfaffung von 1791. 


Noch nie fah die Gefchichte das Schaufpiel, 
dag Einem Staate binnen 23 Jahren fechs vers 
fibiedene Berfaffungen, als Grundgefeße ſei— 
nes innern Lebens, _gegeben wurden. Dies war 
der Fall in Frankreich in den Jahren 1791 — 
1814, Die Gefchichte des europäifchen Staaten— 
foftems hat die Aufgabe, die Verhaͤltniſſe nach— 
zuweifen, unter welchen diefe verfchiedenen Verfaſſun— 
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gen gegeben wurden; das pofifive Staatsrecht aber 
gedenkt der frühern, bereits wieder erlofchenen, 
Verfaffungen Frankreihs nur in Eurzen Umriſſen, 
um die gegenwärtig als Grundgeſetz beftehende 
nach ihrem Inhalte und politifchen Charakter aufs 
zuftellen. Ä 


Die erfte Verfaffung Franfreihs ward von der 


erften Nationalverfammlung, nach dem Umfturze des 
Lehnsſyſtems am 4. Aug. 1789, bearbeitet, am 3, 
Sept. 1791 dem Könige $udwig 16 vorgelegt, und 
von diefem am 14, Sept, in der Mitte der National: 
verfanmlung befchworen. Hatte man gleich bereits 
früher in Srankreich die Verfaffung Großbritanniens, 
nah Montesquien’s Vorgange, hoch gefeiert, und 
beabfichtigten namentlich mehrere einfichtsvolle Mitglie— 
der der erften Nationalverfammlung eine Verfaſſung 
mit zwei Kammern; fo hatte doch die erfte Verfaffung 
Frankreichs mit der brittifchen nur theilweife Aehn— 
lichkeit, und namenelich-unterfchied fich die franzöfifche 
dadurch wefentlich von der brittifchen, daß fie die — 
durch Rouffeau’s Schriften beftimmter ausgeprägte, 
und in dem amerifanifchen Bundesftaate im öffentlichen 
Staatsleben verwirklichte — Lehre von der Volks— 
fouverainerät an die Spitze ftellte; daß fie die 
Zheilung der Repräfentation in zwei Kammern vermied, 
und Daß fie den König von der Initiative der Geſetze 
vollig ausſchloß. Nach ver ftrengen Theorie von der 


Theilung der drei Öewalten, ging diefe erfte Verfaſ⸗ 


fung Frankreichs von dem Örundfaße aus, daf die 
Volfsfonverainetät durch Uebertragung ausgeuͤbt 
werde, Daß aber auch die in der Souverainetät ent: 
baltenen Rechte ſcharf von einander getrennt, und 
deshalb die gefeßgebende, vollziehende und 
richterliche Gewalt genau unterfchieden werden 
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müßten. Daher beruhte, nach dieſer Verfaflung , die 
gefeßgebende Gewalt auf der, aus der Mitte des 
ganzen Volkes auf zwei Jahre in den Urverſammlun— 
gen gewählten, Nationalverfammlung (745 
Volksvertreter, nach der Kintheilung des Keiches in 
83 Departemente), die in Einer Kammer zufams 
mentrat; die vollziehen de Gewalt aber auf dem 
Könige, doch nur mit einem fufpenfiven Veto, 
fo daß er einem Befchluffe der Neprafentanten in zwei 
Derfammlungen vderfelben feine Zuftimmung verfagen 
Eonnte, daß aber bei der Wiederhohlung veffelben 
Befchluffes in der dritten, diefer, auch ohne feine 
Einwilligung, Gefeßeskraft erhielt. Der König war 
Oberhaupt ver Land- und Seemacht; von ihm follten 
die Gefandten im Auslande, die Befehlshaber der 
Heere und Flotten ernannt, und die gefammten aus— 
wärtigen Berhältniffe geleitet werden. Seine Perfon 
ward für heilig und unverleslich nnd die Krone 
für erblich im männlichen Stamme des regierenden 
Haufes, nach dem Rechte der Erftgeburt, erklärt; 
ale Verantwortlichkeit fiel auf die Minifter. 
Die Freiheit der Preffe ward ansgefprochen ; doch mit 
Vorbehalt der Verantwortung für den Mißbrauch 
diefer Freiheit in den durch das Geſetz beftimmten 
Fällen. Die Befteuerung follte, nach dem Verhäfts 
niffe ihrer Vermoͤgensumſtaͤnde, für alle Bürger 
gleich fern. Kein Bürger durfte angeklagt, in Vers 
haft genommen, und gefangen gehalten werben, als 
in den durch das ©efes . beftimmten Fällen. Zu 
Staatsämtern eigneten nur Tugenden und Talente. 
Die Staatsbürger wurden berechtigt, die Diener ihres 
religiofen Cultus felbft zu wählen. Es follten Nas 
tionalfefte eingeführe, Anftalten für Kranke, Ber: 
armte, und für verlaſſene Kinder errichtet, und eine 


— 


Srankreih. 203 


öffentliche Erziehung organifirt werden. Die Richter 
wurden für nnabhängig und unabfesbar erklärt; -fie 
follten vom Volke erwählt, vom Könige durch offene 
‚Briefe eingefegt werden, und das Recht umfonft 
fprechen. Es wurden Friedensrichter, für Cri— 
minalfäle Gefhwornengerichte, und ein Cafs 
fationshof feftgefegt, fo wie Nationalgarden 
errichtet. Alle Verhandlungen der Nationalverfamm= 
lung und der Gerichte follten öffentlich ſeyn. — 


35. 
3) Die Verfaſſung von 1793. 


Dieſe erſte Verfaſſung Frankreichs ward erſchuͤt⸗ 
tert, als nach dem Angriffe auf die Tuillerien (10. 
Aug. 1792) die koͤnigliche Gewalt fufpendire 
ward. Kaum war die dritte Nationalverfammlung 
im fogenannten Nationalconvente (21, Sept. 
1792) zufammengetreten; fo ward von ihm Frank» 
reich für eine Republik erklärt, und die ewige Ab- 
Schaffung des Koͤnigthums ausgefprochen. Des Kö: 
nigs Haupt fiel (21. San. 1793) unter der Guilloting, 
Eine neue, die zweite, VBerfaffung, entworfen 
von Heraultde Sechelles, und unterzeichnet von 
Collot d' Herbois als Präfident des Natignalcons 
vents, ward am 24. Sun, 1793 angenommen. Gie 
ging, wie die erfte,-von der Souverainetät des 
Volkes aus, und war. vollig demofratifch, mit 
Ausfchließung jeder monarchifchen Form, und mit 
der Aufftellung der Lehre, daß das Volk, und jeder 
Theil ‚des Bolkes ‚zue Infurrection verpflichtet 
wäre, fobald die Negierung Die Nechte des Volfes 
verlegte. Das ſouveraine Volk follte in ven Urver— 
ſammlungen feine Nepräfentanten, auf 40,000 
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Einwohner Einen, wählen. Die Zahl der National- 
repräfentation richtete fich daher nach der Bevöͤlke— 
rung des Staates. Meben der gefeßgebenden Ver: 
fammlung , beftimmt, Geſetze und Decrete zu erlaffen, 
und alles offen eich zu verhandeln, follte ein Voll— 
ziehungsrath von 24 Mitgliedern beftehen, 
gewählt von der gefeßgebenden Verſammlung aus den 
Candidaten, von welchen aus jedem Departement 
durch Wahl Einer vorgefchlagen ward. ° Der Volle 
ziehungsrath follte die Aufficht und Leitung der Staats— 
verwaltung führen, die Minifter und auswärtigen 
Sefandten ernennen, die Derträge unterhandeln, 
zugleich aber verantwortlich für. die Nichtvoll= 
ziehung der Öefeße und Decrete der Nationalver: 
fammlung, und fir die Mißbräuche ſeyn, Die er nicht 
anzeige, Für die ganze Nepublik follten gleichformige 
bürgerliche und Straf = Gefeßbücher gegeben, und 
Friedensrichter, Geſchwornengerichte, ſo wie ein 
Caſſationshof errichtet werden. 

Allein bereits am 13. Aug. 1793 ward dieſe 
dritte Verfaſſung — bis zur allgemeinen Anerkennung 
der Unabhaͤngigkeit der Republik — ſuſpendirt, 
und eine revolutionaire Regierung in der Errichtung 
der beiden Ausſchuͤſſe des öffentlichen Wohls und der 

allgemeinen Sicherheit geftalter, weil der Kampf mit 
faft allen europäifchen Mächten, gleichzeitig mit dem 
Bürgerkriege im Innern, geführt werden mußte, 


36. 
y) Die Verfaffung von 1795, 


Nach den von den republifanifchen Heeren ers 
rungenen Siegen, und nach dem Sturze des blut= 
dürftigen Robespierre, dachte man an eine neue Ber: 


% 
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faſſung. Eilf Deputirte erhielten den Auftrag, ſie 
zu entwerfen; den Vortrag dieſes Entwurfes hielt 
(23. Sun. 1795) Boiſſy d' Anglas in der Mitte 
des Nationalconvents. Die neue dritte Verfaffung 
ward am 22. Aug. 1795 beendigt, am 23, Sept. 
als von dem Volke angenommen erklärt, und im 
Dctober eingeführt. _Sie beftand, als Grundgefeg 
der Republik Frankreich, vom October 1795 bis zum 
9, Nov. 1799, 

Sie trug, da fie, wle die beiden vorhergehenden _ 
Verfaffungen, von der Bolfsfouverainerät 
ausging, den demofratifchen Charakter, doch 
mit einigen Schattirungen von Ariftofratismus, Ihre 
Hauptfehler beftanden in der Wahl der Volksver— 
freter in den fogenannten Urverfammlungen, in 
dem Mangel eines bleibenden Körpers unter den 
höchften Staatsbehörden, und in der völligen Aus— 
fihliegung des Directoriums, als des Mittel- 
puncts der vollziehenden Gewalt, von dem Antheile 
an der nitiative der Geſetze. 

Nach diefer Verfaſſung hatten alle franzöfifche 
Bürger das Necht, an den Urverfammlungen 
Theil zu nehmen. In diefen Urverfammlungen der 
Santone wurden die Glieder der Wahlverfammlungen, 
die Friedensrichter und deren Beiſitzer, und die Praͤſi— 
denten der Municipalverwaltung jedes Cantons und 
jeder Gemeinde über 5000 Einwohner, fo wie in den 
Wahlverfammlungen die Glieder des gefeß- 
gebenden Körpers, des Laffationshofes, die Ges . 
fehwornen, die Departementsverwalter, die Präfi- 
denten, die öffentlichen Ankläger und Schreiber des 
peinlichen Gerichts, und die Kichter der bürgerlichen 
Gerichte gewählt. Der gefeggebende Körper 
beſtand aus 750 Perfonen, getheilt in den Kath 
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der Fuͤnfhundert, und in den Kath der Alten 
von 250 Mitgliedern. Beide Käthe wurden in jedem 
‚Jahre durch die Wahlverfammlungen zu einem Drit: 
theile erneuert; doch Fonnten die nach drei Jahren 
abgebenden Mitglieder unmittelbar wieder für Die drei 
folgenden Jahre gewählt werden. Im Rathe ver 
Fuͤnfhundert wurden alle Geſetze in Vorfchlag gebracht, 
und DBefchlüffe darüber gefaßt; der Rath der Alten 
aber follte dieſe Befchlüffe prüfen, und fie entweder 
annehmen , oder verwerfen. Nahm er diefelben an; 
fo biegen fie Geſetze. Die Sitzungen beider Raͤthe 
waren öffentlich. Der gefeßgebende Körper ver= 
handelte und beftimmte jährlich die öffentlihen 
- Steuern, deren Örundlage die Grundfteuer und die 
Derfonenfteuer bildeten. Die Preffe follte- frei 
feyn, doch mit Werantwortlichkeit in den durchs 
Geſetz beftimmten Fallen. Die beftebenden 
Zünfte wurden aufgehoben. 

Die vollziehende Gewalt ward einem Dis, 
rectoriulm von fünf Perfonen übertragen, gewählt 
auf den Vorfchlag des Raths der Fuͤnfhundert, und 
ernannt nach einer geheimen Etimmenfammlung im 
Kathe der Alten. Das Directorium ward theil- 
weife, durch die Wahl eines neuen Mitgliedes in 
jedem Jahre, erneuert. Das Directorium follte für 
die innere und äußere Sicherheit der Republik forgen, 
zu den Staatsämtern ernennen, uͤber die bewaffnete 
Macht verfügen, wenn ein Krieg auf den Vorfchlag 
des Directoriums durch ein Decret Des gefeßgebenden 
Körpers befchloffen würde, die politifchen Verhältniffe 
mit dem Auslande leiten, und Friedens-, Buͤndniß-, 
MWaffenftilftands-, Neutralitäts- und Handelsver: 
träge abfchliegen, die aber erſt nach Unterfuchung und 
Genehmigung des gefeßgebenden Körpers Gültigkeit 
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erhielten. Die Minifter wurden für verantwort—⸗ 
lich erklärt, ja felbft die Directoren wegen Verräthes 
rei, wegen Dilapidation, fo wie wegen Verſuche 
gegen die innere Sicherheit der Republik und gegen 
die Verfaffung. 


Die rihterliche Gewalt beftand als unab⸗ | 


bängig von der gefeßgebenden und vollziehenden, ob» 
gleich ftreng ‚an die Geſetze in ihren Erfenntniffen ge= 
bunden. Die Sißungen der Gerichte waren öffent: 
lich; ihre Ausfprüche geſchahen unentgelplich. 
An jedem Bezirke ward ein Friedensgericht, in jedem 
Departement ein Civil=, ein Handels» und ein Cri⸗ 
‚minal= Gericht begründet; für peinliche Fälle, welche 
teibes- oder Ehrenftrafen nach ſich zogen, ‚ beftanden 
Gefchrwornengerichte, und für die ganze Republik ein 
Caffationsgericht. Die bewaffnete Macht warb ge= 
theilt in die ftillliegende und in bie dienftlei- 
ftende Nationalgarde. Zur erften gehörten alle 
waffenfähige Bürger und Bürgersfohne; zur zweiten 
das befolvdete fand = und Seeheer. 


37. | 
ö) Die VBerfaffung von 1799. 


Eine Erfahrung von vier Jahren, abgefehen 
von der Individualität der Directoren und dem mehr 
maligen gewaltfamen Wechfel derfelben,, beurfundete 
die Unvollfommenbeiten diefer Berfaffung. Im Aus: 
lande hatte das Directorium durch die, Nevolutioni= 
rung der Schweiz, des Kirchenftaates, Neapels, 
durch Die Wegnahme Piemonts, und durch Die Expe— 


dition nach Aegypten ſich verhaßt gemacht; der er= ' 


neuerte Krieg der europäifchen Hauptmächte gegen 
Frankreich ward von der Republik im Jahre 1799 
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im Ganzen unglücklich geführt. Selbſt. der Eintritt 
des Sieyes (Mai 1799) ing Directorium vermochte 
den Staat fo wenig zu retten, als früher Necker an 
der Spiße ter Finanzen. — Da ftürzte der aus 
Aegypten zurücgefehrte und in Frankreich (15. Det, 
1799) gelandete Bonaparte am I. Nov. (18. Brus 
maire) die dritte Verfaſſung. — Die vierte 
Verfaſſung, die ihn als erften Conſul an die Spige 
des Staates ftellte, ward am 13. Dec. 1799 bekannt 
gemacht, trat am 25. Dec, in Wirkſamkeit, und- ward 
am 18, Gebr. 1800 für angenommen erklärt, Diefe 
vierte Verfaffung, welche den Uebergang von den 
republifanifchen- Verhältniffen zu den monarchifchen 
Staatsformen vermittelte, und Durch organiſche Se— 


+ 


‚natusconfulta in. den Sahren 1802 und 1804 Ergaͤn- 


zungen erhielt, galt von 1799 bis zu Napoleons 


Tpronverzichtung im Sabre 1814. Nach verfelben: 


blieb‘ zwar Frankreich eine reptäfentative Re— 
publif; doch ward die Macht ver vollziehenvden 
Gewalt, theils an fih, theils durch die ihr übertra= 
gene Initiative der Geſetze, bedeutend gefteigert, und 
durch. die Begründung eines Senats und eines 
Staatsraths, fo wie durch die Errichtung einer 
gefeglichen Dppofitton im Tribunate, der ganzen 
Geftaltung des Staates mehr Feftigkeit und Haltung 
gegeben. Denn daß in der Folge der Senat als ein 
folgfames Werkzeug des Eaiferlichen Willens erfchien, 
und daß der Kaifer im Jahre 1807 das ihm läftige 
Tribunat ganz auflofere, lag nicht um urfprünglichen 
Charakter der Verfaſſung. 
Der Erhaltungsfenat (senat conser- 


vateur ) beftand, bei dem damaligen Umfange. 


Frankreichs, aus SO Mitgliedern, welche 40 Sabre 
alt feyn mußten, und ihre Würden lebenslängs 
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lich bekleideten. Zu den in feiner Mitte erledigten 
Stellen ernannte der Senat aus drei Individuen, 

‚von welchen das eine von dem gefeßgebenden Körper, 

das andere von dem Tribunat, das dritte von dem 
erften Conſul vorgefchlagen ward. Der Senat wählte, 
aus den von den Departementen eingefandten Vers 
zeichniſſen, die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers, 
des Tribunats, des Caſſationsgetichts, die Confuln 
und Die Kechnungscommiffarien. Seine Sitzungen 
waren nicht oͤffentlich. Er beftätigte oder ver— 
nichtete alle Verhandlungen, die ihm als verfaf- 
fungswidrig von dem Tribunate oder der Regierung 
angezeigt wurden, mit Cinfchluß der Berzeichniffe 
der Wahlbaren. — Kein Senator konnte zu eis 
nem andern Staatsamte erwählt werden. Die Ein- 
fünfte des Senats wurden auf Nationaldomainen 
angewiefen. 

Der geſetzgeb ende Koͤrper beſtand aus 300 
Individuen, die das dreißigſte Lebensjahr zuruͤckgelegt 
haben mußten. Er ward jährlich zu einem Fünftheile 
erneuert; ein austretendes Mitglied Eonnte nicht eher, 
als nach dem Ablaufe eines Jahres wieder eintreten, 
Aus jedem Departemente mußte wenigftens ein Buͤr— 
ger in demfelben fich befinden. Die Derfammlung 
des gefeßgebenden Körpers dauerte jährlich vier: Mo: 
nate; Doch. Eonnte er" von der Regierung zu einer 
außerordentlichen Sißung berufen werden. eine 
Sitzungen waren öffentlich. Ihm ftand zu, in 
geheimer Stimmenfammlung über die se 
ſchlaͤge zu entſcheiden, welche bie Sprecher der Res 
gierung und des Tribunats ihm vorgelegt hatten, 
Zehn Tage nach der Annahme eines Gefeßes von dem 
geſetzgebenden Korper follte der erfte Conſul daffelbe 
befannt machen. | 

St. W. ate Aufl. IV. u 14 
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Bevor aber der gefeßgebende Körper über ein 
ihm vorgelegtes Geſetz entfcheiden Fonnte, mußte ber 
orfchlag zu demfelben von ber Regierung, welcher 
ausfchliegend die Initiative aller Gefege zuftand, 
durch einen Staatsrath dem Tribunate vorgelegt 
„werden, welches aus hundert Mitgliedern gebildet 
ward. Die Tribunen mußten 25 Jahr alt feyn, 
wurden jährlich zum fünften Theile erneuert, und 
waren wieder wählbar, Die Beſtimmung des Tris 
bunats war, über die Vorfchläge zu den Geſetzen zu 
berathfchlagenz und tiber deren Annahme oder Der: 
werfung zu entfcheiden. eine Sitzungen waren 
öffentlich. Es ſchickte, nad) feinen Berathſchla— 
gungen, drei Sprecher aus feiner Mitte an den gefeß= 
gebenden Körper, welche diefem bie Beweggrimde 
feines tiber die Gefegesentwürfe gefaßten Befchluffes 
vorlegten und vertheidigten. Es war berechtigt, feine 
Wuͤnſche wegen gemachter oder zu machender Gefege, 
- wegen abzuftellender Migbräuche, und wegen Ver: 
befferungen in allen Theilen der Staatsverwaltungg 
nie aber in bürgerlichen und peinlichen vor den Ges 
richtshöfen anhängigen Nechtsfällen, der Regierung 
mitzutheilen; auch zeigte es dem Genate, doch blos 
‚wegen Verlegung der Verfaffung, die Verzeichniffe 
der Wählbaren und die Verhandlungen des gefeß- 
gebenden Körpers, fo wie die der Regierung, kla— 
gend an. / 

Die Regierung ward aus dreien, auf 10 Jahre 
ernannten, Confuln gebildet, welche aber unbe- 
fchränft wieder wählbar ‚waren. Der erfte Conſul 
verkuͤndigte die Geſetze. Er ernannte und entſetzte 
nach Willkuͤhr die Mitglieder des Staatsraths, die 
Miniſter, die diplomatiſchen Perſonen im Auslande, 
alle Officiere der Land- und Seemacht, die Mitglieder 
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ber örtlihen Verwaltungen, und die Commiffarien 
der Regierung bei den Gerichtshofen. Er ernannte 
alle Civil- und Criminalrichter, (mit Ausnahme ver 
Friedens- und der Gaffationsrichter,) doch ohne fie 
abfegen zu koͤnnen. In allen übrigen Regierungs⸗ 
verhandlungen hatten der zweite und dritte Conful 
berathbende Stimmen. Gie unterzeichneten die 
Protocolle diefer Verhandlungen, um ihre Gegenwart 
zu bemweifen, und konnten ihre Meinung darin ein- 
fragen, worauf aber die Entfcheidung des erften Con— 
fuls hinreichend war. — - Die Regierung fchlug alle 
Geſetze vor, und erließ die Verordnungen, ihre Volle 
ziehung zu fichern, Gie leitete die Einnahmen 
und Ausgaben des Staates nach der Vorſchrift 
des angenommenen Budgets. ie beforgte die po= 
litifchen Verhaͤltniſſe mit dem Auslande, leitete die 
Unterhandlungen, und fchloß alle Friedensverträge, 
Buͤndniſſe, Waffenftillftände, Neutralitäts-, Han 
dels- und andere Verträge. Die Kriegserklärungen, 
Friedensſchluͤſſe, Buͤndniß- und Handelsverträge follz. 
ten, gleich Gefegen, vorgefchlagen, verhandelt, be: 
fchloffen und verfündigt werden, 


Der Staatsrath befchäftigte ſich, unter Lei⸗ 
fung der Confuln, mit Abfaffung der Vorfchläge zu 
Gefegen und Verordnungen der öffentlichen Verwal— 
fung, und mit Aufloͤſung der in der Staatsverwaltung 
entftehenden Schwierigkeiten. Aus feiner Mitte wur: 
den die Sprecher im Namen der Regierung genom= 
men. — Die Minifter leiteten die Vollziehung 
der Geſetze und vie öffentliche Verwaltung. Kein 
Act der Regierung hatte Kraft, der nicht von einem 
Minifter unterzeichnet war. Alle örtliche Verwal: 
tungen, fowohl- für jeden Ne ‚ als auch 
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fuͤr ausgedehntere Theile des Staatsgebietes, ſtanden 
unter den Miniſtern. 


Es beſtanden Friedensrichter; fuͤr Civilſachen 
Gerichtshoͤfe erſter Inſtanz und Appellationsgerichte; 
ſo wie fuͤr peinliche Faͤlle Geſchwornengerichte. Die 
Verrichtungen eines oͤffentlichen Anklaͤgers verſahen 
die Regierungscommiſſaire. Fuͤr die ganze Republik 
beſtand ein Caſſationsgericht, und ein hoher Gerichte- 
hof, gebilver aus Mitgliedern des Caffationsgerichts 
und aus Gefchwornen, um angeflagte Minifter zu 
richten. Die Minifter waren verantwortlich; 
unverantwortlich aber die Mitglieder des Se— 
nats, des gefeßgebenden Körpers, des Tribunats, des . 
Konfulats und des Staatsraths. 


a 38. 
5) Ergänzungen derfelben, 


Mit richtiger Wirdigung Ber Individuen und 
Verhaͤltniſſe erklärte Sienes bereits im Jahre 1799: 
„dieſe Berfaffung fen noch nicht die rechte!’ *) Weſent— 
liche Veränderungen erhielt fie Durch Das organifche 
Senatusconfultum-vom 4. Auguft 1802, nach: 
dem zwei Tage früher (2. Auguft) Bonaparte zum 
lebenslänglichen Conful, gleichfalls durch organi= 
fehes Senatusconfultum, ernannt worden war. Die 
“ Veränderungen in der Verfaffung von 1799 betrafen 
theils die Bezirks - und Departementswahlcollegia, 


*) Freilich beabfichtigte Sieyes ſelbſt, ſtatt diefer vierten. 
Verfafung, eine hoͤchſt ſonderbare Verfaſſung, mit des 
mofratifhem Zufchnitte. Den Inhalt derfelden hat erft 
neuerlih Mignet in f. Gefdy. der Revolution, Th. 2. 
©. 506 (Wiesbadener Ueberſetzung) mitgetheilt. 


% 
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wodurch das bisherige Syſtem der Volkswahlen auf: 
gehoben ward; theils die lebenslängliche Würde 
aller drei Konfuln; theils das Recht des erften Con— 
fuls, feinen Nachfolger entweder öffentlich zu ernen= 
nen, oder deffen Namen im Archive der Regierung 
nieberzulegen; theils das ihm übertragene Begna— 
digungsrecht; theils die Erweiterung der Nechte des 
Senats, der — freilich an die Initiative der Regie— 
rung zu Senatusconfultis gebunden — durch organi= 
ſche Conſulta die Verfaffung der Kolonicen, fo wie 
alles, was die Verfaffung nicht vorausgefehen hatte, 
und bei den verfchiedenen Auslegungen einzelner Artikel 
der Derfajfung entfcheiden follte; cheils Modifi— 
cationen, welche in Hinficht des Staatsraths (deffen 
Zahl nie über 50 fteigen follte), des gefeßgebenden 
Körpers (der Erneuerung nach fünf Serien), und des 
Tribunats (das auf 50 Mitglieder reducirt ward), 
feftgefest wurden. 

Schon war durch dieſes organifche Senatuscon⸗ 
ſultum ein Schritt weiter in der Steigerung der Mache 
des erften Conſuls gefchehen; noch durchgreifender 
entfchied- darüber das organifche Senatuscone 
fultum vom 18. Mai 1804, durch welches der 
erfte Konful zum erblihen Kaifer der Frans 
jofen, mit dem Kechte ernannt ward, im alle der, 
Ermangelung eigner nmiännlicher Nachfommenfchaft, 
Kinder oder Enkel feiner, zu Prinzen erhobenen, 
Brüder Joſeph und Ludwig zu adopfiren. eine 
Civilliſte ward auf 25 Mill, Franken beftimmt. Zus 
gleich begründete diefes Senatusconfultum zwei befon= 
dere Commiffionen für die perfonliche Freiheit 
und für Die Preßfreiheit im Senate, wobei der. 
Senat berechtigt ward, über die Verfaffung zu 
wachen, 


- 
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39. 
2) Die Berfaffungen vom Jahre 1814, 


Wenn gleich Napoleon, als Kaiſer eigenmaͤch— 
tig (19. Aug. 1807) das Tribunat aufhob, und 
manche Verfügung fich erlaubte, wobei faum bie 
äußere Form der Verfaffung beobachtet ward; fo galt 
diefe Verfaffung doch im Ganzen bis zu feiner Thron= 
verzichtung am 11. April 1814, Allein ſchon einige 
Zage vorher (2. April) verfammelte Talleyrand 
den Senat, der die Entfeßung Napoleons und die 
Aufhebung des Erbrechts in feiner Familie ausfprach, 
fo wie er das franzofifche BolE und Heer des, dem 
Kaifer geleifteren, Eides entband, Am 6. April 
machte der Senat eine neue Verfaſſung bekannt, 
nach welcher „das franzöfifche Volk Ludwig. Sta- 
nislaus Xaver von Frankreich, Bruder des leß- 
ten Königs, und nach ihm die andern Glieder des 
Bonrbonifchen Haufes, nach alter Ordnung, frei 
auf den Thron Frankreichs berief,” der alte Adel 
feine Titel wieder annehmen, und der neue die feis 
nigen erblich beibehalten follte. Die vollziehende 
Gewalt follte dem Könige allein, Die geſetzgebende 
dem Könige, dem Genate und dem gefeßgebenden 
Körper gemeinfhaftlid zuftehen, fo daß die 
Sefeßesentwürfe in dem Senate und in dem gefeß- 
gebenden Körper vorgetragen werden Fonnten, bis 
auf das Budget, ' welches ausfchliegend vor den ges 
feßgebenven Korper gehören follte. Doch konnte der 
Konig die beiden Körper einladen, mit den Gegen— 
ftänden, die er für angemefjen hielt, fich zu befchäf- 
tigen. Es follte 150 Senatoren zum, mindeften, 
200 zum hochften geben, ihre Würde bleibend und 
in der Erftgeburt des männlihen Stammes 
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erblich ſeyn. Der König follte fie ernennen, doch 
alle bisherige Senatoren beibehalten, die nicht figi- 
willig auf die Eigenfchaft franzöfifcher Bürger ver- 
zichten würden. — Zum gefeßgebenden Korper 
follte jedes Departement fo viele Mitglieder, wie bis— 
ber, fenden, und die Wahl verfelben durd) die Wahls 
collegien gefchehen. Die Dauer ihrer Function ward 
auf fünf Jahre beftimmt; doch follte der König den 
gefeßgebenden Körper vertagen und auflofen, fo wie 
‚ außerordentlich zufammen berufen Eonnen. 

Dem gefeßgebenden Körper ward das Necht, 
zu diſcutiren, beigelegt; feine Sisungen follten 
öffentlich fern, außer wenn er für gut fände, fich 
in ein Generalcommite zu bilden. — Alle Auflagen 
follten nach dem Grundfage der Gleichmäßigfeit vers 
theilt, Religiong=, Öewiffens- und Preß— 
freiheit beftätige, die öffentliche Schuld und die 
Käufe der Nationaldomainen anerkannt, die Unab: 
hängigfeit der richterlichen Gewalt garantirt, bie 
Gefchwornen, fg wie die DeffentlichFeit der Verband: 
(ungen in Sriminalfällen, das bürgerliche Gefeßbuch, 
und Das Begnadigungsrecht des Königs beibehalten, 
jede Guͤterconfiſcation aber, und alle außerordentliche 
Sommiffionen und Tribunale aufgehoben werden, — 

Allein Ludwig 18 erklärte bereits in feiner Pros 
clamation vom 2. Mai aus Duen, daß er diefen 
Verfaffungsentwurf nicht genehmigen koͤnne, weil 
eine große Menge Artikel den „Stempel der Eile‘ 
trugen; ‚daß er aber felbft eine liberale Verfaffung 
geben wolle, weshalb er. zum 10. Juny den Genat 
und den gefeßgebenden Körper zufammenrufe, um 
beiden die Arbeit vorzulegen, welche er mit einer, 
aus der Mitte beider Corps gewählten, Commiſſion 
verfertigen werde. | 
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Doch ſchon am 4. Sun. 1814 ließ der König 
tydwig 18 die conftitutionelle Charte dem 
Senate und den Deparfementsdepufirten in einer 
öffentlichen. Sitzung vorlegen, nachdem er am 30. 
Mai den Frieden mit den auswärtigen Mächten unter- 
zeichnet hatte. Nach einer Eurzen Anrede des. Konigs 
folgte die Einleitung des Kanzlers d'Ambray, 
welche dem Vorlefen der Verfaffung vorausging. Go 
wie die Verfaffung vom neunzehnten Regie— 
rungsjahre des Konigs Datirt war; fo erflärte auch 
der Kanzler, daß der König ſchon damals (nach des 
Dauphins Tode im Jahre 1795) den Thron beftiegen 
‚ babe, und Frankreich jeßt, durch die Schwere der auf 
ihm laftenden Leiden, zu jener Regierungsform zu= 
ruͤckgekommen wäre, welche vierzehn Jahrhun—— 
derte hindurch feinen Ruhm und fein Gluͤck be= 
fordert hätten. Frankreich habe nun die unerſchuͤt— 
terlichen Pfeiler feiner alten Monarchie 
wiedergefunden; auf diefe geheiligte Grund— 
lage muͤſſe jeßt ein Dauerhaftes Staatsgebaͤude her— 
geftelle werden. Allein der Konig „in dem vollen 
Beſitze aller ihm auf dieſes Königreich angeftamnıten 
Rechte“ wolle „der ihm von Gott und feinen 
Vätern verliehbenen Macht felbft Grenzen 
ſetzen.“ Deshalb gebe er ven Franzofen eine Staats- 
verfaffung, welche ihren Wünfchen und ihren Be— 
dürfniffen anpaffe. In Beziehung auf den Senat 
und den gefeßgebenden Korper erklärte der Kanzler 
fehr beftimme: „Hat auch ver Senat mit jener 
Macht, welche ihn gründete, zugleich feine Eriftenz 
verloren; kann auch der gefeßgebende Körper 
in Zukunft ohne außerordentliche Autorifation des 
Koͤnigs nur noch ſchwankende Befugniffe befißen; fo 

fahren dieſe beiden Behörden demungeachtet fort, zu 
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dem gefeßlichen Ausfchuffe der Notablen des König: 
reiches zu gehören. Auch hat der König dieſe beiden 
Behörden zu Rathe gezogen, indem er aus deren 
Mitte Diejenigen Glieder aushob, welche das in 
fie gefegte Vertrauen verdienten. Durch dieſe Mit: 
glieder hat der König fo zu fagen fein Confeil 
vermehrt, und verdankt ihren Bemerkungen mans 
hen nuͤtzlichen Zuſatz, und manche nügliche Ein- 
fchränfungen in der heuen Verfaffungsurfunde. Was 
ih Ihnen nunmehr vorlegen werde, befteht in der 
einmüthigen Arbeit einer Sommiffion ‚ an welcher 
auch Mitglieder des Senats und des gefeßgebenden 
Körpers zei hatten.“ 


40, 


b) Politifher Charakter der ES 
nellen Charte *). 


In der Einleitung zur Charte erflärt ber 
König, „daß, obgleich in Frankreich alle öffentliche 
Gewalt auf der Perfon des Königs ruhe, er, nach 
dem Vorgange feiner Vorfahren, Leinen Anftand 
nehme, deren Ausübung nach) den Zeitbepürfniffen zu 
modificiren; daß er aber die Grundlagen der meuen 
Verfaffungsurfunde in dem franzöfifchen Charakter, 
fo wie in den ehrwürdigen Denfmälern der 
vergangenen Jahrhunderte "aufgefucht, und 
deshalb in der Wiederherftellung der Pairs- 


‚*) Die Saͤmmlungen, wo diefe Urkunde fteht, f. $. 19. — 
Außer denfelben gehört hieher: Constitutions de la 
nation frangaise, avec un essai de traite histo- 
rique et politique sur la charte, et un recueil 
de pieces correlatives; par le Comte Lanjui- 

mnaũ s, Pair de France ele. 2 T. Paris, 1819: 8 
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würde eine wahrhafte Nationaleinrichtung erblickt 
habe. Zugleich habe er durch die Kammer der 
Deputirten die alten Verſammlungen des Maͤrz— 
und Maifeldes, ſo wie die Kammer des dritten 
Standes erſetzen wollen.“ | 


1) Die Staatsrechte der Franzofen, 

Die Franzoſen find vor dem Geſetze gleich; 
ihre Titel und ihe Rang feyen übrigens, welche fie 
wollen. 

Sie tragen, ohne Unterfehied, nach dem 
Berhältniffe ihres Bermögens su den 
Laſten des Staates bei. 

Sie konnen alle, ohne Unterfchied, zu ivit. 
und Militairämtern gelangen. 

Ihre individuelle Freiheit wird garan- 
tirt. Niemand kann verfolgt oder verhaftet werben, 
außer in den von den Geſetzen vorgefihriebenen Fällen, 
und nur nach der gefeglichen Form. 

Seder uͤbt feine Religion mit gleicher Freiheit 
aus, und erhält für feinen Gortesdienft den naͤm— 
- lien Schuß. Doch ift die roͤmiſch— katholiſche 
Religion die Religion des Staates. Die Die— 
ner derſelben, und die der andern chriſtlichen Gottes— 
verehrungen, erhalten allein ihre Beſoldungen aus 
dem koͤniglichen Schatze. | 

Die Sranzofen haben das Recht, ihre Mei 
nungen öffentlich befannt madhen und 
drucken zu laffen, wenn fie fih nach den Ge— 
fegen fügen, welche die Migbräuche diefer Frei— 
heit verhindern follen. 

/ Alles Eigenthunt ift, ohne Ausnahme von jenem, 
welches man Nationaleigenthbum nennt, 
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unverletzlich, weil das Geſeh zwiſchen beiden keinen 
Unterſchied macht. | 

Der Staat kaun die Aufopferung eines Eigen— 
thums für ein gefeglich erwiefenes, Staatsintereffe vers 
langen; doch nur nach vosausgegangenei Entſchaͤdi⸗ 
gung. 

Alle Nachforſchungen uͤber Meinungen und Vota 
bis zur: Wiederherftellung der jeßigen Regierung find 
unterfagt: Die nämliche Vergeffenheit wird den Tris 
bunalen und den Bürgern anbefohlen. 

Die Confcription ift abgefchafft. Die Art der 
Kefrutirung für die fand = und Seemacht wird von 
dem Geſetze beſtimmt. 


2) Formen der Regierung des — 


Die Perfon des Koͤnigs iſt unverletzlich 
und-heilig. Ihm allein ſteht die vollziehende 
Gewalt zu. 

Seine Minifter find verantwortlich. 

Der König ift hoͤchſtes Oberhaupt des Staates; 
er befehlige die Land- und Seemacht, erklärt Krieg, 
fchließt Friedens», Buͤndniß- und Handelsverträge, | 
ernennt zu allen Stellen der öffentlichen Verwaltung, 
und erläßt die zur Vollziehung der Gefege und zur 
Sicherheit des Staates noͤthigen Verfügungen und 
Verordnungen. 

Die gefesgebende Gewalt wird gemein: 
fhaftlich von dem Könige, der Kammer der 
Pairs und der Rammer der Deputirten der 
Departemente ausgeübt. 

Der König [hlägt das Gefes vor. Der 
Vorſchlag eines Gefeßes gefchieht, nach dem Gutbe⸗ 
finden des Königs, in der. Rammer der Patrs, oder 
in der Kammer der Deputirten; mit Ausnahme bes 


220 Pofitives Staatsrecht. 


Budgets, das zuerft-vor die Kammer der Depufirten 
gebracht werden muß. Jedes Geſetz fordert freie 
Berathung und Zuftimmung von Geiten der 
Mehrheit jeder der beiden Kammern. | 

Die Kammern haben das Recht, den König zu 
bitten, uͤber irgend einen Gegenftand ein Geſetz 
vorzufchlagen, und anzugeben, was fie glauben, daß 
‚ das Gefeß enthalten. folle. Ein folcher Vorſchlag 
kann von jeder der beiden Kammern gemacht werden; 
doch muß er im geheimen Ausſchuſſe berathen werden. 
Er darf von der vorfchlagenden Kammer erft nach 
dem Verfluffe von zehn Tagen der andern Kammer 
zugefertigt werden. Wird der Vorfchlag von der 
andern Kammer angenommen; fo wird er dem Ko: 
nige vorgelegt. Wird er verworfen; fo kann er in 
derſelben Sißung nicht wiederhohlt werden. 

Der König allein fanctionirt umd promuls 
girt die Geſetze. 

Die Eivillifte wird durch die erfte Legislatur 
nach der Thronbefteigung des Königs für die ganze 
Regierungsdauer feftgefeßt. 


3) Von der Kammer der Pairs, 


Die Kammer der Pairs ift ein wefentlicher 
Theil der Gefeßgebung. ie wird von dem Könige 
zu gleicher Zeit mit der Kammer der Deputirten zu= 
fammenberufen. Die Sitzungen beider Kammern 
beginnen und endigen zu gleicher Zeit. — Jede Ver: 
ſammlung der Kammer der Pairs, die außer der Zeit 
der Sitzung der Kammer der Deputirten gehalten, 
oder nicht vom Könige befohlen feyn würde, ift uner- 
laubt und in fich nichtig. 

re der Pairs ſteht dem 
Könige zu. Ihre Zahl iſt unbeſchraͤnkt; ver 
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König kann⸗nach Willkuͤhr ihre Würden abwechfeln 
(varıer), fie auf lebengzeit ernennen, oder 
erblich machen. | 

Die Pairs haben Zutritt in der Kammer mit 
ihrem 25ften, eine deliberative Stimme aber erft mit - 
ihrem 30ſten Jahre. Praͤſident der Kammer ift der 
Kanzler von Franfreih, und in deſſen Abwefenheie 
ein vom Könige ernanuter Pair, 

Die Glieder der Eoniglichen Familie und die 
Prinzen vom Gebluͤte find Pairs durch Geburtsrecht; 
fie haben ihren Siß unmittelbar nach dem Präfiden: 
ten, eine deliberative Stimme aber erft mit 25 Jah— 
ren. Die Prinzen koͤnnen nur Siß in der Kammer 
nehmen auf Befehl des Königs, welcher für jede 
Sitzung in einer Borfchaft ausgedruͤckt iſt; bei Strafe 
der Nullitaͤt alles deffen, was in ihrer Öegenwart 
gefcheben fenn durfte, — 

Alle Berathſchlagungen der Kammer der Pairs 
find geheim. 

Die Kammer der Pairs erkennt ber die Ver— 
brechen des Hochverraths und der Gefährdung der 
Sicherheit des Staates, woruͤber das Geſetz das 
Nothige beftinmen wird. — Kein Pair. kann. in 
Criminalfachen anders, als vermöge eines Befehls 
der Kammer, verhaftet und gerichtet werden. 


4) Bon der Kammer der Deputirten der 
Departemente, 


Die Kammer der Deputirten befteht aus den 
von. den Wahlcollegier ernannten. Deputirten, Die 
Drganifationder Wahlcollegien wird durch 
die Gefeße feftgefeßt werden, Jedes Departement 
behält die Zahl der Deputirten, die es bis jest hatte. 

Die Deputieten werden auf fünf Jahre ges 
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wählt, und fo, daß die Kammer jedes Jahr zum 
fünffen Theile erneuert. wird. 

Seder Deputirte muß 40 Sabre alt feyn, 
und eine directe Steuer von 1000 Franken bezahlen, 
Wenn fich indeſſen in einem Departement Feine 50 
Derfonen finden von dem angegebenen Alter, die nicht 
wenigftens 1000 Franken directe Steuern bezahlen; 
fo wird deren Zahl durch folche ergänzt, welche die 
ftärfften Steuern unter 1000 Franken bezahlen, 
die jedoch mit den erften nicht zugleich erwaͤhlt werden 
koͤnnen. 

Jeder Waͤhler mit Stimmrecht bei der Er— 
nennung der Deputirten muß wenigſtens 30 Jahre 
ar ſeyn, und eine directe Steuer von 300 Franken 
bezahlen. 1 

Die Präfidenten der Wahlcolegien werden von 
dem Könige ernannt, und find gefeßlich Mitglieder 
des Collegiums. — Wenigſtens die Haͤlfte der De— 
putirten wird aus den Waͤhlbaren ernannt, welche 
ihren politiſchen Wohnſitz in dem Departement haben. 
+ Der Präfident der Kammer der Deputirten wird 
von dem Könige aus einer von der Kammer vorgeleg- 
ten Lifte von fünf Mitgliedern ernannt. 

Die Sigungen der Kammer find öffentlich; 
das Begehren von fünf Mirgliedern reicht aber. hin, 
zu bewirfen, daß fie fich in einen geheimen Ausſchuß 
bildet. Die Kammer theilt fich in Bureau’s, um die 
ihr ‚von ‚Seiten des Königs vorgelegten Sefegentwürfe 
zu berathen. | 

Keine Abänderung Fann in einem Ge— 
ſetze getroffen" werden, wenn fie nicht in einem 
Ausfchuffe von dem Könige vorgefchlagen, in bie 
Bureau's geſchickt und darin berathen worden ift. 

Ale die Steuern betreffende Vorſchlaͤge kom⸗ 
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men zuerft in die Kammer der Deputirten, und 
koͤnnen nur, wenn fie bier für zuläffig befunden wor: 
den find, in die Kammer der Pairs gebracht werden, 
— Keine Auflage kann ausgefchrieben und erhoben 
werben, wenn fie nicht von beiden Kammern 
bewillige und von dem Konige beftätige worden ift, 

. Die Grundfteuer wird nur für Ein Jahr bewils 
liget. Die indirecten Auflagen Fonnen fir mehrere 
Fahre bewilliget werden. 

Der Konig ruft in jedem Jahre beide Kam— 
mern zufammen; er prorogirt fie, und kann die der 
Deputirten auflöfen; im legtern Falle muß er aber 
binnen drei Monaten eine neue DVerfammlung zus - 
fammen berufen. Ä 

Es kann Feine Verhaftung gegen ein Mitglied 
der Kammer während der Sitzung, und in den vor- 
hergehenden oder folgenden ſechs Wochen ftatt haben, 
Kein Mitglied der Kammer Fann während der Dauer 
der Sißung in Sriminalfachen, ohne vorgängige Er: 
laubniß der Kammer, verfolgt oder verhaftet werden ; 
den Fall einer Ergreifung auf frifcher That ausge— 
nommen. | 

Jede Petition an die eine oder die andere 
Kammer muß fehrifelich gefchehen. Das Geſetz 
verbietet, fie perfonlich und vor den Schranken zu 
überreichen. em 


I) Bon den Miniftern., 


Die Minifter Fonnen Mitglieder der Kammer 
der Pairs und der Deputirten feyn. Sie haben 
freien Zutritt zu einer oder der andern Kammer, 
und müffen gehört werden, wenn fie e8 verlangen, | 

Die Kammer der Deputirten.hat das Recht, die 
Minifter anzuklagen, und fie.vor die Kammer ver 
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Pairs zu ziehen, vie allein das Recht hat, fie zu 
richten. - 

Sie fonnen nur wegen DVerrätherei oder Der: 
untrenung angeklagt werden. Beſondere Gefeße wer- 
den dieſe Oattung von Berbrechen und das dabei eins 
tretende Verfahren beſtimmen. 


6) Don der Gerihtsverfaffung. 


Alle Rechtspflege geht vom Könige aus. Sie 
wird in feinem Namen’durch Richter verwaltet, 
die er ernennt und einfeßt. Die vom Könige ernann⸗ 
ten Richter find unabfesbar. 

Beibehalten werden die beftehenden ordentlichen 
Gerichtshoͤfe, Tribunale, Handelsgerichte und Frie— 
densgerichte. Die *riedensrichter, obgleich vom 
Könige ernannt, find nicht unabjeßbar, 

Niemand kann feinen natürlidhen 
Richtern entzogen werden. Es dürfen dem— 
nach Feine .außerordentlihen Commiffios 
nen und Tribunale errichtet werden. Dod) 
find unter biefer Benennung die Prevoralgerichte 
nicht begriffen, inwiefern deren Wiederherftellung 
nöthig erachtet werden follte. 

Die Verhandlungen in Criminalfällen find oͤf— 
fentlich, inwiefern dieſe Deffentlichkeit nicht für 
Ordnung And Sitten gefährlich ift, in welchem Falle 
das Tribunal diefes durch einen Urtheilsfpruch erklärt. 

Die Gefhwornen werden beibehalten. Die 
Veränderungen, welche eine längere. Erfahrung in 
diefer Einrichtung anrathen Fonnte, dürfen nur vers 
mittelft eines Geſetzes erfolgen. 

Die Strafe der Güterconfifcation ift ab» 
gefchafft, und kann nicht wieder eingeführt werben. 
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Der König hat das Recht, zu — | 
und bie Strafen zu mildern, 

Das bürgerlihe Geſetzbuch und vie be— 
ftehenden Geſetze, welche dieſer Urkunde nicht ent— 
gegen ſind, bleiben in Kraft, bis fie auf geſeblichem 
Wege abgefchafft werben, 


7) Befondere vom Staate. garantirtfe 
\ Rechte. 


Die oͤffentliche Schuld iſt garantirt. Jede 
von Seiten des Staates gegen feine Glaͤubiger uͤber⸗ 
‚nommene Verbindlichkeit ift unverleglich. 

Der alte Adel nimmt feine Titel: wieder an; 
ber neue behält die feinigen. Der König erhebt 
nach Willführ in den Adelftand; er verleiht aber Tirel 
und Kang ohne irgend eine Befreiung von den Saften 
und Pflichten der Gefellfchaft. 

Die Ehrenlegion wird beibehalten, und der 
König ihre innere Einrichtung und Decoratien be— 
ftimmen. 

Die Kolonieen follen nach befondern Gefegen 
und Keglements regiert werden. 

Der König und feine Nachfolger ſchwoͤren bei 
der Feierlichkeit ihrer Krönung, die gegenwärtige Vers 
faffungsurfunde treu zu beobachten. 


41, 


co) Die fpätern Ereigniffe in Hinficht die 
fer Verfaffung. 


Das Wiedererfcheinen Napoleons in Frankreich 
während der fogenannten Hundert Tage im Jahre 
4815 wirfte zwar nur vorübergehend auf die Ver— 

Et. W. ate Aufl. IV. 15 
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faſſung ein; Doch darf dieſe Einwirkung in gefchicht- 
lich-politifcher Beziehung nicht ganz uͤbergangen 
werden. Er erneuerte, mit Defeitigung der von 
$udwig 18 gegebenen conftitutionellen Charte, im 
Sanzen die vierte Verfaffung mit ihren Ergaͤnzun— 
gen in.den Senatusconfultis vom Auguft 1802 und 
vom Mai 1804, Er verband aber damit die (von 
Benjamin Conftant entworfenen und am 22. Apr. 
1815 bekannt gemachten) Zufaßartifel, dur 
welche er die vierte Verfaſſung in vielen wefentlichen 
Beftimmungen der Charte annäherte, 

Nach, diefen Zufagartifeln ward die geſetz ge— 
bende Gewalt vom Kaifer und zweien Kam 
mern ausgeübt. Die erfte Kammer, Pairsfam- 
mer genannt, follte in ihren Würden erblich fenn, 
und zu derfelben vom Kaifer unwiderruflich ers _ 
nannt werden. Die Zahl der Pairs war unbe 
fhränft. — Die zweite Kammer, Repräfene 
tanten kammer genannt, beftehend aus 629 Mit: 
gliedern, die wenigftens 25 Sabre alt feyn mußten, 
follte vom Volke erwählt und aller fünf 
Jahre erneuert werben. Ihre Mitglieder Fonnten 
immer wieder gewählt werden. Die Sitzungen 
beider Kammern follten offentlich, und die Wuͤr— 
den eines Pairs und eines Keprafentanten mit allen 
öffentlichen Amtsverwaltungen vereinbar feyn. Die 
Kegierung ſollte vie Geſetze vorſchlagen; die 
Kammern Eonnten Zufäaße in Antrag bringen. 
Würden aber diefe Beränterungen von der Kegierung 
nicht angenommen; fo follten die Kammern ber das 
Geſetz ftiimmen, wie es war. Doc, hatten beide 
Kammern die Befugniß, die Regierung einzus 
laden, ein Gefeß.über einen beftimmten 
Öegenftand abzufaffen und das vorzuſchla— 
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gen, was ihnen dienlich fchien, in das Geſetz aufge: 
nommen zu werden, ine ſolche Abfaffung, von der 
einen Kanımer angenommen, follte in die andere ge— 
bracht, und, von dieſer gufgeheißen, dem, Kaifer 
überreicht werden. — Jeder Vorſchlag einer Steuer, 
eines Anleihens, oder eines Mannfchaftsaufgebors 
follte zunächft in der Repraͤſentantenkammer gefchehen. 
Dabin. ward auch zuerft gebracht 1) das General⸗ 
Staats: Budget, und 2) die Rechnung über die 
Einnahmen und Ausgaben des vorhergehenden Jah— 
res. — In Hinfiche der ftaatsbürgerlichen Nechte 
ward ausgefprochen: alle Franzofen find vor dem. Ge- 
feße gleich ,. theils nach dem Beitrage zu den allgemei- 
nen Laften, theils nach der Gelangung zu allen bür- 
gerlichen und Militairftellen ; die Freiheit des Gottes— 
dienftes ift allen zugefichere; jeder Bürger bat das 
echt, feine Öedanfen, wenn er fie unterzeiche 
net, ohne vorhergehende Cenſur zu druden 
und befannt zu machen, mit Vorbehalt gefeglicher 
Berantwortlichkeit nah der Bekanntmachung durch 
Urtheil der Gefchwornen; das Petitionsrecht ift allen 
Bürgern zugefichert. — Der Schluß diefer Zufaß- 
artikel lautete: „das franzofifche Volk erkläre, daß 
in der von ihm gefchehenen Delegation feiner Gewal—⸗ 
ten e8 nicht gefonnen ift, das Necht zu ertheilen, die 
MWiedereinfeßung der Bourbone, oder irgend 
eines Prinzen diefer Samilie, auf den Thron in Vor: 
fchlag zu bringen, nicht einmal im Falle, daß die 
Faiferliche Dynaſtie ausftürbe; eben fo wenig Das 
Kecht, den alten Feudaladel, oder die Feu— 
dal- und herrſchaftlichen Rechte, oder die 
Zehnten, oder irgend eine privilegirte 
oder herrſchende Keligionsübung, oder 
die Befugniß, die Unwiderruflichkeit des 
15 


— 
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Verkaufes der Na — — auf 
irgend eine Weiſe anzutaſten.“ 

Allein als nach der Schlacht bei Waterloo ; 
welche Napoleons Schidfal entfchied, Ludwig 18 nach 
Paris zuruͤckkehrte, trat auch die von ihm ertheilte 
conftitutionelle Charte von neuem in Wirkſamkeit; nur 
daß, wegen der Kämpfe zweier entgegengefester Par⸗ 
theien in beiden Kammern, theils gegen einander felbft, 
theils gegen Die Minifter, bereits am 5. Eept. 1816 
ein neues Wahlgefeb *). gegeben, dieſes aber 
theilweife ſchon Durch dag Geſet vom 5. Febr. 1817, 
und noch weſentlicher am 12. Jun. 1820 verändert 
ward. 

Durch diefes neue MWahlgefeß ward die Zahl der 
Deputirten von 258 bis auf 430 vermehrt. Don 
diefer Zahl follten die bis dahin beftandenen 255 Mit: 
glieder auf die bisherige Weife, nämlich von den mitt- 
lern Eigenthümern — den Wahlınännern zu 300 
Franken Steuern — in den Sreisverfammlungen 
ernannt werden, doch fo, Daß ein jeder Bezirk oder . 
Kreis einen Deputirten für fich erwählte. (Blos in 
den Departementen, worin ſich nicht 300 Wahlmän- 
ner, oder, wenn fie in fünf Kreiſe getheilt find, nicht 
400 Wahlmänner zu 400 Franken Steuern fanden, 
oder welche bisher nur einen Deputirten überhaupt zu 
ernennen hätten, blieben die Wahlen des ganzen De— 
— gemeinſchaftlich.) Die hinzugekom— 
menen 172 Deputirten hingegen wurden zunächft von 
den Reichern ausfchließend gewählt, indem in jedem 
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*) Ueber die in Frankreich in aͤltern und neuern Zeiten be— 
ſtandenen Wahlformen der ehemaligen Reichsſtaͤnde und 
der — Deputirten, vgl. Hermee, N.1IX. 

.375 ff. 
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Departement das am meiſten beſteuerte Viertheil der 
ſaͤmmtlichen Wahlmaͤnner (ſelbſt in dem kleinſten 
oder aͤrmſten Departemente wenigſtens die 75 reich— 
ſten Beſitzer) wieder eine beſtimmte Anzabl-Deputirte 
in einer befondern Wahlverſammlung ernennen ſollte, 
ohne dabei ihr Stimmeurecht bei den Wahlen der 
Kreife zu verlieren. So gab alfo in Frankreich vie 
Ariftofratie des Vermögens den Ausichlag tyeils in 
Der Kammer der Pairs, theils in der augfchließ- 
lihen Wahl eines Drittheils der Depurirtenfammer 
in den Departementswahlen, theils in der Theile 
nahme an den Bezirkswahlen, wo die. Keichern wies 
der ein Viertheil der Zahl nach bilden. — ine fpä= 
tere Veränderung der Berfaffung geſchah (1824) durch 
das Septennalitätsgefeß, mach welchem die 
Deputirtenfammer nicht theilweiſe, ſondern voͤllig er⸗ 
neuert wird, fo daß dieſe Wahl dann 7 Jahre hin— 
durch Dauert, wenn fie nicht während Der Zeit vom 
Könige aufgelöfet wird (wie am 9. Nov. 1827 ges 
ſchah). — Auf ähnliche Weife * die politiſche 
Stellung der Pairsfammer durch Die koͤnigliche Er— 
nennung von 76 neuen Pairs (5. Novbr, 
1827) weſentlich veraͤndert. 


42. 
4) Die Niederlande, 


\ 
a). Gefihichtliche Einleitung in die Entftehung und 
‚Fortbildung der Verfaſſung der Niederlande, 


©) Die erfte Berfaffung vom J. 1798, 


Die aus der früheren Provinzialeinrichtung her= 
ſtammende Verfaſſung Des Freiſtaates der Rieder⸗ 
lande, zuletzt mit einem allgemeinen Erb ſtatthalter an 
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der Spitze der vollziehenden Gewalt, erfchien aller 
Rings im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts als ver- 
altet, und bewirkte, in Verbindung mit mehrern 
andern Urfachen, die "bedeutende politifche Ohnmacht 
diefes Freiſtaates, der im ſiebenzehnten Jahrhunderte 
und bis zum Frieden von Utrecht (1713) in den euro= 
päifchen Angelegenheiten nicht felten das Wort ber 
Entſcheidung führte. 

Schon lange gährte der Kampf zwifchen dere 
oranifchen und antioranifchen Parthei, bevor vie 
franzöfifche Revolution die völlige Umgeftaltung des 
innern Staatslebens in den Niederlanden bewirkte, 
Dies gefchah, als- die fiegreichen franzöfifchen ‚Heere 
unter Pichegru am Anfange des Jahres 1795 in die= 
fem Freiftaate vordrangen, und am 19, San. Anfter= 
dam befegten, nachdem am 17, Jan. der Erbftatt= 
halter nach England abgereifet war. Der General 
Daͤndels fihloß fih, an der Spiße einer Legion 
batavifcher Patrioten, den Franzofen an, Die Nie- 
derlande wurden als batavifche Nepublif aus— 
gefprochen, und in derfelben die Erbftatthaltermürde, 
der Adel, und der Keligionsunterfchied in Hinfiche 
auf bürgerliche Rechte aufgehoben. 

Nach dem damals in der Republik Frankreich 
vorherrfihenden demokratiſchen Spfteme Eonnte 
in der, durch feierlihes Buͤndniß an fie gefnüpften, 
batavischen Republik die bisherige Foderativvers 
faffung nicht fortdauern. Batavien follte eine, der 
dritten DVerfaffung Frankreichs ähnliche, Conſli⸗ 
tution erhalten. Deshalb ward zum 1. März; 1796 
eine Nationalverfammlung nach dem Haag berufen, 
und aus berfelben ein Ausfchuß von 21 Individuen 
mit der Entwerfung der neuen Verfaffung beauftragt. 
Allein der von diefem Ausſchuſſe gemachte Entwurf 
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ward im Jahre 1797 von den uUwerſammlungen des 
bataviſchen Volkes verworfen, worauf im September 
1797 eine zweite Nationalverfanmlung , und in 
derfelben wieder ein Ausfchuß von 21 Mitgliedern 
zur Entwerfung einer neuen Verfaſſung zufammen- 
trat. Bei dem langen Anftreben dir Demokraten und 
Foͤderaliſten gegen einander, fiegte endlich die Parthei 
der eriten, nachdem Midderigh, der Präfivdent 
der Nationalverfammlung, alle Mitglieder verfelben 
verhaftenvtieß, welche vie feierliche Erklärung gegen 
die Statthalterwuͤrde, gegen den Foderalismus, gegen 
die Anarchie und Ariftoßratie verweigerten. Der 
franzöfifche Gefandte Lacroir genehmigte dieſe ges 
waltfame Maasregel. Cie bewirkte, daß vie neue 
rg am 17. März; 1795 im Haag unterzeiche 

t, und am 23. Apr. 1798 ohne Widerfpruch ange= 
—— ward. — Dieſe neue Verfaſſung ging von 
dem Grundfaße der VBolfsfouverainetät aus, 
fo daß, weil das batavifche Volk feine Angelegenhei- 
ten nicht in Perfon beforgen Eonne, eine Volksregie— 
zung durch Stellvertretung gebilder werden 
follte. Die wichtigften Folgerungen aus dieſem 
Grundfaße waren: „Nur allein in den Urver— 
fammlungen werden alle politifhe Rechte Durch 
die Bürger ausgenbt. — Aemter find Aufträge der 
Geſellſchaft für eine beftimmte Zeit. ie find 
weder erblich, noch einer Veräußerung fähig, noch 
befondere Voͤrrechte derer, die fie verwalten. — 
Jede Art Des Gotresdienftes genießt gleiche 
Sicherheit und gleichen Schuß. — Alle fogenannte 
Herrfihaftsrechte und Titel find, ohne irgend - 
eine Ertſchaͤdigung, fo wie alle Zehent-, Zins, 
Nachkaufs-, Tod- und Erbfaͤlle, und alle aus dem 
Lehnsſyſteme abſtammende Rechte für immer abges 
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ſchafft; doch ſoll der ftellverfretende Körper den Fuß 
und die Art der AbEaufung aller folcher Rechte 
beftimmen, welche als Früchte eines wefentlichen 
Eigenthums betrachtet werden koͤnnen. — Niemand 
kann angeklagt oder verhaftet werden, als in Kraft 
der Geſetze. Diejenigen, die ohne Zuthun des Nich- 
ters, in einem dringenden alle verhaftet werden, 
follen längftens innerhalb 24 Stunden ihrem befugten 
Kichter übergeben werden. — Die Güterconfifcation 
wird aufgehoben. — Alle Gilven, Corporationen 
und Innungen von Gewerben, Handwerken Ind 
Fabriken werden abgefchafft. — Der - Beitrag zu 
den nothwendigen Beduͤrfniſſen des Staates iſt eine 
geheiligte Schuld fuͤr jeden Buͤrger, um den Schutz 
zu verguͤten, den er genießt. Dieſer Beitrag wird 
von allen Bürgern nah dem VBerhältniffeihres 
Vermögens geleiftee. — Zur Ausuͤbung des 
Stimmenrechts der Bürger, wird die ganze Republik 
in Urverfamlungen, jede zu 500 Seelen, 
und in Diftrictsverfammlungen getheilt, 
worin die Wähler aus vierzig Urverfammlungen 
zufammen fommen. — Die drei vornehmften Ge— 
walten der Republik find: die ftellvertretende, 
die vollziehende und die richterliche Gewalt. 
Der ftellvertretende Körper repräfentirt das 
ganze Volk, und giebt im Namen defjelben Geſetze. 
Er zerfaͤllt in zwei Kammern, die eine von 60, die 
andere von 36 Mitgliedern. (Es ward auf 20,000 
Seelen Ein Repraͤſentant gerechnet. — Der Ent⸗ 
wurf und erſte Vortrag aller Geſetze und Beſchluͤſſe 
gehört allein und ausſchließlich der erften, die Bes 
ftätigung oder Nichtbeftätigung der zweiten Kam— 
mer zu. Alle Sißungen beider Kammern find offen t= 
lih. Die von der zweiten Kammer beftätigten 
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Beſchluͤſſe und Geſetze werden dem Vollziehungsrathe, 
um darnach zu verfahren, und der erſten Kammer in 
Abſchrift zugeſchickt. Der Vollziehungsrath, 
beſtehend aus fuͤnf Individuen, von welchen jaͤhrlich 
eins austritt, ernennt die verantwortlichen Miniſter, 
die. Commiſſarien bei den Departementsregierungen, 
bei den» Öerichtshofen, bei den Ocmeinderegierungen, 
und in Kriegszeiten bei der Kriegsmacht zu Waffer 
und zu Sande; verkuͤndigt die ihm von dem ftellver- 
tretenden Körper zugefandten Geſetze binnen dreien 
Zagen, und forget für deren Vollſtreckung; er organi⸗ 
firt die bewaffnete Macht und ernennt alle hohe Offi- 
ciere; er uͤberſchickt jährlich dem ftellvertretenden Kor: 
per. einen Ueberſchlag der gewühnlichen und der außer- 
ordentlichen Staatsausgaben, fo wie eine Berechnung 
der im vorigen Jahre bewilligten Summen; er er: 
nennt alle auswärtige diplomatifche Agenten, und 
leitet die Unterhandlungen. mit dem Auslande; er 
vorbereitet, „führt und fchließe die Unterhandlungen 
über Frieden, Buͤndniſſe, Freundfchafts- und Hans 
delsverträge, Doch unter nachfolgender Beftätigung 
von dem ftellvertretenden Körper. In Anfehung der 
Entftehung eines Krieges kann er in Unterhandlung 
treten, aber feinen Befchluß faffen, er muß deshalb 
dem ftellvertretenden Körper einen mit Gründen unter- 
ftüsten Antrag machen; jedes ausgetretene Mitglied 
des Vollziehungsrarhes bleibt zwei Jahre lang nach 
feinem Austritte verantwortlich wegen feiner, in dies 
fer Eigenfchaft verrichteren,, Handlungen. — Die 
Departements» und Gemeinderegierungen 
find ‚adminiftrative Behörden, dem Vollziehungsrathe 
unfergeordnet und verantwortlich.  Seves Depar: 
tement (es beftanden 8 Departemente nad) der Ber: 
faffung ) hat feine eigene Regierung, beftehend aus 
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fieben in ben Urverſammlungen jährlich gewählten 
Mitgliedern, Ueber jede Gemeinde ift eine Ge— 
meinderegierung gefeßt, deren Zahl, Wahlforn und 
Eigungszeit, auf den Antrag des Vollziehungsrathes, 
von dem ftellvertrerenden Körper jährlic) Durch ein Re— 
glement beftimme wird. — Die Richter find uns 
abhängig und unabfeßbar. eve Gemeinde hat einen, 
oder mehrere, in den Urverſammlungen gewählte 
Sriedengrichter. Jedes Departement hat einen Ge— 
richtshof zur Verwaltung der bürgerlichen und peins 
lichen Rechtspflege. Es befteht ein hoher National- 
gerichtshof zum Erkennen über Vergehen der Mitglies 
der des ftellvertretenden Korpers, des Vollziehungs- 
rathes, der Commiffarien und ver diplomatifchen 
Agenten,” | | 


43. 
ß) Die zweite VBerfaffung vom 3. 1801. 


Maren in diefer batavifchen Verfaffung der aus 
5 Individuen beftehende Vollziehungsrath (Staat s— 
bewind) dem damaligen Directorium Frankreichs, 
und die beiden Kammern dem Rathe der Fuͤnfhundert 
und der Alten nachgebildet, und mußte uͤberhaupt 
in dieſer Zeit des Weltkampfes die bataviſche Repu— 
blik das Schickſal der maͤchtigen Schweſterrepublik 
theilen; ſo erhielt auch Batavien, nach der Einfuͤh— 
rung der vierten (conſulariſchen) Verfaſſung in 
Frankreich, am 16. October 1801 eine neue — die 
zweite — Verfaſſung, mit einem geſetzgebenden 
Koͤrper von 35 Mitgliedern, und einem Staatsbewind 
von 12 Individuen. Dieſe Verfaſſung wiederhohlte, 
doch ohne Vorausſchickung des Grundſatzes der Volfs- 
fouverainetät, Die meiften ftaatsrechtlichen Beſtim— 
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mungen der erften Verfaſſung in Hinficht der Gleich⸗ 
heit vor dem Gefoge und bei der Beſteuerung - dee 
völligen Aufhebung des Lehnsweſens, ‘des gleichen 
Schutzes für alle Keligionsgefellfihaften, und ver 
Beibehaltung der Urverfammlungen für die 
Wahl ver Mitglieder des gefeßgebenden Körpers. 
Allein dem Staatsbewind, aus welchem in jedem 
Jahre ein Mitglied ausfcheiden follte, ward vie 
Initiative der Geſetze zugetheilt, fo daß er bie 
Sejeßesvorfchläge dem gefeßgebenden Körper vortra= 
gen, und die von diefem genehmigten Gefege befannt 
machen follte. Außerdem ftand ihm zu, alle Ver: 
träge, doch unter Vorbehalt der Genehmigung des 
gefeßgebenden Körpers, abzufchließgen; nur durfte er 
in Hinficht einer Kriegserklärung, ohne den 
Ausſpruch des gefeßgebenden Körpers, feinen Be— 
ſchluß faffen. Ihm ward die Verwaltung der öffent: 
lichen, Geldmittel, die Verfügung uͤber die Flotten 
und Kriegsheere, die Oberaufficht über die Polizei, 
und das Recht ertheilt, einen Geerath von 7 Perfo- 
nen zu ernennen. — Der gefeßgebende Koͤr— 
per, beftehend aus 35 Mitgliedern, für das erftemal 
unmittelbar von dem Staatsbewinde ernannt, und 
jährlich zum dritten Theile erneuert, follte aus feiner 
Mitte durch Stimmenmehrheit zwölf Individuen, 
für die’ Zeit einer jeden Sisung, ernennen, beftimmt 
für die Prüfung der von der Kegierung vor: 
gefchlagenen Geſetze. Dei der Abſtimmung 
darüber follten fich alle 35 Mitglieder mit einem ein= 
fachen Ja oder Nein angern. Sollte ein Antrag ver: 
worfen werden; fo Fonnte Die Negierung drei ihrer 
Mitglieder in den gefeßgebenden Körper abordnen, 
um denfelben näher zu unterrichten. Ward er aber 
dann von neuem verworfen; fo follte er ganz unter: 
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bleiben; doch mußte der gefeßgebende Körper feine _ 
Derwerfungsgründe der Negierugg mittheilen. — 
Die Departementalverwaltungen und Ge— 
meindeverwaltungen, fo wie die Beftimmuns 
gen über die richterliche Gewalt und deren Behoͤr— 
den wurden, mit wenigen DBeränderungen, aus der 
erften Verfaſſung beibehalten. — 


44, 
y) Die DBerfaffungen vom Sahre 1805 

Ä und 1806, 

Nur viertehalb Jahre blieb dieſe Berfaffung in 
Guͤltigkeit, und Batavien abhängig von der Dictatur 
des erften Konfuls. Als aber in Frankreich Napoleon 
die Faiferlihe Würde angenommen, und die vierte 
DVerfaffung durch organifche Cenatusconfulta ver, 
monarchifchen Regierungsform mehr angenähert 
hatte; fo erhielt auch die batavifche Republik am 15. 
März 1805, unter Napoleons Einfluffe, eine dritte 
Derfaffung, in welcher ein Rathspenſionair als 
Regent an die Spige geftelle, und der gefeggebenve 
Körper auf 19 Mitglieder , jedoch mit der Auffris 
fehung der ältern Benennung: hoch moͤgende Re— 
präfentanten, vermindert ward. Die Gtaats- 
formen ründeten fich bereits in diefer Verfaſſung nach 
dem monarchiſchen Princip, fo daß es im Jahre 
1806, bei der Ernennung Louis Napoleons zum 
erblihen Könige von Holland, feiner neuen 
Derfaffung, fondern blos einer Ergänzung diefer 
dritten bedurfte, 

Diefe dritte Verfaffung beftätigre die Vernich— 
tung des Lehnsweſens, Die ftaatsbürgerlichen Rechte, 
die Einrheilung der Republik in acht Departemente 
und Der Departemente in Diftricte. Die S ou: 
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verainetät des batavifhen Volkes follte 
durch die Berfammlungder Hochmögenden, 
mit dem Nathbspenfionair, repräfentirt 
werden. Die 19 Mitglieder der Verſammlung der 
Hochmögenden wurden (nicht in Urverſammlungen, fon= 
dern) von den Mitgliedern ‚ver Departementsverwals 
tungen auf drei Jahre nach dem Maasftabe erwählt, 
daß zur Ernennung eines Mitgliedes der Verſamm— 
lung der Hochmögenden die Departementsverfamm- 
fung eine Liſte von vier Kandidaten an den Rathspen⸗ 
fionair ſchickte, der aus dieſer Lifte zwei bezeichnete, 
von welchen ſodann die Departementalverfammlung 
einen wählte. Die Verfammlung der Hochmögenven 
follte nur über die Öegenftände beratbfchlagen, welche 
ihr von dem Rathspenſionair vorgelegt 
wurden, und biefelben, obne Veränderung 
oder Modificarion, annehmen oder verwerfen. 
Ward das vorgelegte Gefeß angenommen; fo zeigten 
fie es dem Rathspenſionair an, der es bekannt machte 
und ausfuͤhrte. Ward der Öefeßesentwurf verworfen ; 
fo mußten dem Karhspenfionair die Grunde der 
Weigerung vorgelegt werden, worauf Derfelbe ven 
nämlichen Entwurf, nur anders motivirt oter modi— 
ficirt, von neuem vorlegen Eonnte, — Die Vers 
fammlung der Hochmögenden hatte ausfchließlich 
das Recht, ‚über die allgemeinen Petitionen 
der Staarsbedürfniffe zu berathſchlagen; Die 
Friedens, Buͤndniß- und Handelsverträge zu rati— 
ficiren, und, auf den. Vorſchlag des Rathspenſionairs, 
ein Decret zur Kriegserklärung zu erlaffen; auch übte 
fie das Begnadigungsrecht, auf den Vorfihlag 
des Rathspenſionairs, und nad vorläufiger Einhoh— 
lung der Meinung des Nationaltribunals. — Der 
Rathspenſionair, dur die abjolute Stimmen» 
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mehrheit der 19 Mitglieder der Verſammlung der 
Hochmoͤgenden auf 5 Jahre ernannt, und immer 
wieder wählbar, follte die vollziehende Ge’ 
walt ausüben im Namen der Hochmogenden, 
der Repräfentanten der batavifchen Republik; - doch 
Eonnte er fein Amt zu jeder Zeit niederlegen, 
Er follte einen Staatsrath ernennen, deffen Gut— 
achten und Meinung er über alle Gegenftände fordern 
konnte, über welche er ihn un Kath fragen wollte, 
Erft nach Anhörung des Staatsraths follte er einen 
Entſchluß wegen der Entwürfe der Geſetze faflen. 
Ihm ſtand es zu, alle diplomatifche Agenten, alle 
Dfficiere der Sand» und Geemacht, alle Beamtete 
des Staates und alle Mitglieder der Tribunale zu 
ernennen, fo wie Die Heere und die Flotten zu leiten. — 
Die frühern Beftimmungen über die richterliche 
‚Gewalt, fo. wie über die Departemental- und 
Gemeindeverwaltungen wurden beibehalten, — 

Dbgleich der Karhepenfionair Schimmelpen— 
nink ein rechtlicher, thätiger und umfichtiger Mann 
war; fo fühlten doch die Niederländer Die drüdende 
Laͤhmung ihres Handels durch Napoleons Continental: 
foftem, und den Verluft ihrer Kolonieen in ‘dem 
zwifchen Großbritannien und Frankreich) ermeuerten 
Kriege. Zunächft unter dem Vorwande der ftrengften 
Aufrechthaltung des Continentalfyftems mußte eine, 
nach Paris berufene, niederländifche Deputation am 
24, Mai 1806 mit Talleyrand einen: Vertrag unter: 
zeichnen, in welchem Napoleon für ewige Zeiten 
dem Staate von Holland die Erhaltung feiner ver: 
fafjungsmäßigen Rechte, feine Unabhängigkeit, den 
unverminderten Umfang feiner Befigungen in beiden 
Erdtheilen, und feine politifche, bürgerliche und Firch- 
liche Freiheit garantirte, wogegen, aufden Antrag 
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der. Hohmögenden, der Prinz Louis Napo— 
leon zum erblichen und couftitueionellen Koͤnige 
von Holland ernannt ward ; doch follte der. König 
von Holland für immer der Inhaber einer Großwuͤrde 
des franzöfifchen Reiches, unter dem Titel Conne— 
table, fenn. 

Allein Louis Napoleon, der die Krone Hol: 
- lands nur ungern annahm, berüdfichtigte das In— 
tereffe feines Etaates fo fehr, daß er dadurch die 
Unzufriedenheit feines Bruders erregte, der ihm, bei 
feiner Abreife von Paris, öffentlich gefagt hatte: 
„ Hören Sie nie auf, Franzofe zu ſeyn. Die 
Würde Des" Connetable wird Ihnen die Pflichten, die 
Sie gegen mic zu erfüllen haben und die Wichtig: 
keit vorzeichnen, die ich mit der Ihnen anvertrauten 
Bewachung der feften Pläße verbinde, welche den 
Norden meiner Staaten fichern.’” — Durch das con: 
ftirutionelle Geſetz des Königreiches Hol: 
land vom 10. Juny 1806 ward die Verfaſſung 
vom Jahre 1805 beibehalten und beftätigt, und nur 
in den Yuncten verändert, welche durch die Ver— 
wandlung. der Republik in ein Königreich nöthig ges 
worden waren. Der König erhielt ausſchließlich 
und ohne Einſchraͤnkung die gänzliche Ausübung 
der Regierung und alle Macht, die Vollziehung 
der Geſetze zu fihern, und ihnen Achtung zu ver 
fchaffen; ihm ward das Begnadigungsrecht beigelegt ; 
ihm zur Geite-follte ein Confeilvon Landesein— 
gebohrnen ftehen; er follte vier Minifter ernennen, 
und die Regierung der Kolonieen ausfchlief- 
lich leiten. Der gefeßgebende Korper, bes 
ſtehend aus 38 Mitgliedern, die auf fünf Jahre er- 
wählt wurden, follte, gemeinfchaftlich mit dem 
Könige, die Geſetze geben. : 
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> MVergrößerte "gleich Napoleon das Königreich 
Holland, nach dem Tilfiter Frieden, durch das Für: 
ſtenthum Oftfriesland und die Herrfchaft ever; fo. 
mußte daffelbe doch dagegen Vlieſſingen und 
andere Diftricte fehon im Jahre 1807 an Franfreih 
abtreten, und, im Vertrage vom 16. März 1810, 
"zu noch bedeutendern Abtretungen und, Opfern fich 
verftehen. Bald darauf verzichtete ( (40Jul 1810) 
der Koͤnig Louis auf die Krone Hollands ; angeblich 
zu Öunften feiner Söhne, Allein Napoleon: erkannte 
diefe Niederlegung nicht an, und fprach am 9. Jul, 
1810 die Einverleibung des ganzen Königs 
reihes Holland ins franzöfifche Reich aus, 


45. 
d) Die Verfaſſung vom Jahre 1814 und 
1815. 


Sobald aber, nach der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig, 
der preußiſche Heerestheil unter Buͤlow der Grenze 
Hollands im Spaͤtjahre 1813 ſich naͤherte, mußten 
die wenigen in Holland gebliebenen Franzoſen dieſes 
Sand verlaſſen. ine ans Eingebohrnen zuſammen—⸗ 
getretene einſtweilige Regierungscommiſſion lud den 
Prinzen Wilhelm Friedrich von Naffaus 
Dranien zur Ruͤckkehr aus England ein, und legte 
ihm (1. Dec. 1813) den Titel eines fouverainen 
Fuͤrſten der Niederlande bei. Der Fuͤrſt 
erfchien am 2. Dec. im Haag, nahm diefen Titel 
an, verfprach aber fogleich, Die Kegierung unter 
der Öarantig einer zwedmäßigen, die 
Sreiheiten der Niederländer fihernden, 
Berfaffung zu führen, Deshalb berief er zum 
28. März 1814 die Notablen. der niederländifchen 
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Provinzen zuſammen, welche den ihnen vorgelegten 
Entwurf zur neuen Berfaffung fo einftimmig annah⸗ 
men, Daß von 600 Notablen blos 25 auf einige Ab⸗ 
änderungen im. Einzelnen angetragen hatten. Doch 
verzog fih die Einführung diefer Berfaffung ing 
öffentliche Staatsleben, weil die verbündeten Mächte, 
nach dem Abfchluffe des erften Parifer Friedens vom 
30. Mai 1814, die Bereinigung Belgiens 
mit Holland ausfprachen; nur daß turemburg, 
auf dem Wiener Congreffe, für:ein befonderes, zum 
teutſchen Bunde gehörendes, Großherzogt Bum, 
und für eine Gecundogenitur des oranifchen Haufes 

erklärt ward, obgleich der Regent des niederländifchen 
Staates die volle Souverainetät daruber üben ſollte. 
Der letztere unterzeichnete am 21. Jul. 1814 die Be⸗ 
dingungen der Vereinigung Belgiens mit Holland, 
und nahm, mit Zuſtimmung der auf dem Wienet 
Congreſſe vereinigten Mächte, am 16. Maͤrz 1815 
(in: derſelben Zeit, als Napoleon von Elba aug in 
Frankreich wieder erſchienen war), die koͤnigliche 
Wüuͤrde, und den Titel: Wilhelm 1, König 
der Niederlande, Prinz von Naffau - Oranien 
und Öroßherzog von Suremburg, an. Die Schlacht 
von Waterloo, aufbelgifchem Boden gekämpft 
(18. Jun.), entfchied über Napoleons Schickſal. Bald, 
nad) derfelben berief der König die Motablen der 
belgifchen Provinzen zufammen, damit fie gleich 
falls die von den Holländern bereits anerkannte Ver- 
faffung mit ven Veränderungen annehmen folls 
ten, welche in berfelben durch die Bergrößerungen des 
Königreiches nöthig geworden waren, Allein Die ver. 
jähree Abneigung der Belgier gegen die Bataver und 
die den belgiſchen Katholiken unwillkommene völlige 
Gleichheit aller Staatsbürger ohne Ruͤckſicht auf 

St. W. ate Aufl. IV. 16 | 
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die Religion bewirkte, daß theils ein Sechstheil der 
berufenen Notablen gar nicht erfchien, theils von den 
verfammelten nur 527 Stimmen für, und 796 Stim⸗ 
men gegen die neue VBerfaffung fich erklärten. Doch 
hatten 126 der legtern ausdrüdlich bemerft, daß ihr 
MWiderfpruch zunächft nur gegen die in der Verfaffung 
ausgefprochene völlige Freiheit des Eirchlichen Cultus 
und gegen die gleiche Berechtigung aller Bürger zu 
öffentlichen Aemtern, ohne Ruͤckſicht auf Religion, fich 
bezöge. — Der König glaubte in dieſem Wivderfpruche 
feinen Grund zu finden, die Einführung der neuen Ver: 
faffung zu verzögern. Er fprach alfo am 24, Aug. 
1815 die neue Verfaffung als Grundgefeß des _ 
Königreiches aus: „theils. weil die nördlichen 
Provinzen dieſes bereits angenommen hätten; theils 
weil die in. Hinficht der Gleichheit des Firchlichen 
Cultus aufgeftellten Beftimmungen auf Verträge fich 
gründeten, und nach den Örundfägen eingerichtet 
wären, welche die verbuͤndeten Souveraine in das 
europäifshe Staatenſyſtem eingeführt hätten. — Sie 
koͤnnten daher aus der nieberländifchen Verfaffung 
nicht weggelaflen werden, ohne vie Eriftenz Der 
Monarchie felbft in die Wagfchale zu legen. “ 


46. | | 
- b) Politifcher Charakter der niederländis- 
hen VBerfaffung vom 24. Aug. 1815. 

Diefe Verfaffung umfchließt in eilf Kapiteln 234 
Artikel. Der wefentliche Inhalt derfelben ift folgender: 
1) Bon dem Königreihe und deffen Eins 

| wohnern. - 


Das Königreich der Niederlande, deſſen Gren— 
zen durch die Wiener Congreßacte beſtimmt wurden, 
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befteht aus folgenden Provinzen: Nordbrabant, Suͤd— 
brabant, Limburg, Geldern, Lüttich, Oſtflandern, 
Woeftflandern, Hennegau, Holland, Seeland, Na: 
mur, Antwerpen, Utrecht, Friesland, Oberyſſeh, 
Groningen und Drenthbe. Das Großherzog: 
tbum turemburg, fo wie es durch Die Wiener 
Congreßacte begrenzt ift, fteht unter Einer Souverai— 
nerät mit dem Koönigreiche der Niederlande und wird 
nad) demſelben Örundgefeße regiert; unbefchader fei- 
ner Derhältniffe zu dem teutſchen Bunde, 

Jeder Eingebohrne des Königreiches, fo_wie die 
Naturalifirten, find zu allen Aemtern fähig. Die 
Ausübung der bürgerlichen Rechte ift durch das Geſetz 
beſtimmt. 


2) Boni dem Könige. 


Die Krone ift erblich in den rechtmäßigen 
männlichen Defcendenten des Königs Wilhelm 
nach dem Nechte der Erftgeburt. - in gänzlicher 
Ermangelung der männlichen Defcendenten find die 
Töchter des Königs, nach der Primogeniturordnung, 
zur Thronfolge berufen, Hat aber ein Weib die Krone 
auf ein anderes Haus uͤbergetragen; fo £rift dieſes 
Haus in alle Rechte des jetzt regierenden Haufes ein, 

Der König der Niederlande kann Feine andere 
Krone tragen. Nie Fann der Ci der Regierung , 
außerhalb des Königreiches verlegt werden. 

Der Konig hat eine. Civillifte von 2,400,000 
Gulden, aus dem öffentlichen Schage zahlbar. , Auf 
den Vorfchlag des Königs. koͤnnen von diefer Summe 
500,000 Gulden ihm in Domainen zu völligem 
Eigenthume angewiefen werden. Außerdem find 
mehrere Sommer und Winterpalläfte zur Wohnung 
des Königs beftimmt. = | 

16 * 
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Der König, die Prinzen und Prinzeffinnen feie 
nes Haufes find von allen perfonlichen, und directen 
Auflagen, von der Grundftener aber nur für die ihnen 
angewiefenen Wohnungen befreiet, übrigens alten 
andern Auflagen unterworfen. 

Der "Altefte Sohn des Königs, oder fein männ= 
licher Defcendent , als praͤſumtiver Kronerbe, ift der 
erfte Unterthan des Königs, führt den Titel 
eines Prinzen von Dranien, und genießt, nach 
zuruͤckgelegtem achrzehnten Jahre, ein Einkommen von 
100,000 Fl. aus dem Sffentlichen Schatze, welches 
nach feiner Bermählung verdoppelt wird. 

Der Konig ift mit erfüllten achtzehnten Jahre 
mindig. Während der Minderjährigfeit Des Koͤ— 
nigs, oder wenn der Konig fich außer Stande befin= 
det, zu regieren, wird die koͤnigllche Macht von einem 
Kegenten geuͤbt. Wenn in dem letztern Falle 
der Prinz von Oranien volle 18 Jahre alt ift; fo ift 
er Regent von Rechts wegen. 

Der König wird, beim Antritte der Regierung, 
in einer öffentlichen — im Freien gehaltenen — 
Sitzung der beiden Kammern inaugurirt, nachden 
ihm, in diefer Sitzung, das Fundamentalgefeg ganz 
vorgelefen, und von ihm der in demſelben vorgefchrie= 
bene Eid geleiftee worden ift. 

Der Konig hat die Leitung der auswärtfi- 
gen Angelegenheiten; er ernennt alle diplomas . 
tifche Agenten... Er erklärt Krieg, ſchließt 
Frieden, und fest die beiden Kammern der Gene: 
ralftaaten davon in Kenntniß. Ihm gehört das Kecht, 
alle andere Verträge und Conventionen 
abzufchliegen und zu ratificiren. Er fest die beiden 
Kammern davon in Kenntniß, fobald er glaubt, daß 
das Intereſſe und die Eicherheit Des Staates es ers 
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lauben. — Der König verfügt uͤber die Sand = und 
Seemacht, und ernennt die Officiere bei derfelben. — 
Die-oberfte Leitung Der Kolonicen gehört 
ausfchlieglih dem Könige. — Er hat die 
oberfte Zeitung der Finanzen; er orditet und beftimme 
die Befoldungen der Collegien und Staatsbeamten, 
welche aus dem öffentlichen Schaße bezahlt werben, 
und fragt fie ein in das Budget der Husgaben des 
Staates. Die Befoldungen der Staatsbeamten des 
richterlichen Standes find Durch) das Gefeß beftimmt. 

Der König ertheilt den Adel. — Er uͤbt das’ 
DBegnadigungsrecht, nach Abfaffung eines Gutach⸗ 
tens von dem Obetgerichts hofe. 

Er legt den Generalſtaaten die Ge— 
ſetzesentwuͤrfe vor; er beſtaͤtigt oder ver— 
wirft die Vorſchlaͤge, welche ihm die Ge— 
neralftaaten thun. 

Es beſteht ein Staatsrath aus hoͤchſtens 24 
Mitgliedern, welche der Koͤnig nach Belieben ernennt 
und entſetzt. Der Koͤnig hat den Vorſitz im Staats— 
rathe. Im Staatsrathe wird uͤber alle Vorſchlaͤge 
berathſchlagt, welche der König den Generalſtaaten 
thut, und von Diefen an ihn gelangen; fo wie dıber 
alle Maasregeln für die innere Verwaltung, und für 
die Befisungen in andern Erdtheilen. — Der König 
entfcheider allein, bringe aber feine Entfcheidungen 
zur Kenntniß des Staatsrarhes. — Der König 
gründet Minifterialtepartemente, und ernennt und 
entfeßt deren Chefs nach Belieben, 


3) Bon ven Generalftaaten. 


| Die Oeneralftaaten repräfentiren die Nas 
tion. ie werden aus zwei Kammern gebildet. 
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Die-eine Kammer befteht aus 110 Mitgliedern, 
welche von den Staaten der Provinzen nach folgendem 
Maasftabe ernannt werden: Nordbrabant ernennt 7,” 
Cidbrabant 8, Limburg 4, Geldern 6, Lüttich 6, 
Oſtflandern 10, Weftflantdern S, Hennegau 8, Hole 
land 22, Seeland 3, Namur 2, Antwerpen 5, 
Utrecht 3, Friesland 5, Obernffel 4, Groningen 4, 
Drentbe 1, Luxemburg 4. 

Die andere Kammer, welche den Namen der 
erften führe, befteht aus wenigftens 40, hoͤchſtens 
60 Mitgliedern, die volle 40 Jahre alt ſeyn müffen, 
und von dem Könige auftebenszeit aus den Pers 
fonen ernannt werden, welche dur) dem Gtaate 
geleiftere Dienfte, durch ihre Geburt oder ihr Ver— 
mögen am ausgezeichnetften find. 

Wählbar in die zweite Kammer find Perfonen, 
welche in. der Provinz, von welcher fie ernannt wers 
den, wohnhaft und volle 30 Jahre alt find. Land— 
und Geeofficiere find nur wählbar, wenn fie einen 
Kang über den der Sapitaine haben. Die Mitglieder 
der Kammer werden auf drei Jahre erwählt; die 
Kammer wird jährlich zum dritten Theile erneuert ; 
doch Fonnen die heraustretenden Mitglieder unmittel— 
bar darauf wieder gewählt werden. Die Mitglieder 
diefer Kammer erhalten Entfehädigung. Ihr Praͤſi— 
dent wird, für Die Dauer einer Sitzung, von dem 
Könige ernannt ans einer dreifachen, von der Kam— 
mer ihm überreichten,, Lifte. 

Die Mitglieder der erften Kammer erhalten 
‚eine Eumme von 3000 1. jährlich, und leiften den, 
für die Mitglieder der zweiten Kammer vorgefihriebe= 
nen, Eid in Die Hände des Konigs. Der Präfident 
diefer Kammer wird von dem Konige ernannt. 

Die Chefs der allgemeinen Berwaltungsdepars 
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temente: haben in beiden Kammern Sitz. Fin Mit 
glied der Provinzialftaaten, Das zu den 
Generalftaaten ernannt wird, verliert 
feine vorige Eigenſchaft. Jede der beiden 
Kanmern führe den Titel: edle und hochmögende 
Herren. Die Generalftaaten verfammeln fi). jährlich 
einmal; ihre Sißungen werden abwechfelnd in einer 
Stadt der nördlichen und der füdlichen Provinzen 
gehalten. Der König kann fie außerordentlich zu— 
fammenberufen. Bei dem Ableben des Königs ver: 
fammeln fich diefelben ohne vorhergegangene Zuſam—⸗ 
menberufung. 

Keine der beiden Kammern fann einen Befchluß 
faffen,, wenn nicht wenigftens die Hälfte ihrer Mit— 
glieder verfammele ift. Jeder Befchluß "wird durch 
die abfolute Mehrheit der Stimmen gefaßt. 
Blos die Wahlen und Vorfchläge der Candidaten 
gefchehen durch geheime Stimmenfammlung. 

In den Fällen, wo, nach der Verfaſſung, 
beive Kammern vereinigt find, fißen die Mitglieder 
ohne Unterfchied der Kammern, Der Präfident der 
erften” Kammer leitet die Berathfchlagungen. 

Die gefeggebende Gewalt wird ges 
meinfchaftlih, von dem Könige und den 
Generalſtaaten geübt. u 

Der König richtet die Vorfchläge, welche er den 
Generalftaaten thun will, an die zweite Kam— 
mer, durch ein Senpfchreiben, welches die Be— 
weggründe enthält, oder. durch Commiſſaire. Die 
Kammer berathfchlagt in allgemeiner Verſammlung 
über Beinen DVorfchlag des Königs eher, als bis fie 
ihn in den verfchiedenen Sectionen geprüft hat. Die 
Sißungen der zweiten Kammer find offentlidy; 
doch) bildet fich die Kammer zu einer Commite, wenn 
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der zehnte Theil der anwefenden Mitglieder, oder det 
Praͤſident es verlange. — Wenn die zweite Kammer, 
nach Berathfchlagung Über das Gutachten ihrer Sec: 
tionen, den Gefeßesentwurf annimmt; fo fenbet 
fie ihn der erften Kammer, Wenn fie ihn nicht 
annehmen zu Eonnen glaubt; fo benachrichtigt fie den 
König davon, — In der erften Kammer wird 
über den, von der zweiten Kammer angenommenen, 
Vorſchlag des Königs in den Sectionen, und fodann 
in der allgemeinen Sitzung berathfchlagt. Im Falle 
der Annahme, fo wie der Nichtannahme, giebt fie dem 
Könige und der zweiten Kammer Nachricht deshalb. 
Die Generalftaaten haben das Recht, dem 
Könige Borfcehläge zu thunz doch gehört das 
Recht, eine Berathſchlagung Über einen 
dem Könige zu mahenden Vorſchlag zu 
veranlaffen, ausfchließlich der zweiten 
Kammer Wird der Vorfchlag gebilligt; fo gehet 
er an die erfte Kammer Genehmigt ihn diefe; fo 
lege fie ihm dem Könige vor, und benachrichtige davon 
die zweite Kammer, Werwirft fie ihn; fo eröffnet 
fie dies der zweiten Kammer. Wenn der Konig 
einen Borfchlag der Generalftaaten annimmt; fo 
drückt er fich mie den Worten aus: „Der König 
willigt ein. Verwirft er ihn; fo heißt es: „Dev 
König wird in Heberlegung nehmen,“ 
Das Budget der Ausgaben muß die Bei— 
ffimmung der Generalftaaten haben. Es 
wird von dem Könige der zweiten Kammer: vorge: 
legt. Das Budget wird in zwei Theile getheilt. 
Der erfte Theil enthält alle ordentliche, fefte und 
beſtehende Ausgaben, vie fich befonders auf den Fries 
denszuftand beziehen; der zweite Theil die außer- 
ordentlicher, unvorbergefehenen und ungewiflen Aus— 
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gaben, welche vorzüglich zur Zeit des Krieges nach 
den Umftänden beftimmt werden müffen. Der erfte 
Theil foll, nach der Annahme von den Generalftaaten, 
auf zehn Jahr, der zweitenur auf ein Jahr gelten, — 
Der König läßt jährlich den -Generalftaaten eine 
genaue Berechnung der Anwendung der öffentlichen 
Gelder vorlegen. 


4) Bon den Provinzialftaaten *), 

Die Staaten der Provinzen beftehen aus den 
von den drei Ständen erwählten Mitgliedern: des 
Adels (oder der Ritterſchaft), ver Städte, 
und der Tandfchaft. Die Gefammtzahl der Mit: 
glieder der Provinzialftaaten, fo wie die von jedem 
Stande zu erwählende Anzahl, wird von.dem Könige 
nach dem Öntachten einer Commiffion beftimmt, welche 
er in jeder Provinz ernennt. 

Die Adlichen jeder Provinz koͤnnen, nach) 
ihrem Befinden, einen ritterfchaftlichen Verein- Bilden. 
Gefchieht es; fo unterwerfen fie ihre Neglements der 
Genehmigung des Königs, fo wie derſelbe uͤber die 
erfte Zufammenberufung deffelben, und über die Zu— 
laffung zu demfelben entſcheidet. 

Jede Stade hat ein Wahlcollegium, das jedes 
Jahr fich verfammelt, um zu den erledigten Stellen 
im Staatsrathe zu ernennen. Die ftinmfähigen Ein- 
wohner jeder Stadt ernenifen zu den erledigren Stel— 
len in den Wahlcollegien. Die Reglements jeder 


*) Unter allen neuen Verfaffungen des jüngern Europa feheint 
die nigderländifche die wichtige Aufgabe: in weldhem 
Verhältniffe die Provinzialfiände zu den 
Neihsftänden ſtehen follen, am umfcießendften 
und gluͤcklichſten gelöfet zu Haben, R 
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Stadt beſtimmen die Quote der directen Steuer, 
welche man bezahlen, und die andern Eigenſchaften, 
welche man haben muß, um ſtimmfaͤhig zu ſeyn. 

Man kann nicht zu gleicher Zeit Mitglied der 
Staaten von mehr als einer Provinz feyn. 

Der König ernennt in allen Provinzen 
Commiffaire, die Vollziehung der Geſetze zu 
fihern, und über die ntereffen des Königreiches und 
der Provinzen zu wachen. Sie haben den VBorfig 
in der Berfammlung der Provlinzialftaas. 
ten, und der aus ihrer Mitte zu ernennenden Depus 
tationen. 

Die Provinzialftaaten verfammeln ſich jährlich 
wenigftens einmal, und zwar auf Eonigliche Zufams 
menberufung. Jeder Beſchluß derſelben wird nach 
der abſoluten Stimmenmehrheit gefaßt. 

Die Provinzialftaaten unterwerfen die Koften 
ihrer Verwaltung dem Könige, der fie, im Falle der 
Genehmigung, ins allgemeine Budget der Staats— 
ausgaben aufnimmt. 

Die Provinzialftaaten ernennen in oder außer— 
halb ihrer Mitte die Mitglieder der zweiten Kam— 
mer der Öeneralftaaten. Sie erwählen diefelben, fo 
weit es möglich ift, aus den verſchiedenen Theilen der 
Provinz. 

Die Provinzialſtaaten ſind beauftragt 
mit der Vollziehung der Geſetze, welche 
den Schutz der verſchiedenen Gattungen 
des Eultus, den oͤffentlichen Unterricht, 
die Wohlthärigkeitsanftalten, die Auf: 
munterung des Aderbaues, des Handels 
und der Gewerbe betreffen. Sie haben 
alles unter fih, was mit der innern Ver— 
waltung und Defonomie ihrer Provinz zu: 
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fammenhängt. Ihre Verordnungen und Regle— 
ments müfjen aber, bevor fie vollzogen werden koͤn— 
nen, Die Eonigliche- Genehmigung erhalten haben. 
Sie halten dartıber, daß die freie Einfuhr und Aus» 
fuhr und der Tranfito der Waaren und Güter nur 
den, in den Geſetzen begründeten, Beſchraͤnkungen uns 
terliegen, : Sie vermitteln die Streitigkeiten. der Local— 
behörden. — Der Konig kann diejenigen Verband» 
lungen der Provinzialftande, welche den Geſetzen oder- 
dem allgemeinen nterefje zuwider feyn ſollten, fufpen= 
diren oder annulliren. — Die Provinzialftände thun 
dem Könige Vorfihläge zur Unterhaltung oder Vollen= 
dung der Arbeiten und Anftalten, welche fie fir ihre 
Provinz nüßlich glauben. Cie Eonnen zu gleicher 
Zeit die Mittel vorfehlagen, den Aufwand ganz oder 
zum Theile auf Koften der Provinz herbeizufchaffen. 
Im Falle ver Genehmigung fteht ihnen die Leitung 
der Arbeiten und der Verwaltung der Mittel zu, unter 
der BVerpflihtung, Rechnung davon abzulegen. 
Sie koͤnnen die ntereffen ihrer Provinzen und der 
ihrer Verwaltung Anverteauten bei dem Konige und 
den ©eneralftaaten unterftüßen. 

Die Provinzialftaaten ernennen aus ihrer 
Mitte eine Deputation, welche fomohl während 
der Dauer ihrer Sitzungen, als auch, wenn fie nicht 
verfammelt find, im Allgemeinen mit Allem beauf: 


; tragt ift, was zur täglichen Verwaltung und zur Voll: 


ziehung der Geſetze gehört. 

Die Localverwaltungen haben die volls 
ftändige und gänzliche leitung ihrer befondern und 
häuslichen Intereſſen, wie diefe durch“ Keglements 
beftimmt.ift, welche die Provinzialftaaten verfertigen 
laffen, und der König beftätige. Die tocalverwal- 
tungen find gehalten, den Provinzialftaaten 


* 
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ihr Budget der Einnahme und Ausgabe 
vorzulegen, und fi) nach dem zu richten, was 
die Provinzialftaaten deshalb vorfihreiben. Keine 
neue Gemeindeauflage kann ohne Bewili igung Des 
Königs eingeführt werden. 

Jeder Einwohner des Koͤnigreiches 
hat das Recht, geſchriebene Petitionen 
an die competenten Behörden zu ſenden, 
wenn er es nur individuell, und nicht 
nomine collectivo thut. Das letztere ſteht 
blos den geſetzlich conſtituirten und als ſolchen aner— 
kannten Corporationen, und nur uͤber Gegenſtaͤnde 
zu, welche zu ihrem Wirkungskreiſe gehoͤren. 


5) Von der Gerechtigkeitspflege. 


Es ſoll für das ganze Koͤnigreich einen und den⸗ 
felben-Coder des bürgerlichen, peinlichen und Handels- 
rechts, der Organifation der richterlichen Gewalt, und 
des bürgerlichen und peinlichen Verfahrens geben. 

Niemand kann, wider feinen Willen, feinem 
nathrlichen Richter entzogen, und niemand, aufer 
wenn er auf frifcher That ergriffen wird, anders, 
als Kraft eines Befehls feines Richters verhaftet wer- 
den, welcher motivire feyn, und der verhafteten Per: 
fon im Augenblide der Verhaftung, oder unmittelbar 
nachher, vorgezeigt werden muß. — Wenn, bei außer⸗ 
ordentlichen Umſtaͤnden, Die öffentliche Behörde einen 
Bürger verhaften läßt; fo muß der, der den "Befehl 
der Verhaftung gab, binnen 24 Stunden den Kichter 
des Ortes davon in Kenntniß feßen, und fpäteftens 
in 3 Tagen die verbaftete Perfon an ihn abliefern. 

Die Gonfifcation des Vermoͤgens 
fann nie ſtatt finden, um welches Verbrechens 
willen e8 auch fey. 
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Jedes Criminalurtheil, das auf Condem⸗ 
nation erkennt, muß das Verbrechen mit allen Um: 
ftänden, welche es begründen, ausfprechen, und die 
Artikel des Geſetzes anführen, welche die Strafe an— 
drohen. — Bei den Civilurtheilen werben bie 
Grunde angegeben. 

Jedes Urtheil wird in offentlichem Gerichte 
ausgefprochen. 

Es giebt für das ganze Kormigreich einen Ober: 
gerichtshof als oberftes Tribunal. Unter der Ges 
richtsbarkeit defjelben ftehen die Mitglieder der Gene: 
ralftaaten, die Chefs der allgemeinen Verwaltungss 
depattemente, die Staatsraͤthe und die Commiffaire 
des Königs in den Provinzen, wegen aller während der 
Dauer ihres Amtes begangenen Vergehungen. — 
Der Obergerichtshof hat die Oberaufjicht über die 
Derwaltung der Öerechtigfeitspflege im ganzen Koͤnig— 
reihe. — Der Konig ernennt zu den erledigten Stels 
len des Dbergerichtshofes aus einer dreifachen Lifte, 
welche ihm Die zweite Kanımer überreicht; auch ers 
nennt er den Präfidenten deſſelben aus feiner Mitte, 
und den Öeneralprosurator. 

Es giebt einen Gerichtshof für einen oder 
mehrere Provinzen. - Der König ernennt zu 
den erledigten Stellen aus einer dreifachen $ifte, welche 
ihm von den Provinzialftaaten überreicht wird; 
auch ernennt er den Präfidenten und die Generalpro= 
curatoren biefer Serichteppfe. 

Die Verwaltung der Civikjuftiz iſt den Provin⸗ 
zialgerichtshoͤfen anvertraut. 

Auf Lebenszeit werden ernannt: die Mitglieder 
des Obergerichtshofes, der Provinzialgerichtshoͤfe und 
der Griminalteibunale , fo wie die Oeneralprocurato= 
ren. Die Dauer der Functionen der andern Richter ift 
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durch das Geſetz beftimmt. Kein Richter kann feiner 
Stelle anders, als auf fein Anfuchen, oder durch ein 
Urtheil entfeßt werden. 

Kriegsräthe und ein Oberfrieggerichtshof erken— 
nen ber alle Vergehungen der fand= und Seeſolda— 
ten, — Die ordentlichen Tribunale erkennen über alle 
wider eine Militairperfon angeftellte Civilklagen. 


6) Von dem Cultus. 


Die Freiheit der religiofen Meinungen ift Allen 
garantirt, und gleicher Schuß allen religiofen Gemein 
den im Königreiche bewilligt. 

Alle Unterthanen des Königs, ohne Unterfchied 


des Firchlihen Slaubens, genießen diefelben 


bürgerlichen und politifchen Rechte, und 

find zu allen und jeden Würden und YUemtern fähig. 
Der König wacht daruͤber, daß die für die vers 

fchiedenen Gattungen des Cultus angewiefenen Sums 


men, welche aus dem öffentlichen Echaße bezahlt wer⸗ 


den, eine andere Anwendung erhalten, als die, für 
welche fie beftimmt find. Der Konig wacht darüber, 
daß Eein Cultus in der durch Die Verfaffung gefichers 
ten Freiheit der Ausübung geftort werde. — Er wacht 
darüber, daß alle Gattungen des Cultus in dem Ges 
horfame verbleiben, welchen fie den Gejeßen des Staa— 
tes ſchuldig find, ; 


7) Don den Finanzen. 


Keine Auflage kann anders, als Kraft eines Ge— 
feges, eingeführt werden, 
Sn Hinficht der Abgaben findet Eein Privis 
legium ftatt. 
Alle Jahre wird Die öffentliche Schul, nach dem 
Antereffe der Staatsgläubiger, in Berathung gezogen. 


N 
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Es giebt für das ganze Königreich eine Rech: 
nungsfammer, beauftragt mit der Prüfung und 
Liquidation der jährlichen Rechnungen der allgemeinen 
Derwaltungsdepartemiente, und aller, welche dem 
Staate KRechenfchaft ablegen müffen. — Der König 
ernennt zu den erledigten Stellen verfelben F einer 
dreifachen Liſte, welche die zweite Kammer er Ge⸗ 
neralſtaaten ihm vorlegt. 


8) Von der Vertheidigung des Staates. 


Zufolge alter Gewohnheit und nach den Grund⸗ 
fägen der Utrechter Union, ift eine der erften Pflichten 
der Einwohner ‚des Königreiches, zur Erhaltung der 
Unabhängigkeit und zur DVertheidigung des Staates 
die Waffen zu tragen. | 

Der Konig forget daflır, daß eing hinreichende 
- Sand- und Seemacht, welche durch freimillige 
Dienſtnehmung Einheimifcher oder Frem— 
der gebildet wird, beftändig unterhalten werde, um 
in oder außer Europa zur dienen. — Fremde Trups 
pen koͤnnen nur mit gemeinfamer Uebereinftimmung 
des Königs und der Öeneralftaaten in 
Dienfte genommen werben. 

‚ Unabhängig von dem ftehenden land = und See⸗ 
heere giebt es eine Nationalmiliz, von welcher 
in Sriedengzeiten jährlich ein Fuͤnftheil verabſchie— 
det wird. Sie wird, ſo weit es moͤglich iſt, durch 
freiwilliges Anwerben gebildet, in Ermanges 
lung aber der hinreichenden Anzahl freiwillig Ange⸗ 
worbener, durch das Loos vollzaͤhlig gemacht. Alle 
am 1. San. jedes Jahres unverheirathete Einwohner, 
welche zu Diefer Zeit das 19te Jahr erreicht und 
das 23fte noch nicht beendigt haben, nehnien 
an der Ziehung Theil, — In gewöhnlichen Zeiten wird 


256 Pofitives Staatsrecht. 


die Miliz. jährlich einen Monat lang erereirt. Im Falle 
eines Krieges, oder bei außerordentlichen Unftänden, 
kann der König die ganze Miliz berufen und verſam— 
melt halten. In feinem Falle fann die Miliz 
indenKolonieen gebraucht werden; auch darf 
fie in ai Falle, ohne die Einwilligung der Gene— 
ralftaafen , die Grenzen des Königreiches überfchreis 
ten, außer bei dringenden Öefahren., 

Alte Ausgaben, die auf die Heere des Staates 
fich beziehen, werben von dem öffentlichen Schatze 
getragen. 


9) Von der Direction der Gewäffer, 
Brüden und Straßen, Ä 


Der König hat die Oberaufficht über die hydrau⸗ 
lifchen Werke, Brüden und Straßen ohne Unter: 
ſchied. Es befteht eine Generaldirection derfelben, 
Der König beftimmt, nachdem er die Provinzialftaas 
ten gehört hat, und nach) dem Gutachten des Staats- 
rathes, welche Arbeiten unter Die Leitung des Staates 
geftelle werben follen. 

Die Provinzialftaaten haben die Aufficht uͤber 


‚ die Kandle, Fahrwaſſer, Seen, Gewäfler, Brüden 


und Straßen, welche auf Koften- der Gefellfchaften, 
Gemeinden oder Privatperfonen beftehen. — Sie 
haben in ihren Provinzen die Aufjicht über die Be— 
nugung der Torfgruben, Gteinbrüche, Steinkohlen— 
lager und andere Gruben und Bergwerke, ſo wie über 
die Wäfferungen, Eindeichungen und Austrodnungen, 

Die an den Barrieren, Brüden und Schleufen 
bezahlten Zölle find zur Unterhaltung und Verbeſſe— 
rung der Straßen, Brüden, Kandle und ſchiffba⸗ 
ren Fluͤſſe beſtiimmt. Der Ueberf chuß, wenn einer 
da ift, bleibt für Ausgaben von derfelben' 
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Befchaffenheitinderfelben Provinz aufge 
hoben; mit alleiniger Ansnahme der auf den großen 
Sommunicationswegen des Königreiches erhobenen 
Zölle, deren Ueberſchuß zu denſelben Zweden da, 
wo e8 der König befiehlt, verwendet werben kann. 


10) Bon dem öffentlichen Unterrichte und 
den Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 


Der öffentliche Unterricht ift ein beftändiger Ges 
genftand der Vorforge der Regierung. Der König 
läßt jährlih den Öeneralftaaten Rechen— 
fhaft ablegen von dem Zuftandeder obern, 
mittlern und niedern Schulen, 

Da die Preffe das zwedmäßigfte Mittel ift, 
Aufklärung zu verbreiten; fo fann jeder derfel- 
ben fich bedienen, um feine Öedanfen mit. 
zutbeilen, ohne eine vorgängige Erlaub— 
niß noͤthig zu haben. Allein jeder Berfaffer, 
Druder, Herausgeber oder Bertheiler ift 
für die Schriften verantwortlich, welche 
die Kechte der Öefellfhaft oder eines 
Andividuums verlegen. 

Von der Verwaltung wohlthätiger Anftalten und 
der Erziehung der Armen wird ebenfalls den Gene— 
ralftaaten jährlich Kechenfchaft abgelegt. 


11) Bon den Veränderungen und Zufägen 
zur Verfaſſung. 


MWenn die Erfahrung zu erkennen gäbe, daß 
Abänderungen oder Zuſaͤtze zu der Verfaſſung noth= 
wendig wären; fo muß ein Geſetz fie mit Präcifion 
bezeichnen, indem es zugleich ihre Nothwendigkeit 
ausfpricht. 

Diefes Gefes wird den PIE aan zuge⸗ 

St. W. ꝛte Aufl. IV. 
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fandt, welche in der Friſt, die es feftfeßt, den ordent— 
lichen Mitglievern der zweiten Kammer der Gene: 
ralftaaten eine gleiche Anzahl außerordent: 
licher Mitglieder hinzufügen, die auf diefelbe 
Art, wie die erften, gewählte werden. 

Die zweite Kammer kann keinen Entſchluß 
über eine Abänderung oder. einen Zufaß zu der Der: 
faffung nehmen, wenn nicht zwei Drittheile Der Mit: 
glieder gegenwärtig find. Die Befchlüffe werden nach 
der Mehrheit von drei Viertheilen der Stimmen gefaßt. 

Keine Abänderung in der Verfaſſung oder in 
der Succeffionsordnuung kann — einer Regent⸗ 
(Haft gemacht werben. 





47. 
DI: BE 
a) Geſchichtliche Kinleitung. 


Da alle, feit dem Jahre 1797 bis zum Jahre 
1814 in den einzelnen italienifchen Staaten einges 
führte, neue Verfaffungen nad) der Verzichtleiftung 
Napoleons. auf die Throne Frankreichs und Ataliens 
(11. Apr. 1814) wieder erlofchen find, und, feit Der 
MWiederherftellung der vorigen Srdnung der Dinge in 
Stalien, nur im lombardifchevenetianifchen 
Konigreiche, im Kirchenftaate und in ven 
jonifchen Inſeln conftitutionelle Statute beftehen; 
fo kann das pofitive öffentliche Staatsrecht jener wieder 
erlofchenen Verfaffungen Italiens blos geſchicht— 
lich gedenken, und den politifchen Charakter derfelben 
nur in Eurzen Umriffen angeben. 

Dazu Fommt, daß, als Napoleons Herrfihaft 
ihren höchften Gipfel erreicht Hatte, ein bedeutender 
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Theil Italiens dem eigentlichen Frankreiche felbft ein- 
verleibe war, — fo namentlich Savoyen, Pie: 
mont, Nizza, Genua, Parma, Tofkana 
und ein großer Theil des Kirchenftaats, mit .der 
Stadt Rom, — in welchen Laͤndern, als Theilen 
Frankreichs, bis zum Jahre 1814 die vierte Ver— 
faffung Frankreichs gaft,' während, außer diefen 
Frankreich einverleibten fändern , blos noch das Ko: 
nigreich Stalien und das Konigreich Nea— 
pel, als befondere, aber von Napoleon abhängige, 
Staaten beftanden. Gelbft die jonifchen Inſeln 
gehorchten von 1807 — 1814 dem mächtigen Kaifer. 
Nur die unbedeutende Republik ©. Marino und 
das unter brittifchem Schuße ftchende Königreich 
Sicilien waren im Öenuffe ihrer Selbfiftändigkeie 
geblieben, 

ı Us im Fahre 1797 ver Altefte Freiftaat- Ita— 
liens, Venedig, zufanmenflürzte, und feine Pro— 
vinzen im Frieden zu Campo Formio zwifchen Deftreich 
(zur Entfchädigung für Belgien) und der cisalpini= 
fhen Republik getheilt wurden, friftere der Freiftaat 
Genua, unter mehrmaligem Wechſel feiner Ber: 
faffungsformen *), fein politifches Dafeyn bis zum 


2 Weber diefen Wechſel vergl. meine E urop. Conſtitt. 
Th. 3. S. 452 ff. — Die Veränderungen in der fruͤhern 
ariſtokratiſchen Verfaſſung Genua's, welches den Namen 
liguriſche Republik annahm, begannen mit ber 
von Bonaparte: und drei Deputirten Genua’s am 6. 
Sun. 1797 abgefchloffenen Convention von Mons 
tebello, worin die ariitofratifche Staatsform in eine 
demofratifche verwandelt, diefe aber durch die Verfaſ— 

‚fungen vom 2. Der. 1797, vom 26. Zum, 
1502, und vom 1. Der. 1802 mehrmals veräns 
dert, und namentlich durch die le&tere theilweife den 
frühern Einrichtungen wieder angenähert ward. 

17° 


\ 
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4. Suny 1805, wo er Granfreich, und fpäfer 
(1814), nach den Befchlüffen des Wiener Congreſſes, 
den Staaten des Königs von Sardinien auf Dem 
italifchen Feſtlande einverleibt ward, 


48. 


Dieverfohiedenen — wieder erlofchenen — 
VBerfaffungen der cisalpiniſchen Republik. 


Der Beſieger Italiens, beſonders ſeit er die 
conſulariſche Wuͤrde Frankreichs bekleidete, ſchien mit 
den Verfaſſungsformen Liguriens deshalb fo oft zu 
erperimentiren, um den Öenuefen den ihnen gebliebes 
nen Schatten der politifchen GSelbfiftändigkeit zu ver: 
leiden (weshalb bereits bei der Derfammlung der 
Staatsconfulta der cisalpinifhen Republik zu yon 
[Dec. 1801 und San. 1802] die dafelbft anwefenden 
ligurifchen Deputirten den erften Conful nicht ſprechen 
konnten, weil fie in die damals beabſichtigte Finver- 
feibung Siguriene in Cisalpinien nicht willigen wollten, 
‚ bis fie drei Jahre fpäter, während Napoleons Anwe⸗ 
ſenheit zur Koͤnigskroͤnung in Mailand, um die Eins 
verleibung Genua's in Frankreich bitten mußten). 
Dagegen meinte er e8 ernftlich mit der Selbſtſtaͤndig— 
feit, fo wie mit der politifchen Wergrößernng und 
Verftärfung feiner Lieblingsfchöpfung in Italien, mit 
der cisalpinifchen Republik, die im Jahre 1802 
den Namen italienifche Republik, und im Jahre 
1805 den Namen Königreich Stalien annahm. 
Diefer Staat erhielt von 1797 bis 1805 mehrere 
Verfaffungsformen, welche zwar theilweife dem wech- 
felnden politifchen Charakter ver franzöfifchen Dritten 
und vierten Verfaſſung . nachgebildet , waren, in 
vielen wefentlihen Puncten aber von den einzelnen 


J 
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Beftimmungen diefer für Frankreich geltenden Con⸗ 
ftitutionen ſich unterfchieden. 


Schon am 20. Mai 1796 Hatte Bonaparte, 
nach ſeinen erften Siegen in Oberitalien über die Oeſt— 
reicher und Piemontefen, die Freiheit der Lom— 
bardei ausgefprochen, und Anfangs. aus den oft: 
reichifchen Herzogthlimern Mailand und Mantua 
die transpadanifche, fo wie aus den eroberten 
päpftlichen !egationen Bologna und Ferrara die 
cispadanifche Republik gebildet, zu welcher ’er, 
nach Aufhebung des Waffenftillftandes mit dem Here 
zoge von Modena (8. Det. 1796), Modena und 
Neggio fihlug. Der Papft Pius 6 mußte im Frie= 
den zu Zolentino (19, Febr. 1797) die Legationen 
Bologna, Ferrara und Romagna an die neue 
Republik abtreten, die auch Franz 2. bereits in den 
Sriedenspräliminarien zu Leoben (16. Apr. '1797) 
als trauspadanifche, und, nachdem fie am 30, Jun, 
1797 von Bonaparte ihre erfte politifche Geftaltung, 
ihre geographifche Eintheilung in eilf Departemente 
und den Namen cisalpinifche Republik erhalten 
hatte, im Frieden zu Campo Formio (17. Oct. 1797) 
als cisalpinifhe Republik, und zwar in dem 
Range des aufgelöfeten Freiftaates Venedig, aners 
fannte, Sie beftand, — bis zum Thalwege der 
Etſch, als der Grenze zwifchen ihr und den öftreichi= 
hen Belisungen in Stalin, — aus Mailand, 
Mantua, Modena, Reggio, Maffa, Carrara, Bo— 
logna, Ferrara, Bergamo, Brefcia, Crema, und 
aus den van der Schweiz getrennten Sandfchaften 
Veltlin, Cleven und Bormio, 


Die Verfaffung vom 30, Suny 1797 berußte, 
wie ihr Vorbild, die dritte franzöfifche, auf dem 
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demofratifchen Princip, mit ausgefprocheier 
Volksfouverainerät und angenommenen Urver— 


fammlungen. Die gefeßgebende Gewalt, 


ward gelbe von zwei Raͤthen: einem großen 
Rathe von SO bis 120 Mitgliedern und einem 
Rathe der Alten von 40 bis 60 Individuen, 
welche beide Raͤthe jährlich zum dritten Theile er— 
neuert werden follten. Den Rathe der Alten ftand 
e8 zu, die Befchlüffe des großen Rathes anzunehmen, 
oder zu verwerfen. Die vollziehende Gewalt lag 
in den Händen eines Directoriums von fünf Per: 
fonen. In jedem Departement follte eine Gentralver: 


waltung, in jedem Bezirke eine Municipalverwals 


„fung organijirt werben. 

Kaum war aber der Stifter des cisalpinifchen 
Freiftaates nach Aegypten abgegangen, als der fran= 
zöfifche Sefandte Trouve *) zu Mailand am 30, 
Aug. 1798 wefentliche Veränderungen in der Ders 
faſſung deffelben vornahm. Er erklärte, die bishe— 
rige Derfaffung fey nur eine Art von militäri- 
fher Anordnung, und von dem Volfe auf Feine 
Weiſe, weder durch unmittelbare Annahme, noch 
duch Ernennung zu den öffentlichen Aemtern beftätigt 
gewefen. Er verminderte daher die Zahl der Depu— 
tirten und der Departemente, veränderte die Beſtim— 
mungen der geſetzgebenden Käthe, die Organifation 
der Gerichtshöfe u. f. w., worauf der große Nath dein 
Rathe ver Alten diefe Veränderungen bekannt machte. 
Allein bald darauf (19. Det. 1798) veränderte der 
Dbergeneral des franzofifchen Heeres in Stalien, 
Brune, die von Trouve gemachten Einrichtuns 
gen, indem er verfchienene Mitglieder der gefeßges 


*) Allg. Zeit. 1798, die Nummer vom 19. Sept. / 


— 


= Italieni che Republik. | 963 


- benden Käthe und des Directoriums abfegte, und 
andere an deren Stelle ernannte. Doch mißbilligte 
das franzöfifihe Directorium diefen Schritt !ffentlich, 
und der franzöfifche Kegierungscommiffair Ri vaud 
erklärte den Eisalpiniern in einer Yroclamation, *); 
„Ihr ſollt unabhängig und frei ſeyn; das ift der 
Wunfih der Natur; das it der Wunſch des franzofis 
fihen Volkes. Ihr ſollt in Ruͤckſicht auf Die Grunde 
gefege eurer Republik das Recht ausuͤben, welche euch 
eure Souverainetaͤt ertheilt.“ 


49. 


Die Verfaſſung der italieniſchen Repu— 
blik vom Jahre 1802. 


Die neue politifche Geftaltung Sisalsiniene » us 
aber durch den im Jahre 1799 erneuerten Krieg 
verhindert, und die Republik felbft, nad) dem Vordrin— 
gen der Deftreicher und Ruſſen in Oberitalien , aufges 
hoben, bis Bonaparte's Sieg bei Marengo (14. Sun, 
1800) fie von neuem ing eben rief. Deftreich erfannte 
fie zum zweitenmale im Frieden von Luͤneville (9. Febr. 
1801) an, mach welchem der Thalweg der Etſch ihre 
Grenzen gegen die Beſitzungen Deftreihs in Italien 
bilvere. Kine Staatsconfulta derfelben, beftehend 
aus 450 Perfonen und von dem .erften Conful Frank: 
reichs nach Lyon berufen, legte der Republik den Na— 
men der italienifchen bei, ernannte den erften 
Conſul zu ihrem Prafidenten, und gab (28, Jan. 
1802) dem Staate eine neue Berfaffung. Diefe 
Verfaſſung unterfchied fih von der franzöfifchen Ber: 
faffung des Jahres 1799 durch wicke Eigenthuͤm— 


— — — 


*) Allg. Zeit, 1798, vem 26. Der. 
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lichkeiten, die in der Gefchichte der neuenropäi- 
fhen Verfaffungen nicht übergangen werden dürfen, 
Denn, nachdem fie Eingangsweife die romifch = fatho= 
liſche apoftolifche Religion als: Staatsreligion 
aufgeftelle, und audgefprochen hatte, daß die Sou— 
verainetät auf der Öefammtheit der Bürs 
ger berube, erklärte fie drei Wahlcollegia, — 
das Collegium der GÖrundeigenthümer, das der 
Gelehrten, und das der Kaufleute — für das 
erfte Organ der Nationalfonverainetät. Auf die Ein— 
ladung der Regierung verſammelten fich dieſe Collegia 
wenigftens einmal aller zwei Sabre, um ihre Zahl zu 
ergänzen, und um Die Mitglieder der Staats— 
confulta, des gefeßgebenden Körpers, 
der Reviſions- und Saffationsgerichte, 
und Die Rehnungscommiffarien zu ernennen, 
Das Collegium der Grundeigenthuͤmer beftand 
aus ZOO Bürgern, welche aus liegenden Gründen 
ein jährliches Einfommen von 6000 tire haben muß— 
ten; das Collegium der Gelehrten aus 200 Bür- 
‚gern, die unter den berühmteften Männern aus allen 
Arten von Wiflenfchaften und freien oder mechanifihen 
Künften, oder aus den durch ihre Lehre in Kirchen- 
fachen, oder durch ihre Kenntniſſe in der Moral, in 
der Gefeßgebung,, in der Staatskunft und in der 
Etaatsverwaltung ausgezeichnerften Männern erwählt 
wurden; das Collegium der Kaufleute aus 200 
Bürgern, die unter den im beften Gredite ftehenden 
Kaufleuten und durch die Wichtigkeit ihres Gewerbes. 
ausgezeichnetften Yabricanten gewählt wurden. — 
Außerdem beftand. eine Cenſur, gebildet aus 9 
Grundeigenthuͤmern, 6 Öelehrten und 6 Kaufleuten, 
frei gewählt von diefen drei Collegien aus ihrer Mitte. 
Diefe Cenfur ernannte, nach den von den Collegien 
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ihr. zugefandten Berzeichniffen, zu den oben aufgeführs 
ten Etaatsämtern nach der abfoluten Stimmenmehr: 
heit; fie unterfuchte die Anklagen der verfaſſungs— 
widrigen Handlungen und der Derfchwender des 
Ctaatsvermögens, fobald zwei Collegia erklärt hatten, 
daß die Anklage beruͤckſichtigt werden folle; auch Eonnte 
fie der Regierung unmittelbar, doch. geheim, zu er= 
Eennen geben, ein Beamter habe das Zutrauen der 
Nation verloren, oder das Gtaatsvermögen vers 
fhleudert. Es gab einen Präfidenten, gemählt 
auf zehn Jahre, einen Vicepräfidenten, einen 
Staatsrath, Minifter mit Verantwortlichkeit, 
und einen Öefeßgebungsrath. Dem Staats. 
rathe, beftehend aus 8 Perfonen, ftand es beſonders 
zu, die diplomatischen Verträge, und alles zu prüfen, 
was auf die auswärtigen Angelegenheiten fich bezog. 
Die Minifter wurden vom Präfidenten ernannt und 
fonnten von ihm entlaffen werden. Der Gefes- 
gebungsrath, gebilder aus 10 Bürgern und er= 
wählt von dem Präfidenter, hatte eine berathende 
Stimme über die vom Präfidenten vorgefchlagenen 
Öefeßesentwürfe, die nur durch abfolute Stimmen- 
mehrheit gutgeheißen werden konnten, und war mit 
der Abfaffung der Gefeßesentwürfe, und. der Ent: 
widelung ihrer Beweggründe beauftragte. Der ges 
fesgebende Korper endlich beftand aus 75 Per: 
fonen, die 30 Jahre alt ſeyn mußten, und aller zwei 
Jahre zum dritten Theile erneuert wurden. Die Re— 
gierung berief den gefeßgebenden Körper jährlich zu 
einer zweimonatlichen Sitzung zufammen; fie Fonnte 
ihn auch verfagen, Die Mirgliever der Collegien, 
bes Staatsrathes, des Gefeßgebungsrathes und die 
Minifter hatten das Recht, den Eißungen des gefeß- 
gebenden Körpers auf der ihnen beftimmten Tribune 
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beisumohnen. Der gefeßgebende Korper ernannte 
An feiner Mitte eine Commiffion von weniaftens 15 
Sprechern. Jeder von der Regierung ‚überfihickte 
Geſetzesentwurf warb Liefer Commiſſion mitgetheilt, 
die den Entwurf pruͤfte, daruͤber mit den Raͤthen der 
Kegierung ſich beſprach, und ſodann dem gefeßgebens 
den Körper ihr Votum zur Genehmigung oder Vers 
werfung Des Geſetzesentwurfes vorlegte, worauf der 
Entwurf vor dem verſammelten geſetzgebenden Koͤrper 
von zwei Sprechern deſſelben und von zwei Raͤthen 
der Regierung debattirt, und uͤber die Annahme oder 
Verwerfung deſſelben von den geſetzgebenden Korper, 
mit geheimer Abſtimmung und nach abſoluter Stim— 


menmehrheit, entſchieden ward. — Es beſtand ein 
Caſſationsgericht; Geſchwornengerichte ſollten nach 
zehn Jahren eingefuͤhrt werden. — Uebrigens galt 


kein buͤrgerlicher Unterſchied, als der von der Ver— 
waltung der oͤffentlichen Aemter ausging; es beſtand 
die freie — * g eines jeden Gottesdienſtes; Ver: 
haftungen durften ohne den Befehl einer obrigkeitlichen 
dazu berechtigten Behorde nicht verfügt werden; es 
gab Feine Privilegien für Handel und Kunftfleiß; es 
beftand ein Nationalinftitut und eine National = Ober: 
rechnungskammer; Fein bewafftietes Corps durfte be= 
rathfchlagen; Fein Käufer von Nationalgütern durfte 
im Befise geflört werden; die nicht verkauften Natio— 
nalguͤter bildeten die Grundlage der Einkünfte für 
die Bifcyoffe, ihre Capitel, für die geiftlichen Semi 
narien und Die Pfarrer, 


0. - 


VBerfaffung des sig Stalien 
feit 1805. 


Dieſe Verfaffung erfuhr, nach Napoleons Er: 
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nennung zum Konige von Italien, bereits. meh: 
rere Modificationen in dem conftitutionellen 
Statut vom 27. Maͤrz 1805, welche die koͤnig⸗ 
lichen Rechte, die Regentſchaft und die Großbeamten 
des Königreiches betrafen; noch wichtigere aber in 
dem conftitutionellen Statutevom 3. Juny 
1805, durdy welches die Beftimmungen der Ver— 
faffung in Hinficht der drei. Collegia, der Cenfur, des 
Staatsraths, des Geſetzgebungsraths und des gefeß- 
gebenden Körpers bedeutend verändert wurden. — 


‚Die Gültigkeit diefer Verfaffung und der conſti— 
tutionellen Statute beftand bis zu Napoleons Thron» 
entfagung am 11, Apr. 1814. — Das Königreich 
Italien, wie es bis dahin beftanden hatte, ward 
auf dem Congreffe zu Wien aufgelöfer; Mailand 
aber, Mantua und Denedig famen an Deft: 
reich zuruͤckk. Der Kaifer Franz gab diefen italieni= 
fehen tandern am 7. Apr. 1815 den Namen: lom— 
bardifch=venetianifches Königreich, und 
theilte dafjelbe in die beiden Gubernien von Mais 
land und Venedig. Das erfte Gubernium ums 
fehliegt die Provinzen: Mailand,. Mantua, Cremona, 
Sondrio (Veltlin), Como, "Bergamo, Brefcia, 
Pavia und lodi; das zweite Die Provinzen: Venedig, 
Verona, Padua, Vicenza, Rovigo, Trevifo, Bels 
uno und Udine. 


Am 24, Apr, 1815 unterzeichnete der Kaifer 
Franz die neue Verfaffung diefes Königreiches, 
welche am 17, Mai zu Mailand befannt gemacht 
ward. 
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51. | 


b) Politifher Charakter der VBerfaffung 
des lombardifch = venetianifehen König» 
reihes vom 24. Apr. 1815. 


Eingangsweiſe erklärte der Kaifer, es fen feine 
Abficht, Collegia von Männern aus den verfchiedes 
nen Klaffen der Nation zu bilden, um die Winfche 
und Bedürfniffe der Nation auf regelmäßigem Wege: 
kennen zu lernen; deshalb habe er das Königreich in 
das Territorium von Mailand und das Territorium 
von Venedig eingetheilt, und fir jedes eine Gen» 
tralcongregation aufgeftelle, wovon die eine in 
Mailand, die-andere in Venedig ihren Sitz haben 
folle. Ueberdies werde in dem Hauptorte jeder Pro= 
vinz, wo fic) eine fonigliche Delegation befinde, eine 
Provinzialcongregation angeordnet. 

Die beiden Theile.der Verfaffung handeln: 
1) von den Gentralcongregationen, und M von den 
Provinzialcongregationen. = 


Erfier Theil 
Bon den Centralcongregationen, 


Eie follen a) aus adlichen, b) aus nichtad— 
lihen Öüterbefißern, und c) aus den Kepräs 
fentanten der Eöniglichen Städte beftehen, 
und den Gouverneur des Territoriums, oder feinen 
Stellvertreter, zum Präfidenten haben. 

Jede Provinz des Territoriums ſendet einen ad: 
lichen und einen nichtadlichen Güterbefiger zur Con⸗ 
gregation. Ä 

Um in die Congregation eintreten zu Fonnen, 
müffen die Öüterbefiger das lombardifch = venes 
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tianiſche Bürgerrecht (die Adlichen außerdem einen 
vom Kaifer beftätigten Adelsbrief), ein fteuerbares 
Gut von wenigftens 4000 Scudi Werth, 
und 30 Altersjahre haben. — Ausgefchloffen 
find alle Staatsbeamte und Geiſtliche; 
alle ihrer Vermögensverwaltung fir unfähig Erffärte; 
alle, Die nicht eine im Königreiche geduldete chriftliche 
Religion bekennen, und alle in einer beftandenen Cris 
minalunterfuchung nicht für vollig unfchuldig Erklärte, 

Um in die. Kongregation eintreten zu koͤnnen, 
müffen die Repräfentanten der königlichen 
Städte das Bürgerrecht, 4000 Scudi in lies 
genden Gütern, Fabriten oder im Handel, 
feſten Wohnſitz in der Stadt, und 30 Auterojahre 
haben. Ausgeſchloſſen ſind die Bankerottirer und die 
Gemeindebeamten, ſo lange ſie im Dienſte ſtehen. 

Der Kaiſer ernennt jedes Glied der Centralcon— 
gregation aus drei Perſonen, die von den bisher bevoll« 
mächtigten Corporationen vorgefchlagen werden, 

Das Verfahren der Corporationen befteht darin, 
daß die Gemeinderäthe (nad) der Vorfchrift des Ge— 
feßes vom 8. Jun. 1805) einen adlichen und einen 
unadlichen Beſitzer aus ihrem Bezirke, die Eoniglis 
chen Städte aber drei Bürger aus ihrer Mitte wählen, 
und das Protocoll darüber der Provinzialvers 
waltung einfenden, welche die Namen der Vorges 
ſchlagenen, nach den drei Klaffen, in Tabellen bringe, 
mit Bemerkungen begleitet, und dem Gouvernene 
der Provinz zuftelle, der dann, an den Kaifer berichs 
tet. In Zukunft follen aber, im Falle der Erfeßung 
von Gliedern in der Gentralcongregation, die Ge— 
meinden ihre Wahlprotocolle an die Provinzialcongres 
gationen richten, welche drei daraus der Gentrals 
congregation vorſchlagen. Die legtere lege ihre ana 
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rathende Wahl dem Kaifer, zur wirklichen Ernennung 
vor. Die Eoniglichen Städte ſchicken ihre Protoeolle 
unmittelbar an die Sentralcongregation. 

Die Dauer der Amtsverrichtung der Congrega= 
tionsglieder ift fechs Jahre; fie find fogleich wieder 
wählbar. Doc foll, um nicht die Kongregationen 
auf einmal aufzulofen, nach den erften drei Jahren 
die Hälfte der adlichen und die Hälfte der nichtadli: 
chen Güterbefiger austreten. Außerdem behält ver 
Kaifer fi vor, diejenigen Ölieder auszu— 
ftoßen, die fich des in fie gefeßten Zus 
trauens unwürdig bezeigen würden. 

ı - Die Glieder der Gentralcongregation heißen - 
Deputirte zur Centralcongregation, und 
erhalten, aus dem Territorio, 2000 51. jährliche 
Befoldung. 

Die Centralcongregation foll fich befchäfti- 
gen: mit Vertheilung und Einregiftrirung der von 
Kaifer ausgefchriebenen außerordentlichen Steuern; 
mit Fortfeßung Des noch nicht beendigten Steueran— 
fchlags der Diftricte; mit Unterſuchung der Gemein: 
deausgaben und taften, und mit der Erörferung, 
welche Laſten die Städte und Gemeinden, welche die 
Provinzen, und welche das ganze Territorium fragen 
ſoll; mit Bertheilung der Mitlitairleiftungen auf das 
ganze fand, im Kriege wie im Frieden; mit Ober- 
aufjicht auf Brücden, Damme und Straßen, die nicht 
unmittelbar vom Staate verwaltet werden, fo wie mit 
der Oberaufficht ber die Wohtlthätigkeitsanftalten und 
die Verwaltung ihrer Einkünfte, 

Ä Der Kaifer erlaubt der Gentralcongregation, 

ihm die Bedürfniffe, Wünfche und Bitten der Nation 
vorzutragen, und behält fich vor, fie um Kath zu 
fragen, wenn es ihm guit dünfen wird. 
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Die Sentralcongregation- ann weder Verord— 
nungen erlaffen, noch Gontributionen und Auflagen 
ausfchreiben, noch in eigenem Nanten eine gefegliche, 
richterliche und vollzichende Gewalt ausüben. ie 
muß über alle ihr anverfraute Gegenftände, fo .wie 
bei Auslegung beftehender Verordnungen, das Erz 
gebniß ihrer Berathfchlagungen dem Gubernium vor— 
legen, welches entweder beftätigt, oder, wo es dazu 
nicht berechtigt iſt, die hoͤchſte Beftätigung einhohlt. 
Doch kann die Centralcongregation in dem Falle, wenn 
das Gubernium die Beftätigung abfchlägt, ſich unmit— 
telbar an den Kaifer wenden, 

- Die Berarhfihlagungen werden nur nach erhal: 
tener Beftätigung, und nur im Namen des Kaifers 
öffentlich bekannt gemacht. Ä 

Der Präfident beftimmt die Eißungen der Con— 
gregation, vertheilt die Arbeiten, übergiebt die wich⸗ 
tigern einer Commiſſion zur Beratbfihlagung, tragt 
die gewohnlichen Gefchäfte vor, und fammelt die 
Etimmen. Die abfolute Mehrheit entfiheidet das 
Sonclufum. 

Die Provinzialcongregationen Fonnen von den 
Gentralcongregationen infpicirt und controllirt werden, 
und müffen ihnen in VBerwaltungsfachen, die nicht der 
Regierung vorbehalten find, Gehorfam leiften. Gie 
erftatten Berichte an die Gentralcongregation, und 
erhalten von derfelben Decrete. 


weiter ZBEeil 
Von den Provinzialcongregationen. 
Fine Provinzialcongregation wird in jedem Haupt⸗ 


orte einer Provinz eingefeßt. Der dafelbft refidirende 
Phhigliche Delegat ift ihr Präfivent, 
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Sie befteht, nach der Größe der Provinz, aus 
4 — 6 — 8 Öliedern, zur Hälfte aus adlichen, zur 
Hälfte aus nichtadlichen Cigenthümern, und aus einem 
Kepräfentanten für jede koͤnigliche in der Provinz ge⸗ 
legene Stadt. 

Zur Aufnahme gehoͤrt, daß die Eigenthuͤmer 
das Buͤrgerrecht (oder einen Adelsbrief), 2000 Scudi 
in liegenden Guͤtern, Wohnſitz in der Provinz, und 
volle 30 Jahre — die Städterepräfentanten 
aber das Bürgerrecht, Wohnfig in der Stadt, 2000 
Scudi in Gründen, Fabriken oder im Handel, und 
volle 30 Jahre haben. 

Zur Erfegung der Glieder der Provinzialcon⸗ 
gregation reichen die Gemeinden ihre Vorſchlaͤge an 
die ‚Provingialcongregration, ein, welche daraus drei 
Namen der Gentralcongregation vorfchlägt. Hat 
diefe Feine Einwendungen zn machen; fo ift der zuerft 
Sefchriebene ernannt, und das Önbernium beftätige 
ihn. Bei eintretenden Einwendungen muß Bericht 
an den Hof erftattet werben, 

In Hinficht der Dauer, Erneuerung, Aus» 
ſchließung oder Entlaffung der Glieder der Provin- 
zialcongregation gelten diefelben Grundſaͤtze, wie bei 
der Ientralcongregation. 

Die Glieder der Provinzialcongregation heißen 
Deputirte zur Provinzialcongregation, 
und beziehen Feinen Gehalt. Ihre Amtsgefchäfte bes 
treffen: die Steuergefchäfte der Provinz; die öfono» 
mifche Verwaltung der Städte und Gemeinden, weg: 
halb die Gemeinderäthe der Provinzialcongregation 
ihre Budgets jährlich einreichen müffen; Waſſerbau— 
ten und Straßen, foweit fie ven Provinzen obliegen, 
und die öffentlichen Wohlthätigkeitsanftalten. — 
Ueber dieſe und andere Gegenftände der öffentlichen 
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Verwaltung koͤnnen die Provinzialcongregationen 
motivirte Vorſtellungen an die Centralcongregation 
einſenden, und. dieſe entweder Gebrauch davon mas 
chen, oder als unbegründet zuruͤckſenden. 
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c) Sefhichtliche Ueberficht der seen 
italiſchen Staaten. Ä 


Savoyen, Nizza und Piemont, "die Provinzen 
des Königs von Sardinien auf dem Feftlande Ita— 
liens, fanden, fo lange fie Frankreich einverleibt 
waren, unter den wechfeluden Berfaffungen dieſes 
Keiches. Nach der Rüdkehr des fardinifchen Kegen= 
tenhaufes nach Turin im Jahre 1814, wurden fie 
aber, wie früher, ohne eine repräfentative Verfaſſung 
regiert; auch ward der Verſuch, in Piemont die 
ſpaniſche Verfaſſung im Jahre 1821 einzufuͤhren, 
nach dem Einruͤcken eines oftreichifchen Heeres aus 
der Lombardei, völlig zurücgemiefen. 
| Auf ähnliche Weife wurden in Tof fana und 

Modena, nach der Küdkehr der verdrängten Res 
gentenhäufer im Jahr 1814, die frühern Formen 
bergeftellt; dafjelbe galt von Parma, welcheg ber 
vormaligen Kaiferin Frankreichs im Sabre 1814 auf 
Sebengzeit zugetheilt ward. 

Der Kleine Freiftaat $ucca war bis zum Jahre 
1799 ven politifchen Stürmen entgangen. Als aber 
der General Serrurier im Februar 1799 das Gebiet 
deffelben befeste, ward ihm eine Verfaſſung gegeben, 
welche der franzoͤſiſchen Verfaſſung vom Jahre 1795 
nachgebildet war, mit zweien Raͤthen von 48 und 24 
Mitgliedern, und einem Directorium von 5 Perfonen. 
Allein mit den Siegen der Se und Ruſſen in 

St. W. ate Aufl. IV. 15 
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Oberitalien kehrte auch fir Lucca die vormalige Ord— 
nung der Dinge bis zur Schlacht von Marengo (14. 
Sun. 1800) zuruͤck, nach welcher eine, unter Frank⸗ 
reichs Mitwirkung bearbeitete, Berfaffung am 
26, Dec, 1801 als Staatsgrundgefes eingefuͤhrt 
ward, Mach diefer Verfaffung beftand die Regierung 
der Republik Iucca-aus einem großen Rathe, einen , 
Bollziehungs- und einer Verwaltungsbe— 
hörde. Der große Kath, beftehend aus 300 Buͤr— 
gern, wovon 200 aus den veichften Eigenthiimern und 
100 aus den angefehenften Kaufleuten, Gelehrten und‘ 
Künftlern gewählt wurden, entwarf die Gefege, er 
nannte die Mitglieder der Vollziehungs-, der Ber: 
"waltungsbehörde und der Gerichtshöfe, und ward 
aller fünf Jahre zum dritten Theile erneuert, Die 
Vollziehungsbehörde beftand aus 12 Aelteften, welche 
aller zwei Monate aus ihrer Mitte einen Präfidenten, 
unter dem Titel: Gonfaloniere erwählten. “hr 
ftand die Initiative der Gefege, die leitung der aus— 
- wärtigen Angelegenheiten, und die, Organifation der 
Vertheidigungsmittel zu. ie ward jährlich zum 
vierten Theile durch den großen Rath erneuert, Der 
Berwaltungsrath führte die Aufjicht über die innern 
Angelegenheiten, über Rechtspflege, Polizei, Finan⸗ 
zen. und bewaffnete Macht. . | 

Diefe Verfaſſung in Lucca erlitt aber eine bedeu⸗ 
tende Veraͤnderung, als, während Napoleons Anz 
weſenheit zu Mailand, ſein Schwager, der Fuͤrſt 
Bacciochi, Gemahl der Prinzeſſin Eliſa, welchem 
er ſchon fruͤher das Fuͤrſtenthum Piombino ertheilt 
hatte, auch zum Fuͤrſten von Lucca ernannt, und 
deshalb vom Kaifer das conftiturionelle Sta— 
tutvom 23. Sun. 1805 unterzeichnet ward, durch 
welches die republifanifche Staatsform-in eine monar⸗ 
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chifche uͤberging, fo daß dem Fürften ein Minifterium 
von zwei Individuen, ein Staatsrath, und ein Ges 
tat von 36 Mitgliedern beigegeben ward. — Diefe 
Berfaffung galt für Lucca bis zum Jahre 1814, wor⸗ 
auf der Wiener Congreß diefes Fürftenrhum der. vor 
nıaligen Königin von Errurien und deren Sohne zue 
theilte. Doch ward fpäter von den eutopäifchen 
Hauptmächten beftimmt, daß, nach dem Tode der 
Herzogin von Parma, Parma an das in Lucca regies 
ende Haus, Lucca aber an Toſtana fallen follte, 


53, | 
\ Der Kirhenftaat. 


Der Kirchenftaat verlor unter dem Papfte 
Pius 6-im Frieden von Tolentino (19. Febr. 1797) 
Avignon und DBenaiffin an Franfreih, und die drei 
Segationen  Bologna,. Ferrara und Koniagna an die 
eisalpinifche Kepublif; allein die Selbſtſtaͤndigkeit 
diefes Staates ſchien gerettet und gefichert. Als aber 
in Rom (28. Dec. 1797), bei einem Auflaufe des 
Pobels, ver franzöfifche General Duphot vor der Woh⸗ 
nung des franzgöfifchen ©efandten ermordet worden 
war, zog, befehligt von dem Directorium Franfreichs, 
der General Berthier aus Oberitalien nah Rom, und 
ftiftete daſelbſt (15. Febr. 1798) eine roͤmiſche Re— 
pubtif, Der bochbejahrte Papft Pius 6 ward 
nach Frankreich abgeführt, und ftarb (29. Aug. 1799) 
zu Valence. Der neugefchaffene Freiftaat erhielt am 
20. Mär; 1798 eine eigene VBerfaffung, in. 
welcher e8 nicht an Auffrifchung alter Namen für die 
Nachbildung der damals in Frankreich geltenden 
Staatsförmen fehlte. Die romifche Republik, ges 
eheile in acht Departemente, ——— eine und 

| 
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untheilbar erklärt, Die Urverſammlungen hießen 
Comitia, die Wahlverfammlungen Tribus, Der 
gefeßgebende Korper zerfiel in. zwei Käthe: den Se— 
nat von 32 Individuen, und das Tribunat von 
72.Mitglievern, fo daß die Functionen des Senats 
die des damaligen Kathes der Alten in Frankreich, 
und die. Functionen des Tribunats die des Kathes 
der Fünfhundere waren. ° Die fünf Mitglieder der 
vollziehenden Gewalt biegen Confuln; die Fries 
dengrichter Prätoren; die Polizeibeamten Tris. 
bune der Qenfur Der Nationalfchab ftand 
unter drei Duäftoren. Für Criminalfälle galten 
Gefhworne 

Bald aber ftürzte, bei den Siegen der Ruſſen 
und Deftreicher in Oberitalien (1799), dieſe römische 
Kepublik zufammen.. Die weltlihe Macht des Pap- 
fies ward hergeftelle, und Pius 7 (14. März 1800) 
von den zu Venedig verfanmelten Kardinälen ges 
wählt. . Ob nun gleich Pius (2. Dec. 1804) zu Paris 
den Kaifer Napoleon falbte; fo. entriß ihm dieſer doch, 
nach eingetretenen Mißverftändniffen zwifchen beiden, 
zuerft (2. Apr. 1805) die Provinzen Urbino, Ancona, 
Macerata und Camerino, welche er mit dem König: 
reiche Stalien verband, und unter die VBerfaf- 
fung deffelben ftellte, und fpäter (17. Mai 1809) 
den legten Theil der weltlichen Macht, als er ven Reſt 
des Kirchenftaates, mit der Stadt Kom, Franfreich 
felbft einverleibte, fo daß die neue Verfaſſung 
Frankreichs auch auf diefe vormaligen Theile des 
Kirchenftaates übergetragen ward, — 

Allein Nepoleons TIhronverzichtung bewirkte die 
Herftellung der frühern Ordnung der Dinge im Kir- 
chenftaate und die Ruͤckkehr Pius 7 (24. Mai 1814) 
nach Kom, Die Befhlüffe des Wiener Congreffes 
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(1815) gaben fogar die gefammten vormalis 
gen Befißungen des Kirchenftaates,, mit. alleiniger 
Ausnahme von Avignon und eines Eleinen am lin= 
Een Poufer gelegenen Theiles von Ferrara, dem 
Papſte zuruͤck. — Weil nun alle diefe, zu dem 
politifchen Ganzen des Kirchenftaates „wieder ver: 
einigten, Theile bis dahin unter Verfaffungen ges 
ftanden hatten; fo fand es der Papft Pius 7 ges 
rathen, dem Kirchenſtaate eine neue Öeftaltung 
im Innern durch die Conftitution vom 6. Jul. 
1816 zu geben, welche zwar — fihon nach ver . 
ganz eigenthümlichen Einzichtung eines geiftlihen 
Staates — mit den übrigen neuen Verfaffungen in 
Europa nicht. zufammengeftellt werden kann, die aber 
für die zeitgemäße ©eftaltung der wefentlichften 
- BVerhältniffe des innern Staatslebens fehr zweck— 
mäßige Borfchriften entbielt, und, außer der Einthei— 
lung des Staates in 17 Delegationen (Provinzen), 
namentlich die Einrichtung des Gemeindewefens, 
der Gerichrshofe, und des Sinanzwefens, 
fo wie die Beſtimmung der bürgerlichen und politis 
ſchen Rechte enthielt. — Den Delegaten (Gtatt= 
baltern der Provinzen) ward eine berathende Congre⸗ 
gation von vier Perſonen zugeordnet; doch erhielt 
blos der Delegat die entſcheidende Stimme. Alle 
Gerichtsbarkeit der Barone hoͤrte auf; ihre Beamten 
wurden den paͤpſtlichen Delegaten untergeordnet. Die 
Beſitzer der Guͤter der wiederhergeſtellten kirchlichen 
Corporationen ſollten vom Staate entſchaͤdigt, und 
dieſe Entſchaͤdigung zur Staatsſchuld geſchlagen wer— 
den. Es wurden vier Appellationsgerichte errichtet; 
die Folter ward abgeſchafft; ein neues Geſetzbuch ſollte 
ins Leben treten. Alle Frohndienfte ‚ tebnerechte und 
tehnsabgaben follten nicht wieder hergeftellt, und Die 
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Fiſchfang⸗, Jagd- und Bergrechte der Varone auf 
fremdem Boden aufgehoben werden. Den Delegaten 
ward die oberfte Leitung der Provinzjalverwaltung 
übertragen, doch mit Ausnahme der Firchlichen und 
gerichtlichen Angelegenheiten, und der Verwaltung 
des öffentlichen Schaßes. — Dabei harte der Papft 
im. Eingange zu diefer DVerfaffung wörtlich erklärt, 

„Daß, weil die lange Trennung mehrerer, (feit 1814). 
wieder zum Kirchenftaate gekommenen, Provinzen ein 
Aufhoren der alten Einrichtungen veranlaßt habe, es 
beinahe unmöglich geworden wäre, die vormals be— 
ftandene Ordnung dafelbft wieder einzuführen, 7 — 
Demungeachtet erklärte der Papft Leo 12 in einem 
Motuproprio, (5. Det. 1824) die Verfaffung feis 
nes Vorgängers in mehrern Puncten für unvoll- 
fommen, worauf er die Kevifion derfelben einer 
Commiſſion übertrug, deren Arbeiten von einer Con= 
gregation von Kardinälen gebildet ward. In dieſer 
neuen Form wurden namentlich dem Adel alle vie 
Borzüge wieder gegeben, ‚welche er in allen civilifir- 
ten Staaten genieße‘, befonders aber ward „die 
bifhofflihe Gerichtsbarkeitin den Glanz 
und die Borrechte wieder eingefeßt, wo— 
mit Benediet 14 fie begabt habe.” — Die Her 
ftellung des Ordens der Jefuiten war (7. Aug. 

1814), fo wie die Herftellung der Inquiſition im 
Kicchenftaate (15. Aug. 1814) bereits von Pius 7 


geſchehen. 


54. 
Königreich beider Sicilien. 
@) Verfaſſung Neapels vom Jahre 1808, 
Der König beider Sicilien, Ferdinand +, ftand 
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feit dem Jahre 1793 auf der Seite der Verbündeten 
gegen Frankreich, bis er, nach) Bonaparte's Siegen in 
Dberitalien, einen Frieden (10, Det. 1796) mit ‚der 
Kepublif Frankreich abfchloß, der ihm feine Opfer 
Eoftete. — Er erneuerte aber den Kampf, nachdem 
Nelſon die franzöfifche Flotte bei Abukir gefchlagen 
hatte, durch das Bordringen eines neapolitanifchen 
Heeres in den Kirchenftaat (Nov, 1798) , welcher da= 
mals von dem Directorium Frankreichs als romifche 
Republik geftaltet worden war. Allein Championet 
befiegte die Neapolitaner, führte fein Heer nach Neas 
pel, und ftiftete bafelbft, nach) Ferdinands Abreife nach 
Palermo, (25. San, 1799) die parthenopeifche 
Kepub (ik, die aber, nebft der von ihm eingefeßten 
einftweiligen Kegierung, nach den Siegen der Ruſſen 
und Deftreicher in Oberitalien während des Sommers 
1799, wieder zufammenftürzte. Ferdinand 4 kehrte 
nach Neapel zurück, und fchloß fpäter, nachdem Bo— 
naparte erfter Conful geworden war, (28. Min 1801) 
zu Florenz Frieden mit Frankreich. 

Als aber eine neue Goalition im Jahre 1805 
gegen Frankreich ſich bildete und der Krieg im Spaͤt— 
‚jahre begann, ſchloß zwar Ferdinand (Sept. 1805) 
für Neapel einen Neutralitätsvertrag mit Napoleon; 
doch erfchienen ruſſiſch-brittiſche Landungstruppen in 
Neapel, um das franzofifche Heer in Oberitalien im 
Rüden anzugreifen. Deshalb erflärte Napoleon, 
nach Unterzeichnung des Friedens von Preßburg, am 
27. Dec. 1805: die Dynaſtie Bourbon habe in Neas 
pel aufgehört, zu regieren. Ein frauzöfifches Heer 
befegte Neapel, und Napoleons Bruder, Sofepb, 
ward von ihm (30, März 1806) zum Konfge bei: 
der Sicilien ernannt, während die Dynaftie Bour— 
bon Sicilien unter dem Schutze der Dritten bes 
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hauptete. Als aber Napoleon feinen Bruder Joſeph 
(6. Jun. 1808) zum Könige von Spanien, und feis 
nen Schwager Joachim Murat, bis dahin Groß— 
herzog von Berg, zum Könige von Neapel (15. 
Aut. 1808) ernannte, unterzeichnete Joſeph, noch zu 
Bayonne, am 20, Jun, 1808 die neue Verfaſ— 
fung des Königreiches Neapel, welche aud) 
Napoleon beftätigte, Joachim Murat aber nicht ins 
öffentliche Staatsleben eintreten ließ. 

Die Hauptbeftimmungen diefer Berfaffung was 
ren: die römifch = Earholifche Religion ift Die Religion 
des Staates. Die Krone ift erblich in der geraden 
männlichen Nachkommenfchaft, doch verwaltet die 
Königin, während der Minderjährigfeit des Königs, 
die Negentfchaft. Es befteht ein Staatsrath, 
der wenigftens aus 26 und höchftens aus 36 Mitglie= 
dern gebildet und in vier Gectionen (der Juftiz und 
des Cultus, des Innern und der Polizei, der Finanz 
zen, des Krieges und der Marine) getbeilt wird, 
Das Nationalparlament befteht aus 100 Mit: 
gliedern, getheilt in 5 Bänke: der Geiſtlichkeit, 
des Adels, der. Örundbefiger, der Gelehr— 
ten und der Kaufleute, Jeder Bank ſtehen 20 
Etellen zu. Die Mitglieder der geiftlihen Bank 
find e8 auf Lebenszeit. Die Adlichen müffen wenige . 
ftens 10,000 Ducaten jährlihe Einkünfte haben; 
find aber Mitglieder des Parlaments auf Lebenszeit. 
Die Örundeigenthiimer werden von den Wahlcolle— 
gien, und zu jeder Eißung neu ernannt, Die Mits 
glieder der gelehrten Banf werden von dem Könige, 
aus der ihm von der Univerſitaͤt, den Akademieen, 
dem Caffationshofe und den Appellationsgerichtshofen 
vorgelegten dreifachen Lifte, auf Lebenszeit ernannt. Die 
Mitglieder der Bank. der Kaufleute ernennt der König 


Er 
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zu jeder Sitzung von neuem, aus den von den Wahl: 
collegien der Kaufleute ihm übergebenen Liſten. — 
Die Sißungen des Nationalparlaments find geheim. 
Die Meinungen konnen weder gedrudt, noch fonft 
verbreitet werden. Jede Bekanntmachung oder Mits 
theilung, welche durch das Parlament oder eing feis 
ner. Ölieder gefihähe, wird als eine- aufrührerifche 
Handlung betrachtet. — Die Vertheilung der 
Steuern und die Veränderungen im bürgerlichen 
und peinlichen Gefegbuche werden den Berathfchla= 
gungen des Parlaments unterworfen. 

Koahims Herrfchaft über Neapel endigte im 
Sabre 1815, ohne daß diefe Verfaffung zur Gültig- 
keit gelangt wäre, und Ferdinaud der 4 kehrte, nach 
Murats Beſiegung durch die Deftreicher, aus Pa— 
lermo nach Neapel zurüd, 


i 55. 
PB) Berfaffung Siciliens vom Jahre 1812, 


Während. der Zeit, daß Murat uͤber Neapel 
regierte, behauptere fi) die Dynaſtie Bourbon im 
Belise Siciliens unter dem Schuße der Britten, 
Doch ward der brittifche Einfluß der regierenden Fa— 
milie fo läftig, daß die Konigin Karoline (1811), 
nachdem fich ihre Enkelin, die Erzherzogin Maria 
tuife von Deftreih, mit Napoleon vermählt hatte, die 
Raͤumung Siciliens von den Dritten verlangte. Da 
reifete Lord Bentind felbft nad) london, von wo 


— 


er im July 1812 eine neue Verfaſſung für‘ 


Sicilien mitbrahte, die er proclamirte, ohne daß 


fie doch, bei der Abneigung des regierenden Haufes 


gegen diefelbe, ins öffentliche Staatsleben eintrat. 
Die Grundzuͤge diefer, der brittifchen nach» 


- 
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gebildeten, Verfaſſung waren: Daß Lehms— 
ſyſtemm hoͤrt, ohne Entſchaͤdigung dafür, vollig auf, 
und mit demfelben alle Baronialgerichtsbarkeit, fo 
wie alle Vortheile, Pflichten und Laſten, Die mit dem 
Lehnsſyſteme zufammenhängen; doch dürfen Die Fami—⸗ 
lien die Feudaltitel beibehalten, und alle bisherige 
Feuda werden Allodia des jegigen Befisers. Alle 
Bürger Giciliens find einander gleich) an Recht und 
Stand, und einerlei Gefeßen unterworfen. Jeder. 
fieilianifche Bürger hat _unumfchränfte Erlaubniß, 
ſich über ihm gefchehene Ungerechtigkeit zu beklagen, 
ohne die richterliche Gewalt, Angeberei, Spione, 
oder irgend eine Nechenfchaft zu fürchten; er -hat das 
Hecht, fich jeder Gewalt, die nicht von den Gefeßen 
anerkannt ift, zu widerfegen. Jeder Bürger Sici— 
liens wird als Mitglied der gefeßgebenvden 
Gewalt betrachtet, muß aber die Verfaffung aner= 
fennen, und, wenn er Einfluß auf.die Gefeßgebung 
haben will, lefen und fchreiben koͤnnen, wozu 
ein Zeitraum von 18 Jahren verftattet wird, fo daß 
im Jahre 1830 fein Sicilianer Wähler feyn darf, 
der nicht lefen und fihreiben kann. Jeder hat das 
Kecht, ohne Cenſur zu fehreiben und zu druden, 
was er irgend will; nur bleiben die Schriften, welche 
von der Keligion handeln, einer vorläufigen Cen— 
fur der Geiftlichkeit unterworfen, ‘Ferner foll es ein 
Verbrechen fenn, Schriften zu publiciren, - welche . 
etwas gegen die römifch = Fatholifche Religion, gegen 
den König, welcher unverleglich ift, gegen ein Indi— 
viduum der foniglichen Familie, gegen die Grundlage 
der Verfaffung, (d.b. gegen die Trennung der Gewal⸗ 
ten, gegen die Eintheilung des Parlaments in zwei 
Kammern, gegen das Necht der Kammer der Gemei- 
nen,. allein Steuervorfchläge zu machen, gegen das 
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Recht des Parlaments, die öffentlichen Beamten zur 
Kechenfchaft zu ziehen, und gegen das Recht jedes 
Sicilianers, nur Durch die richterliche Gewalt ver- 
haftet und beftraft zu werden, ) enthalten. Eben fo 
verbrecherifch find Schriften, welche direct zum Unge— 
horfame gegen die Gefege auffordern und verlaͤumde— 
rifhen Inhalts find. — Das Parlament befteht 
aus zwei Kammern:-der Pairs und der Ge- 
- meinen. Die Kammer der Pairs wird gebilver 
ans 61 geiftlihen und 124 weltlichen Pairs, 
zufammen aus 185 Perfonen. Zu den geiftlichen 
Pairs gehören die 3 Erzbifchöffe, die 7 Bifchöffe, die 
Aebte ꝛc., und zu den weltlichen Pairs die Fürften, 
Herzoge,. Marquis und Barone des Königreiches, 
Dem König fteht frei, weltliche Pairs zu ernennen, 
fobald fie einen jener Titel und ein reines Einkommen 
von jährlichen "6000 Unzen (ungefähr fo viel als Dus 
caten) beſitzen. Die Kammer der Öemeinen wird 
gebildet. aus den Repräfentanten der Bezirke, ver 
Städte und der Univerfitäten. Die Inſel 
Eicilien wird in 23 Bezirke geheilt, deren jeder 
zwei Repräfentanten, die Inſel Lipari aber. nur 
einen fendet. Bon den Städten fenden diejenigen, 
welche wenigftens 18,000 Einwohner haben, 2, Pas 
lermo 6, Meffina und Catania 3, die übrigen über 
6000 Einwohner Einen Repräfentanten. Alle Städte 
unter 6000 Einwohner find in den Bezirken begrif- 
fen. Don ven Univerfiräten fender Palermo 2, 
Catania Einen Nepräfentanten. Die Rammer ber 
Gemeinen zähle 154 Individuen. Die Repräfentans 
ten der Bezirke und der Städte müffen ein lebens» 
längliches Einkommen von jährlich) 18 Unzen, die 
von der Stadt Palermo aber von 50 Unzen haben. — 
Den Präfidenten der Kammer der Pairs ernennt der 
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König; den Präfidenten der Kammer der‘ Gemeinen 
wählt diefe felbft. Dem Könige ſteht das Recht zu, 
das Parlament zufammen zu” rufen, zu prorogiren 
und aufzuheben; doch muß er in jedem Jahre eins 
verſammeln. Die gefeßgebende Gewalt gehört 
ausfchließlich dem Parlaniente. Jeder Steuervor⸗ 
fchlag kann nur von der Kammer der Gemeinen aus 
gehen, und muß von der Kammer der Pairs entweder 
angenommen oder verworfen, darf aber nicht von ihr 
verändert werden. Alle übrige Oefegesvorfchläge 
fonnen von beiden Kammern gefchehen, fo daß der 
andern Kammer das Verwerfungsrecht zufteht. — 
Alte öffentlihe Beamte find dem Parlamente ver= 
antwortlih. — Der König ift das Oberhaupt 
der vollziehenden Gewalt. Er vertritt die ficilifche 
Nation bei auswärtigen Mächten; er unterhandele 
mit denfelben, nur nicht gegen die ficilifche Verfaſ— 
fung ;. er kuͤndigt Krieg an und fchließt Frieden; er 


ift Generaliſſimus aller fand» und Seemacht; er- 


wählt einen Kabinetsrath und Staatsräthe, doch. nur 
aus Sicilianern; er vergiebt alle Ehrenftellen im 
Civil und Militaie und alle geiftliche Würden, doch) 
nur an Sicilianer; er uͤbt das Begnadigungsrecht, 
Der König darf unter Eeinem Vorwande aus Gici= 
lien fich entfernen, ohne Beiftimmung des Parlas 
ments. Thut eres, oder bleibt er länger aus, als 
der Urlaub des Parlaments verftattet; fo ift der Thron 
erledigte, und wird durch den Nachfolger, oder durch 
die Wahl der Nation befegt. Dafern der König das 
Reich von Neapel wieder erlangt, oder irgend ein 
anderes erwirbt; fo foll er entweder dahin feinen Erft= 
gebohrnen ſchicken, oder diefem feinen Thron in Sicis 
lien überlaffen; denn die Nation erkläre fi 
fir unabhängig vom Koͤnigreiche Neapel. 
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In Ermangelung rechtmäßiger Erben in der jegigen 
koͤniglichen Familie, hat die Nation das Recht, 
einen Koͤnig ju wählen; dieſer muß aber den 


Vorſchriften ſich fuͤgen, welche ihm die Ration 
machen wird. 


56. 
Fortſetzung. 
y) Ereigniffe ſeit dem Jahre 1814, 


Diefe von Großbritannien dem Königreiche Si⸗ 
cilien aufgedrungene Verfaffung mißftel der koͤnig⸗ 
lichen Familie fo, daß die Königin über Konftanti- 
nopel nach Wien abreifete, der Konig aber (16. San. , 
1812) die Regierung niederlegte, und fie feinem 
Sohne Franz übergab. Diefer fah ſich genöthigt, 
dem Lord Bentinck den Oberbefehl über die Heere 
Siciliens zu übertragen ‚ und die neue Verfaſſung 
anzunehmen. 


Als aber Napoleon auf die Throne Frankreichs 
und Italiens verzichtet hatte, uͤbernahm Ferdinand 4 
(2. Jul. 1814) die Regierung wieder, und hob 
(23. Jul.) die von Großbritannien vorgeſchriebene 
Verfaſſung, zugleich mit dem bisherigen ſiciliſchen 
Parlamente, auf. — Nach Murats Beſiegung durch 
die Heftreicher (1815), gab die Wiener Congreßacte 
Neapel an Ferdinand zuruͤck. Bevor er aber Pa= 
lermo verließ, verfammelte er die. beiden Kammern 
des ficilifchen Parlaments, und ließ ihnen (16. Mai 
1815) den Entwurf einer neuen Berfaffung 
vorlegen, welche fich theils der conftitutionellen Charte 
Franfreihs, theils der brittifchen DVerfaffung ans 
näherte. Allein dieſe Verfaſſung trat, nach Ferdis 


286 Poſitives Staatsrecht. 


nands Abreiſe nach Neapel, nicht ins oͤffentliche 
Staatsleben ein. — 
Die weſentlichſten Beſtimmungen die— 
ſes Verfaſſungsentwurfes vom 16. Mai 1815 waren: 
Die Religion des Staates iſt ausſchließlich die 
roͤmiſch-katholiſche. — Es beftehen zwei Kam 
mern: die der Pairs, und die der Gemeinen. 
Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinfchaft: 
lich vom Könige und den beiden Kammern geuͤbt. 
Der König hat die Initiative der Geſetze; doc) 
werden die Öefeßesvorfchläge in den Kammern erörs 
tert, und frei nach dert Stimmenmehrheit befchloffen. 
Es hängt vom Könige ab, ob der Gefeßesvorfchlag 
an die Kammer der Pairs, oder an die Kammer 
der Gemeinen gebracht werden fol. Jede Kammer 
ift befugt, den König. zu bitten, über welchen 
Gegenſtand ein Geſetzesvorſchlag zu machen fen, 
und was er enthalten ſolle. — Die Pairsfam: 
mer befteht aus allen bisherigen Pairs. Der 
König ift berechtigt, fo viele weltliche Pairs zu 
ernennen, als ihm gutduͤnkt; nur müffen fie Sicilia— 
ner feyn, und ein reines Einfommen von 2000 Une 
zen haben. Die Pairs haben mit 25 Jahren Eins 
tritt in die Kammer, und mit 30 Jahren eine berath— 
ſchlagende Stimme. Alle Prinzen des Haufes find 
Pairs. Tin der Pairsfammer follen ſechs Rechts: 
gelehrte fisen, vom Könige aus der Klaffe der 
böchften Magiftratur gewählt, welche auf lebens» 
zeit alle Ehren und Rechte der Pairs genießen. — 
Die Kammer der Öemeindevertreter wird 
nach der bisherigen (in der DBerfaffung von 1812 
angegebenen) Art gebildet; doch ohne daß die Be— 
amten der vollziehenden Macht ausgefchloffen: werden 
fönnen, wie dies auch im brittifchen Par— 
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lamente ftaft finder. Jedes Mitglied der Kam: 
mer muß 33 Jahre alt feyn. Der König kann das 
Parlament zufammenberufen, vertagen und auflofen, 
Die vollziehende Gewalt fteht dem Könige zu, 
der. heilig und unverleglih if. Er ift der Oberbe— 
fehlshaber der Land- und Seemacht; er erklärt Krieg, 
und fchließt Frieden, Bündniffe und Handelsverträge; 
er ernennt zu allen bürgerlichen und Militairämtern. 
Die Minifter und Staatsräthe find verantwortlich. 
Der ausgedehntefte-und fefte Genuß der bürgerlichen 
Freiheit, der Sicherheit der Perfon und des Eigen- 
thums wird vollftändig verbürgte. Die Freiheit 
der Gedanken und der Preffe wird mit den 
Vorfichtsmaasregeln aufrecht erhalten, welche (1814) 
$udwig 18 in’ Frankreich zur Sicherung der öffentli« 
chen Ruhe ergriff. Die Staatseinfünfte bes 
ftehen in ordentlihen und außerordentlidhen 
Steuern. Die erften bilden das bleibende Staats» 
einfommen; fie dienen zur Bezahlung der Staats: _ 
gläubiger, der. Civillifte, der Land- und Seemacht, 
der Magiftratur und Beamten. Sind fie einmal mit 
Einftimmung der Kammern feftgefest und vom Ko: 
nige beftätigt; fo kann man- in der Folge ihren Bes 
frag nicht mehr abändern; fie muͤſſen aber aller vier 
Jahre in den erften Sitzungen eines neuen: Parla- 
ments beftätigt werden. Die Steuern der zweiten 
Art beftehen in Hülfsgeldern, die in Gefeßesform vers 
gebracht, und frei.von den Kammern, für die von 
ihnen feftgefeste Zeit, bewillige werden. Die Civil— 
lifte wird für die ganze Dauer der Regierung von 
dem erften Parlamente bewilligt, das nach der Thron- 
befteigung. des neuen Königs zufammentritt. Der 
Finanzminifter ift verpflichter, jährlich dem Parla= 
mente einen vollftändigen Bericht über Einnahme und 
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Ausgabe vorzulegen, welcher gedruckt und: bekannt 
gemacht werben fol. Die Feuvdalität, fo wie 
die feudalen Gerichtsbarfeiten und Rechte 
bleiben abgeſchafft, in Folge des Parlaments: 
befchluffes vom Jahre 1812. Alle Staatsämter koͤn⸗ 
nen blos von Sicilianern befleidet werben, . 


37, 
Fortſetzung. 


Nach der Ruͤckkehr Ferdinands 4 nach Neapel, 
erfolgte eine Erklaͤrung (8. Dec. 1816), in welcher 
er ſeine geſammten Beſitzungen dieſſeits und jen⸗ 
ſeits der Meerenge von Meſſina zu einem verei— 
nigten Reiche erhob, und „in Gemaͤßheit des 
Tractats von Wien“ den Titel: Ferdinand 1, 
König des Reiches beider Sicilien, annahm. 

Diefer Erklärung folgte (12, Dec. 1816) ein 
organifches Geſetz für die gefammte Monar 
hie, worin der König „die von feinen erlauchten 
Vorfahren den icilianern verliehenen Privilegien 


beſtatigte,“ und die ſaͤmmtlichen geiftlichen und bür= 


gerlichen Aemter in Sicilien jeufeits der. Meerenge 
ausfchliegend mit eingebohrnen Sicilianern zu bes 
fegen, die eingebohrnen Sicilianer aber zu allen gro— 
Gen Staatsämtern der gefammten Monarchie zuzus 
laffen verfprach. Zugleich enthielt diefes Geſetz die 
Beſtimmung: „Die Abſchaffung des Feudalismus 
in Sicilen iſt beibehalten, ad wie auch in den Staas 
ten dieſſeits der Meerenge.” 

Die Vorgänge in nl ‚ wo am 7. März 
1820 der König Ferdinand 7 genöthigt ward, bie 
von den Cortes am 19. März 1812 befannt gemachte 

Derfaffung anzunehmen, blieben nicht ohne Rüd- 


\ 
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wirkung auf Neapel. Ein Theil des neapolitanifchen 

' Heeres beabfichtigte (2. Sul. 1820) daffelbe, und 
der König Ferdinand 4 fah ſich genöthigt, (7. Sul.). 
auf Treue und Eonigliches Wort zu verfprechen, die 
Derfaffung Spaniens, doch mit den Modi: 
ficationen anzunehmen, welche die auf conſti— 
tutionelle Weife zufammenberufene Nationalrepräfens 
tation des Königreiches darin zu machen für guf 
finden dürfte. — Ob nun gleich im October 1820 
Das Parlament zu Neapel zufammentrat, und die 
Modificationen beſtimmte, unter welchen die fpanifche 
Verfaſſung in Neapel gelten follte; fo erflärte fich doch 
der zum Congreſſe nach taybach berufene König Fer— 
dinand 4 von dort aus gegen alle Schritte des Par: 
laments, und ein oftreichifches Heer bewirkte im Fruͤh— 
jahre 1521 die Herftellung der vorigen Ordnung der 
Dinge im Konigreiche, — Nach der Rückkehr des 
Königs nach Neapel, erfchien dafelbft (26. Mai 1821) 
eine Proclamation defjelben wegen einer neuen Re— 
gierungsform,. Ks follte ein Staatsrath aus 
ſechs Staatsminiftern ohne Departement gebildet wer: 
den, in welchem die Staatsfecretaire oder Directoren 
mit Portefeuille und Unterfchrift dem Könige uͤber die, 
ihre Departemente betreffenden, Gefchäfte Bericht ers 
ftatten, und in welchem Rathe der König, oder der 
Herzog von Calabrien, oder ein Minifter ven Vorfig 
führen follte. Die Verwaltung Siciliens ward von 
der von Neapel getrennt. Unter dem Namen: Con— 
fulta vi Stato, follten zwei Ötaatsförper be= 
ftehen; der eine, gebildet aus wenigftens 30 Indivi⸗ 
duen, für Neapel; der andere zu Palermo, gebildet aus 
wenigftens 18 Mitgliedern, für Sicilien, Der Zwed 
und die Befugniffe diefer Staatsverfammlungen wurs 
den dahin beſtimmt: ihr Gutachten über alle im 

St. W. ate Auf. IV. 19 
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Staatsrathe vorgefchlagene Geſetzesentwuͤrfe und Ges 
neralverordnungen, fo wie über die bereits unters 
fuchten Einnahme = und Ausgabe - Entwürfe, über die 
Verwaltung und Tilgung ver öffentlihen Schuld, 
und uͤber die Entäußerung, Vertauſchung u. ſ. w. in 
Betreff der Kammer- und Staatsgüter zu geben, — 
In jeder Provinz follte ein Provinzialrath) Die Summe 
der directen Auflagen unter die einzelnen Gemeinden 
vertheilen, und über andere Gegenſtaͤnde berarhfchlas 
gen, welche das Innere der Provinz, oder die öffent- 
lichen und Wohlthaͤtigkeits-Anſtalten betreffen. Die 
Mitglieder des Provinzialvarhes ernennt der Konig 
aus den bedeutendften Örundeigenthiimern der Provinz 
jedesmal auf zwei Jahre; auch foll, weil der König 
den Gemeinden die Verwaltung ihres Vermögens ans 
vertrauen will, ein Öefeß über die Gemeindeverwals 
tung gegeben werden, 


58, 
Die jonifhen Inſeln. 


Die fieben jonifchen Inſeln, welche gegenwärs 
tig eine befondere Republik bilden, gehörten bis zum 
Jahre 1797 zu Venedig. Nach der Auflöfung dieſer 
Republik im Frieden von Campo Formio kamen viefe 
Inſeln an Frankreich, doch nur auf furze Zeit; denn 
nach der Erneuerung des Krieges im Frübjahre 1799 
befegte eine vereinigte ruffifch = türkifche Flotte dieſel— 
ben. Am 21. März 1800 fehloffen Rußland und vie 
Pforte deshalb einen Vertrag zu Konftantinopel, nad) 
welchem die fieben Inſeln eine befondere Kepus 
blik bilden, doch unter dem Schuße der Pforte 
ftehen, und an diefe aller drei Jahre 75,000 Piafter 
Schutzgeld entrichten follten, Dabei übernahm Ruß: 
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land die Gewährleiftung der Integritaͤt der neugeftifs 
teten Republik, und fandte derfelben den Grafen Moces 
nigo als Bevollmächtigten. Unter ruffifhem Einfluffe 
ward am 6. Dec. 1803 die Berfaffung dieſes reis 
ftaates befannt gemacht. — Nach diefer Verfaffung 
ftand die Negierung der vereinigten Inſeln dem con— 
ftieutionellen Adel auf Corfu, Kephalonia, 
Zante, S. Mayra, Cerigo, Ithaka und Paro zu; 
die übrigen Eleinen Inſeln wurden, nach ihrer tage, 
der einen oder der andern diefer großern nfeln unters 
geordnet. Die griechifch = orthodore Religion ward 
für die herrſchende Religion des Staates erklärt; die 
römifch = Earholifche follte hochgeachtet und geſchuͤtzt, 
jede übrige aber blos geduldet werden. Die Famis 
lien, welche bis zum Ende des Auly 1803 zum Adel 
gehörten, blieben im erblichen Beſitze deffelben. Wer 
für die Zufunft in das Buch des Adels eingefihrieben 
fenn wollte, mußte auf den fieben Inſeln und von 
chriftlichen Aeltern aebohren fern, beftinmte Ein— 
fünfte haben, weder Kunft noch Handwerk treiben, 
feinen offenen laden halten, und fihreiben und lefen 
fonnen. Mitglieder von Akademieen, die von dem Er: 
trage ihrer Gelehrfamfeit lebten, konnten ins Adels: 
buch, eingefchrieben, oder für vegierungsfähig erklärt 
werden. — Die Souverainetaät follte einer Raths— 
verfammlung von 240 Mitgliedern, und das Necht 
zu regieren der Geſammtheit des conftitutionellen 
Adels zuftehen. Bier aus demfelben wurden zur Be: 
forgung der Geſchaͤfte ausgewählt; an der Epiße des 
Ganzen ftand ein Prafivent und der Bevollmaͤchtigte 
Rußlands. — 

Der lebte verließ aber die jonifchen Inſeln, als 
Rußland vdiefelben in den geheimen Bedingungen des 
Tilſiter Friedens (1807) an Napoleon überließ, wors 

19 * Zu 
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auf (1. Sept.) Napoleon die Bewohner derfelben für 
Unterthanen des franzöfi ifchen Kaifers, und die fieben 
Inſeln felbft für eine der Regierungen erklärte, die 


von Frankreich abhingen. Die Berfaffung vom Sabre 


1803 ward im Öanzen beibehalten, 


Allein anders geftaltete ſich das Schidfal diefer 
Inſeln nad) Napoleons PVerzichtung auf die Regie— 
rung. | Im Namen der verbünderen Mächte nahm 
(17. Jun. 1814) der brittijche General Sampbell von 
ihnen Beſitz, worauf ein am 5, Nov. 1815 zu Paris 
zwifchen Großbritannien, Rußland, Deftreih und 
Preußen abgefchloffener Vertrag das politifihe Ver— 
haͤltniß der fieben Inſeln dahin entfchied, daß fie 
unter dem Namen: vereinigte Staaten der 
jonifhen Jnfeln, einen unabhängigen, 
Doch unter dem unmittelbaren und aus— 
fhliegenden Schuße Großbritanniens 
ftehenden, Staat bilden follten. 

Die Etimmung auf den jonifchen Inſeln fehien 
aber der brittifchen Leitung des Ganzen durch den 
Commiffarius General Maitland nicht günftig zu 
ſeyn, wie felbft in dem brittifchen Parlamente öffent: 
lich zur Sprache gebracht ward, befonders als Maite 
land, auf Befehl aus london, (29. Mai 1816) 
den feit 1803 zu Corfu beftandenen Senat der fieben 
Inſeln auflöfete, „weil derfelbe irrig darauf beharre, 
als die reptaͤſentirende Behoͤrde aller ſi eben Inſeln ſich 
anzuſehen.“ 

Spaͤter ward am 28, Dec. 1817 die neue, vom 
damaligen Prinz = Regenten Großbritanniens unters 
zeichnete, VBerfaffung der vereinigten In— 
feln bekannt gemacht, ob fie gleich noch nicht 
eigentlicy ins öffentliche Staatsleben dieſer Republik 


— — — 
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uͤbergegangen zu ſeyn ſcheint, wie wenigſtens aus 
manchen eigenmaͤchtigen Schritten des brittiſchen 
Commiſſarius erhellte. — Nach dieſer Verfaſſung 
iſt die orthodoxe griechiſche Religion die herrſchende; 
jede andere chriſtliche Religion wird geſchuͤtzt. Die 
Civilregierung beſteht aus der geſetzgebenden 
Verſammlung, dem Senate, und der Ju—⸗ 
ſtizbehoͤrde. Den Militairbefehl fuͤhrt, nach dem 
Pariſer Vertrage, der Oberbefehlshaber der britti— 
ſchen Truppen. Die geſetzgebende Verſamm— 
lung, beſtehend aus 40 Individuen, wird gewählt 
von adlichen. Wahlmännern; der Senat, welcher 
die vollziehende Gewalt bilder, und aus einem Präs 
fiventen und fünf Senatoren befteht, wird aus der 
Mitte der gefeßgebenven Verſammlung erwählt; die 
Mitglieder der Juſtizbehoͤrde erwählt der Senat. 
Diefe Wahlen find gültig auf fünf Jahre. . Der Praͤ— 
fivent des Senats wird vom Könige von Großbritans 
nien, als Protector der Kepublif, ernannt. Bei 
der Wahl felbft giebt der vom Könige angeftellte Lord 
Dbercommiffarius die Zuftimmung oder Verweige— 
rung, fo wie auch von demfelben die außerordentliche 
Zufammenberufung und die Auflofung der gefeßgeben= 
den Berfammlung abhängt. 


Nur fehwer entfchloß fich die Pforte, nach langen 
Unterhandlungen mit Großbritannien, die Einwohner 
der fieben Inſeln als Schußunterthanen Großbritans 
niens in dem PVertrage vom 24. Apr. 1819 anzuer= 
kennen, wogegen. Großbritannien die Feftung Parga 
und deren Gebiet der Pforte überließ, 


294 Pofitives Staatsrecht. 


59, 
6) Die Eidsgenoffenfhaft der Schweiz. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Wenn auch gegen das Ende des achtzehnten 
Jahrhunderts in den 13 Cantonen der fihweizerifchen 
Eidsgenoſſenſchaft nicht mehr der Geift waltete, der 
fünftehalbhunvert Jahre früher über die politifche 
Bildung diefes felbftftändigen Freiftaates entfchieden 
hatte, und wenn auch unverkennbar mit dem Ver— 
ſchwinden diefes Geiftes die Hülle deſſelben, die äußere 
Form diefes Freiſtaates, veraltet war; fo ftand doch 
‚den Franzofen fein Recht zu, diefe Form eines benach- 
barten Staates zu ftürzen, und in die innern Angele— 
genheiten einer als felbftftandig und unabhängig von 
ganz Europa anerkannten Republik fih zu mifchen. 
Die Eidsgenoffenfchaft hatte, während der erften 
Jahre des Revolutiongkrieges, beim richtigen Gefühle 
ihrer politiſchen Schwäche, eine Neutralität behauptet, 
die von der einen Seite eben fo der Republik Frank— 
reich, wie von der andern Geite der Eidsgenoffenfchaft, 
in Hinficht der faft blos noch zwiſchen der Schweiz 
und Frankreich fortdanernden Handelsverbindungen, 
vortheilhaft war. Doch Eonnten die politischen Vor— 
gange in Franfreich nicht ohne Ruͤckwirkung und Eins 
fluß auf die Schweiz bleiben. Nothwendig betrachtete 
das in den größern und reichern Cantonen berrfchende 
Patriciat die damals in Frankreich herrfihende „Ein— 
heit, Freiheit und Gleichheit” mit Beforgniß, Erbit: 
terung und Haß; dagegen blickten die mittleren Staͤnde 
der Echweiz, die Vafallenländer, und alle, welche 
feit Jahrhunderten durch das Patriciat zuruͤckgeſetzt 
und gedrüdt worden waren, mit Hoffnung und Er- 
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wartung auf die zu einem neuen politifchen Dafenn vers 
jüngte und über ihre Feinde fiegreiche Nachbarnrepubfiß, 
An Augenbliden politifcher Entfcheidung ift Bein Staat 
ſchlimmer daran, als der in feinen Grundformen vers 
altet, und in den Anfichten feiner Bürger entzweit ift. 
Nur Dies erflärt, warım die Schweiz fo bald bes 
fiegt und geplündert, und doch nur fo ſchwer zu 
einer neuen zeitgemäßern Ctaatsform genefen Eonnte, 

Schon hatte Bonaparte, der Befieger Italiens, 
die vormals zum Herzogthume Mailand gehörenden, 
Dann. aber (1913) mit Öraubündten vereinigten Land⸗ 
ſchaften Veltlin, Eleven und Bormio (8. Oct, 
1797) ver neugeftifteten cisalpinifshen Nepublif eine 
verleibt; fchon befeste (Dec. 1797) der General St. 
Cyr das Erguel (den Eleinen, innerhalb der Gren—⸗ 
zen der Schweiz gelegenen und zu den zugewandten 
Orten der Schweiz gerechneten, Theil des Bisthums 
Bafel) ; ſchon wünfchte die rings von franzofifchem Ge⸗ 
biete umgebene Stadt Muͤhl hauſen die Einverleis 
bung in Frankreich; fchon hatte la Harpe, ein ge— 
bohrner Waadrländer, gegen den Drud der Oberhers 
ren des MWaadtlandes, gegen die Regierungen zu Bern 
und Freyburg, feine tandsleute veranlaßt, Vermittes 
lung und Schuß bei dem Directorium Frankreichs zu 
ſuchen; als man in der Schweiz an die Erneuerung 
der ewigen Bünde Dachte, und ‘Bern mit unzeitigem 
Stolze gegen das Directorium Frankreichs ſich er: 
klaͤrte. Denn unter den Einflüffen der mächtigen 
politifchen Bewegungen in Diefem Zeitalter hatte auch 
in der Schweiz eine bedeutende Parrhei fich gebilder, 
welche eine Durchſicht und VBerbefferung 
der Bundesverfaffung beabfihtigre. Diefem 
innern Kampfe aber zwifchen einer, auf Frankreich 
rechnenden, Parthei der Neuerer und der Partei 
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hundert Perfonen, welche die erforderlichen Eigen: 
fchaften haben, um Bürger zu fern, werden zwei 
Wahlmänner ernannt, Die Wahlmänner wäh: 
len die Deputirten für den gefeßgebenden Körper, die 
Kichter des obern Gerichtshofes, vie Richter des 
Santonsgerichts, die Mitglieder der Verwaltungs: 
kammer, die Suppleanten gedachter Richter und Ver: 
walter, und geben dem Directorium einen dreifachen 
Vorfchlag zum Statthalter. — Die gefeßge: 
bende Gewalt befteht aus zwei Käthen: dem 
Senate, der aus 4 Deputirten jedes Qantons 
und etlichen gewefenen Directoren, und dem gro— 
Gen Rathe, der aus 8 Abgeordneten jedes Can— 
tons gebildet wird. Die gewefenen Directoren find 
von Rechtswegen 4 Jahre Mitglieder des Senats, 
wenn fie nicht eine andere Stelle annehmen, oder fich 
ins Privatleben zuruͤckziehen. Die Mitglieder des 
Senats werden aller zwei Jahre zum vierten Theile, 
des großen Raths aber aller zwei Jahre zum dritten 
Theile ernenert. Die Mitglieder des Senats, welche 
es acht Jahre gewefen find, konnen erft nach einer 
Zwifchenzeit von vier Jahren, und die Mitglieder 
des großen Rathes, welche es ſechs Jahre gewefen 
find, erft nach zwei, Jahren wieder erwählt werben. 
Die Sitzungen beider Käthe find öffentlich; jeder 
Kath kann fich aber in ein geheimes Commité ver: 
wandeln. Der Senat genehmigt oder verwirft die 
Befchläffe des großen Rathes. Die gefeßgebenven 
Käthe genehmigen oder verwerfen,, auf den Borfchlag 
des Bollziehungsdirectoriums, alles, was Penfton, 
Frieden und Krieg betrifft, Eonnen aber, ohne einen 
Borfchlag des Directoriums, dıber diefe Gegenftände 
nicht berathichlagen. Ferner beftimmen fie die Art, 
wie der Nationalſchatz verwalter, Rechnung darüber 
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abgelegt, und die Schatzmeiſter ernannt und vers 
antwortlich gemacht werden. follen. — Die voll« 


ziehende Gewalt ift einem Directorium von 


5 Mitgliedern übertragen, unter welchen das 
Praͤſidium aller drei Monate abwechſelt. Jaͤhrlich 
tritt durch Wahl ein nenes Mitglied ins Directorium. 
Das Loos entfiheider, welcher von beiden Närhen bie 
jährliche Lifte von fünf Kandidaten verfertigt, aus 
weldyen dann der andere Kath durch geheimes Stimms 
geben den Director wählt. Die austretenden Direc— 
toren find erft nach fünf Jahren wieder wählbar. 
Das Directorium forget für die innere und Äußere 
Sicherheit des Staates, verfuͤgt über Die bewaffnete 
Macht, und kann jeden der beiden Raͤthe einladen, 
einen. Gegenftand in Betrachtung zu ziehen. Es führe 
die Unterhandlungen mit dem Auslande; doch gelten 
die von ihm abgeſchloſſenen Verträge nicht eher, als 
bis fie von den gejeßgebenden Raͤthen in einem geheis 
men Commité unterfucht und genehmigt worden find. 
Das Directorium legt jährlich den gefeßgebenven 
Raͤthen Rechenfchaft ab über die Verwendung der 
einen: jeden Departemente-angewiefenen Gelder. Dem 
Directorium fteht zu: die Ernennung, Zuruͤckberufung 
und Abfegung aller Anführer und Officiere der .Trup« 
pen, der Minifter, der diplomatifchen Agenten, der 
Statthalter in den Santonen, des Präfidenten und 
des öffentlichen Anklägers des Obergerichtshofes, und 
der Dbereinnehmer der Einkünfte der Republik. — 
Der oberfte Gerichtshof. beftehbt aus einem von 
jedem Canton ernannten Richter; er wird jährlich) 
zum vierten Theile erneuert. Er richtet Die Mitglieder 
der gefeßgebenden Raͤthe und des Directorinme; ex 
richtet in letzter Inſtanz in Criminalſachen, welche 
Todesftrafe, Einfperrung, oder Landesverweiſung auf 
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Lebenszeit nach. ſich ziehen; er caſſirt auch in Civil— 
fachen die Ausfprüche der untern Gerichte, welche 
gegen die Kompetenz der Gerichtshoͤfe, gegen die 
vorgefchriebenen Formen und gegen den eigentlichen 
Sinn der Gefeße ertheilt worden find. — An jedem 
einzelnen Canton find die oberften Obrigkeiten: 
der Statthalter, das Santongericht und die 
VBerwaltungsfammer Der Statthalter 
vertritt die vollziehende Gewalt. Er hat die Aufficht 
über alle Oewalten und Beamten in der Ausübung 
ihrer Aemter; er übermacht ihnen die Geſetze, wie 
auch die Befehle des Directoriums; er nimmt ihre 
Anmerkungen, Vorfchläge und Klagen an, kann 
aber felbft nichts bewilligen; er beruft die Urverſamm— 
lungen und Wahlförper zufammen; er hat das Kecht, 
den Berathichlagungen der Verwaltungsfammer beis 
zumohnen; er wacht für die innere- Sicherheit, und 
übt das Recht der Öefangennehmung aus; er verfügt, 
auf den Befehl des Directoriums, über die bewaffnete 
Macht. Das Santongericht, beftehend aus 13 
von dem Wahlkörper ernannten Richtern, von wels 
chen aller Jahre zwei austreten, fpricht in erfter In— 
ftanz in Haupteriminalfachen, und in leßter Inſtanz 
in allen audern Criminalfällen und in Civil- und 
Polizeifachen. Die Berwaltungsfammer be- 
forgt die. unmittelbare Vollziehung der Geſetze über 
die öffentliche Erziehung, die Finanzen, den Handel, 
die Gewerbe, die Lebensmittel, das Land- und Forft- 
wefen, die Verpflegung der Armen, die Unterhals 
tung der Städte und der Landſtraßen. Gie befteht 
aus einem Präfidenten und acht Beifigern, von dem 
MWahlkorper erwaͤhlt. — Ale Abänderungen ver 
Derfaffung müfjen von dem Senate vorgefchlagen, 
darauf von dem großen Rathe verworfen oder geneh= 
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migt, und im letztern Falle den Urverfammlungen 
zugefandt werden, um: fie‘ anzunehmen oder zu vers 
werfen. Wenn die Urverfammlungen vdiefelben an— 
nehmen; fo find fie neue Fundamentalgefege der 
Staatsverfaſſung. | 


61, 
ß) Die VBerfaffung vom 29, Marv1801.. 


Die Erneuerung des Krieges im Jahre 1799 
zwifchen Deftreich und Frankreich ward das Grab der 
Faum gegebenen Verfaffung. Schon vorher (Det. 
1798) befegte ein öftreichifcher Heerestheil Graubuͤnd⸗ 
ten, welches diejenigen verließen, die zur Vereinigung 
mit Helverien gerathen hatten. Als der Kampf felbft 
den Boden der Schweiz erreichte, fochten Schweiz 
zer unter Oeſtreichs, und andere Schweizer unter 
Frankreichs Fahnen. Die helvetifche Regierung hielt 
ſich in Lucern nicht mehr ficher, und verlegte ihren 
Eis (31. Mai 1799) nah Bern. Unter dem 
Schutze der öftreichifchen Waffen verfuchten viele der 
vormaligen Obrigkeiten ie Herftellung der alten Ord— 
nung der Dinge *); doch erfannte man bald, daß 
das Volk nicht nach der vorigen Unterthänigfeit fich 
zuruͤck ſehnte. Nach Maffena’s Beſiegung der Ruffen 
und Oeſtreicher bei Zuͤrich (25. und 26. Sept. 1799) 
behaupteten die Franzofen in der ganzen Schweiz, 
und felbft in Graubündten, das Uebergewicht. In 
Bern beabfichtigte die Regierung eine neue Geftalz 
tung des Ganzen; allein bei der unvereinbaren Ver— 
fhiedenheit der politifchen Meinungen der beiden 








*) Vergl. Kein. Zſchokke, des Schweizerlands Gefchichten 
für das Schweizervoll,. Aarau, 1822. 8. S. 277 ff. 
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Hauptpartheien ſtuͤrzten diefe ſich abwechſelnd, „alſo 
daß keine lange am Ruder blieb, und feine dem Va⸗ 
terlande half *). | 

Der achtzehnte Brumaire zeigte feine Ruͤckwir⸗ 
fung auf die Schweiz; denn am 7. und 8, San. 1800 
löfeten die gefeßgebenden Käthe zu Bern das Directo- 
rium auf, an deffen Stelle ein Vollziehungs— 
ausfchuß von 7 Perfonen trat. Allein am 7, Aug. 
'1800 loͤſete eben fo eigenmächtig der Vollziehungs— 
ausfhuß die beiden Käthe auf, und berief einen neuen 
gefeßgebenden, minder zahlreichen, Rath, der aus 
43 Perfonen beftand. Die Regierung, beftehend aus 
fünf Perfonen, nannte ſich Vollziehungsrath. 

Bonaparte, damals erfter Konful, hob (Nov. 
1800), in der Nähe der Ausfohnung mit Deftreich, 
das der Schweiz läftige Buͤndniß mit Frankreich auf, 
‚und gab der Kepublif die Neutralität zurüd; allein 
im Innern derfelben dauerten die Keibungen der beis 
den Hauptpartheien fort, und allgemeiner Mißmuth 
berrfchte über den traurigen Zuftand der Finanzen. 
Da gingen Glaire, Nengger und Stapfer (Yan. 1801) 
nach Paris mit einem vom helvetifchen Directorium 
ausgearbeiteten neuen DBerfaffungsentwurfe, der aber 
dem gejeßgebenden Kathe vorher nicht vorgelegt wors 
den war. Der erfte Conful, welcher im Frieden 
von Lüneville (9. Febr. 1801) die Anerkennung 
der helvetifhen Republik von Deftreich bewirkt hatte, 
erklärte den drei Deputirten, die Schweiz bevürfe 
einer eigenehiimlichen, ihr anpafjenden, Verfaſſung; 
doch werde Frankreich in die Bildung derfelben fich 
nicht mifchen. Er billigte aber ven ihm vorges 
legten Verfaffungsentwurf, der am 29. Mai 1801 


*) Vergl. Keine. Zſchokke, ©. 278. 
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vom helvetiſchen Directorium dem geſetzgebenden Rathe 
mitgetheilt ward. 

Nach dieſem Entwurfe ſollte die Schweiz in 17 
Cantone getheilt werden, und die beſondere Verfaſſung 
der Cantone neben der allgemeinen Verfaſſung des 
ganzen Freiſtaates (ungefaͤhr wie in Nordamerika) be⸗ 
ſtehen. Bern ſollte die Hauptſtadt des Staates ſeyn, 
und die höchfte Gewalt aus einer Tagſatzung von 
77 (aus den einzelnen Cantonen auf fünf Jahre ges 
wählten) Abgeordneten, nebft einem, von der Tag: 
ſatzung gewählten, Senate von 23 Andividuen,, mit 
zwei abwechfelnd ihm vorfigenden, und von ihm felbft 
aus feiner Mitte gewählten, Landammaͤnnern 
beftehen. Die Würde eines Genators follte fünf, 
die eines Landammanns zehn Jahre dauern. Der 
vorfigende fandammann und vier gewählte Senatoren 
follten den Eleinen Nach bilden, und diefem bie 
vollziebende Gewalt und die Ernennung zu 
allen Staatsänitern, fo wie dem Senate die Inie 
fiative der Geſehe, der Tagſatzung aber die Ans 
nahme oder Verwerfung derfelben zuftchen. An vie 
Epige der einzelnen Cantone follten Präfecte ges 
ftelle werden, beauftragt mit der Ordnungspolizei, 
der Vercheilung der Steuern, und dem Kirchen- und 
Schulweſen. Abgeſchafft blieben dag Patriciat, die 
gefchloffenen Zünfte, und das vormalige Verhältni 
der Unterthanenlande. Man gab dle ftrenge politifche 
Einheit auf, behielt aber die politifche Gleichheit. 


62. 


9) Die Berfaffungsentwärfe vom 24. Oct. 
1801 und vom Jahre 1802, 


Schien gleich die Abſicht bei diefer neuen Ver: 
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faffung verföhnend zu ſeyn; fo konnte doch die Erbit— 
terung der Partheien nicht befeitigt werden. Sie zeigte 
fich befonders nach dem Zufammentritte der allgemeis 
nen Tagfägung zu Bern (7. Sept. 1801), Bald 
fiegte die eine, bald die andere Parthei, wie ſich in 
der wechfelsweifen Abfesung der oberften Staatsbe— 
hörden zeigte. Während Frankreich die Trennung des 
Walliferlandes von der Schweiz beabfichtigte 
amd fpäter durchfuͤhrte, verließen (7. Det. 1801) die 
Haͤupter der ariftofratifchen Parthei, Reding, 
Müller und von der Flue die Tagſatzung, und 
wandten ſich, wie die demokratiſche Parthei, mit ihren 
Vorfchlägen gleichfalls an den erften Conſul. Ob 
nun gleich, nach ihrer Entfernung, noch 13 andere 
Abgeordnete (17. Det.) die Tagſatzung verließen ; -fo 
beendigten Doch die Zurückgebliebenen (24. Det. 1801) 
einen neuen Derfaffungsentwurf*), welcher 
(26. Det.) angenommen, und Darauf (27. Det.) ein 
neuer Senat erwählt ward. An diefem Tage aber 
erklärten 13 Mitglieder des bisherigen gefeßgebenden 
Kathes der Tagſatzung, fie habe ihre Beſtimmung 
überfihritten, und ließen den DVerfammlungsfaal der 
Tagſatzung befegen. Es folgte (28. Det.) die Aufloͤ— 
fung der Tagfaßung, (3. Nov,) die Auflofnng des ges 


*) Diefe „VBerfaffung der allgemeinen helveti 
[hen Tagſatzung“ vom 24, Det. 180L, deren das 
maliger Praͤſident Ufteri_fie unterzeichnete, ftehet voll; 
ftändig in d. Europ. Conſtitt. Th. 4. S. 395. Sie 
theilte die Schweiz in 19 Cantone, unterfchied zwifchen 
der befondern Verfaffung der einzelnen Gantone und der 
allgemeinen Bundeeverfaffung, beilimmte eine Tags 
faßung von SI Abgeordneten aus allen 19 Kantonen, 
und einen Senat, der aus 2 Landammännern und 28 
Raͤthen bejiehen follte. n 
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ſetzgebenden Rathes, und die Annahme ver Verfaſſung 
vom 29. Mai. Ein Ausfchuß von fünf Perfonen 
follte den neuen Senat ernennen. Reding ward (21. 
Nov, 1501) erfter landammann, Allein die Bes 
fegung von Wallis durch die Franzofen veranlaßte ihn, 
nach Paris zu reifen. Getaͤuſcht Durch die günftige 
Aufnahme dafelbft, ließ er durch. feine Anhänger die 
Freunde der entgegengefesten Parthei aus allen öffent- 
lichen Aemtern entfernen, Dies lag aber nicht in den 
Planen des erften Confuls, der in einem Schreiben 
an die Schweizer vom 6. Yan, 1802 ihner die Bitte 
um Die Vereinigung mit Sranfreid Ifehr 
nahe legte; denn „er habe bisher zu ihnen gefprochen, 
wie in den frübern Zeiten das Oberhaupt der gallifchen 
Dolkerfchaften gethan haben würde, wo Helvetien 
einen Theil Öalliens ausmachte.“ 

Diefe Erklärung bewirkte, daß die einflußreich- 
ften Männer von beiden Partheien bei der Befegung 
der Staatsämter in der Schweiz verſchmolzen wurden, 
und dag Männer beider Partheien zu einem neuen 
Verfaffungsentwurfe (27. Febr. 1802) *) fich 
vereinigten, welchen der Senat der Kepublif annahm. 
Nach vdemfelben folte die Schweiz, mit Einfchlug 
von Wallis, in. 21 Cantone getheilt, ein Senat 
aus zwei landammännern, zwei Statthaltern und 26 
Raͤthen gebildee, und zur Initiative der Gefege bes 
techtigt werden, die TZagfagung aber aus 52. ge= 
wählten Abgeordneten beftehen, und diefer das Recht 
der Annahme oder Derwerfung der Öefeße, und die 
Erflärung.von Krieg und Frieden zukommen. Die 
vollziehende Gewalt follte auf dem Eleinen Ra— 
the beruhen, gebildet aus den beiden fandanımännern, 


*) Europ. Conftitt. Th. 4. S. 409. | 
St. W. ate Aufl, IV. 20 
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den beiden Statthaltern und ſieben aus der Mitte des 
Senats gewaͤhlten Raͤthen. 

Allein auch dieſer Verfaſſungsentwurf mißfiel 
beiden Partheien; nur neun Cantone erklaͤrten ſich fire 
ihn. Waͤhrend Redings Abweſenheit, bewirkte Kuhn 
(17. Apr. 1802), im Einverſtaͤndniſſe mit dem fran—⸗ 
göfifchen Geſandten, in dem Fleinen Rathe die Rüde 
Eehr zur Verfaffung vom 29. Mai, worauf Neding die 
tandammannmmwürde niederlegte, und 48 Notablen aus 
allen Santonen (30. Apr.) zu Bern fich verfammelten. 
Dieſen Notablen ward von dem kleinen Kathe (3. 
Mai 1802) ein nener Berfaffungsentwurf 
vorgelegt, und von ihnen (20. Mai 1802) angenom: 
men. „Er näherte fich der Verfaffung vom 29. Mai 
1801 mit wenigen Abweichungen *). Nach ihm ſollte 
eine Tagſatzung aus den Stellvertretern afler Ganz 
tone (auf 25,000 Seelen Ein gewählter Stellvertre= 
ter), ein Senat von 24 Mitgliedern, und ein Bolt 
ziebungsrath aus einem landammann und zweien 
Statthalter beftehen, und zwifchen der befondern 
Verfaffung der Kantone und ver allgemeinen Ver: 
. fäffung der Geſammtheit des Staates unterfebieden 
werden. Dieje Berfarfung ward (2. Aul. 1802) vom 
Eleinen Rathe für das Staatsgrundgefeb der 
Schweiz erklart, worauf (3. Jul.) der Senat und der 
erwaͤhlte Landammann Dolder ihre Aemter antraten. 
Darauf verließen (13. Jul.) die franzoͤſiſchen Truppen 
bie Schweiz: Als aber, unmittelbar nach dem Weg— 
zuge derfelben, allgemeine Unruhen, und felbft gegen- 
feitige blutige Befehdungen, in den einzelnen Cantonen 
ausbrachen, in Graubuͤndten (22. Aug.) die alte Ver: 
faffung der drei Binde, hergeftellt, vom General Ans 








*) Europ. Conſtitt. Th. 4, ©. 423. 


2 &dwelg::” 30 
dermatt die Stadt Zürich beſchoſſen und die neueinge⸗ 
ſetzte Regierung nicht mehr anerkannt' ward; da berief 
der erſte Conſul, deſſen Vermittelung die Schwei— 
zer verlangt hatten, eine Deputation von beiden Par⸗ 
theien (36 von dem neuen, 15 von dem alten 
Syſteme) nach Paris, welche, unter ſeiner Mitwirs 
fung, die endliche Verfaſſung der Schweiz entwerferi 
follte. Bonaparte hatte (4. Dec.) vier franzöfifche 
Genatoren (Bartbelemy, Demeunier, Rode: 
rer und Fouché) ernannt, die mit zehn Deputirren 
der Schweiz, fünf von jeder Parthei, die Verfaſſungs— 
urkunden der einzelnen 19 Cantone, und die allgemeine 
fehweizerifche Bundesacte verhandelten, welche unter 
dem Namen der Mediationsacte (19. Febr, 
1803 ,) von dem erften Conſul den helvetiſchen Depu⸗ 
tirten mit der Erklärung übergeben ward: „Verlaſſen 
Sie diefelbe nicht ;. fonft bleibt mir nichts übrig, ale 
die Schweiz mit Gewalt der Waffen zu bezwingen, 
oder mit Frankreich zu vereinigen.‘ —— 
rn, . 1,19 


an. 63, A Er 
Y Die Mevdiationsacte vom 19. Februar 
Ä 1803. 


7 
Die allgemeinen Verfuͤgungen der Mediationgs 
atfe, vie bie gegen das Ende des Jahres 1813 ale 
Bundesvertrag ber fihweizerifchen Eidsgenoffen: 
fchaft. galt, waren folgende: Die 19 Cantone ver 
Schweiz (Appenzell, Argau, Baſel, Bern, Frey— 
burg, Ölarus, Graubuͤndten, Lucern, St. allen, 
Schafhaufen, Schwyz, Colothurn, Teffin, Thur— 
gan, Unterwald, Uri, Waadt, Zug und Zuͤrich) 
find mit einander verbünder in Öemäßheit ver 
in ihren befondern Berfaffungen feftgefesten Grund⸗ 
\ 209 3 


21 
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fäge. Sie garantiren einander wechfelfeitig ihre Vers 
faffung, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Unabhängige 
keit, fowohl gegen die fremden Mächte, als gegen die 
Anmaßung eines einzelnen Cantons, oder einer be= 
fondern Faction, — Es giebt in der Schweiz feine 
: Unterthanenlande mehr, - feine Vorrechte der Drte, 
der. Geburt, der Perfonen und Familien, — Jeder 
Schweizer Bürger. ift. befugt, in einem anderh Gans 
tone haͤuslich fich niederzulaffen, und fein Gewerbe 
frei dafelbft zu reiben, Er erwirbt die politifchen 
Kechte, gemäß dem Gefeße des Kantons, in welchem 
er ſich niederläßt; er kann aber nicht zugleich in zwei 
Santonen die politifchen Rechte genießen. — Die 
alten inländifchen und auswärtigen Abzugsrechte find 
abgefchafft ; die freie Circulation der Lebensmittel, des 
Viehes und der Waaren ift garantirt; Fein Octroiz, 
Eingangs-, Tranfito- oder Mauthreche kann im ne 
nern der Schweiz eingeführt werden. : Jede Allianz 
eines Santons mit einem andern Canton, oder mit 
einer fremiden Macht ift unterfagt. — Die Tags 
fasung wechfele von einem Jahre zum andern in 
den fechs Santonen: Freyburg, Bern, Solothurn, 
Bafel, Zürich und Lucern. Der fandammann 
oder Birgermeifter des Dirigirenden Cantons nennt 
fich zugleich fandammann der Schweiz. Die 
fremden Geſandten übergeben ihm ihre Creditive ober 
Zuruͤckberufungsſchreiben, und- wenden fich an ihn 
für die Unterhandlungen. Der diplomatifche Verkehr 
geht durch ihn. Bei Eröffnung der Tagfasung giebt 
er die Nachweifungen, welche ihm in Betreff der 
innern und auswärtigen Gefchäfte, die den Bund 
angeben, zugefommen find. — Jeder Canton 
fender zur Tagſatzung Einen Deputirten. 
Die Deputirten haben nftructionen und befchränfte 
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Vollmachten, und ſtimmen nicht gegen ihre Inſtrue— 
tionen. Die 19 Deputirte, aus denen die Tagfasung 
befteht, machen in den Berathfchlagungen 25 Stims 
men aus; denn Die Deputirten der Cantone, deren 
Bevölkerung mehr als 100,000 Einwohner beträgt 
(Bern, Zürich, Waadt, St. allen, Argau und 
Graubuͤndten), haben jeder zwei Stimmen. Die 
Tagſatzung dauert einen Monat; doc konnen auch 
außerordentliche Tagſatzungen berufen werden. Die 
Kriegserflärungen, die Friedens» oder Allianzver⸗ 
träge, gehen von ver Tagſatzung aus; fie erfordern aber 
die Genehmigung von drei DVierrheilen der Cantone. 
Sie allein ſchließt Handelsverträge- und Capitulationen 
fir ausländifchen Dienft. Sie ordnet das Contingent 
der fir jeden Canton beftimmten Truppen. Sie er= 
nennt und ſchickt die außerordentlichen Botfchafter. 
Sie entfcheidet in den Zwiftigkeiten zwifchen den ein= 
zelnen Cantonen. Die Verfaſſung jedes einzelnen 
Santons *) wird im Archive der Tagſatzung nieder— 
gelegt. — | u. 20 
Der erfte Conful unterzeichnete dieſe Acte mit 
der Erklärung: „Wir erfennen Helverien,. der gegeit- 
wärrigen Acte gemäß conftitwirt, als unabhängige 
Macht. Wir garantiren die Foderalverfaffung, und 
die Verfaſſung jedes Cantons, gegen, die Feinde der 
Ruhe Helvetieng, wer fie auch. fenn mögen, 


64, 


b) Politifcher Charakter der Bundesacte 
vom 7. Aug. 18195. 


Bald- nach: der Annahme der Mediationsacte 


H Diefe befondern Berfaffungen der einzöfnen Cantone vom 19. 
Febr. 1803, ind Europ. Eonjtitt, Th. 4. ©. 450. 
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ſchloß die Republik ein Vertheidigungsbuͤndniß (27; 
Gept. 1803) mit Frankreich, und einen” Vertrag 
wegen. der in franzöfifchen Sold zu gebenden Truppen 
‚(Anfangs 16,000 Mann, in der Folge nur 12,000 
Mann); im Innern blieben die Partheien ein Jahr: 


zehend hindurch beruhigt. — . Sie regten fish aber, 


von neuem, nachdem Napoleon im Herbfie 1513 den 
Boden Teutſchlands verlaffen mußte, und die Ver— 
birmdeten die vonder Schweiz (18. Nov. 1813) bes 
fehloffene, und von Napoleon anerkannte, Neutralis 
taͤt nicht zugeftanden.. Das Heer, welches der Fuͤrſt 
Schwarzenberg führte, ging Durch Die Schweiz über 
den Rhein, und die zu Zürich verfammelten Gefand- 
ten der, Cantone Uri, Schwyz, Lucern, Zürich, 
Glaͤrus, Zug, Grenburg, Baſel, Schafhaufen und 
Appenzell ſprachen (29. Dec. 1813) die Auf a ns 
der Mediationsacte aus. 

Je groͤßer die Gährung war), — unter den 
einzelnen Partheien der Schweiz, , zundächft für die 
völlige Herftellung deralten Verhältniffe, 
aufwogte; deſto noͤthiger 'erfchien der Einfluß der 
Abgeordneten der verbünderen Mächte. auf. die neue 
Geftaltung der Verhätmiffe der Schweiz, und bie 
endliche Entftheidung des: Schickſals der Schweiz auf 
den Congreſſe zu Wien. Zwar fchloffen bereits die 
19 Santone am 8. Sept. 1814 zu Zürich einen Bun: 
besvertrag; auch gaben ſich die meiften einzelnen 
Santone im Laufe des Jahres 1814 befondere 
VBerfaffungen *);'ällein es verzog fih bis zum 


*) Die vollitändige Sammlung. aller ju dem gegenmwärtis 
gen helvetifchen Staatsrechte gehörenden Urkunden ift: 
(Ufteri’s) Handbuch des Thweizerifhen 
Staattrehts,;2te Ausg. Aarau, 1821.:8. wo 


— 
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7. Aug. 1815, bevor der Bundesvertrag feierlich 
beſchworen ward, weil, in der Zwiſchenzeit zwi— 
ſchen der Abſchließung und Befchworung deſſelben, 
theils drei neue Cantone — Genf, Wallis und 
Das. preußiſche Fuͤrſtenthum Neuenburg *) — 
mit der Eidsgenoſſenſchaft verbunden wurden, theils, 
nach der Ankunft der helvetiſchen Abgeordneten in 
Wien, (20. März 1815) die Exklaͤrung des 
Wiener Congreffes-über. die Angelegem 
beiten der Schweiz”), fo wie (29. März; 1815) 
die eidsgenoſſiſche Beitrittsurkunde ***) 
zuder Erklärung des Wiener Congreſſes 
erfolgte. 
Die Grundbeſtimmungen des am 7 . Aug. 1815 
beſchwornen Bundesvertrages ****) find folgenve.: 
Die 22 fouverainen Santone der Schweiz, als Zürich, 
Bern, Lucern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, 
Zug, Freyburg, Solothurn, Baſel, Schafhaufen, 
Appenzell beider Rhoden, St, Gallen, Graubündten, 
Aargan, Thurgau, Teſſin, Waadt, Wallis, Neuen— 
burg und Geuf, vereinigen ſich durch den Bund zur 
Behauptung ihrer - Freiheit, Unabhängigkeit und 
Sicherheit gegen alle Angriffe. fremder Maͤchte, und 
zur Handhabung der Ruhe und Ordnung im. Innern. 
Sie gewaͤhrleiſten ſich gegeufeitig ihre Desfeifungen, 





— Berfaflungen der — — Ä ich- — 
ei $. 19. bereits ep, pmokog dh Baapweisten 
a wurden), 
2 Diele, vom. Könige von Fröußen dem Fuͤrſtenthume tm 
| 18. Jun. 1814 gegebene Verfaſſung fteht beim Ufteri, 
"&.460. und. ind. Europ. Conſtitt. > ©. 562. 
) Uſteri, ©. 32. Le 4 
*2*) Uſt er i, S. 39. * — — 
****) Uſt er i, ©. 5. le.“ 
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fo wie diefelben von den oberften Behörden jenes Can⸗ 
tons, in Lebereinftimmung mit den Grundfäßen des . 
Bundesvertrages, werden angenommen worden ſeyn. 
Sie gewährleiften fich gegenfeitig ihr Gebiet. Zur 
Handhabung diefer Gewährleiftung und zur Behaup⸗ 
fung der Neutralität der Schweiz wird aus der wafe 
fenfähigen Mannfchaft eines jeden Cantons, nach dem 
Verhältniffe von? Mann auf 100 Einwohner Bes 
völkerung, ein Contingent gebildet. — Im Falle 
aͤußerer oder innerer Gefahr hat jeder Canton das 
Recht, die Mitſtaͤnde zu getreuem Aufſehen aufzufor— 
dern. Wenn in einem Canton Unruhen ausbrechen; 
fo mag die Regierung andere Cantone- zur Huͤlfe 
mahnen; doch foll fogleich der Vorort davon benach— 
richtige werden. Bei fortdauernder Gefahr wird die 
Zagfagung, auf Anfuchen der Regierung, Die weis 
tern Maagregeln treffen. Im Falle einer ploglichen 
Gefahr von außen mag zwar der bedrohte Canton 
andere Santone zur Hülfe mahnen; doch foll fogleich 
der Vorort davon in Kenntniß gefeßt werden. Dieſem 
liegt ob, die Tagſatzung zu verfanmeln, welcher alfe 
Verfügungen zur Gicherheit der Eidsgenoffenfchaft 
zuftehen. — Alle Anfprüche und Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den Kantonen über Gegenftände, die nicht durch 
den Bundesvertrag gemährleifter find,; werben an 
das eidsgenöflifche Recht gewiefen. — Es dürfen 
‚unter den einzelnen Cantonen Feine, dem allgemeinen 
Bunde oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige, 
Berbindungen gefchlofjen werden. — Da es, nach 
Anerkennung der 22 Gantone, Feine Unterehänen= 
lande mehr in der Schweiz giebt; fo Fann auch der 
Genuß der politifchen Rechte nie das ausfchließliche 
Privilegium einer Klaffe der Cantonsbuͤrger ſeyn. — 
Die Tagfasung beforgt, nach den Vorfchriften 


/ 
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des Bunbesvertrages, die ihr von den fonverainen 
Gtänden übertragenen Angelegenheiten des Bundes. | 
"Sie beftebt aus den ©efandten der 22. 
Cantone, welche nach ihren Inftructionen ftimmen. 
Sie: verfammelt ſich in der Hauptftadt des jedesmali= 
‚gen Vororts. Der im Amte ſtehende Bür- 
germeifter. des Vororts führt den Vorfiß, 
Die Tagſatzung erklärt Krieg und fchließt Frieden; 
fie allein errichtet Buͤndniſſe mit auswärtigen. Staa⸗ 
ten; doch find für dieſe wichtigen Verhandlungen 
drei Viertheile der Cantonsftimmen erforderlich. 
In allen übrigen Verfügungen der Taafaßung ent- 
ſcheidet die abfolute Mehrheit. Die Tagſatzung ſchließt 
Handelsvermäge mit dem Auslande; doch koͤnnen 
Militaircapitulationen und Verträge über öfonomifche 
und Polizeigegenftände von einzelnen Cantonen mit 
auswärtigen Staaten gefchloffen werden.“ Cie duͤr— 
fen aber weder dem Bundesvereine, noch beftehenven 
Bündniffen, noch verfaffungsmäßigen Rechten. ans 
derer Cantone zuwider feyn, und müffen deshalb zur 
Kenntniß der Tagſatzung gebracht werben, Die Tag: 
ſatzung ernennt eidsgenöffifche Gefandten, menn deren 
Abordmung nothwendig erachtet wird. Gie:trifft die 
Maasregeln für die Außere und innere Sicherheit der 
Eidsgenoſſenſchaft. Sie beftimme die Organifation 
der Kontingentstruppen, verfligt über deren Aufftel- 
lung und Gebrauch, ernennt den General, den Ge— 
neralftab. ımd die Oberften, Wenn die. Tagfakung 
nicht verfammelt ift, wird: die feitung der Bundesans 
gelegenheiten dem Vororte übertragen. Der Bor 
ort wechfelt aller zwei Jahre unter den 
Santonen Zürih, Bernund Lucern. Fuͤr 
Lebensmittel, Jandegerzeugnifje und Kaufmannswaa- 
ren befteht freier Kauf und.ungehinderte Aus» und 
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Durchfuhr zwiſchen allen Cantonen. Die Abzugs⸗ 
rechte von Canton zu Canton ſind abgeſchafft. 
Die Beſchluͤſſe der auf dem Wiener Congreſſe 
mit den ſchweizeriſchen Angelegenheiten ſich beſchaͤfti— 
genden Commiſſion wurden in beſondere Artikel der 
Wiener Congreßaete aafgenimmen, nach. welchen, 
aufer-der Anerkennung der 22 Santone,: Deftreich «an 
Graubündten bie — Razuͤns überließ ‚ das 
Gebiet von Genf durch einige von Sardinien abges 
tretene Bezirke erweitert, und eben fo der Reſt Des 
Bisthums Baſel den Cantonen Bafel und Bern zu— 
getheilt ward. Im zweiten Pariſer Frieden kamen 
noch der Bezirk Tarouge und ein Theil der Landſchaft 
Ger von Savoyen an Genf; auch ward (20. Nov. 
1815) von den verbuͤndeten Mächten die immer 
waͤhrende Neutralitaͤt der are —— 


— 
65. 


‚c)‘Ueber die befondern Berfaffungen, der 
einzelnen ſchweizeriſchen Kantone. 


Wenn gleich die befondern Verfaffungen der 
einzelnen. fehweizerifchen Kantone den allgemeinen 
politifchen. Charakter tragen, daß fie dem Bundes- 
vertrage nicht .widerfprechen Dürfen und von der Tag- 
ſatzung genehmigt werden muͤſſen; ſo weichen ſie doch 
im Einzelnen weſentlich von einander ab, und nähern 
ſich in vielfachen Beziehungen den altern Formen, 
ſo weit dieſelben beibehalten. werben konnten *). Go 


*) Ueber. dad Ältere helvetiſche Staatsrecht, vor dem Aus⸗ 
bruche der Revolution, verdient verglichen zu werden: 
Leon. Meiſter, Abriß des eidgenoͤſſiſchen Staatsrechts 
uͤberhaupt, nebſt dem beſondern Staatsrechte jedes Can⸗ 
tons und Ortes. St. Gallen, 1786. 8. 
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" behielten namentlich die. Eleinen und Demofratis 
ſchen Cantone ihre Landesgemeinden, denen die hoͤchſte 
Gewalt zuſteht, welche i in den groͤßern und ari rn 
kratiſchen Cantonen dem. großen Narbe gehört, i 
welchen: zwar die Eleinen Städte und das land ihre 
Stellvertreter haben, doch fo, daß die vormals: fous 
veraine Stadt, theils Durch die Zahl:ihrer Mitglieder 
im großen Rathe, theils duch die dem großen Rathe 
zufteheuden Wahlen und durch den Antheil an dem 
kleinen Rathe, ein wefentliches Lebergewicht bes 
hauptet. 
Der Canton Ba ſel war der erſte, welcher, nach 
der Aufhebung der Mediationsacte, bereits am 4. März 
1814 eine neue Berfaffung fich gab. Mach ver: 
felben liegen die Souverainerätsrechte des Kantons in 
den Händen eines großen Rathes, der aus 150 
Mitgliedern beftcht, wovon 60 unmittelbar von den . 
Zuͤnften (d. i. Wahlverfammlungen) aus ihrer Mitte, 
und 90 von dem großen Rathe jelbft gewählt werden. 
Er übe die gefeßgebende Gewalt. Er erläßt und 
gebt. nicht nur Öefeße, "Die ihm von dem Eleinen 
Rathe vorgefchlagen werben: er hat auch das Recht, 
fie felbft in Vorſchlag zu bringen; doch übergiebt er 
fie vor. ihrer. Annahme: der Beratbfchlagung des klei— 
nen Raths. Der fleine Rath wird aus 25 Mit—⸗ 
gliedern des großen Rathes gebilver, die ihre-Stellen 
in demſelben beibehalten, .., Er -ift mit der Vollziehung 
der Gefeße beauftragt; er ſchlaͤgt dem großen Rathe 
die Gefebe vor, die. en fuͤr noͤthig erachtet, "und ‘giebt 
„ demfelben. :gutachtliche Vorſchlaͤge uͤber Gegenftänpe, 
die ihm der große Rath zur: Berathung süberweifet 
Die Mitglieder des kleinen Kathes werden von dem 
großen Rathe durch geheime abſolute Stimmenmehr- 
beit erwaͤhlt. Zwei Bürgermeifter, welche von dem 
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großen Rathe aus der Mitte des kleinen Rathes durch 
geheime abſolute Stimmenmehrheit ernannt werden, 
fuͤhren abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, den Vorſitz 
im großen und kleinen Rathe. 

Am 29. März 1814 gab der Canton Lucern 
fih eine befondere Berfaffung. Nach verfelben 
beruht die Hochfte fouveraine Gewalt auf 36 taͤg— 
lichen, und 64 großen Raͤthen, deren Stellen 
(ebenslänglich find, präfidirt durch einen Schultheiß, 
Er befteht aus 50 Mitgliedern aus der Bürgerfchaft 
der Stadt Lucern, und aus 50 Mitgliedern aus der 
Landſchaft. Der tägliche Kath (von 36 Individuen) 
übe die hoͤchſte vollziehende, verwaltende und richters 
liche Gewalt. Er ſchlaͤgt dem gefammten Kathe die 
Geſetze, Decrete und Verordnungen vor, und beforgt, 
nach) erhaltener Genehmigung, von fich aus. die Voll: 
ziehung. Zwei Schultheißen, von Rath und hundert 
aus der Mitte des täglichen Rathes gewählt, führen 
abwechfelnd jeder ein Jahr lang den Vorſitz, ſowohl 
im Rathe und Hundert, als im taͤglichen Rathe. Die 
katholiſche Religion iſt die Religion des Cantons. 

Am 10. Mai 1814 ward die neue Verfaſ— 
ſung des Cantons Freyburg unterzeichnet. Sie 
uͤbertrug die hoͤchſte Gewalt auf 28 Mitglieder des 
kleinen, und 116 Mitglieder des großen Rathes, 
deren Stellen lebenslaͤnglich ſind. Der große 
Rath wird aus 108 Mitgliedern aus der großen 
oder ſogenannten patriciſchen Buͤrgerſchaft der 
Stadt Freyburg, und aus 36 Mitgliedern von den 
"Städten und der Landſchaft zuſammengeſetzt. Er bes 
ſtaͤtigt oder verwirft die Gefegesvorfchläge, Die ihm 
von dem kleinen Nathe oder. von dem Staatsrathe 
gemacht werden. Er ernennt die beiden. Schultheißen 
aus den. Mitgliedern. des:fleinen Rathes. Er übt das 
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Begnadigungsrecht und. alle Acte ber ſouverainen 
Gewalt: Der kleine Rath übt die hochfte voll⸗ 
ziehende, verwaltende und richterliche Gewalt; : Er 
theilt fich in zwei Abrheilungen. Die eine, aus 13 
Mitgliedern, bildet, unter dem Vorſitze des. regieren⸗ 
den Schultheiß, den Staats rath; die andere, 

unter dem Vorſitze des Altſchultheiß, den Appellas 
tionsrath.. Der Staatsrath ift mie der Vollziehung 
der Gefege nnd Verordnungen, fo wie mit der Auf⸗ 
fiht über die. untern Behörden beauftragt. ‚Der 
Appellationsrath beurtheilt in letzter Juſtanz alle bürs 
gerliche and peinliche Rechtsfälle, mit Ausnahme der 
Kiagen uber Verbrechen, welche die Todesſtrafe nach 
fich ziehen, wo der ganze kleine Rath das Urtheil 
fält. — Ein Cenfurgericht, beftehend aus 7 
Mitgliedern, die man Heimlicher nennt, und ges 
wählt von dem großen Rathe aus feiner Mitte, forgt 
für die Aufrechthaltung der Conftitution und, der guten. 
Sitten. Jedem Eingriffe in diefelbe, . fo wie. jedem 
Migbrauche der Gewalt zu wehren, iſt unerlaͤßliche 
Pflicht für die Heimlicher. Jeder derſelben iſt 
duch feinen Eid gebunden, folche Fälle dem Eenfur= 
gerichte zu. überbringen, Die Heimlicher bleiben ‚drei 
Sabre im Amte, und muͤſſen 40 Jahr alt feyn, — 
Die Eatholifche Keligion ift die Religion des. Cantons, 
— Vor Verfluß von zehn Jahren kann keine Ab⸗ 
änderung in der Berfoffung gemacht werden. 


66, 
Fortſetzung. 


Am 11. Juny 1814 gab der Canton Zuͤrich 
ſich ſeine beſondere Verfaſſung. — Die evanges 
liſch-reformirte Religion. iſt die herrſchende Reli— 
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gion; den Farholifchen Gemeinden ſind ihre: bisherige 
Keligionsverhältniffe garantirt.. Einem großen 
Rathe von 212 Mitgliedern kommt die höchfte Ge— 
walt, d. di die Ausuͤbung der Sonverainetätsrechre 
und die Geſetzgebung des Cantons zu. Der große 
Rath Hat die ausſchließende Befugniß, Steuern zu 
erkennen. Der große Rath waͤhlt denjenigen Theil 
ſeiner eignen Glieder, welcher nicht unmittelbar von 
den 65 Zuͤnften (Wahlverſammlungen) des Cantons 
gewaͤhlt wird; ferner die Mitglieder des kleinen 
Raths; den Antiſtes der Zuͤrichſchen Kirche; Die welt⸗ 
lichen Glieder des — die Mitglieder des 
Erziehungsrathes u. ſ. w. Der kleine Kath bes 
ſteht aus 25 Mitgliedern: des großen Rathes. Er 
fchlägt dem großen. Rathe die Gefege vor, und läßt 
fie, nad) deren Annahme, ‚vollziehen. Er leitet die 
ganze Verwaltung. Zwei Bürgermeifter fuͤhren ab⸗ 
wechfelnd, jeder ein Jahr lang, den Vorſitz ſowohl 
im kleinen, als im großen Narbe. 

‚Darauf folgte am 18. Sun. 1814 die, von 
dem Könige von Preußen. feinem Fuͤrſtenthume 
Neuenburg gegebene, PVerfaffung. Der Kinig 
erklärt, ‚daß er und feine Nachfolger diefes Fürften- 
thum in feiner vollfommenen Unabhängigkeit, Unvers 
äußerlichfeit und Untheitbarkeit behalten, ohne daß 
es jemals einem Prinzen als teibgedinge ‚überlaffen, 
oder als Lehen und ‚Afterlehen an jentand übertragen 
werden kann. Die proteftantifche und Fatholifche 
Keligion wird frei geuͤbt. Nur tandesunterthanen 
und im Fürftenthume Anfäffige koͤnnen Civil» und 
Militairftellen bekleiven, mit alleiniger Ausnahme der 
Stelle des Gouverneurs. Die volltommene Handels⸗ 
freiheit im Lande und auswärts wird allen Einwoh- 
nern zugefichert, fo weit fie den Verpflichtungen beim 
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Eintritte in den Schweizetbund’nicht zuwider iſt. Alle 
Polizeiordiinngen gehen vom Fürften aus. Keine 
Abgabe darf erhoben werden, als vermöge dines Ges 
ſetzes. Alle Einwohner find vom 18ten ‘bis zum 
50Oſten Jahre 'waffendienftpflichtig;. fie koͤnnen aber in 
den wirklichen Dienft zu feinem andern Zwecke geru- 
fen werden, als für die. Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung, für die tandesvertheidigung, und für die 
Erfüllung der Verträge, . welche das Fürfterehum mit 
der Schweiz verbinden. Die Yandftände follen 
als gefeggebende Behörde und Nationals 
rathh wiederhergeftellt, und die Stellvertretung jedes 
Bezirks, nach feiner Wichtigteit und: Bevölkerung j 
feftgefegt werben. 

‚Der Canton Appenzell der Außern Rhoden 
gab. am 28. Kun, 1814, und der in nern Rhoden am 
30, Jun. fich feine befondere demofratifche Verfaſſung. 
In der Verfaffung der aͤußern Rhoven bilder die 
Landesgemeinde, oder die allgemeine Werſamm-— 
fung des Volkes, die höchſte Landesbehͤrde. Sie be= 
ſteht aus allen Angehoͤrigen des Cantons im Alter 
von 16 Jahren und druͤber, wird jaͤhrlich gehalten, 
und erwaͤhlt durch freie Hand und Stimme die vier 
| Standeshäupter und die uͤbrigen Beamten, doch ftets 
nur für ein Jahr, wach deſſen Verfluffe "alle wieder 
wählbar find. Der Landesgemeinde muͤſſen alle Buͤnd⸗ 
niſſe und Vertraͤge, Kriegs» und Friedensfchlüffe,, 
alle Vorfchläge zu neuen Geſetzen und zur Abändes 
rung der beftehenden zur Entfcheidung vorgelegt were 
den, nachdem fie vom großen Rathe geprüft worden 
find. Die Neu: und Alt-Rätheverfammlung 
ift Die zweite Behörde des Kantons, und aus den 
ſaͤmmtlichen tandesbeamten, den Hauptleuten und 
einer für jede Gemeinde beftimmten Anzahl Raths—⸗ 
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gliedern zuſammengeſetzt. "Sie hat die Polizei und 
Steuern ‚unter ſich. Der große Rath, gebildet 
aus ven LOfandesbeamten und den regierenden Haupt: 
leuten ver Gemeinden, uͤbt die höchfte richterliche und 
vollziehende Gewalt, Die Eleinen Käthe beur- 
theilen in zweiter Inſtanz alle Prozeßfachen, und. find 
Auffeher über alle Zweige der, niedern Polizei... Der 
regierende Landammann iſt Praͤſident aller-Diefer 
hohen Standesbehoͤrden. Jede Gemeinde hat 
für die Verwaltung ihrer Kirchen- und Gemeindeguͤ— 
ter, ‚ihres Armenwefens und ihrer innern Anftalten, 
eigue Behorden, die man Kirchhören und Ges 
meinderath, oder Hauptleute und Räthe nennt, ‚Die 
Kirhhören wählen den Gemeinderat), der aus 2 
Hauptleuten und. 5 bis 22 Mitgliedern befteht. — 
In der Verfafjung des Cantons Appenzell der innern 
Rhoden bilder auch die landesgemeinde die erfte 
und fouveraine Behörde; Doch wird das’ Alter von 
15 Jahren zur Theilnahme an verfelben erfordert; 
Die tandesgemeinde erwählt zwei Sandammänner und 
die übrigen obern Beamten auf ein Jahr; doch if 
jeder wieder wählbar. . Die tandesgemeinde beftätige 
oder verwirft Die ihr vom großen Nathe vorgelegten 
Bündniffe, Kriegs» und Friedensanträge. Die zweite 
oberfte Landesbehorde ift der große Kath, beſtehend 
aus 124 Perfonen. Er entwirft und fchläge der Lane 
desgemeinde die Gefeße zur Annahme oder Verwer⸗ 
fung vor, beftimmt die Erhebung von Abgabenzc, Der 
Eleine Kath, beftehend aus 16 Perfonen, wird 
in drei gleichzählige Gänge oder Rathsſectionen ges 
theil, Ein folcher Gang beißt ein Wochenrath, 
* der wenigftens 4 Sißungen hält, in bürgerlichen und 
peinlichen Fällen, mit Ausnahme der dem großen 
Rathe vorbehaltenen Gegenftände, in erſter Inſtanz 
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ſpricht, in letzter Inſtanz aber bei erwiefenen Polizeis 
und andern Dergehungen. 

Der Santon Glarus machte am 3. Sul. 1814 
feine Berfaffung bekannt. Er erflärte Eingangs— 
weife: „daß er zwar nie eine in Urkunde ge- 
fchriebene Berfaffung gehabt habe; daß aber 
durch Sahrhunderte lange Uebung, durch allmählige 
Berichtigungen und durch die. zwifchen beiden Kelis 
gignstheilen zu Stande gekommenen Verträge, alle. 
mählig diejenige Verfaffung entftanden fey, welche 
auf nachfolgenden Grundfäßen berube, und die er 
auf die Nachkommen unverändert übertragen wolle,” 


' Die fouveraine oberfte Gewalt fteht der landesges 


meinde:zu. Die fandesgemeinden jeder Religion 
treffen die ihnen zuftehenden Wahlen nach bisheriger 
Uebung, und. verfügen-über die Angelegenheiten jedes 
Keligionstheiles. Die gänzliche Neligiongfreiheit bei— 
der Ölaubensbefenntniffe ift gewährlgiftet. Die Lan— 
Desgemeinde ift der unumfchränfte Geſetzgeber in 
politifchen, Polizeis, Civil- und Criminalſachen; fie 
entfcheidet über Bündniffe, Krieg und Frieden; fie 
beftimmt Steuern und Auflagen. Sie überträgt die 
vollziehende Öewalt dem landammanne, und 
neben ihm einem Statthalter und andern Beamten, , 


Diefe Verſammlung bildet, unter dem Vorſitze des 


regierenden Landammanns, den gemeinen Kath. 


’ 67. | 
Fortſetung. 


Am 4. July 1814 erſchien die Verfaſſung 
des Cantons Aargau. — eder, der in einer Ge— 
meinde des Cantons das Drtsbürgerrecht beſitzt, ift 
auch Santonsbürger. Mur Cantonsbürger Eonnen zu 

St. W. ꝛte Auf. IV. — 
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ven durch die Verfaſſung eingefuͤhrten Stellen waͤhlen 
und gewählt werden. Um bei einer Gemeiydes 
wahlverfammlung ftunmfähig zu fenn, muß man 25 
Jahre alt feyn und ein fehuldenfreies Vermögen von 
300 Fraufen befigen. Zur Stimmfähigkeit .bei einer 
Kreiswahlverfammlung aber gehört, außer dem 
Alter von 25 Jahren, ein fehuldenfreies Vermögen 
von 1000 Franken. — Der große Kath, be: 
ftehend aus 150 Mitgliedern (halb Katholifen, halb 
Keformirten), uͤbt die höchfte Gewalt. : Er genehmigt 
oder verwirft die von dem kleinen Kathe ihm vorge= 
legten Geſetzesvorſchlaͤge, empfängt von dieſem Bes 
richt über die Bollziehung der Gefeße und tiber den 
Zuftand der öffentlichen Verwaltung, fo wie ihm ders 
felbe Rechnung über die Verwaltung des Staatsver— 
mögens und der Staatseinfünfte ablegen nf. Der 
Amtsbürgermeifter führt den Borfiß. — Der Eleine 
Rath, beftehend aus 13 Mitgliedern des großen 
Rathes, von welchem fie forfdauernd einen Theil auss 
machen, übt die vollziehende Gewalt. Er fihlägt 
dem großen Nathe die Öefeße vor, und vollzieht die 
angenommenen, führt die Aufſicht uͤber alle unterge— 
ordnete Behoͤrden, legt dem großen Rathe Rechnung 
uͤber alle Theile der Verwaltung ab, und "verfügt über 
die bewaffnete Macht, um die öffentliche Ordnung 
aufrecht zu erhalten. — In jedem Bezirke ift ein 
Dberamtmann, beauftragt mit der Vollziehung 
der Gefeße und der Aufficht über die Beamten. — 
In jeder Gemeinde iſt ein Gemeinderath, ver 
aus einem Ammann und wenigftens 2, höchftens 12 
Mitgliedern befteht. Er leiter Die öffentliche Polizei, 
verwaltet das Gemeinde, Armen= und Kirchengut, 
das Bormundfchaftswefen ı ꝛc. — In jedem Kreife ift 
ein Friedensrichter, ber die vorhandenen Etreit 


Schweiz. 323 


handel zu fchlichten ſucht, über Streitigkeiten von 
geringem Werthe entfcheider, und bei Kreismahlvers 
fammlungen den Vorſitz führt. In jedem Bezirke ift 
ein Gericht, und im Canton ein Appellationgs 
gericht, beftehend aus 13 Gliedern. — Jeder 
Schweizerbürger im Canton Fann zu Milizvienften 
angehalten werden. | 
Die Berfaffung des Cantons Schafhbaufen 
ift vom 12. Jul. 1814 datiert. Der Canton ift, für die 
Ausübung der politifchen Rechte feiner Bürger, in 24 
Zünfte (Wahlcollegia) gerheilt, wovon 12 in der Haupfs 
ſtadt und 12 in der Sandfchaft beftehen. In der Stadt 
find alle majorenne wirkliche Bürger und Bürgerföhne 
ſtimmfaͤhig; in der tandfchaft die Bürger, welche 20 
Fahre alt find. Die aus 74 Mitgliedern beftehenden 
flein und großen Käthe find der Öefeßgeber und 
die oberfte Behörde des Kantons, welcher die Aus- 
übung der höchften fouverainen Gewalt zufommt.. Sie 
genehmigen und verwerfen die Öefege und Verordnun— 
gen, welche ihnen von dem Eleinen Rathe vorgefchlas 
gen werden; ‚auch hat jedes ihrer Mitglieder das 
Hecht, VBorfchläge zu Gefegen und Verordnungen in 
Anregung zu bringen, ‚die aber vor ihrer Annahme, 
von dem Fleinen Rathe mit einem Öutachten begleis 
tet, den Elein und großen Näthen vorgetragen werden 
müffen. Die Elein und großen Raͤthe fehreiben die 
allgemeinen tandesfteuern und Abgaben aus; von 
ihnen werden die Staatsrechnungen geprüft und ab— 
genommen; fie ernennen zu den wichtigften Stellen 
des Staates. Den Vorſitz in ihnen führen abwech— 
felnd zwei, durch klein und große Raͤthe aus ber 
Mitte des Eleinen Rathes erwählte, Bürgermeifter, 
jeder ein Jahr lang. — Der kleine Kath, be 
ftehend qus 24 Mitgliedern des großen Rathes, die 
u 
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Sitz und Stimme in demfelben behalten, ift mie der 
Vollziehung der Öefege und Verordnungen beauftragt; 
er beforgt die täglichen Regierungsgefchäfte und vie 
Sorrefpondenz mit den eidsgenöflifchen Ständen und 
auswärtigen Behörden, fehlägt die Gefeße vor, leitet 
die untern Behörden, urtheilt in leßter Inſtanz in 
Civil: und Derwaltnngsftreitigkeiten, fo wie in allen 
Sriminalfällen; doch daß bei Topesurtheilen klein und 

großen Raͤthen das Begnadigungsrecht vorbehalten 
bleibt. Von 4 zu 4 Sahren werden Klein und große 
- Käthe erneuert; doch koͤnnen diefelben Mitglieder 
wieder. gewählt werden, — Jeder Cantonsbürger 
ift zum Militairdienfte verpflichter. — Alle Bürger 
ftehen unter gleichen Geſetzen und haben, gleiche Frei— 
heiten. — Die reformirte Religion ift die herrfchende 
Landesreligion. — Aller 12 Jahre foll durch Elein 
und große Käthe eine Kevifion der Verfaſſung 
vorgenommen werden, 

Die Verfaffung des Cantons Thurgan 
ward am 28. Jul. 1814 unterzeichnet. Der Canton 
ift in 8 Amtsbezirfe, dieſe find -in 32 Kreife, und 
die Kreife in Municipalgemeinden eingerheilt. Alle 
Gantonsbürger genießen gleiche politifche Nechte. Wer 
Gantonsbürger ift, und im Canton ein Gemeinde: 
bürgerrecht befißt, hat als Activbürger Zutritt und 
Stimme in den Gemeinden» und ‚Kreisverfammluns 
gen, fobald er das Alter der gefeglichen Volljährigkeit 
erreicht bat und wenigftens 200 Gulden Vermoͤgen 
verfteuert. — Ein großer Kath von 100 Mit: 
gliedern uͤbt die höchfte Gewalt. Er entfcheidet über 
Annahme oder Derwerfung der Gefeßesvorfihläge, 
die ihm vom Eleinen Rathe vorgelegt werden, fo wie 
über die zu erhebenden Steuern. Ihm wird über die 
Vollziehung der Gefeße und über den Zuftand ver 
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verfehiedenen Zweige der Staatsverwaltung Rechen⸗ 
fchaft, und von dem Heinen Rathe Rechnung über die 
Derwendung der öffentlichen Gelder abgelegt. Er übt 
das DBegnadigungsrecht. Die Amtsdauer der Mit— 
glieder deffelben ift acht Jahre; aller 4 Jahre wird 
die Hälfte erneuert; doch find die Austretenden wies 
‘der wählbar. — Ein Fleiner Kath von 9 Mits 
gliedern ift die oberfte Bollziehungs- und Verwal⸗ 
tungsbebirde. Er macht die Vorfchläge zu Gefegen 
und Steuerverordnungen; er leitet die gefammte Vers 
waltung, führe die Auffiche über das Juſtizweſen, 
und die Oberaufficht über die Verwaltung der Kir— 
chen⸗, Schulz, Armen= und Gemeindegüter; er legt 
dem großen’ Karhe Kechenfihaft über alle, Theile ‚der 
Staatsverwaltung ab, und verfuͤgt uͤber die bewaff- 
nete Macht zur Handhabung der öffentlichen Ordnung, 
Der Eleine Rath wird von dem großen Rathe aus feis 
ner Mitte gewählt, und macht fortwährend einen 
Theil defjelben aus. Die Amtsdauer der Mitglieder 
des kleinen Raths ift neun Jahre; aller drei Jahre 
wird er zum dritten Theile erneuert. Zwei Landam— 
männer führen halbjährlich abwechfelnd den Vorſitz 
beim Fleinen, fo wie beim großen Rathe. — Jede 
Municipalgemeinde hat einen ©emeinderath, be— 
ftehend, aus einem Ammann und wenigftens vier Mitz 
‚gliedern, welche durch die Verfammlung der Activ- 
bürger aus denjenigen von ihnen gewählt werben, 
die ein Vermoͤgen von weniaftens 500 Gulden ver: 
fteuern. Der Ammann und die Mitglieder bleiben 
3 Jahre im Amte; der Gemeinderath wird jährlich 
zum dritten Theile erneuert. — Jedem Kreife ftehe 
ein Kreisamtmann als Vollziehungsbeamter der Re— 
gierung vor, den fie aus ben Bürgern des Kreifes 
ernennt, welche wenigftens 1000 Gulden Vermögen 
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verſteuern. Er leitet die niedere Polizei. Bei den 
- Wahlverfammlungen der Kreife führt er den DVorfig, 
Er ift Vermittler in Streitigkeiten der Bürger, — 
Die freie Ausübung des reformirten und des Fatholis 
ſchen Gottesdienftes ift geſichert. Der Fortbeftand 
der Klöfter und Capitel, und die Sicherheit ihres 
Eigenthumes ift gewährleiftet; ihr Vermögen ift aber, 
gleich anderm Privatgute, den Steuern und Abgas 
ben unterworfen. Der Eatholifche, in der Volkszahl 
Eleinere, Theil der Cantonsbürger, wird im großen 
Kathe von einem Viertheile (25 Mitgliedern), im 
fleinen Rathe von einem Drittheile repräſentirt. Der 
Vorſitz wechfelt nach den Confeſſionen, fo daß der 
eine der beiden Sandammänner jedesmal aus den re= 
formirten, und der andere aus den Eatholifchen Mits 
gliedern gewählt werben foll. 


68. 
Sortfegung. 


Der Canton Waadt vollendete feine Verfaf- 
fung am 14. Aug. 1814. Sein Öebiet ift in 60 Kreife 
und. 19 Bezirke geheilt. Die Kreife beftehen aus 
mehrern Gemeinden, Städte, welche mehr als 3000 
Einwohner haben, bilden einen eigenen Kreis. Die 
Bezirke find aus mehrern Kreifen zufammengefeßt. 
Dei den Wahlen verfammeln fich die Bürger in 
Gemeinde und Kreiswahlverfammlungen. Zur Aus: 
übung der Bürgerrechte in beiden wird ein Alter von 
25 Jahren erfordert, und daß man unter den Buͤr⸗ 
gern, welche die Grundfteuer bezahlen, zu den Drei 
Viertheilen der am meiften Befteuerten der Gemeinde 
oder des Kreifes gehört. Jede Gemeinde mit einer 
Bevölkerung unter 500 Seelen hat eine Gemeinde⸗ 
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verfammlung; jede Gemeine über 500 Seelen 
einen Gemeinderath. In jedem Kreife ift ein Fries 
densrichter. Er ift mir Vollziehung der Gefege 
und mit der Aufjicht über die ımntern Verwaltungss 
ftellen beauftragt. Er ift Vermittler in Streitigkeiten 
zwiſchen den Buͤrgern, gerichtlicher Polizeibeamter, 
mit den vorläufigen Verhoͤren bei Vergeben beaufs 
tragt, und, gemeinfam mit Beifigern, Richter in bürs 
gerlichen und Polizeifachen. Er ift Vorfiger der 
. Wahlverfammlungen des Kreifes. — Ein großer 
Rath, beftehend aus 180 Gliedern, die fir 12 
Jahre ernannt, drittheilweiſe erneuert werden, und 
immer wieder wählbar find, übt die ſouveraine Ge 
walt. Er genehmigt oder verwirft die ihm Durch den 
Staatsrath vorgelegten Geſetzesvorſchlaͤge. Ihm wird 
über die Bollziehung der Geſetze und die Verwendung 
der Staatseinkünfte Rechenfchaft abgelegt. Beine 
Sitzungen find nicht öffentlich. — Ein Staats: 
vath, aus 13 Öliedern des großen Rathes beſtehend, 
welche fortfahren demſelben anzugehoͤren, und ſtets 
wieder waͤhlbar ſind, hat den Vorſchlag der Geſetze 
und Auflagen. Er ſorgt fuͤr die Vollziehung der 
Geſetze, fuͤhrt die Aufſicht uͤber alle untergeordnete 
Behoͤrden, verfüge über Die bewaffnete Macht zur 
Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, und lege 
dem großen Rathe über alle Theile der Verwaltung 
Rechnung ab. — . Jeder Schweizer, der im Canton 
Waadt wohnt, ft Soldat, — Die refommirte Re: 
ligion iſt die Religion des Cantons; die Verfaſſung 
gewaͤhrleiſtet den katholiſchen Gemeinden die Aus⸗ 
uͤbung ihrer Religion. 

Der Canton Solothurn machte feine Ver— 
faffung, — nad) näherer Reviſion des Verfaſ— 
. fungsentwurfes vom 8. July, — am 17. Aug. 1814 
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befannt. Die höchfte Gewalt wird von einem- aus 
101 Sliedern beftehenden großen Rathe ausgeübt, 
Er nennt fih: Schultbeiß, Elein und große 
Käthe der Republik Solothurn. Dem gro: 
gen Rathe fteht die Gefeßgebung zu. Er erläßt dem⸗ 
nach nicht nur die Gefeße, welche ihm vom Eleinen 
Rathe vorgefchlagen: werden; er hat auch die Befug— 
niß, dieſe Behörde zur Einreichung eines Gefeßes- 
vorfchlages über einen beftimmten Gegenftand aufzus 
fordern, Er hat das ausfchliegliche Recht, Steuern 
und Abgaben zu erkennen. Die jährliche Staats» 
rechnung ift feiner Prüfung und Genehmigung unter⸗ 
worfen. Er übt das Begnadigungsrecht bei Todes⸗ 
ſtrafen. — Der Eleine Kath, gebildet aus 20 
Öliedern des großen Rathes, von welchem fie. fort 
danernd einen Theil ausmachen, ift mit dem Vorfchlage 
und mit der Vollziehung der von der höchften Gewalt 
ausgehenden Gefeße beauftragt. Er verfügt über 
die bewaffnete Macht. Der Eleine Rath hat das 
Recht, ven großen Kath außerordentlich 
zu verfammeln, und die ordentliche Sitzungszeit 
deffelben, zu verlängern. Er übt in Abwefenheit des 
großen Rathes Das Begnadigungsreht. — Die 
Fatholifche Religion ift die Religion des Cantons; die 
reformirte wird gewährleiftet. 

Am 24. Aug. 1814 erfchien die Berfaffung 
„per Stadt und Republik Genf.” Die Vers 
faffung erfennt Fein Patriciat und feine privilegirten 
Klaffen an; alle Genfer find vor dem Geſetze gleich. 
Die Preßfreiheit ift anerfannt; es foll aber jeve 
Drudfchrift mit dem Namen des Druders unterzeich- 
net, und- diefer dafür verantwortlich fen. Dem 
Kepräfentantenrathe fteht Die Befugniß zu, durch be= 
. fondere Verordnungen den Gebrauch jener Freiheit 
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zu beſchraͤnken. Zur Ausuͤbung des Wahlrechts ge⸗ 
hoͤrt, außer dem Buͤrgerrechte in der Stadt oder einer 
Gemeinde, die Volljaͤhrigkeit, oder das zuruͤckgelegte 
Wſte Jahr, und daß man an directen Steuern die 
Summe von 20 Schweizerfranken bezahlt, ohne des— 
halb im Ruͤckſtande zu fern. Es genießen aber diefes 
Stimmreht, ohne Ruͤckſicht auf Steuerbezahlung, 
fammtlihe Glieder des Kirchenrathes, des Ehege— 
richts, der Akademie oder Univerfirät, der Biblio- 
thefverwaltung, der ftaatswirthfchaftlichen Kammer, 
die Lehrer am Kollegium u. f. w. — Der Nepräs 
fentantenrarb befteht aus 250 Abgeordneten welts 
lihen Standes, weldye das 30ſte, oder, „wenn fie 
verheirarhet find, das 2Tfte Jahr zurücgelegt haben. 
Er wird durch die Syndici und den Gtaatsrath prä= 
fidirt , welche auch felbft Glieder defjelben find. Durch 
diefen Zufaß wird der Repräfentantenrath 278 Glie— 
der ſtark. Er ift eine berathbende Verſammlung. 
Es werden jährlich 30 Stellen in demfelben erneuert, - 
Die Austretenden find ein Jahr nad) dem Austritte 
wieder wählbar. Diefem Karhe fteht die geſetz ge— 
bende Gewalt zu, unter Vorbehalt der Initiative 
der Syndici und des Staaterathes. hm fteht das 
Recht zu, Abgaben zu befehliegen, aufzuheben, zu 
erhöhen, zu verändern, zu vermindern und ihre Dauer 
feftzufegen; Anleihen zu machen, oder außerordent— 
lihe Steuern und Staatslotterien anzuordnen, Er 
erwaͤhlt die Syndici, den Statthalter, den Gedels 

meifter, die Staatsräthe u. f. w. Er verfügt über 
das Militair, die Zeughäufer ꝛc. In allen dem 
Repräfentantenrathe vorgetragenen Gefchäften Eann 
derfelbe Die Gutachten des Staatsrathes abändern ; 
er muß fich aber auf den feiner Berathung unterlegten 
Gegenſtand befchränfen., Der Staatsrath legt dem 
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Repraͤſentantenrathe jaͤhrlich Rechenſchaft uͤber ſeine 
Verwaltung ab. In der Verfaſſungsurkunde 
kann feine Abänderung, als durch eine 
Mehrheitvon zwei Drittbeilen der Stim— 
men in beiden Raͤthen, vorgenommen wer- 
den; doch darf der Kepräfentantenrath, vermittelft 
- feiner gefeggebenven Gewalt, die Luͤcken der Verfaſ— 
fungsurkunde ausfüllen, ohne aber von den Grunds 
lagen, auf welchen fie beruht, und von den Vers 
fügungen,, welche fie enthält, abzuweichen. — Der 
Staatsrath beftcht aus 25 Gliedern, mit Inbe— 
griff der 4 Syndici, des Statthalters, des Seckel— 
meifters, der 2 Staatsfecretaire, welche berathende 
Stimme haben, und der 5 Staatsräthe, welche im 
Dbergerichte und Civilgerichte fisen. Nur Mitglieder 
des Kepräfentantenrathes und die 39 Jahre alt find, 
koͤnnen in den Staatsrath gewählt werden. Der 
Staatsrath hat die Initiative uber alle zur Berathung 
des Nepräfentantenraths zu bringende Gegenftände; 
ihm fteht die vollziehende Gewalt und die leitung Der 
auswärtigen Angelegenheiten zu; er beforgt Die Finanz- 
verwaltung, und ernennt eine Rechuungskammer, 
welche zu gleicher Zeit der Municipalrath der Stadt 
iſt. Die Syndici führen den VBorfig im Staats— 
rathe; fie werden. für ein Jahr ernannt, und koͤnnen 
ein Jahr nach ihrem Amtsaustritte wieder gewählt 
werden. — Der Kirchenrath und das Hans 
delsgericht wählen ihre Mitglieder felbft; es wird 
aber ihre Ernennung dem Staatsrathe zur Beftäti- 
gung vorgelegt, — Die proteftantifche Religion iſt 
die herrſchende; doch foll in Genf eine Fatholifche 
Kirche fenn, Die unter der Oberaufficht des Staats: 
rathes fteht. | 

Die Berfaffung des Santons St. Sallen 
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ward am 31. Aug. 1814 unterzeichnet. Diefe Vers 
faſſung fichert die freie Ausuͤbung des Fatholifchen und 
 evangelifchen Gottesdienſtes. Nicht nur jeder Bürger, 
fondern jeder im Santone lebende Schweizer kann zu 
Militairdienften angehalten werden. Der Canton ift 
in 8 Bezirke, dieſe find in 24 Kreife, und dieſe 
wieder in politifche und Drtsgemeinden abgetheilt. 
Jede politiſche Gemeinde waͤhlt einen Gemeinderath, 
der aus einem Ammann und wenigſtens 4, hoͤchſtens 
8, oder, wenn die Gemeinde uͤber 2400 Seelen zaͤhlt, 
12 Mitgliedern beſteht die 6.Jahre im Amte bleiben, 
und aller 2 Jahre zum Drittheile austreten, aber 
wieder gewählt werden koͤnnen. Dede Ortsgemeinde, 
und in derfelben jeder Keligionstheil, der ein beſon⸗ 
deres Eigenthum befißt, hat eine eigene Verwaltung. 
— Ein hoher Kath von 150 Mitgliedern übt die 
höchfte Gewalt. Er beftätigt oder verwirft die ihm 
von dem Eleinen Rathe vorgelegten Gefeßesvorfchläge; 

er läßt fic) von demfelben Rechnung über die Der: 
woaltung ablegen, und Bericht erftatten über Die Voll- 
ziehung der Geſetze; er bewilligt die Auflagen; er 
übt, auf den DVorfchlag des Eleinen Rathes, dag 
Begnadigungsrecht; er ermählt aller 2 Jahre aus der 
Mitte des Fleinen Kathes zwei Yandammänner, 
welche von beiden Konfeffionen ſeyn müffen, und von 
welchen jeder während eines Jahres den Vorſitz im 
‚großen und Eleinen Rathe führte. — Der Eleine, 
Rath, beftehend aus 9 Mitgliedern des großen 
Rathes, von welchem fie fortdauernd einen Theil aus⸗ 
machen, und die immer wieder wählbar find, hat ven 
Borfchlag der Gefeße, Decrete und Steuerverord⸗ 
nungen. Er ift, die oberfie Verwaltungs = und Poli= 
zeibehörde, Er legt dem großen Rathe über alle 
Theile · der Verwaltung Rechenfchaft ab; er verfügt 
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uͤber vie bewaffnere Macht zur Handhabung der oͤffent⸗ 
lichen Ordnung und innern Ruhe. Er beruft den 
großen Kath ordentlicher, und, in dringenden Fälz 
len, außerordentlicher Weife zufammen, 


69. - 
Sortfegßgung. 


"Der Santon Zug unterzeichnete feine Berfaf- 
fung am 5. Sept. 1814, Nach verfelben ift die 
Earholifche Religion die Religion des Cantons. Jeder 
Santonsbürger ift vor dem Geſetze gleih. Es giebt 
Feine Untertbanen. Das Volk ift der Sou— 
verain des Cantons; es übt feine Souverainetät 
theils durch die Zandsgemeinde, theils durch Die 
verfaffungsmäßigen Gemeinden, theils 
durch den dreifachen Landrath aus. — Die 
Oemeindeverfanmlungen beftehen aus fämmtlichen 
Gemeindebürgern, welche 19 Jahre alt find,. mit 
Ausfhluß der Geiftlihen. Die Sandpsgemeinde 
wählt die Standeshäupter: den Sandammann (auf 
2 Jahre), den Landshauptmann, den Pannerherrn, 
den Sandsfähndrich, den tandfchreiber, und die Ge— 
fandefchaften zu den Tagfaßungen. Der landams 
mann ift das höchfte Standeshaupt; er ſchwoͤrt jaͤhr⸗ 
lich der Landsgemeinde den Eid auf die Verfaffung, 
und dieſe dem landammann, — Jede Gemeinde, 
und jeder Gemeinderath iſt befugt, VBorfchläge zur 
Errichtung neuer Gefege, oder zur Abänderung der 
beftehenden zu machen. Die Gemeinden haben das 
ausfchliegliche Verwaltungsrecht ihres Gemeindegutes. 
— Der dreifache Landrath befteht aus dem Can— 
tonsrathe und 2 Gliedern, die jedem Gliede des Can 
tonsraths beigeorbnet werden. Er bilder die ge fe&- 


! 
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gebende Behörde des Cantons. — Der Sans 
tons rath befteht aus 45 gewählten Mitgliedern und 
dem tandammanne. Der Santonsrarh ift-die oberft= 
tichterliche, verwaltende und vollziehende Gewalt; 
er beforge die diplomatifchen Geſchaͤfte; er legt ver 

gefeßgebenden Behörde die Vorfchläge zu neuen Ge⸗ 
ſetzen, oder zur Abänderung der beftehenden vor. — 
Es kann an der Verfaffung nichts geändert werben, 
als durch die gefeßgebende Behörde, und zwar nur 
auf den Vorſchlag des mit fünf Sechstheilen (45 
Stimmen) ausdrüdlich daflır ftinmenben vollzähligen 
Cantonsrathes. 

Die Verfaffung des Canton Graubändten 
iſt vom 11. Nov. 1814; doch ward ihre Kevifion 
erft am 19, Sun. 180 zu Chur unterzeichnet. Die 
Beftimmungen viefer DVerfaffung find: der Freis 
ftaat Graubündten bildet, zufolge der 
Bundesacte, einen fouverainen Mitftand 
x: fhweizerifhen Eidsgenoffenfchaft. 

ie Souverainetät deffelben beruht auf der Geſammt⸗ 
‚heit der Raͤthe und Gemeinden, und äußert fich Durch 
die Mehrheit ihrer gefeßmäßig eingehohlten und auf: 
genommenen Willensmeinungen. Derfelbe ift in drei. 
Bindte, und diefe find in politifcher Nücficht wieder 
in Hochgerichte und Gerichte eingetheilt, die ihre Vor—⸗ 
fteher und Obrigkeiten felbft erwählen , durch welche 
die niedere Polizei und ihr Juſtiz- und Gemeinde: 
wefen verwaltet wird. — Der große Rath beſteht 
aus 65 Mitgliedern, welche ein Jahr im Amte blei— 
ben, und wieder wählbar find. Er bildet in Verwal⸗ 
tungs⸗ und laindespolizeiangelegenheiten die oberfte 
Behörde, fd wie bie berathfchlagende über die Geſetze, 
‚Staatsverträge und Bündniffe, die den Gemein: 
den zur Beftätigung vorzulegen find, . Ihm 
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fegt der Eleine Rath jährlich Nechenfchaft ber Amts: 
führung und Finanzverwaltung ab, wovon er den 
Gemeinden Kenntniß ju geben bat. Er be 
ſtimmt die öffentlichen Abgaben. Er beftellt jedes 
‚ Jahr eine Standescommifjion von 9 Mitgliedern, 
von welchen die ganze Sitzung Drei aus den Bürs 
gern eines jeden Bundes frei erwählt, 
welche, nebft den Bundesftatthaltern, zur Mit— 
berathbung und Erledigung der wichtigern 
Kegierungsgefchäfte einberufen werden. 
Sie ift dem großen Rathe Rechenſchaft von ihren Ver- 
bandlungen ſchuldig. — Einem Eleinen Rathe 
"von 3 Mitgliedern find die täglichen Regierungsge— 
ſchaͤfte übertragen. Dieſe 3 Individuen werden jähr- 
lich, je eins aus jedem Bunde, frei aus allen Buͤr— 
gern deflelben, durch die abftimmenden Mitglieder 
des großen Rathes, gewählt. Cie bleiben ein Jahr 
im Amte‘, find im zweiten wieder wählbar, Fonnen 
aber jedesmal nicht länger als zwei nach einander fg 
gende Jahre ihre Stelle befleiden. Der Fleine Ka 
uͤbt die Verwaltung in ihrem ganzen Umfange, und 
führt die Correfpondenz mit answärtigen Behörden, 
— Das Xctivbürgerrecht fangt mit dem Eintritte 
‘in das 17te Jahr des Altersan. Zum Ein- 
tritte in Standesbehörden wird aber das zuruͤckgélegte 
20fte Jahr erfordert, Jeder Einwohner ift an dem 
Orte, wo er anfällig ift, von dem Eintritte in das 
17te bis nach zurüdgelegtem 6Oſten Lebensjahre miliz- 
pflichtig. — Das reformirte und das Farholifche 
Glaubensbekenntniß werden als Religionen des Stan— 
des anerkannt. Bei allen Standesämtern, Come 
miffionen und Deputationen follen zwei Drittheile der 
Stellen mit reformirten, und ein Deittheil mit katho— 
liſchen Santonsbürgern befeßt werden, — . Der ober= 
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ſten Gewalt der Raͤthe und Gemeinden bleibt 
ze e.. die Berfaffung zu beffern, zu erläus 

, zu mindern und zu mehren, 

Die Berfaffung der Republik und des Can— 
tons Teffin ift im Original italienifch, und vom 
17, Dec. 1814. — Die. Fatholifche Religion ift die 
Keligion des Santons, Die fouveraine Gewalt 
des Santons gehört wefentlih der Ges 
fammeheit der Bürger an; fie wird durch, 
ihre, den conftitutionellen Formen gemäß ernann⸗ 
ten, Stellvertreter geübt. Jeder Einwohner 
des Cantons ift Soldat. Es giebt im Kanton keine 
Vorrechte des Ortes, der Geburt, der Perfonen, 
der Staͤnde, der Öerichtsftellen, oder der Familien, 
Die Geiftlichen koͤnnen zu keiner Stelle der vollziehen: 
den oder richterlihen Gewalt ernannt werden. — 
Der Canton ift in 8 Bezirke, und diefe find in 38 
Kreife getheilt. Zur Ausübung des Actiobürgerrechts 
gehört ein Alter von 25 Jahren, und daß man Eigen⸗ 
thuͤmer eines Grundftides von 200 Fr. am Werthe, 
oder Nußnießer von 300 Fr. an Schuldtiteln fen, ' 
die ein im Canton gelegenes Grundſtuͤck zum Untere 
‚pfande haben. — in jeder Gemeinde ift ein Ge— 
meinderath, der aus. wenigftens 3, und höchftens 
11 Gliedern befteht, mit Inbegriff des Ammanns, 
der ihr Präfident if. Ihm ſteht die Gemeindever⸗ 
waltung und die Ortspolizei zu. In jedem Bezirke 
ift ein Friedensgericht. — Die ſouveraine 
Gewalt wird durch einen aus 76 Deputirten gebils 
. beten großen Rath geibt, vie für 6 Jahre gewählt 
werden, und immer wieder wählbar find. Der große 
Kath genehmigt oder verwirft die ihm vom Staats— 
rathe vorgelegten Geſetze, läßt fi über die Voll: 
ziehung der Gefege, über Die Verwaltung, und die 
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Finanzen Rechnung ablegen, uͤbt das Begnadigungs⸗ 
recht, ernennt die Mitglieder des Staatsrathes, und 
aus denfelben beide Landammaͤnner, fo wie er den 
Staatsfecretair, den Staatsſeckelmeiſter und ven 
Oberſten der Miliz ernennt. — Ein Staatsrath, 
beftehend aus 11 Gliedern des großen Rathes, welche 
fortfahren, diefem anzugehoͤren, und die ftets wieder 
wählbar find, hat die Initiative der Gefeßesvorfchläge, 
der Abgaben, der Begnadigungen und Strafverwand= 
lungen; er leitet die Vollziehung ver Gefege und die 
gefammte DBermaltung; er legt dem großen Rathe 
darüber Kechenfchaft ab; er führt die Correſpondenz 
mit den übrigen Santonen und ‚mit dem Auslande; 
er verfügt über die bewaffnete Macht zur Handhabung 
der öffentlichen Ruhe; er ann die Dauer der ordent- 
lichen: Sißungen des großen Rathes verlängern und 
denfelben außerordentlich ‚zufainmenberufen. Zwei 
tandammänner führen abwechfelnd ein Jahr hin= 
durch den Vorſitz im großen Nathe und im Staats— 
rathe, find Mitglieder des Staatsraths, und. bleis 
ben zwei Jahre in ihren Etellen, | 


70, 
S dh I u. 


Am 12. Mai 1815, ward die Berfaffung 
ber Republik und des Cantons Wallis uns 
terzeichnet. — Die Eatbolifche Religion ift aus: 
ſchließlich die Religion des Staates; diefe 
allein hat einen offentlihen Öottesdienft. 
Das Wallis bilder einen freien unabhängigen Staat 
und der fchweizerifchen Kidsgenoffenfchaft einverleibs 
ten Canton; feine Regierungsform ift Demo: 
kratiſch. Der Canton Wallis ift in 13 Zehnen 
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eingerheil. Sitten ift der Hauptort; die höchfte 
Behörde hat ihre Sitzungen, daſelbſt. Stimmfähis 
ger Bürger ift, wer das 18te Jahr zurückgelegt hat. 
Niemand aber kann vor erfülltem Aſten Jahre zu 
den Gemeindeftellen, und vor 25 Jahren weder zum 
Haupte des Öemeinderathes, noch zu Zehnerämtern 
gewählt werden. jede Gemeinde hat einen Gemein- 
derath, beauftragf mit der. Verwaltung der Gemeinden - 
guͤter, Beſtimmung der Ausgaben, und der leitung der 
Drtspolizei. In jedem Zehnen ift ein Kath, welcher 
zu den Stellen ernennt, die Ausgaben beſtimmt, und 
überhaupt alles, was den Zehnen betrifft, verordnet. 
Ein jeder Zehnen hat einen Vorfteher und Statthal⸗ 
ter, gewählt durch den Zehnenrath, — Die hoͤchſte 
Gewalt ift einem einzigen Körper unter dem 
Namen Landrath anvertraut. Der tandrath bes 
fieht ‚aus den Gefandten der Zehnen; jeder Sehnen 
bat 4 Gefandte, Die durch den Zehnenrath 
ernannt werden. — Die Gefandten werden für 
zwei Jahre erwählt, und find wieder wahlfähig. Um 
zum Landrathe wählbar zu fern, muß man 25 Jahre 
erfüllt, das Amt eines Gefeßgebers , "Richters, oder 

Derwalters in den hohern Behörden, oder im Zehnen 
befeflen , oder. das Anıt. eines öffentlichen Schreibers 
ausgeuͤbt, oder. den Rechts- oder Medicin - Doctors 
grad erhalten, oder eine Dfficierftelle in den Sinien« 
truppen bekleidet haben... Der Bifchoff. dat Sitz 
und Stimme im Landrathe; feine Stimme zaͤhlt 
für 4 Stimmen. . Der Sandrath. hat.die gefeb« 
gebende Gewalt; die Gefeßesvorfchläge werden 
durch den Staatsrath vorbereitet. Kein Geſetz kann 
vollzogen werden, bevor es den Zehenraͤthen 
vorgelegt und durch die Mehrheit derſel— 
ben beſtaͤtigt worden iſt. Die Finanzgegen— 

St. W. ae Aufl, IV. 22 
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ſtaͤnde, Militaircapitulationen, und die Aufnahme 
der Fremden zu Landsleuten, werden nicht nur dem 
Zehenräthen, fondern auch den Gemeinde 
räthen vorgelegt. Der Landrath hat das Begnadi- 
gungsrecht. Er nimmt jährlih die Nechnungen des 
Landfecfelmeifters ab und macht fie .befannt. Er. ers, 
‚nenht in oder außer feiner Mitte einen Landshaupt⸗ 
mann, einen Ötatthalter, einen Landſeckelmeiſter, 

und zwei Staatsräthe. Zu diefen Aemtern gehört 
das Alter von 30 Jahren, und daß man das Amt 
eines Öefeßgebers, Nichters oder Derwalters in den 
obern Behörden bekleidet habe. Der Landshaupt— 
mann führe im landrarhe und Staatsrathe den Vorſitz. 
Der Staatsrath, welcher im Hauptorte des Can— 
tong rejidirt, befteht aus dem fandshauptmanne, dem 
Statthalter, Landſeckelmeiſter und zwei Staatsräthen, 
Der Staatsrath beruft fowohl die gewöhnlichen, als 
die außerordentlichen Landraͤthe zufammen; er ift mit 
der Vollziehung der Gefeße und mif der gefammten 
Verwaltung beauftragt; er führe die Correfpondenz 
mit dem In- und Auslande. Er verfügt, fobald die 
innere Ruhe und aͤußere Sicherheit bedroht ift, über 
die bewaffnete Mache, ift-aber gehalten, die Zeh: 
nen fogleich von den getroffenen Maas 
regeln zu benachrichtigen, und, nach Erfors 
dern iß der Umftände, einen außerordentlichen and» 
tath zu verfammeln. — Die Dauer der Amtsvers 
richtungen des Landshauptmanns, des GStatthalters, 
des Landſeckelmeiſters und der Staatsräthe ift auf 2 
Sahre beſtimmt. Der tandshauptmann kann nur 
nach zwei Jahren, die übrigen aber koͤnnen fogleich 
wieder gewählt werben. — Vor Ablauf von 5 Jah: 
ven Fonnen in der Verfaſſung Feine Abänderungen 
gemacht werden. Diefe müfjen aber in zwei auf eins 
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ander folgenden Landraͤthen genehmigt; und durch eine 
Mehrheit von 39 Stimmen befchloffen worden feyn, 
Am 21. Sept. 1815 ward die Verfaffung 

des Santons Bern ünterzeichnet. “ Ihre Form ift 
aber von der Form der Verfaffungen der uͤbrigen Gans 
tone dadurch verfchieden, daß fie die Ueberſchrift führt: 
„urkundliche Erklärung des großen Nas 
thes zu Bern,‘ mit welcher mehrere einzelne Re⸗ 
— glements verbunden wurden. Die Einleitung 
zu.diefer Erklärung enthält folgende Puncte:. „Wir 
Schultheiß, klein und große Käthe der - Stadt und 
Kepublit Bern sc. Als bereits feit bald zwei Jahren, 
nach. mancherlei Verwirrungen und druͤckenden aus—⸗ 
wärtigen Verhältniffen, auch in Unferm Baterlande 
die rechtmäßige tandesobrigfeit und deren alte 
VBerfaffung im Wefentlichen.wiederbers 
geftellt worden; — fo ift endlich der Zeitpunet 
eingetreten, wo Wir Uns in der Möglichkeit befinden, 
die Kevifion Unfrer Fundamental: oder 
Berfaffungsgefeße vorzunehmen, und die 
‚ehrwürdigen alten Örundlagen der Repu— 
blik zu erweitern, zu befeftigen, und mit den Ber ‘ 
duͤrfniſſen Der jeßigen Zeit in Uebereinftimmung zu 
bringen, Wir halten uns daher verpflichtet, Unſern 
lieben und getreuen Angehörigen die Grundſaͤtze feier- 
lich zu. erklären, nach denen Wir, gleich unfern. 
Altvordern, die Regierung von Stadt und land 
auszuüben gefonnen find; "bei diefem, Anlaffe, mit 
einiger Berhdfichtigung ganz veränderter 
Umftände, allen Städten, Landſchaften und Ge— 
meinden theils ihre. ehemaligen und. wirklich be- 
ftehenvden echte neuerdings anzuerkennen und zu 
-beftätigen, theils folche mit neuen Öerechtfamen 
und. Freiheiten zu vermebren. — Die 

20 
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teformirte Religion ift Die herrſchende; die freie Auss 
übung der Earholifchen wird zugefichert. Die der 
Regierung zuftändig gewefenen Eleinen Zehnten und 
andere unentgeldlich aufgehobene Gefälle und Leiſtun— 
gen bleiben abgefchafft.. Die Freiheit der Gewerbe 
und des Handels wird allen Sandesbürgern fernerhin 
garantirt. Alle in einer Stadt oder Gemeinde des 
tandes verbürgerte Gantonsangehörige find, gleich 
den Bürgern der Hauptſtadt, zu allen Stellen und 
Aemtern im Staate wahlfähig. Die Aufnahme - in 
das regimentsfähige Bürgerrecht der Stadt Bern 
bleibt (nach den Bedingungen des Decrets vom 24, 
und 26, März) allen jenen verbürgerten Cantonsan— 
gehörigen eröffnet; auch foll eine Landesdeputa— 
tion oder Kepräfentation von 99 Mitglies 
bern von Städten und Landſchaften anges 
ordnetwerden, welche, vereint mitden 200 
der Stadt Bern, die hoͤch ſte Gewalt aus: 
üben und gleiche Rechte im Regimente ge— 
nießen ſollen. Dieſe 99 Mitglieder werden theils 
von den betreffenden Staͤdten und Amtsbezirken, 
theils unmittelbar von dem großen Rathe' ſelbſt, frei 
gewählt. — Jeder im Canton angefeffene Schweizer 
vom zurücgelegten 16ten bis zum angetretenen- funfs 
zigften Jahre ift zum Meiliraitdienfte pflichtig. — 
Die fouveraine, höchfte Gewalt wird ausgeuͤbt 
durch Schultheiß, flein und große Närbe 
der Stadt und Republif Bern, beftehend aus den 
200 der Stadt Bern und 99 von Erädten und Sand: 
fchaften gewählten Mitgliedern. Die 200 der Stadt 
Bern werden aus der Mitte der regimentsfaͤhigen 
Bürger, ‘welche das 2Ifte Kahr zurückgelegt haben, 
Buch ein Wahlcollegium gewählt, -beftehend aus den— 
jenigen Mitgliedern des Eleinen Rathes, welche aus 
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den 200 gewählt worden, und einent mit ihm vers 
einigten Ausfchuffe von 16 Gliedern des großen Ra— 
thes aus der Zahl der 200. Zu den 99 Mitgliedern 
von Städten und' Landſchaften wählen die größern 
Städte jede 7 Mitglieder, die kleinern jede ein Mitz 
glied, zufammen 17; die großern Amtsbezirke jeder 
3, die Eleinen jeder 2 Mitglieder, zufammen 70; 
und der große Kath, aus den Municipalftädten und 
$Sandgemeinden, die übrigen 12. — Alle Mitglieder 
Des großen Kathes find einer jährlichen Beſtäti— 
gung unterworfen. Zwei Schultheiße führen 
abwechſelnd, jeder- ein Jahr, das Prafivium ſowohl 
im großen als im Fleinen Rathe. Der große Kath 
wählt und inftruirt die Geſandten zur eidsgenöflifchen 
Tagſatzung; ratificirt alle ven Canton verpflichtende 
Verträge; errichtet, ändert ab oder hebt auf „alle con- 
ftirutionelle und andere. allgemeine Geſetze; übt das 
Begnadigungsrecht; wählt die beiden Schultheiße, 
den Sedelmeifter, die Mitglieder des Kleinen Rathes, 
des Arpellationsgerichts, des Ehegerichts u, ſ. w., 
und fchreibe Steuern und Abgaben aus. - Die Ges 
fchäfte konnen nicht anders vor den großen Rath zur 
Entfcheidung kommen, als nach vorheriger Berathung 
des Eleinen Rathes, oder von Nath und Sechzehn. — 
Der Eleine Kath befteht aus den beiden Schul— 
theißen ,, 23 Mitgliedern und 2 Heimlichern, und 
wird von dem großen Rathe aus feiner Mitte gewählt, 
Die Mitglieder des kleinen Rathes find der jährlichen 
Deftätigung des großen Rathes imterworfen, Der 
Eleine Rath ftellt, wenn er nicht mit dem großen Rathe 
vereinigt ift, die ordentliche und gewöhnliche 
Regierung des Standes Bern vor. Die Heime 
licher haben Pflicht und Recht, auf die Erhaltung 
und Handhabung der Verfaffung zu wachen, und 
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abfälfige Abweichungen oder Kingriffe dem großen 
Kathe anzuzeigen. — Ein aus dem gefammten fleis 
nen Rathe und 16 jährlich durchs Loos gewählten 
Mitgliedern des großen Rathes, unter dem Namen 
von Raͤthe und Sehszehn, gebilvderes Kollegium 
hat Gewalt und Recht, jedes Mitglied des großen 
Rathes jährlich zu beftätigen, zu fufpendiren, ober 
zu entfeßen; auch follen alle Vorfchläge zur Errichtung 
von neuen, zur Abänderung oder Aufhebung von bes 
ſtehenden, die Verfaffung betreffenden Sagungen und 
Ordnungen von diefem Collegium vorberathen wer— 
den. — Für die Erledigung der unbedeutendern und 
die Vorberathung der wichtigern Gefchäfte find fünf 
Hauptcollegia aufgeftellt: ein geheimer Kath zur 
leitung der diplomatifchen Angelegenheiten und zur 
Handhabung der innern und Außern Sicherheit; ein 
Finanzrath; ein Juſtiz- ımd Polizeirarh; ein Kir: 
chen⸗ und Schulrath; ein Kriegsrath. in aus der 
Mitte des großen Kathes gewähltes Appellation gs 
gericht beurtheilt in leßter und Höchfter Inſtanz alle 
Civil: und Griminalrechtsfälle. Kin oberes Ehe— 
gericht fpricht in erfter Inſtanz über alle Ehe: und 
Paternitärsfälle in dem reformirten Theile des Gans 
tons, — In jedem Amtsbezirke befteht ein Ober: 
amtmann und ein Amtsgericht. 

Die Verfaſſung des Cantons Unterwalden 
ob dem Waltd erſchien am 28. Apr. 1816, die des 
Cantons nid dem Wald am 12. Aug. 1816. — 
Der Canton Unterwalden ob dem Wald befteht aus 
7 Pfarrgemeinden. Die katholiſche Religion ift die 
Religion des Landes. Die hoͤchſte fouveraine 
Gewalt beruht auf der Landsgemeinde oder allge 
meinen Verfammlung des Volkes. Cie befteht aus 
den rechtlichen Landleuten, vie das 20fte Jahr erfüllt - 
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haben. Sie wählt den regierenden fandammann und 
die übrigen Vorgeſetzten des Landes. Cie beftätige 
oder. verwirft die Gefeßesentwürfe, die ihr von dem 
Sandrarhe vorgelegte werden. — Der Landrath, 
befteht aus den von der Landsgemeinde gewählten Vor⸗ 
gefeßten und aus 65 von den Pfarrgemeinden gewähls 
ten Rathsgliedern. . Er übt die höchfte vollziehende 
Gewalt; er fchlägt der Sandsgemeinde die Geſetze vor, 
und läßt die angenommenen vollziehen. Er-prüft die 
Kechnungen der Verwaltungen. Der  regierende 
Sandammann führt den Vorſitz in der Landsge— 
meinde, und im Sandrathe. — Der Canton nid 
dem Wald beftehbt aus 6 Pfarreien. Er befennt 
ſich ungerheilt zur katholiſchen Neligion. „Seine 
Verfaffung ift rein demofratifh. Die 
böhfte Gewalt beruht auf dem Volke,” 
Die öffentlichen Gewalten beftehem-in der Landsge— 
meinde, Machgemeinde, Käthe und Landleuten; 
in dem Landrathe u. ſ. w. Die Landsgmeinde 
iſt die höchfte Cantonsbehoͤrde. Cie beſteht aus 
allen Landleuten, die das Geſetz nicht für unfähig 
erklärt. Sie ernennt die Landammaͤnner, den Statt: 
halter, den Sedelmeifter u. ſ. w. Sie fihließt 
- Militaircapitulationen; fie errheile Inſtructionen über 
Krieg, Frieden und Bündniffe, und erkennt. Jans 
desftenern auf den Vorfchlag des Landrathes. — 
Die Nahgemeinde errichtet und verändert die 
Geſetze. Sie ernennt zu mehrern Stellen. — An 
Räthen und tandleuten Eann jeder wahlfaͤhige 
Sandmann erfcheinen. Die Kompetenz derſelben iſt, 
den Ehrengefandten auf die Tagſatzung nftruction zu 
ertheilen. — Der Landrath behandelt das, was 
ihm von der tandes = und Nachgemeinde aufgetragen 
wird. 
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Die Berfaffung des Santons Uri ward am 7. Mai 
1820 unterzeichnet. ‚Der tandammann und Rath 
und gemeine Landleute des Santons Uri‘ erklärten, 
in Beziehung auf die Niederlegung der Verfaffungen 
der einzelnen Cantone in das eidsgenoflifche Archiv, 
daß fie nie eine in Urkunde gefchriebene 
Berfaffung gehabt hätten, daß aber diefelbe durch 
Jahrhundert fange Uebung und beftehende Geſetze auf 
folgenden Örundfägen berube: Die Religion des 
Santons’ ift die katholiſche. Die fonveraine, 
oberfte Gewalt beruht auf der Gefammtheit des Vol- 
fes und fteht der Landsgemeinde zu, Jeder Ein- 
wohner ift Soldat und nach zurücgelegtem 2Often 
Jahre zum vaterländifchen Dienfte verpflichtet. Die 
landsgemeinde, oder allgemeine Verſammlung 
des Volkes, -befteht aus allen tandleuten über 20 
Jahre. Sie erwählt den Landammann, den landes- 
fiatthalter, den Sedelmeifter u. f. w. Ihr müffen 
alle Bündniffe und Verträge, Kriegs = und Friedens- 
ſchluͤſſe, alle Vorfchläge. zu neuen Landesgeſetzen oder 
zur ‚Abänderung der alten, nachdem fie der Landrath 
geprüft hat, zur Entfcheidung vorgelegt werden. Gie 
erkennt die Erhebung von Steuern und Abgaben. — 
Der Landrathh ift, nach der Sandsgemeinde, bie 
böchfte, vollziehende, anordnende, auch ftrafende Landes⸗ 
behoͤrde, und befteht aus dem Landammanne, dem fans 
desftatthalter, Sedelmeifter ꝛc. und 44 Rathsherren. 

Der Canton Schwyz hatte bis zum Jahre 
1821 *) feine befondere Berfaffung bei der Tag- 
ſatzung noch nicht eingereicht, befolgte aber, feit der 
Aufhebung der Mediationsacte, feine alten Ordnun—⸗ 
gen, welche nie in eine formliche Urkunde vereinigt 


*) nach Ufteri, ©. 258 ff. 


Schweiz. 345 


worden waren, fondern auf einzelnen Grundgefegen 
berubten. Nah venfelben befteht *) im- ganzen 
Canton die Eatholifhe Religion. Seine, politifche 
Verfaſſung ift rein demokratiſch, und die höchfte - 
Gewalt beruht auf der Gefammtheit des Volkes, 
Jeder Eingebohrne ift Soldat, und nach Zuruͤcklegung 
des 16ten Jahres zum Militairdienfte verpflichtef, 
Die Landsgemeinde, oder die allgemeine Volks— 
verfammlung, iſt die hoͤchſte Sandesbehörde. Gie 
befteht aus allen Angehörigen des Tantons, die über 
16 Jahre find. Sie erwählt den Landammann, 
Statthalter, Sedelmeifter u. ſ. w. Sie berarhfchlage 
über auswärtige Verträge und Bindniffe, uͤber 
Kriegs = und Friedensfchlüffe; fie erläßt die allgemei— 
nen Landesgeſetze und verändert die beftehenden, — 
Der allgemeine gefeffene Kath beftehet aus 
60 Mitgliedern des Bezirks Schn@; ,” wozu die 6 
andern Bezirfe des Kantons noch 36 Mitglieder 
geben. Außerdem gehören zu ihm der Landammann, 
Statthalter, Sedelmeifter x. Er befchäftige fich 
mit Abfaffung von Vorfchlägen allgemeiner Geſetze 
und Verordnungen fir den ganzen Canton, — ever 
Bezirk has feinen eigenen Bezirksrath, welcher 
das Polizeimefen und die befondern Verhältniffe des 
Bezirkes beforgt. Der Bezirksrath von Schwyz 
leitet zugleich die allgemeinen Gefchäfte des Cantons 
und die Correfpondenz, und ruft in wichtigen Fällen 
den allgemeinen gefefjenen Landrath zufammen. 


*) Dieſer Abriß, ift ein Auszug aus Ufteri’s Darftellung 
der Verfaſſung diefes Cantons. 
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| — F = 
T) Der teutſche Staatenbund. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Das teutfche Reich, wie es bis zum Jahre 1806 
beftand, war, im publiciftifchen Sinne, weder ein 
Bundesftaat, noch ein Staatenbund, fon - 
dern einebefchränfte Monarchie, Doc näherte 
ſich diefelbe, feit dem weftphälifchen. Frieden, mehr 
der Natur eines Bundesftaates, als eines Staatens 
bundes. Erſt durch die Stiftung des Rhein— 
bundes, und durch die darauf folgende Verzicht: 
leiftung des Kaifers Franz 2 auf die reichgobers 
bauptliche Würde, hörte Teutſchland auf, im politifch- 
publiciftifcher Hinficht eine beſchraͤnkee Monarchie zu 
fen; es erhielten Charakter eines Staatenbuns 
des, wenn gleich die vom Kaifer Napoleon anges 
nommene Winde eines Profectors des rheinifchen 
Bundes, befonders in der eintretenden Staats— 
praris während der Dauer des Rheinbundes (3. B. 
daß der Protector im Namen des ganzen Bundes 
Kriege begann, und Frieden fchloß u. f. w.), mehr 
auf einen Bundesftaat hindertete, als auf einen 
Staatenbund. Denn dadurch unterfcheiden fich 
DBundesftaat und Staatenbund wefentlich von eins 
ander, daß, bei aller Selbftftändigfeit der einzelnen 
Glieder und Theile des erften, fie dennoch eine 
gemeinfanie Bundesregierung und ein gemeinfchafts 
liches Bundesoberhaupt (z. B. Nordamerifa, die 
fihweizerifche Eidsgenoffenfchaft) anerkennen, dage— 
gen der Staatenbund einen voͤlkerrechtlichen 
Verein fouverainer Staaten, ohne gemeins 
fyaftliches Oberhaupt, bilder. Teutſchland ift aber 
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gegenmwärtig-ein ſolche Staatenbund, ein völfer 
rechtlicher Verein *) der teurfchen fouverainen Fürften 
und freien Städte, nicht aber eine Wiederherftellung 
des feit 1806 untergegangenen römischen Reiches teut⸗ 
fcher Nation, mit einigen aus dem Laufe der: Zeit her: 
vorgegangenen Modiftcationen und Schattirungen. 

Daraus ergiebt fih für das öffentliche 

Staatsrecht diefes Bundes: 

1) daß alles, was fih unmittelbar auf den 
politifchen Charakter des teutfchen Neiches als 
einer befchränften Monarchie bezog, mit der Aufz 
löfung diefes Charakters von felbft fallen mußte; 
und 

2) daß alles, was, nach der Verwandlung der 
bis 1806 geltenden Sandeshoheit und Neichsunmit: 
telbarfeit in die Souverainetät, mittelbar 
aus den fruͤhern rechrlichen Berheftniffen der teut⸗ 
ſchen Fürften zu ihren Staaten und den Ständen 
berfelben beibehalten werden Eonnte, entweder 
in der allgemeinen Bundesacte, oder in den neuen 
Verfaſſungen teutfcher Staaten ausdruͤcklich beftä= 
‚tigt werden mußte, oder in.der ununterbröchenen 
Fortfeßung der vor der Auflöfung des teutfchen 
Keiches im Innern der einzelnen Staaten beftehen= 
den KRechtsverhältniffe (z. B. da, wo die frühere ftän= 
difche Verfaſſung nicht aufgehoben, fondern ganz 
unter den vormals beftandenen Formen beibehalten 
ward, u.f.w,) den Nechtsgrund feiner publis 
eiftifchen Seltung erhielt. 

(Da in der hier verfuchten Darftellung des 

pofitiven Gtaatsrechts bei allen Staaten der ges 


*) So nennt ihn ausdruͤcklich die Schlußacte der Wiener 
Miniſterialconferenzen. 
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ſchichtliche Standpunct feftgehalten, d. h. nur 
das aufgeftellt worden ift, was entweder that— 


fachlich aus dem frühern Rechtszuſtande fort 
dauert, oder in fchriftlihen Urkunden 


nen gegeben worden ift, ohne in irgend eine Docs 
frinaire Deutung, oder in eine publiciftifche Ca» 
fuiftif einzugeben; fo wird auch hier das offent- 
liche Recht des teutfihen Staatenbundes 
nach demfelben Maasftabe — d. h. einzig 


auf dem gefchichtlichen Wege, und in wortlichem 


Feſthalten der vorhandenen, theils allgemeinen, 
theils befondern Verfaſſungsurkunden — Darges 
ftelt. Dabei ift nicht die Meinung, der feit 
der Stiftung des. feurfchen Bundes von mehrern 
berühmten Publiciften verfuchten neuen Begruͤn— 
dung der Theorie des teutſchen Bundesftaats- 
rechts in D@ Weg zu freten, weil diefe Wiſſen— 
fchaft, nach afademifcher Sitte, der juridi- 
fhen Facultaͤt ausſchließlich zufällt; wohl aber 
follte — fo weit das pofitive öffentliche Recht des 
teutfchen Staatenbundes in die gefhichtliche Ueber— 
ſicht des pofitiven öffentlichen Staatsrechts im ge: 
fammten europäifchen Staatenfpfteme, — mithin 
in den Kreis der Staatsmwiffenfchaften 
gehört, — zuerft die a ae 


*) Dei diefem feftgehaltenen gef hicel ihen Standhnete 


wird zugleic) das beobadhtet, was der bei der hohen 
Bundesverfammlung präfidivende k. k. Gefandte am 
11. Der. 1823 in der Aſten Sißung deſſelben Jahres 
ausfprach, fich nämlich an dag zu halten, „was die 
Bundesacte und die Schlußacte als den ges 
meinfamen Willen aller Bundesregierum 
gen ausgefprochen hat,’ wobei er erklärte, daß 
es zunäcyjt der Bundesverfammlung zukomme, die das 


’ 
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Unterlage des öffentlihen Rechts des 
teutfcehen Staatenbundes*), und, weil 
diefer Bund aus fouverainen Mitgliedern bes 
ſteht, fodann auch die gefchichtliche Unterlage des 
öffentlichen Rechts der einzelnen Bundes 
ftaaten, nach ihren ins Staatsleben eingetretenen 
neuen DBerfaffungen ,- in a Umtiffen aufs 





‚bei eintretenden unvermeidficjen Schtvierigteiten zu Sehen, 
und die Luͤcken in der Bundesgefeßgebung zu ergänzen, ' 
Dann fährt er fort: „Es fonnte nicht fehlen, und war 
bei dem, vorzugsweife den Teutfchen eigenen, lobenss 


würdigen Streben nach greündlicher Darftellung und wifs 


ſenſchaftlichem Forſchern zu erwarten, und verdient. wohl 
auch im Allgemeinen nur unfern Beifall, daß fid Schrifts 
ſteller und Gelehrte mit Studien des Bundesiechts, 
wie gIſolches aus der neuen Bundesgefeßgebung hervor⸗ 
geht, befaßt haben; es kann gleichfalls nicht befremben, 
daß nebſt viel Gediegenem , auch inancher Irrthum und 
“manche falſche Theorieen zu Tage gefoͤrdert wurden, 
Aber eben darum, und weil die Anwendung der 


inBeftebenden Geſetzgebung und die fernere 


Ausbildung des teutfhen Bundes. mamtallein 
durch ung, und durch die Inſtructionen unſrer hohen 
Committenten bewirkt werden kann, wäre es bedenklich 
und verantwortlich, folchen Lehren in unſrer Mitte irs 
gend eine auf die Bundesbefchlüffe einwirkende Nutorität 
zuzugeſtehen, und dadurch in, den Augen. des Publicums 
das Syſtem jener Lehrbücher zu ſanctioniren.“ 


” Wenn gleih A. H. L. Heeren in f. Schrift: Der 


% 
s 


teutfhe Bund in feinen Verhältniffen zu 
dem europäifhen Staatenfyfleme ( Götting, 
1316. 8.) S. 20 ff. auf denſelben die Benennung: 
Bundesjtaat Übertrug, und den Nemen: Staatens 
bund verwarf; fo viklärten ſich dech Tittmann 
(Darftellung der Verf. des teutſchen Bun 
des, S. 23) und andere für den legtern, noch bevor 
er in der „Schlußacte“ offieiell ausgefprochen ward, 
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geſtellt werden. — Durch dieſe geſchichtliche, 
dem Kreiſe der Staatswiſſenſchaften angehoͤrende, 
Behändlung des poſitiven öffentlichen Rechts ins 
nerhalb des teutſchen Staatenbundes unterſcheidet 
ſich dieſelbe weſentlich von der doctrinellen in 
folgenden Werken: 


— Joh. Ludw. Kluͤber, Öffentliches Recht des teutſchen 
Bundes und der Bundesſtaaten. Frkf. am M. 1817. 
8. — Zweite ſehr vermehrte und verbefferte Aufl. (in 
2 Abthl.) 1822. 8. 

Fr. Wild. Titt männ, Darftellung. der Verfaſſung 
des teutſchen Bundes. Leipz. 1818. 8. 

L. v. Dreſch, oͤffentliches Recht des reutſchen Bun⸗ 

des and ber teutſchen Bundesſtaaten. Air Theil. Tuͤb. 
1820. 8. (mehr iſt nicht erſchienen.) 

Adolph Michaelis, Entwurf einer Darſtellung des 
Öffentlichen Rechts des teutſchen Bundes und der teuts 
ſchen Bundesſtaaten. Tuͤb. 1820, 8.— Corpus juris 
publici germanici academieum. Tub; 1825. 8. 

Karl Ernſt Schmid, Lehrbud; des gemeinen teutfchen 
Staatsrechts. Afte Abtheil. Jena, 1821. 8. (mehr ift 
nicht erfchienen.) 

Rudhart, das Recht des teutfchen Bundes, Stuttg. 
und Tüb. 1822. 8. 

Aug. Brunguel l, Staatsrecht des teutfehen Bundes 
e und der Bundesftaaten: politifh und techrfich. erörtert. 
ı: Ein Beitrag zu den Schriften von Klüber und Dreſch. 
2 Abtheil.. Erfurt 1824 8. 
— Schmalz, das teutſche Staatsrecht. Berl. 
25. — 


4 





De 


Für die ältere Iandftändifche Verfaſſung in den eins 
. zelnen teutfchen Staaten. behauptet noch immer geſchicht⸗ 
lichen Werth: 


J. Jac. Mofer, von der teutſchen Reichsſtaͤnde Lan⸗ 
den, deren: Landſtaͤnden, Unterthanen, Landes-⸗Freiheiten, 
Beſchwerden, Schulden und Zuſammenkuͤnften. Frankf. 
und il 1769, 4. 
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— m, 
Der Rheinbund. 


Das vormalige teurfche Reich harte nur wenige 
Grundgefeße: 1) die goldene Bulle vom 25, Dec, 
1356; 2) den ewigen !andfrieden vom 7. Aug. 
1495; 3) die Faiferlihe Wahlcapitulation 
feit 1519; 4) ven Paffauer Vertrag vom 2. Aug. 
1552, und den auf denfelben am 25. Sept. 1555 zu 
Augsburg abgefchloffenen Religionsfrieden; 5) 
den weftphälifchen Frieden vom 24. Dct. 1648; 
6) den Luͤneviller Frieden vom 9, Febr. 1801, 
und die. Folge defjelben 7) den Keichsdeputas 
tionshauptfchluß vom 25. Febr. 1803, 

Das feit dem weftphälifchen Frieden in Teutſch— 
land beftehende politifche Syſtem, bereits in den 
Kriegen des teutfchen Neiches mit Ludwig 14 mehr— 
mals bedroht, und durch die drei fchlefifehen Kriege 
wefentlich erfchüttert, fihien durch den Tefchner Fries 
den (1779) und durch die Abfchliegung des teutſchen 
Füuͤrſtenbundes (1785) nen geftüßt zu werben. Allein 
der Gang und Erfolg des teutſchen Reichskrieges 
gegen die franzöfifche -Revolution, der Separatfriede 
Preußens zu Baſel (1795), und die zw Naftade 
bereits von der Keichsdeputation den Forderungen 
Frankreichs gemachten Bewilligungen (1798), fuͤhr— 
ten, nad) der Abtretung des ganzen linker Rheinufers 
an Franfreich im Frieden zu Lüneville, und nach 
den dadurch. nöthig gewordenen durchgreifenden geo— 
Hraphifch = politifchen Veränderungen im Reich spe: 
putaotionshauptfchluffe, befonders aber nach 
den Beftimmungen des Preßburger Friedens 
(26. Dec. 1805), zur Stiftung des Rheinbun— 
des (12. Jul. 1806) und zur Erklärung des Kaifers 
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Franz ? (6. Aug.), daß er die, roͤmiſch-teutſche 
Kaiſerwuͤrde niederlege. 

Dieſe Verzichtleiftung erfolgte zu Regensburg, 
nachdem. am 1. Aug. 1806 der franzofifche Öefandte 
Bacher dem Reichstage die Stiftung des Rheinbuns 
des mit. der. Erklärung angezeigt hatte, daß der Kaifer 
yon Frankreich von nun an, fein teutſches Reich aners 
Eenne. Zugleich erfihien an demfelben Tage zu Res 
gensburg die amtliche Erklärung der. zum Rheinbunde 
vereinigten Fuͤrſten, daß fie fi) ‚von der Verbindung 
mit dem teutfchen Reichskoͤrper vollig trennten. 

—Die Confoderationsacte des Rhein— 
bundes nannte als die.erfien Mitglieder des Bun— 
des: die Könige von Bayern und Wuͤrtemberg, den 
Fürften Primas, die Großherzoge von Baden, Berg 
und Heffen (Darmftade), die beiden Fürften von 
Naſſau, von Hohenzollern und von: Salm, ven 
Herzog von Ahremberg, und die Fürften von Iſen⸗ 
burg, Liechtenſtein und. von der Leyen. 

» Die ftaatsrechtlichen Beftimmungen dieſer 
Bundesacte waren: Die Staaten der verbuͤndeten 
Fuͤrſten werden ‚für, immer vom teutſchen Reichsgebiete 
abgeſondert, und unter ſich durch eine beſondere Con⸗ 
foͤderation, unter dem Namen: rheiniſche Bundes: 
ftaaten, vereinigte. — Alle teutſche Keichsges 
feße, welde die. Verbündeten, ihre Unterthanen, 
ihre Staaten oder Theile derfelben bis dahin betrafen, 
find fürdie Zufunft nichtig, und von kei— 
ner Wirkung. Ausgenommen find davon die 
Rechte, welche die Staatsgläubiger und Penfioniften 
durch den Reichsdeputationshauptfchluß vom J. 1803 
erlangt haben, und die Verfügungen des $. 39, Dies 
fes Receffes in Betreff der Rheinfchiffahrtsoctrei. — 
Jeder der Verbündeten verzichtet aufalle Titel, 
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welche irgend eine Beziehung auf das teutſche Reich 
ausdruͤcken. — Die gemeinſchaftlichen Intereſſen ver 
Bundesſtaaten werden auf einem Bundestage vers 
handelt, der feinen ©iß zu Frankfurt har, und 
in zwei Collegia, das Eonigliche und fürftliche, 
ſich teile. In dem erften führt der Fürft Primas, 
in; dem zweiten der Herzog von Naffau den Vorfig, 
fobald jedes der beiden Collegia uber irgend einen 
Gegenftand allein berathſchlagt. — Alle Streitigs 
Feiten, die fich unter den Bundesftaaten ergeben, 
werden von der Bundesverfammlung enrfchieden. — 
Die Zeitpuncte, wo fich, entweder der ganze Bund, 
oder ein Kollegium insbefondere zu verfammeln hat, 
die Art der Zufammenberufung, die Gegenftände der 
Berathung, die Art und Weife, wie Befchlüffe zu 
faſſen und zu vollziehen find, fo wie der Rang der 
Mitglieder des Fürftencollegiums, werden durch ein 
 Sundamentalftatut beftinmt (welches.n icht er- 
ſchien). — Die Rechte der Sonverainetät 
find: Geſetzgebung, obere Gerichtsbarkeit, 
obere Polizei, militärifche Conſeription, 
Befteuerung. ae 
Die politifchen Beftimmungen der Bundes» 
acte waren: Der Kaifer von Frankreich ift Pros 
tector des Rheinbundes, und ernennt, als fol 
er, ven Nachfolger des Fürften Primas, — Die 
Kirfen müffen von jeder dem rheinifchen 
Bunde fremden Macht unabhängig fern. 
Sie Fonnen daher Dienfte irgend einer Art nur in 
den theinifchen, oder mit. dem Bunde alliirten Staas 
ten annehmen. Diejenigen, welche fich bereits in 
Dienften andrer Mächte befinden, und in venfelben 
bleiben wollen, find gehalten, ihre Fuͤrſtenthuͤmer 
einem ihrer Kinder zu überlaffen Will ein Fürft 
St. W. afe Aufl, IV. 23 
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des‘ Bundes feine Souverainetät völlig oder zum 
Theile abtreten; fo kann er es nur zu Gunften eines 
der confoderirten Staaten. — Zwiſchen dem fran= 
zöfifchen Reiche (empire frangais — nicht blos: 
Sranfreih) und den rheinifchen Bundesftaaten, fo= 
wohl in ihrer Geſammtheit, als mit jedem einzelnen, 
befteht ein Buͤndniß, vermöge deſſen jeder Krieg auf 
dem feften Lande, den einer der contrahirenden Theile 
zu führen haben koͤnnte, für alle andere unmittelbar 
zur gemeinfamen Sache wird. Im Falle, daß fich 
eine dem Bindniffe fremde und benachbarte Macht 
rüfter, follen die contrahirenden Theile, um nicht 
unvorbereitet hberfallen zu werden, auf die Anforde: 
rung, welche der Minifter eines confoderirten Staa= 
tes deshalb zu Frankfurt machen wird, ebenfalls fich 
bewaffnen. ° (Zugleich ward das Bundescontingent 
feftgefest.) — Die contrabirenden Theile behalten 
ſich vor, in der Folge auch andere Fürften und 
Staaten Teutfohlands in den Bund auf 
zunehmen, deren Aufnahme man dem gemeinfchaft: 
lihen Intereſſe angemeffen finden wird. — Die 
Mitglieder des Bundes entfagen für fih und ihre 
Erben und Nachfolger allen Rechten, welche 
fie auf die Befißungen der andern Glieder 
der Sonfoderation haben fönnten. Doch 
bleibt das eventuelle Recht der Erbfolge ausgenom— 
men, wenn-das regierende Haus eines Mitgliedes 
des Bundes erlöfchen ſollte. — 

Durch die geograpbifchen Beftimmungen 
der Bundesacte wurden fehr viele und fehr bedeutende 
tänder bisheriger unmittelbarer Keichsftände media— 
tifire. In Beziehung auf diefe mediatifirten 
Fürften und Grafen entfchied die Acte: Sie be: 
halten alle Domainen, ohne Ausnahme, als Patris 


' 
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monial= und Privateigenthum, und alle Herrſchafts— 
und Feudalrechte, die nicht wefentlih zur Sous 
verainetät gehören (namentlich das Recht der 
niedern und mittlern bürgerlichen und peinlichen Ge— 
richtsbarkeit, der forfteilichen Gerichtsbarkeit und Po— 
lizei, der Kagd= und Fifcherei, der Berg- und Huͤt— 
tenwerfe, des Zehnten und der Feudalgefälle, das 
Patronatrecht, fo wie die aus diefem Domainen und 
Rechten fliegenden Einkünfte). Die Domainen und 
Güter der Meviatifirten follen in Hinficht der Be— 
fteuerung wie die Domainen und Güter der Prinzen 
des Haufes behandelt werden, unter deffen Souverai— 
netät fie fichen. Die Mediatifirten koͤnnen ihre Do— 
mainen und Rechte an feinen der Confoderation frem— 
den Eouverain verfaufen. An peinlichen Fällen 
‚genießen die jeßt regierenden Fürften und Grafen und 
ihre Erben das Recht der Austrägalinftanz 
(d. h. das Recht, von Ebenbürtigen gerichtet zu wer— 
den). In feinem Falle darf die Confifcation ihrer 
Güter erkannt, es konnen nur die Einkünfte wähs 
rend der Lebenszeit des Verurtheilten ſequeſtrirt 
werden. 


73. er 


Fortſetzung. — Verfaſſung des Könige 
reiches Weſtphalen. | 


Der Rheinbund, der bei feinem Entſtehen un: 
gefähr neun Millionen Teutſche im ſuͤdlichen und weft: 
lichen Teutſchlande umfchloß, erhielt, während des 
‚Krieges, welchen Preußen und Rußland (1806) 
gegen Frankreich führten, und nach der Beendigung 
deffelben im Tilfiter Frieden (Yul. 1807), feine Aus: 
dehnung über Das ganze uns : Teutſchland. 
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Nur Holftein verband der König von Dänemark 
mit den übrigen Provinzen feiner Monarchie, und 
die vormaligen teutfchen ‚Länder Deftreichs und 
Preußens gehoͤrten in diefer Zeit zu dem Geſammt— 
umfange beider Monarchieen. Dagegen waren ver 
Großherzog von Würzburg (25. Sept. 1806), 
der Churfürft von Sachſen, mit Annahme ver 


föniglichen Wide (11. Dec. 1806), die fünf 


Herzoge des Sahfen- Erneftinifchen Haufes 
(15. Dec. 1806), die Häufer Anhalt, Schwarz 
burg, tippe, Neuß und der Jürft von Wal: 
dee (18. Apr. 1807) dieſem Bunde beigetreten. 
Später (1805) wurden auch. die beiden Medlen- 
burgifcehen Häufer und der Herzog von Olden⸗ 
burg in den Bund aufgenommen, 

Der Tilfiter Friede vief in der Mitte Teuffch- 
lands das neue Königreich Weſtphalen, gebilvet 
aus preußifchen, churheffifchen, churbannoverfchen 
und berzoglich = braunfchweigifchen Ländern, fo wie 
aus einigen Abtretungen von Sachfen, und dem jüng- 
ften Bruder Napoleons, Jerome, beftimmt, ins polis 
tifhe Dafeyn. Diefer Staat, welcher das vierte 
Koönigreih im Rheinbunde bildete, erhielt eine, am 
15. Nov. 1507 von Napoleon zu Yontainebleau uns 
terzeichnete, Berfaffung. Die wefentlichften ftaats- 
rechtlichen Beftimmungen verfelben waren: Alle Uns 
terthanen find vor dem Geſetze gleich. Jede Nelis 
” gionsgefellfchaft hat freie Ausuͤbung ihres Gottes— 
dienftes. Die landftände der Provinzen, aus’ wel 
chen das Königreich befteht, alle politifche. Corpora— 
tionen diefer Art. und alle Privilegien befagter Cor: 
porationen, Staͤdte und Provinzen, fo wie die Pri— 
vilegien einzelner Perfonen und Familien, find auf: 
gehoben, Alle Leibeigenſchaft iſt abgefchafft. 


* 
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Der Adel befteht in feinen verſchiedenen Graden und 
Benennungen fort, ohne dadurch ein ausſchließendes 
Recht. zu irgend einem Amte oder einer Würde, ober 
Befreiung von irgend einer öffentlichen Laft zu erhal 
ten. Es foll ein und dafjelbe Stenerfyftem für alle 
Theile des Königreiches fern, und die Grundfteuer 
das Fünftel der Einkünfte nicht überfteigen dürfen. 
Es find vier Minifter, und dieſe verantwortlich. 
Der Staatsrath beftcht zum wenigften aus 16, 
und höchftens aus 25 Mitgliedern. Das Finanz 
geſetz, die Civil- und peinlichen Geſetze follen im 
Staatsrathe entworfen, und den von den Ständen 
ernannten Sommiffionen mitgetheilt werden, Diefe 
ftändifchen Commiffionen difcutiren mit den Staats: 
raͤthen darlber; auch werden ihre Bemerkungen. in 
dem, vom Könige präfidirten, Staatsrathe verleſen. 
Finder man es noͤthig; fo foll über die Modiftcationen 
des Gefeßes berathfchlagt werden. Die definitiv an— 
genommene Redaction des ©efeßesentwurfes wird 
durch Mitglieder des Staatsraths unmittelbar den 
Ständen. überbracht, welche, nach Anhörung der 
Deweggründe jener Gefeßesentwärfe und der Berichte 
der Commiſſion, darüber beratbfihlagen werden, 
Der Ctaatsrath hat, in Ausuͤbung feiner Attribute, 
nur eine berathende Stimme, — Die Stände 
des Reiches beftehen aus. 100 Mitgliedern, ernannt 
durch Die Departementscollegia, und zwar 70 aus 
den Örundeigentbümern, 15 aus Kauf 
leuten und Sabrifanten, und 15 aus Ge— 
lehrten und andern Bürgern, welche um 
den Staat fih verdient gemacht haben. 
Die Stände werden aller drei Jahre zum Drittheile 
erneuert. Die austretenden Mitglieder koͤnnen uns 
mittelbar wieder gewählt werden, Der Präfident der 
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Stände wird vom Könige ernannt. Der- König bes 
ruft, prorogirt, vertagt die Stände, und loͤſet fie auf. 
Die Stände berathfchlagen über die vom Staatsrathe 
ihnen vorgelegten Geſetzesentwuͤrfe, mit Einfchluß 
des Finanzgefeßes, im geheimen Scrutinium durch 
abfolute Mehrheit der Stimmen. — Die Departes 
mente werden durch Präfecte, die Diftricte durch 
Unterpräfecte, die Municipalitäten durh Maire 
verwaltet. Es beftehen Departements-, Diftricts= 
und Municipalräthe, welche aller zwei Jahre zur 
Hälfte erneuert werden, — m jedem Departement 
beftebt ein Departementscollegium. Die 
Zahl feiner Mitglieder wird durch Die Bevoͤlkerungs— 
zahl des Departements, beftimmt, ſo daß ein Mit: 
gliedauf 1000Bewohner derfelben kommt. 
Die Mitglieder der Departementscollegien werden 
vom Könige ernannt und zwar $ aus den 600 
Hochftbefteuerten des Departements, $ aus den reich- 
ften Kaufleuten und Fabrikanten, und % aus den 
ausgezeichnertften Gelehrten, Künftlern und um den 
Staat ‚verdienten Bürgern. Die Mitglieder der De— 
partementscollegien müffen 21: Sabre alt feyn. Ihre 
Sunctionen find lebenslänglich,. Sie ernennen 
nicht nur die Mitglieder der Stände; fie fchlagen auch 
dem Könige zu jeder Stelle eines Friedensrichters, 
und der Departements-, Diftricts- und Municipal: 
rärhe zwei Qandidaten vor. — Der Codex Napo— 
leon ift das bürgerliche Gefeßbuch. Das gerichtliche 
Verfahren ift öffentlich; für peinliche Fälle beftehen 
Gefchwornengerichte. In jedem Kanton ift ein Fries 
densgericht; in jedem Diftricte ein Civilgericht erfter 
Inſtanz; in jedem Departement ein peinlicher Ges 
richtehof, und für Das ganze Königreich ein Appella= 
tionsgericht, Der Staatsrat vertritt die Stelle Des 
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Saffationsgerichts. Der richterliche Stand ift unabs 
‚hängig. Die Richter werden vom Konige ernannt, 
Der König übt das Begnadigungsrecht. Die Milis 
tairconfeription ift Grundgeſetz. 

Diefe Verfaffung erlofch, zugleich mit. dem 
Konigreiche Weftphalen, nach der Voͤlkerſchlacht bei 
teipzig im Jahre 1813. 


74, 


Fortſetzung. — VBerfaffung des Groß 
herzogthums Frankfurt. 


Die Länder des Fürften Primas des Rheinbun⸗ 
des erhielten im Jahre 1810, kurz vor Napoleons 
Vermählung mit der Erzherzogin Maria Luiſe, einen 
bedeutenden Zuwachs durch Aemter von Fulda und 
Hanau, den Namen Großherzogthum Frank: 
furt, und die Beftimmung, daß, nach dem Tode 
des Großherzogs Karl von Dalberg, der Vicek oͤ— 
nig Eugen von Italien, Ochmwiegerfohn des 
Königs von Bayern, Großherzog von Frankfurt wers 
den follte. — Diefem Staate gab Dalberg am 16. 
Aug. 1810 eine neue Derfaffung, welche groͤß— 
tentheils der weftphälifchen nachgebildet war. 

Die. wefentlichften Beftimmungen diefer Ver: 
foffung waren: Alle Unterthanen find vor dem Ge— 
feße gleich; es befteht die freie Ausuͤbung des Gottes— 
dienftes der verfchiedenen Religionsbekenntniſſe. Die 
befondern DVerfaffungen der Provinzen, Staͤdte und 
Corporationen , fo wie die Privilegien einzelner ‘Per: 
fonen und Familien find aufgehoben. Die Leib- 
eigenfchaft ift abgefihafftl. Der Adel befteht mit 
feinen verfchiedenen Benennungen, ohne daß er doch 
ein ausfchließendes Recht weder zu Aemtern, Dienften 
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und Winden, noch Befreiung von öffentlichen Laſten 
dadurch erhält. — Es foll ein und daffelbe Steuer: 
foftem für alle Theile des Großherzogthums feyn. 
Die Grundſteuer foll nie den fünften Theil der Reve— 
nuen überfteigen. Es giebt drei Minifter, mit 
Derantwortlichkeit. Diefe drei Minifter und fechs 
Staatsräthe bilden den Staatsrath unter Dem 
Vorſitze des Großherzogs. Alle Gefege uber Aufz 
lagen, alle Civil- und peinliche Geſetze follen im 
Staatsrathe vorbereitet, difcutirt und entworfen wers 
den. Die in dem Staatsrathe entworfenen Geſetze 
werden den von den Ständen ernannten Commiſſio— 
nen mifgetheilt, Die ftändifchen Commiffionen diſcu— 
tiren darüber mit den beauftragten Staatsräthen, 
worauf die redigirten Gefeßesentwürfe durch zwei 
Mitglieder des Staatsrathes den Ständen uͤberbracht 
werden, welche darüber, nach angehörten Beweg— 
gründen, berathfchlagen. Der Staatsrath hat in 
- Ausübung feiner Attribute eine berathende Stim-— 
me; er vertritt die Stelle des Saffationsgerichts. — 
Die Stände des Großherzogthums beftehen aus 
20 Mitgliedern, wovon 12 aus reichen 
Örundeigenthümern, 4 aus Kaufleuten 
und Fabrikanten, und 4 aus vorzüglichen 
Gelehrten, von den Departementscollegien ernannt 
werden. ie werden aller 3 Jahre um ein Drittheil 
erneuert. Die Austretenden Eonnen- unmittelbar wie— 
der gewählt werden. Der Großherzog ernennt den 
Präfidenten der. Stände; er verfammelt, prorogirt 
diefelben, und Lofer fie auf. — Die Stände berath- 
fihlagen über die vom Staatsrathe verfaßten Geſetzes— 
entwürfe im geheimen Scrutinium nach abfoluter 
Mehrheit der Stimmen. Ahnen werden die gedruck— 
ten Rechnungen der Minifter vorgelegte. — Das 
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Großherzogthum wird in Departemente, Diſtricte 
und Municipalitaͤten eingetheilt. In jedem Depar—⸗ 
tement wird ein Departementscollegium gebildet, deſ⸗ 
ſen lebenslaͤngliche Mitglieder in F der Meiſtbeguͤter— 
ten, 3 aus den reichſten Kaufleuten und Fabrikanten, 
_ amd. z aus vorzüglichen Gelehrten und Kuͤnſtlern be= 
ſtehen. Auf 1000 Einwohner wird gin Mitglied des 
Wahlcollegiums ernannt. Die Departementscollegia 
ernennen die Mitglieder der Stände. Jedes Depar: 
tement ernennt drei Ötterbefißer, einen Kaufmann 
oder Fabrikanten, einen Gelehrten oder Kinftler, — 
Der Codex Napoleon gilt als Geſetzbuch. Der ges 
richtliche Stand ift unabhängig, Der Großherzog 
ernennt die Richter. Die Militairconfeription iſt 
Grundgefeß. — Jedes Departement hat einen Prä= 
fect, beauftragt mit der Aufficht über Erziehung, . 
- Aderbau und Gewerbe, milde Stiftungen, Armen- 
anftalten, emeinheitswälder, Wege, Gemeinguͤ— 
ter, Sicherheit des Cultus, Mitwirkung bei der 
Aushebung der Milizen und Sicherheit der Steuer: 
regifter. 

Diefe Verfaffung erlofch mit der Auflöfung des 
Großherzogthums, deſſen Regierung Karl von Dal: 
berg, bald nach der Leipziger Schlacht, am 30, Der. 
1813 niederlegte, und fich in fein Bisthum Koftnig 
zuruͤckzog. — 

Während der Zeit des Rheinbundes gab auch 
der Herzog Auguft Chriftian Friedrih von Anhalt— 
Köthen feinen Fleinen Staate von ungefähr 30,000 
Einwohnern am 28. Dec. 1810 eine eigne Ber: 
faffung, welche aber nad) deffen Tode, von dem 
Vormunde feines minderjährigen Nachfolgers, von 
dem Herzoge von Anhalt: Deffan am 24, Det. 1812 
fufpendire ward, Diefe Verfaffung enthielt in 
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verjüngtem Maasftabe die meiften Beſtimmun⸗ 
gen der weftphälifchen und franffurter Verfaſſung. 
So ward der Coder Napoleon als Geſetzbuch einge: 
fuͤhrt; alle Unterthanen follten vor dem Geſetze gleich 
ſeyn, der Adel aber, doch ohne ausfchließende Rechte 
auf Aemter, fortbeftehen. Die Ritterfchaft hörte auf; 
dagegen wurden 12 tandftände gebildet: acht aus 
den Grimdeigenthümern, zwei aus dem Handelsftande, 
und zwei aus dem gelehrten Stande. 


75. 


b) Politifcher Charakter der feutfchen 
Bundesactevom 8 Sun. 18195. 


Der Rheinbund mit feinen ftaatsrechtlichen und 
politifchen Beftimmungen ward im October 1813 in 
der Voͤlkerſchlacht bei leipzig gefprengt. Schon vor . 
derfelben traten die beiden Herzoge von Medlenburg 
auf die Seite der Verbündeten gegen Napoleon, und 
der König von Bayern fihloß (8. Det. 1813) zu 
Ried einen formlichen Vertrag mit Deftreich, in wel: 
chem er fich von dem Rheinbunde trennte. Seinem 
Beifpiele folgten, nach jener Schlacht, die übrigen 
Fürften Teutſchlands. 

Nach der DVerzichtleiftung Napoleons auf die 
Throne Frankreichs und Staliens ward in dem erften 
Parifer Frieden vom 30. Mai 1814 in Hinficht 
Teutſchlands blos im Allgemeinen feftgefeßt: daß 
nicht das vormalige teutfche Neich mit der Kaiferwürbde 
hergeftellt, fondern „die Staaten Teutſchlands 
unabhängig feyn und durch ein Foderativ- 
band vereinigt werden follten.” Die nähere 
Beſtimmung diefer großen Angelegenheit follte auf 
dem Wiener Congreffe erfolgen, zu welchem fich 
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feit dem Ende des Septembers 1814 die europäifchen 
und feutfchen Negenten und Fürften mit ihren Minis 
ftern und Abgeordneten verfammelten. ie verfchie- 
dener die Intereffen waren, die hier befriedigt werben 
follten, und je mehr auf diefen Congreſſe für ganz 
Eurppa eine neue politifche Ordnung der Dinge, die 
Herftellung des politifchen Gleichgewichts unter zeit 
gemäßen Verhältnijfen, nach der Auflofung des Nas 
poleonifchen Gentralftaates, beabfichtige ward; deſto 
wichtiger war auch die Entfcheidung der Fünftigen 
- Stellung des teutfchen Staatenbundes in der Mitte 
des europäifchen Staatenfuftems, und die Feftfegung 
der Grundlage für deſſen Oeftaltung im Innern. 
Nach langen Verhandlungen über diefe Angelegenheit, 
und nach der Prüfung mehrerer deshalb von Deftreich 
und Preußen vorgelegten Entwürfe *), ward am 8, 
Kun. 1815 zu Wien die teutſche Bundesacte**) 
unterzeichnet, beftehend aus 20 Artikeln, von welchen 
die erften eilf wortlich in die Wiener Congreß- 
acte vom 9. Juny 1815 aufgenommen, und dadurch 
unter die Öarantie der europäifchen Hauptmächte ges 


*) Vergl. J. Ludw. Klüber, Acten des Wiener Conz 
greſſes. 31 Hefte. Erlangen, 1814 ff. 8. — Deſſen 
Ueberſicht der diplomatiſchen Verhandlungen des Wiener 
Congreſſes. 3 Abtheil. Frankf. 1816. f. 8. 

**) Schlußacte des Wiener Congreſſes vom 9. Jun. 1815, 
und Bundesacte, oder Grundvertrag des 
teutfhen Bundes vom 8. Sun, 1815, Beide 
in der Urſprache, kritiſch berichtigt, mit Vorbericht, 
Ueberfidht des Inhalts und Anzeige verfdiedener Less 
arten, vollitändig herausgegeben von J. Ludw, Klüber, 
2te Aufl. Erl. 1818. 8. — Vorher erfchien: Teuts 
[he Bundesacte. Mit Bewilligung der kaiſ. öfters 
Sefandtfchaft am teutfchen Bundestage. Frankf. am 
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felfe wurden. — Die Beftimmungen der Bundes: 
acte find folgende: 


Art. 1. Die fouverainen Fürften und freien 
Staͤdte Teutſchlands, mit Einſchluß des Kaifers von 
Deftreich, und der Könige von Preußen, Dänemarf 
und der Niederlande, und zwar der Kaifer von Deft: 
reich, der König von Preußen, - beide für ihre ges 
fammten vormals zum teutfehen Reiche gehörigen 
Befisungen, der König von Dänemark für Holftein, 
der König der Mieverlaude für das Großherzogthum 
guremmburg, vereinigen fich zu einem beftändigen Bunde, 
welcher der teutfche Bund beißen foll, 

Ar. 2. Der Zwed deſſelben ift Erhaltung 
der änßern und innern Sicherheit Teutfchlands, 
und der Unabhängigkeit und Unverlegbar- 
feit der einzelnen teutfchen Staaten. 

Art, 4. Alle Bundesglieder haben, als folche, 
gleihe Rechte. Sie verbinden ſich alle gleich: 
mäßig, die Bundesacte unverbrüchlich zu halten, 


Urt. 4. Die Angelegenheiten des Bundes wer—⸗ 
den durch eine Bundesverfammlung beforgt,, in 
welcher alle Glieder defjelben durch ihre Bevollmäch- 
tigten, theils einzelne, theils Geſammtſtim— 
men, doch unbefchader ihres Ranges führen. Oeſt— 
reich, Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, 
MWürtemberg, Baden, Churheſſen, Großherzogthum 
Heſſen, Holftein, Luxemburg haben jedes eine 
Stimme ; die großherzoglich und herzoglich fächfifchen 
Häufer eine; Braunfchweig und Naſſau eine; die 
beiden Häufer Medlenburg eine; Oldenburg, Anhalt 
und Schwarzburg eine ;. Hohenzollern, tiechtenftein, 
Neuß, die beiden Häufer Lippe und Walde eine; 
die vier freien Erädte cine. 
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Art. 5. Deftreich Hat bei der Bundesverfamme 
lung den Vorſitz. Jedes Bundesglied ift befugt, 
Borfchläge zu machen und in Vortrag zu brins 
gen, und ber Vorſitzende ift verpflichtet, ſolche in 
einer zu beftimmenden Zeitfriſt der Berathung zu 
uͤbergeben. 

Art 6. Wo es auf Abfaſſung und Abaͤn— 
derung von Grundgeſetzen des Bundes, auf 
Beſchluͤſſe, welche die Bundesacte ſelbſt betreffen, 
auf organiſche Bundeseinrichtungen und 
auf gemeinnuͤtzige Anordnungen ſonſtiger Art ankommt, 
bildet ſich die Verſammlung zu einem Plenum, 
wobei aber, mit Ruͤckſicht auf die Verſchieden— 
heit der Große der, einzelnen Bundesftaas 
ten, folgende Berechnung und Vertheilung der Stimm 
men ftatt findet. Deftreich, Preußen, Bayern, Sach⸗ 
ſen, Hanuover und Wuͤrtemberg haben jedes vier 
Stimmen. Baden, Churheſſen, Großherzogthum 
Heſſen, Holſtein und turemburg jedes drei Stim— 
men, DBraunfchweig, Naffau und Mecklenburg: 
Schwerin jedes zwei Stimmen. Die übrigen einzels 
nen Mitglieder jedes eine Stimme. Zufammen 69 
Stimmen. (Die 70fte Stimme erhielt der am 26. 
Sun, 1817 mit Souverainetät in den Bund aufgenoms 
mene Sandgraf von Heffen- Homburg.) 

Art.7, In ver engern Verfammlung wird 
durch Stimmenmehrheit entfchieden, inmiefern ein 
Gegenftand für das Plenum geeignet ſey. Die der 
Entſcheidung des Plenums zu unterziehenden Bes 
fhlugentwürfe werben in der engern Verſammlung 
vorbereitet, und bis zur Annahme oder Verwerfung 
zur Reife gebracht. Sowohl in der engern Verſamm⸗ 
lung, als im Plenum, werden die Befchlüffe nach 
der Mehrheit der Stimmen gefaßt;- in- der erftern 
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nach ‘der abfoluten Mehrheit der Stimmen, in der 


legtern nach einer Mehrheit von 3. — Bei Stim- 
mengleichheit in der engern Verſammlung ſtehet die 
Entfcheidung dem Vorfigenden zu. — Wo e$ 


aber auf Annahme oder Abänderung der 
Grundgefeße, auf organifche Bundesein- 
richfungen,. jura singulorum oder Keli- 
gionsangelegenbeiten anfommt, Fann 
weder in der engern VBerfammlung, noch 
im Plenum ein Befhluß durch Stimmens 
mehrheit gefaßt werden. — Die Bundesver- 

fanmlung ift beftändig, bat aber die Befugniß, 
wenn die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände 
erledigt find, auf eine beftimmte Zeit, » jedoch nicht 
länger als vier Monate, fich zu vertagen, 

Art. 8. So lange. die Bundesverfammlung 
mit Abfaſſung der organifchen Geſetze befchäftige ift, 
fol die zufällig fich fügende Ordnung in der Abſtim— 
mung Eeinem Mitgliede zum Nachtheile gereichen, 
Nach Abfaffung der organifchen Gefeße wird die 
Bundesverfammlung die kuͤnftige, als beftändige 
Folge einzuführende, Etimmenordnung in Berathung 
nehmen, und fich darin fo wenig als möglich von der 
ebemals auf dem Keichstage, und namentlich in Ge— 
maͤßheit des Neichsdeputationshauprfchluffes, beobach— 
teten Ordnung entfernen. 

Art. . Die Bundesverfammlung hat ihren 
Sitz zu Frankfurt am Main. Die Eröffnung ift 
auf ven 1. Sept. 1815 feſtgeſetzt. (Sie erfolgte am 
5, Nov, 1816.) | 

Artt. 10, Das erfte Gefchäft der Bundesver- 
fammlung wird die Abfaffung der Örundges 
feße des Bundes, und deffen organifcde 
Einrichtung in Ruͤckſicht auf feine au 
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wärtigen, militairifhen und im 
nern Verhältniffe feyn. 

Art. 11, Alle Mitglieder des Bundes verfpre- 
chen, fowohl ganz Teutſchland, als jeden einzelnen 
Bunbdesftaat, gegen jeden Angriff in Schuß zu neh— 
men, und garantiren fich gegenfeitig ihre 
fämmtlichen unterdem Bunde begriffenen 
Befisungen. — Dei einmal erflärtem Bundes: 
friege darf Fein Mitglied einfeitige Unterhandlungen 
mit dem Feinde eingehen, noch einfeitig Waffenftill- 
ftand und Frieden ſchließen. Die Bundes 
glieder behalten zwar das Recht der Buͤnd— 
niſſe aller Art, verpflichten ſich jedoch, 
in feine Verbindungeneinzugehen, welche 
gegen die Sicherheitdes Bundes oder ein- 
zelner Bundesftaaten gerichtet wären. — - 
Die Bundesglieder machen fich ebenfalls verbindlich, 
einander unter Feinerlei Vorwande zu befriegen, noch 
ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern 
fie bei der Bundesverfammlung anzubringen, welche, 
die Bermittelung durch einen Ausfchuß ver 
fuchen, und, dafern diefer Verſuch fehlfchlüge, vie 
richterliche Entfcheidung durch eine wohlgeorbnete 
Austrägalinftanz bewirken foll, deren Ausfpruche 
. die ftreitenden Theile fich fo fort zu unterwerfen haben, 


Art. 12. Diejenigen, Bundesglieder, deren 
Befisungen nicht eine Volkszahl von 300,000 See: 
len erreichen, werden fic) mit den ihnen verwandten 
Häufern oder andern Bundesgliedern zur Bildung 
eines gemeinfchaftlichen oberften Gerichts 
vereinigen, — Den vier freien Städten ftehet das 
Recht zu, fich unter einander über die Errichtung eines 
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gemeinſchaftlichen oberſten Gerichts zu vereinigen. — 
Bei den ſolchergeſtalt errichteten gemeinſchaftlichen 
oberften Gerichten foll jeder der Partheien verftattet 
ſeyn, auf die Verſchickung der Acten an eine teutſche 
Facultät , oder an einen Schöppenftuhl, zur Abfaf: 
fung des Endurtheils anzutragen. 

Art. 13. In allen Bundesſtaaten wird 
eine landſtaͤndiſche Verfaſſungſtatt finden, 

Art. 14. Um den im Jahre 1806 und ſeitdem 
mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs— 
ſtaͤnden und Reichsangehoͤrigen, in Gemaͤßheit der 
gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe, in allen Bundesſtaaten 
einen gleichfoͤrmig bleibenden Rechtszu— 
ſtand zu verſchaffen; ſo vereinigen die Bundesſtaa— 
ten ſich dahin: a) daß dieſe fuͤrſtlichen und graͤflichen 
Haͤuſer fortan zu dem hohen Adel in Teutſchland 
gerechnet werden, und ihnen das Recht der Eben— 
buͤrtigkeit in dem bisher damit verbundenen Be— 
griffe verbleibet; b) find die Häupter dieſer, 
Häuſer die erſten Standesherren in dem 
Staate, zu dem fie gehoͤren. Sie und ihre Familien 
bilden die privilegirtefte Claſſe in demfelben, befon= 
ders in Anfehung der Befteuerung; c) es folfen ihnen. 
überhaupt in Nücficht ihrer Perfonen, Familien und 
Befisungen alle "diejenigen Rechte und Vorzuͤge zus 
gefichert werden, oder bleiben, welche aus ihrem 
Eigenthume und deſſen ungeftortem Genuſſe herruͤh— 
ren, und nicht zu der Staatsgewalt und den hoͤhern 
Kegierungsrechten gehören (z. B. die Freiheit, ihren 
Aufenthalt in jedem zu dem Bunde. gehörenden, oder 
mit demfelben im Frieden lebenden Staate zu neh⸗ 
men; die Aufrechthaltung der noch beftehenden Fa— 
"milienverträge; privilegirter ©erichtsftand und Bes 
freinng|von aller Mititairpflichtigkeit für fih und ihre 


— 
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Familien; die Ausuͤbung der bürgerlichen und pein« 
lihen Juftiz in erfter, und, wo die Befigung groß 
genug ift, in zweiter nftanz, der Forftgerichtsbarkeit, 
. Drtspoligei, Aufſicht in Kirchen- und Schulfachen, 
doc nach Vorſchrift der tandesgefeße 
u.f.w. — Dem ehemaligen Keichsadel werben 
Antheil der Begüterten an Landſtandſchaft, Patris 
monial= und Yorftgerichtsbarkeit,, Hrtepoligei, Kir⸗ 
chenpatronat und der privilegirte Gerichtsftand zuges . 
fihert. Doch werden diefe Rechte nur nach Vorfchrift 
der Zandeggefege ausgehbt. - In der durch den Fries 
den von Luͤneville von ‚Zeutfchland abgetretenen und 
jet wieder Damit vereinigten Provinzen werden, bei 
Anwendung der obigen Grundfäge auf den chemalis 
gen unmittelbaren Keichsadel, diejenigen Befchräns 
fungen flatt finden, welche die dort beftehenden bes 
ſondern Verhältniffe nothig machen, 

Art. 15. Die Fortdauer der auf Die Rhein⸗ 
ſchiffahrtsoctroi angewieſenen directen und fubfidiaris 
ſchen Renten, und die durch den Reichsdeputations— 
ſchluß getroffenen Verfügungen in Betreff des Schule 
denwefens und feffgefeßrer Penfionen an geiftliche und 
weltliche Individuen, werden von dem Bunde garanz 
tirt. (Das Uebrige des Artikels erklärt fich über die 
Penſionen der Mitglieder der ehemaligen Stifter, 
der Mitglieder des feutfchen Ordens, und der übers 
ie Bifchöffe und Seiftlichen.) 

Art.16. Die Verſchiedenheit der chrift: 
lihen Religionspartheien fann in den Laͤn— 
dern des teutſchen Bundes feinen Unter 
fhied in vem Öenuffe der bürgerlichen und 
politifhen Rechte begründen. — Die Bun— 
besverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf 
eine möglichft übereinftimmende Weife die bürgers- 

St. W. ate Aufl. IV. 24 
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fihe Berfaffung der Befenner des jüdie 
fhen Glaubens in Teurfchland zu bewirken fen, 
und wie infonderheit denfelben der Genuß der bürger- 
lichen Rechte, gegen die Uebernahme aller Bürger: 
pflichten, in den Bundesftaaten verfihafft und ges 
fichert. werden Eonne., Bis dahin werden den Bpfen= 
nern diefes Ölaubens die denfelben von den einzelnen 
Bundesſtaaten bereits eingeräumten Rechte" erhalten. 

Art. 17. Das fürftlihe Haus Thurn und 
ZT arts bleibt in dem, durch den Neichsdeputations- 
ſchluß, oder in fpätern Verträgen beftätigten, Bes 
fiße und Genuſſe der Poften in den verfchie= 
denen Bundesftaaten, fo lange nicht durch freie Ueber: 
einfunft anderweitige Verträge abgefchloffen werden 
ollten. | 
Art. 18, Die verbündeten Fürften und freien 
Städte fichern den Unterthbanen der teutſchen 
Bundesftaaten folgende Rechte zu: a) Grund: 
eigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, 
zu erwerben und zu befißen, ohne deshalb in ven 
fremden Staate mehrern Abgaben und Laſten unter: 
, worfen zu feyn, als deffen eigene Unterthanen; b) die 
Befugniß des freien Wegziehens aus einem Bundes» 
ftaate in den andern, der erweislich fie zu Untertha— 
nen annehmen. will; auch in Civil- und Militair: 
dienfte deſſelben zu treten, fobald. feine Verbindlich: 
feit zu Militairdienften gegen das bisherige Vater: 
land im Wege ſteht; c) die Freiheit von aller Nach: 
fteuer, fofern das Vermögen in einen andern teut— 
ſchen Bundesftaat übergeht. d) Die Bundes: 
verfammlung wird fich bei ihrer erften Zuſam—⸗ 
menfunft mit Abfaffung gleihförmiger Ber: 
fügungen über die Preßfreibeit und die 
Sicherftellung der Rechte der Schriftftel 
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ler und Verleger gegen den Nachdruck bes 
fhäftigen. | 

Art. 19, Die Bundesglieder behalten fich vor, 
bei der erften Zufammenfunft der Bundesverfamms 
lung wegen des Handels und Verkehrs zwis 
fhen den verfhiedenen Bundesftaaten, 
fo wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung 
der auf dem Congreffe zu Wien angenommenen Grund⸗ 
füge, in Berathung zu treten. 

Der 20fte Artikel betraf die Natification der " 

Bundesacte, u, 


76. | 


Fortbildung, des Staatsrechts des teut— 

fhben Bundes, durch die Bundesverfamms 

lung, und die Karlsbader Befchlüffe im 
Sabre 1819. 


Nach den bereits in der Bundesacte enthaltes 
nen Andeutungen über das Verhältniß des teurfchen 
Staatenbundes gegen das Ausland, ward von der 
Bundesverfammlung in dem Befchluffe der I4ften 
Sitzung vom Jahre 1817 feftgefeßt: der teutfche 
Staatenbund gelte in feiner Gefammtheit als Ein 
Körper, als freie und unabhängige Macht im euros 
päifchen Etaatenfufteme, und habe, als. folher, in 
allen auswärtigen Verhältniffen diefelben Rechte und 
Pflichten, „und dieſelben politifchen Beziehungen, 
wie jede andere freie und unabhängige Macht. Der 
teutſche Staatenbund nimmt, da er an die Gtelle 
des vormaligen teutfchen Reiches getreten ift, nad) 
feiner Würde und Bevölferung, feinen Platz in der 
Reihe der europäifchen Mächte vom erften Range, 
As Sefammeheit unterhandelt er ben auswärts 
9 Ä 
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gen Mächten, ſchließt Verträge, und führt Krieg, 
Unbeftreirbar find ihm, nach den Befchlüffen der 34ſten 
Sitzung vom Jahre 1817, ſo wie alle aus dem 
Weſen einer freien und unabhängigen Macht fliegende 
Folgerungen, fo auch das active und paffive 
Gefandtfhaftsreht. Der vdiplomatifche Der: 
fehr mit dem Auslande gefchieht durch die Bundes— 
verfammlung. Fremde Gefandrfchaften find bei der— 
felben accreditirt und angeftellte (von Frankreich, 
Großbritannien, Rußland, Schweden); doch hat 
die Bundesverfammlung von dem Rechte, allgemeine 
- beftändige Gefandtfchaften bei auswärtigen Höfen zu 
- unterhalten, noch feinen Gebrauch. gemacht. Als Maas— 
ftab für den politifchen Rang der Öefandten des teut— 
fchen Staatenbundes ward das auf dem Wiener Con 
greß feftgefeste Reglement angenommen. Die Bun— 
desverfammlung bedient fih in allen ihren Verband: 
lungen, Befchlüffen und diplomatischen Mittheilungen 
der teutfchen Sprache; doch wird bei den legten‘ 
da, mo e8 gegenfeitig geſchieht, eine Ueberſetzung in 
lateinifcher und franzofifcher Sprache beigelegt. — 
Bei dem Bundestage- ward fpäter der Maasftab der 
Bevölkerung für die Aufftellung Des Bundesheeres 
 feftgehalten, fo daß beim Simplum auf hundert Ein= 
wohner ein Mann, bei der Keferve auf 200 Einwoh⸗ 
ner ein Mann gerechnet, und das gefanımte Bundes: 
heer, getheilt in zehn einzelne Corps, zu 300,000 
Mann, nach der Sefammtbevölferung der Bundes 
ftaaten mit 30 Millionen Menſchen, beftimmt ward, 
So wie in dem Zeitalter großer politiſcher Um— 
bildungen die Erſcheinung des gegenfeitigen Anftre= 
bens zweier entgegengefeßter Anfichten und Partheien 
. An der Gefchichte vieler europäifchen Staaten getrof⸗ 
fen wird; ſo zeigte ſie ſich auch in Teutſchland. Die 
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begeifterten Anhänger neuer politifcher Sehren und Ans 
fichten traten gegen die warmen Dertheidiger der wies 
Derberzuftellenden altern und theilweife vernichteren 


‚Berhälmiffe in Drudfehriften auf; ‚befonders kam . . 


das im I13ten Artikel der Bundesacte erthaltene 
Verſprechen landftändifcher Verfaſſungen allgemein 
zur Sprache; in mehrern geheimen DVerbindiiugen 
glaubte man einen demagogifchen Zwed zu erkennen, 
Kotzebue's Ermordung durch Sand gab- endlich den 
Ausſchlag. — Im Auguſt 1819 trafen fich die 
Geſandteü der fammtlichen Mitglieder des teutfchen 
Bundes zu Karlsbad zufanımen, wo fie über 
Beſchluͤſſe fih vereinigten, welche am 20. Sept. 
1819 zu Frankfurt amtlich befannt gemacht wurden. 
Die Hauptbeftimmungen verfelben waren: „1) daß, 
nach dem Sinne des monarchifchen Princips -und zur 
Aufrechthaltung des Bundesvereins, die, Bundes- 
ftaaten, bei Wiedereröffnung der Sitzungen, ihre 
Erklärungen über eine angemeffene Auslegung 
und Erflärung des dreizehuten Artikels 
der Bundesacte abgeben follten, 2) daß inzwi— 
fchen, bis eine definitive Erecutionsordnung 
durch die beabfichtigten. weitern Berathungen zu 
Stande gebracht werden koͤnne, zur nothigen Hand» 
babung und Ausübung der, nach dem, zweiten Artikel 
der Bundesacte zu fallenden, Brfchlüffe und erfor 
derlichen Maasregeln eine proviforifehe Execu— 
 tionsordnung eingeführt werben follte; 3) daß, 
mit: Vorbehalt der weitern Berathungen des Bundes⸗ 
tages, zur gründlichen Berbefferung Des ges 
fammten Schul= und Univerfitätswefeng, 
den Gebrechen vefjelben zunächft und ungefäumt, durch 
Ergreifung von proviforifchen Maasregeln, abgebols 
fen würde; 4) daß, zur noͤthigen Oberaufficht 


* 
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über die Drudfchriften und zur Verhuͤtung des 
fich ergebenden Mißbrauches derfelben, in Beziehung 
auf Zeitungen, Zeit und Flugſchriften, eine provi= 
forifche gefegliche Verfügung allgemein eingeführt wers 
den follte; 5) daß eine Gentralbehörde ausſchließ— 
lich zur weitern Unterfuchung der in mehrern Bundess 
ftaaten entdeckten revolutionairen Umtriebe bes 
ftelle und angeordnet werden follte,‘ 


ib Ä 
6) Politifher Charakter der Schlußacte 


der Wiener Minifterialconferenzen, bes 
| Fannt gemacht am 8. Jun. 1820, 


- Bald nah dem Bekanntwerden der Karlebader 
Beſchluͤſſe zu Frankfurt, trat, für die endlihe Ente 
fheidung aller in der Bundesacte zweifelhaft geblies 
benen Gegenſtaͤnde über die innern und äußern Vers 
haͤltniſſe Zeurfchlands, zu Wien am 25. Nov. 1819 
ein Congreß der Minifter aller Mitglieder des teut⸗ 
fhen Bundes zufammen, deſſen Ergebniß am 15. 
Mai 1820 als die „Schlußacte der über Auss 
bildung und Befeftigung des teutſchen 
Bundes zu Wien gehaltenen Minifterial- 
conferenzen’ unterzeichnet, und am 8. Juny 
1820, nach ihren 65 Artikeln, zu Frankfurt als 
allgemeines Gefeß innerhalb des teutſchen Staaten» 
bundes angenommen und bekannt gemacht ward. 
Durch dieſe Schlußacte follte ein Commentar 
über die Bundesacte aufgeftelle werden, melcher 
die in derfelben bereits feftgefeßten Grundfäge erläus 
terte, fchärfer beftimmte, und die wahrgenommenen 
Luͤcken ergänzte. — Der wefentliche Inhalt der Bes 
ftimmungen diefer Schlußacte ift folgender: 
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Der teutſche Bund ift ein völßerrechtlicher 
Verein der teurfchen fouverainen Fürften und freien 
Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Un⸗ 
verlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten, 
und zur Erhaltung der innern und äußern Sicherheit 
Zeutfchlands (Art. 1.). — Diefer Verein befteht in 
feinem Innern als eine Gemeinſchaft felbft- 
ftändiger unter ſich unabhängiger Staas 
ten, „mit wechfelfeitigen gleichen Vertragsrechten und 
Vertragspflichten; in feinen Außern Verhältniffen 
aber als eine in politifcher Einheit verbuns 
dene Geſammtmacht (Art. 2.). — Die Bundes» 
acte bleibt der Grundvertrag und das erſte Grund— 
geſetz dieſes Vereins (Art. 3.). — Der Gefammts 
heit der Bunbdesglieder fteht die Befugniß der Ents_ 
widelung und Ausbildung der Bundesacte 
zu; doc, dürfen die Befchlüffe mit dem Geifte der 
Bundesacte nicht im Widerfpruche ftehen (Art. 4.). 
— Der Bund ift ols ein unauflosliher Ber 
ein gegründet; es kann daher ber Austritt 
aus diefem Vereine feinem Mitgliede deſſelben frei 
ftehen. (Art. 5.). — Die Aufnahme eines neuen 
Mitgliedes kann nur ftart haben, wenn die Öefammt: 
heit der Bundesglieder folhe mit den beftehenden 
Derhälmiffen vereinbar und dem Vortheile des Ganz 
zen angemejjen finder (Art.6.). — Die Bundesver- 
fammlung ftellt den Bund in feiner Geſammtheit dar, 
und ift das beftändige verfaffungsmäßige Organ feis 
nes Willens und Handelns (Art. 7.). — Die einzel- 
nen Bevollmächtigten am Bundestage find von ihren 
Sommittenten unbedingt abhängig, und diefen 
verantwortlich. (Art 8.). — Die Wirkſamkeit 
der Bundesverfammlung ift durch die Vor— 
fohriften der Bundesacte, durch bie in Gemäß: 
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heit derfelben befchloffenen oder ferner zu Defchließen- 
‚den Örundgefeße, wo diefe aber nicht zureichen, 
durh die im Örundvertrage bezeichneten Bundes— 
zwede beftimme (Art. .). — VBerfaffungss 
mäßige Befchlüffe der Bundesverfanmlung find 
diejenigen, welche innerhalb der Grenzen der Compe— 
tenz der Bundesverfanmlung, nach vorgängiger Bes 
rathung, durch freie Abftimmung entweder im engern 
Kathe, oder im Plenum gefaßt werden (Art. 10.).— 
In der Kegel werden die Befchlüffe im engern 
Kathe nach abfoluter Stimmenmehrheit (Art. 11.), 
und nur in den in der Bundesacte ausdrüdlich bes 
zeichneten Fällen, und wo e8 auf eine SKriegserfläs 
rung, oder Friedensfchlnßbeftätigung, oder auf die 
Aufnahme eines neuen Mitglieds ankommt, im Ple— 
num (Art.12.) abgefaßt. Kein Befchluß durch Stim- 
menmebrbeit finder ftatt: über Annahme neuer Grund— 
gefege, oder Aenderung der beftehenden; über orga= 
nische d. h. bleibende Anſtalten, als Mittel zur Er— 
füllung der ausgefprochenen Bundeszwede; über Aufz 
nahme neuer Mitglieder in den Bund, und tiber Res 
ligionsangelegenheiten (Art. 13.). — Beſonders 
muß uͤber organiſche Einrichtungen im Ple— 
num und durch Stimmeneinhelligkeit (Art. 
14.) entfchieden werden, Eben fo kann (Urt. 15.) 
in Fällen, wo die Bundesgliever als einzelne, felbfts 
ſtaͤndige und unabhängige Staaten erfcheinen, wo 
alfo jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen 
Bundesgliedern eine befondere Leiſtung oder Verwilli— 
gung für den Bund zugemuthet wird, ohne freie Zus 
ftimmung der Berheiligten Fein diefelben verbindender 
Schluß gefaßt werden. — Wenn die Befißungen 
eines fouverainen teutſchen Haufes (Art. 16.) durch 
Erbfolge auf ein anderes übergehen; fo hängt es 
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von ber Gefammtheit des Bundes “ ob und wie: 
fern die auf jenen Beſi itzungen haftenden Stimmen im 
Plenum, — weil im engern Rathe Fein Bundes—⸗ 
glied mehr als Eine Stimme fuͤhren kann, — dem 
neuen Beſitzer beigelegt werden ſollen. — Der Bun⸗ 
desverſammlung ſteht, in zweifelhaften Faͤllen, die 
Erflärung des rechten Sinnes der Bun— 
dDesacte und der richtigen Anwendung ihrer Vor- 
ſchriften zu (Art. 17.). — Bei Bedrohung oder 
Störung der innern Ruhe unter den Bundesglies 
dern hat die Bundesverfammlung die Dazu geeigneten 
Beſchluͤſſe zu faffen (Art. 18.). — » Bei der Befirch- 
tung oder wirklichen Ausübung von Thaͤtlichkeiten 
unter den Bundesgliedern ſoll die Bundesverfamme 


lung Maasregeln ergreifen, um jeder Selbfthülfe vor⸗ 


zubeugen, oder der unternommenen Einhalt zu thun; 
befonders hat fie die Aufrechthaltung des Bes 
fisftandes zu bewirken (Are, 19.). — Wird die 
Bundesverfammlung von einem Bundesgliede zum 
Schuse des Befisftandes aufgerufen; fo foll 
ein nicht betheiligtes Bundesglied in der Nähe des 
zu fhügenden Gebiets die Tharfache des jüngften Be— 
fißes und die angezeigte Störung deffelben ſumma— 
riſch durch feinen oberften Gerichtshof unterfuchen, 
und Darüber einen vechtlichen Befcheid abfaffen laſſen, 
deſſen Vollziehung die Bundesverfammlung zu bes 
wirken hat (Are: M.). — - Die Artifel 21 — 24, 
ftellen die. Bedingungen auf, wie durch Austrägal- 
inftanzen die Streitigkeiten der Bundesglieder ent⸗ 
ſchieden werben ſollen. 

Ueber die innern Angelegenheiten in der 
Bundesſtaaten beſtimmt (Art. 25.) die Schlußacte, 
daß die Aufrechthaltung der innern Ruhe 
und Ordnung den e— allein zu— 
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ſte he; als Ausnahme gelte der Fall der Widerſetz⸗ 
lichfeit der Unterthanen gegen die Negierung, fo wie 
der Fall eines offenen Aufruhrs, oder gefährlicher 
Bewegungen in mehrern Bundesftaaten, — Sn fol= 
chem Falle, wenn die Regierung felbft, nach Er— 
fhöpfung der verfaffungsmäßigen und 
gefeglihen Mittel, den Beiſtand des Bundes 
anruft, fol die Bundesverfammlung die fehleunigfte 
Hülfe zur Wiederherftellung der Ordnung veranlaffen, 
und dies felbft unaufgerufen thun, wenn die 
Regierung durch Die Umftände gehindert wird, vie 
Hilfe des Bundes zu begehren (Art. 26.). Die Ne= 
gierung aber, welcher eine folhe Hülfe zu Theil wird 
(Art. M.), muß die Bundesverfammlung von der 
Beranlaffung der eingetretenen Unruhen, und 
von den zur SHerftellung der Ordnung getroffenen 
Maasregeln in Kenntniß fegen. Wenn die öffent= 
liche Ruhe und gefegliche Ordnung (Art. 28.) in meh 
tern Bundesftaaten durch gefährliche Verbin— 
dungen und Anfchläge bedroht find, und Dagegen nur 
durch das Zufammenmwirken der Gefammtheit zus 
reichende Maasregeln ergriffen werden koͤnnen; fo ift 
die Bundesverfammlung befugt und berufen, nach 
vorgängiger Ruͤckſprache mit den zunächft bedrohten 
Regierungen, ſolche Maasregeln zu berathen und zu 
beſchließen. — Die Art. -29— 34, erörtern die 
Fälle der Suftizverweigerung in einem Bundes: 
ftaate, der Nichtbefriedigung der zwifchen mehrern 
Bundesftaaten ftreitigen Erörterungen von Private 
perfonen, und der nöthig werdenden Erecution s⸗ 
maasregeln, 
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78, 
—Fortſetzung. 


Nach ſeiner Stellung gegen das Aus— 
land hat der teutſche Staatenbund (Art. 35.), als 
Geſammtmacht, das Recht, Krieg, Frieden, 
Buͤndniſſe und andere Vertraͤge zu bes | 
ſchließen. Doc übt der Bund dieſe Rechte nur 
zu feiner Gelbftvertheidigung,. zur Ers 
haltung der Selbftftändigfeit und äußern 
Sicherheit Teutſchlands, und der Unabs 
bängigkfeit und Unverletzlichkeit der ein— 
zelnen Bundesftaaten aus. — Alle: Vers 
leßungen des einen Bundesftaates von Auswärtigen 
(Art. 36.) treffen zugleich und in demfelben Maafe 
die Sefammtheit des Bundes. Dagegen find die eins 
zelnen Bundesſtaaten verpflichtet, den Auswärtigen 
nie Veranlaſſung zu folchen Berlegungen zu geben, 
oder fie denfelben zuzufügen. Sollte aber ein frems 
der Staat Befchwerde über ein Bundesglied bei der 
Bundesverfammlung führen, und dieſe gegruͤndet 
befunden‘ werden; fo liegt der Bundesverfammlung 
ob, das Bundesglied; zur fchleunigen und genügens 
den Abhülfe der Befchwerde aufzufordern, und Das 
mit, nach Befinden der Umftände, Maasregeln zu 
verbinden, wodurch weitern friedeftorenden Folgen 
vorgebeugt wird. — Ruft ein Bundesftaat (Art. 
37.), bei einer zwifchen ihm und einer auswärtigen 
Macht entftandenen Irrung, die Dazwiſchen— 
kunft des Bundes an; fo foll die Bundesverfamms . 
lung das wahre Sachverhältniß prüfen, und, wenn 
dem Bundesſtaate das Recht nicht zur Geite fteht, 
‚die begehrte Dazwifchenkunft verweigern. — Wird 
ein einzelner. Bundesftaat, oder die Öefammtheit des 
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- Bundes (Art. 38.) von einem feindlichen An— 
‚griffe bedroht; fo muß zunächft die engere Bun— 
desverfammlung, nad der abfoluten Stimmenmehr: 
heit, die Frage, ob die Öefahr eines folchen An— 
griffs vorhanden ift, entſcheiden, und, bei der Ans 
erfennung der Gefahr, ohne Verzug wegen der Ver: 
theidigungsmaasregeln einen Befchluß fallen. Der 
Stand des Krieges. tritt aber fofort ein (Art. 
39.), wenn das. Bundesgebiet von einer auswärtigen 
Macht feindlich überfallen wird. Eine formliche 
Kriegserflärung des Bundes kann nur im Ple— 
num der Bundesverfammlung nach der Stim— 
menmehrheit von Zweidrittheilen befchlof- 
fen werden (Art. 40.). Durch die Befchlüffe ver 
Bundesverfammlung werden fämnitliche Bundesglies 
der zu den feftgefeßten Maasregeln verpflichtet (Ark. 
41.); doch koͤnnen, wenn die Stimmenmehrheit die 
VBorfrage einer vorhandenen Gefahr verneinend 
entfcheidet, diejenigen, Bundesftaaten, welche von 
der Wirklichkeit der Gefahr überzeugt find, gemein- 
fchaftliche VBertheidigungsmaasregeln unter fich vers 
abreden (Art. 42.); auch darf, wenn der eine ſtrei— 
tende Theil auf die Bermittelung des Bundes anträgt, 
deshalb der Befchluß wegen der zu ergreifenden Ders 
theidigungsmaasregeln nicht aufgehalten werben (Art. 
43.). — Bei ausgebrochenem Kriege fteht jedem Bun⸗ 
desgliede frei, zur gemeinfanen Berrheidigung eine 
größere Macht zu ftellen, als fein Bundescontin: 
gent beträgt; doch ohne deshalb zu einer Forderung an 
den Bund berechtigt zu ſeyn (Art. 44). — Wenn in. 
einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten eine Ver⸗ 
leßung der Neutralität des Bundesgebiets zu befürchten 
ift; fo hat die Bundesverfammlung im engern Rathe 
einen Befchluß deshalb zu faſſen (Art. 45.). — Be 
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ginnt ein Bundesſtaat, derzugleich außers 
halb des Bundesgebietes Beſitzungen hat, 


in feiner Eigenſchaft als europäifche 


Macht einen Krieg; fo bleibt ein folder, 
die VBerhältniffe und Verpflichtungen des 


- Bundes nicht berührender, Krieg dem 


N 


Bunde ganz fremd (Art.46.) — In ven Fäl- 
len, wo ein folcher Bundesftaat in feinen, außer 
dem Bunde belegenen, Befißungen bedroht oder an— 
gegriffen wird, tritt für den Bund die Verpflichtung 
zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungsmaasregeln, oder 
zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur im fofern 
ein, als verfelbe Gefahr für das Bundesge— 
biet erkennt (Art. 47.). — Die Beftimmung der 
Bundesacte, vermöge welcher, nach einmal erklaͤr— 
tem Bundesfriege, Fein Mitglied des Bundes ein 
feitige Unterhandlungen mit dem Feinde 
eingeben, noch einſeitig Waffenftillftand 
oder Friede ſchließen darf, ift für fammeliche 


Bundesſtaaten, fie mögen außerhalb des 


Bundes Befisungen haben oder nicht, 
gleich verbindlich (Art-48.). — Bei Unterhandluns 
gen über MWaffenftillftand oder Frieden hat die Bun— 
desverfammlung zur fpeciellen Leitung einen Aus» 
ſchuß, zum Unterhandlungsgefchäft aber eigene 
Bevollmächtigte, mit gehörigen nfteuctionen, 
zu ernennen, Die Annahme und Beftätigung eines 
Friedensvertrages kann nur im Plenum gefchehen 
(Are. 49.). — 

An Beziehung anf die auswärtigen Ver 
Hältniffe überhaupt (Art. 50.) liegt der Bun— 
desverfammlung ob: a) für die Aufrechthaltung friede 
licher und. freundfchaftlicher Berhältniffe mit den aus— 
wärtigen Staaten zu forgen; b) die von fremden 


! 
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Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten an⸗ 
zunehmen, und, wenn es nothig befunden werden: 
follte, im Namen des Bundes Gefandte an fremde 
Mächte abzuordnen; c) in eintretenden Fällen Unters 
bandlungen für die Gefammtheit des Bundes zu füh- 
ven und Verträge für denfelben abzuſchließen; d) auf 
Verlangen einzelner Bundesregierungen, für dieſel— 
ben die. Berwendung des Bundes bei fremden Res 
gierungen, und, in gleicher Art, auf Verlangen 
fremder Staaten, die Dazwifchenkunft des Bundes 
bei einzelnen Bundesgliedern eintreten zu laffen, 
Die DBundesverfammlung ift verpflichtet, die 
auf das Militairwefen und die Vertheidigung 
des Bundes fich beziehenden organifchen Einrichtuns 
gen zu befchliegen (Art. 51.), die für die Angelegen= 
heiten des Bundes von den Mitgliedern zu leiftenden 
Seldbeiträge feftzufesen, und (Art. 52.) die Erhes 
bung, Verwendung und Berechnung derfelben zu leiten, 
Was die Berfaffung und Verwaltung 
der einzelnen Bundesftaäten im Innern 
betrifft; fo fehließt (Art. 53.) im Allgemeinen die 
durch die Bundesacte gewährleiftere Unabhängigkeit 
jede Einwirkung des Bundes aus, Weil 
aber (Art. 54.), nach dem Einne des dreizehnten Ars 
tikels der Bundesacte und den darüber erfolgten fpäs 
tern Erklärungen, in alten Bundesftaaten 
landftänpdifche. Verfaffungen ftatt finden 
follen; fo hat die Bundesverfammlung darüber zu 
wachen, daß diefe Beftimmung in feinem 
Bundesftaare unerfülle bleibe, Doc wird 
(Art. 55.) den fouverainen Bundesfürften 
überlaffen, vdiefe innere fandesangelegenheit, mit 
Berüdfihtigung ſowohl der fruͤherhin 
beftandenen ftändifhen Rechte, als der 
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gegenwärtig obmwaltenden Berhältniffe, 
zu ordnen. Die in anerkannter Wirkſamkeit bes 
ſtehenden landftändifchen DVerfaffungen koͤnnen (Art. 
56.) nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werden. — Da der teutfche 
Bund, mit Ausnahme der freien Städte, aus four 
verainen Fuͤrſten befteht; fo muß, dem hierdurch 
gegebenen Grundbegriffe zu Folge, die gefammte 
Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staates vers 
einigt bleiben, und der Souverain kann durch eine 
landftändifche Verfaffung nur in der Ausübung 
beftimmter Rechte an die Mitwirfung der 
Stände gebunden werden (Art. 57.) — Die 
im Bunde vereinigten fouverainen Fürften dürfen 
Durch Feine landftändifche Verfaſſung in der Erfüls 
lung ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert 
oder befchränfe werden (Art. 58.) — Wo die 
Deffentlihkeit lanpftändifcher Verband: 
lungen dur die Berfaffung geftatter ift, muß 
durch die Gefchäftsordnung dafür geforge werden, 
daß die gefeglichen Grenzen der freien Aeußerung, 
weder bei ‚ven Verhandlungen felbft, noch bei ven - 
Bekanntmachungen durch den Druck, auf eine, die 
Ruhe des einzelnen Bundesftaates oder des geſamm⸗ 
ten Zeutfchlands gefährdende, Weiſe uͤberſchritten 
werden (Art. 59.). — Die Bundesverfammlung 
ift berechtigte, die von einem Bundesgliede gefuchte 


Garantie des Bundes für die in feinem Gtaate - 


eingeführte landftändifche Verfaffung zu übernehmen, 
Sie erhält dadurd die Befugniß, auf Anrufung der 
Berheiligten, die Verfaffung aufrecht zu erhalten, und 
die über Auslegung oder Anwendung verfelben ent= 
ftandenen Irrungen durch gütliche Vermittelung oder 
compromifjarifche Entfcheidung beizulegen (Art. 60.). 
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— Außerdem (Art. 61.) ift aber die Bundesver⸗ 
fammlung nicht berechtigt, in landftändifche Ange— 
legenheiten, oder in Streitigkeiten zwifchen den Lan— 
desherren und ihren Ständen einzuwirken. — Auf 
die. freien Städte find (Art. 62.) die vorftehenden 
Beftimmungen in Beziehung ‚auf den 13ten Artikel 
der Bundesacte infoweit anwendbar, als die befon= 
dern Verfaffungen und Verhaͤltniſſe derfelben es zu= 
laffen. — Die Bundesverfammlung (Art. 63.) bat 
‚auf die genaue und vollftändige Erfüllung des 14ten 
Artikels der Bundesacte in Betreff der mediatifir- 
ten Keichsftände und des ehemaligen unmittelbaren. 
Keichsadels „zu achten. - Diefen bleibt, im Falle 
der verweigerten gefeßlichen und verfajfungsmäßigen 
Rechtshuͤlfe, oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheile 
erfolgten legislativen Erklärung der durch die Bun— 
acte ihnen zugeficherten Kechte, der Recurs an die 
Bundesverfammlung vorbehalten. — Wenn Vors 
fchläge zu gemeinnüßgigen Anordnungen (Art. 
64.), deren Zweck nur durch Die zufammenmwirkende 
Theilnahme aller Bundesftaaten- vollftändig erreicht 
werden kann, von einzelnen Bundesgliedern an die 
Bundesverfammlung gebracht werden, und diefe von 
der Zweckmaͤßigkeit und Ausführbarkeit folcher Vor: 
fchläge im Allgemeinen fich überzeugt; fo liegt ihr ob, 
die Mittel / zur Vollführung derſelben in forgfältige 
Erwägung zu ziehen, un die erforderliche freiwillige 
Vereinbarung unter der ſaͤmmtlichen Bundesgliedern 
zu bewirken, — Die in den befondern Beftimmuns 
gen der Bundesartifel 16., 18. und 19. zur Berathung 
der Bundesverfammlung geftellten Gegenſtaͤnde blei— 
ben derfelben zur fernern Berathung vorbehalten. 
(Art. 65.). — | 





Deftreichifche Monarchie. 385 


; 79, — 
8) Oeſtreichiſche Monarchie. 


Die allgemeinen Grundgeſetze der geſammten 
oͤſtreichiſchen Monarchie ſind: | | 

a) Karls 6 pragmatifhe Sanction *) 
vom 19, Apr. 1713, in welcher die Untheilbarkeit 
der oftreichifchen Monarchie, und die Erbfolge in 
berfelben feftgefeßt ward; \ 

b) das Manifeft, wodurch Kaifer Franz 2: die 
erbliche Kaiferwürde von Deftreich ausfprach 
am 11, Aug. 1804; 

=, 6) das Decret des Kaifers Franz (1) vom 6. 
Aug. 1806, in welchem (nach Niederlegung der 
teutfchen Kaiferwürde) die gefanımten teutſchen 
Provinzen des Haufes Deftreich von - allen ihren 
Verhältniffen zu dem bisherigen teutfchen Keiche 
getrennt wurden, Ä 


Zu den befondern Grundgeſetzen der einzelnen 
Staaten der üftreichifchen Monarchie gehören: 

a) für Deftreich: der Freiheitsbrief**) des 
Kaifers Friedrichs 1 vom Jahre 1156; 

b) für Böhmen: Ferdinands 2 erneuerte San: 
desordnung vom Jahre 1627, (Sie enthält die 
Eintheilung der Landftände in 4 Klaffen; die Auf- 
rechthaltung der Fatholifchen Religion; Die unum⸗ 


*) Sie fteht in Schmaufsii corp. juris gentium 
acad. T.2. p. 1976 :sqq. 

»*H Er fieht vollftändig in Franz Ferd, Schrötters 
Verſuch einer oͤſtr. Staatsgefh. (Wien, 1771. 8.) 
&. 297 ff. Ueber beide Ausgaben und über die Snters 
polationen biefes Freiheitsbriefes vgl, Poͤlitz Gefch. des 
Öftreich, Kaiferftaates (Lpz. 1817. 8.) S. 30 f. 

&t. W. ate Aufl. IV. 25 
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ſchraͤnkte Gewalt des Königs, Geſetze zu — 
die Ordnung des Landtages ꝛc.); 

c) für Mähren: Ferdinands 2erneuerte Lan— 
desordnung vom Jahre 1628 (der boͤhmiſchen faſt 
durchgehends gleich); 

d) fuͤr Un garn: der Gnadenbrief Andreas 2 
vom Jahre 1222 (die magna charta der reis 
heiten des ungarifchen Adels) *); 

e) für Siebenbürgen: das Diplom Leo— 
polds 1 vom 4. Dec. 1691 (enthält das Verhält- 
niß des Großfürften und der Stände ‚gegen einan= 
der; Deftätigung der vier gefeßmäßig beftehenden 
Religionen [ver katholiſchen, lutherifchen, refor— 
mirten und unitarifchen]; Beftätigung der Muni— 

x, eipalrechte der Sachſen; Ertheilung der öffentlichen 
1. Aemter an Eingebohrne xc.); 

f) für das lombarvdifch = venetianifche 
Königreich die Verfaffungsurfunde vom 7, Apr. 
— — 

g) Ständenerfaffung in Tyrol vom 


Da in Tyrol, das im Preßburger Frieden (1805) 
von Deftreich an Bayern abgetreten und fpäter (1810) 
durch Napoleons Willen zwifchen Bayern und zwifchen 
dem Konigreiche Italien getheilt ward, die frühere 
ftändifche Verfaffung erlofchen war; fo gab der Kaifer 
Sranz 1, nach der Wiedervereinigung Tyrols mit 
den übrigen Staaten der öftreichifchen Monarchie, 
diefem ande eine neue ftändifche VBerfaffung 
am 24. März 1816, Die ——— Beſtim⸗ 


— —— — — — — 


*) Verſuch einer Darfeilung der — Conſtitution. 
Lpz. 1812. 8. 


**) Mitgerheilt in dieſem Bande $. 51. unter Italien. 
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mungen berfelben find: ‘Das Sand Tprol wird durch 
vier Stände — den Prälaten-, den Herren- 
und Nitter=, den Bürger, und den Dauerns 
ftand — tepräfentitt: Alle Stifter und Capitel, 
infofern fie noch beftehen oder wiederhergeftellt. wer— 
den, wie auch alle Mitglieder des Herren», Ritter: 
und Adelftandes und die Städte und Gerichte, welche 
vor der Abtretung des’ Landes der Matrikel einverleibt 
waren, treten wieder in ihre Rechte und Theilnahme 
‚an der tandftandfchaft ein. Die Führung der ftän- 
difchen Matrifel und der Vorfchlag zur Aufnahme in 
felbige wird dem tandmarfchalle und den Verordneten 
des Herren=, Ritter- und Adelsftandes geftattet; doch 
‚ behält der Kaifer fich die Aufnahme in die Landes— 
matrifel in Anfehung aller vier Stände vor — 
Trient und Briren werden als landestheile der 
Provinz Tyrol erklärt und in venfelben die vier 
"Stände conftituirt. Den Ständen wird die Evident: 
haltung, Repartirung und Einhebung der von der 
Regierung auf Grund und Boden gelegten Steuern, 
und der damit im Zufammenhange ftehenden Leiſtan— 
gen tibertragen ; doch ift. ihren Feinesweges geftattet, 
ohne landesherrliche Genehmigung zu was immer für 
einen Zwed, Eteuern und Abgaben auszufchreiben. — 
Das Recht der Beftenerung behält ſich die Re— 
gierung nach feinem ganzen Umfange vor; doch foll 
die befchloffene Ausfohreibungder Örunds 
fteuer den vier Ständen, in Form eigener 
Poftulate, bekannt gemaht werden. — 
Den Ständen foll das Recht unbenpmmen bleiben, in 
ihren gefeßmäßigen VBerfammlungen Bitten und 
Vorftellungen im Namen des landes ent- 
weder unmittelbar an den Kaifer einzufenden, oder 
dem Sandesgubernium zu überreichen. Zur Abſendung 
| 25 


J 
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von Deputationen an das kaiſerliche Hoflager wird 
die hoͤchſte Genehmigung erfordert, — Den Staͤn— 
den wird die freie Wahl der Deputirten zu den ftändi= 
fchen Verfammlungen geftatter. Alle Befchlüffe des 
Landtages, wenn fie nicht auf bloße Vorftellungen und 
Bitten gerichtet find, muͤſſen der Höchften Genehmi— 
gung vorgelegt werden. 


h) Ständeverfaffung im Königreide 
Galizien. 


Deftreich gab den in der erften Theilung Polens 
(1772) erworbenen tändern den Namen: König: 
reich Galizien und Lodomerien. Dazu kam 
(1795) in der dritten Theilung Polens MW ee ft: 
galizien, das aber (1809) im Wiener Frieden 
an das damalige Herzogthum Warfchau abgetreten, 
und, nad) den Entfcheidungen des Wiener Congreffes 
(1815), an Rußland überlaffen ward. Tin dem, zur 
öftreichifchen Monarchie gehörenden befondern, Staate 
des Königreiches Galizien und Jodomerien ward durch 
Faiferliches Patent vom 13. Apr. 1817 die land: 
| ftändifche Verfaſſung, velche bereits Kaifer 
Joſeph im Jahre 1782 bewilligt hatte, „mit den fich 
nun als nothwendig darftellenden Abänderungen 
hergeftelle, und feftgefest, Daß eine Verfammlung 
der Stände in diefen Königreichen in der Kegel jähr- 
lich einmal gehalten, und für die currenten ftändifchen 
Geſchaͤfte ein aus Mitgliedern aller vier Stände be— 
ftehender Landesausſchuß errichtet werden follte, — 
Darauf ward in einem Decrete des Gubernialpräs 
fiventen zu lemberg vom 5. Mai 1817 ausgefprochen: 
„daß, bei dem bevorftehenden Landtage, von den ver: 
fammelten Ständen die Deputirten des Landausſchuſ— 
ſes — und zwar aus jedem der drei erftien Stände, 


⸗ . 
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dem geiftlichen, dem Herren und dem Ritter— 
ftande zwei, aus dem Stande der Städte aber 
ein Deputirter — gewählt werben ſollten.“ Zu. den 
Deputirten der drei erſten Stände Fonnen nur folche- 
gewählt werden, welche zu einem diefer drei Stände 
gehören. Von jedem der zwei Deputirten der erften 
drei Stände wird der eine auf ſechs, der andere auf 
drei Jahre, der Deputirte der Städte aber auf ſechs 
Sabre gewählt, 





80, | 
9) Preußifhe Monarchie. 


Zu den Grundgefeßen der prengifchen Monarchie 
gehören: 

a) Das Teftament (richtiger: die Erbverord- 
nung) des Churfürften Albrecht Achilles vom 
Jahre 1473 *), nach welchem die gefammten Mar- 
for ungetheilt dem jedesmaligen Shurfürften ges 
hören, in den fränkifchen Fürftenrhümern aber nie 
mehr als zwei Negenten (zu Anfpach und zu Culm— 
bay) ſeyn follten, Diefe- Beftimmungen wurden 
vom Khurfürften Joachim Friedrich in feinem Vex— 
trage zu Gera (1598) mit dem Markgrafen 
Georg Friedrich von Anfpach und Bayreuth erneuert, 

b) Das Manifeft wegen der Annahme 
der Koͤnigs wuͤrde vom 16. Dec. 1700 (nad) 
dem vom Ihurfürften Friedrich 3 mit dem Kaifer 





*) Lens, brandenburg. Urkunden, Th. 2. &. 676 ff. Die 
£aiferlihe Beftätigung diefes Hausgeſetzes ſteht beim 
Gercken, Cod. dipl. Brandenb. T. 8. p. 
513 sqgq. u 
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deshalb am 16. Nov. 1700 abgefchloffenen Ders 
trage) *). 

co) Die neue Städteordnung vom 19. 
Nov. 1808 **). 

d) Das Foniglihe Decretvom 22. Mai 
1815, Es beziehe fich Eingangsmweife auf Die 
Verordnung vom 30. Apr. 1815, wodurch, eine regels 
mäßige Verwaltung, mit Beruͤckſichtigang der 
fruͤhern Provinzialverhältniffe, angeordnet ward. 
„Damit aber der proußiſchen Nation ein Pfand 
Unſers Vertrauens gegeben, und der Nachkommen— 
ſchaft die Grundſaͤtze, nach welchen Unſere Vorfah— 
ren und Wir ſelbſt die Regierung Unſers Reiches mit 
ernſtlicher Vorſorge für das Gluͤck Unſerer Untertha— 
nen gefuͤhrt haben, treu uͤberliefert, und vermittelſt 
einer ſchriftlichen Urkunde, ais Berfaffung 
des preußifchen Reiches, dauerhaft bewahrt wer= 
den, haben Wir befchloffen: 1) Es foll eine Repraͤ— 
fentation des Volkes gebildet werden. 2) Zu 
diefem Zwede find die Provinzialftände da, 
wo fie mit mehr oder minder Wirkſamkeit noch vor= 
handen find, herzuftellen, und dem Beduͤrfniſſe der 
Zeit gemäß einzurichten; wo gegenwärtig Feine Pro= 
vinzialftände vorhanden find, fie anzuordnen. 3) 
Aus den Provinzialftänden wird die Ver— 


*) Diefer Vertrag in dem Supplem.2 (von Rousset) 
jum du Mont, P.1. p. 461. 

**) Mathis jurift. Monatsfchrift, Band 8. S. 96 ff. — 

Der befondern vom Könige gegebenen DVerfaffung des 
Cantons und Fürftenthums Neuenburg vom 18, 
Sun. 1814 ift bereits unter der Schweiz gedacht. 

***) Geſetzſammlung, Sahrg. 1815. St. 9. ©. 103, 
und aus derfelben in den Europ. Conſtitt. Th. 2. 
S. 114 f. 
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fammlung der Keprafentantenfammer ges 
wählt, die in Berlin ihren Sitz haben fol. 4) 
Die Wirkſamkeit der Landesrepraͤſentanten erſtreckt 
ſich auf die Berathung uͤber alle Gegenſtaͤnde der 
Geſetzgebung, welche die perſoͤnlichen und Eigenthums⸗ 
rechte der Staatsbuͤrger, mit Einſchluß der Beſteue— 
rung, betreffen. 5) Es iſt ohne Zeitverluſt eine Com— 
miſſion in Berlin niederzuſetzen, die aus einſichts— 
vollen Staatsbeamten und Cingefeffenen der Provinz 
zen beftehen fol. 6) Diefe Commiffion fol fich be= 
fhäftigen: mit der Drganifation der Provinzialftände ; 
mit der DOrganifation der Sandesrepräfentanten; und 
mit der Ausarbeitung einer Verfaſſungsurkunde nad) 
den aufgeftellten Grundfägen.‘ 
e) Das allgemeine Geſetz wegen Ans 
" ordnung der Provinzialftände vom 5. Jun, 
1823 *). Die wefentlichften Beftimmungen deſſelben 
find: Es follen Provinzialftände in der Monarchie 
in Wirkfamfeit treten. Das Örundeigenthum 
ift Bedingung der Standfchaft. Die Pros 
vinzialftände find das gefeßmäßige Organ der 
verfchiedenen Stände der Unterthanen 
in jeder Provinz. Dieſer Beftimmung gemäß 
follen die Gefeßesentwürfe, welche allein die Provinz 
angeben, zur Berathung an fie gelangen; auch follen 
ihnen, fo lange Eeine allgemeinen ftändifchen Ver— 
fammlungen.ftart finden, die Entwürfe folcher allge— 
meinen Geſetze, welche Beränderungen in Perfonens 
und Eigenthumsrechten und in den Steuern zum Ges 
genftande haben, fo weit fie die Provinz angehen, 
zur Berathung vorgelegt. werden; ferner will der Koͤ— 
nig Bitten und Befchwerden, welche auf das fpecielle 


— — — 





*) Geſetzſamml. vom J. 1823. N. 13. ©. 129. 
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Wohl und Intereſſe der ganzen Provinz oder eines 
Zheiles derfelben Beziehung haben, von den Pro= 
vinzialftänden annehmen, folche prüfen und fie dar— 
auf befcheiden; endlich‘ will er die Coninmmnalangeles 
genheiten der Provinz ihren Beſchluͤſſen, unter Vor— 
behalt feiner Genehmigung und Aufficht, uͤberlaſſen. 

‚Nach diefem Geſetze, das aber auf Neufcha— 
tel und Valen gin keine Anwendung findet, ſollte 
fuͤr jede Provinz ein beſonderes Geſetz nachfol⸗ 
gen, welches die Form und die Grenzen ihres ftän= 
difchen Verbandes beftimmt, Würde der König kuͤnf— 
tig in diefen befondern Gefegen Abändernngen für 
wohlthaͤtig und nüßlich erachten; fo werde er fie nur 
nach vorhergegangenem Beirarhe der Provinzialftände 
treffen. „Wann eine Zufanmenberufung der allges 
meinen tandftände erforderlich fenn wird, und 
wie fie dann aus den Provinzialftänden her= 
vorgeben follen; daruͤber bleiben Die weitern Bes 
fimmungen Unferer landesvaͤterlichen Vorſorge vors 
behalten. — 

In Angemeſſenheit zu dieſem koͤniglichen Geſetze 
vom 5. Juny 1823, erſchienen allmaͤhlig die Geſetze 
wegen der Anordnung der Stände in den eins 
zelnen Provinzen der Monardke.. So am 1. 
Jul. 1823 das Gefes für die Provinzialftände in der. 
Mark Brandenburg und der Marfgraffchaft 
Niederlaufis; an demfelben 1. July 1823 das 
Geſetz wegen der Anordnung der Provinzialftände fir 
das Königreich Preußen; an demfelben 1. July 
1823 das Gefeß wegen Anordnung der Prowinzials 
ftände im Herzogtbume Pommern und Fürs 
ftenehume Rügen; am 17, März 1824 das Ge— 
feß wegen Anordnung der Provinzialftände im Her—⸗ 
zogthume Sachſen, fo wie an demfelben Tage 
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wegen Anordnung der Provinzialftände im Herzogs 
thume Schlefien mit der Graffchaft Glas und 
dem preußischen Antheile an der Oberlaufiß; und 
am 27. Marz; 1824 die drei einzelnen Gefeße wegen 
Anordnung der Provinzialftände 1) in den Rheins 
provinzen, 2) in der Provinz Weftphalen, und 
3) indem Großherzogthume P-ofen. 

Alle dieſe Geſetze find einander in den weſent— 
lich ſten Beftimmungen gleich, und nur in provin⸗ 
ziellen Verhältniffen, befonders in der Gefammt: 
zahl der Stände, verfchieden. 
| Co find 68 Mitglieder die Geſammtzahl für den 
ftändifchen Verband der Churmarf, Neumark 
und Niederlaufig, wovon 44 auf die Churmarf, 
12 auf die Neumark, und 12 auf die Niederlaufig 
fommen. — Die Oefammtzahl der Abgeordneten 
im Köonigreiche Preußen ift 95; davon 60 auf Oft: 
preußen und Litthauen, und 35 auf Weftpreußen. — 
Fur Pommern befteht die Gefammtzahl aus 48 
Mitgliedern; davon 10 für Altworpommern; 10 fr 
Neuvorpommern und Rügen, und 28 fir Hinter: 
pommern. — Sn allen drei Provinzen befteht der 
erfte Stand aus der Ritterſchaft (mit Einfchluß 
der Domcapitel und der Standesherren, wo fich welche 
finden); der zweite aus den Städten; der dritte 
aus den‘ übrigen Gutsbeſitzern, Erbpaͤchtern 
and Bauern. Das innere Berhältniß diefer drei 
Stände gegen einander ift in dem ftändifchen Ver— 
bande der Marken und der Niederlaufiß folgendes : 
34 aus dem erften Stande; 22 aus dem zweiten 
Stande; 12 aus dem dritten Stande; — in dem 
ftändifchen Verbande des Konigreiches Preufen: 45 
aus dem erften Stande; 28 aus dem zweiten Stande; 
22 aus dem dritten Stande; — und in dem ſiandi⸗ 


Eu 


394 Pofitives Staatsrecht. 


fchen VBerbande Pommerns: 24 aus dem erften Stande; 
16 aus dem zweiten Stande, und 8 aus dem dritten 
Etande. — Im Herzogthume Sachſen find vier 
Stände. Zum erften Stande gehören 6 Mitglieder 
(die Domcapitel von Merfeburg und Naumburg, die 
drei Grafen zu Stolberg Wernigerode, Stolberg, und 
Roßla, und der Beſitzer von Walter: Nienburg); 
zum zweiten 29 Mitglieder der Nitterfchaft; zum drit— 
ten 24 aus den Erädten; zum vierten 13 aus den 
übrigen Gutsbefißern, Erbpachtern und Bauern; zus 
fammen 72. — Im Herzogtbume Schlefien, mit 
Glatz und der Oberlaufiß, für den erften Stand 6 Mit: 
glieder (die Fürften von Liechtenftein, Dels und Ga: 
gan und die Standesherren); fir den zweiten Stand 
36, für den dritten 28, für den vierten 14 Mitglies 
der; zufammen 84. — In den Xheinprovinzen 
gehören vier vormals unmittelbare Keichsftände zum 
erften. Stande (Wied » Neuwied, Wied = Kunfel, 

Solms = Braunfels, Solms - Hobenfolms - ich); 
‚zum zweiten Stande 25 aus der Ritterſchaft; zum 
dritten Stande 25 ‚aus den Städten; zum vierten 
‚Stande 25 aus den übrigen Grundbefißern ; — zu— 
- fammen 79. — In der Provinz Weftpbalen 
gehören 11 vormals unmittelbare Reichsſtaͤnde zum 
erften Stande: (Herzog von Aremberg, Herzog von 
Looz, Herzog von Croy, die Fürften von Galm - 
Salm, Salm: Kyrburg, Kaunitz-Rietberg, Sayn— 
Wittgenſtein-Berleburg, Sayn-Wittgenſtein-Witt— 
genſtein, Bentheim-Tecklenburg, Bentheim-Stein— 
furt, Salm- - Horftmar) ; zum zweiten Stande 20 aus 
der Ritterſchaft; zum dritten Stande 20 aus den 
Erädten; zum vierten Stande 20 aus den übrigen 
Grundbeſitzern; zufammen 71. — Im Großherzog— 
thume Pofen beftehen 3 Stände. Zum erften ge- 
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hören: der Fürft von Thurn und Taris, der Fürft 
von Sulkowsfi und 22 aus der Nitterfchaft; zum 
zweiten 16 Mitglieder aus den Srädten; zum brits 
ten 8 Mitglieder aus den uͤbrigen Gutsbefißern, mit 
Grundeigenthum verfehenen Bauern und Erbzing- 
männern; zufammen 48. 


81. 
10) Konigreib Bayern. 
a) Gefhihtliche Einleitung. 


Nachdem der Churſtaat Pfalzbayern, wie 
er im Tefchner Frieden (1779) anerkannt worden 
war, durdy die Ereignijje feit dem Luͤneviller Frieden 
Die wefentlichften Veränderungen in feinem Laͤnder— 
beftande erfahren, und fein Regent am 1. San. 1806, 
nach den Beftimmungen des Preßburger Friedens, 
Die foniglihe Würde angenommen hatte, erhielt 
Das nunmehrige Königreich Bayern am 1. Mai 1808 
von dem Kinige Marimilian Sofeph eine, ver 
Conftitution Des Königreiches Weftphalen ($. 73.) 
in vielen Puncten nachgebildere, Verfaſſung *), die 
aber nicht ins öffentliche Staatsleben überging. Des— 
halb koͤnnen auch nur die wefentlichften Beſtim— 
mungen berfelben aufgenommen werden, um fie mit 


*%) Europ. Confitt. Th.2. S. 132 ff. — Mehrere 
Maͤngel und Lücken bderfelben rügte Brendel, in der 
Geſch., das Wefen und der Werth der Nationalvepräs 
fentation, Ih. 1. S. 257 fie — Dagegen entwickelte 
mehrere Vorzüge derfelben vor der Verfaffung von 1818 
der Staater. v. Hazzi: über die Standpuncte der 
bayrifhen Verfaffungsurfunde von 1818, in Beziehung 
andrer Eonftitutionen. München, 1819. 8. 
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den Grundfägen der ſpaͤtern Verfaffung vom 26, Mai 
1818 zu vergleichen. — Nach der Verfaffung vom 
1. Mai 1808 wurden alle befondere Derfallungen , 
Privilegien, Erbämter und landfchaftlihe Corpora⸗ 
tionen der einzelnen Provinzen aufgehoben. Das ganze 
Königreich wird durch eine Nationalrepräfentation 
vertreten, nach gleichen Gefeßen gerichtet, und nach 
gleichen Grundfägen verwaltet; demzufolge foll ein 
und daffelbe Steuerfnftem für das ganze Königreich 
ſeyn. Die Örundfteuer darf den fünften Theil ver 
Einkünfte nicht überfteigen, Die Jeibeigenfchaft 
wird, wo fie noch beftehr, aufgehoben. Der Adel 
behält feine Titel, und, wie jeder Öutseigenthümer, 
feine gutsherrlichen Rechte nach den gefeglichen Be— 
ſtimmungen; in Hinficht der Staatslaften wird er 
den übrigen Staatsbürgern ganz gleich- behandelt, 
Er bildet feinen befondern Theil der Nationalreprä: 
fentation, fondern nimmt mit den Übrigen ganz freien 
Sandeseigenthümern einen verhältnißmäßigen Antheil 
daran. Eben fo wenig wird ihm ein ausfchließliches 
Kecht auf Staatsämter, Steatswürden und Staats— 
pfründen zugeftanden. Diefelben Beftimmungen .tres 
ten auch bei ver Geiftlichfeit ein, Uebrigens wird 
allen Retigionstheilen, ohne Ausnahme, der aus— 
ſchließliche Beſitz der Kirchengüter beftätigt. — Der_ 
Staat gewährt allen Staatsbürgern Sicherheit _ der 
Perſon und des Eigenthums, vollfommene Gewiſſens— 
freiheit und Preßfreiheit (nach dem Genfuredicte vom 
13. un. 1803). Nur Eingebohrne, oder im Staate 
Begüterte, Eonnen Staatsämter bekleiven. — Es 
giebt 5 verantwortliche Minifter. Es befteht ein 
geheimer Rath, der, neben den Miniftern, 12 — 
16 Mitglieder enthält, und in 3 Sectionen (der 
Gefeßgebung, der Finanzen, und der innern Ver: 
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waltung,) getheilt wird. Er entwirft und diſeutirt 
alle Gefeße und Hauptverordnungen nach den Grunde 
zügen, welche ihm von dem Könige durch die ein= 
Tchlägigen Minifterien zugetheile werden, befonders 
das Gefeß uͤber Die Auflagen. Er hat, in Hinficht 
feiner Attribute, nur eine berathbende Stimme. — 
An jedem Kreife des Königreiches fteht ein Generals 
commiffair an der Spitze, dem wenigftens 3, hoͤch⸗ 
ftens 5 Kreisräthe untergeordnet find; ferner beftehe 
in jedem Kreife eine allgemeine Berfammlung 
und eine Deputation, Die erfte wähle die Natio— 
nalrepräfentanten; Die zweite wird vom Könige aus 
der Mitte der Kreisverfammlung gewählt. Sie bringt 
die zur Beftreitung der tocalausgaben nöthigen Auf- 
lagen in Vorſchlag, welche gefondert in den jährlichen 
Finanzetat aufgenommen werben, und läßt alle, die 
Verbeſſerung des Zuftandes des Kreiſes betreffenden, 
Borfchläge und Wünfche durch das Minifterium des 
Innern an den König gelangen. — Zu den Stellen 
bei der allgemeinen Serfammlung ernennt der 
König auf Lebenszeit; fie werden aus denjenigen 
400 tandeseigenthimern, Kaufleuten oder Fabrifans 
ten des Bezirfs gewählt, welche die höchfte Grund» 
fteuer Bezahlen, und zwar Einer auf, 1000 Einwoh— 
ner — Die Kreisdeputation wird jährlich- 
zum dritten Theile erneuert, — In einem jeden 
Kreife werden aus denjenigen 200 Landeigenthuͤmern, 

- Kaufleuten oder Sabrifanten, welche die höchfte 
Grundſteuer bezahlen, von den Wahlmännern 
fieben Mitglieder gewäßlt, welche zufammen die 
Keihsverfammlung bilden. Aus der Mitte 
derfelben ernennt der König den Präfidenten und 4 
Gecretaire. Die Dauer der Function der Deputirten 
“wird auf 6 Jahre beftimme; doch find fie wieder wähl« 
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bar. Die Reichsverſammlung kommt jaͤhrlich zus 
ſammmen. Der König beruft fie, vertagt fie, und 
löfer fie auf. Die Verfammlung wählt unter fich 
Kommiffionen von drei, hoͤchſtens vier Mitgliedern 
für die Sinanzen, die bürgerliche und 'peinliche Ge— 
feßgebung, die innere Verwaltung, und die Tilgung 
der Staatsfchulden. Die Commiſſionen correfpons 
diren mit den einfchlägigen Gectionen des geheimen 
Rathes über die Entwürfe der Gefeße und den jähr- 
lichen Sinanzetat. — Die Juſtiz wird durch die, in 
- geeigneter Zahl beftimmten, Ober- und Untergerichte 
verwaltet. Für das ganze Neich befteht eine einzige 
oberfte Suftizftelle. Alte Serichtsftellen find verbunden, 
bei Endurtheilen die Entfcheidungsgründe anzuführen. 
Die Glieder der Auftizbehorden werten von Dem Kos 
nige auf Lebenszeit ernannt, und Fönnen nur durch 
einen formlichen Spruch ihre Stellen verlieren. Der 
‚König Eann in Griminalfachen begnadigen, aber in 
feinem Falle irgend eine anhangige Streitfache oder 
angefangene Unterfuchung hemmen, noch eine Parthei 
ihrem geſetzlichen Richter entziehen. Die Gütercon: 
fifcation hat in feinem Falle ftatt, den der Defertion 
ausgenommen. — Das Heer wird durch die allge 
meine Militairconfcription ergänzt. Die Bürger: 
miliz wird beftätigt. 

Zur. Ergänzung diefer Verfaffung in einzelnen 
allgemeinen Beſtimmungen derfelben folgten mehrere 
organifche Decrete: ein Decret vom 4. Jun, 
1808 *), die Bildung des geheimen Rathes betrefs 
fend; — ein Decret vom 24, Zul. 1808 **), die 
Öerichtsverfaffung betreffend; — ein Decret vom 


[2 








*) Europ, Conſtitt. Th. 2. S. 142, 
**) Ebend. ©. 146. 


‘ 
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28. Sul. 1808 *), deie Verhältniffe des Adels be- 
treffend; — ein Decret vom 28, Sul; 1808 **), 
die. gutsherrlichen Rechte betreffend; — ein Decret vom 
‚31. Aug. 1808 ***), die Aufhebung der Seibeigenfchaft 
betreffend; und ein Decret vom 8. Sept. 1808 ****), 
die Parrimonialgerichtsbarfeit betreffend. — 

Nach der Auflofung des Äheinbundes, und nach ' 
den Ergebniſſen des Wiener Congreffes,. mit welchen 
‚wefentliche Veränderungen im länderbeftande des Koͤ⸗ 
nigreiches Bayern zufammenbingen, begann in. dem= 
felben eine nene Begründung des innern Gtaats- 
lebens. Der neuen Verfaſſung vom Jahre 1818 
ging ein, mit dem Papfte Pius 7 am 5. Sun, 1817 
zu Rom abgefchloffenes, Concordat voraus, unters 

zeichnet vom Cardinale Conſalvi, und von Cafimir 
äffelin, Bifchoffe von Cherfones, und ratificirt vom 
Könige am 24, Dct, 1817 zu München +). 

Noch vor der neuen DVerfaffung des Keiches er- 
fehien am 17. Mai 1818 die Eonigliche Verord— 
nung FF) in Hinficht der Gemeindeverfaffung, 
weil in dem Staatsorganismus in auffteigender Ord— 
nung die Gemeindeverfaffung, die Provinzialverfafe 
fung und die Öefammtverfaffung an einander fich an— 
fchliegen müffen. Der König erklärte in diefer Ver: 
‘ordnung, daß er, in Folge früherer Einleitungen und 


*) Europ. Tonftitt. Th. 2. S. 156. 
**) Ebend. S. 167. 

Ebend. &. 180, 

****) Ebend. S. 183. 


+) Es ſteht lateiniſch und teutſch in einer Sammlung, 

welche uͤberſchrieben ift: Verfaſſungsurkunde 
des Königreihes Bayern. (Münden, 1818, 
8) ©. 348 — 395. . 

+) Bayriſches Geſetzblatt, Jahrg. 1818. St. 5. 
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insbefondere feines Decrers vom 6. März 1817 über. 
die Verwaltung des Stiftungs » und Communalver- 
moͤgens, befchloffen habe, in ven Städten und Märf- 
ten die Magiftrate mit einem freien und erweiterten 
Wirkungskreiſe berzuftellen, wie auch den Ruralge— 
meinden eine ihren DVerhältniffen angemefjene Ver— 
faffung und. Verwaltung zu geben. Zu dem Ende 
ward das tiber das Gemeindewefen am A. Sept. 
1808 erlaffene Edict aufgehoben, Nach der neuen 
Verordnung foll in den Städten und großen 
Märkten die Öemeindeverwaltung beforgt und voll= 
zogen werben: a) Durch einen bürgerlichen Magiftrat ; 
b) durch einen befondern Gemeindeausfhuß, welcher 
aus erwählten Gemeindebevollmächtigten befteht; c) 
durch Diftrictsvorfteher, welche in großen Städten 
dem Magiftrate beigegeben find. Der Magiftrat ift 
der Vorfteher der Gemeinde, und zugleich der Be— 
amte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlichen Anz 
gelegenheiten und ihres Vermögens, 


\ 


82. 


Fortſetzung. 
b) Politiſcher Charakter der bayriſchen 
Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


Die neue Verfaſſung Bayerns *), welche 
die Grundlage des innern Staatslebens deſſelben bil⸗ 
det, erſchien am 26. Mai 1818. 


*) Sie ſteht te utſch in der angeführten Schrift? Verfaſ— 
ſungsurkunde des Königreihes. Bayern, 
8.3 ff., und in den $. 19 genannten Sammlungen, 
— Sn doctrineller Hinfiht verdienen ‚verglichen 
zu werden: 1) Jul, Schmelzing, Ötaatsrecht des 
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‚Der König ‚gab in der Einleitung: gu dieſer Ver⸗ 
Kg folgende allgemeine, Erklaͤrung: Fre ihe in 
der Gewiſſen und gewiſſenhafte Scheidung und 
Schuͤtzung deſſen, was des Staates und der Kirche iſt; 
Freiheit der Meinungen, mit geſetzlichen Bes 


ſchraͤnkungen gegen den — rauch; — Recht 


der Eingebohrnen zu allen Graden des’ Staatsdienſtes 
und zu allen Bezeichnungen des Verdienſtes; gleiche 
Berufung: zur. Pflchtrund zur EhreıDer: Waffeng 
Gleichheit derGeſetze und vor. dem Geſetze; 


Unpattheilichkeit und, Unayfbaltbarkeit..der., Nechise 


gez Gleichheit der Belegung. und. der 

flächtigfeit ihren; seiftung; Ordnung durch 
alle Theile des, Staatshaushalts, rechtlicher Schuß 
des Staatscredits‘,; und geſicherte DBerwendung bet 
dafuͤr beftimmten. Mittels Wiederbelebung der Ge⸗ 
meindekoͤrper durch die Wiedergabe der Verwaltung 
der ihr Wohl zunaͤchſt beruͤhrenden Angelegenheiten; 
eine Standſchaft, hervorgehend aus. allem m 
fen der im Staate anfäfjigen Staatsbürger ,— 


den Rechten des.-Beiratheg,..der; a 


‚mung, der Willjgung,'der Winfhe, und 
der Befhwerdefübrung ‚wegen verletzter 
verfoffungsmäßiger,Nechte, —Mberufen,; um 
in. öffentlichen Verfanimlungen die, Weisheit; net 
DBerathung zu, verftärken , ohne die. ‚Kraft der Regie: 
rung zu ſchwaͤchen; endlich eine Gewähr per Wer 
faffung, fihernd gegen willführlichen Wechſel, aber 


nie: bindernr das Aa aum Veſſern * 





1 


Wackache⸗ Bahern. 2 Lhelle Theil! FE 
faſſungsrecht; 2r Theil: Staatsverwaltungsrecht.) Lpz 
— — DE v. Dre en. un 
des bayerfchen Staatsrechts, Ulm, 1823, 

St. W. ate Aufl, IV. 26 
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geprüften Erfahrungen; — Bayern! dies find bie 
Grundzüge der: aus Unferm freien Entfchluffe 
euch gegebenen Verfaſſung.“ — Die ie 
Veſinn mngen verfelben finde 


Rn Erſter Titel. — 
rd Allgemeine RE BEERLTENE, 
Da: Königreich Bayern in der Geſammtvereini⸗ | 

gung aller Altern und neuern Gebietstheile iſt ein 
fouverainer monarhifher Staat, nach den 
Beſtimmuñgen der gegenwärtigen VerfaffungsurEnnde, 
Fuͤr das ganze Königreich beſteht eine allgemeine; 

in zwei Kammern abgerheilte; Scändeserfammlung. 


Zweiter Titel, | 
Bon dem Könige, der Thronfolge, der Keiche- 
Ä verwefung. 


E De König iſt das: Oberhaupf des Staates, 
vereinigt in ſich alle Rechte der Staats 
gewalt, und übe fie aus ımter den von ihm in 
der Derfaffüngsurkunde feftgefesten Beftimmungen. - ' 

Seine Perfon iſt heilig und unverleglich. 

Die Krone. ift erblich- in dem Mannsftamme 
des föniglihet Haufes, nach Dem Rechte der Erſtge— 
burt, und der agnatifch * linealifchen Erbfolge: Die 
Prinjeffiinen fi find von der Kegierungsfolge fo. lange 
ausgeſ chloſſen, als- indem koͤniglichen Haufe 
noch ein fueceffi onfähiger männlicher Sproſſe, oder 
ein durch Erbverbrüderung zum Throne berech— 
tigter Prinz vorhanden ift. Nach gänzlicher Erlö- 
fehung des Mannsftammes, und in. Ermangelung 
einer ‚mit -einem. andern fürftfichen Haufe aus dem 
teutſchen Bunde. für diefen Fall gefchloffenen Erbver— 
brüderung, geht die Thronfolge auf bie weibliche 
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NMachkommenſch aft nah eben: Ber Cröfigeon- 
tung über, ‚die für den’ Mannsftamm feftgefegt iſt. 
Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzeffinnert‘des 
Föniglichen Haufes tritt mit bem zuruͤckgelegten acht⸗ 
zehnten Jahre ein, 
Die — tritt ein: a wahrenb 
der Minderjaͤhrigkeit des Monarchen; und by wenn 
derfelbe an der Ausübung der Kegierurig auf ſangete 
Zeit verhindert iſt. Das Geſammt⸗ Miniſterlum bil⸗ 
det den Regentſchaftsrath; der Reichsverweſer iſt ver⸗ 
bunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gut. 
Ihrer deffelben einzuhohlen. | | | 
Dritter Titel. 0000. 
Don dem Staatsgute, angry 
| Der ganze Umfang des Königreiches Bayern 
bilder eine einzige untheilbare unveraͤußerliche Ge- 
fammtmaffe aus fammtlichen Beſtandtheilen? an Lan⸗ 
den, Leuten, Herrfchaften, Gütern, Regalien und 
Renten mit allem Zubehör: — Borzüigfich follen alle 
Rechte der Souverainetät bei der Primogenitur tmges 
geit “er unveraͤnger erhalten wewen. — 


Dierter Titel, en * Aha | 
Bon allgemeinen Rechten und Püchen J 


Zum vollen Genuſſe aller bürgerlichen; d * 
lichen und Privatrechte in Bayern wird das Indige⸗ 
nat (entweder durch Geburt, oder durch Naͤturalifa⸗ 
tion erivorben ) "erfordert; ind außerdem? zu deſſen 
Ausuͤbung die geſetzliche Volljährigkeit, und die Ars 
ſaͤſſigkelt im Koͤnigreiche. Die letztere beru = 
dem Beſitze beftenerfer Gruͤnde, Renten oder 

— auf der Ausuͤbung befteherter Gewerbe, — gr 
auf dem Eintritte in ein ‚öffentliches sun — 


404 Pofitives Stagtsrecht. 


Jeder Bayer, ohne Unterſchied, kann zu 


allen Civil-, : Militair = und. Kischenämtern | ober 
Pfruͤnden gelangen; ’ 
In dem Umfange des, Königreishes kann — 
Leibeigenſchaft (nach dem, Edicte von 3, Aug. 
4808) beftehen. »: = , - ei 
1 Ale: angemeffene Frohnen ſollen in gemeflene 
umgpäubert werden, und auch dieſe abloͤsbar feyn.“ 
‚ Dev, Staat gewährt jedem Einwohner Sicher: 
heit feiner. Perfon,. feines, Cigenthums ‚und, feiner 
Hechte, - Niemand darf feinem ordentlichen Richter 
entzogen werden. Niemand darf verfolgt ederners 
haftet werden, als in den durch die Gefege beſtimm— 


ten Fällen, und in der gefeslichen Form. — jeden 


Einwohner wird vollfonmene Öewiffensfreis 
heit gefichert, , Die in; dem Königreiche „beftehen- 
den drei chriſtlichen, Kirchengeſellſchaften genießen 
gleiche, bürgerliche und politiſche Rechte 


Die nicht chriftlichen, Glaubensgenoffen : haben 


zwar, vollkommene Gewiflengfreibeit; fie erhalten aber 
an den. ftaarsbürgerlichen. Rechten nur in den Maaße 
“einen Antheil, wie i ihnen dexſelhe in den organiſchen 
Edicten uͤber ihre Aufnahme in die Staatsgeſellſchaft 
zugeſichert iſt. Allen Religionstheilen iſt das Eigen— 
thum ihrer Stiftungen und der Genuß ihrer Renten, 
nach den urſpruͤnglichen Stiftungsurkunden und dem 
rechtlichen Beſitze, vollfiändig,gefichert. — Diegeift: 
liche Gewalt darf in ihrem eigenthuͤmlichen Wir 


kungskreiſe nie gehemmt werden ‚und, die, weltliche 


Regierung darf; ‚in rein geiſtliche Gegenftände. der Nez 
figionglehre und Des Gewiſſens nicht fich. einmifchen, 
af8 infomeit das oberſthoheitliche Schuß = umd Auf—⸗ 
ſichtsrecht eintritt. — Die Kirchen und, Geift- 
lichen find, 44 ihren. bürgerligen, Hands 


N 
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hingen und Beziehungen, — wie, auch in 
Unfehung des ihnen zuftehenden Vermögens ’ — den 
Geſetzen des Staates und den weltlich.en 
Gerichten unsergeben; auch koͤnnen fie 
von öffentlihen Staatslaften Feine Be 
freiung anfprechen. F 
Die Freiheit der Proffe und des Buchs 
handels ift, nach den Beftimmungen des hierüber 
erlaffenen befondern Edicts, gefichert. | 2 

Alle Bayern haben gleihe Pflihtigfeit 
zum Kriegsdienfte und zur Sandwehe 

Die Theilnahme an den Staatslaften 
ift für alle Einwohner des Keiches allgemein, ohne 
Ausnahme irgend eines Standes, und ohne Ruͤck⸗ 
ficht auf vormals beftandene Befreiungen. | 


Ä Fünfter Titek. 
Don befondern Kechten und Vorzuͤgen. 


Die Kronaͤmter werden, als oberſte Wuͤrden 
des Reiches, entweder auf die Lebenszeit der Wuͤrde— 
traͤger, oder auf deren maͤnnliche Erben, nach dem 

Rechte‘ der Erſtgeburt und der agngtiſch-linealiſchen 

Erbfolge, als‘ Thronlehen verlichen, — Die Krone 

beamten find ‚durch ihre Reichswuͤrden Mitglieder der 
„erften Kammer der- Ständererfammlung. 

Die Verhältniffe der vormaligen reicheftändi« 
Then Fürften ımd Grafen, und der vormaligen unmit: 
telbaren Reichsadlichen, find durch befondere Edicte 
feftgefegt ®) 


5 


iur ei... Ale 
*) Zu dieſem Titel! gehdit bie Beilage ti der Verfaſſungs⸗ 
urkunde, enthaltend das: Edice: die: jtantsrechtlichen 
Verhaͤltniſſe der vormals reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten, Grafen 
und Herren betreffend. a 
! 
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Der geſammte übrige Adel behält, wie jeder 
Gutseigenthuͤmer, feine gutsherrlihen Rechte nach 
den. gefeglichen Beftimmungen. Uebrigens bat ber: 
felbe folgende Vorzüge zu genießen: ausſchließlich 
das Recht, ‚eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben 
zu fonnen; Familien-Fideicommiſſe auf Grundver⸗ 
moͤgen zu errichten ; einen von dem landgerichtlichen 
befreiten Gerichtsſtand in bürgerlichen und ftrafrechtz 
lichen Fällen; die Rechte der Siegelmäßigkeit, unter 
den Befchränkungen der Geſetze ber das Hypotheken— 
wefen, und bei der Militairconfeription die Auszeichs 
nung, daß die. Söhne der. Adlichen als Cadetten 
eintreten *), Einige diefer Vorzüge heilen für ihre 
Perfonen die geiftlihen und die weltlichen Collegial— 
räthe, und die mit ihnen in gleicher Kategorie ſtehen⸗ 
den höhern Beamten. 


Sechſter Titel, 
Bon der Ständeverfammlung. 


Die zwei Kammern der allgemeinen Ver⸗ 
De der Stände des Neiches find: Die der 
Reichsraͤthe, und die der Abgeordneten, 

- Die Kammer der Reich sraͤthe ift zufam- 
mengefest: aus den volljährigen Prinzen des Eonig- 
lichen Haufes; den Kronbeamten des Keiches; den 
beiden Erzbifchhffen ; den Häuptern der ehemals 
reichsftändifchen fürftlichen und geäflichen Familien, 


*) Zu dieſem Artikel gehören die Beilagen 5—8 der Ver⸗ 
faffungsurfunde,, oder die. 4 Edicte: über den Adel; 
über die gutsherrlihen Rechte und die gutsherrliche Ges 
" richtsbarkeit; uͤber bie U über die 
Siegelmäßigkeit. 
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als erblichen Keichsräthen ;- aus einem vom: Könige 
ernannten Bifchoffe und den jevdesmaligen Praͤſiden⸗ 
‚ten. des proteftantifchen Generalconfiftoriums ; fo wie 
aus. denjenigen Perfonen, welche der König, entwe⸗ 
der. wegen ausgezeichneter dem. Staate geleifteter 
Dienfte, ober wegen ihrer Geburt, oder ihres Vers 
mögens zu Mitgliedern diefer Kammer entweder erh⸗ 
lich oder lebenslaͤnglich ernennt. 


Die Zahl der lebenslaͤnglichen Reichsraͤthe kann 
den dritten Theil der erblichen nicht uͤberſteigen. — 
Die Reichsraͤthe haben Zutritt in die erſte Kammer, 
nach erreichter Volljährigkeit; eine entfcheidende , 
Stimme aber fommt den Prinzen des koͤnigilchen 
Haufes erft mit dem 21ften, den übrigen Reichsraͤthen 
mit / dem 2öften Lebensjahre zu. — Die Kammer der 
Meichgräthe wird eröffnet, wenn — die Haͤlfte 
der ſaͤmmtlichen Mitglieder anweſend iſt. 


Die zweite Kammer bildet fih: aus den 
Grundbefigern, welche eine gutsherrliche Gerichts— 
barkeit ausüben, und nicht Eiß und Stimme in der 
erften Kammer haben; aus Abgeordneten der Unis 
verfitäten; aus ©eiftlihen der katholiſchen und pro: 
teftantifchen Kirche; aus Abgeordneten der Städte 
und Märkte, und aus den nicht zu den oben genann= 
ten Srundbefigern gehörenden tandeigenthümern, 


Die Zahl der Mitglieder richtet fich im Ganzen 
nach der Zahl der Familien im Königreiche, fo daß 
auf 7000 Familien Ein Abgeordneter ge: 
rechnet wird... Von der auf folche Art beftimmten 
Zahl ftelle die Klaffe der adlichen Grundbeſitzer 3 4; 
die Klaffe der Geiftlichen beider Kirchen Z; die Klaſſe 
der Städte und Märkte +; die Klaffe der Landeigen— 
thuͤmer, u feine gutsherrliche Gerichtsbarkeit 
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ausüben, % ‘der. Abgeordneten, und jebe ber brei 
Univerfi cäten Ein Mitglied *P. — 

Die jede Einzelne Klaſſe treffende Zahl von Abs 
geordneten -wird-auf Die. einzelnen Regierungen, nad) 
den Beſtimmungen eines befondern Edicts —9— ver⸗ 
— Nach der in dieſem Edicte vorgeſchriebenen 

ahlordnung wählt jede Klaſſe in jedem Regie— 
rungsbezirke die fie daſelbſt treffende Zahl von Abges 
ordneten fuͤr eine ſech s jaͤhrige Dauer. Die waͤh— 
rend dieſer Zeit erledigten Stellen werden aus denje⸗ 
nigen erſetzt, welche den Gewaͤhlten in der Stim— 
menzahl zunaͤchſt kommen. — Jedes Mitglied der 
“zweiten. Kammer muß ein ſelbſtſtaͤndiger Staatsbür- 
ger, 30 Jahre alt ſeyn, den freien Genuß eines fol- 
chen im betreffenden Bezirke oder ‚Orte gelegenen 
Vermögens -befigen, welches feinen unabhängigen 
Unterhalt fihert, und durch die Größe der jährlichen 
Verſteuerung beftimmt wird, , (Für die Abgeordneten 
der Städte und Märkte gilt an Häufer= und 
Kufticalfteuer ein Simplum von 10 F. oder an Ge⸗ 
werbfteuer ein Betrag von 30 — 40 Fl., und für: 
die Abgeordneten aus den Sandeigenthümern 
‚ein jährliches Steuerfimplum von 10 I) — Aller 
6 Jahre wird eine neue Wahl der Abgeordneten 
vorgenommen, und fonft nur in dem, alle, wenn 
die Kammer von dem Könige aufgelöfet wirb. Die 
austretenden Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. Zur 


*) Bei der erſten Staͤndeverſammlung im Jahre 1819 
beſtand die zweite Kammer aus 108 Individuen (18 
„lichen, 17 Profeſſoren und Geiſtlichen und 73 Buͤr⸗ 
gerlichen ). 

**) welches die Beilage 10 zur Berfaffungsurfunde bil⸗ 

— * ange zogenen „Verfaſſungsurkunde“ 
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— Conſtituirung der zweiten Kammer wird bie 
Anweſenheit vor wenigftens 3 der gewählten Mitglie⸗ 
der ‚erfordert, 

. Beide Kammern werden gleichzeitig beru- 
fen, eröffnet und geſchloſſen. — Kein Mitglied beis 
der Kammern darf fich in der Sitzung durch einen 
Devoll murhrigten vertreten laſſen. 

Die Antraͤge über die Staatsauflagen 
— * zuerſt in der zweiten Kammer, 
und werden dann durch dieſe an die erſte Kammer ges 
bracht. Alle übrige Gegenftände konnen, nad) der 
Beftimmung des Königs, der einen oder der andern 
Kamnıer: zuerſt vorgelegt werden. Kein Gegenſtand 
kann von einer Kammer. allein in Berathung gezogen 
werben, 

| Siebenter Titel, 

Bon dem Wirkungskreife der Staͤndeverſammlung. 

Ohne den Beirat und die Zuffimmung 
der Stände kann fein allgemeines neues Gefeß, wel— 
ches die Freiheit der Perfonen oder das Eigenthum 
der Staatsangehoͤrigen betrifft, erlaſſen, noch "ein 
ſchon beſtehendes abgeaͤndert, authentiſch erlaͤutert, 
oder aufgehoben werden, — Der Konig erhohlt die 
Zuftimmung der Stände zur Erhrbung aller. directen 
- ‚Steuern, ſo ‚wie zur Erhebung neuer indirecten. Auf— 
lagen, oder zu der Erhöhung oder Veränderung. der 
‚beftebenden., Den Ständen wird Daher Die genaue 
Ueberfiht des Staatsbedürfniffes, fo wie der 
gefammten Staatseinnahmen: vorgelegt werden, 


 vwölche fie ‘durch einen Ausſchuß pruͤfen, und ſodann 


"über Die zu erhebenden © Steuern in Berathung treten, 
Die zur Dedung der ordentlichen beftändigen und bes 
ſtinimt vorherzuſehenden Sraatsausgaben, mit Ein⸗ 
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ſchluß des nothwendigen Reſervefonds, erforderlichen 
directen Steuern werben jedesmal auf 6 Jahre 
bewillige. Den Ständen des Reiches wird bei. einer 
jeden Verfammlung eine genaue Nachweifung 
über die Verwendung der Staatseinnah— 
men vorgelegt werden“ Die gefammte Staats 
fhuld wird unter. die Gewährleiftung der Stände . 
geftellt,  Zu:jeder neuen Staatsfchuld iſ die Zuſtim⸗ 
mung der Staͤnde erforderlich. 


Die Staͤnde haben das Recht, in Veziehung 
auf alle zu ihrem Wirkungskreiſe gehörige Gegen⸗ 
ſtaͤnde dem Koͤnige ihre gemeinſamen Wuͤnſche und 
Anträge vorzubringen. Jeder einzelne Ab— 
geordnete Hat das Recht, in dieſer Beziehung 
feine Wünfche und Anträge in feiner Kammer vor- 
zubringen, welche darüber, ob dieſelben in nähere 
Ueberlegung. gezogen werben follen, durch Mehrheit 
der Stimmen erkennt. Die von einer Kammer über 
ſolche Anträge gefaßten Befchläffe müffen der andern 
Kammer mitgerheilt, und fonnen erft nach deren Bei: 
ſtimmung dem Könige vorgelegt werden. Jeder 
einzelne Staatsbürger, fo wie jede Gemeinde 
kann Befhmwerden über Verlegung der conftitutio= 
nellen Rechte an die Ständeverfammlung, und zwar 
an jede. der beiden Kammern bringen, welche fie 
durch einen Ausſchuß prüft und dann in Berathung 
nimmt. 


Der König wird —— aller drei Jahre 
die Staͤnde zuſammen berufen. In der Regel dauert 
ihre Sitzung nur 2 Monate. Dem Koͤnige ſteht das 
Recht zu, die Sitzung zu verlaͤngern, zu vertagen, 
oder die Berfammlung aufzulofen., 


Die Staatsminifter koͤnnen den Sitzun— 


! \ 
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gen beider Kammern- -beiwohnen, wenn fie 
auch nicht Mitglieder derfelben- find. 

Kein Mitglied der Staͤnde kann für feine Ab⸗ 
ſtimmung anders, als durch die Verſammlung ſelbſt, 
zur Rede geſtellt werden. 

Ein Gegenſtand, über welchen bie beiden Kam⸗ 
mern fich- nicht vereinigen,’ kann in derfelben Sitzung 
wicht wieder. zur. Berarhung: gebracht werden. 


Achter Titel, 
Von der, Rechtspflege. 


Die, Gerichtsbarkeit geht vom Könige: aus. Sie 
wird unter ſeiner Oberaufſicht durch eine geeignete 
Zahl von Aemtern und Obergerichten in einer geſetz⸗ 

lich beſtimmten Inſtanzenordnung verwaltet. — Alle 
Gerichtsſtellen find verbunden, ihren Urtheilen En ts 
ſcheidungsgründe beizufügen. — Die. Öerichte 
find innerhalb ‚der Grenzen ihrer" amtlichen Befugniß 
unabhängig. Der König Eann in ftrafrechtlichen 
Sachen, begnadigen, wie Strafe mildern oder er— 
laffen, aber in feinem alle ‚eine anhängige Streit 
fache oder angefangene Unterfuhung hemmen. Die 
DVBermögensconfifcation hat in feinem Falle 
ftatt, den der Defertion ausgenommen. Es fol für 
das ganze Königreich ein und daffelbe buͤrgerliche und 
Straf-Geſetzbuch beſtehen. 
Zu Neunter Titel. 
Bon der Militairverfaffung. 

Jeder Bayer iſt verpflichtet, zur Vertheidi— 
‚gung feines Vaterlandes mitzuwirken; nur der ‚geift- 
liche Stand ift’ausgenommen von der Pflicht, die 


Waffen zu tragen. Die ſtehende Armee wird durch 
die allgemeine Militairconfceription er— 


— 
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ganze" Meben dieſer Armee beſtehen noch Reſerve 
und Landwehr. Die Landwehr kann nur innerhalb 
der Grenzen des. Reiches in militairiſche Thaͤtigkeit 
treten. er er Ä 
Zehnter Titel. | 
.. Don der Gewähr der Verfaſſung. 
Der König ſchwoͤrt bei.dem, Regierungsantritte 
den Eid auf die Verfaſſung. Saͤmmtliche Prinzen 
leiften diefen Eid nach erlangter Volljährigkeit, — 
Die Staatsminifter und fämmtliche Staatsdie— 
ner. find fie die genaue Befolgung der Verfaſſung 
verantwortlich. - Mr ee air Be 
Die Stände haben dag Recht, Beſchwerden über 
die-von den Minifterien oder andern Staatsbehoͤrden 
gefchehene Verletzung der Verfaſſung in einem gemeins 
famen Antrage an den König. zu bringen‘, ' welcher 
denfelben auf der Stelle abhelfen,_ oder, wenn ein 
Zweifel dabei obwalten follte, fie durch den Staats: 
rath oder die oberfte Suftizftelle unterfuchen und dar— 
über entfcheiden laffen wird, 22 
Abaͤnderungen in den Beftimmungen der Ver: 
faffungsurfunde, oder Zufäße zu derfelben, koͤnnen 
ohne Zufimmung der Stände nicht gefchehen; die 
Dorfchlägesdazu gehen aber allein von dem Konige 
aus, Mur wenn derfelbe-fie an-die Stände gebracht 
hat, duͤrfen dieſe darüber ‚beratbfchlagen. Zu einem 
. gültigen Befchluffe deshalb wird wenigftens die Ge— 
sgenwart von drei Viertheilen der Mitglieder einer 
jeden Kammer, und eine Mehrheit von zwei. Drit 
‚theilen der Stimmen erfordert; | 


“Unter den befonvdern Edicten,: welche ale 
Beilagen zu diefer Verfaffung erſchienen, haften 


ee‘ 
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folgende, die Hallgemeinſte ſtaatsrechtliche Beziehung: 
1) Ediet über Die äußern Rechtsverhaͤltniſſe in Bes 
ziehung auf Keligiom und Birchlihe Bes 
fellfchaften *), und MeEdiet aber die, reis 
heit ders Preffe und des Buchhandels *). 

Nach dem letztern Edicteniſt den Verfaſſern, Ver⸗ 
legern und berechtigten Buchdruckern vollkommene 
Preß frei heit geſtattet. Sie ſind nicht verbun⸗ 
den, die Schriften einer Eenſur oder obrigkeitlichen 
Genehmigung zu unterwerfen. Rure alle ppolitiſche 
Zeitungen, und. Die periodifehen Schriften: politiſchen 
und ftatiftifehen Inhalts unterliegen der dafuͤr ange⸗ 
ordneten Cenſur. Damit aber die Freiheit der Preſſe 
nicht gemißbraucht werde, wird den Polizeiobrig; 
keiten jedes. Ortes üben“ die daſelbſt befindlichen 
Buchhandlungen, Antiquare, Leihbibliothekinhaber, 
Leſeinſtitute, Buchdruckereien und lithographiſche Ans 
ſtalten die allgemeine Aufſicht übertragen) fo wie den 
ordentlichen Öerichten die geſetzliche Beſtra- 
fung der durch Schriften begangenen — und 
VORDER — bleibt. hun | 

’ et 





] J »’; f Br it, r 


83. — —— * in u 
"4 Königreih‘ Sadfen. | 


F Das Koͤnigreich Sadfı en iſt eine erbliche be⸗ 
ſchraͤnkte Monarchie, deren Regent, nach ſeinem 
Beitxitte zum Rheinbunde im Poſener Frieden (11, 
Dec. 1806), und: nach; feiner Theilnahme an dem 
teutſchen Bunde durch Unterzeichnung der — 





Euros Conſtittk Th. a 
*4) Ebend. ©. 158. 


* 


l 
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Bundesacte (8. Jun. 1815) die ffruͤhere la nd ſt aͤ n⸗ 


diſche Verfaſſung inſofern unverändert beibehal- 
ten hat, inwiefern nicht durch die Vorgaͤnge der neues 
ſten Zeit Fund» namentlich durch die Abtretung von 
zwei Zanftheilen der Geſanmtbevoͤlkerinig des Koͤnig⸗ 
reiches Sachſen an Preußen i indem Frieden zu Wien 
vom 18. Mai 1815 einige nothwendige Veraͤnderun⸗ 
gen in viefer Berfhfuna herbeigeführt wurden. . 2° 
Die öffentliche. Neligionsubung and das volle 
Sta wesbürgerreches*), deſſen Wirkungen befon- 
ders bei der Ermerbung der Grundſtuͤcke bei der: Anz 
ftellung in öffentlichen Aemtern ; und bei dem Buͤrger⸗ 


techte in ven Städten fich zeigte, ſtand, bis zum Poſener 


Frieden, nur den Bekennern der evangeliſch⸗lutheri⸗ 
ſchen Kirche zu. Durch den“ Öten Artikel des Poſener 


Friedens, und. das darauf ‚gegründete Mandat vom 


16. Gebr, 1807 erfolgte aber die Sleichftellung ver 
Farholifchen Stlaubensgengffen: mit den Bekennern des 
lutheriſchen Glaubensbekenntniſſes, und, auf den 
Antrag der. Stände, durch Mandat vor. 18: März 
1811 auch. die Sleichftelung der! Neformirten, fo 
wie Durch Patent vom 22. Apr. 1514 der Griechen. 
— Mie in den meiften kutſchen Laͤndern, fanden 
bereits ſeit dem 12ten Jahrhunderte auch in der 
Markgrafſchaft Meißen (zu, Colmen), in dem Oſter⸗ 
lande (zu Schkoͤhlen) und in der Landgraffchaft Thuͤ⸗ 
eingen (zu Mittelhauſen) Verſammlungen dver freige⸗ 
bohrnen Gutsbeſitzer ſtatt für die Handhabung der 
oberſten Juſtizpfiege und die Verhandlung der weni⸗ 
gen — * Beil; bie die in der Dice 
u 
*) Bei diefem kurzen — liegt Weiße's Pen des 


fönigl. fächf. Staatsrechts, : ‚Ceeipz. 102% > 2. 1. 
©. 89 ff. zum Grunde, 





Königreich Sachſen. 515 


des funfzehnten Jahrhunderts entſtehenden Territorial⸗ 
fteuern den Charakter dieſer Verſammlungen, nament⸗ 
lich nach dem Zutritte der Staͤvte, weſentlich ver⸗ 
aͤnderten. Bis zur Abtretung an Preußen bildeten 
die Staͤnde der- 7 Kreiſe des Koͤnigreichs ein abge⸗ 
ſchloſſenes Ganzes; waͤhrend die Staͤnde der Lauſitzen, 
des Fuͤrſtenthums Querfurt, der. Stifter ꝛc ihre bes 
ſondern Verſammlungen hielten; Nach dieſer Abtre⸗ 
tung aber wurden, ſeit den Landtage im: Jahre 1817; 
duch den Willen des: Königs die Stände des bei 
Sachſen gebliebenen Theiles der Oberlaufig und ver 
beiden Hochſtifter Merfeburg und Naumburg’ mit 
dem allgemeinen Landtage verbunden. -— "Die: er fie 
Surie der Sandftände, ehemals ‚ausfchließend aus den 
Prälaten, Grafen und Herren gebildet, beſteht, feit 
dem Jahre 1817, aus den Abgeorbneten des Hochs 
fifts Meißen, der Grafen von Solms» Wildenfels, 
der’ Fürften und Grafen von Schoͤnburg, und-.der 
Univerſitaͤt Leipzig. — Die zweite Klaſſe der 
tandftände wird aus der Ritterſchaft gebilder, 


\ 


Es wird dazu erfordert der Beſitz eines landtagsfähis - 


gen Gutes, und in der: Kegel (mit einigen Ausnah⸗ 
men) -alter Adel von 16. Ahnen. Zu. diefen Eommen 
(nach dem Decrete vom 16, Det. 1820) noch 29 
Waplftellen in den Erblanden und 11 in’der Ober: 
lauſitz aus dem Beſitzern von ſolchen fehriftfäffigen 
Ritterguͤtern, welche bis dahin: wegen ihres Standes 
auf den Landtagen nicht’erfcheinen. durften. — Die 
dritte Klaffe befteht aus den ans der Mitte, der 
Stadtraͤthe ‚gewählten Abgeordneten von 85. Städ- 
ten. — Die Nitterfchaft und die Städte Haben 
einen en gern und einen: weitern Ausſchüß (Her: 
Horgegangen aus ehemals bei den Landtagen erwaͤhl⸗ 
ten Depütationen), In dem engern Ausfchuffe wers 


- 
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den / alle· wichtigere Angelegenheiten, in, dem wejitern 
die minder bedeutenden verhandelt doch hat die allge⸗ 
meine: Verſammlung der Ritterſchaft und. der: Staͤdte 
dos Recht, die Befchlüffe,pen<beiven, Ausſchuͤſſe ent⸗ 
weder anznehmen, odere zu verwerfen. 
27 Rach a den ſogenannten Landtagsreyerſen ſteht 
den Staͤnden das Recht zu, | Stenern zunbewilligen 
und) Bei-deren. Erhebung nnd Berwendung gitzuwir⸗ 
fen auch, ſinde ſie auf Veranlaſſung Ses. Ropsufen, 
bei alten wichtigen Gegenſtaͤnden und, Veraͤuderungen 
der Berfaffung;; ;beivAbfofung neuer ;Ögfegblicher, 
bei: ders Conſolidirung ber: Landesfchulden,„Frlbihobei 
wichtigen in -bas. oͤffentliche und MPrivatrecht,ſo wie 
in dag; Kirchen =: md, Schubveſen mp indie: Einrich⸗ 
tiung des Heeres einfchlagenden Geſetzen, mit ihren Gut⸗ 
achten gehört worden. Außerdem ſind die Jandftände - 
berechtigt, nicht nur Vorſtellungen wegen, :oltgemeiner 
tandesangelegenheiten, ſondern auch Bejchwerden eins 
zelner Unterthanen dem“ Kegenten vorzulegen, „und 
un deren ‚Erledigung nachzuſuchen. no. 
Die Form des: Landtages. befteht--in der feiers 
lichen Eroffuung deſſelben von: dem Regenten, in 
Deffen Namen und Gegenwart der porfigende „Minis 
fter des geheimen Rathes eine Anrede an Die Stände 
halt,. worauf ein geheimer Referendar Die, Propo⸗ 
fition des, Regenten vorlieſet, die bei Staͤnden 
ſchriftlich mitgetheilt wird. Nach der Berathſchla⸗ 
gung über dieſe Propofition arbeitet das ftädeifche 
Divestoriim-, (Leipzig). Die Praͤliminarſchrift; 
welch&, durch eine Depufation ‚von Ritterſchaft und 
Städten dem geheimen Rathe, und ſodaun die Haup ts 
und Bewilligun gsfchrift, ‚welche durch den 
Sandtagsmarfshallund eine Deputation aus allen drei 
Klaffen der Stände dem Regenten ſelbſt überreicht 
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wird. Iſt diefer mit den Bewilligungen einverftäns 

den; fo wird der Landtag durch den Landtags— 

abfchied beendige, mit welchem der vom Negenten 

eigenhändig unterzeichnete Revers bem Landtags⸗ 

marſchalle eingehaͤndigt wird. 

| Dan. Gtfr. Schreber, ansführlihe Nachricht von, 
den churfürftlich > fächfiihen Lands und Ausfchußtagen 
von 1185 — 1728. Kalle, 1754. 8. — Ste Aufl. bis 
1787. Dresden, 1793. 8. — Zufäge und Berich⸗ 
tigungen dazu von Chrift. Ernſt Weiße. Luz. 1799. 8. 

Fr. Karl Hausmann, Beiträge zur Kenntnif der 
churfaͤchſiſchen Landesverfammlungen. 4 Theile. Leipz. 
1798 ff. 8. — Churſaͤchſiſche Landtagsordnung, nebſt 
Beilagen, Bemerkungen und einem Anhange. Leipzig, 
1799. 8. 

Heinr. Bluͤmner, Land und Ausſchußtags /Ord⸗ 
nung des Koͤnigreiches Sachſen vom Jahre 1728, und 
allgemeine Kreistagsordnung vom Jahre 1821. Mit 
Zuſaͤtzen. Leipz. 1822. 8. (enthaͤlt zugleich die neueſten 

WVeraͤnderungen in der ſaͤchſiſchen Landtagsverfaſſung.) 

Karl Heinr. v. Römer, Staatsrecht und Statiſtik 
des a Sachſen und der dabei befindlichen 
Lande. 3 Th. Halle, 1787— 1792, 8, Centhält blos. 
das Staatsredht.) 

en Ernſt Weiße, Lehrbuch des Löniglich fächfifchen 

Steatsrechts, 2 Bände. Lpz. 1824 ff. 8. 


Karl Stlo. Weber, fi yftematifche Darftellung des im 
Königreihe Sachſen geltenden Kirchenrechts. Ir Band, 
Leipz. 1819, 8. Cdie Öffentliche Kirchenverfaſſung.) 





84. 0 
12) Königreihb Hannover 
a) Geſchichtliche Einleitung. 
Der Churftaat Hannover durchging, ſeit 


dem Anfange des neunzehnten Jahrhunderts, mehrere 
St. W. ate Aufl, IV. 27 
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bedeutende ' politifche Veränderungen. Er ward im 
Jahre 1801 von den Preußen, im Jahre 1803, nach 
Großbritanniens Kriegserklärung gegen Frankreich, 
von einem franzöfifchen Heerestheile, im Spätjahre 
1805 aber wieder von den Preußen befegt, und am 
1. Apr. 1806 nach feinem Umfange dem Königreiche 
Preußen einverleibt, Nach der Niederlage der Preu- 
fen bei Jena und Auerftadt nahm ihn Napoleon von 
neuem in Befiß, und verband in der Folge (1807 und 
1810) den größten Theil deffelben mit dem Koͤnig— 
reiche Weftphalen, bis er im December 1810 die 
nördlichen Provinzem den eigentlichen Frankreich ſelbſt 
einverleibte. Während dieſer Zeit galt- in dieſen 
hannoverfchen Provinzen theils die Verfaffung 
des Königreiches Weftphalen, theils die franzöfifche. 

Die Voͤlkerſchlacht bei Leipzig zerftorte das Koͤ— 
nigreich Weftphalen und die Herrfchaft Napoleons 
Diefjeits des Rheins, Die vormalige Kegierung kehrte 
nad) Hannover zuruͤck. Auf dem Wiener Congreffe 
erflärte eine vom bannoverfchen Minifter, dem Gra— 
fen von Münfter, am 12. Det. 1814 überreichte Note 
des Prinz - Kegenten von Großbritannien die Er: 
hbebung Hannovers zum Königreiche, mit 
welchem die. Fuͤrſtenthuͤner Hildesheim und Oſt— 
friesland, und Theile vom Fürftenthume Miüns 
fter, von der Grafſchaft Lingen, und vom Eich s— 
felde, fo wie einige churheſſiſche Aemter vereinigt, 
Sauenburg aber auf dem rechten Elbufer und einige 
Aemter an Preußen überlaffen wurden. 

Öleichzeitig ward die vormalige landftän- 
difche DBerfaffung bergeftellt; auch verſam⸗ 
melte fich im Jahre 1815 ein Landtag von 45 adlichen 
und 37 bürgerlichen und geiftlichen Deputirten, auf 
welchem ‚über die künftige neue Geftaltung ber Tand- 
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ftändifchen Verſammlung, fo wie über die Rechte 
berathfchlagt ward, welche den Provinziallandfchaften 
in Zufanft verbleiben follten, Bei der Vergrößerung 
dee Staates durch mehrere Provinzen, und beider 
Unvollfommendeit der fruͤhern Verfaſſung, fühlte man 
das Beduͤrfniß, die Stände der einzelnen Provinzen 
zu einem allgemeinen landtage, fo wie die Schul: 
den derfelben zu einer Geſammtſchuld des König: 
reiches zu vereinigen. Für dieſe Zwecke berief der 
Prinzs Regent am 5. Jan. 1819 einen provifori=' 
[hen allgemeinen Landtag in einem Schreiben, 
worin derfelbe feine Abfichten in Beziehung auf’ die 
Einrichtung ‚der Fünftigen. allgemeinen Staͤndever— 
fammlung eröffnete, und darüber das Gutachten 
der Stände verlangte, Diefes Gutachten, als 
Antwort auf das Schreiben des Negenten, ward nicht 
öffentlich befannt; allein es erfchien am 7. Dec. 1819 
ein Parent*) des Prinz = Kegenten, welches zwat 
feine formliche neue Verfaffungsurfunde, wohl aber 
eine neue Öeftaltung der Ständeverfammlung des 
Königreiches Hannover enthielt, — 
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b) Politiſcher Charakter der Staͤndever— 

faſſung des Königreiches Hannover, nach 

dem Patente vom 7. Dec. 1819 und dem Föniglichen 
Schreiben vom 5. San, 1819, 


Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus 
zwei Kammern, und theils aus perfonlich be— 
rechtigten Mitgliedern, theils aus gewählten Depu⸗ 
tirten, | | 


* } , 
) vergl. $.19 — 
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Die erſte Kammer wird beſteheu: aus den 
mediatiſirten Fuͤrſten und Grafen; dem Erblandmar⸗ 
ſchalle des Königreiches; den Mitgliedern der Ritter— 
— — welchen, nach geſchehener Gruͤndung eines 
Majorats von beſtimmter Größe, eine Virilſtimme 
beigelegt werden wird; dem Praͤſidenten des Ober⸗ 
ftenercollegiums, und den Mitgliedern des landſtaͤndi⸗ 
ſchen Schagcollegiums von der Kitterfchaft; den Praͤ— 
fiventen der luͤneburgiſchen und bremifchen Landſchaft; 
den 33 von der Ritterſchaft zu erwählenden Deputir= 
ten; den atholifchen Bifchoffen, und den proteftantis 

ſchen Aebten der hoͤhern Stifter, | 

In die zweite Kammer werben einfreten: bie 
Mitglieder des Schagcollegiums bürgerlichen Stan- 
des; drei Deputirte der geiftlichen Guͤteradminiſtra— 
tion; die Deputirten der Eleinern Stifter; ein Depus 
tirter von der Univerfirät Göttingen; 29 Deputirte 
von den Städten, und 22 von den freien Grundbe— 
figern, die nicht zur Ritterfchaft gehören. 

Beide Kammern follen in ihren Rechten und 
Befugniffen einander gleich fern, und alle Anträge, 
welche von dem Könige oder den Kabinetsminifterium 
an die Stände ergehen, folleun an die gefammte 
allgemeine Ständeverfammlung gerichtet werden. 

Die Mitglieder beider Kammern müfjen einer 
der drei, vermöge der Wiener Gongreßacte völlig 
gleichgeftellten,  chriftlichen Konfeffionen zugethan 
ſeyn; das 25ſte Jahr vollendet haben; ein gemifjes 
unabhängiges Vermögen beſitzen, infofern ihnen nicht 
vermöge ‚Ihres Amtes ein Sitz in der Staͤndever— 
fammlung zugeftanden ift. In diefer Beziehung wird 
der König nur folchen als Majoratsherren ein pers 
fönliheserblihes Stimmrecht in der erften 
Kammer verleihen, die ein Majorat errichtet haben, 
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welches ‚aus einem im Konigreiche gelegenen Ritter⸗ 
ſitze, nebft anderm ebenfalls im Lande belegenen, von 
gutsherrlichen Derbindlichfeiten befreiten, Grund» 
eigenthume von wenigftens. 6000 Thlr. reiner Ein- 
fünfte befteht, und mit keinen Hypotheken befchiwert 
ift. (Während der Zeit der Belaftung mit einer- 
Hypothek kann das Stimmrecht nicht ausgeuͤbt wers 
den; auch ift die Beilegung einer Birilftimme 
feinesweges die unmittelbare Folge eines folchen er= 
richteten Majorats, fondern die Errichtung des leß- 
tern nur die Bedingung, unter welcher die Ver— 
leihung eines erblichen Stimmrechts ftatt finden fann.) 

Die auf die Dauer eines jeden Landtags erwähls 
ten Deputirten der Ritterſchaft müffen aus 
einem im Konigreiche belegenen Grundeigenthume ein 
reines, mit feinen Hypotheken befchwertes, Eins 
fommen von 600 Thlr. befißen. 

Die Deputirteg der freien Örumdbefiger 
in der zweiten Kammer müffen ein reines Eins 
fommen von 300 Thlr, befißen, es fen aus im Kos 
“ nigreiche belegenem Örundeigenthume, oder im Lande 
radicirten Capitalien. (Es bleibt den Wahlcollegien 
überlaffen, auf welche Weife fie fi von dem Bes 
ftande diefes Einfommens überzeugen wollen.) 

Die zur Ständeverfammlung berufenen Stifter, 
fo wie die Landesuniverfität und die Conſiſtorien, 
find in der Wahl ihrer Deputirten nicht auf Mit: 
glieder ihrer Corporationen befchränft. Eine gleiche 
Wahlfreiheit wird auch den Städten verliehen, und 
dabei beftimmt, daß die Wahl der Deputirten von 
dem Magiftrate und den Repräfentanten der Bürz 
gerſchaft gemeinfchaftlich "vorgenommen werden, und 
die Concurrenz der leßtern nach der. in jeder "Stadt 
beftehenden Verfaſſung fich richten. folle. 
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‚Ueber alle, das ganze Königreich betreffende, 
zur ftändifchen Berathung verfaffungsmäßig gehö= 
rende, Gegenftände wird nur mit den allgemeinen 
Ständen communicirt; dagegen alle diejenigen Ans 
gelegenheiten, welche nur. die eine oder die andere 
Provinz angehen und zu einer ftändifchen Berathung 
geeignet find, auch ferner an die betreffenden Provins 
ziallandfchaften werden gebracht werben. | 

Die allgemeine Ständeverfammlung: foll im 
Weſentlichen viefelben Rechte ausüben, welche 
früher den einzelnen Provinziallandfchaften zugeftan= 
- den. haben:. namentlich) das Recht der Verwilli— 
gung der, Behufs der Bepürfniffe des Staates 
erforderlihen, Steuern, nnd der Mitverwaltung 
derfelben unter verfaffungsmäßiger Concurrenz und 
Aufficht der Landesherrfchaft; das Recht der Zuras 
tbeziehung bei wen zu erlaffenden allges 
meinen Landesgeſetzen, und das Recht, -über 
die zu ihrer Berathung gehörigen Gegenftände VB ors 
ftellungen an den Konig zu bringen, 

Der König behält fih vor, nad den zu fam: 
melnden Erfahrungen, in der Organifation der all» 
gemeinen Ständeverfammlung diejenigen Modifica⸗ 
tionen eintreten zu laſſen, deren Nothwendigkeit im 
Verlaufe der Zeit ſich etwa an den Tag legen moͤchte; 
ſo wie es ſich auch von ſelbſt verſteht, daß wenn der 
teutſche Bund ſich veranlaßt finden ſollte, bei 
einer weitern authentiſchen Auslegung des Art. 13. 
der Bundesacte, Grundſaͤtze anzunehmen, welche 
mit den aufgeſtellten Verfuͤgungen nicht durchgehends 
vereinbar find, letztere, den Bundestagsbefchlüfs 
fen gemäß, eine Abänderung erleiden muͤſſen. 

Der Erblandmarfchall, und in deſſen Abwefen- 
heit der Praͤſident des Oberfteuercollegiums , wird 
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beide vereinigte Kammern präfidiren; jede. einzelue 
Kammer. wird aber drei Eubjecte aus. ihrer Mitte 
erwählen, unter welchen der König eins zum Präfis 
Denten’ derfelben ernennt, 

Der Landtag verfammelt fih alle Jahre. Die 
gewählten Mitglieder treten nach fechs Jahren aus, 
koͤnnen aber wieder erwählt werden. 

Zuhörer werden bei den Deliberatios 
nen nie zugelaffen. 

Alle landesherrliche Propofitionen werben an 
beide Kammern gebracht. Stimmen ihre Befchlüffe 
nicht überein; fo wird eine Bereinigung Durch eine 
yon beiden anzuordnende Commiffion 
verfucht,. welcher auch landesherrliche Commiſſaire 
beigeordnet werden koͤnnen, um die Uebereinftims 
mung. zu befürdern, Zu den ftändifchen Anträgen 
ift Uebereinftimmung beider Kammern gleichfalls ers 
forderlich. 


Auf diefe neue Seftaltung der Staͤndeverfaſſung 
im Konigreiche Hannover, folgte am 12. Det. 1822 
das Föniglihe Edict*), die Bildung der Fünftigen 
Staatsverwaltung betreffend; — am 18. Apr. 
1823 die Verordnung **) für die Errichtung und 
‚den Gefrhäftsfreis der zu Hannover, zu Hildesheim, 
zu Lüneburg, zu Stade, zu Osnabruͤck und zu Aurich 
‘errichteten Sanddrofteien,;, — und am 18. Apr, 
1823 die Verordnung ***), die in Wirkſamkeit 
tretende neue Domainenfammer betreffend; — 


"> Sannbuefä Sefegfammlung 1822, Ajte Abthl. N. 39. 
67 ff. | 


**) — 1823. Ifte Abthl. N. 10, &. 43 ff. 
**t) Ebend. &.60f. 
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fo wie, gleichfalls vom 18. Apr. 1823, die Fönigliche 
Verordnung *) für die Berfaffung der: 
Aemter | 





86. 
13) Koͤnigreich Wuͤrtemberg. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Das ehemalige Herzogthum Wuͤrtemberg hatte 
eine landſtaͤndiſche Verfaſſung, nach welcher 
den Staͤnden große Rechte zuſtanden. Dieſe Rechte 
beruhten auf einem, zwiſchen dem Regenten und den 
Staͤnden, — unter Vermittelung des roͤmiſchen Kai— 
ſers Maximilian 1, des Churfuͤrſten Ludwig von der 
Pfalz, der Herzoge von Bayern und des Markgrafen 
von Baden — am 8. Jul. 1514 zu Tuͤbingen ab— 
geſchloſſenen feierlichen Vertrage **). Er ward im 
Jahre 1515 vom Herzoge Ulrich, und im Jahre 
1551 von deſſen Sohne und Nachfolger, dem Her— 
zoge Chriſtoph, beſtaͤtigt und unterſchrieben, und bil— 
dete bis auf die neueſte Zeit die Grundlage des recht— 
lichen Verhältniffes zwifchen ven Herzogen Wuͤrtem⸗ 
*) Sefegfammlung 1823. 1fte Abthl. N. 11. ©. 83 ff. 

**) Er fteht in: J. Fr. Eiſenbach, Geſchichte und Tha— 
ten Ulrichs, Herzogen zu Wirtemberg und Teck ıc, bes 
fhrieben und mit Urkunden belegt. Tübing. 1754, 4, 
S. 209. — in: Chriſtn. Fr: Sattler, Gefdichte des 
Herzogthums Wirtemberg unter der Regierung der Her⸗ 
zoge, Th. 1. (Ulm, 1769. 4.) S. 145. — in: Job. 
Jar. Mofer, Sammlung vieler ſowohl einzeln gedrucktz 
aber var feyender Urkunden das hochfürftl. Haug und 
a“ Würtemberg betreffend. Tüb. 1736, 8. 
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bergs und ihren Ständen ‚ welche allerdings nach den 
einzelnen Beſtimmungen deſſelben, einen groͤßern Ein⸗ 
fluß und Wirkungskreis zugeſichert erhielten, als in 
den meiſten übrigen teutſchen Laͤndern. Denn waͤh⸗ 
rend in den letztern die landſtaͤndiſchen Rechte meiſtens 
auf dem Herkommen beruhten, wurden ſie in Wuͤr⸗ 
temberg in einer ſchriftlichen Urkunde ausge— 
ſprochen, deren Inhalt man nicht ablaͤugnen und eins, 
feitig deuteln, fondern nur bisweilen durch Macht: 
fprüche und Gewaltfchritte hemmen konnte. — Zu 
‚Tübingen übernahmen im Jahre 1514 die Stände 
910,000 Gulden der Schulden des Herzogs Ulrich ; 
Dagegen verfprach der Herzog, ohne Willen der 
Landſchaft feinen Krieg anzufangen, Eeinen Theil 
des Landes zu verpfänden, Feine Steuer auszufchreis 
ben, feinen zu hindern, Der das land verlaffen wollte, 
und. feinen in Griminalfällen ohne Urtheil und Kecht 
zu beftrafen.. - In diefem Vertrage ward der Ritter 
fchaft zwar nicht, der Prälaten gewiffermaßen nur. bei- 
läufig, zunächft aber des Dritten Standes ges 
dacht, der die Bezahlung der berzoglichen Schulden 
übernahm. *Es wurden‘ fogar die Stadträthe von 
Stuttgart und Tübingen berechtigt, den Herzog an 
Die Haltung eines Landtags zu erinnern. 

Diefe landftändifche DVerfaffung behauptete fi ch 
in Wuͤrtemberg, ſelbſt unter dem Wechſel der fuͤr das 
Leben des Staates nachtheiligſten innern und aͤußern 
Stürme, die theils ſchon im Zeitalter der Kirchenver- 
befjerung, ; theils unter der launenhaften Regierung 
einiger Herzoge im Laufe des achtzehnten Jahrhun⸗ 
derts eintraten. 

Als aber dieſer Staat in dem Keichsdeputationg- 
hauptſchluſſe am 25. Febr. 1803 durch Länder bes 
deutend vergrößert worden war, welche ben Namen: 


— 
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Neu-Wuͤrtemberg erhielten, und der Pregburger 
Friede dem damaligen Cpurfürften Sriedrich, mit 
einem. neuen Sänderzumwachfe, die fonigliche Würde 
und die Souverainetät zutheilte,; "da bob der König 
Friedrich 1. eigenmächtig die landftändifche 
Verfaffung auf, und beftimmte in einem Organis 
fationsdecrete vom 18. März; 1806 *) ven 
Gefchäftskreis der Höchften Behörden des Königreiches. 

So regierte der König dag land ohne Stände, 
bis er, als auf dem Wiener Congreffe das Beftehen 
landftändifcher Verfaffungen in allen teutfchen Bun— 
desftaaten entfchieden ward, Wien noch vor der Bes 
endigung des Congreſſes verließ, worauf am 11. Jan, 
1815 ein Manifeft **) deſſelben erſchien, in wel⸗ 
chem er ſeinen Entſchluß bekannt machte, eine ftändi= 
ſche DVerfaffung in feinen Staaten einzuführen. — 
Die Sigungen der zufammenberufenen Stände wur« 
den am 15. März 1815 von dem Könige mit einer 
Kede***) eröffnet, worauf den Ständen die Grund— 
zuge *2«*x) der neuen DBerfaffungsurfunde 
vorgelegt wurden. Allein die verfammelten Stände 
verlangten die Wiederherfiellung der atten Verfafs 
fung des vormaligen Herzogthums Würtemberg, ob= 
- gleich diefelbe nicht nur das Öepräge eines längft ver= 
fehwundenen Zeitgeiftes an ſich trug, fondern auch auf 
die neuerworbenen länder nicht übergetragen werden 
konnte. Schon hatte der Konig, bei diefem Anftre= 
ben der Stände, fo weit nachgegeben, daß die alte 
Verfaſſung im vormaligen Herzogthume hergeftellt, 


*) Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. 191 ff. 
**) Ebend. ©. 210. 
***) Ebend. ©. 218, 


****) Sie fiehen in Europ. Conſtitt. Th.2. ©. 2%. 
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in den neuerworbenen Sändern aber eine neue 
zeitgemäße Verfaffung eingeführt werben ſollte, als 
er am 30. Oet. 1816 ploͤtzlich ftarb, 

Sein Nachfolger, der. König Wilhelm 1, 
verfagte die Stände bis. zum März 1817, und erließ 
"am 8. Nov. 1816 eine Verordnung *), die 
Drganifation des geheimen Kathes betreffend, fo wie 
am 30. San. 1817 das Geſetz über vie Preß- 
freiheit **), und am 3. Maͤrz 1817. das Adels» 
ſtatut ***). — Am 3. März 1817 ließ der König 
den Ständen einen neuen Entwurf****) zueiner 
Verfaffung mittheilen, der fehr ausführlich 
war, und namentlich viele Gegenftände der Ver⸗ 
waltung umfchloß, welche zunächft in: organifche 
- Decrete gehörten. Als nun am 2. Juny von ben 
verfammelten Ständen 67 Stimmen gegen, und 
nur 42 für den VBerfaffungsentwurf fish erflärten; fo 
hob der Konig die Verfammlung auf, und regierte 
Das Reich, nach feiner Erklärung, nach den in Dies 
fem Entwurfe aufgeftellten Orundfägen für die Rechte 
aller Staatsbürger. 

Allein im Sabre 1818 erhielten die beiben Rach⸗ 
barſtaaten Wuͤrtembergs, Bayern und Baden, neue 
Verfaſſungen. Gelegen in der Mitte zwiſchen beiden, 
konnte Wiürtemberg nicht hinter denfelben zuruͤck blei- 
ben. Die neue Verfaffung Würtembergs ward aber 
vorbereitet durch das Foniglihe Edict F) vom 31, 
Dec, 1818, die Organiſation der untern 


*) Sie ſtehet in — Conſtitt. Y. % ©. 227, 
**) Ebend. Th. 3. ©. 163, 

+++) Ebend. ©. 250, | 

****) Ebend. S. 170 — 248, 

+) Ebend. S. 277, 
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Staatsverwaltung in den Departements 
der. Juftiz.und des Innern betreffend, 
durch welches, nach) dem Vorgange Bayerns,’ das 
Gemeindewef en neu geftaltet ward. In diefem 
Edicte ward ausgefprochen: ° „Der Gemeindever: 
band ift die natürliche Grundlage des Staatsver: 
Bandes, Er erftrecke fi) anf alles, was Die Gemein- 
demarfung umfchließt, und Außert feine Wirkung auf 
alle. bürgerliche Derhältniffe, fo weit nicht allge: 
meine Sfaatsgefeße, oder unftreitige befondere Nechte 
im Wege ftehen. Die Öemeinde nimmt das im Ver: 
bande ftehende Privatvermoͤgen, Das fie in der Ent- 
richtung der Staatsſteuer vertritt, fubfidiarifch in 
Anſpruch. Die Ausübung ihrer Acchte und Pflichten 
uͤbertraͤgt ſie einem, durch Stimmenmehrheit aller Ge— 
meindebuͤrger, aus ihrer Mitte gewählten bleibenden 
Gemeinderathe. Dieſer hat die ganze Gemeindever⸗ 
waltung in Hinficht auf Dekonomie, Polizei, Rechte: 
pflege und äußere Verhältniffe theile felbft zu befor- 
gen, theils unter feiner Derantwortlichkeit durch 
andere von ihm beftellte Perfonen beforgen zu laffen. 
In jeder Stadt: oder Dorfgemeinde fteht ein Mitglied - 
des Kathes als Vorſitzer deffelben, und als erfter 
Vorſteher, an der Spiße der Verwaltung ; er hat zus 
gleich die Staatsangelegenheiten, fo weit fie die Ge: 
meinde insbefondere berühren, zu beforgen, und ift 
in dieser Hinfiht KRegierungsbeamter. Diefer, 
wie der Gemeinderath, hat eine feinem Berufe ange— 
meffene Strafgewalt. — Ein Ausfhuß der Bürs 
gerfchaft, deſſen Mitglieder nach periodifchen Wahlen 
nothwendig wechfeln, ift zu erhaltender Aufmerkſam⸗ 
keit auf das allgemeine Befte verpflichtet. In wichtigern 
Fällen wird durch feinen Widerfpruch ein Beſchluß 
des Öemeinderaths in feiner Wirkung gehemmt, dur) 
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feine Zuftimmung aber theils deſſen Amtsgewalt ers 
ganze, theils auch eine Cognition höherer Stellen ent⸗ 
behrlich gemacht. Die eigenthiümliche Wirkſamkeit 
des Ausfchuffes wird Dadurch gefichert, daß er von 
der ‚ordentlihen Verwaltung entferne bleibt. Das 
Auffihts= und Leitungsrecht der Kegierung Außert fich 
darin, daß fie den erften Vorfteher auf einen Wahl: 


vorfchlag der Gemeinde ernennt, der legalen Befeßung 


der übrigen Verwaltungsftellen fich verfichert, und fie 
durch DBeftätigung beglaubigte, die Dekonomieverwals 
fung durch ihre Prüfung in gefeglicher Ordnung. er— 
hält, und über Beſchwerden, befonders über Strei— 
tigkeiten zwifchen der Verwaltung und dem Ausfchuffe, 
entfcheide. Der Staatsorganismus erfors 
dert eine gleihe GÖrundverfaffung aller 
Gemeinden. Allein bei ihrer großen Verſchieden— 
heit an Umfang und Beftandrheilen, ift eine große 
Derfchiedenheit fowohl in der befondern Einrichtung, 
als in dem Verhaͤltniſſe zu den Staatsbehörden, 
ihrem nterefje eben fo, wie dem des Staates gemäß. 
Sie werden, mit vorzüglicher Rüdficht auf Bevoͤl— 
ferung, in vier Klaffen abgerheil. — Die 
ftaatsbürgerlichen Angelegenheiten, welchen der Ge: 
meindeverband nicht genügt, werden durch den DB es 
zirfsverband befoörder. Der Oberamtmann 
in den gegenwärtigen Oberamtsbezirken ift nicht mehr 
Richter, auch nicht mehr unmittelbarer Vorfteher der 
Dberamtsftadt; er hat hingegen, als Regierungs— 
beamter des Diftricts, in allen Beziehungen, 
‚in welchen die ausfchließliche Competeriz einer andern 
Stelle nicht unzweifelhaft begruͤndet ift, das öffent: 
liche und Privatwohl zu befördern. Hauptgegenftände 
feines Berufes find die eigentlichen Kegierungsfachen; 
die gefammte Polizei, und die Auffiche über das 
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Oekonomie- und Rechnungsweſen ver öffentlichen 
Körperfchaft.‘ 

Don neuem berief der König am 10, Sun. 1819 
die Stände zum 13. July zufammen; denn fein be= 
ſtimmt ausgefprochener Wille war es, die Verfaffung 
Wirtembergs auf dem Wege des Vertrages 
zu bewirfen. Deshalb ließ er den verfammelten 
Ständen einen neuen Entwurf zur Prüfung vor: 
legen, der, mit wenigen nicht wefentlichen Veraͤnde— 
rungen, von den Ständen angenommen, und am, 
25. Sept. 1819 als Grundgeſetz des Königs 
reiches bekannt Beniact ward, 


87. 


b) Politifcher Charakter der Berfaffung 
vom 25. Sept. 1819. 


Don dem Königreiche. 


Saͤmmtliche Beftandtheile des Königreiches find 
und bleiben zu einem unzertrennlichen Ganzen und zur 
Theilnahme an Einer und derfelben Verfaffung vers 
einige. . 


Das Königreih Wuͤrtemberg ift ein Theil des 
teutfchen Bundes; daher haben alle organifche 
Befchlüffe ver Bundesverfammlung, welce 
die verfaffungsmäßigen Verhältniffe Teutſchlands, 
oder die allgemeinen Verhaͤltniſſe teutfcher Staatsbür- 
ger betreffen, nachdem fie von dem Könige 
verfünder find, auch für Würtemberg vers 
bindenvde Kraft. Doh tritt in Anfehung der 
Mittel zur, Erfüllung der hierdurch begründeten 
- Berbindlichkeiten die verfaffungsmäßige Mit: 
wirkung der Stände ein, 
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Bon dem Könige, der Thronfolge und der Reichs— 
verwefung. 


Der König ift das Haupt des Staates, vereinigt 
in fich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie 
unter den durch die DVerfaffung feftgefeßten Beſtim— 
mungen aus. — eine Perfon ift heilig und unver: 
leglich. 

Das Recht der Thronfolge gebührt dem Manns- - 
ftamme des Foniglichen Haufes; die Ordnung derſel— 
ben wird durch die Sinealerbfolge nach dem Erſtge— 
burtsrechte beftimmt. Erlöfcht der Mannsftamm; fo 
geht die Thronfolge auf die weibliche Linie über, 
und zwar fo, daß die Nähe der Verwandtſchaft mit 
dem zuleßt regierenden Konige den Vorzug giebt. 
Doc tritt bei der Defcendenz des fodann regierenden 
koͤniglichen Hauſes das Vorrecht des M annsſtammes 
wieder ein. 

Der König iſt volljährig mit zuruͤckgelegtem acht⸗ 
zehnten Jahre. 

Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt 
dann abgelegt, wenn er in einer den Staͤnden auszu— 
ſtellenden Urkunde die unverbruͤchliche Feſthaltung der 
Landesverfafjung bei feinem koͤniglichen Worte zuge⸗ 
ſichert hat. | 

Iſt der König minderjäßrig, oder aus einer ans 
dern Urfache an der eigenen Ausübung der Regierung 
verhindert; fo fritt eine Neichsverwefung ein, 
welche von dem nach der Erbfolge nächften Agnaten 
geführt wird, 


Von den allgemeinen Kechtsverhältniffen ber Staates 
bürger. 


. Das Staatsbürgerrecht wird theils durch Ges 


u 
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burt, theils Durch Aufnahme, theils durch Anftellung 
‚in den Staatsdienfte erworben, 

Alle Würtemberger haben gleiche ftaatsbür- 
gerliche Rechte, und eben fo find fie zu gleichen 
ftaatsbürgerlihen Pflichten und gleicher 
Tpeilnahme an den Staatslaften verbunden, 

Kein Staatsbürger kann wegen: feiner Geburt 
von irgend einem Staatsamte ausgefchloffert werden. 

Die Verpflichtung zur Vertheidigung des Vater: 
landes und zum Waffendienfte ift allgemein. 

Der Staat fichert jedem Bürger Freiheit der - 
PDerfon, Gewiffens- und Denffreibeit, 
Freiheit des Eigenthums und Auswandes 
rungsfreibeit. 

Die teibeigenfchaft bleibe für immer aufs 
gehoben. | | f 
Niemand darf feinem ordentlichen Richter ent= 
zogen, und anders, als in den durch das Geſetz be= 
ftimmten Fällen, und in den gefeßlichen Formen vers 
haftet und beftraft, noch länger als 24 Stunden über 
die Urfache feiner Verhaftung in Ungewißheit gelafjen 
werben. x 

Jeder, ohne Unterfchied der Religion, genießt 
ungeftörte Gemwiffensfreiheit; den vollen Genuß der 
ftaatsbürgerlichen Rechte gewähren die drei chriftlichen 
Slaubensbefenntniffe. 

- Die Freiheit der Preffe und des Buchhans 
dels finder in ihrem vollen Umfange ftatt; doch unter 
Beobachtung der gegen den Mißbrauch beftehenden 
oder kuͤnftig zu erlaffenden Geſetze. 

Jeder hat das Recht, über gefeß= und ordnungs⸗ 
widriges Verfahren einer Staatsbehörde, oder Vers 
zögerung der Entſcheidung, bei der unmittelbar vor= 
gefegten Stelle ſchriftliche Beſchwerde zu er— 
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heben , und nöthigenfalls ftufenweife bis zur hoͤchſten 
Behörde zu verfolgen; Glaubt der Befchwerdeführer. 
auch bei der Entfcheidung der oberften Staatsbehorde 
fich nicht beruhigen zu Eonnen; fo darf er die Be— 
‚fchwerde den Ständen mit der ſchriftlichen Bitte 
um Verwendung vortragen. | 

Der ritterfchaftliche Adel bildet, zum 
Behufe der Wahl feiner Abgeordneten in die Staͤnde— 
verfammlung und der Erhaltung feiner Familien, in 
jedem der vier Kreife des Königreiches eine Körper: 
ſchaft. Die Aufnahme in eine dieſer Korperfchaften 
hängt von ihrer ——— und von der Genehmi⸗ 
gung Des Koͤniges ab, 


Don den Staatsbehörden, 


Niemand Fann ein Staatsamt erhalten, ohne 
zuvor gefeßmäßig geprüft und für tüchtig erfannt zu 

ſeyn. Landeseingebohrne find, bei gleicher Tüchtig- 

feit, vorzugsweife vor Fremden zu berüdfichtigen, 

Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, 
welche die Staatsverwaltung betreffen, müffen von 
dem Departementsminifter oder Chef contrafignire 
feyn, welcher dadurch für ihren Inhalt verant: 
wortlich wird. Außerdem iſt jeder Departements» 
minifter oder Chef für dasjenige, verantwortlich, 
was er für fich verfügt. Auf gleiche Weife find auch 
die übrigen Staatsdiener und Behörden in ihrem Ge— 
fchäftskreife verantwortlich. 

Der geheime Kath bilder die oberfte, unmit- 
telbar unter dem Könige ftehende, und feiner Haupf= 
beſtimmung nach) blos berathende Behörde, 
Mitglieder des geheimen Raths find die Minifter, 
oder die Chefs der verfchiedenen Departemente, und 
diejenigen Raͤthe, welche der König dazu ernennen 
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wird. Der König ernennt und entläßt die Mitglies 
der des geheimen Raths nach) eigner freier Ent: 
ſchließung. 

Alle dem Könige vorzulegende Vorſchlaͤge ber 
Miniſter in wichtigen Angelegenheiten, namentlich 
in folchen, welche auf die Staatsverfaffung, Die Orga— 
nifation der, Behörden, und bie Abänderung Der 
Serritorialeintheilung, oder auf die Staatsverwaltung 
im Allgemeinen und die Normen derſelben fich be: 
ziehen, wie auch in Gegenftänden der Gefeßgebung 
und allgemeiner Verordnungen, müflen (fofern nicht 
bei Gegenftänden des Departements der auswärtigen 
Angelegenheiten oder des Kriegswefens die Natur 
der Sache eine Ausnahme begründer,) in dem ges 
heimen Kathe zur Beratung vorgetragen und, mit 
deffen Gutachten begleitet, an ben König gebracht 
werben. | 

Die Gemeinden find die. Grundlage des 
Staatsvereing. Sämmtliche zu einem Oberamte ges 
hörende Gemeinden bilden Die Amtskoͤrperſchaft. Die 
echte der Gemeinden werden durch Die Gemeinde: 
räche, unter gefeßmäßiger Mitwirfung der Bürger: 
ausſchuͤſſe, die Rechte ber Amtsbürgerfchaften durch 
die Antsverfammlungen verwaltet, nach Vorſchrift 
der Gefege, unter der Aufficht ber Staatsbehörden, 


Bon dem DVerhältniffe der Kirchen zum Staate. 


Jeder der Drei im, Königreiche beftehenden chrift- 
lichen Confeffionen wird freie öffentliche Religions: 
fibung, und der volle Genuß ihrer Kirchen, Schul» 
und Armen = Fonds zugefichert." 

Die Anordnungen in Betreff der innern Fire 
lichen Angelegenheiten bleiben ber verfaffungsmäßigen 
Autonomie einer jeden Kirche überlaffen. — Dem 
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Könige gebührt das oberſthoheitliche Schuß- und . 

Aufjichtsrecht über die Kirchen, Vermoͤge deffelben 

koͤnnen die Verordnungen der Kirchengewalt, ‚ohne 

vorgängige Einfiht und Genehmigung des Kegenten, 
weder verfiindet noch vollzogen werden. 

Die Kirchendiener find in Hinficht ihrer bürs 

. gerlichen Handlungen und VBerhältniffe der weltlichen 
Dbrigkeit unterworfen, — 


Von Ausuͤbung der Staatsgewalt. 


Der Koͤnig vertritt den Staat in allen ſeinen 
Verhaͤltniſſen gegen auswärtige Staaten, Es kanm 
jedoh, ohne Einwilligung der Stände, 
Durch Verträge mit Auswärtigen Fein Theil - des 
Staatsgebietes und Staatseigenthums veräußert ; 
feine neue Saft auf das Königreich und deffen Ange: 
hörige übernommen, und fein Sandesgefes abgeän- 
dert oder aufgehoben, Feine Verpflichtung, welche 
- ben Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, 
eingegangen, namentlich auch Fein Handelsvertrag, 
welcher eine neue gefeßliche Einrichtung zur Folge 
hätte, und fein Gubfidienvertrag zur Verwendung 
der Foniglichen Truppen in einem Teutſchland nicht 
betreffenden Kriege, gefchloffen werden. 

Der König wird von den Verträgen und Buͤnd— 
niffen, welche von ihm mit auswärtigen Mächten an: 
geknüpft werden, die Stände in Kenntniß fegen, fo« 
bald es die Umftände erlauben. | 

Ohne Beiftimmung der Stände fann 
fein Geſetz gegeben, aufgehoben, abgeän- 
dert, oder autbentifch erläutert werden, 

Die Öerechtigfeitspflege wird im Namen des 
Königs und unter deſſen Oberaufficht durch colles 
gialifch gebilvere Gerichte in gefeglicher Suftanzen= 
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ordnung verwaltet. Die Gerichte, ſowohl die buͤr— 
gerlichen als die peinlichen, find innerhalb der Gren— 
zen ihres Berufes, unabhängig. Dem Könige 
fteht das Begnadigungsredt zu. 

Die Strafe der Vermögensconfifcation iſt all⸗ 
gemein aufgehoben. 

Was die Militairverfaſſung betrifft; ſo 
wird die Zahl der zur Ergaͤnzung des Militairs jaͤhr— 
lich erforderlichen Mannſchaft mit den Standen ver⸗ 
abſchiedet. 


Von dem — 


Saͤmmtliche zu dem vormaligen herzoglichen 
Familien-Fideicommiſſe gehoͤrige, ſo wie die von 
dem Könige neu erworbenen Grundſtuͤcke, Gefälle 
und nußbaren Rechte, bilden, mit Ausfchluß des 
fogenannten Hofdomainen = Kammergutes, das Fünig« 
lihe Kammergut. 

‚ Auf demfelben haftet die Verbindlichkeit, neben 
‚ den perfonlichen Beduͤrfniſſen des Konigs und der 
Mitglieder des Eoniglichen Haufes, auch den mit 
der Staatsverwaltung verbundenen Auf 
wand, fo weites moglich ift, zu beftreiten. 

Fur den Aufwand, welchen die Bedürfniffe des 

Königs und der Hofftaat erfordern, wird auf die 
Kegierungszeit eines jeden Konigs eine theils in 
Geld, theils in Naturalien beftehende Civillifte 
verabſchiedet. | 

Das Hofdomainen-Kammergut iſt Privat 
eigenthum der Eöniglichen Familie, deſſen Ver: 
waltung und DBenußung dem Könige zufteht. Zu 
den allgemeinen tandeslaften liefert daſſelbe feinen 

Beitrag, und zwar, fo weit es bisher fteuerfrei war, 
gleich andern ‚früher fteuerfreien Gütern, 
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So weit der Ertrag des Kammergutes nicht 
zureicht, wird der Staatsbedarf durch Steuern 
beftritten.. Ohne Bewilligung der Stände 
kann weder in Kriegs noch in Friedenszeiten eine 
Directe oder indirecte Steuer ausgefchrieben oder 
erhoben werden. — Dem YAnfinnen einer Steuer- 
bewilligung muß jedesmal eine genaue Nachwei— 
fung über die Nothwendigkeit oder Nuͤtzlichkeit der 
zu machenden Ausgaben, über die Verwendung der 
fruͤhern Staatseinnahmen, und tiber die Unzuläng- 
lichfeit der Kammereintfünfte vorangehen. Deshalb 
hat der Finanzminiſter den Hauptetat den Stän- 
den zum Prüfung vorzulegen, Der von den Ständen 
angenommene Hauptetat ift in der Kegel auf drei 
Jahre gültig. 

Die Staatsſchuld ift unter die Gewährleis 
ſtung der Stände geſtellt. 


Don den Landftänden, 


Die Stände find berufen, die Rechte des 
Landes in dem durch die Verfaffung bes 
ffimmten Verbältniffe zum Regenten gel— 
tend zu machen, Vermöge diefes Berufes haben 
fie bei Ausübung der Öefeßgebungsgewalt 
durch ihre Einwilligung mitzuwirken; im» Beziehung auf 
Mängel oder Mißbräuche bei der Straatsver- 
waltung, ihre Wünfche, Borftellungen und Befchwer: 
den dem Konige vorzutragen; wegen verfaffungs- 
widriger Handlungen Klage anzuftellen; die, 
nach gewiffenhafter Prüfung für nothwendig erfann= 
ten, Steuern zu bewilligen, und überhaupt 
Das unzertrennliche Wohl des Konigs und des Vater: 
landes mit treuer Anhänglichkeit an die Grundfäße der 
Verfaſſung zu befoͤrdern. 
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Der König wird aller drei Jahre die Ver⸗ 
fammlung der Stände einberufen, und außerordents 
lich, fo oft es zur Erledigung wichtiger oder dringen 
der Sandesarigelegenheiten erforderlich ift. « 

Die Stände theilen fich in zwei Kammern. 

Die erfte Kammer (Kammer der Standes: 
herren) befteht: aus den Prinzen des Foniglichen 
Haufes; aus den Häuptern der fürftlichen und graͤf— 
lichen Samilien, und den Vertretern der ftandesherr- 
lichen Gemeinfehaften, auf deren Befißungen vor— 
mals eine Reichs- oder Kreistagsftimme ruhte; und 
aus den vom Könige erblich oder auf Lebens— 
zeit ernannten Mitgliedern. — Zu erblihen 
Mitgliedern wird der. König nur folche Grundbefiger 
aus den ftandesherrlichen oder ritterfchaftlichen Adel 
ernennen, welche von einem, mit Fideicommifje bes 
legten, nach dem Rechte der Erftgeburt fich vererbens 
den, Örundvermögen im Konigreiche, nach Abzug 
der Zinfen von den darauf haftenden Schulden, eine 
jährliche Rente von6000 Fl. beziehen. Die 
lebenslänglichen Mitglieder werden vom Könige, 
ohne Rücdjicht auf Geburt und Vermögen, aus den 
würdigften Etaatsbürgern ernannt, — Die Zahl 
fämmtlicher, von dem Könige erblich oder lebenslaͤng⸗ 
lich ernannter, Mitglieder kann den dritten Theil 
der uͤbrigen a der erften Kammer nicht über= 
fteigen. _ 

Die zweite Kammer (Kammer der Abge— 
ordneten) iſt zuſammengeſetzt: aus 13 Mitglie— 
dern des ritterſchaftlichen Adels, welche von dieſem 
aus ſeiner Mitte erwaͤhlt werden; aus den 6 prote⸗ 
ſtantiſchen ðeneralſuper intendemten; aus dem Landes⸗ 
biſchoffe, einem von dem Domcapitel aus deſſen Mitte 
gewählten, Mitgliede, und dem der, Amtszeit nad 
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älteften Decan Larholifcher Konfeffion; aus dem 
Kanzler der Landesuniverſitaͤt; aus einem gewählten 
Abgeortneten von jeder der Erädte Stuttgart, Tuͤ⸗ 
bingen, !udwigsburg, Ellwangen, Um, Heilbronn 
und Keutlingen; aus einem gewählten Abgeordneten 
aus jedem Oberamtebezirke. 

Der Eintritt in die erfte Kammer gefchieht bei 
den Prinzen des Eoniglichen Haufes und den uͤbrigen 
erblichen Mitgliedern nach erreichter Volljährigkeit. 

In die zweite Kammer kann Feiner gewählt 
werden, ver nicht 30 Jahre alt ift. 

Staatsdiener fonnen nicht innerhalb des 
Bezirks ihrer Amtsverwaltung, und Kirch endie⸗ 
ner nicht innerhalb des Oberamtsbezirks, in welchem 
ſie wohnen, gewaͤhlt werden. Die Wahlmänner eines 
Kreifes, eines Oberamtes oder einer Stadt, find in 
Anfehung der Perfon des Abgeordneten nicht auf 
ihren Wahlbezirk befchränft; fie koͤnnen anderswo 
wohnenten Staatsbitrgern ihre Stimme geben. — 
Der Gewählte ift als Abgeordneter, „nicht des einzel= 
nen Wahlbezirfes, fondern Des ganzen landes anzus 
ſehen. 

Aller ſechs Jahre muß eine neue Wahl der Ab- 
geordneten, welche nicht Amtshalber Siß und Stimme 
in der zweiten Kammer haben, vorgenommen wers 
den; die bisherigen find wieder wählbar. 

Die erfte Kammer wird durch die Anweſenheit 
der Hälfte, die zweite Kammer durch das Erfcheinen 
von zwei Drittheilen ihrer Glieder als vollftändig be— 
ſetzt angefehen. Sollte bei Einberufung des Landtags 
eine der beiden Kammern nicht in diefer Anzahl zus 
fanımen kommen; fo wird fie als eiiiwilligend 
in die, Befchlüffe der andern angefehen. Doch fteht 
es in diefem Falle den erfihienenen Mitgliedern der 
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unvollzaͤhligen Kammer frei, den Sitzungen der 
andern mit Stimmrecht beizuwohnen. 

Jede Kammer hat einen Praͤſidenten und einen 

Vicepraͤſidenten, deren Amt bis zum Ablaufe des 
fechsjährigen Zeitraumes dauert. — Den Präfidens 
ten der erften Kammer ernennt der Konig ohne Vors 
fchlag; für die Stelle der Vicepräfidenten werden 
von der erften Kammer drei ftandesherrliche Mitglie— 
der durch abfolute Stimmenmehrheit gewählt, aus 
welchen der König eins ernennt. — Eben fo wählt 
die zweite Kammer aus ihrer Mitte drei Mitglieder 
zur Stelle ihres Präfidenten, und, wenn hierauf die 
Eonigliche Ernennung erfolge ift, auf gleiche Weiſe 
zu dem Amte des Vicepräfidenten, welchen der Konig 
ebenfalls aus den hierzu vorgefihlagenen drei Mit— 
gliedern ernennt, — Jede der Kammern wählt auf 
die Daner eines Sandtags einen oder mehrere Secre— 
taire aus ihrer Mitte. 
. Die Sißungen der zweiten Kammer 
find öffentlich; auch hat fie ihre Verhand— 
lungen durch den Drud befannt zumachen. 
Don der erften Kammer muß wenigftens das Letz— 
tere gefchehen, 

Die Sitzungen werden geheim; theils auf das 
Begehren der Miniſter und koͤniglichen Commiſſaire 
bei Vortraͤgen, die ſie, ihrer Erklaͤrung nach, im 
Namen des Königs zu machen haben, und welche 
nur im Falle einer folchen Erklärung für amtliche 
Aeußerungen zu halten find; theils auf den Antrag 
von wenigftens Drei Mitgliedern , wenn bdiefen bie 
Mehrheit der Kammer beitritt. 

Die Minifter find befugt, den Verhandlungen 
der beiden Kammern beizuwohnen, und an den Bes 
ratbfchlagungen Theil zu nehmen. 


* 


\ 
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Nur den Miniftern oder Föniglichen Commiffai- 
ren, den Berichterftattern der ftändifchen Commiffios 
nen und den Mitgliedern, welche einen Gegenftand 
zur DBerathung in Antrag zu bringen (eine Motion 
zu machen) haben, fteht Die Befugniß zu, ſchrift-⸗ 
liche Reden in der Verſammlung abzulefen. Außer: 
dem finden blos mündliche Vorträge ſtatt. 

Sefegesentwürfe fonnen nur von dem 
Königean die Stände, nihtvonden Stän- 
den an den König gebracht werben. Den 
Ständen ift aber unbenommen, im Wege der Pe: 
tition, auf neue Gefese fowohl, als auf Ab: 
Anderung oder Aufhebung der beftehenden, 
anzutragen. Der König allein fanctionirt und vers 
kuͤndigt die Gefege, unter Anführung der Ber: 
nehmung des geheimen Raths und Der ——— Zu⸗ 


ſtimmung der Stände, 


Königliche Anträge find, ehe fie zur Berathung 
in der Berfammlung Eommen Eönnen, an Commif- 
fionen zu vermweifen, welche über deren Anhalt 
Vortrag zu erftatten haben. 

Die Befchlüffe werden nach der Stimmenmehr- 
heit, welche nach Befchaffenheit des Gegenſtandes 
eine abfolute oder relative feyn kann, abgefaßt, fo 


daß im Falle der Stimmengleichheit der Präfident 
den Ansfchlag giebt. Bei der Abänderung eines 


Punctes der Verfaſſung ift aber die Beiftimmung 
von zwei Drittheilen der anwefenden Mitglieder in 
beiden Kammern nothwendig.. 

Die zum Wirfungskreife der Stände gehörigen 
Angelegenheiten werden in jeder Kammer beſonders 
verhandelt, Doch koͤnnen, um eine Ausgleichung 
verfchiedener Anſichten, zu verſuchen ‚ beide Kam— 
mern fich mit einander zu verfraulichen 


' 
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Beſprechungen, ohne Protocollfuͤhrung 
‚und Beſchlußnahme, vereinigen, 


Es hängt von dem Könige ab, Geſetzesentwuͤrfe 
oder andere Vorfihläge an die erfte, "oder an Die zweite 
Kammer zu bringen; nur die DBerwilligung 
von Abgaben gelangt zuerft an die zweite 
Kammer. 

Die von der einen Kammer gefaßten Befchlüfle 
werden dem andern zur gleichinäßigen Berathung mit: 
geheilt. Nur zur Ausuͤbung des Nechts der Petitio: 
nen und Befchwerbden, fo wie zu einer Anklage wegen. 
verlester Verfaſſung, ift jede Kammer auch einzeln 
berechtigt. | 

Die Kammer, an welche die Mittheilung ges 
fehieht, kann den Antrag der mittheilenden verwerfen 
oder annehmen, und zwar entweder unbedingt, oder 
‚mit beigefügten Modificationen. Die Verwerfung 
muß aber jederzeit mit Anführung der Öründe 
geicheben. 

Don diefer Kegel macht die Abgabenverwil— 
ligung eine Ausnahme in folgenden Puncten: 
1) Eine Abgabenverwilligung wird in der zmeiten 
Kammer in Berathung gezogen und, nach vorgängis 
ger vertraulicher Befprechung mit. der erften Kammer, 
Befchluß daruͤber in der zweiten gefaßt. 2) Diefer 
Beſchluß wird fodann der erften Kanımer mitgetbeilt, 
welche Buben nur im Ganzen, ohne Henderung, 
“annehmen oder verwerfen kann. 3) Erfolgt das 
teßtere; fo werden die bejahenden und die verneinen= 
den Stimmen beider Kammern zufammenges 
zähle, und nad) der Mehrheit faämmelicher 
EC rimmen wird alsdann der Ständebefchluß gefaßt. 
Wuͤrde in diefen Falle Stinnmengleichheit eintreten; 
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fo hat der Präfident der zweiten Kammer die Ent: 


fcheidung. 

In allen andern Fällen gilt der Grundfaß, daß 
nur folche Befchlüffe, worüber beide Kammern, nach 
gegenfeitiger Mittheilung , einverftanden find, an den 
König gebracht und von dem Könige beftätige werden 
koͤnnen. 

Der von der einen Kammer verworfene Antrag 
der andern kann auf demſelben Landtage nicht wieder— 
hohlt werden. Wird aber ein ſolcher Antrag bei der 
naͤchſten Staͤndeverſammlung erneuert, und aber—⸗ 
mals verworfen; ſo treten die wei Kammern zu 
einer vertraulichen Befprechung ber den Gegenftand 
zufammen, Sollte auch hierdurdy die Verſchiedenheit 
der Anſichten nicht ausgeglichen werden; fo haben die 
Kanımern, wenn die Frage einen ihnen von dem 
Könige zugekommenen Gegenftand betrifft, ihre Nichts 
übereinftimmung dem Könige blos anzuzeigen, wos 
fern fie nicht übereinfommen , Die Enrfeheidung dem 
Könige zu überlafjen, 

Kein Mitglied der beiden Kammern kann, wäh 
rend der Dauer der Ständeverfammlung, ohne Ein- 
willigung der betreffenden Kammer zu Derhaft ge: 
bracht werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher 
That wegen eines Verbrechens ausgenommen. 


Niemand kann wegen feiner in der Ständever- - 


fammlung gehaltenen Vorträge und gegebenen Ab— 
flimmungen zur WBerantwortung gezogen werden. 
Jedoch find Beleidigungen oder Verläumdungen der 
Regierung, der Ständeverfammlung, oder einzelner 
Perfonen, der -Beftrafung nach den beftehenden Ge— 
ſetzen, in dem ordentlichen Wege des Rechts, unters 
worfen. 


— 


— 
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Verfehlungen gegen die Geſetze des Anſtandes, 
oder der innern Polizei, oder gegen die Geſchaͤftsvor⸗ 
ſchriften, hat der Präfident zu bemerken, und, wenn 
fie bedeutend find, folche zur Kenntniß ber Kam: 
mer zu bririgen, welche, nach Beſchaffenheit ber 
Umftände, ihre Mibilligung ausbrüden, Verweis 
ertheilen, oder auch Widerruf verlangen kann. 

Dem Könige fteht das Recht zu, die Verſamm⸗ 
fung zu verfagen, oder ganz aufzulöfen, Am Falle der 
Auflöfung wird fpätefteng binnen 6 Monaten eine 
neue Verfammlung einberufen, Es ift hierzu eine 
neue Wahl der Abgeordneten nöthig, bei welcher je— 
doch die vorigen Mitglieder wieder gewählt werden 
koͤnnen. 

So lange die Staͤnde nicht verſammelt ſind, 
beſteht, als Stellvertreter derſelben, ein Ausſ huß 
fuͤr Diejenigen Sefchäfte, deren Beforgung von einem 
Landtage zum andern zur ununterbrochenen Wirkfams- 
keit der Repräfentation des Landes nothwendig ift. 

In dieſer Hinfiht liegt dem Ausfchuffe 
ob, die ihm, nach der Verfaffung, zur Erhaltung 
derfelben zuftehenden Mittel in Anwendung zu brin- 
gen, und hiervon bei wichtigen Angelegenheiten die 
in dem Königreiche wohnenden Ständemitglieder in 
Kenntniß. zu feßen; in den geeigneten Fallen bei der 
höchften Staatsbehörde Vorftellungen, DBerwahrun: 
gen und Befchwerden einzureichen; und, nach Er— 
forderniß der Umftände, befonders wenn es fih von 
der Anklage der Minifter 'hanvelt, um Einbe— 
rufung einer außerordentlichen Ständeverfammlung 
zu bitten. Außerdem bat der Ausfhuß, am Ende 
der in die Zwifchenzeit fallenden Finanzjahre, die 
richtige Verwendung der verwilligten Steuern in dem 
verfloſſenen Jahre zu prüfen, und den Etat des kuͤnf— 
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tigen Jahres mit dem Finanzminifterium zu berathen, 
Auch ſteht dem Ausfchuffe die Aufficht über die Ver— 
waltung der Staatsfchuldenzahlungsfaffe zu. Ins— 
beſondere gehört e8 zu feinem Wirfungskreife, die für 
eine Ständeverfammlung ſich eignenden Gegenftände, 
namentlich . die Erörterung vorgelegter Geſetzesent— 
würfe, zur kuͤnftigen Berathung vorzubereiten, und 
für die Vollziehung der landftändifchen Befchlüffe 
Sorge zu tragen. Dagegen kann fich der Ausschuß 
auf ſolche Gegenftände, welche verfaffungsmäßig eine 
Verabſchiedung mit den Ständen erfordern, naments 
lich auf Gefeßgebungsanträge, Steuerverwilligungen, 
Schuldenübernahmen und Militairaushebungen, nicht 
anders als auf eine vorbereitende Weife ein- 
laſſen. — Der ftändifhe Ausſchuß beſteht 
aus 12 Perfonen; nämlich den Präfidenten 
- der beiden Kammern, zwei Mitgliedern 
aus dererften, und acht aus der zweiten 
Kammer. Die Wahl derſelben geſchieht von den 
zu diefem Zwecke · vereinigten Kammern nach relatis 
“ ver Stimmenmehrheit. Sechs Mitglieder des Aus⸗ 
fchuffes, die Präfidenten der beiden Kammern einges 
fchloffen, müffen in Stuttgart anwefend feyn, — 
Bei jeder Ständeverfammlung hat der 
Ausfhuß über dasjenige, was von ihm in 
der-Zwifchenzeit verhandelt worden ift, 
in einem Zufammentritte beider Kam | 
mern Rechenſchaft abzulegen. Die Verrich- 
fangen des Ausſchuſſes hören mit der Eröffnung eines 
neuen Sandfags auf, 


Bon dem Staatsgerichtshofe. 


Zum gerichtlichen Schuße der Verfaffung wird 
ein Staatsgerichtshof errichtet, Diefe Behoͤrde 
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erkennt über Unternehmungen, welche auf den Um— 
fturz der Verfaffung gerichtet find, und über Ver— 
letzung einzelner Puncte der Verfaſſung. Sie befteht 
aus einem Präfidenten und 12 Richtern, wovon der 
König den Präfidenten und 6 Richter aus den Mit: 
gliedern der höhern Gerichte, die Ständeverfammlung 
aber die andere Hälfte, nebft drei Stellvertretern im 
Zufammentritte beider Kammern außerhalb ihrer 

titte wählt. — ine Anklage vor dem Staats» 
gerichtshofe Fann gefchehen von der Regierung 
gegen einzelne Mitglieder der Stände ‚und des Aus— 
fchuffes, und von den Ständen. fowohl gegen 
Miniſter und Departementschefs, als gegen einzelne 
Mitglieder und höhere Beamte der Staͤndeverſamm— 
lung. — Anklage und Vertheidigung gefchieht oͤf— 
fentlich. Die Protocolle werden mit den Abftim= 
mungen und Befchlüffen Durch den Druck bekannt 


gemacht, 


14) Großherzogthum Baden, 
a) Geſchichtliche Einleitung. | 


Wenige teutfche Etaaten traten aus den Stuͤr— 
men der Zeit mit einer fo bedeutenden Vergrößerung 
des Gebiets und einer fo anfehnlichen Vermehrung der 
Bevölkerung hervor, als das Großherzogthum Baden, 
das vor dem Keichsdeputationshauptfchluffe nicht volle 
300,000 Einwohner zählte, durch) diefen aber, durch) 
die rheinifhe Bundesacte, Durch den Preßburger 
Frieden, fo wie durch Napoleons Verfügungen nad) 
dem Wiener Frieden, bis zu einer Volkszahl von mehr 
als einer Million gefteigert ward. Es behauptete ich 
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auch bei den gemachten Ländererwerbungen auf und 
nach dem Wiener Congreffe, obgleich Bayern die 
rheinifche Pfalz, welche an Baden gefommen war, 
von neuem in Anfpruch nahm. | 

Bei den erfolgten durchgreifenden Gebiersverän 
derungen bob der Großherzog Karl Friedrich die 
frühere, im Breisgau beftandene, ftändifche Verfaf: 
fung (5. Mai 1806) auf, In der eigentlichen Mark: 
graffchaft Baden waren feit länger, als einem Jahre 
hunderte die Stänte nicht zufammen berufen wors 
den *). — Nah dem Beitritte zum Rheinbunde 
verfprach aber der Großherzog durch Ediet vom 5. 
Juny 1808 **), nad) dem Vorgange der Könige 
reiche Weftphalen und Bayern,“ feinem gefammten 
Staate eine neue Verfaſſung. Es hieß aus» 
drüclich in diefem Edicte: ,, Die jingften Vorgänge 
in den beiden großern Bundesftaaten, Bayern und 
Weftphalen, fprechen das Beduͤrfniß ftärfer als je 
aus, Unſerm Großherzogthume eine Grundvers 
faffung zu geben. Wir wollen ferner ein.gleichfürz 
miges Abgabenfpftem, und mittelft einer Landes: 
repräfentation, wie fie in Weftphalen und - 
Bayern eingeführt. worden, das Band zwifchen Uns 
und den Staatsbürgern noch tiefer, wie bisher, ges 


— — — 


*) J. Jac. Moſer, in ſ. Werke: von der teutſchen 
Reichsſtaͤnde Landen, S. 372u. S. 463 gedenkt 
der Landſtaͤnde Badens nur beilaͤufig, und zwar fo, 
daß in Baden-Baden Praͤlaten und Städte, in 
Baden;Durlady aber blos die Städte dazu gehört 
hätten. (Bekanntlich hatte die zweite Linie die Kirchenvers 
befferung angenommen.) — Doch fcheinen — nad 
dem Jahre 1629 — die badenfhen Stände in feiner 
Öffentlichen Urkunde wieder vorzufommen, 

*+) Winkopps thein. Bund, Heft 20. ©. 312. 


448 Pofitives Etaatsrecht. 


Allein während der Regierung des Großherzogs 
Karl Friedrih (1811) erfchienen blos noch 
einige organifche Decrete in Hinficht der Vorrechte 
des Adels, der Standesherren, der drei Firchlichen 
Confefjionen gegen einander u, a. Go blieb es, 
felbft nach dem Regierungsantritte des Großherzogs 
Karl, bis, nach der Abfchliegung der teurfchen 
Bundesacte, auch in Baden mehrere Stimmen für 
eine ftändifche Verfaſſung fich erhoben *). Ob num 
gleich ein großherzogliches Reſcript vom 16. März 
1816 die Stände auf den 1. Aug. 1816 zufammens 
berief; fo erfolgte doch der Zufanımentritt derfelben 
nicht, — wohl aber ward, wenige Monate nad) 
dem Erfcheinen der bayrifchen Verfaſſung, am 22, 
Aug. 1818 vom Öroßberzoge Karl eine neue Vers 
faffung als Grundgefeß des Staates befannt ges 
macht, und, nach des Großherzogs baldigem Tode 
(8. Dee. 1818), von defjen Obeim und Nachfolger, 
tudwig, beftätigt, 


| 89, 
b) Politifher Charakter der Verfaſ— 
fung **) vom 22. Aug. 1818. 
Don dem Großherzogthume und der Negierung im 
Allgemeinen, 


Das Großherzogthum bilder einen Beftand- 
theil des teutſchen Bundes. Alle organiſche 


*) Vergl. Allgemeines Stantsvsrfaffungsargiv 
(Weimar, 1816.). Ir Band, 3. Heft, &.391 ff. 
**) Befonders erfchien diefe Verfaffung am Eingange folgender 
Sammluug: Die landftändifhe Verfaffungss 
urkunde für das Großherzogthum Baden, 
Nebſt den dazu gehörigen Actenffüden. 
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Befhlüffeder Bundesverfammlung, welche 
die verfaffungsmäßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, 
oder die Verhaͤltniſſe teutſcher Staatsbuͤrger im Au⸗ 
gemeinen betreffen, machen einen Theil des Baden⸗ 
ſchen Staatsrechts aus, und werden fuͤr alle Klaſſen 
von Landesangehoͤrigen "verbindlich , nachdem fie von 
dem Staatsoberhaupte verkündet worden find. 

Das Großherzogehum ift untheilbar und 
unveräußerlich in allen feinen Theilen, 

Die Regierung des Landes ift erblich in der 
großherzoglichen Familie, nach den — 
der Declaration vom 4. Oct. 1817. 

Der Großherzog vereinigt in fih alle Kehte 
der Staatsgewalt, und übe fie unter den in dieſer 
Berfaffungsurfunde feftgefegten Beftimmungen aus. 
— Geine Perfon ift heilig und unverleglich, 


Staatsbürgerlihe und politifche Rechte, und be: 
| ondere Zuficherungen, 


Die ftaatsbürgerlichen Nechte der Badener find 
gleich in jeder Hinficht, wo die Verfaffung nicht 
namentlich eine Ausnahme begründet, 

Die Staatsminifter und fämmtliche Staatsdie— 
ner find für Die genaue Befolgung der Verfaſſung 
verantwortlid. 

Alle Badener tragen ohne Unterfchied zu allen 


(Karlsruhe, 1819. 8.) S.1ff. Die folgenden Aus 
tenftüce find: die Wahlordnung, mit deren Beis 
lagen, &.26; die Deelaration vom 4. Det. 1817 als 
Grundlage des Hausgeſetzes, S. 58; das Ediet 
üuͤber die Berechtigungen der dem Großherzogthume ans 
gehörigen —— Reichsſtaͤnde und Reichs— 
ritter, S.71 ff. u. ſ. w. — Außerdem ſteht dieſe 
Verfaſſung in den $. 19 angeführten Sammlungen. 
St. W. ate Aufl, 1V. 29 
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öffentlichen Saften bei. Alle Befreiungen von direcs 
ten oder indirecten Abgaben bieiben aufgehoben. 


Alle Staatsbürger von den drei chriftlichen Con— 
feffionen haben zu allen Civil- und Mititairftellen 
gleihe Anſpruͤche. 

Unterfchied in der Geburt und der Religion bes 
gründet, mit der für. die ftandesherrlichen Samilien durch 
die Bundesacte gemachten Ausnahme, Feine Auge 
nahme der Militairpflicht. 

Fuͤr die bereits für ablöslich erklärten Grund— 
en und Dienftpflichten, und alle aus der Leibe 
‚ edgenfchaft herrührende Abgaben, foll durch ein Ge- 
feß ein angemefjener Abkaufsfuß feftgefegt werden, 

Eigenthum und perfonliche Freiheit ftehen für 
Alle auf gleiche Weife unter dem Schuße der Ver— 
faffung. 

Die Gerichte find unabhängig innerhalb der 
Grenzen ihrer Kompetenz. — Niemand darf in Cris 
-minalfachen feinem ordentlichen Richter entzogen wer: 
den. Niemand fann anders, als in gefeglicher Form, 
verhafter und länger als zweimal 24 Stunden im Ge— 
fangniffe feftgehalten werden, ohne Uber den Grund 
feiner Verhaftung vernommen zu feyn. 


Der Großherzog Fann erfannte Strafen mildern, 
oder ganz nachlaffen, aber nicht fehärfen. 
Ale Bermöogensconfifcationen follen abs 

gefchafft werden. 

Die Preßfreiheit wird nach den künftigen 
DBeftimmungen der Bundesverfammlung gehandhabt 
werden. | 
Die politifchen Rechte der drei chriftlichen 
Keligionstheile find gleich. 
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Ständeverfammlung Kechte und Pflichten ver 
Ständeglieder, 


Die tandftände find in zwei Kammern ge 
teilt, 

. Die erfte Kammer befteht: aus den Prinzen 
des großherzoglichen Hauſes; aus den Haͤuptern der 
ſtandesherrlichen Familien; aus dem Landesbiſchoff 

und Einem vom Großherzoge lebenslaͤnglich ernann— 
ten proteſtantiſchen Geiſtlichen mit dem Range eines 
Praͤlaten; ‚aus 8 Abgeordneten des grundherrlichen 
Adels; aus zwei Abgeordneten der tandesuniverfitäten; 
aus den vom Großherzoge, ohne Küdficht auf Stand 
und Geburt, zu Mitgliedern diefer Kammer ernann= 
ten Perfonen, — Die Prinzen des Haufes und die 
Gtandesherren treten nach erlangter Volljährigkeit 
in die Ständeverfammlung ein. Während der Min: 
derjährigkeit des Beſitzers einer Standes herrſchaſt 
ruht deſſen Stimme. 

Die Haͤupter der adlichen Familien, welchen 
der Großherzog eine Wuͤrde des hohen Adels verleiht, 
treten, gleich den Standesherren, als erbliche 
Sandftände in die erfte Kammer. ie müffen aber 
ein, nach dem Rechte der Erftgeburt und der Lineal⸗ 
erbfolge erbliches, Stamm = und Lehngut beſitzen, das 
in der Grund» und Gefaͤllſteuer, nach Abzug des 
Saftencapitals, wenigftens zu 300,000 $1. angefchla= 
gen ift. 

Bei der Wahl der grundherrlichen Abgeordnes 
ten find fammtliche adlihe Befiger von Grundherr⸗ 
fchaften, die das Iifte Jahr zurückgelegt und im 
ande ihren Wohnfig haben, ſtimmfaͤhig. Wählbar 
find alle ftimmfähige Grundherren, die das 2öfte 
Jahr zuruͤckgelegt haben. Jede Rah) gilt für acht 


J 


452 Poſitives Staatsrecht. 


Jahre. Aller vier Jahre tritt die Hälfte der grund: 
herrlichen Deputirten aus. 

Adlichen Güterbefisern Fann der Großherzog 
die Stimmfähigfeit und Wählbarfeit bei der Grund» 
— beilegen, wenn ſie ein Stamm- oder 
ehngut beſitzen, das in der Grund- und Gefaͤllſteuer, 
nach Abzug des Laſtencapitals, wenigſtens auf 60,000 
Fl. angefihlagen ift, und nach dem Kechte der Erft- 
geburt nach der Linealerbfolge vererbt wird. 

Die zweite Kammer befteht aus 63 Abgeord- 
neten der Städte und Aemter (nach der der DBerfaf- 
fungsurfunde angehängten Vertheilungslifte). Diefe 
Abgeordneten werden von erwaͤhlten Wahlmännern 
erwäble 

Zum Abgeordneten Fann ernannt werden, ohne 
Ruͤckſicht auf Wohnort, jeder, der einer der drei chrift- 
lichen Confeſſionen angehört, 30 Jahre alt ift, und 
in dem Grund-, Hänfer= und Gewerbfteer = Katafter 
wenigftens mit einem Kapitale von 10,000 1. einges 
tragen ift, - oder eine jährliche lebenslängliche Rente 
von wenigftens 1500 Fl. von einem Stamm- oder 
Lehnsgutsbeſitze, oder eine fire ftändifche Befoldung 
oder Kirchenpfrinde von gleichem Betrage als Staates 
oder Kirchendiener bezieht, auch in Diefen beiden leß= 
ten Fällen wenigftens irgend eine Directe Steuer aus 
Eigenthum bezahlt. 

Die Abgeordneten der Städte und Aemter wer= 


den auf acht Jahre ernannt, und fo, daß die Kam— 


mer aller zwei Jahre zu einem Viertheile erneuert 
wird, — Jeder Austretende ift wieder wählbar. 
Der Großherzog ruft Die Stände zufammen, 
vertagt fie, und kann fie auflofen. — Die Auf: 
löfung bewirkt, daß alle durch Wahl ernannte Mit- 
glieder der erften und zweiten Kammer, die Abgeord- 


\ 


* 
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neten der Grundherren, der Univerſitaͤten und der 
Städte und Aemter ihre Eigenſchaft verlieren. Erz 
folgt die Auflofung, bevor der Gegenftand der Bes 
rathung erfchöpft iſt; fo muß längftens innerhalb drei 
Monaten zu einer neuen Wahl gefchritten werben, 

Der Großherzog ernennt für jeden Landtag den 
Präfidenten der erften Kammer; die zweite Kammer 
wählt für die Präfidentenftelle drei Candidaten, wo= 
von der Großherzog einen beftätigt. 

Aller zwei Jahre muß eine Ständeverfanmlung 
ſtatt finden. 

Kein Staͤndeglied kann, waͤhrend der Dauer 
der Verſammlung, ohne ausdriidlighe Erlaubniß der 
Kammer, zu welcher es gehört, verhaftet werben; 
den Fall der Ergreifung auf frifcher That bei begange- 
nen peinlichen Verbrechen ausgenommen. 

Es befteht ein ſtaͤndiſcher Ausſchuß aus 
dem Präfidenten der legten Sitzung, drei Mitgliedern 
der erften und ſechs Mitgliedern der zweiten Kammer, 
deſſen Wirkfamfeit auf den namentlich in diefer Urs ' 
Funde ausgedruͤckten Fall, oder auf Die, von dem legten 
Landtage mit Genehmigung des Großherzog an ihn 
gewiefenen, Gegenftände befchränfe if, — Diefer 
Ausſchuß wird vor dem Schluſſe des Landtags, 
auch bei der Bertagung deflelben, in beiden Kam— 
mern durch relative Stimmenmehrheit ge 
wählt. Jede Auflofung des Landtags zieht auch) Die 
Auflofung des Ausſchuſſes nach ſich. 


Wirkſamkeit der Staͤnde. 


Ohne Zuſtimmung der Stände kann 
Feine Auflage ausgefchrieben und erho- 
ben werben. 

‚Das Huflagengefes wird in ber Kegel für zwei 
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Jahre gegeben. Mit dem Entwurfe des Auflagen- 
gefeges wird das Sta ats bud get und eine details 
lirte Ueberficht über die Verwendung der verwilligten- 
Gelder von den frühern Etatsjahren übergeben... — 
Es darf darin Fein Poften für geheime Aus 
gaben vorkommen, wofhr nicht eine fchriftliche, von 
einem Mitglievde des Staatsminifteriums contrafige 
nirte, Verſicherung des Großherzogs beigebracht wird, 
daß die Summe zum wahren Beſten des Landes ver= 
wendet worden fen, oder verwendet werben folle,. 

Ohne Zuſtimmung der Stände kann fein Ans. 
leben gültig gemacht werben, 

Es darf feine Domaine ohne Zuftimmung 
der Stände veräußert werden. Der Ertrag der Do= 
mainen ift zur Beftreitung der GStaatslaften belaffen. 

Die Civillifte kann ohne Zuftimmung der 
Stände nicht erhöht, und ohne Bewilligung des 
Großherzogs nicht vermindert werben, 


Jeder die Finanzen betreffende Gefeßesentwurf 
geht zuerftan die zweite Kammer, und kann 
nur dann, wenn er von diefer angenommen worden 
ift, vor die erfte Kammer zur Abftimmung über 
Annahme oder Nihtannahme, ohne alle 
Abänderung, gebracht werden. — Tritt die 
Mehrheit der erften Kammer dem Befchluffe der zwei= 
ten nicht bei; fo werden die bejahbenden und 
 verneinenden Stimmen beider Kammern 
zufammengezählt, und nach der abfoluten 
Mehrheit fammtlicher Stimmen der Ständebefhluß 
gezogen. 

Kein Gefes, Das die Verfaffungsurkunde er= 
ganze, erläutert oder abändert, darf, ohne Zuftim= 
mung einer Mehrheit von zwei Drittheilen der an= 


Großherzogthum Baden. 455 


wefenden Ständeglieder einer jeden der beiden Kams 
mern, gegeben werden. 

In allen andern, die Freiheit der Perfonen oder 
das Eigentum der Staatsangehörigen betreffenden, 
allgenieinen neuen Landesgeſetzen, oder zur Abändes 
rung der authentifchen Erklärung der beſtehenden, ift 
die Zuftimmung der abfoluten Mehrheit einer — 
der beiden Kammern erforderlich. 

Die Kammern haben das Recht der Vor—⸗ 
ftellung und Beſchwerde. Sie koöͤnnen den 
Großherzog, unter Angabe der Gruͤnde, um den 
Vorſchlag eines Geſetzes bitten. Sie haben 
das Recht, Mißbracuche in der Verwaltung 
der Regierung anzuzeigen. Sie haben das Recht, 
Miniſter und die Mitglieder der oberſten Staatsbe— 
hoͤrden wegen Verlegung der Verfaſſung oder aner—⸗ 
kannt verfaffungsmäßiger Nechte formlih anzus 
flagen. 

Befchwerden einzelner Staatsbürger 
konnen von den Kammern nicht anders, als fehriftlich, 
und nur dann angenommen werden, wenn der Bes 
fchwerdeführer nachmweifet, daß er fic) vergebens an 
die geeigneten tandesftellen und zulegt an das Staats⸗ 
minifterium um Abhülfe gewendet hat. — Keine 
Vorſtellung, Befchwerde oder Anklage Eann an den 
Großherzog gebracht -werden ohne Zuftimmung der 
Mehrheit einer jeden der beiden Kammern. 


Eröffnung der ftändifchen Sigungen; Formen der 
Berathungen. | 

Der Landtag wird vom Öroßherzoge, oder von 

einen von ihm ernannten Commijfar eröffnet und ges 


ſchloſſen. 
Kein landesherrlicher Antrag kann zur Diſcuſ⸗ 
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ſion und Abſtimmung gebracht werden, bevor er nicht 
in beſondern Commiſſionen erörtert und darüber Vor⸗ 
trag erftattet worden ift. 

Jeder gültige Befchluß einer Kammer erfordert, 
“wo nicht ausprüdlich eine Ausnahme feftgefegt wor: 
den.ift, abfolute Stimmenmehrheit bei vollzähliger 
Berfammlung, — Die erfte Kammer wird durch 
die Anwefenheit von 10, die zweite durch die Anwe⸗ 
fenheit von 35 Mitgliedern vollzählig. | 
Diie Miniſter und Mitglieder des Staatsminis 
fteriums und die großherzoglichen- Commiffarien haben 
jederzeit bei öffentlicher und geheimer Sitzung Zutritt 
in jeder Kammer, und mäflen bei allen Difeuffionen 
gehört werden, wenn fie es verlangen. Nur bei der 
Abftimmung treten fie ab, wenn fie nicht Mitglieder 
der Kammer find. 

Nur den landesherrlichen Commiſſarien und 
den Mitgliedern der ftändifehen Commiffionen wird 
geftattet, gefchriebene Reden abzulefen; allen übri= 
gen Mitgliedern find blos mündlihe Vorträge 
geſtattet. | 

Die Sisungen beider Kammern find öffent 
lih. Sie werden geheim, auf das Begehren ber 
Regierungscommiſſarien, bei Eröffnungen, für welche 
fie die Geheimhaltung nöthig erachten, und auf das 
Begehren von drei Mitgliedern, welchen wenigftens 
ein Viertheil der übrigen Mitglieder beitreten muß. 

Die Verfaffung wird unter die Öarantie 
des teutſchen Bundes geftelft, 


\. 90, 
15) Churſtaat Heffen. 
Die Landgraffchaft Helen: Kaflel, deren Regent 
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Wilhelm 1 im Keichsdeputationshauptfchluffe die 
churfürftliche Würde erhielt, hatte Landſtaͤnde 
bis zum Jahre 1806, Sie beftanden aus drei Klaf- 
fen: Prälaten, Ritterfchaft, und Landſchaft, welche 
Durch die ftädtifchen Deputirten gebildet ward. Zu 
den Prälaten gehörten: der Komthur der teutfchen 
Drdensballei Hefien, die Univerfität Marburg, und 
- fünf Obervorfteher adlicher Stifter. Die Deputirten 
der Kitterfchaft und Landfchaft waren nach den fünf 
Flüffen (Lahn, Schwalm, Fulda, Werra und Dies 
mel) eingetheilt. Die Grafſchaft Kagenelnbogen ver- 
trat auf diefen Sandtagen ein aus den Jandesvorftehern 
gewähltes Individuum, Die Graffchaft Schaumburg 
hatte eigne Stände, das Fuͤrſtenthum Hanau gar 
feine. Bis zum Jahre 1806 wurden die Landtage 
meiftens regelmäßig gehalten. \ 

Als aber im Spätjahre 1806 der Churftaat Hef- 
fen von den Franzoſen befegt, und diefes fand im 
Tilfiter Frieden zum Konigreihe Weftphalen ges 
fhlagen ward; da galt aud) die, diefem Königreiche 
gegebene, VBerfaffung von 1807 — 1813 in dem - 
Sande. Allein mit der Voͤlkerſchlacht bei teipzig er: 
lofch das Königreich Weftphalen und deffen Verfaſ— 
fung. Der Churfürft Wilhelm kehrte nach Kaffel 
zuruͤck, und unterzeichnete am 2. Dec. 1813 mit den 
verbünderen Mächten zu Frankfurt einen Vertrag, 
nach welchem er in feine vorigen Nechte eingefegt 


ward, nach welchem aber audy die VBerfaffung, - 


wie fieim Jahre 1806 gemwefen wäre, her— 
geſtellt werden follte. . 

- Doch unterblieb diefe Herftellung, obgleich in 
dem Augfchreiben vom 29. Aug. 1814 die Fortdauer 
der landftandifchen Verfaffung beftinnmt zugefichert 
ward. Dagegen berief der Churfürft durch Edict vom 


y 
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27. Dec. 1814 zwan zig ſtaͤndiſche Deputirte: zwei 
aus den Praͤlaten, fuͤnf aus der Ritterſchaft, acht 
aus den Staͤdten, und fuͤnf aus dem Bauernſtande. 
Die lebhaften Streitigkeiten *) zwiſchen der Regierung 
und den ſtaͤndiſchen Deputirten betrafen theils die 
Segenbemerkfungen der letztern gegen den ihnen vor: 
gelegten neuen Verfaffungsentwurf, theil s den Wi- 
berfpruch derfelben gegen Die Forderungen der Regie 
rung in finanzieller Hinſicht. Meochte diefer Wiper: 
ſpruch nicht ohne Grund ſeyn; fo befremdete es doch, 
Daß die verfammelten Stände gegen einen Verfaſ— 
fungsentwurf fich erklärten, der, fo weit er befannt 
ward, viele zeitgemäße Beftimmungen enthielt. Es 
fhien aber, daß die Stände die neue Verfaffung 
nur aufdem Wege des Vertrages, und nicht 
als einen Act der Regentenmacht aunehmen **) wolle 


— — — 


2) Vergl. Beurkundete Darſtellung der churheſ— 
ſiſchen Landtagsverhandlungen. 2 Abtheil. 
s. l. 1816. 8. (enthalten die Jahre 1815 und 16.) — 
und die Ueberficht der Verhandlungen der churs 
beffifhen Landfiände in den Jahren 1815 
und 1816 im allg. Staatsverfaffungsars 
hive B.1. St. 4. und B. 2. St.1. 

**) Dies erheilte aus dem Minijterialvefeript vom 2, Mai 
1816, worin es hieß: „Wenn Se. Kön. Hoheit den 
Entſchluß gefaßt haben, eine auf fämmglicye Provinzen 
ſich erſtreckende Conſtitution als Landesgefeg bekannt zu 
machen; fo, hätte der natürliche Zufammenhang der 
Sachen den zum Lundtage erfchienenen Standen und 
Deputirten ſchon die Ueberzeugung einflögen mäffen, daß 
bier nicht von einer vertragsmäßig einzus 
gehenden Regierungsform die Rede it. Was 
der Regent in diefer Iandesväterlichen Abſicht zu vers 
willigen und feitzuhalten Willens iſt, gehört nicht zu 
ſolchen Segenftänden, worüber erft zu tractiren 
fteht. — Was aus eigenem landesväterlichen Antriebe 
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fen, fo wie fie auch forderten, daß die nene Verfaſ⸗ 
ſung unter die beſondere Garantievon zwei 


teutſchen Mächten geſtellt werden ſollte. Als 
nun feine, Vereinigung zwiſchen der Regierung und 


den Staͤnden erfolgte; ſo vertagte Anfangs der 
Churfuͤrſt die ſtaͤndiſche Verſammlung, und hob ſie 
durch Reſcript vom 2. Mai 1816 vollig auf. Seit 
dieſer Zeit ift der Churftaat ohne landftändifche Ver: 
faffung regiert worden; Doch erfchien, nach dem 
Kegierungsantritte des Churfürften Wilhelms 2, für 
Die neue Seftaltung der Berwaltung am 29, Sum, 
1821 ein Organifationsdecret *). 

Da die von dem Churfürften Wilhelm 1 beabfich- 
tigte Verfaffung nicht angenommen ward; fo koͤnnen 
aus dem Entwurfe derfelben nur diejenigen Bes 
ſtimmungen mitgetheilt werden, welche unmittelbar auf 
den Charakter der ſtaͤndiſchen Vertretung fich beziehen, 
— In dieſer Hinfiche follten alle befondere Repraͤ— 
ſentationen der Prälaten und der Nitterfchaft, der 
Städte und der Bauern aufhören. Sämmtlide 
LSandtagsdeputirte zufammen machen die 
Stände aus, und jeder Landtagsdeputirte repräs 
fentirt die Unterthanen, ohne Unterfchied ihres Stans 
Des. Die Anzahl der Deputirten fol, außer dem 
Präfidenten, aus 30 Perfonen beftehen. Die drei 
vornehmften Diener der drei chriftlichen Confeſſionen 


— 


find ohne weitere Wahl Landtagsdeputirte. Die übris 


gen 27 Deputirten follen zu Z aus den zum und 


dem fländifchen Mitwirkungsrechte kraft eines — 
geſetzes unterworfen wird, iſt fortdauernd guͤltig, ohne 
daß es darum einer vorgängigen Unterhands 
lung, als über einen abzufhließenden Vers 
trag bedarf.” 

*) Lüders dipl. Archiv, Th. 2. ©. 480. 
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der Ritterſchaft (und zwar aus 2 Prälaten und 7 Rit⸗ 
tern), zu $ aus den Stadtbewohnern (jedoch mit 
Einfhluß des jevesmaligen Bürgermeifters von Kaf- 
fel), und zu ang den Grundeigenthuͤmern des platz 
ten Sandes und den übrigen Unterthanen gewählt wer: 
den, welche bei den erften Wahlen nicht zugezogen 
worden find. Zur Waͤhlbarkeit eines Deputirten 
gehört, daß er fich zu einer ber drei chriftlichen Cons 
feſſionen bekenne, 25 Jahre alt, in Feiner Unter: 
fuchung begriffen, und nicht mit Gefängnißftrafe bes 
fege worden fen. Die Wahl gilt auf ſechs Jahre; 
doch ift jeder wieder wählbar. — Die Stände haben 
das Hecht, jeden Staatsbeamten anzuklagen, 
welcher einer Uebertretung der Verfaffung, einer Mal⸗ 
verfation oder Concuffion fih fhuldig maht. Die 
Deputirten Eonnen während der Sitzungsperiode nicht 
anders, als mit Zuftimmung der Derfammlung ver: 
haftet, und zu Feiner Zeit wegen Aeußerung ihrer 
Meinung zur Rechenfchaft gezogen werben. Die 
Landſtaͤnde Eonnen zu neuen Geſetzen und zur Vers 
befferung der alten Anträge machen. — Die Stände 
müffen fich wenigftens aller ſechs Jahre verfammeln. 
Der Regent kann die Sitzung vertagen, und auf 
löfen; im lestern Falle muß er aber mit der Auf 
loͤſung fogleich die Wahl neuer Deputirten verorbnen. 
— Kein Grundeigenthümer im Staate darf frei ſeyn; 
alle Eremtionen, auch die der Domainen, der Kits 
chen⸗ und Schulgüter werden aufgehoben. 


— — — — — 


Großherzogthum Heſſen. 461 


9. _ 
16) Oroßherzogthum Heffen . 
a), Geſchichtliche Einleitung, 


Die Länder des Sandgrafen von Heffen : Darm 
ftadt gehörten zu denjenigen teutfchen Staaten, welche 
feit dem: Reichsdeputationshauptfcehluffe im Jahre 
1803 vie meiften Gebietsveränderungen erfuhren, 
wenn gleich der Umfang des Staates felbft von 
1803 — 1810 bedeutend vergrößert ward, Dem 
Rheinbunde trat der Landgraf als Großherzog Lupe 
wigi1 (12. Jul. 1806) bei, worauf er durch Decret 
vom 1. Dct. 1806 die landſtaͤndiſche Verfaf: 
ſung in feinem Staate aufhob. — Co ward das 
Land ohne Stände regiert, bis der dreizehnte Artikel 
der teutfchen Bundesacte in allen teutfchen Staaten 
landftändifche Verfaffungen verlangte. Nachdem num 
noch im Jahre 1816 bedeutende Gebictsveränderuns 
gen in diefem Staate, befonders durch Abtretung des 
Herzogthums Weftphalen an Preußen und durd Erz 
werbung der Provinz Aheinheffen, erfolgt waren, regte 
fih auch im Großherzogthume Heffen das Verlangen 
nach einer ftändifchen Verfaſſung *). Namentlich 
unterzeichneten eilf Standesherren des Landes 
ein Schreiben **) an den Großherzog wegen Zus 
fammenberufung einer Ständeverfammlung. 

Doch verzog es fi noch bis zum Jahre 1820, 
wo, vom Öroßherzoge unterzeichnet und vom Staats» 


— — 


* 





*) Vergl. den Aufſatz: Regungen im Großherzog— 
thume Heſſen-Darmſtadt, ſtaͤndiſche Ver— 
faffung betreffend; im Allgem. Staatsver— 

faffungsardive, 28. S. 128 ff. 

**) Diefes Schreiben (vom März 1816) Ebend. &. 126 ff. 
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minifter von Grolman contrafignirt, am 18. März 
ein Edict*) über die landftändifhe Ber 
faffung des Großherzogthums erfihien. Ob— 
gleich in demfelben eine fürmlihe Berfaffung in 
27 Artikeln, als Grundgefeß Des- Staates vom, 
Kegenten gegeben und bekannt gemacht, enthalten 
war, welche den im Mai 1520 zufammenberufenen 
Ständen mitgetheilt ward; fo erklärten fich die letz— 
tern doch. fo ernfthaft über das Unzureichende diefer 
Verfaffung, daß, mac längern Unterhandlungen 
zwifchen der Regierung und den Ständen, am 17, 
Dec. 1820 vom Großherzoge die neue Verfaſ— 
fung bekannt gemacht ward, die fogleich ins offent= 
lihe Staatsleben eintrat, — Der PVergleichung 
wegen werden, vor der Aufftellung des politifchen 
Charakters diefer geltenden Verfaffung, die Grund— 
züge der am 18. März 1820 bekannt gemachten Ver— 
faffungsurfunde mitgetheilt. Nach derſelben follten 
die Stände zwei Kammern bilden. Die erfte 
Kammer follte beftehen: aus den Prinzen des Haufes, . 
aus den Häuptern ftandesherrlicher Familien, aus 
dem Senior der Familie von Riedeſel, aus dem katho— 
lifchen Sandesbifchoffe, aus einem proteftantifchen Geift: 
lichen mit Prälatenwürde, aus dem Kanzler der Lan— 
Desuniverfität, und aus denjenigen ausgezeichneten 
Staatsbürgern, welche der Regent auf tebenszeit Dazu 
berufen naırde, Die zweite Kammer follte gebildet 
werden: aus 6 Adlichen, welche der mit Grundeigen= 
thum angefeffene Adel aus feiner Mitte wählen würde; 


*) Es ift befonders gedruckt mit dem Titel: Landftäns 
difhe Verfaffungsurktunde für das Groß 
herzogthum Heſſen. s. 1. 1820. 8., und ſteht in 
den Europ, Conſtitt. Th. 4. S. 82. 
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aus 10 ftädtifchen Abgeordneten (von den wichtigften 
8 Städten des Landes); aus 34 gewählten Abgeord⸗ 
neten aus den nicht mit einem befondern Wahlrechte 
begabten Städten und den Landgemeinden. Die 
Stände follten nur mit denjenigen Gegenftänden fich 
befchäftigen, welche in der Verfaſſung zu ihrem Wir: 
kungskreiſe verwiefen wären. Dahin gehörte das Fi— 
nanzgefeß, welches immer auf drei Jahre gegeben und 
zuerft der zweiten Kammer vorgelegt werden follte, 
Die erfte Kammer follte es nur im Ganzen annehmen, 
- oder 'verwerfen dürfen. Im Falle einer Verfchieden- 
heit der Anfichten beider Kammern, follte das Finanzs 
gefeß in einer DVerfanmlung der. vereinigten beiden 
Kammern, unter dem PVorfiße des Präjidenten der 
erften Kammer, erörtert, und der Befchluß nach ab— 
foluter Stimmenmehrheit gefaßt werden. Die Staats: 
fhuld follte garantirt werden und Feine Vermehrung 
derfelben, ohne Einwilligung der Stände, ‚ftatt fin— 
den. Die polizeilichen Gefege und alle über die ge= 
fanımte Verwaltung und den Staatsdienft zu erlaffende 
Normative und Kegulative follten ohne ftändifche 
Concurrenz erlajfen, bei allen andern neuen Geſetzen 
aber follte dag Gutachten der Stände vernoms 
men werden. Die Kammern dinften, nach übers 
einftimmendem Befchluffe, gemeinfchaftliche Be— 
ſchwerden und gemeinfchaftliche Bitten den Regenten 
vorlegen. — Die Stände follten für den Inhalt ihrer 
freien Abftimmung nicht verantwortlich feyn. _ Doch 
fhüßte das Recht der freien Meinungsäußerung nicht 
gegen den Vorwurf der Berläundung, welche Einzelne 
in diefer Aeußerung etwa finden follten, und der Re— 
gent war nicht gemeint, in ſolchen Fallen den Einzel— 
nen das Klagerecht zu entziehen , welches diefem gegen 
Verläumdungen nach den Geſetzen zuftehe. 
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b) Politifcher Charafter der Berfaffung 
vom 17. Dec. 1820*). 


Bon dem Großherzogthume und deſſen Regierung 
im Allgemeinen, 


Das Großherzogthum bildet einen Beftandrheil 
des teutfhen Bundes. Die Befchlüffe der 
Bundesverfammlnng, welche die verfaffungss 
mäßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands oder die Verhaͤlt— 
niſſe teutfcher Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, 
bilden einen Theil des heffifhen Staats: 
rechts, und haben, wenn fie von dem Öroßherzoge 
verfündet worden find, verbindende Kraft. Doc 
wird hierdurch die Mitwirku ng der Stände in 
Anfehung der Mittel zur Erfüllung der Bundesver- 
bindlichkeiten nicht ausgefchloffen. 


Das Großherzogthum bilder, in der Geſammt⸗ 
vereinigung der aͤltern und neuern Gebietstheile, ein zu 
einer und derſelben Verfaſſung verbundenes Ganzes. 


Der Großherzog iſt das Oberhaupt des Staates, 
vereiniget in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und 
‚übt fie unter den von ihm gegebenen, in diefer Ver: 


*) Im Eingange zu diefer Verfalung hieß es: ‚Ludwig ıc. 
Nachdem wir die, in Gemäßheit des Artikels 21 Unſers 
Edict3 vom 18. März d. J. über die landjtändifche Vers 

faſſung geäußerten, Wünfche Unfrer Stände über die 
eonftitutionellen Beftimmungen vernommen, und in Bes 
ziehung auf diefelben Unſre Entfchliegungen gefaßt haben ; 
fo finden Wir Uns nunmehr bewogen, biefe Entſchließun—⸗ 
gen und die durch diefelben nicht abgeänderten verfaffungss 
mäßigen Beftimmungen Unfers Edicts vom 18, März — — 
in Einer Urkunde zuſammen zu faſſen ıc. 
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faſſung feſtgeſetzten, Beſtimmungen aus. Seine Per⸗ 
ſon iſt heilig und unverletzlich. | 

Die Regierung ift erblich nach Erftgeburt und 
Linealfolge. In Ermangelung eines durch Verwandt: 
fchaft oder Erbverbrüderung zur Nachfolge be= 
rechtigten Prinzen gehet die Regierung auf das weib— 
liche Geſchlecht über. Hierbei entfcheider Nähe ver 
Verwandtſchaft mit dem legten Großherzoge. Nach 


. dem Uebergange gilt wieder der Vorzug des Manns: 


ftamnies. (Ein Hausgefes beftimmt das Nähere, 
fo wie über die Regentſchaft während einer Minver: 
jährigfeit.) | | 
Bon den Domainen. * 
Ein Drittheil der fammtlihen Domai— 
nen, berechnet nach dem Durchſchnittsertrag der reis 
nen Einfünfte, wird, nach der Auswahl des Groß— 
herzogs, an den Staat abgegeben, um, mittelft 
allmähligen Verkaufs, zur Echuldentilgung verwen- 
Det zu werden. — Die übrigen zwei Drittheile bil- 
“den das fehuldenfreie unveräußerlihbe Fami— 
lieneigenthbum des großberzoglichen Haufes. : Die 
Einkuͤnfte diefes Familiengutes, woruͤber eine befon= 
dere Rechnung geführt wird, follen jedoch in Dem 
Budget aufgeführt und zu den Staatsausgaben ver- 
wendet werden. Vorzugsweiſe find aber darauf die 
. zu den Bedürfniffen des großberzoglichen Haufes und 
Hofes erforderlichen Summen radicirt; auch foll, ohne 
ftändifhe Einwilligung, von diefem Familiengute 
nichts verhypothecirt werden. ne 
Allgemeine Rechte und Pflichten der Heffen.\. 
Der Geniß aller bürgerlichen Rechte, fowohl 
der Privarrechte, als der offentlichen (oder bes 
Staatsbürgerrechts) ſtehet nur Inlaͤndern zu. 
St. W. ate Aufl. IV. 30 
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Alle, Heffen find vor dem Gefege gleich. — Die 
Geburt gewährt Keinem’eine vorzügliche Berechtigung 
zu irgend einem Staatsamte. 

Die Verfchiedenheit der anerkannten chriftlichen 
Confeſſionen hat Feine VBerfchiedenheit in den politis 
fchen oder bürgerlichen Rechten zur Folge. 

Den anerkannten chriftlihen Confeffionen iſt 
vollfommene Sewiffensfreiheit und freie und oͤffent— 
liche Ausuͤbung ihres Keligionscultus geftattet. 

Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums 
ift Eeiner Befchränkung unterworfen, als welche Recht 
und Geſetz beftimmen. Jedem Heſſen fteht das Recht 
der freien Auswanderung zu, 

Die Leibeigenfchaft bleibt für inmmer auf: 

gehoben. 5 
® Lingemeffene Frohnen koͤnnen nie ftatt haben, 

und die gemeffenen find ablösbar. | 

In außerordentlihen Norhfällen ift jeder 
Heffe zur Vertheidigung des Vaterlandes ver: 
pflichtet, — Jeder Heſſe, für welchen nicht eine 
verfaffungsmäßige Ausnahme beftehet, ift verpflichtet, 
an der ordentlichen Kriegsdienftpflicht Antheil zu 
nehmen. Bei dem Aufrufe zur Erfüllung dieſer 
Verbindlichkeit entſcheidet unter den gleich Verpflich— 
teten das Loos, mit Öeftattung der Gtellver- 
fretung. | 

Alte Heffen find zu gleichen ftaatsbürgerlichen 
Verbindlichkeiten und zu gleicher Theil: 
nahme an den Staatslaften verpflichter, in= 
fofern fie nicht eine verfajfungsmäßige Ausnahme in 
Anfpruch zu nehmen haben. 

Niemand foll feinem gefeßlichen Richter entzogen 
werden, — ' Kein Hefe Darf anders, als in ven 
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durch das Recht und die Geſetze beſtimmten Faͤllen 
und Formen, verhaftet oder beſtraft werden. Keiner 
darf länger, als 48 Stuuden, über den Grund feiner 
Verhaftung in Ungemißheit gelaſſen werben. 5 
Die Preffe und der Buchhandel find 
frei; doch unter Befolgung der gegen den Mißbraud) 
beftehenden, oder fünftig erfolgenden Gefeße, 


Von den befondern Rechten des Adels. 


Die Rechtsverhältniffe der Standesherren 
werden durch das Edict vom 17. Febr. 1820 beſtimmt. 
— Die befondern Rechtsverhältniffe des Adels 
genießen den Schuß der DVerfaffung. 


Bon den Kirchen, den Unterrichts- und Webhu 
tigkeits- Anſtalten. 


Die innere Kirchenverfaſſung genießt auch den 
Schutz der politiſchen. 

Verordnungen der Kirchengewalt koͤnnen, ohne 
Einſicht und Genehmigung des Großherzogs, weder 
verkuͤndet, noch vollzogen werden. 

Die Geiſtlichen ſind in ihren buͤrgerlichen Ver— 
haͤltniſſen und bei ſtrafbaren Handlungen, welche nicht 
bloße Dienſtvergehen ſind, der weltlichen‘ Obrig⸗ 
keit unterworfen. 
| Das Kirchengut, das Vermoͤgen der. vom 

Staate anerkannten Stiftungen, Wohlthätigfeits =, 
fo die der höhern und niedern Unterrichtsanftalten , 
genießen des befondern Schußes, und koͤnnen unter 
keiner Vorausſetzung dem —— —— 
werden. oo, - 


Bon den Gemeinden. 
Die Angelegenbeiten ber Gemeinden ſollen Dun Ä 
30 * 
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ein Gefeg geordnet werden, welches, als Grundlage, 
die eigne, felbftftändige Verwaltung des Vermögens 
durch von der Gemeinde Gewählte, unter der Ober: 
aufficht des Staates, ausfprechen wird. Die Grund: 
beftimmungen viefes Geſebes werden einen Beftands 
theil der Verfaſſung bilden, 

Das DVermögen. der- Gemeinden Kann, unter 
feiner Vorausſetzung, dem Finanzvermögen einver= 
leibt werben, 


Von dem Staatsdienfte, 


Riemand fann ein Staatsamt erhalten, ohne 
feine Fähigkeit dazu, durch ordnungsmaͤßige Prüfung, 
bewiejen zu haben. Bei ſolchen, welche im Aus— 
(ande bereits Staatsämter bekleidet, und dadurch 
ihre Fähigkeit bewährt haben, leidet diefe Regel eine 
Ausnahme. 


Anwartfchaft auf Staatsämter finden nicht ftatt. 
Von den Sandftänden. 


. Die Stände des Großherzogthums bilden zwei 
Kammern. 
+. Dieserfte Kammer wird gebildet: aus ben 
Prinzen des großberzoglichen Haufes ; aus den Haͤup⸗ 
fern ftandesherrlicher Familien; aus dem Genior der 
Familie der Freiberren von Kiedefel; aus dem. 
Eatholifchen ‚Sandesbifchoffe; aus einem proteftantis 
ſchen Geiftlichen, welchen der Großherzog dazu auf 
gebenszeit, mit derWuͤrde eines Prälaten, ernennen 
wird; aus dem Kanzler der Sandesuniverfität , ober 
deffen Stellvertreter; aus denjeniger ausgezeichneten 
Staatsbürgern, welche der Großherzog auf Lebenszeit 
dazu berufen: wird. Doc) follen dieſe Eenennungen 


IN; 
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nicht uͤber die Zahl von 10 Mitgliedern ausgedehnt 
werden. 

Die zweite Kammer wird gebildet: aus 6 Ab⸗ 
geordneten, welche der im Lande genuͤgend mit 
Slundeigenthum angeſeſſene Adel aus ſeiner Mitte 
waͤhlt; aus 10 Abgeordneten derjenigen Staͤdte, 
welchen, um die Intereſſen des Handels, oder alte 
achtbare Erinnerungen zu chren, ein beſonderes Wahls 
recht zufteht (Darmftade, Mainz [beide mit 2 Depu⸗ 
firten], Gießen, Offenbach, Friedberg, Alsfeld, 
Worms, Bingen); aus 34 Abgeordneten, welche, 
nah Wahlviftricten gebildet, von den nicht mit einem 
befondern Wahlrechte begabten Städten und den land: 
gemeinden gewählt werden. (Die Art und Weife 
der Uebung der Wahlrechte feßt das Wahlgeſetz feft.) 

. ‚Die gebohrnen Mitglieder der erften Kammer 
müffen 25 Zahre alt feyn, um von ihrem Rechte Ge: 
- brauch zu machen. 

Die Abgeordneten der zweiten Kammer muͤſ—⸗ 
fon 30 Jahre alt fern, und ein, zur Gicherung einer 
unabhängigen Eriftenz genügendes, Einkommen be= 
fisen. Als ein folches wird fir die Wahlen des Adels 
betrachtet, wenn der zu wählende adliche -Örundei- 
genthümer 300 1. Ddirecte Steuern fir eigenthuͤm— 
liches, oder nußnießliches Vermögen jährlich ent= 
richtet. Für die übrigen Wahlen wird erfordert, daß 
der zu Wählende 100 Fl. directe Steuern jährlich 
‚entrichte, oder als Staatsdiener-einen ftändigen jähr- 
lichen Gehalt von wenigftens 1000 1. beziehe. — 

"An den Wahlen des Adels nehmen alle adliche 
Grundeigenthümer Theil, welche 300 Fl. directe 
Steuern entrichten, und 30 Jahre ‚alt find, 

Die Ernennung der Abgeordneten der Städte 
und der Wahlviftricte gefchieht durch drei Wah— 
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fen. Die erfte Wahl beftimmt die Bevollmächtigten ; 
von diefen werden die Wahlmänner, und von den 
legten die Abgeordneten gewählt. . 

Alle Wahlen gefchehen auf 6 Jahre. Die Ges 
wählten fünnen wieder gewählt werden. 

In beiden Kammern haben die Mitglieder des 
Staatsminifteriums ımd die ernannten Landtagscom— 
miffarien freien Zutritt ohne Stimmrecht. 

Der Großherzog hat das Recht, die ftändifche 
DVerfammlung zu berufen, zu vertagen, aufzulofen 
und zu fchliegen. — Er wird die Stände wenigftens 
aller drei Jahre verfammeln, Im Falle einer Auf: 
löfung wird er binnen 6 Monaten eine neue Stände: 
verfammlung berufen. An diefem Falle erlöfcyen 
alle Wahlen, und es muͤſſen neue Wahlen ſtatt fins 
den. Doch find die früher Gewählten wählbar. 


Ohne Zuffimmung der Stände kann 
‚Beine directe oder indirecte Auflage ausgefchrieben oder 
erhoben werden. Das Finanzgefeß, welches auf 3 
Jahre gegeben wird, foll zuerft der zweiten Kams 
mer vorgelegt werden, welche darüber, nach einer 
vertraulichen Beſprechung mit der erfien 
Kammer, durch die Ausſchuͤſſe, ihre Be— 
fchlüffe zu faffen hat. Die Befchlüffe der zweiten 
Kammer fann die erfte nur im Ganzen annehmen 
oder verwerfen, — Gefchieht das leßtere; fo wird 
das Finanzgefeß in einer Verſammlung der vereinig- 
ten beiden Kammern, unter dem Vorfiße des Präfis 
fidenten der erften, diſcutirt, und der Befchluß nach 
abfoluter Etimmenmehrheit gefaßt. 

Beide Kammern find befuge, nicht nur eine 
vollftändige Ueberficht und Nachweifung der Staats: 
bedürfniffe, fondern auch eine genuͤgende Auskunft 
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über die Verwendung früher verwilligter Summen 
zu begehren. Ä 

Die Civillifte kann, während der Dauer 
der Regierung eines Großherzogs, ohne feine Be— 
willigung weder gemindert, noch ohne Zuftimmung 
der Stände erhöhet werden, 

Ohne Zuftimmung der Stände kann Fein Ge- 
feß, auch in Beziehung auf das Landespolizeiwefen, 
. gegeben, aufgehoben oder abgeändert wer- 
den. — Wenn auch nur eine Kammer gegen einen 
Sefegesvorfchlag ftimmt; fo bleibt das Geſetz aus— 
gefest. Wird aber ein folches Gefeß auf dem naͤch— 
ften Landtage von der Regierung den Ständen wieder 
vorgelegt, und wieder von der einen Kammer abge= 
lehnt, von der andern’ aber angenommen; fo wer= 
den, wenn die Regierung es nicht vorzieht, den 
Vorſchlag zurück zu nehmen, die Stimmen für und 
wider die Annahme in beiden Kammern zufammen 
gezählt, und die ſich ergebende Stimmenmehrheit 
entfcheidet fir oder gegen die Annahme. 

Sefesesvorfchläge fonnen nur von 
dem Großherzoge an die Stände, nicht 
von den Ständen an den Großherzog ge— 
bracht werden. Die Stände fünnen aber, im 
Wege der Petition, auf neue Geſetze, fo wie 
auf. Abänderung oder Aufhebung der beſtehenden 
anfragen. 

Yushebungen zum Vermehrung der Truppen 
über die Bundespflicht hinaus koͤnnen nur 
durch ein Geſetz beftimmt werden. 

Die gefammte Staatsſ chuld, welche ohne 
ſtaͤndiſche Einwilligung nie vermehrt werden kann, 
iſt durch die Verfaſſung garantirt, . 

Die Kammern haben das Recht, dem Groß— 
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herzoge alles dasjenige vorzufragen, was fie, ver- 
möge eines übereinftimmenden Befchlufs 
fes, für geeignet halten, um als. eine gemeinfchaft- 
lihe Befchwerde, oder als ein gemeinfchaftlicher 
Wunſch an ihn gebracht zu werden. Dies gilt 
auch von den Befchwerden gegen das Benehmen der 
Staatsdiener. 

Einzelne und Serporaionen fonnen fich nur 
dann an die, ftändifchen Kammern wenden, wenn 
fie in Hinficht ihrer individuellen Intereſſen auf eine 
unrechtliche oder unbillige Art für verlegt oder gedrückt 


ſich halten, und wenn fie zugleich nachzuzeigen ver⸗ 


mögen, daß fie bei den Staatsbehoͤrden Die gejeß- 


lichen Wege um Abhülfe ihrer Befchwerden vergeblich: 


eingefchlagen haben, 
Men die eine Kammer der andern in Hinficht 
auf eine Petition: oder Befchwerbeführung nicht bei— 
ſtimmt; fo bleibe es der letztern unbenommen, Die 
höchfte Regierung von der Petition oder Beſchwerde— 
führung mit dem Bemerken in Kenntniß zu: feßen, 
Daß diefelbe der andern Kammer, welche aber. ihre 
Zuftimmung verfagt habe, mitgerheilt worden fen. 
| Die Stände find für den Anhalt ihrer freien 
Abftimmung nicht verantwortlich. Doc ſchuͤtzt das 
Recht der freien Meinungsaugerumg nicht gegen den 
Vorwurf der Verlaͤumdung, welche Einzelne in — 
Aeußerung finden koͤnnten. 
Waͤhrend der Dauer des Landtags ſind die Mit: 
glieder der Ständeverfammlung Feiner Art von Arreſt, 
als mit Einwilligung der Kammer, zu welchen fie 
gehören, unterworfen; ausgenommen den Fall der Er- 
greifung auf frifcher That bei ftrafbaren Handlungen. 
Der Großherzog ernennt den erften Präfidenten 
der erften Kammer für die Dauer des Landtags. 


— 
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Zur Auswahl des zweiten Praͤſidenten ſchlaͤgt ihm die 
Kammer drei Mitglieder vor. Bei Anweſenheit der 
Hälfte ihrer Mitglieder iſt die erſte, bei Anweſenheit 
von 27 Mitgliedern iſt die zweite Kammer conſtituirt. 
Unter teitung der Einweifungscommiffion ſchlaͤgt die 
zweite Kammer dem Großherzoge 6 Misglieder zur 
Ernennung des erften und zweiten Präfidenten derfel- 
ben vor. 

Jedes Mitglied der Staͤnde hat das Recht, in 
‚der Kammer, zu welcher es gehoert, Motionen 
tiber Segenftände zu machen, welche zu dem Wir: 

Fungsfreife der Kanımer gehören. — Die von einer 
Kammer abgelehnten Anträge der Negierung, oder 
der andern Kanımer, oder eines Mitglieds der Kam: 
mer koͤnnen auf demfelben Landtage nicht wiederhohlt 
werden. 

Die Vorbereitung zur Berathung geſchieht durch 

„gewählte Ausſchuͤſſe. 

Zu einem guͤltigen Beſchluſſe gehört in der erſten 
Kammer die Abſtimmung von wenigſtens F, und in 
der zweiten Kammer von wenigſtens 27 Mitgliedern ; 
in beiden Kammern entſcheidet die Stimmenmehrheit. 

Alle Beſchluͤſſe der einen Kammer muͤſſen der 
andern zur gleichmaͤßigen Berathung mitgörheilt wer⸗ 
den, mit Ausnahme ſolcher Gegenſtaͤnde, woruͤber 
derfaſſungsmaßig ein Beſchluß der einen Kammer, 
unabhaͤngig von dem‘ der andern, zur Birffamkei 
gelangen : Faun, 

Die Kammern Gaben ihre Verhandlungen, in⸗ 
ſofern ſie ſich nicht uͤber vertrauliche Cröffaungen der 
Regierung, oder der andern Kammer, oder an folche 
erftrefen, durch den Drud befannt zu machen, 
Unter verfelben Vorausſetzung haben fie auch das 
Recht, eine beftimmte Anzahl von Zuhörern zuzulaffen. 


J 
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. Allgemeine Beftimmungen, 


Fuͤr das ganze Großherzogthum foll ein buͤr ger⸗ 
liches Geſetzbuch, ein Strafgeſetzbuch, und ein 
Geſetzbuch über das Verfahren in Rechts— 
ſachen eingeführt werben. 

Ausfchlieglihe Handels: und Gewerbsprivilegien 
ſollen nicht ftatt finden, außer zu Folge eines befon= 
dern Gefeßes. — Patente für Erfindungen Dagegen 
kann die Regierung auf beſtimmte Zeit ertheilen. 

Die Strafe der Vermoͤgensconfiſcation 
iſt fuͤr alle Zeiten abgeſchafft. | 


Von der Gewähr der Verfaſſung. 


Seder Regierungsnachfolger fichert,. bei dem Anz 
tritte feiner Regierung, den Ständen die unverbrüch- 
lichfte Fefthaltung der Verfaffung in einer Urkunde zu, . 
welche ven Ständen zugeftellt und in dem ſtaͤndiſchen 
Archive niedergelegt wird. 

Die Staatsminiſter und faͤmmtliche uͤbrige 
Staatsdiener ſind, inſofern ſie nicht in Folge von 
Befehlen ihrer vorgeſetzten Behoͤrden handeln, jeder 
innerhalb feines Wirkungskreiſes für die genaue Bes 
obachtung der VBerfaffung verantwortlich, (Das 
Geſetz über die Berantwortlichfeit der Minifter und - 
oberftien Staatsbehörben bilder einen integrivenben 
Theil der Verfafjung.) 

Abaͤnderungen und Erlaͤuterungen 
der Verfaſſungsurkunde koͤnnen nie anders, 
als mit Einwilligung beider Kammern, geſchehen. 
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93. | 
17) Herzogthum Holftein mit fauenburg. 


Die Praͤlaten, die Nitterfchaft und die Städte 
Holfteins wählten im Jahre 1460 die jetzige Olden-⸗ 
burgifche Dpynaftie zu Örafen von Holftein *). 
Die Wahlcapitulation band den Kegenten fehr an die 
Zuftimmung der Stände. Sie ließ ihn aber frei mit 
den Kammerhörigen fchalten und walten; nur 
daß er feine Domainen veräußern oder: verpfänden 
durfte. — Die Stände von Holftein ftanden mit 
Prälaten, Adel und einigen Städten von Schles— 
wig in anerkannter Berbindung. Diefe Verbindung 
ward auch nicht aufgelöfer, als Dänemark Schleswig 
ganz erwarb. Als es aber feit 1712 Eeine Landtage 
berief, dehnten die beiden regierenden Landesherren 
zu Holſtein-Gluͤckſtadt und Gottorp ihre Rechte 
über die vormals beim Landtage erfchienenen Städte 
immer weiter aus; dagegen die Kechte der privilegir= 
ten Prälaten und Ritterſchaft fortdauernd ans 
erkannt wurden. Co lange diefe ungefränft blieben, 
ftörten Prälaten und Ritterſchaft die Regierung nicht 
in ihrer Finanz» und fonftigen Gefeßgebung. - Die 
alte Zandescontribution von 120,000 Rthlr. jährlich 
für beide Herzogthuͤmer in Kloftern und Ritterguͤtern 
ift noch Die nämliche. Sie zahlen noch jeßt bei Ein— 
und Ausfuhr feinen Zoll oder Licenz. Sie und ihre 
Unterthanen find vom Stempelpapiere frei; nur zu den 
neuen allgemeinen Auflagen wurden fie beigezogen. 
Als im Sept. 1806, nach Auflöfung des teut⸗ 
fchen Reiches, Holftein und Schleswig mit 
Dänemark verbunden wurden, proteftirte die Ritter— 


*) Vergl. Hallefhe Lit. Zeit. 1823. Ergänzungsbl. N. 75. 
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ſchaft nicht dagegen; denn fie befand fich Damals 
wohl unter dem Schuße des Hofes. Als. aber auf 
dem Wiener Congreffe (1815) der König für Hols 
ftein dem teutſchen Staatenbunde ſich anfchloß *), 
vernichtete er die Union Hoffteins mit Dänemark 
materialiter wieder, wenn gleicy die formliche Tren⸗ 
nung nicht ausgefprochen ward. Allein unter Diefen 
Verhältniffen würde eine Gemeinſchaft der neuen Ber: 
faffung für beide Herzogthuͤmer große Unbeguemlich- 
feiten haben, weil Schleswig nicht zum teutſchen 
Staatenbunde gehört. Sollte aber Schleswig Hole 
ftein incorporirt werden; fo begäbe fich der Künig 
eines Theiles der Souverainetätsrechte in Schleswig. 

Am 17. Aug. 1816. beftätigte der König die 
Vorrechte der Prälafen und der Ritterfchaft in Hols 
ftein. In ver, ohne Erfolg gebliebenen, Commiſſion 
zur Entwerfung einer Berfaffung ſaßen Männer aus 
allen Ständen, auch ein Pralat; die Kitterfchäft 
_ aber verlangte, daß ein Ausſchuß derfelben bei der 
Entwerfung der Verfaffung zugezogen werden möchte, 
Anf diefen Antrag ging die Regierung nicht ein, und 
ihre Zögerung, Holftein eine Verfaffung zu geben, 
feheint nicht darin begründet zu feyn, die Autofratie 
bis an die Eider auszudehnen, fondern in der Ver: 
legenheit, den recipirten Adel in den Herzogthuͤmern 
zu befriedigen, und ficher zu ſeyn, Daß die übrigen 
Staaten der Monarchie ſich dann nicht gleiche Ver— 
faffung wünfchen. — In tauenburg:erbielt fich, 
nach der Abrretung an Dänemark, die treuefte Voll 
ziehung der beftehenden Verfaſſung. 


2) Vergl. Vorgänge in Kolftein, in Beziehung 
auf fändifche — = alle. Staats 
verfaffungsardive, Th.2. S. Alf. 
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Zwar hatten die Prälaten und die Ritterſchaft 
Holfirins fi) an die Bundesverfammlung zu Frank: 
furt wegen Wiederherftellung ihrer lands 
ftändifchen Berfaffung gewendet; eg faßte aber 
(Dec. 1823) die hohe Bundesverfammlung deshalb 
folgenden Befchluß: „daß, weil die alte Ver 
faffung in Holftein in anerfannter Wirk: 
ſamkeit nicht beftebe, die reclamirenden Holſtei— 
niſchen Praͤlaten und Ritterfchaftsmitglieder mit ihrem 
Geſuche und. mit ihrer Berufung auf den 56ſten Artikel 
der Wiener Schlußacte, als unftatthaft ab 
wiefen würden. Doch werde den en © 
ihrer Beruhigung eröffnet, daß der König von Daͤne⸗ 
mark, nach) der wiederhohlten Erklärung feines Bun— 
Destagsgefandten, dem Herzogtbume Holftein 
eine VBerfaffung zugefichert habe, welche, 
nach Art. 55. Der Schlußäcte, die Altern Rechte mög 
lichſt beruͤckſichtigen, und den gegenwärtigen Zeitvers 
Hältniffen angepaßt werden folle *)Y.“ — Für diefen, 
legten Zweck erließ Der König von Dänemart am 12, 
Dec. 1823 ein Commifforium **) an die ſchles⸗ 
wig⸗ holſtein⸗ lauenburgifche Kanzlei, worin er eine 
Commiſſion von 5 Mitgliedern ernannte, die in Kopen⸗ 
hagen zuſammentreten, und in Erwägung ziehen follte, 
„welche Borbereitungen der Bollziehung der ftändifchen 
Verfaſſung des Pergeattims Holftein annoch voran⸗ 
gehen müßten.” 


94. 
18) Großherzogthum $uremburg. 
Da diefes Großherzogthum nach dem Grunds 


*) Allgem. Zeit. 1828. N. 350 und 351. 
59 Ebend. N. 361. | 
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geſetze des Königreiches der Niederlande vom 24. Aug. 
1815 regiert wird; fo muß darüber die Entwicelung 
des politifchen Charakters dieſes Grundgefeßes ver: 
glichen werben, 


4 


95. 
19) Großherzogthum Sahfen -: Weimar. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Der Herzog Karl Auguft von Sachfen = Weis 
mar: Eifenach trat, nach der Auflöfung des teutſchen 
Keiches, am 15. Dec. 1806, mit den übrigen Für: 
ften des fächfifch » Erneftinifchen Haufes, zu Pofen 
zum Rheinbunde. Darauf erfihien am 20, Sept. 
1809 eine „Conſtitution der vereinigten 
Landſchaft der berzoglih Weimar- und 
Eiſenachiſchen Lande, mit Einfhluß der 
Jenaiſchen Sandesportion‘*). ie war blos 
proviforifh, und zunächft dazu beſtimmt, Die ein- 
zelnen Beftandtheile des Staates unter einander in 
nähere Berbindung zu bringen, damit die Taften, 
welche während der Zeit des Rheinbundes auf denfel= 
ben ruhten, gleichmäßiger vertheilt werden und den 
Credit des Ganzen nicht erfehüttern möchten. Cs 
wurden daher die Drei Sandfchaften, Weimar, Eiſe— 
nach und Siena, zu Einer. Sandfchaft, in drei Kreis 
fen beftehend, vereinigt. Die fanmtlichen Ge: 
fhäfte follte Eine tändifche Deputation, unter 


*) Vergl. darüber, fo wie über die frühere ftändifche Ders 
faffung dieſes Staates, das allgemeine Staat 
verfaffungsardiv, B.1. St. 2. & 3355 — und 
Europ, Conſtitt. Th. 2. S. 312, 


Großherzogthum Cachfen« Weimar. 479 


den Vorſitze eines General Tandfchaftsdirectors, bes 
forgen. Die, Verwaltung der Steuergefchäfte aber 
ward einem Sandfchaftscollegium übertragen. Die 
Stände jedes Kreifes follten aus folhen Guts be— 
fisern und Städten beftehen, welche bis dahin 
Das Recht der Standpfchaft auf den allgemeinen fand: 
tagen gehabt hatten; auch behielt die Univerfirtät Jena 
Das Necht der Standfchaft. Die landfchaftliche 
Deputation follte aus 12 Deputirten und dem 
Director zufammengefegt werden. Sechs derfelben 
follten Gutsbefiger, adlihen oder auch nicht 
adlichen Standes feyn; fünf von den Städten 
Meimar, Eifenah, Jena, Buttſtaͤdt und Dorn 
burg, und einer aus dem afademifchen Senate der 
Univerfitäe Jena gewählt werden. Die, ordentliche 
Derfammlung diefer Deputation follte jährlich ſeyn, 
und jährlich follten, nach dem Looſe, zwei Drits 
theile der Deputirten erneuert werden. | 
Die nächfte Beftimmung der Deputation follte 
Das Durchgehen und Abnehmen der von dem land: 
fchaftlihen Collegium geführten Rechnungen fenn: 
Dann follte fie die Etats fürs nächfte Jahr ordnen 
und deifen. Die Entwürfe zu neuen Öefesen 
follten ihr vom Landesherrn zur Eröffnung ihres uns 
vorgreiflichen Öutachtens vorgelegt werben; 
auch follte ihr freiftehen, felbft Borfchläge zu 
thun. Bei diefer Einrichtung follten Eünftig alle 
Derfammlungen der tandftände aufhören; doch bes 
hiele fich der Herzog vor, fie in einzelnen außerordent= 
lichen Fällen zu berufen; fo wie den Sandftänden ver: 
ftattet blieb, auf eine folche Berufung, unter Vor: 
legung wichtiger Gründe, anzutragen. 
Nachdem aber der Herzog im Jahre 1815 dem 
teutfchen Bunde als Örnfherzog beigetreten war; und 
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durch die Beſchluͤſſe des Wiener Congreſſes einen an⸗ 

ſehnlichen Laͤnderzuwachs erhalten hatte, verſprach 

er, in dem Beſitzuahmepatente der neuerworbenen 

Sänder vom 15. Nov. 1815, diefen, gleichmäßig mit 

den übrigen alten Provinzen, „eine landſtaͤndiſche 

Derfaffung zu geben, welche ihnen das Recht ges 

währen follte, durch aus allen Klaffen der Staats- 

bürger felbft erwählte Nepräfentauten be 
der Öefeßgebung mitzuwirken;, Steuern und Finanz: 
maasregeln nur nach freier Prüfung zu bewilligen ; 
über Mängel und Mißbraͤuche in der Gefeggebung 
oder Verwaltung mit autachtlichen Vorſchlaͤgen zur 

Abſtellung derſelben Vortrag zu thun; fo wie bei will 

führlichen Eingriffen der Staatsbeaniten in die e geſetz⸗ 

liche Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staats: 
bürger, bei dem Großherzoge Klage zu führen.“ 

Am 1. Dec. 1815 erſchien die großherzogliche 
Verordnung *), die Drganifation des Staatsmi⸗ 
nifteriums. betreffend, und am 30, Jan, 1516 **) vie 
Berordnung, die Bildung und Zufammenbes 
rufung. einer ftändifchen Berathungsverſammlung 
zur Entwerfung ber Sandesverfaffungs: 
urkunde betreffend. — Diefe Berathungsverfamms 
“ lung ward am 7. Apr. 1816 eröffnee ***), «und bes 
*) Allg, Staatsverfaffungsardiv, B. 1. St. 2. S. 254, 
**) Europ. Conſtitt. Th.2. S. 316. 

**+) Sie beſtand aus Abgeordneten der alten und neuen Lans 
‚destheile, und aus einigen dazu beauftragten Staats 
dienern. Der Großherzog erklärte fih, im Eingange zur 
Derfaffungsurfunde, darüber ſelbſt: „Durch dieſe abge⸗ 
ordnete Berathungsverſammlung iſt, mit Thaͤtigkeit und 
einmuͤthigem Vaterlandsſinne, ein Unſern wohlgemeinten 
Abſichten angemeſſener Entwurf einer landſtaͤndiſchen Vers 
faſſungsurkunde ausgearbeitet, und zu Unſrer landes⸗ 


* 
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reits am 5. Mai 1816 *erfchien das Geundgefrg 
hber die landſtaͤndiſche Verfaffung, für 
welche der großherzogliche Geſandte bei der Bundes: 
verfammlung am 28. Nov. 1816 die Saraucie des 
Bundes nachſuchte. 


96. 


b) Politiſcher Charakter der Verfaſſungs— 
urkunde vom 5. Mai 1816. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


In dem Großherzogthume beſteht eine landſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſung, welche allen Theilen derſelben, 
als einem Ganzen, gemneinſchaftlich iſt. | 

Drei Stände find als Sandftände anerfannt: 
der Stand der Rirtergutsbefißer; der Stand 
der Bürger, und der Stand der Bauern. 

Diefe drei Sandftände, und in ihnen ſaͤmmt—⸗ 
lihe Staatsbürger, werden durch Männer ver— 
treten, welche aus ihrer Mitte durch freie Wahl 
als landſtaͤndifche Abgeordnete hervorgehen. 


Rechte der Landſtaͤnde. 


Es ſtehen den Landſtaͤnden folgende Rechte zu: 
1) das Recht, gemeinſchaftlich mit dem Landesfuͤrſten, 
und den von dieſem beauftragten Behoͤrden, die 
Staatsbeduͤrfniſſe, ſo weit dieſelben aus landfchaft⸗ 
lichen Klaſſen und aus dem Vermögen der Staats-— 
bürger zu beftreiten find, zu prüfen und die zu ihrer 


fürftlichen Betätigung eingefandt worden, und Wir neh⸗ 
' men feinen Anftand, folhen nur mit wenigen — 
feine weſentliche Beſtimmung abändernden — Modis 
ficationen zu beſtaͤtigen.“ 
St. W. ate Aufl, IV. 31 
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Deckung erforderlihen Einhahmen und Ausgaben 
feftzufegen (Beftimmungen ver Etats); 2) 
das Recht, über jede Befteuerung und andere Be— 
kaftung der Staatsbürger, fo wie über jede allgemeine 
Anordnung, welche darauf Einfluß haben möchte, 
ehe fie zur Ausführung kommt, gehört zu werden, der 
geftalt, daß ohne der Landſtaͤnde ausdruͤck— 
lihbe Berwilligung, weder Steuern oder ans 
dere Abgaben und Leiftungen im Lande auggefchrieben 
und erhoben, noch Anleihen auf die landfchaftlichen . 
Kaflen und das Vermögen der Staatsbürger gemacht, 
noch fonft Finanzmaasregeln ergriffen werden dürfen, 
welche das Landeseigenthum, oder das Eigenthum 
der Staatsbuͤrger in Anfpruch nehmen, oder die Ge: 
faͤhrdung des landftändifchen Antereffe nach fich ziehen 
konnten; 3) das Kecht, die Rechnungen über beftrit= 
tene Staatsbedürfniffe der oben erwähnten Art zu 
prüfen, und fowohl über darin bemerkte Anftände 
Auskunft, als überhaupt über die Verwendung von 
Einnahmen laudfchaftlicher Kaffen und aus dem Ver: 
mögen der Staatsbürger Kechenfchaft zu verlangen; 
4) dad Recht, dem Fürften Vortrag zu thun uͤber 
Mängel und Mißbräuche in der Gefeßgebung und 
Berwaltung des Landes, mit gutachtlichen Vor: 
ar zur Abſtellung derfelben; 5) das Recht, 

ei dem Fürften Befchwerde und Klagen zu ers 
heben gegen die Minifter und andere Staatsbehörden, 
über deren Willführ, und über deren Eingriffe in die 
Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staats: 
bürger, fo wie in die Berfaffung des tandes; 6) dag 
Recht, an der Öefeggebung in der Art Theil 
zu nehmen, daß neue Gefege, welche entweder 
die Landesverfaſſung betreffen, oder die perfonliche _ 
Sreiheit, die Sicherheit und das Eigenthum ver 
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Staatsbürger angehen, ohne der Landftände Bei: 
rath und Einwilligung nicht erlaffen werden dürfen; 
7) das Recht, die Landraͤthe zu wählen und dem 
Fürften zur Beftätigung vorzuftellen; fo wie zwei 
Käthe oder Affefforen bei dem Landſchaftscollegium, 
und den Kaffirer bei der Hauptlandſchaftskaſſe zu 
ernennen. 


Anzahl und Wahl der Volksvertreter aus ben drei 
Landſtaͤnden. 


Fuͤr das geſammte Großherzogthum werden 31 
Abgeordnete, als Volksvertreter, erwaͤhlt: 
11 von dem Stande der Rittergutsbeſitzer, 10 von 
dem Stande der Buͤrger, und 10 von dem Stande 
der Bauern. | F 
Ein jeder der drei Stände wählt die feiner Wahl 
tıberlaffenen Abgeordneten aus feiner Mitte, 
Fir die Nittergursbefißer beftehei drei Wahlbe- 
zirfe in dem Weimariſchen, Eifenachifchen und Neu— 
ſtaͤdter Kreiſe. Aus dem erften werden 4, aus dem 
weiten 3, und aus dem dritten 3 Abgeordnete gewählt. 
ie Univerfirät Jena ftellt ven eilften Abgeorb: 
neten. | — 
Fr den Stand der Buͤrger beſtehen zehn, 
und eben fo auch für den Stand der Bauern zehn 
Waͤhlbezirke. Aus jedem diefer Bezirke wird ein 
Abgeordneter durch Wahlmänner gewählt. | 
—Im Stande: der-Nitfergutsbefiger ift jeder zur 
Theilnahme an der Wahl berechtigt, welcher ein Rit- 
tergut entweder allein, oder gemeinfchaftlich mie ans 
Bern beſitzt. Beim Stande der Bürger und Bauern 
ſtellt jeder Ort (Stadt, Flecken oder'Dorf) fo viele 
Wahltränner, als er je SO Wohnhänfer zähle — 
1 Die · Wahlfaͤhigkeit zur Selle N Volksver⸗ 
1 
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treters erfordert im Allgemeinen teutfche Geburt, ehe: 
liche Geburt, chriftliche Geburt, 30jaͤhriges Alter, 
und unbefcholtenen Ruf. Im Beſondern gehört zur 
Wahlfaͤhigkeit eines Abgeordneten von den Ritterguts⸗ 
befisern, daß er feit 3 Jahren in dem Wahlbezirke 
mit einem, ihm ganz oder zum Theile gehörenden, 
Rittergute anfällig fey. — In den Staͤdten ift nur 
derjenige Einwohner des Wahlbezirks wahlfähig, wel: 
cher, außer dem Beſitze eines in der Stadt oder Vor: 
ftade liegenden Wohnhaufes, ein unabhängiges Ein— 
kommen nachweifen fann, und zwar muß diefes Ein—⸗ 
kommen, mit. Cinfchluß des Ertrags von jenem Wohn- 
haufe, in den Reſidenzſtaͤdten Weimar und Eifenach 
wenigftens 500 Thlr., in den übrigeu Städten aber 
300 Thlr. jährlich betragen. — : Wer im Stande 
der Bauern wahlfähig fern foll, muß in dem Kreife, 
worin fein Wahlbezirk liegt, an Haus: und Feld: 
guͤtern entweder eigenthümlich, oder als gefeglicher 
Nusnießer des Vermögens feiner Ehefrau, einen 
Werth. von wenigftens 2000 Thlr. befißen. | 
Die Wahlen gelten auf fechs Jahre. Doch 
ift jeder Gewählte wieder wahlfähig. Re 


Sandtag, Rechte der Abgeordneten ꝛc. 


Zu einem ordentlichen Landtage werben die Stände 
aller drei. Jahre berufen; zu einem außerordentlichen 
nach dem Ermeſſen des Fuͤrſten. | un, 
Außer den $andtagen giebt. «8 feine ftändifchen 
Fa; , weder Des ganzen Landes, noch.ber 
creiſe. | Ä ' —R— 
Zur Leitung der landſtaͤndiſchen Geſchaͤfte wird 
durch Stimmenmehrheit von den ſaͤmmtlichen Abge—⸗ 
ordneten der Landſtaͤnde, und zwar aus der Mitte des 
Standes der Kittergutsbefiger, ein Landmarfchaltl, 
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aus der Mitte famnıtlicher Abgeordneten aber werden 
zwei Gehuͤlfen gewählt, welcdye ‘drei zufammen den 
VBorftand (das landſtändiſche Directorium) 
bilven. Die Wahl des Landmarſchalls muß der Fürft 
beftätigen. Die Wahl der Gehuͤlfen wird ihnt blos 
angezeigt. 

Niemand kann wegen feiner Aeußerungen in der 
ftändischen VBerfammtung verantwortlich gemacht 
werden. Es verfteht fi), daß jede Berunglimpfung 
des tandesfürften, oder eine Beleidigung Der Kegies 
rung, bes Landtags, oder Cinzelner, verboten und 
nach den Geſetzen ftrafbar ift. 

Die Abgeordneten genießen vollige Unver— 
feglichfeit der Perfon vom Anfange des Landtags 
bis acht Tage nach dem Schluffe deffelben. Nur mit 
Einwilligung des Landtags, auf dem Wege Rechtens, 
kann in dringenden Fällen gegen fie verfahren werden, 
| Die landpftändifche Berfammlung bil» 

det nur Ein Öanzes, nicht mehrere Kams 
mern. 

Alle Befchlüffe werden nach der abfoluten Mehrs 
heit der Stimmen gefaßt. Der fandmarfchall hat 
Eine entfcheidende Stimme; vielmehr ift, wenn Gleich⸗ 
beit der Stimmen eintritt, die Sache noch einmal 
in voller Sitzung in Vortrag zu bringen, Wird auch 
in diefer Sitzung die Gleichheit der Stimmen nicht 
gehoben; fo find die beiderfeitigen Meinungen dem 
Landesfürften zur Entfcheidung vorzutragen. 

Die Abftimmungen gefcheben einzeln, nie nad) 
Ständen, Kreifen oder Bezirken, Doch bleibt es 
den Abgeordneten eines Standes oder eines Kreifes 
vorbehalten, wenn fie ihren Stand, oder ihren Kreis 
durch den Beſchluß der Mehrheit für beſchwert erach- 
ten, ſich über ein volunı separatunf zu vereinigen, 
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und folches zum Protocolle zu geben. Kine foldhe 
Curiat- oder Provinzialftimme hat die Kraft, 
daß fie die Ausführung des von der Mehrheit gefaß— 
ten Befchluffes aufhält, daß fie in die von dem Land⸗ 
tage an den Fürften ergebende Erklärung, neben 
dem Befchluffe der Mehrheit, aufgenommen werben 
muß, und nebft diefem der Entſcheidung des Fürften 
zu unterwerfen if. Damit aber eine Separatftimme 
dieſe Kraft erlange, ift Einftimmigfeit aller 
Abgeordneten Aus dem Stande, oder dem Kreife, 
der dadurch verwahrt werden foll, erforderlich. 

Außer dem Falle einer Guriat» oder Provinzials 
fine Fann ein Befchluß des Landtags weder durch 
Proteftation, noch durch Berufung auf böchfte Ent: 
ſcheidung, noch auf andere Weife gehindert werben; 
vielmehr wird jeder Verſuch dieſer Art ſchon im 
Voraus für gefeßwidrig und ungültig erklärt. 

Die Minderheit muß fi), jenen Fall ausge: 
nommen, der Mehrheit unbedingt unterwerfen, obs 
gleich jedem Abgeordneten das Recht zufteht, feine 
Meinung entweder in dem ‘Protocolle niederfchreiben 
zu laſſen, oder in einem eignen Aufſatze zu den 
Arten zu bringen. 

Der kandesfürft läßt dem Landtage feine Anträge 
fehriftlich mittheilen, entweder auf einmal, oder nach 
und nach. — Sollten bei neuen Gefeßesvorfchlägen, 
oder andern wichtigen Anträgen, mündliche Ers 
örterungen den Gang der Gefchäfte befördern Fonnen; 
fo wird der Fürft Minifter, oder andere Staatsbe— 
amte, als feine Commiffarien zu einzelnen Sißungen 
drs Landtags abordnen, welche den Gegenftand nad). 
feinen Beweggründen zu entwideln, jedoch-der land» 
ftändifchen Abftimmung und Befchlußfaffung nicht 
beizuwohnen haben. 
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Jedem Abgeordneten ſteht es frei, Anträge an 
die Berfammlung zu bringen, 

Wo die Verfammlung es dienlich finder, fon: 
nen Ausſchuͤſſe zur Bearbeitung einzelner Gegen« 
ftände, zur Anftellung von Unterfuchungen, zur Abs 
gebung von Öutachten, und zur Abfaffung von 
Schriften niedergefeßt werden. — Solche Aus— 
ſchuͤſſe beftehen aus drei oder fünf Perfonen. Die 
Beſchluͤſſe derfelben werden nah Mehrheit der Stims 
men.gefaßt, und kommen wieder zum mündlichen ober 
fehriftlichen WVortrage bei dem landtage. Bei den 
Erörterungen darüber hat jedes Mitglied des Ause 
ſchuſſes wieder feine Stinnme, als Mitglied des Land⸗ 
tags überhaupt. 

Dem Fürften ſteht das Recht zu, den Sandtag 
zu vertagen, oder aufzulofen. Geſchieht das leßtere; 
fo verlieren ſaͤmmtliche Abgeordnete ihre Stellen, den 
tandinarfchall ausgenommen. tängftens binnen drei 
Monaten muͤſſen neue Wahlen verfügt werben; bach 
find die Mitglieder der aufgelöfeten Verfammlung 
wieder wählbar. 


Nähere Beftimmungen ber die Ausübung der den 
 Jandftänden zuftehenden Kechte Durch den Landtag. 


Alte landfchaftliche Kaffen ftehen unter dem land» 
ſchaftscollegium, als der oberften Staatsbehoͤrde. 

Einige Zeit vor Eröffnung eines Landtags ent: 
wirft das Landfchaftscollegium die Etats aller 
ihm untergeordneten Kaſſen auf Die nächften drei 
Sabre, ind dieſe Etats gefertigt und berichtigt; 
fo ſendet Das tandfchaftscollegium ſolche an den Sir: 
ften ein zur vorläufigen Genehmigung. — 
Nach erfolgter vorläufigen Genehmigung werden bie 
Etats dem Landtage von dem Fürften unmittelbar 


— 


488 | Pofitives Staatsrecht. 


zugefertigt, damit derfelbe fowohl Uber die Etats an 
fih, als über die Mittel, die erforderlichen Beduͤrf⸗ 
niffe aufzubringen, fich berathen und urtheilen Eonne, 
— Diefe Beurtheilung der Etats und die als ver: 
faffungsmäßig anerkannten Verwilligungen, gehen 
mittelft einer eigenen Erklärungsfihrift an den Fürs 
ften zuruͤck, worauf von demfelben entweder die Bes 
ftätigung der vom Landtage gefchehenen Vorfchläge 
erfolgt, oder eine nochmalige Prüfung und Erörtes 
tung der Sache bei folchem veranlagt wird, — 
Sind der Fürft und der Landtag über die fammtlichen 
für die nächften drei Rechnungsjahre erforderlichen 
öffentlichen Abgaben, über deren Betrag, Art md 
Erhebungsweife einverftanden; fo werden fie, als 
von den Fandftänden verwilligte und von dem Landes—⸗ 
fürften genehmigte, vermittelft Patents ausgefchrieben, 

Die Durchfiht, Prüfung und Abnahme aller 
Kechnungen Über die dem Sandfchaftscollegium unters 
geordneten Kaffen gefchieht jährlich bei Diefem Colle— 
gium, und vor einem Ausfchuffe aus den landftändis 
ſchen Abgeoroneten. 

Wenn irgend ein Staatsbürger, welcher zwar 
durch den Landtag mit vertreten wird, aber nicht felbft 
Bolfsvertreter ift, ein Gebrechen bemerkt, veffen 
Abftellung das allgemeine Wohl zu erfordern fcheint, 
oder einen ‚nach feiner Anficht zum Beſten des Landes 
-gereichenden VBorfchlag aufgefaßt hat; fo bleibt es 
ihm unbenommen, davon den Landtag oder den Vor—⸗ 
ftand in Kenntniß zu feßen. 

Das landftändifche Neche der Befchwerdes 
fübrung, oder der fürmlihen Klage hat nur 
die Amtsführung des Staatsminifteriums, der einzels 
nen Staatsminifter in ihrem Geſchaͤftskreiſe, und der 
hoͤhern Landesbehörden zum Gegenſtande. — Nur 
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Beſchwerdefuͤhrung, nicht foͤrmliche Klage, 
iſt zulaͤſſig, wenn die Unzweckmaͤßigkeit einer Ver: 
ordnung, oder einer andern Maasregel, den Landtag 
zum Öebrauche feines Rechts auffordert; formliche 
Klage, darf erhoben werden, wenn Unterfchleife bei 
öffentlichen Kaflen, Beſtechlichkeit, abſichtlich ver— 
weigerte oder verzögerte Rechtoͤpflege, abſichtliche Ver: 
zögerung in der Verwaltung, oder andere willführliche 
Eingriffe in die Verfaſſung, oder in die gefeßliche 
Freiheit, die Ehre und das Figenthum der Staats» 
bürger, zur Kenntniß des Landtags gefommen find. 
Der Vorſchlag zu neuen, das Allges 
meine angehenden, Geſetzen fann ſowohl 
von dem Fürften dem landtage, als von 
dem'Sandtage dem Fürften vorgelegt wer— 
den. Verſagt in dem letztern Falle der Fürft die 
Genehmigung; fo darf der Landtag feinen Vorfchlag 
noch auf zwei andern feiner verfafjungsmäßigen Zus 
fammenfünfte wiederhohlen. Die ftändifche Ver— 
fammlung bat, wenn fie ihre Zuftimmung zu einem 
ihr vorgelegten Öefegesentwurfe verweigert, jes 
desmaldie Gründe ausführlich anzugeben; 
der Fürft Hingegen wird auf einen, von dem fand» 
‚tage gethanen, Geſetzesvorſchlag nur die Ertheilung, 
oder die Vorenthaltung feiner Sanction ausfprechen. 


Gewähr der DVerfaffung. 


An diefem Grundgefeße und der durch folches 
geftifteten DBerfaffung darf in feinem Puncte, und 
‚weder mittelbar nody unmittelbar, weder durch Auf— 
hebung noch durch Zufäße, etwas geändert werben 
ohne Uebereinftimmung des Fürften und 
des landtags. 

Alle Staatsdiener find auf den Anhalt diefes 
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—— und deſſen Feſthaltung mit zu ver: 


de abfichtliche Verlegung der Verfaffung im 
Staatsdienfte fol als Berbrecden angefehen und 
geftraft werben. — jede Handlung eines Staats: 
dieners, welche in der Abficht unternommen wird, 
dieſe Verfaffuag heimlich zu untergraben, oder ger 
waltfam aufzulöfen, it Hochverrarh, 

Bei einem Kegierungswechfel foll der neue Re⸗ 
gent fich fehriftlich bei fürftlichen Worten und Ehren 
verbindlich machen, Die DBerfaffung nach ihrem gan- 
gen Inhalte während feiner Regierung zu beobachten, 
aufrecht zu erhalten und zu führen. Dieſe ſchriftliche 
Verſicherung von dem Fürften, noch vor der Huldi⸗ 
gung, in Empfang zu nehmen „ wird ‚ein außeror- 
deutlicher Landtag berufen. 

Die Sicherftellung diefer Verfaſſung wird außer: 
dem dem teutfohen Bunde übertragen, 





— — — 


97. 
20) Herzogthum un Gotha:Alten 


burg. 


In diefen beiden bis zum 11. Febr. 1825 unter 
Einer Regierung vereinigten Fürftenthümern Gotha 
und Altenburg dauerte bis auf die neueſte Zeit die 
fruͤhere landſtaͤndiſche Verfaſſung fort, wie ſie ſeit 
dem ſechszehnten Jahrhunderte beſtand. Im Fuͤrſten⸗ 
thume Gotha bildeten die Stände *) drei Collegia: 


*) Vergl. (v. Hoff) geographiſch- ſtatiſtiſcher Abriß der 
Laͤnder des ya an Erneſtiniſchet ME, (Weis 
mar, 1819. 8.) S 
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ver Grafen und Herren, der Kitter, und der 
zwei Fanzleifäflign Städte (Gotha und Walter: 
haufen). jedes Collegium führte nur Eine Stimme, 
Zur Kitterfchaft gehörten alle Befiger landtagsfähiger 
Kittergüter; fie wurden auch fämmtlich zum Anhören 
der Sandtagspropofition berufen; aber nur’ die vom 
Adel Eonnten perfonlih an den Berathſchlagungen 
Theil nehmen. — | 

Im Fürftenthume Altenburg beftand vie 
Sandfchaft aus den zwei Klaffen der-Ritterfchaft und 
der neun Städte (Altenburg, Kahla, Eifenberg,,. 
Schmöllen, Ronneburg, Roda, Orlaminde, Cams 
burg und Lucca). Beide Stände harten in neuerer 
Zeit in Einer Kammer zu Berarbfchlagungen fich ver: 
einigt. Kinige, zunäihft auf das Kameralwefen. fich 
beziehende, Veränderungen wurden auf dem Landtage 
vom Jahre 1818 im Fürftenehume Altenburg *) eins 
geführt, wodurch die ganze Kameralverwaltung unter 
die Auffiche der Landſchaft geftelle ward. 

Mit dem Tode des Herzogs Friedrich 4 (11. 
Febr. 1825) erlofch das im Jahre 1640 von dem 
Herzoge Ernft dem Frommen geftiftete Regentenhaus 
Gotha, defjen Söhne mehrere Nebenlinien geftiftet 
hatten, von welchen aber im Jahre 1825 nur noch 
die regierenden Häuferr Meiningen, Hildburg- 
haufen und Coburg blühten. — Ob nun gleich 
die Theilung der. erledigten ander unter Diefe drei Her: 
zoge mit vielen Schwierigkeiten verbunden war; ſo 
‚erfolgte doch, unter der von den drei Fürften nachge- 
fuchten Bermittelung des Königs von Sachſen 


*) Bol. darüber: Vom Landtage des Herzogthums 
SahfensAltenbürg im $ 1818; in Lüders 
Archiv, B. 1. ©. 605 fi. 
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Friedrich Auguſt, als des Seniors des ganzen fäch- 
‚ fifchen Haufes, am 12. Nov. 1826 der zu Hildburg- 
haufen abgefchloffene und am 15. Nov. unterzeichnete 
Zheilungsvertrag. | 

Nah dieſem Dertrage verzichtete "der Herzog 
Friedrich von Hildburgbaufen auf feine ges 
fammten Befißsungen, und- übernahm das Fürften- 
thum Altenburg, mit einigen Ausnahmen, 

Der Herzog Ernft von Coburg verzichtere 
auf das Fuͤrſtenthum Saalfeld und einige andere 
Parzellen, erhielt aber das Herzogthum Gotha, mit 
wenigen Ausnahmen, und einige bis dahin zu Hild- 
burghaufen gehörende Aemter. Er nahm den Titel 
an: Herzog von Coburg und Gotha. 

Der Herzog Bernhard von Meiningen 
erwarb den größten Theil des Fuͤrſtenthums Hilde 
burghauſen (mit Ausnahme der an Coburg falleu= 
‚ den zwei Aemter), das von Coburg ihm abgetretene 
Fuͤrſtenthum Saalfeld, und einige andere Pars 
zellen. — | 

In Hinfiht auf die Berfaffung der herzog— 
lich = fächfifchen Sander der Erneftinifchen Linie aus 
den Haufe Gotha ift nody Feine formliche Entfcheis 
dung zur öffentlichen Kunde gefommen. Won dem 
nenen Herzoge Friedrich zu Altenburg ift thats 
fachlich die alte ftändifche Verfaffung des Fürften: 
thums Altenburg beibehalten, allein die von ihm dem 
Fürftentgume Hildburghaunfen gegebene neue 
Derfaffung ift von dem neuen Beſitzer dieſes Sandes 
öffentlich noch nicht aufgehoben, und der an den Her: 
z0g von Meiningen’ gefallene Landestheil von Hildburg> 
haufen, fo wie Saalfeld noch nicht mit den Ständen 
von Meiningen, unter die von dem Herzoge im Jahre 
1524 gegebene Derfaffung, verfchmolzen worden. 
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Eben fo ‚Hat der Herzog von Coburg und 
Gotha noch Feine öffentlihe Erklärung daruͤber 
erlajjen, ob die von ihm im Jahre 1821 dem Für: 
ſtenthume Coburg » Saalfeld gegebene Verfaſ⸗ 
fungsurkunde aufgehoben, oder verändert wird, oder 
ob die Stände des Herzogthums Gotha mit den Staͤn⸗ 
den von Coburg verfchmolzen, oder ob die bisherigen 
Stände in Gotha unter ihrer Altern Form, unabs 
bängig von der für Coburg gegebenen Verfaffung, forts 
dauern follen. 

Unter diefen Verhältniffen muß, bis zur. defis 
nitiven Entſcheidung des Schidfals der angeführten 
neuen Verfaſſungen in Meiningen, Hildburghaufen 
und Coburg, der politifche Charakter derfelben noch, 
als beftehend, in den nachfolgenden 66., aufges 
führe werden, | J 





240) Herzogthum Sachſen-Meiningen. 
Politiſcher Charakter der —— vom 4. Sept. 
1824. 


Vor der, von dem Herzoge von Meiningen im 
Sabre 1824 gegebenen, neuen Verfaffung beftanden 
in dem fogenannten Oberlande und in dem. Ans 
teile Meiningens an Rompild Feine Landftände *), 
weil biefe Befigungen als Domainen betrachtet wurs 
den. Dagegen gab e8 in dem größern Theile des 


*) Vergl. v. Hoffs Abriß ꝛc. S. 185. In dem Öberlande 
wæaren, feit feiner Trennung von Coburg, die Stände 
eingegangen. Die: Rittergutsbefiger im Roͤmhildiſchen 
hielten ſich zum Theile vor dem Jahre 1806 zur Reichs⸗ 
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Staates, in dem Unterlande Landſtaͤnde, welche 
in Ritterſchaft und Staͤdte zerfielen, ſo daß die 
Ritterſchaft ſechs, und die Staͤdte ſechs Deputirte 
zum Landtage ſendeten, auf welchem die Steuern be 
xrathen und bewilligt wurden, Es beftand eine befon- 
dere landſchaftliche Kaffe und Steuerdeputation, wel⸗ 
chen alle Steuereinnahmen untergeordnet waren. 

Diefe veraltete ftändifche Form warb: von dem 
Herzoge Bernhard von Meiningen durch das von 
ihm, als Act der Souverainetät am 4. Sept. 1824 
unterzeichnete, Grundgefes über die land— 
ſchaftliche Berfaffung aufgehoben. Dieſe 
nene Berfaffung enthielt, in. den meiften Beſtimmun⸗ 
gen, eine Nachbildung der Weimariſchen Verfaffung 

vom Sabre 1816. — Nach dieſem Grundgeſetze 
giebt es drei Stände: den Etand der Rittergutsbes 
fißer, den Stand der Bürger,” und den Stand ber 
Bauern. Aus jedem Stande werden fieben Depus 
tirte (gufammen 21) gewählte. — Der Regeng be: 
ruft, eröffnet, und fchließt den Landtag; auch kann 
er benfelben verfagen. Er ernennt aus jedem der. brei 
, Stände einen Abgeordneren zum Sandtage; auch er= 
nennt er aus dem Stande der Rittergutsbeſitzer den 
tandmarfchall, Diefer verliert feine Stelle blos dann, 
wenn zwei Drittheile der gefammten Landſchaft beim 
Regenten darauf antragen, und ihren Antrag mit 
teiftigen Gruͤnden  unterftüßen. ie Wahlen ver 
Deputirten und der landfchaftlichen Beamten bedürfen 
der kandesherrlichen Beftätigung; doch wird diefe, 
nur unter Anführung der Gruͤnde, verfagt, Der He: 
gent kann zu den landfehaftlichen Sitzungen ein bis 
zwei Commiffarien abordnen, die in denfelben Antheil 
an den, Deliberationen nehmen, aber fein wirkliches 
Stimmrecht, und, bei der — ſich gu ent⸗ 
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fernen ‚haben. — Es ftehen ven Landſtaͤnden, zur 
Ausuͤbung durch ihre Vertreter, folgende Rechte zu: 
das Hecht, gemeinfchaftlich mit dem Fürften, vie 
Staatsbevürfniffe, fo weit diefelben ans landſchaft⸗ 
kichen Kaflen und aus dem Vermögen der Staatsbuͤr⸗ 
ger zu. beftreiten find, zu prüfen, und die zu ihrer 
Dedung erforderlichen Einnahmen und Ausgaben feſt⸗ 
zufegen; das Recht, über jede Befteuerung und. ans 
dere DBelaftung der. Staatsbürger, fo wie über jede 
allgemeine Anordnung, welche darauf Einfluß haben 
möchte, bevor fie zur Ausführung kommt, gehört zu 
werden; das Recht, alle Steuern und Abgaben in 
einer eigenen Kafle zu verwalten und nur zu den im 
Etat angegebenen beftimmten Zweden verwenden zu 
laſſen; das Recht, darüber zu wachen, daß die Subs 
ftanz des Kammervermögens erhalten : werde; das 
Hecht, dem Fürften Vortrag zu thun über Mängel 
und Mißbräuche in ver Gefeggebung ımd Staatsver⸗ 
waltung , mit Borfchlägen zu deren Abftellung; das 
Recht, bei dem Fürften Befchwerde und Klage zu er 
heben gegen die geheimen Kärhe und gegen die andern 
Staatsdiener und Staatsbehoͤtden, über derfelben 
Willkuͤhr und über deren Eingriffe in die gefeßliche 
Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staats+ 
, bürger, fo wie über Verlegung der landfchaftlichen 
-Verfaffung; das Recht, an der Öefeßgebung 
in der Art Theil zu nehmen, daß neue Gefege, 
welche entweder Die Landesverfaſſung ‚betreffen, oder 
die perfönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigen: 
thum-der Craatsbürger, im ganzen Lande, oder in 
ſeinen einzelnen Theilen, zum Gegeuſtande haben, 
ohne der Sandftände vorherigen. Beirath 
nicht erlaffen werden dürfen; das Recht, fich 
durch einen landfchaftlichen Vorſtand permanent ver» 
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treten zu laſſen, einen landſchaftlichen Syndicus, und 
einen landſchaftlichen Kaſſirer zu waͤhlen, welche die 
landſchaftlichen Angelegenheiten von einem Landtage 
zum andern zu beſorgen haben. — Jede abſichtliche 
Verletzung der Verfaſſung wird als Verbrechen be— 
ſtraft. — Jeder Wähler muß das 25fte Jahr er⸗ 
reicht haben, feinen Willen felbftftändig erklären koͤn⸗ 
nen, fich zur chriftlichen Religion befennen , inunbe= 
fcholtenem Rufe ſtehen, und nicht in einem felbftver- 
ſchuldeten Concurſe befangen ſeyn. Die Wahlen ge— 
ſchehen nach abſoluter Stimmenmehrheit der Waͤhler. 
Zu einer gültigen Wahl muͤſſen zwei Drittheile der— 
felben verfammelt gewefen feyn, und geftimme haben. 
Staats» und Hoſdiener find von den Wahlen nicht 
. ausgefchloffen, fondern wählen in dem Stande, in 
welchen fie, nach ihren ftaatsburgerlichen Verhaͤltniſ— 
fen, eingereiht find. Falle aber die Wahl auf fie; 
fo bebüirfen fie zur Annahme der Erlaubniß des fans 
desherrn. — Alle Sandtagsabgeordnete werden auf 
fechs Jahre gewählt. — Die Berfaffung kann nur 
‚durch Lebereinftimmung des Regenten und des Land⸗ 
tages abgeändert, werden. Alle Staatsdiener werden 
auf fie verpflichtet. Die Sicherftellung der Verfaffung 
wird dem teutſchen Bunde. übertragen, 


22) Herzogthbum Sachſen-Hildburghauſen 
a) Geſchichtliche Einleitung. | 

Es war am 15. Sept; 1815, daß der Herzog 

von Sachſen⸗ Hildburghaufen in einem Referipte *) 


*) Allg. Zeit :1816. ©. 256. S. 1033, 
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erklaͤrte: „es ſey nach der Wiederherſtellung der teut⸗ 
ſchen Freiheit eine der erſten Sorgen feiner Regierung 
geweſen, die Maͤngel der bisherigen Verfaſſung zu 
verbeſſern, wo die Ritterſchaft meiſtens ein entſchie⸗ 
denes Uebergewicht uͤber die Staͤdte gehabt habe, und 


den Bauernſtand in die Landſchaft einzu— 


führen.” Dadurch wolle der Herzog die landſchaft— 
lihe DBerfaffung dem Zwecke einer eigentlihen 
und allgemeinen Kepräfentation mehr zu 
nähern ‚ und, zeitgemäß zu vervolffommnen ‚Suchen, * 


Darauf erfolgte am 29. San, 1816 die Erklaͤ— 
rung der alten Stände über. die in ‚ber. landſchaft⸗ 
lichen Verfaſſung uͤberhaupt zu treffenden Modifica⸗ 
tionen. Nach derſelben, die nicht amtlich bekannt 
ward, gab der Herzog der tandesregierung auf), 
ihm. einen gutachtlichen, Entwurf einer zeitgemäßen 
ftändifchen Verfaſſung vorzulegen,, Der. Herzog und. 
deſſen Erbprinz billigten denfelben. Der Regent, 
de durch Reſcript vom, 27. Nov. 1817 9 dieſen 

Entwurf den Staͤnden zur Einſicht mit, ‚und. ſprach, 
nach der Annahme deſſelben von den S Stänt en, * 
felben,,am 19, März 1818. als Gru eek des. 
Landes aus, worauf Daffelbe unter Die ‚Sarantig 
des teutſchen Bundes geftelt warb. Am 1, 
Oci. 1818 ward Diefe, neue Hildburghaufifche Ver⸗ 
faſſung von dem, teutſchen Bunde dahin garantirt; 
„um in allen Faͤllen einzuſchreiten, wo enfweber der 
Kegent, oder die Stäude, wegen Biel Verfaſſung an 
ben Monnbestag fich wenden würden, 
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an 57 „einge. t0De ©, ER 
By Politiſcher Charakter ber erfaffungss 
: Sekunde vom 1 März 1818. 
Bon der Landſchaft überhaupt und deren· Rechten 
— ganze "Sand und ſaͤmmtliche Unterthanen 
werden, in allen Angelegenheiten zwifchen Regenten 
und, V cte durch verfaſſu ngsmäßige Abgeordnete vers 
treten, deren Geſammtheit Die tandfchaft ausmacht. 
'Der’Fandichaft ftehen in dieſer Beziehung fols 
gende Rechte zu?‘ 2). das Recht, des Beiraths und 
der Zuſtimuinſig bei. Verträgen und Diſpoſitionen, 
wodhich Die Jntegritaͤt des Landes verletzt, deſſen 
Eiũkomnien geſchmaͤlert oder die Regierungsverfaſ⸗ 
fi ves herzoͤglichen Hauſes verändert wird, 2) das 

he, der Berarhung und Zuftimmiurng bei 
Ernfüh Erb neuer und ber Abände rung bes 
freigendet allgemein er'tandesgefege, welche 
vie Gtundverfaſſung des Latides "die Freiheit ober 


vas Eigenthum Der. Staatsbürger betreffen; 3) das 
Ride: die Etats der Staarskevit efniffe 
— Hm Regenten oder der dazu bea uf 
tragten Behorde gemeinſchaftlich feſtzu— 
feben; M das Recht, alle für den Staatszweck 
i dhige Abgaben und Leiſtungen ber Staats⸗ 
igehotigen {u verwilligen, dergeſtalt, daß ſ olche 
ohne diefe Bewilligung nicht ausgefchrieben und ge⸗ 
fordert werben koͤnnen; 5) das Recht, die verwillig- 
ten Abgaben und Steuern, unter Controlle der 
Regierung, in einer -befondern Kaffe erde 
ben, und zu den beftimmeen Zweden verwenden zu 
laffen ; 6) das Recht, bei den Verfügungen über. die 
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Domainen in der Art zu. concurriren, daß, bei 
Diiſpoſitionen über die Subſtanz, neben dem agnati= 

ſchen Conſens, auch die Zuftimmyng der Sandfchaft 
erfordert werden foll; 7) das Recht, bemerkte 
Mängel in der Geſetzgebung, Ungleichheiten 
und Mißbräuche in der Verwaltung, dem Regens ' 
ten anzuzeigen, und zu deren Abftellung Vor— 
fihläge zu thun; 8) das Recht, über Pflichtverleguns 
gen, Willkuͤhr, Nichtachtung. der Verfaffung von 
Seiten der Staatsdiener Befchwerde und Klage 


zu führen, und auf deren Unterfuchung und Beftras . 


- fung anzutrggen. 


Geſetzliche Anordnungen und allgemeine Be: 
fhlüffe des Bundestages, wodurd dem Lande, 
als Bundesgliede , Verbindlichkeiten aufgelegt wer— 
‚den, find von der landftändifchen Einwilligung un= | 
abhängig. Nur bei der Ausführung hat die Lande 
fchaft über die dazu erforderlichen Mittel mitzuwirken, 


Don den Landesveputirten. 


In Ruͤckſicht der bisherigen vorzugsmweifen Bes 
techtigung zur Sandftandfchaft wird die Eintheilung 
der Abgeordneten nah -Klaffen oder Ständen 
beibehalten, und neben den bisherigen Ständen — 
der Rittergutsbefißer und Bürger — der 
alle Landbewohner umfaffende Stand der Bauern 
und der geiftlihe Stand in die Landſchaft einges 
führt. | | 

Die Zahl der Deputirten wird auf 18 feſtgeſetzt: 

6 aus den Befigern der Ritrergüter; 5 aus ben 
Bürgern der Städte Hildburghauſen, Eisfeld, 
— Königsberg, Ummerſtadt; 6 aus den 
ingefeffenen der Aemter Filnburshaufen, Eis: - 


- 
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feld, Heldburg, Sonnenfeld, Königsberg und Beh— 
rungen; 1 aus dem geiſtlichen Stande, 

Jede Klaffeswähle die ihr zufommenden Abge— 
ordneten aus ihrer Mitte, — Die Wahl gefhicht auf 
fechs Jahre; die Austretenden find wieder wählbar. 

Die Deputirten der Städte und Aemter fi nd be⸗ 
rechtigt, fich in den zu ihrer Abftimnung Fommenden 
Segenftänden von Confulenten berathen zu laffen, 
die aber weder eine eigne Grimme haben, nod) Des 
putirtenftimmen ausüben Fonnen. 

Die Deputirten find in Anfehung ihrer Aeußes 
rungen bei den landſtaͤndiſchen Verhandbhigen ni.ch-t 
verantwortlich. ie find für ihre Perfon uns 
verleglich; nur im Falle eines Verbrechens oder 
fehr dringender Umftände kann eine a gegen 
Einzelne ftatt finden, 


Don landfchaftlihen Beamten, den Aueſchußtepi— 
tirten, dem Laubrache. 


Die Sandfchaft bedarf zur Leitung und unmittel⸗ 
baren Beforgung ihrer. Gefchäfte gewiffer Beamten; 
auch. ift ihr geftattet, einzelne Gefchäftszweige. und 
gewiſſe Rechte durch beſondere Bevollmaͤchtigte wahr: 
nehmen zu laſſen. Zu den erftern gehören der Sands 
fchaftsdirector, der Landſchaftsſyndicus, der Land» 
fchaftscaffierer, mir den Subalternen; — nen letz⸗ 
tern der landſchaftliche Ausſchuß und der Kndrath. 

Den Ausſchuß bilden, nebft dem Landſchafts— 
director und Syndicus, 1 Deputirter vom Stande 
der Rittergutsbeſitzer, 2 Staͤdtedeputirte, 1- Amts: 
depufirter, und der’ Deputitte des aeiftlichen Stan: 
bes. Die Verrichtungen des Ausſchuſſes beftehen: 
in vorläufiger Berathung und Bearbeitung. der auf 
dem Landtage zum Vortrage kommenden Geſchaͤfte, 
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und in fortwährender Vertretung der Stände außer 
dem Landtage. Doch kann er weder Steuern bewillis 
gen, noch fich definitiv über Gefeßesvorfchläge, oder 
andere zur unmittelbaren Cognition der Sandfchaft ge: 
eignete Gegenftände erklären. 

Der tandrath, welcher Sitz und Stimme 
in. der Landesregierung bat, ift, als folcher, Eein 
Mitglied der Sandfchaft, fondern 1) die Mittels: 
perfon zwifchen derfelben und der Landes— 
regierung zur Grleichterung der Communication 
und Erzielung größerer Gleichformigfeit beider - Bes 
hörden, und 2) wirkliches Mitglied der Negierung, 
um,. durch feine Teilnahme und Mitwirkung in den 
Geschäften, das Intereſſe und die Rechte der land» 
ſchaft beftändig wahrzimehmen.. Er wird auf 3 Jahre 
gewählt, ift aber immer wieder wählbar, 


Don Sand: und Ausfchußtagen. 


In der Regel wird aller 3 Jahre ein Landtag 
von dem Fürften angeordnet. : Die Eröffnung er 
folgt, wenn: wenigftens 3 der Staͤnde eingetroffen 
find. ‚Die leitung der Gefchäfte kommt dem Director 
zu. Die Difeuffionen in der Verſammlung erfolgen 
muͤndlich. Es ift aber keinem Mitgliede verwehrt, 
feine Meinung fchriftlih zu übergeben. Wichtigere 
Gegenftände, wie Gefegesentwürfe, neue Verwilli— 
gungen, Befchwerdeführungen, werden in der Negel 
uicht fofort in der Sißung difcutirt, wo fie vors 
getragen: wurden, fondern erft in einer folgenden 
Sitzung. Sollte es zweckmaͤßig fiheinen, dergleichen 
Gegenftänd® erft befonders prüfen oder bearbeiten zu 
laſſen; fo fteht es der Verſammlung frei, hierzu einen 
Ausſchuß niederzufegen. 

Alle Beſchluͤſſe werden Durch abfolute Stim— 
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menmehrheit gefaßt. Zur Faſſung eines guͤltigen Bes 
fcehluffes ift aber die Anmwefenheit von wenigftens 3 
fammtlicher Landesdeputirten erforderlich. 

Alle landesherrliche Poftulate und Anträge, fo 
wie die landesherrlichen Entfchließungen auf die Eins 
gaben der Landfchaft, ergehen in Referipten. Die fans 
desregierung bedient. fi) in ihren Mittheilungen an 
die tandfchaft ebenfalls der Neferiptform. . Werben 
bei Gefegesvorfchlägen, oder andern wichtigen Gegen: 
ftänden, mimdliche Erläuterungen für zweckdienlich ers 
achtet; ſo wird der Negent ein oder einige Mitglieder 
des geheimen Nathscollegiums oder der Regierung zu 
den Gißungen des Landtags abordnen, welche vie 
Sache nad) ihren Beweggründen entwideln, der 
landftändifchen Abftimmung und Befchlußnahme aber 
nicht beivohnen. Die tandfchaft erftattet Berichte, 
Erklärungen, Vorſtellungen u, f, w., wobei fie- fich 
berfelben Curialien bedient, wie nachgefeßte landes— 
herrliche . Behoͤtden bei Berichtserftattungen. Im 
Falle abfälliger Erklärungen ber landesfürftliche 
Propofitionen hat fie die Grunde jedesmal vollftändig 
anzugeben, worauf der Regent entweder von dem 
Antrage abfteht, oder, im Falle er die Sache noch 
nicht erfchöpft findet, denfelben unter weiterer Aus⸗ 
führung der dafür fprechenden Gruͤnde erneuert. 

Der Fürft kann die Verfammlung fchließen, 
verfagen, oder gänzlich auflofen. Im legten Falle 
verlieren fämmtliche Abgeordnete, den Director auss 
genommen, ihre Stellen, und es muß längftens bin= 
nen 3 Monaten zu einer neuen Wahl sefpriten wer= 
den. Erfolge die Anordnung zur neuen Wahl in ber 
beftimmten Zeit nicht; fo ift die vorige Kepräfentas 
tion wieder hergeftellt. 8 

Der Ausſchuß verſammelt ſich zur Beſorgung 
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der ihm obliegenden Gefchäfte auf. die: Einladung des 
Directors, fo oft es die vorliegender Arbeiten north» 
wendig ‚machen, | OH —* 


Naͤhere Beſtimmungen uͤber die Ausuͤbung der 
ze | landfchaftlihen Rechte. * 
Vertraͤge und andere Beſtimmungen, welche 

ven Umfang der gegenwärtigen Landestheile, die Lan⸗ 
desrevenuen, ober bie Regierungsverfaffung des her⸗ 
zoglihen Hauſes betteffen, follen den Landftänden 
entweder vor der Eingehung, oder doch noch vor deren 
Katification, zur Ertheilung ihres Rathes und ihrer 
Zuftimmung, mitgetheilt werben. RE 
Das Recht des Beiraths in der Gefeß- 
gebung begreift zugleich in -fih das Recht der 
Bitte: und des Vorfchlags wegen zu ertheis 
fender oder abzuändernder Geſetze. Verſagt der Fürſt 
einem folchen-Vorfchlage die Sanction; fo kann det 
Sandtag ihn noch bei zwei andern Verſammlungen 
wiederhohlen: re en 
Die Etats, welche von der Finanzbehoͤrde, un⸗ 
ter Concurrenz der gefammten Landesregierung, zu 
fertigen und in Zukunft auf 3 Jahre einzurichten find, 
werden’ aus. dem geheimen Rathe dem landfchaftlichen 
Ausſchuſſe mitgerheile, welcher fie prüft, und mit feie 
nem Öntachten an die Landfchaft abgiebt. In dieſer 
Beziehung find den Ständen von den Behörden die 
erforderlichen Rechnungen, Nachweiſungen und Auf— 
ſchluͤſſe mitzurheilen, und ihnen ſowohl vor der Nothe 
wenbigfeit. der gemachten : Anforderungen, als von 
der zwedmäßigen Verwendung der frühern Bewilli— 
gungen die vollftändigfte. Ueberzeugung zu verschaffen. 
Diejenigen Diener, welchen, die. DBerwaltung 

der Domainen obliegt, find dafuͤr verantwortlich, 
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daß ben Rechten: der-Landfchaft ,) ſo wie den Verpflich⸗ 
tungen ‚gegen die Agnaten Genuͤge geleiſtet , werde. 
Sollten von denſelben, und dem Intereſſe des Landes 
entgegen, Difpofitionen über das Domainenvermögen 
Igetroffen werden ;’ fo follen diefe auf bloße Einſprache 
der Landſchaft als ungültig, und felbft für ven Lan— 
desherrn unverbindlich erkannt werben. * 
Beſchwerden über die Verwaltung uͤber— 
haupt und die Handlungsweiſe der Staatsdiener muͤſ⸗ 
ſen, vor ihrer Anbringung, auf dem Landtage in Be— 
rathung und zur. Abſtimmung ‚gebracht‘ worden ſeyn. 
Den einzelnen Staatsbürgern iſt es geſtattet, 
bemerkte Gebrechen oder Mißbraͤuche der Landſchaft 
zur Anzeige zu bringen. 
37 Das Recht der Beſchwerde und Klage ge⸗ 
gen Staatsdiener wird vorzuͤglich dadurch geſichert, 
daß alle Verfuͤgungen des Regenten von denjenigen, 
welche ihn dabei berathen haben, contraſignirt 
werden muͤſſen, und jeder Diener für die auf feinen 
Dortrag gefaßten Befchlüffe vem Negenten.und 
Dem Lande verantwortlich iſt. Das Recht 
formlicher Klage von Seite der Landſchaft findet 
nur. gegen höhere Staatsdiener in dem Falle ſtatt, 
wenn die bejchwerende Handlung ein Vergehen in. fich 
enthält, welches die Entſcheidung eines Gerichtsho⸗ 
fes erfordert. In allen andern Fällen tritt blos DB er 
ſchwerde beim landesheren ein, wobei es von ben 
Umftänden abhängt, ob eine Unterfuchung , oder ein 
blos verantworrliches Verfahren ftatt finder. In je: 
dem alle wird der Sandtag von dem Erfolge feiner 
Beſchwerde in Kenntniß gefeßt. 


Gewähr der Verfaffung. 
Gegenwärtiges Grundgefeg kann nur dur 
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Vebereinftimmung des Regenten und des 
Landtags abgeändert. werben. , Alle Staatsdiener 
find auf den Inhalt und die genaue, Beobachtung 
deſſelben verpflichtet, Bei Kegierungsveränderungen 
erfolgt. die Huldigung erft, wenn der neue Regent 
die Beobachtung, Aufrechthaltung und Handhabung 
ver Verfaſſung bei feinen fürftlihen Worten. und 
Ehren ſchriftlich zugeſichert hat. Zu dieſem Ende 
wird ein außerordentlicher Landtag berufen. Endlich 
wird dieſe Verfaſſung unter die mananfie bes 
— Bundes gel; 


x 


4 .. _ 


ln * 101. 21 
23) Herzogtum Sahfen- Coburg. 
3). Geſchichtliche Einleitung. 


Der Herzog Eruft von Sachfen = Coburg » Saalr 
feld erließ, bald nad) dem Wiener Congreffe, am 16. 
März 1816 ein Decret ), in. welchem er die 
Grundzüge der in feinem Staate einzuführenden neuen 
Derfaffung befannt machte. Er ſprach darin die 
Stände als Vertreter der ſaͤmmtlichen Unter: 
thanen und als Buͤrgen der Aufrechthaltung der 
Verfaſſung aus, und theilte fie in gebohrne und 
gewählte, fo daß die Kittergutsbefiger zu den erften, 
die Repräfentanten aber aus den Stadträthen und aus 
‚ dem DBürger= und Bauernftande zu den zweiten ges 
hörten. 

Allein wenige Sabre nach dieſem befannt ges 
machten Umriffe einer ftändifchen Berfaffung, erklärte 


*) Europ. Conftitt. Th.2. ©. 306. 


\ 
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der Herzog in einem Edicte *) vom 30, Der. 1820, 
daß er den, von der landesregierung verfer- 
tigten, Entwurf einer neuen Verfaſſung fowohl 
den tandescollegien, als einigen der vormaligen Stände 
zur Begutachtung mitgetheilt habe, und daß ihm 
nun die gefammten Ergebniffe diefer Arbeiten zur Ent: 
fcheidung vorgelegt worden wären, Er berief-deshalb 
einen außerordentlichen Landtag zum März 1821 zuſam⸗ 
men, deffen Wünfche in Berreff- ver landftändifchen 
Berfaffung er „vernahm und moͤglichſt beruͤck— 
ſichtigte“ (wie es im Eingange der Urkunde heißt). . 
Darauf erfohien am 8. Aug. 1821 die Urkunde 
felbft, als „Geſetz **), die ftändifhe Ver: 
faffung des Herzogthums Coburg: Saal 
feld betreffend.” Mit diefem Grundgefeße ftan- 
den drei fpecielle Verordnungen in Verbindung, 
wovon die-eine die. Wahlordnung ***), die andere 
die fandtagsordnung T) die dritte das Ber: 
hältnig der Staatsdiener Fi) zum Öegenftande 
hatte. Später, am 13. Sept. 1821, erfchien auch 
ein Schuldenedict TiY). Ä 5 
— — | 
b) Politifcher Charakter der Verfaffung 
| vom 8. Aug. 1821, 


Bon. dem Herzogthume und deſſen Regierung im 
| Allgemeinen. | 


Das Herzogthum Coburg » Saalfeld, mit Eins 


*) Lüders dipl. Archiv, Ih. 3. S. 520, 
**) Ehend. Th. 2. ©. 441. 

**x) Ehend. Th. 3. ©. 529. 

+) Ebend. Th. 3. ©. 523. 

++) Ebend. Th. 3. ©. 536. 

trr) Ebend. Th. 3. S. 54, 
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fchluß des Amtes Themar, bildet einen teutſchen Bun⸗ 
desftaat. Die Befhlüffe der Bundesper— 
fammlung, welche vie verfaffungsmäßigen Der: 
haͤltniſſe Teutfchlands, oder die Verhaͤltniſſe teutfcher 
Staatsbürger im Allgemeinen betreffag, find ein 
Theil des Staatsrehts des Herzogthumsg, 
und haben in denfelben, wenn fie vom landesherrn 
verkuͤndet worden find, verbindliche Kraft. 

Der Herzog ift das Oberhaupt des Staates, 
vereinigt in fich alle Rechte der Staatsgewalt, und 
übe fie in den von ihm gegebenen, in diefer Verfaf: 
ſungsurkunde feftgefegten, Beftimmungen aus, Seine 
Perſon ift Heilig und unverleglich. 

Die herzoglihe Würde ift erblich in der dire 
ceten leiblichen und gefeßmäßigen Nachkommenfchaft 
des Herzogs nach dem Erftgeburssrechte in maͤnnli— 
cher Linie; fo wie fich uͤberhaupt die Erbfolge in dem 
herzoglihen Haufe nach der für daffelbe beftehenden 
Priniogenitur = Conftitution und nad) den Verträgen 
in den fächfifchen Haͤuſern richtet. 


Von den allgemeinen Rechten und Pflichten ber 


Staatsbürger, 
Der Genuß aller bürgerlichen Rechte fteht nur 
Inländern zu. — Staatsbürger find dieje— 


nigen volljährigen Inlaͤnder männlichen Gefchlechts; 
welche den Huldigungseid gefehworen haben, 

Alle Einwohner find vor dem Gefege gleich. — 
Die Geburt gewährt Eeinen Vorzug zur. Erlangung 
irgend eines Staatsamts. 

Die Verfchiedenheit der anerkannten chriftlichen 
Confeffionen hat feine Verſchiedenheit in den politis 
fehen und bürgerlichen Rechten zur Folge. — Den 
anerkannten chriſtlichen Confeſſionen ift die geſetz⸗ 
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mäßige freie. und öffentliche Ausuͤbung ihres Religions⸗ 
cultus geſtattet. —— % 
Jedem Einwohner wird der Genuß vollfommener 
Gewiſſensfreiheit zugeſichet. 
Jedem — ſteht das Recht der freien 
Auswanderuůng zu. AR | 
Alle aus dem Lehusverbande herrührende Froh— 
nen find ablösbar, fo wie alle Feudallaften überhaupt, 
Jender Staatsbürger, für ‚welchen keine gefeß- 
liche Ausnahme beftcht, ift verpflichtet, an der ordent- 
lihen Kriegspdienftpflicht Autheil zu. nehmen, 
Bei dem Aufrufe zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit 
entjcheidet unter den Öleichverpflichteten das $o08, 
mit Öeftattung der Stellvertretung. — In 
außerorbentlihen Nochfällen ift jeder Einwohner zue 
Pertpeibigung des Vaterlandes verpflichtet. 
>. Das Materielle der Suftizertheilung und dag ges 
richtliche Berfahren, innerhalb der Grenzen feiner gefeß: 
lichen Kompetenz, Form und Wirkſamkeit find von dem 
Einfluffe der Regierung ganz ımabhängig. Es fol 
Niemand feinem gefeglichen Richter entzogen werden. 
Kein Einwohner darf anders, als in den durch 
das Recht und die Gefege beſtimmten Fällen und For: 
men, verhaftet, oder beftraft werden. Keiner darf län: 
ger als 24 Stunden über den Grund. feiner Verhaf— 
tung in Ungewißheit gelafjen werden. 





Don den K irchen , den Unterrichts = und Wohlthätig- 
feitsanftalten, 


Die innere Kirchenverfaffung genießt auch den 
Schuß der politifchen Verfaſſung. 

Verordnungen der SKirchengewalt Fonnen ohne 
vorgaͤngige Kinficht und Genehmigung des Landes⸗ 
herrn weder verkündet noch vollzogen werben. 
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Die Geiftlichen find in ihren birgerfichen Vers 
halmiffen und bei ftratbaren Handlungen, welche 
nicht bloße Dienftvergehen find, ber weltlichen 
Dbrigkeit unterworfen, 

Das Kirchengut, das Vermögen der vom Etaate 
anerkannten Stiftungen der Wohlthaͤtigkeits- und 
Unterrichtsanftalten, genießen des befondern Schußes 
des Staates , und koͤnnen unter feiner Bedingung dem 
Staatsvermögen einverleibt werden. 


Don den Gemeinden, | 


Die Angelegenheiten der Gemeinden follen — 
ein Geſetz geordnet werden, welches als Grundlage 
die eigene felbftftändige Verwaltung des 
Vermögens, unter der Oberaufficht des Staates, 
ansfprechen wird. — Das Vermögen der Semein⸗ 
den kann unter keiner Vorausſetzung dem Staatsver⸗ 

mögen ——— werden. 


Von den TOR 


Füuͤr alle im Herzogthume vereinte andestheil⸗ 
ſoll eine Geſammtheit von Landſtaͤnden beſtehen, 
welche allen Theilen des Landes, als xinemi Ganzen, 
gemeinschaftlich ift. 

Diefe Geſammtheit von tanbkänder witd gebil⸗ 
Det: aus 6 Abgeordneten, welche’ die’ ſamnitlichei 
Rittergutsbeſitzer aus ihrer Mirte wählen (3 
aus dem Fürftenehime Coburg, 2 aus dem uͤrſten⸗ 
thume Saalfeld, 1.aus dem Amte Themar); — aus 
2 Abgeordneten der Stadtobrigkeiten zu Coburg und 
Saalfeld, von welchen jede einen aus ihrer Mitte, — 
fernet aus 3 Abgeordneten ver Städte Coburg, Saal! 
feld und Poßned, von welchen jede’ eineh aus ihren 
Bürgern zu wählen hat, — und aus 6 Abgeordne⸗ 


. 
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ten der uͤbrigen Staͤdte und ſaͤmmtlichen Dorfsgemein⸗ 
den, ſo daß aus jedem Amte, mit Inbegriff der eins 
bezirften Städte, einer der Eingeſeſſenen gewählt 
wird. | | 

Jeder Abgeorpnete wird auf 6 Jahre gewählt, 
ift aber wieder wählbar. Wird die Ständeverfamns 
fung vor dem Schluffe ihrer Gefchäfte von dem Res 
genten aufgelofet; fo erlöfshen dadurch die Wahlen, 
und e8 tritt vor der Wiedereröffnung der neuen Stände: 
verfammlung, welche in diefem Falle binnen 6 Mos 
naten gefcheben fol, eine neue. Wahl ein. 

Zur. Theilnahme an der Ständewähl find im 
Allgemeinen nur diejenigen Staatsbürger berech= 
tigt, welche im vollen Genufje des Staatsbürgerrechte 
fich befinden, und welche niemals wegen eines. mit 
peinlicher Strafe. geſetzlich bevrohten Verbrechens, 
wenigftens nicht ohne nachher erfolgte gaͤnzliche Los⸗ 
fprechung, in Unterfuchung, oder wegen Schulden, 
wenigftens nicht ohne vollige Befriedigung ihrer Glaͤu⸗ 
‚biger, in Concurs befangen waren. 

+ + An der Wahl der von den Kittergutsbefigern zu 
wählenden Abgeordneten foll jeder Beſitzer eines im 
Sande gelegenen Kittergutes Theil nehmen. Mehrere 
Beſitzer eines Rittergutes haben einen von ihnen zur 
GStimmführung zu bevollmächtigen. Bei der Wahl 
zum Deputirten ift jedoch auch jeder der übrigen Mits 
befißer (allein aus. den fämmtlichen Beſitzern . Eines 
Kittergutes nur Einer) wählbar. — In den Städten 
wird zur. Wahlberechtigung, außer den all geme i⸗ 
nen DBedingniffen, Das allgemeine Bürgerrecht, ver⸗ 
bunden mit wefentlicher Wohnung, erfordert. — In 
den Dörfern ift zur TIheilnahme an den Wahlen das 
Nachbarreht und. der Befis eines Haufes nöthig. 
Doch ftimmen die Geiftlichen auf dem Lande und die 
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dafelbft fich befindlichen Staatsdiener, auch ohne dieſe 
Bedingung, mit der-Öemeinde ihres Ortes. 
Die Wähler wählen die Abzuordnenden: Auß , 
ihrer Wahlklaffe. Die allgemeinen Erforderniſſe eines 
Mitglieds der Ständeverfammlung find: Bekenntniß 
zur chröftlichen. Religion ohne Unterfchied der. Con— 
feſſion; das Staatsbürgerrecht; 3Ojähriges Alter, und; 
Unbefcholtenheit des Kufes. e 
2 Die Abzuordirenden von den Städten und Dorfes 
gemeinden follen entweder den Befiß eines im Sande 
belegenen fchuldenfreien WBermögens von 5000 1. 
oder ein unabhängiges reines Einkommen von jährlich 
400 31. nachweiſen koͤnnen. Zu 
‚Zur feitung der Wahl der Abgeordneten wird 
fowohl’ für die Kittergutsbefißer, als fir die Stadt: 
obtigkeiten und die Städte’ Coburg, Saalfeld und 
Poͤßneck, ein beſonderer Regierungscommiſſair er⸗ 
nannt; die Wahlen der uͤbrigen Stätive ſolien unter 
Aufſicht und Leitung der erſten Juftizbeamten in ihren‘ 
Amtsbezirken geſchehen. —— a 


u. Von den Befugniffen der Sanftände, 1 


, ‚Die Stände find, befugt, mit denjenigen Gegens, 
ftänden ſich zu befchäftigen,, welche zu ihrem Wir 
Eungsfreife angewiefen find, und fich. 1) auf die Ges 
feßgebung, 2) auf die Finanzverwaltung 
und auf Erhaltung des Landes- und Domanialeigen- 
thums, und 3) auf gemeinfhaftlihe Anträge 
und Befchwerben beziehen. ur 

Neue Gefese, welche die eigentliche Sandess 
verfaffung, d. h. die Beftimmung der gegenfeitigen- 
Rechte des Regenten und der, Stände betreffen, fo 
wie Abänderungen und Erklärung der beftehenben,, be⸗ 


x “ 
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vurfen zu ihrer Gültigkeit die Zuſt immung der 
Stände. Ohne Beirath und“ Zuſtimmung ver 
Stände koͤnnen Geſetze, welche die perſoͤnliche reis 
heit und das Eigenthum betreffen, nicht gegeben, ab⸗ 
geändert. und aufgehoben werden. Wenn die Ver— 
fammilung gegen einen Vorſchtag ſtimmt; fo bleibt er 
bis zum naͤchſten Landtage ausgeſetzt. ER 
Der Kegent ift befugt, ohne. ftändifche Mit 
wirkung, die zur Vorbereitung, Vollſtreckung und 
Handhabung. der Geſetze erforderlichen ; ſo wie Die aus 
den Jandeshewlichen Rechten. fließenden Verorduungen 
und Anſtalten zu. treffen; auch bleiben bie landesherr⸗ 
lichen Rechte hinſichtlich der. Privilegien, Diſpenſa⸗ 
tionen und Abolitionen unbeſchraͤnkt. ER 
Gefegesentwärfe koͤnnen nur vom Lam, 


der beftehenden, antragen. +... 45 
An Anfehung des Finanzwefens fteht 
‚den Ständen: die Steuerperwilligung, und 
‚ bei der Verwaltung. der Landeskaſſe, unter der, Auf 
ficht des Negenten, folgende Concurrenz zu:, 1) 
wird der Etat der Landeskaſſe mit Zuftimmung ber 
Stände hergeftellt; 2). find die Staͤnde berechtigt, 
zu verlangen und daruͤber· zu wächen, daß der’von! 
einem Landtage zum andern. geltende Finangefat puͤnck⸗ 
lich beobachtet ‘werde, für welche Beobachtung "Die 
obern Verwaltungsbehörden verahtwortlith find; 
3haben die Staͤnde zu allen uͤber den Etat’gehen- 
den und außerordentlichen Ausgaben ihre. beſondere 
Zuſtimmung zu ertheilen; 4)’ werden den’ Staͤnden 
die-Kaffentapportd mitgetheilt; 8) haben die Staͤnde 
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das Recht, bei der Sandesregierung guf Kaſſenſtuͤrze an⸗ 
zutragen, und dieſe hat ihnen zu willfahren; 6) habem 
die Stände die Abnahme, Prüfung und Juſtificatur 
der Sandeskaffenrechnungen gemeinfchaftlicy mit der 
Sandesregierung zu beforgen, und 7) zur Befegung 
der Zandeskaffirerftelle dem Furſten vorzuſchlagen. 

Die Staͤude find ferner befugt, von dem Minis 
fterium alle Subſidien zu verlangen, welche zu diefen 
Sefchäften, insbefondere aber zur Prüfung der Etats 
und Rechnungen, .fo wie zur Ueberficht der Verwen—⸗ 
dung ihrer Verwilligung , und zur Beurtheilung der 
jenigen Mittel erforderlich find, Durch welche. die 
Staatsbedürfniffe gededt werden follen. _ 

Zur Landeskaſſe follen nicht nur Die directen und 
indirecten Steuern, ſo wie alle .noch kuͤnftig von den 
Gtänden zur Dedung der Landesbeduͤrfniſſe verwillige 
- werdende Abgaben , fondern auch das Einkommen aus 
den Kegalien und’alle aus Uebung der landesherrz 
lichen Gewalt. entfpringende Gefälle, nicht minder. der 

gefammte Ertrag der ‚Chauffee = und Wegegelver; | fo 
wie alle zum Behufe des Militairs. von den Unters 
thanen erfolgende Leiſtungen, und: die“ von Hinter⸗ 
ſaſſen zu zahlenden Schutzgelder fließen. — 

— ſoll die Landeskaſſe die fämmtlichen 
Koften der Staatsverwaltung ‚: Die‘ Unterhaltung! der 
dem Staatsdienſte gewidmeten "öffentlichen Gebänve; 
des Militairs, den Aufwand für Landesbehoͤrden, 
Kirchen and Schulen, für Chauffeen und: Wege, und 
überhaupt für. alles, was zur Erhaltung und Förs 
derung des gemeinen Weſens erforderlich iſt, beſtreiten. 
— Die Ueberſchuͤſſe find, nach Beſtreitung der Zin⸗ 
ſen, zunaͤchſt zu dem Schulventilgungsfonds, fo wie 
auch zur: Erhöhung, des Fonds 'der Dieiterpenfionen 
zu: verwenden. Inwiefern die — a die: Doa 
St. w. ate Aufl. IV. 


x 
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mainen radicirfen Bedürfniffe des herzoglichen Hans 
fes und Hofes nicht aus den Domanialeinfünften voll 
ftändig beftritten werden koͤnnen, treten Zufchüffe 
zu den Koften des Hofftaates aus der Landeskaſſe zur 
Hauptdomainenkaſſe ein. 

Die Steuern ſind nur zur Beſtreitung der Lan⸗ 
desbeduͤrfniſſe beſtimmt, zu welchen alle Staatsbuͤr— 
ger nach verhaͤltnißmaͤßiger Gleichheit, und alles 
Grundeigenthum, ohne Ausnahme, alſo auch die Do— 
mainenguͤter ebenfalls gleichmaͤßig beizutragen haben. 

Wenn die Staͤnde die nothwendige Verwilligung 
fuͤr die Erfuͤllung neuer, durch Verpflichtungen gegen 
den teutſchen Bund gegruͤndeter, Verbindlichkei⸗ 
ten verweigern ſollten; fo. iſt der Landesherr zur Aus—⸗ 
ſchreibung der dazu erforderlichen, durch Erſparniſſe 

nicht aufzubringenden, Summen berechtigt, und es 
wird uͤber deren Verwendung öffentliche Rechen— 
ſchaft abgelegt. Auch ſteht dem Landesherrn die 
ausſchließende Verfügung über das Mili— 
kair, die Formation defjelben, die Diſeiplinarver⸗ 
walting, und das Necht, alle.den Kriegspienft bez 
treffende Verordnungen zu erlaffen, ohne ftändifche 
Mitwirkung zu Aushebungen zur Vermehrung der 
Zruppen über die Bundespflicht hinaus koͤnnen nur 
durch ein Gefeß ‚beftimmt werden, welches ,. wie das 
Conferiptionsreglement , mit ftändifcher Concnrrenz 
erlaffen ift. 
Die gefammte‘ Staatsſchuld ſoll durch ein 
beſonderes Geſetz und durch die Errichtung einer be— 
ſondern Staatsſchulden-Tilgungsanſtalt ſicher geſtellt, 
auch eine Vermehrung der Staatsſchulden ohne 
Einwilligung: der Stände nicht vorgenommen werden] 

Die Dpmaineneinkünfte follen für die Er 
haltung des Negentenhaufes, für die Adminiftrationgs 
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often, und ‚den ‚übrigen Bedarf verwendet. werben, 
Zur Sichecheit und Erhaltung des dem herzoglichen 
Haufe eigenthuͤmlich zuſtaͤndigen Domanialvermoͤgeus 
will der Regent die Stände zur Berathung in 
Anſehung der nuͤtzlichen oder ſchaͤdlichen Verwendung 
dieſes Vermoͤgens zugezogen, und die Staͤnde als 
Garants des Domaiatdermoͤgens angeſehen wiſſent 
Die Staͤnde find. zum Vortrage von Bitten 
und Befhwerden bei dem Negenten berechtigt, 
worüber die abfolute Mehrheit der wenigftens zu 4 
verfanmelten Abgeordneten einen Beſchluß gefaßt 
hat. Insbeſondere haben die Etände das Recht, 
die Befchwerden gegen das Benehnten der 
Staatsdiener an den Landesherrn zu bringen, 
Solche Befchwerden follen jedesmal zuerft dem Lau⸗ 
desherrn vorgelegt, und’ mar dann als foͤrmliche 
Klage aufgeſtellt werden, wenn ſie Unterſchleif bei 
öffentlichen Kaſſen, Beſtechungen abſichtlich ver⸗ 
weigerte oder verzögerte: ‚Rechtspflege‘; Eingriffe in 
vie Verfaſſung, oder indie. gefegliche Freiheit, Die 
Ehre und das Eigentum der einzelnen Unterthanen, 
oder der Behörden and Communen betreffen 9” 

‚Einzelne und Corporationen koͤnnen nur dann 
an die Srände fich wenden ‚wenn fie hinſichtlich ihrer 
individuellen Antereffen ſich "auf eine unrechrliche Weiſe 
fuͤr⸗ verlezt imd gedruͤckt Halten, und die gefeglichen 
Wege bei den Landesbehörden vergeblich eingefchlagen 
haben, = Anträge Einzelner und ganzer Corporas 
tionen Hinfichtlich allgemeiner politifcher Intereſſen find 
dagegen unzulaͤſſig und ftrafbar, weil die Prüfung 
und Wahrung diefer Intereſſen lediglich der Stande 
ak als Oefanimeheit zukommt. 

In der Regel fol aller 6 Jahre ein‘: adenllichee 
| Yartdtag gehalten werden. Doch m. es von dem 
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Sandesherrn ab, wie oft er außerordentliche Landtage 
verfammeln will, Er hat das Recht, die ftändifchen 
Verfammlungen:zu berufen, zu vertagen, aufzulofen 
und zu fchließen. 44; 

- Die Stände genießen während des Landtages 
einer. völligen: Unverlegtheit der Perfon, und koͤnnen 
während dieſer Zeit, ohne Einwilligung der Stände: 
verfammlung, Feiner . Art von. Arreft unterworfen 
werden; den Fall einer Ergreifung auf frifcher That 
bei begangenen Verbrechen ausgenommen. 


Von der Geſchaͤftsordnung bei den Landtagen. 


',.. Die Mittheilung der von dem Landesherrn den 
Ständen ‚vorgelegten : Anträge geſchiehet : fchriftlich, 
entweder durch Das tandesminifterium, oder eine bes 
fonvere Commiffion, Wenn dieſe Anträge durch, Bes 
fchlüffe erledige find; fo werben Diejenigen ‚Gegen: 
ftände in der. von dem Landſchaftsdirector zu beftims 
menden Ordnung vorgenommen, welche von den-ftäns 
diſchen Mitgliedern in Antrag gebracht worden: find, 
Zur Bearbeitung einzelner Oegenftände Fann 
die Verſammlung einige. aus ihrer Mitte Durch , die 
Mahl nach relativer Stimmenmehrheit ernennen. 
Die Commiffionen haben ſich mit dem Miniſte— 
rium oder. den Landtagscommiſſarien zu benehmen, 
um die. erforderlichen Nachrichten zu erhalten, » oder 
um ‚zu einer Ausgleichung abweichender Anſichten zu 
gelangen. , Die Befchlüffe dieſer Gommiffionen werden 
nach abfeluter ‚Stimmenmehrheit "gefaßt, und durch 
ein, von der Sommiffion felbft gewähltes, Mitglied 
derfelben, entweder mündlich. oder ſchriftlich, in der 
Ständeverfammlung - zum - Bortrage gebracht: Bei 
der Berathung darüber hat jedes; Mitglied der Com: 
miſſion feine Stimme fo gut, wie die übrigen Stände; 
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Nur diejenigen, welche einen Antrag: machen, 
oder den Beſchluß einer Commiſſion  vorzutragen 
haben, find zur DVorlefung fehriftlicher Auffäge bes 
rechtigt; die übrigen Mitglieder haben ſich auf muͤnd⸗ 
liche Vortraͤge zu beſchraͤnken. 

Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes der Staͤnde⸗ 
verſammlung iſt die abſolute Mehrheit der Stimmen, 
bei Anweſenheit von wenigftens 3, noͤthig, und zur 
Abaͤnderung der ſtaͤndiſchen Verfaſſung 
die Gleichſtimmung von drei Viertheilen. —J 


Von dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe. 


Waͤhrend der Zeit, wo keine Staͤndeverſamm⸗ 
lung ſtatt findet, werden die landſtaͤndiſchen Geſchaͤfte 
durch einen Ausſchuß beſorgt, welcher aus dem Land⸗ 
ſchaftsdirector, dem Secretair, und: 4 Mitgliedern 
der ſtaͤndiſchen Verſammlung beſteht, welche von der—⸗ 
ſelben) während des Landtages, durch abſolute Stim- 
menmehrheit gewählt, und ‚dem Laudesherrn zur Ge— 
nehmigung angezeigt werden. 

Die Gefchäfte des Ausfchuffes find: 1) die Zu= 
fammenberufung der landftändifchen Abgeordneten, 
wenn von dem Landesherrn, entweder auf Antrag des 
Ausfchuffes, oder aus eigener Bewegung, ein ver- 
tagter Landtag wieder in Thätigkeit gefegt wird; 2), 
vorläufige Berathung und Bearbeitung der bei der 
ftändifchen Gefammtheit : zum Vortrage kommenden 
Gefchäfte (vorläufige Prüfung der Etatsberathung, 
Begutachtung mitgetheilter Gefeßesentwürfe u: f. w.); 
3) fortwährende Vertretung der Stände außer dem 
Sandtage. Doch kann der Ausſchuß weder Steuern, 
‚noch andere Belaftungen der Staatsbürger bewilligen, 
noch ſich definitiv über Gefegesvorfchläge erklären. 

Die Auffihe über die Verwaltung der Landes⸗ 
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kaſſe wird von: einem Mitgliede des Ausſchuſſes und 
einem. en der tanbesregierung beforgt. 


Bon der Gewähr, der Verfaſſung. 


An diefem Grundgefeße kann ohne Liebereinftim+ 
mung des Negenten und der Stände, nad) vorgängi- 
ger Berathung auf einem.. fandtage, weder etivag 
aufgehoben noch hinzugefügt werben. J 
Jeder Staatsdiener wird! anf deſſen genaue Be: 
obachtung verpflichtet, und jeder. Regent wird bei 
dem Antritre der Kegierung, Die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung durch eine ſchriftliche Urkunde bei fuͤrſt— 
lichen Worten und Ehren verſichern. Kin außeror⸗ 
dentlicher Landtag nimmt, noch. vor der Huldigung , 
diefe Urkunde in Empfang. 

‚Für die. Verfaffung wird die Garantie des 
Bundestages nachgefucht. 


103. 
24) Herzogtbum Braunfhweig. 
a) Geſchichtliche Einleitung: : 


Waͤhrend der Minderjährigkeit des. Herzogs 
Karl von Braunfchweig: Wolfenbüttel (welcher am 
30, Oct. 1823 die Negierung antrat), berief ſder 
Dbervornumd, der damalige Prinz = Regent von 
Großbritannien, durch Verordnung vom 6. Sept. 1819 
die Stände des Herzogthums zum 12. Oct. 1819 zus - 
fanımen, welchen der Graf von Münfter den Ent 
wurf zu einer. neuen DVerfaffung vorlegte. Dieſe 
erbaten fich eine Frift zur Berathſchlagung, und er= 
nannten 18 Mitglieder zur Prüfung des. Entwurfes, 
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und zur Unterhandlung mit der. Regierung wegen zu . 
machender Abanderungen und Zuſaͤtze. Die Arbeis 
ten dieſer Conimiffion wurden am 23. Dec, 1819 
beeudigt; die Unterzeichnung der Urfunde er» 
folgte von den 18 Mitgliedern derfelben zu Braun⸗ 
ſchweig am 19. Jan. 1820, und die Natification 
zu Carlton = Houfe am 25. Apr. 1820, 


104. 


1) Potitifher &parakterver Verfaffungs- 
urfunde vom 25. Apr. 1820, 


Bon dem Wefen und den Beftandtheilen der Land» 
ſchaft, den Eigenfihaften und Wahlen ihrer Mit— 
glieder. 


Die vereinten Stände des Herzogthums Braun: 
fchweig + Wolfenbüttel und des Fürftenthums Blan⸗ 
kenburg repräfentiren die Geſammtheit der Bes 
wohner beider länder, ohne befondere Beziehung auf 
die verfchiedenen Klaffen, denen fie angehören. 

Die gefammte Landſchaft bildet ein, aus zwei 
einander an Rechten und Anfehen vollig gleichen Sec 
tionen: beftehendes, ungetrenntes Ganzes, Die 
erfte derfelben begreift die Hälfte der bisherigen Prä- 
latencurie, und. die: Befiser der bisher. landtagsfaͤhi⸗ 
gen Guͤter; die zweite die andere Hälfte der bishe- 

xigen Prälatencnrie, die Deputirten der Gräbte, 
amd die Abgeorbneten der Befiser ländlicher freier 
Guͤter, welche bisher nicht landtagsfähig waren, 
" . Zu der Ritterfchaft gehören alle Eigenthuͤ⸗ 
mer der bisher mit Sitz und Stimme auf den land» 
tagen berechtigten und im Befise der Landſtandſchaft 
befindlichen adlichen Guͤter. (Die Verfaſſung nennt 
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78 ſolche Güter.) Die Virilſtimme auf den Landta⸗ 
gen haftet auf dem jetzigen ganzen Umfange der in 
die Rittermatrikel eingetragenen Zubehoͤrungen der 
Güter, und ſoll eine Zerftuͤckelung derfelben, oder 
die Veräußerung folder immatriculirten Parzellen 
den Berluft des Stimmrechts zur Folge haben, wo» 
fern der Befiser des. Gutes davon nicht vorher bei 
dem permanenten Ausfchuffe der tandfchaft Anzeige 
gemacht, und, auf deſſen Bericht an den Landesherrn, 
die hoͤchſte Genehmigung feines Borhabens erlangr hat, 

Aus der bisherigen Curie der Prälaten er: 
fcheinen, als Mitglieder der erften Section, die Aebte 
der Stifter und Kföfter  Königslutter, Amelungborn, 
Riddagshauſen, Die Decane oder Deputirten ber 
Stifter St. Blafii und St. Iyriaci, und der Propft 
des, Stiftes Steterburg; — und als Mitglieder 
der zweiten Section die Aebte ober Propfte der 
Stifter und Klöfter Marienthal, Michaelftein, Ma— 
tienberg, Lorenz, Frankenberg, Clus und rung: 
haufen. 

Don Seiten der Städte wohnen deren Abges 
ordnete der zweiten Gection bei, und zwar für 
Braunfchweig 6 Deputirte, für Wolfenbüttel und 
Helmftädt 2; jede ver übrigen Städte ſendet ein 
Mirglied zur Verfammlung. 

Für den Stand der nicht zur. ber Ritterſchaft ge 
hörigen Grundbeſitzer auf. dem Lande wird in 
jedem Kreisgerichte aus der Zahl der ſowohl auf. dem 
platten Lande, als in den Städten und Fleden am 
ſaͤſſigen Schrift = und Freifaffen, ein Deputirter aud- 
erfehen, und der.zweiten Section zugeordnet, Die 
Guͤter und Höfe derfelben dürfen in ihren Hauptbe⸗ 
ftandrpeilen Feiner Dienft- oder Meierver 
pflihtung. imterworten ſeyn; auch ‚haftet das 
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Stimmrecht und die Wahlfaͤhigkeit auf dem jeßi- 
gen Umfange diefer Güter und Hofe, und geht 
durch Trennung und Veräußerung der Theile derfels 
ben verloren, Ä 

Die Städte werden durch den Vorſteher der 
die Güter der Stadt verwaltenden Behörde (den Bürs 
germeifter) vertreten; Daher auch in den Staͤdten 
Braunſchweig, Wolfenbüttel und Helmſtaͤdt der erſte 
Stadtrath oder Buͤrgermeiſter, vermöge feines 
Amtes, einer der von diefen Städten abzuͤordnen⸗ 
den Deputirten ift. Die Übrigen 5 Abgeordneten der 


Stadt Braunfihweig müffen aus der Bürger: 


ſchaft gewählt werden, und zwar 2 aus den Groß: 
Händlern, Banquiers und Fabrikherren, die vrei ans 
dern aber aus der übrigen Kaufmannfchaft, den Elei= 
nern Sabrifanten, Kentirern, Kiünftlern oder Hands 
werfen; auch müffen dieſe Depurirten ſaͤmmtlich 
mit Grundſtuͤcken angeſeſſen ſeyn. Ein Glei— 
ches gilt von den zu waͤhlenden Deputirten der Staͤdte 
Wolfenbuͤttel und Helmſtaͤdt, welche ebenfalls zu den 
Klaſſen der buͤrgerliche Gewerbe treibenden Einwoh⸗ 
ner gehoͤren muͤſſen. Dieſe Abgeordneten werden fuͤr 
jeden Landtag von den Stadtdeputirten durch die Mehr- 
‚ beit der Stimmen, unter leitung der Juſtizbehoͤrde, 
gewählt, die fich aber alles Einfluſſes auf die Wahl 
ſelbſt zu enthalten hat. 

Die Deputirten der zur‘ zweiten Section: gehöriz 
gen Befiser freier. Güter werden durch freie 
Mahl son den Befisern:felbiger Güter unter Leitung 
des Kreisgerichts ernannt; doch können nur folche ge⸗ 
wählt werden, welche ven Aderbau als ihr 
Hauptgewerbe betreiben, nicht aber. diejeni- 
gen, bei welchen andere — Verhaͤltniſſe vor⸗ 
denichend ſind. | 
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Bon den Pflichten und Rechten ver Landſtaͤnde. 


Da, der bisherigen Verfaffung nah, nur die 
Reichs-, Kreis- und Prinzeffinnenfteuern, fo wie 
überhaupt die zur nothwendigen Vertheidigung des 
Vaterlandes erforberlichen Auflagen, ohne vorhe— 
tige Verwilligung der Stände, aufgebracht 
werden mußten; fo erhält diefer Grundfag i im Wefent: 
lichen bei der allgemeinen Befteuerung des Landes 
auch ferner feine Anwendung, Nur verfteht es fich, 
bei den inzwifchen in Teurfchland eingetretenen Ver: 
änderungen der Staatsverhältniffe, und da vermöge 
derjelben die ‚ Berfügungen und Befchlüffe ver 
Bundesverfammlung für ſaͤmmtliche teut— 
ſche Staaten verbindlich ſind, daß die darnach, 
und zur Erfuͤllung der Bundesverpflichtungen des 
Landes, erforderlichen Steuern und Laſten von den Un— 
terthanen getragen, und ſtatt der vormaligen] Reichs⸗ 
und Rreisanlagen auch ferner aufgebracht werden 
muͤſſen. 


Wenn aber zu — — — und Ein⸗ 
richtungen neue Abgaben den Einwohnern auferlegt 
werden ſollen; jo kann ſolches nicht anders, als 
mit Einwilligung der Staͤnde geſchehen. — 
Die verwilligten und ausgeſchriebenen Steuern aller 
Art ſollen unter der Aufſicht und Leitung eines von 
dent Landesherrn und den Ständen gemeinſchaftlich 
beſetzten und: abhängigen Landesſteuercollegiums erho⸗ 
ben, verwaltet und berechnet werden. ⸗Den ver⸗ 
fammelten Ständen follen die Etats und Rechnun— 
gen über die Einnahme und Ausgabe.der'allgemeinen 
Steuerkaffe, aud eine Nachweifung ‚über Die. Ber: 
wendung der durch die ‚ausgefchriebenen. Steuern ein- 
gegangenen Summen, von einem Landtage zum an: 
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bern. vorgelegt werden, und koͤnnen dieſelben ſchrift⸗ 
liche Bemerkungen darüber bei der sanbenperejhaft 
einreichen. und Anträge Darauf gründen, ; 

- Die Etats über neu. -anzulegende ‚Steuern were 
ben von dem Landesherrn und. ben Ständen gemein 
ſchaftlich regulirt. 

Verordnungen, welche eine Abänderung: in 
den beftehenden allgemeinen Civil- und 
Criminalgefeßen:bezweden, werden, fo, oft eg 
die Umſtaͤnde verftatfen, den Staͤnden vorges 
legt, und diefelben daruͤber mit ihren Bemerkungen, 
Gutachten und Kath gehört werden. — Ein neues 
Civil: und Criwinalgeſetzbuch, eine neue Proceß- und 
allgemeine Polizeiordnung koͤnnen nicht. ohne Bera⸗ 
thung mit den Staͤnden eingefuͤhrt werden. 

Iſt von weſentlichen Veraͤnderungen die Rede, 
welche die Landesverfaſſung, Landescollegia, Gerichte: 
und allgemeine VBerwaltungsbehörten, deren Wir: 
Eungsfreis und Verhältniffe betreffen; fol von Be— 
ftimmungen, welche zwifchen dem Regenten und ber 
randſchaft vertragsmeife getroffen. find, abge— 
wichen; follen allgemeine. gefegliche Veränderungen 
in Aufehung der. Zehnten, Dienfte, Meier» und fon: 
ftigen gutsherrlichen DVerhältniffe und: Gefälle; ver- 
fügt, oder allgemeine Gefeße über die Zheilung ber 
Gemeinheiten gegeben werden ; fo ift dazu eine Ber- 
handlung und Uebereinfunfte mit den 
Ständen nöthig. 

Den verfammelten‘ Ständen ſteht frei, — 
Kegenten: Borfhläge zuallgemeinen ee 
Verfuͤgungen und Anſtalten zu thun, und werden 
folche, von der Regierung ſtets mit aller: Aufmerkſam— 
keit aufgenommen, forgfältig geprüft und thunlichſt 
beruͤckſichtigt werden. — Nicht weniger ſind die Land⸗ 


—* 
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ftände befugt, wegen bemerfter Mängel over 
Mißbraͤuche bei der Gefeßgebung, Rechtspflege 
und Verwaltung, angemefjene Vorträge an. den 
Kegenten zu richten, und über deren Abftellung gut: 
achtlich ſich zu außern. — Auch ift ven Ständen 
unbenommen, dem Lanbesherrn Befhwerden und 
Klagen über die höhern Landesbehoörden 
and Staatsdiener, wegen. pflichtwidriger Der: 
waltung ihrer Amtsgefchäfte, vorzutragen, 


Um ven verfaffungs» und ordnungsmäßigen 
Gang. der Staatsgefchäfte und die öffentlichen Be— 
amten wegen ihrer BerantwortlichEeit zu fichern, 
werben Die, unter der Unterfehrift des. Landesherrn 
erlaffenen, Reſcripte und Verfügungen jedesmal mit 
der Sontrafignatur eines Minifters oder Mitglieds ' 
des geheimen Raths verfehen. Cine mit diefer Con⸗ 
traſi ignatur nicht bezeichnete Verfuͤgung des Regenten 
in Landesangelegenheiten wird als erſchlichen an— 
geſehen. 

Die von Seiten der Landſchaft dem Steuercolle⸗ 
gium zugeordneten 4 Mitglieder (aus jeder Section 2) 
bilden zugleich einen bleibenden Ausſchuß der— 
ſelben fuͤr die zwiſchen den Landtagen noͤthig oder 
rathſam befundenen Mittheilungen. Dieſer Ausſchuß 
kann, unaufgefordert, Vorſtellungen und Anträge in 
iandſchaftuchen Angelegenheiten bei dem Landesherrn 
machen, und feine gutachtlihe Meinung "darüber 
pflihtmäßig äußern. — Außer dieſem permanenten 
Ausſchuſſe befteht noch ein größerer aus 9 Mit: 
gliedern beider Sectionen, welchen der erftere in allen 
zwifchen den. Landtagen vorfallenden landfchaftlichen 
Angelegenheiten von Wichtigkeit zuzuziehen hat. 
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‚Bon der Verfammlung der Stände auf dent Sands 
tage, und der Behandlung der Gefchäfte Derfelben. 


Alter 3 Jahre wird regelmäßig ein Sandtag ges 
halten; außerordentlih, wenn der Landesherr befon- 
dere Veranlaffung dazu finder. 

Jede Section der Stände bilder fir ſich eine 
befondere Verſammlung, und faßt ihre Beſchluͤſſe 
nach abſoluter Mehrheit der Stimmen. 

Jede Section wählt aus ihrer Mitte einen Praͤ⸗ 
fidenten, einen Vicepräfidenten und einen Gectetair, 
Zu den beiden erften Stellen gehört die Beftätigung 
dos Landesherrn. 

Jede Section kann verhandeln bei Anweſenheit 
eines Drittheils ihrer Mitglieder; um aber Befchlüffe 
zu fajlen, muß die Hälfte derfelben verfammelt feyn. 

Jedes Mitglied iſt berechtigt, Antraͤge zu machen; 
doch: muß die Stimmenmehrheit der anwefenden Mit- 
glieder, entfcheiden, ob der Antrag ſich zur Berathung 
eignet, auch ob die Angelegenheit. einer Commiſſion 
zur vorgängigen Prüfung und Berichtserftattung zu 
übergeben fey. 
| Ale Vorträge der Etändemitglicber müffen 
mündlich fenn; nur die landesherrlichen Commi arien, 
und die im Namen ftändifcher Commiſſionen an treten» 
den Referenten dürfen fchriftliche Auffäge ablefen. _ 


Die abfolute. Stimmenmehrheit entſcheidet in 
allen Faͤllen, außer wenn ſtaͤndiſcher Seits ein An— 
trag an den Sandesherrn gemacht werden ‚fol, welcher 
eine wefentliche Abaͤnderung der Jandes >, oder Steuer: 
verfaſſung enthält, wo 3 der Stimmen zum Beſchluſe 
erfordert werden. 

Die uͤber verhandelte Gegenſtaͤnde von einer 
Section beſchloſſenen Antraͤge werden ſofort der an⸗ 
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dern Section mitgetheilt, "in welcher die vorliegende 
Sache, aledann. einer Commiſſion zur vorläufigen 
Prüfung übergeben wird. Auf den Bericht derfelben 
wird darüber berathen und abgeftimmt. — Gollten 
beide Sectionen über einen vorliegenden Gegenftand 
nicht fich vereinigen; fo findet eine Zufammens, 
tretung von Sommiffarien ftatt, welche aus 
jeder Section in gleicher Anzahl ernannt werben, und 
denen, wenn die Sectionen es auch nur einfeitig. wuͤn⸗ 
ſchen, landesherrliche Commiſſarien zugeordnet wer⸗ 
den koͤnnen. 

Ueber einen Gegenſtand, in Anſehung deffen 
eine Vereinbarung beider Sectionen nicht, zu Stande 
kommt, ift ein neuer Antrag und eine weitere Delibe— 
ration während deffelben Landtages nicht mehr zuläffig. 

Der Sandesherr kann geheime Raͤthe oder andere 
Staatsbeamte' als Commiffarien zu einzelnen Gigun- 
gen der Sectionen abordnen, um die an die Landſchaft 
erlaffenen Anträge mit ihren Gründen näher’zir ents 
wiceln und aus einander zu feßen. Doch bieiben Dies 
felben. bei der Berathfchlagung und —— der 
Section nicht gegenwaͤrtig. 

Nicht nur alle von dem Landesherrn und von 
einer Section an die andere erlaſſene Anträge, ſon⸗ 
dern auch alle ſonſt in Erwaͤgung kommende linfaf⸗ 
ſende Gegenſtaͤnde muͤſſen, vor ihrer Verhandlung 
in der ſtaͤndiſchen Verſanmlung, einer zu wãhlenden 
EC ommiffion von 3, B° vder T Mitgliedern uͤber⸗ 
geben werden. 

Die Berfahdfingen der Landfchaft miffen fo 
lange geheim gehalten werden; bis die Nefultate 
derfelben gefaßt und zur Publication gelangt find. Es 
iſt auch nicht erlaube, die Meinungen und Vota ein- 
zelner — bekann zu machen. — Der Land⸗ 
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tagsabfchied, unterzeichnet von dem Landesherrn, 
und von dem Präfidenten und dem Landſyndicus der 
Stände, wird durch den Drud * oͤffentlichen 
Kunde gebracht. 


105. 
25) Sergogtäum Naffan. 
a) Geſchichtliche Einleitung: 


- Die länder des Haufes Naffau hatten durch den 
Keichsdeputationshauptfchluß und durch die Confödes 
‚xationsacte des Rheinbundes wefentliche Veraͤnderun— 
gen erfahren; nicht unbedeutend waren Diejenigen, 
‚welche nach der Auflofung des Rheinbundes erfolg- 
den, deren Ergebniffe, nach dem Abſchluſſe der Ver- 
träge mit dem Naffau » Dranifchen Haufe im Königs 
reiche der Niederlande (24. Jul. 1814), und mit 
dem Königreiche Preußen (31, Mai 1815) ‚in die 
teutſche Bundesacte uͤbergingen. 

Weil das Haus Nafſau⸗Uſingen auf — 
Erloͤſchen ſtand, und deſſen Beſitzungen an das Haus 
Naſſau— Weilburg fielen; fo war bereits bei der - 
Stiftung des Rheinbundes das Naffauifche land als 
Ein politifches Ganzes, als Ein Herzogthum, aus— 
gefprochen und anerkannt worden. Doch rubte die 
—— e Wuͤrde bis zum Erloͤſchen des Hauſes 

ſingen nur auf dieſer Linie, und ging erft am 24. 
März 1816, beim Tode des Herzogs Friedrich Auguft, 
auf die bisherige Weilburgiſche Linie über. 

Beppr noch der Wiener Tongreß eröffnet warb, 
fprachen durch Patent *) vom 2; Sept, 1814 die 


*) € fteht in den Europ. — — 2, 8,29. — 
nnud in Luͤders Archiv, Th. 3. S. 49 
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damals noch lebenden beiden Fürften, der Herzog Frie⸗ 
drich Auguft von Naffau, und der Fürft Friedrich 
Wilhelm von Naſſau, die Stiftung einer land» 
ftändifchen Verfaffung aus, der erften auf 
teutfchem Boden nach der Auflofung des Aheinbuns 
des, und in der Zwifchenzeit zwifchen dem erften 
Parifer Frieden vom 30, Mai 1814 und den Beftim- 
mungen der teutfchen Bundesacte vom. 8, Juny 1815. 
— Zwei fpätere Patente*) vom 4 Nov. 1815 
betrafen: 1) die Wahl der Landſtaͤnde, und 
2) die Bildung der Herrenbanf ver land» 
ſtaͤnde. 


106. 


b) Politiſcher — der Verfoſſune 
vom 2. Sept. 1814. 


Das Patent, welches die Grundzuͤge der Vers 
faffung des Herzogthums enthält, zerfällt in zwei 
Theile. Der erfte nennt die allgemeinen ſtaats— 
bürgerlihen Rechte, welche die beinen Regen: 
ten bereits in einzelnen Edicten ausgefprocyen hatten, 
und in dem Patente ihrem Lande wiederhohlt zufichers 
ten; der zweite bezeichnet die nenangeordneten ftäns 
difhen Verbältniffe. 

Die Fuͤrſten erklärten: daß fie nicht nur Die 
bürgerliche Freiheit ihrer Unterthanen möglichft 
gefichert, und die politifche Gleichheit verfelben 
vor dem Geſetze aufrecht erhalten, ſondern auch‘ den 
Grund zu einer, auf diefen beiden Grüß 
puncten rubenden, Verfaffung gelegt hätten. 
„Bon diefer Abfiche ausgehend und von ſolchen Be⸗ 


*) Beide ſtehen in den Enrop. Conſtitt. Th.8. &.57. 


+ 
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weggtünden geleitet, haben Wir die vollfommenfte 
Duldung religiofer Meinungen und freie Hebung 
jedes Gottesdienſtes in Unfern fanden gehand— 
habt; eben. fo die freie Aeußerung politifcher 
Meinungen, fo. weit auswärtige Staatsrüdjichten 
nicht eine Befchränfung verlangten. Wir haben 
Unfern Unterthanen den freien Abzug mit ihrem 
Vermögen, nach erfüllter Militairpflicht, in alle 
diejenigen Staaten zugeftanden, wo gleiche Abzugs« 
freiheit in Unfer Gebiet geftattet wird. Wir haben 
die Leibeigenfchaft von Grund aus in Unferm 
Herzogtbume getilgt, den Frohn- und Dienft« 
zwang unter Schadloshaltung der Dienftherren ge= 
Löfet, Eorperliche Züchtigungen als Strafmittel abges 
ſtellt, erbliche Vorrechte auf hoͤhere Staats 
Amter nicht anerkanntz; vielmehr aus allen 
Ständen zu den oberften. Civil- und Mitlitairftellen 
berufen, wer Uns dazu tüchtig fehien. Die Juftizs 
pflege ward, unabhängig von Uns, durch die anges 
ordneten Juſtizbehoͤrden verwaltet. Wir haben Uns 
fern landesherrlichen Fiſeus den Gerichtshöfen unters 
geordnet, und Uns des Rechts begeben, angeftellte 
Staatsdiener willführlich zu entlaffen. Wir haben 
- die freie Benugung des Örundeigenthums unter den 
Schutz fihirmender Geſetze geftellt, das Recht der 
Wildbahn und alle, den Anbau des Bodens ftörende, 

Weidegerechtſame big zur Unfchädlichkeit befchränft; ' 
die Ablofung der - Zehnten, Grundbelaftungen und 
Servituten vorbereitet, und für die Einführung einer. 
volligen Gewerbefreiheit vorbeteitende Maasregeln ges 
troffen. Wir haben Feine Abgaben von Unfern 
Unterthanen erhoben, außer für Beduͤrfniſſe des 
Staates; Wir haben verordnet, daß ein Jeder 
dazu beitrage nach dem Maasftabe feines 

St. W. ate Aufl. IV. 34 
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keinen Einfommens; daß einzelnen Gtänven 
oder Perfonen Feine Befreiungen forthin davon er- 
faffen werden. Wir Haben in dringenden Finanzan⸗ 
gelegenheiten Domainen Unſers Hauſes zum Vor—⸗ 
theile der Staatskaſſe veräußert. — Unſre 
Unterthanen haben aber auch (durch Theilnahme an 
dem Befreiungskampfe im Jahre 1813 und 1814) 
ihr Recht auf eine felbftftändige und ehrenhafte Stel⸗ 
fung unter den verwandten Stämmen ‚Des teutfchen 
Volkes im künftigen teutſchen Staatenvereine fich bes 
feftige, und Wir finden Uns bewogen, die Anerken⸗ 
nung diefes Rechts, durch die dauerhafte Bes 
gründung einer eigenthümlichen Verfaſ— 
fung, noch mehr ihnen allenthalben zu verſichern. 
Es iſt uͤbrig, Allem, was fuͤr die Einfuͤhrung einer 
fiberalen, den Beduͤrfniſſen Unfrer Zeit und Unfers 
Staates enrfprechenden, Verfaſſung in Unferm Her 
zogthume entweder ſchon gefihehen ift, oder noch er 
forverlich feyn wird, auc eine gleich Eräftige 
Gewährleiftung im Innern zu geben, welche 
Wir in der Errichtung von landftänden ges 
funden zu haben glauben. Indem Wir Unfern 
fandftänden Die Bewahrung jener anges 
führten Örundlagen fowohl, wie die weis 
tere Ausbildung einer folhen eigenthuͤm— 
lichen fandesverfaffung übertragen, über 
faffen Wir Uns der Hoffnung, diefelben gegen den 
Wechſel aller Dinge, welchen geſetzliche Einrichtun⸗ 
gen in rein monarchiſchen Staatsformen mehr, als 
anderwärts, unterworfen find, nach Möglichkeit 

ficher geſtellt zu haben. ” 
Rach diefen allgemeinen Grundfägen folgten als 

einzelne Beftimmungen: 
Die tandftände find zufammengefegt aus Mits 
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gliedern der Herrenbanf, und, Landesde— 
putirten, welche in abgefonderten Sitzun— 
gen ſich verfammeln. Die Mitglieder der Herren- 
bank werden vom Regenten auf !ebengzeit, 
oder erblich ernannt; die Landesdeputirten aber von 
den Vorftehern der Geiftlichkeit und höhern Lehran— 
ftalten, von den begütertften Landeigenthuͤmern, und 
von den Inhabern größerer Gewerbe erwählt, 
Die Sicherheit des Eigenthums und der perfön« 
lichen Freiheit wird unter die mitwirfende Gewähr: 
leiftung der Sandftände geftell.e Sie follen dar 
über wachen, und darauf zu halten befugt 
feyn, daß die freie Wirkfamkeit der oberften Juſtiz-⸗ 
behoͤrden nie befchränft werde; daß willführliche Vers 
haftungen, ohne rechtliches Verfahren nach den bes 
ftehenden Geſetzen, auf Feine Weife ftatt finden; auch 
daß fein Untertban feinem durch die Geſetze beftimms 
ten ordentlichen Richter Durch außerordentlihe Maas: 
regeln entzogen werde. Zu dem Ende werden: den 
tandftänden folgende Rechte beigelegt: 
Ohne ihre Einwilligung foll an den, im Ein⸗ 
gange diefes Patents erwähnten, die Aufrechrhaltung 
der bürgerlichen und Gewerbe = Freiheit, ſo wie vie 
Gleichheit der Abgaben bezwedenden, Geſetzen und 
Einrichtungen von dem Regenten nie eine Abändes 
rung verfügt werben. Ueberdies follen wichtige, das 
Eigenthum, die perfonliche Freiheit und. Verfaffung 
betreffente, neue landesgefege nicht ohne 
den Rath und die Zuftfimmung der Sand» 
ftände eingeführt werden. 

. Sie können dem Regenten Vorſchlaͤge zur 
Abänderung beftehender und Einführung neuer Gefege 
überreichen; allgemeine ımd befondere Beſchwer— 
den einzelner Sandestheile oder Unterthanenklaſſen dem 

34 * 
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Regenten vortragen, und fordern, Daß gegen den 
Staatsminifter und gegem tandescollegia wegen bes 
ſtimmter Befchuldigungen (Verlegung der Beftim- 
mungen der Verfaſſung, Beitechung, Concuffion) eine _ 
Unterfuchungscommiffion angeordnet werde. Golde 
Vorfchläge und Befchwerden koͤnnen von jedem ein: 
zelnen Mitgliede der Herrenbanf und der Tanz 
desdeputirten, während der Sißung ihrer Verſamm— 
lungen, in Antrag gebracht, dem Regenten aber 
nur, nach der Zuftimmung der Mehrheit in jeder Ab: 
theilung, vorgelegt werden. Auf gleiche Weife wer: 
den die vom Xegentenden Sandftänden zum 
Öutahtenund zur Beiftimmung mitzutbeis 
lenden Öefeßesvorfchläge in jeder Abtheilung 
befonders diſcutirt und darüber abgeftimmt; fo daß 
nur die fir fich zählende Stimmenmehrheit in jeder 
einzelnen Abtheilung die Zuftimmung der Landſtaͤnde 
beurfunder. Herrſchen getheilte Meinungen in beiden 
Abtheilungen; fo wird die Vereinigung derſelben 
durch eine, von jeder Abtheilung in gleicher Anzahl 
zu erwählende, Deputation verfucht, welche unter 
den beiden Präfidenten zufammentritt. Bei nicht ftatt 
findender Vereinigung behält ſich der Regent die Ent: 
ſcheidung vor. 

— Alle zu erbebende Directe und indirecte 
Abgaben follen von der Mehrheit der Landſtaͤnde, 
wobei, die einzelnen Stimmen in beiden 
Abrheilungen zufammen zu zählen find, 

im Voraus bewilligt werden; alle directe Abgaben 
für den Zeitraum eines Jahres, die indirecten, 
nad Öurbefinden, auf fechs Jahre. Zu dem Ende 
ift das Beduͤrfuiß des kommenden Jahres, ſammt 
dem wahrſcheinlichen Ertrage der zu erhebenden Ab» 
gaben, in genauen und vollftändigen Ueberſichten, 
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ihnen vorzulegen; auf gleiche Art auch die gefchehene: 
Verwendung der bewilligten Abgaben ihnen, unter 
Einficht der geführten Rechnungen, mit den Belegen 
derfelben nachzuweiſen. | 

Die tandftände koͤnnen, während ihrer Sitzungs⸗ 
zeit, Vorftellungen und Bittſchriften von 
einzelnen Unterthanen, fo wie von ©emeinden ane 
nehmen. . Sie müffen aber fchriftlih an die Präfis 
deuten beider Abtheilungen eingeſchickt werben, 

Die Stände verfammefn ſich jährlich; der Res 
gent Eann fie, nach dem es ihm erforderlich ſcheint, 
| außerordentlich zufammenberufen, aud) die Verſamm⸗ 
lung vertagen, und auflofen. Erernennt zu den 
Sigungen jeder Abtheilung Commiffas 
rien, welche an allen Berhandlungen Theil nehmen, 
ohne bei der Abftimmung zugegen zu ſeyn. | 

Während der ſtaͤndiſchen Verſammlung kann 
fein Mitglied, ohne Zuſtimmung ber Abtheilung, 
wozu es gehoͤrt, verhaftet werden. 

Gebohrne Mitglieder der Herenbank find 
alle Prinzen des Hauſes nad) zuruͤckgelegtem 21ften 
Sabre. Erbliche Mitglieder derfelben find die jedes— 
maligen Befißer der im Herzogtbume beftehenden Stans 
desherrfchaften : der Öraffchaft Holzappel und Herrfchaft 
Schaumburg, der Grafſchaft Wefterburg, der Herrs 
fohaften Reiffenberg und Gransberg, der (fürftlich 
Leyenſchen) Grundherrlichkeiten zu Fachbach und Nie— 
vern, ſodann die graͤfliche Familie von Walderdorf, 
und die freiherrliche Familie vom Stein. Sie haben 
das Recht, den Verſammlungen vom Eintritte in 
das 25ſte Jahr an perſoͤnlich beizuwohnen, und koͤn— 
nen ſich, nach Gutbefinden, auch durch Bevollmäch- 
tigte vertreten laſſen. — Außer dieſen gebohrnen 
und erblichen Mitgliedern find den adlichen Guts— 


— 
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eigenthämern in dem Herzogthume ſechs Viril— 
ſtimmen bei der Herrenbank verliehen, welche ſie 
durch Deputirte vertreten laſſen, die von fümmtlichen, 
‚wenigftens 21 51. zu jedem Grundftenerfinplum ent: 
richtenden, adlichen Gutsbeſitzern aus ihrer Mitte zu 
jeder ſtaͤndiſchen Verſammlung erwählt werben *). 
Die Derfammlung der Landesdeputirten 
befteht aus 22 Mitgliedern, welde das 2öfte 
Jahr zuruͤckgelegt haben muͤſſen, und durch abfolute 
Etinnmenmehrheit auf die Dauer von 7 Jahren ers 
wählt werden. Sie beftehen aus 2 Inſpectoren der 
evangeliſchen und 1 Dechant der Eatholifchen Geiſt— 
lichkeit; aus einem Mitgliede aus den Vorftehern der 
hoͤhern tehranftalten; aus 3 von den höchftbeiteuerten 
Öewerbebefißern, welche wenigftens einen, dem Ges 
werbeſteuerſimplum der gewählten Klaffe gleichftehen- 
den, Steuerbetrag entrichten; und aus 15 von den 
nieiftbegüterten Landeigenthümern, welche zu jedem 
Örunpfteuerfimplum wenigftens 21 Fl. beitragen. 
Den "Pröfidenten der Herrenbanf ernentit der 
Herzog für jede Sitzungszeit aus der Mitte verfelben; 
den Präfidenten der Deputirten aus 3 von denfelben 
vorgefchlagenen Mitgliedern. 
Die Sitzungen der Landesdeputirten 
find offenelih**). — Die Verhandlungen bei— 


*) Durd) diefe legte Beftimmung, melde in dem angeführten 
Patente vom 4. Nov. 1815 enthalten ift, ward mandes 
in dem Verfaffungspatente vom 2. Sept. 1814 modificirt. 

**) Sm Patente vom 2. Sevt. 1814 hieß es: „die Sigungen 
find nichtoͤffentlich; doc, Eönnen die Deputirten durd) 
Stimmenmehrheit die oͤffentliche Bekanntmachung ihrer 
Verhandlungen, mittelſt Abdruck und Verthei— 
lung von 25 Eremplaren an jedes ihrer Mits 
glieder, verordnen.” — Später ward aber bie Defr 
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der Kammern werben — Druck zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 





— 


107. 
26) Fuͤrſtenthum Lippe-Schaumburg. 
Verfaſſung vom 15. Jan. 1816. 


Mit Beziehung auf die Verhandlungen und Bes 
fchlüffe auf dem Kongreffe zu Wien, ſprach der Fuͤrſt 
Georg Wilhelm von Lippe⸗ Schaumburg i in einem X es 
feripte vom 15. Jan. 1816 die Grundzuͤge der lands 
ftändifchen Berfaffung in feinem Staate aus, 

Er ertheilte ihnen folgende Rechte: das Recht, 
bie zur Staatsverwaltung nörhigen Ausgaben nah 
den ihnen vorzulegenden Berechnungen zu prüfen, 
mit dem Negenten über das Maas und die Art der 
Beſteuerung fich zu vereinigen, und die darnach ers 
forderlichen Steuern zu vermwilligen (in welcher 
Hinficht der Landesvergleich vom 3. Dec. 1792 
beftätigt ward); — das Kecht, über die zu erlaffens 
den allgemeinen Sandesgefeße ihr Gutach— 
ten, und, wenn fie auf die landesverfaffung einen 
wefentlihen Einfluß haben, ihre Einwilligung 
zu ertheilen; — das Recht, von der Verwendung 
der tandesftenern Kenntniß zu nehmen, und jährlich 
die Rechnungen der Landesſteuerkaſſe zur Einſicht zu 
erhalten; — das Recht, uͤber Gegenſtaͤnde der all⸗ 
gemeinen Wohlfahrt dem Regenten Vorſchlaͤge zu 
machen, ſo wie ihre Beſchwerden uͤber Mißbraͤuche 
und Unregelmaͤßigkeiten im oͤffentlichen Dienſte, mit 
Beweiſen belegt, bei ihm anzubringen. 


— 





fentlichfeit der Sitzungen der zweiten Kammer 
förmlich ausgefprochen. 


536 Pofitives Staatsrecht. 


Alle Unterthanen der Schaumburgifchen Sande 
find zur Sandftandfchaft berechtigt, Dergeftalt, daß 
die wirklichen Beſitzer adlicher Öüter, die 
Deputirtender Städte und Fleden, und die 
Deputirten der Amtsunterthanen auf dem 
Landtage zu erfcheinen befugt fenn follen. — Die fand; 
ftände von der Ritterſchaft müffen ein adliches 
freies Gut befigen, und 25 Jahre alt feyn, — Die 
Städte Büdeburg. und Stadthagen, und die 
Flecken Steinhude und Hagenburg fenden jedes 
einen Deputirten, welchen der Magiftrat aus feiner 
Mitte, oder aus der Bürgerfchaft beftellen kann. — 
- Aus den wirklichen Beligern von Bauergütern, 
welhe 30 Jahre zuruͤckgelegt haben müffen, folfen 
erfcheinen: aus dem Amte Bückeburg 2, aus dem 
Amte Stadthagen 2, aus dem Amte Hagenburg einer, 
und aus dem. Amte Arensburg einer.. 

Jaͤhrlich ſoll ein Landtag gehalten werben, 


108, | | 
27) Fuͤſtenthum Lippe-Detmold. 
Verfaſſung vom 8. Jun. 1819. 


As Vormuͤnderin ihres Sohnes, des nun res 
gierenden Fürften Leopold, gab die vermwittwete 
(nun verewigte) Fuͤrſtin Pauline am 8. Sun. 1819 
ihrem Staate eine Berfaffung, welche, nach 
einer öffentlichen Beurtheilung vderfelben in der Hals 
fe’ fhentiteraturzeitung 1820. St. 40, aus 
der Feder der Fürftin felbft gefloffen und. 
von dem Fürften Leopold mit unterzeichnet worden ' 
ift, die aber bis jeßt noch nicht ins öffentliche Leben 
trat, weil nicht nur die alten landftände von Ritter⸗ 
ſchaft und Städten, fondern auch der Fürft von 
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‚tippe Schaum? urg, als Agnat, (2. Aug. 
1819) Widerſpruch gegen dieſelbe bei der Bundes⸗ 
verſammlung zu Frankfurt erhoben. 


Die weſentlichſten Beſtimmungen derſelben find; 

Die bisherigen Staͤnde von Ritterſchaft und 
Staͤdten im Fuͤrſtenthume tippe werden aufgehoben, 
und Durch eine Vertretung aller Sandeseinwohner. 
erſetzt. Diefe Volksvertretung rubet auf Grund— 
eigenthbum, und bilder fih aus den drei Klafs 
fen der fchrifefäffigen Grundbeſitzer, des 
DBürgerftandes, und des Bauernftandes. 
Jede dieſer drei Klaſſen waͤhlt aus ihrer Mitte ſie ben 
Abgeordnete, welche den Landtag bilden. 

Dieſe Stande ſollen bei Einführung neuer, 
oder Abänderung früherer Landesgeſetze ihr Guts 
achten, und, wenn jene Verordnungen auf die 
andesverfaffung weſentlichen Einfluß haben, ihre 
Zuftimmung geben. — Ohne Berathung und Beis 
flimmung der Stände Eann feine neue Steuer, 
aufgelegt, und Feine Anleihe auf den Credit land» 
ſchaftlicher Kaffen gemacht werden. Die bisherigen 
Steuern bleiben vorerft noch in gewohnter Art, — 
Die Regierung legt auf dem Sandtage den Etat der. 
noͤthig erachteten Bewillianmgen den Ständen zur 
Pruͤfung vor. 

Den Staͤnden ſteht das Kecht des Borf hlas 
ge8, der Anzeige und der Erinnerung bei 
Gegenftänden zu, welche die Wohlfahrt des Landes, 
Bervollfommnung der Geſetzgebung, Mifbräuche der 
Verwaltung, und. Verbrechen einzelner Staatsdiener 
umfaſſen. 

Außer dem Landtage beſteht ein Ausſchuß 
aus dem Landſchaftsdirector, dem Landſyndicus, und 


\ 
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3: Deputitten, von welchen aus i"dem Stande einer 
gewählt wird, 

Ein Deputirter muß 30 Sabre alt feyn, und ein 
Grundvermögen von 3000 Thalern haben. — Er 
wird auf 6 Jahre gewählt, Die Mitglieder der Negie= 
rung, der Rentkammer, des Confiftoriums, der obern 
Juſtizhoͤfe, und die, welche Hofchargen oder Militair: 


dienſte befleiven, koͤnnen feine Deputirten feyn. 


Die ordentlichen Landtage werden aller zwei 


Jahre gehalten. 


— 


Die Deputirten berathſchlagen in Einer Kams 
mer. — Die Berathfchlagungen gefchehen öffent: 
lich; doch kann die Kammer das Abtreten der Zus 
hörer verlangen. Die Refultate des Landtages , 
folfen in paßlicher Form und Kürze durch den 
Dreucd bekannt gemacht werden. 

Zu einem gültigen Befchluffe bedarf es der Ans 
wefenheit von wenigftens 3 der Deputirten. Die 


‚Stimmenmehrheit entfcheidet; doch fteht jedem Ab» 


geordneten frei, ‘feine abweichende Meinung in einem 
befondern Auffage zur Kenntniß des Regenten zu 
bringen. | 

Die tandesabgeorbneten find wegen ihrer Aeuße⸗ 
rungen in der Ständeverfammlung nicht verantwort= 
lich, und, während der Dauer des Landtages, perfon- 
lich) umnverleglih. Nur die Begehung eines Ver: 
brechens konnte Verhaftung zuziehen. 





| ‚109. - 
28) Fuͤrſtenthum Walde: Pyrmont. 
| Verfaſſung vom 19. Apr. 1816, 
- Das Fürftenehum Walded (nicht aber Pyr⸗ 
mont) hatte bereits feit Jahrhunderten Stände, ge- 
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bildet aus der Ritterſchaft und den Staͤdten. Weil 
aber dieſe ſtaͤndiſche Verfaſſung den Verhaͤltniſſen 
einer juͤngern Zeit nicht zu entſprechen ſchien; ſo erließ 
der, am 9. Sept. 1813 zur Regierung gekommene, 
Fürft Georg Heinrich am 18. Jan. 1814 ein 
Derfaffungs: und Organifationsdecret*), 
welches nicht nur dem Lande, fondern auch der Ber: 
faffung, fo wie zugleich der Verwaltung eine 
neue Geftaltung gab, die zeitgemäßer, als die frühere 
war, freilich aber, der Form nach, fehr breit ges 
halten und in einem unbehülflichen Ausdrucke erfchien. 
Das Ganze, das nicht ohne Luͤcken, und wahrfchein= 
lich das Werk Liner eiligen Bearbeitung war, enthielt 
weder eine eigentliche Verfaffungsurkfunde, noch eine 
erfchöpfende WVerwaltungsortnung, fondern beides 
zugleich in nachtheiliger. Mifchung. Der mwefentliche 
Vortheil diefes Decrets ſchien auf Das. Fürftenthum 
Pyrmont zu fallen, weil dieſes Dadurch berechtige 
ward, zu den ftändifchen Kepräfentanten des Fürften: 
thums Waldek vier Deputirte zu fenden, bie. 
dafjelbe befonvders vertreten, und aus zwei Örunbbe= 
fisern,, einem Deputirten aus dem Öewerbeftande ,: 
und einem Gelehrten beftehen follten. | 
Allein die bisherigen Stände des Landes zogen 
das Alte vor; theils weil auch fie befteuert werden. 
follten ; theils weil das Fuͤrſtenthum Pyrmont in die 
ftändifche Vertretung aufgenommen worden war “F) 
Die Befchwerden darüber gelangten bis in das: 
Hauptquartier der verbündeten Monarchen ***), Eine 


+) Es ſteht in den Europ. Conſtitt. Th. 2. S. 276. 

**) So erklaͤrt ſich darüber der Waldeckiſche Juſtizrath Varn⸗ 

hagen in Luͤders Archiv, Th. 2. S. 4 und 5. A 

***)J. Ludw. Klüber, Staatsarchiv des teutfchen Bun: 
des, Heft.6. ©. 24. 
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vorläufige Konvention vom 3, July 1814 befriedigre 
die Forderungen der Altern Stände nicht. Da berief 
der Fürft zum 28. März 1816 die Stände nach Arol— 
fen, wo am 19. Apr, 1816 ein Sandesvertrag 
zwifchen dem Negenten und den Stränden abgefchlofjen 
ward, welcher die neue: Verfaſſung, doch mit 
Einfchluß vieler Verwaltungsgegenftände (3. B. der’ 
Eintheilung des Landes in 5 Oberjuftizämter, in eben 
fo viele Rentämter, der Beibehaltung der Patrimonials 
gerichtsbarkeit 2c.) "enthielf. (Es heißt in der Eins 
leitung dazu, der Fürft habe, „am Einverftändniffe 
mit den Ständen, der bisherigen Landes- und ftäns 
diſchen Verfaſſung folgende naͤhere Einrichtung ge⸗ 
geben.“ 

Die weſentlichſten Beſtimmungen derſelben ſind: 
Die Repräſentation der Unterthanen wird bewirkt 

„1) durch die Kitterfchaft, oder durch die Befißer 
bisheriger landtagsfähiger Ritterguͤter; 2) durch die 
Städte, oder den Bürgerftand; 3) durch 10 
Mepräfentanten des Bauernftandes (aus jedem 
Dberjuftigamte zwei). In den drei deputirten Staͤd⸗ 
ten wird das Nepräfentationsrecht Durch den erften 
Bürgermeifter und Stadtſecretair, in den nicht depus 
tirten Städten durch den Bürgermeifter allein, in 
bisheriger Weiſe, ausgeübt. 

Die allgemeinen Eigenſchaften eines Repraͤ⸗ 
fentanten find, daß er zu einer der chriftlichen Con⸗ 
fefiionen gehöre, 25 Jahre. alt, eigenen Kechts, 
Landesunterthan, der Militairpflicyt nicht mehr unters 
worfen, und unbefcholtenen Rufes ſey, auch Ges 
ſchriebenes leſen koͤnne, und feine Gedan— 
ken gehoͤrig niederzufchreiben vermoͤge. 

Jusbeſondere wird erfordert, bei Repraͤſentanten 
des Buͤrgerſtandes, unverſchuldeter Beſitz von 
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unverſchuldeten Gütern, Die wenigftens einen Werth 
von 500 Thalern haben, und des Banernftandes, 
Eigenthum eines fehaßungspflichtigen nicht verfchuldes 
ten Gutes von wenigftens JO Morgen, in dem Amts: 
diftricte belegen, aus —— er als Repraͤſentant 
gewaͤhlt werden ſoll. 

Staatsbeamte koͤnnen an der Landesrepraͤſenta⸗ 
tion keinen Theil nehmen. 

Es beſteht ein engerer Ausſchuß aus zwei 
ritterſchaftlichen Deputirten, aus den Abgeordneten 
der drei deputirten Staͤdte, und aus einem Deputirten 
des Baudrnſtandes. Die Gewalt und die Geſchaͤfte 


deſſelben beſtehen: auf die Ablegung der landſchaft⸗ 


lichen Rechnungen zu dringen, und Erinnerungen das 
gegen aufzuftellen; die Landtagsabſchluͤſſe ſowohl, als 
auch die von ſaͤmmtlichen Landftänden entchiedenen 
Angelegenheiten in Bollziehung zu bringen; Den Ans 
trag neuer Steuern vorläufig zu prüfen, und den ge= 
ſammten Staͤnden zur Abſtimmung vorzulegen; zu 
etwaiger Verbeſſerung bewilligter Steuern Vorſchlaͤge 
zu machen, und eingeſchlichene Mißbraͤuche zu ruͤgen; 


die Angelegenheiten, welche eine nothwendige, 2000 
Thaler nicht uͤberſteigende, Ausgabe erfordern, fuͤr 


ſich — mit Vorbehalt der fuͤrſtlichen Genehmigung — 
zu beſchließen; Erlaßgeſuche der Unterthanen zu prüs 
fen, und in Fällen, die eine eilige Entſcheidung ers 
fordern, im Einverftändniffe mit dem Fürften zu bes 
fchließen — welche Befchlüffe fanımtliche Sandftände 
als gültig und als von ihnen felbft außgegangen ans 
erkennen, 

Die ordentliche Verſammlung des Ausſchuſſes iſt 
jaͤhrlich. Eine allgemeine Landtagsverſammlung 


kann nur in beſonders wichtigen Faͤllen, entweder auf 
Veranlaſſung des Fuͤrſten, oder auf Antrag der 


pr 
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Stände, erfolgen. Zu diefen Fällen gehören: 1) 
die Veränderung der Verfaſſung und der Grundge— 
fege, und 2) vie Einführung einer neuen Gteuer- 
ordnung. | 

Den tandftänden ftehen folgende Rechte. zu: - 
die Verwilligung und Regulirung fämmtlicher ſowohl 
ftändiger.. als unftändiger, zur Gtaatsverwaltung 
nothwendiger Steuern; die. Verwaltung der Landes— 
kaſſen, fo daß die Steuern nur zu den, von dem 
Fürften und den Landſtaͤnden beftimmten, Zweden ver= 
wendet werden; die Berathung und Einwilligung bei 
allen Gefesen und Anordnungen, “welche auf die Sans 
desverfaffung und deren Veränderung Beziehung 
haben. Bei allen übrigen Geſetzen wird der Regent 
den Kath und das Gutachten der Stände einhohlen ; 
auch dürfen diefelben Vorfchläge zur Abänderung bes 
ſtehender und zur Einführung neuer Geſetze einreichen. 

Die Stände haben darauf zu wachen, daß von. 
den Juſtizbehoͤrden eine untadelhafte Juſtizpflege ges 
bandhabt werde; fo wie ihnen auch Das Recht der 
Befchwerdeführung, befonvers in Fällen der Malver— 
fation der Staatsdiener und bei ſich ergebenden Miß- 
bräuchen jeder Art, zukommt. 

An. den Fällen, wo die Erklärung der Stände 
auf die Vorfchläge und Anträge, welche der Regent 
durch die fandesregierung an fie gelangen läßt, ab: 
lehnend ift, müffen die Gründe dazu angegeben 
werden. Dabei behält fich der Regent vor, den ges 
machteri VBorfchlag oder Antrag, unter Auseinanders 
feßung aller dafuͤr fprechenden Gründe, durch die 
Regierung wiederhoblen, und allenfalls, bei be: 
barrlicher Ablehnung, den befragten Gegenftand zur 
Berathung an die gefammten Stände gelangen 
zu laffen. Sollte auch Hierdurch der Zweck nicht 
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erreicht werden; ſo ſoll eine Commiſſion aus einem 
fuͤrſtlichen Diener und einem laͤndſchaftlichen Mits 
gliede niedergefeßt werben, welche bie Sade prüft, 
und, wo möglich, eine Vereinigung zu Stande bringt, 
Würde aber auch diefer Verſuch fehlfchlagen ; fo were 
den. die Verhandlungen, infofern fie Steuern und 
Verwilligungen nicht betreffen, an eine auswärtige 
Suriftenfaculeät, oder an das Appellationsgericht 
eingefandt. Die Wahl einer diefer Behörven bleibe 
den Sandftänden überlaffen. 

Bei eingetretener Stimmengleichheit giebt das 
Votum des Landſyndicus den Ausfchlag. 

Kein ftändifhes Mitglied ift für feine Aeuße— 
rungen verantwortlich; vorausgefeßt, daß es die dem 
Regenten ſchuldige Treue und Ehrfurcht, fo wie die 
den tandesbehörden zu beweifende Achtung nicht vers 
legt bat. 


110. 
29) Fürftenebum Liechtenſtein. 
Berfaffung vom 9. Nov. 1818. 


Das ſouveraine Fürftenthum Liechtenftein, ges 
bildet aus den beiden Herrfchaften Vaduz und Schel= 
fenberg, welche kaum 3 Quadratmeilen mit 5 — 
6000 Einwohnern umfchließen, ward bereits im 
Sahre 1806 in den Rheinbund, und 1815 in den 
teutfchen Staatenbund aufgenommen, Der Fuͤrſt 
Johann Joſeph gab diefem Etaate am 9. Nov, 
1818 eine ſtaͤndiſche Berfaffung. Er ers 
Elärte in der Einleirung:- „Nachdem wir, feit Auf— 
mn des teutfchen Keichsverbandes, bie öftreichia 
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fchen : bürgerlichen: und peinlichen Gefege und Ges 
richteordnung in Unſerm ſouverainen Fürftenthume 
Siechtenftein eingeführt, und Uns bei Conftituirung 
einer dritten und: oberften Gerichrsftelle an Die dies— 
falfige oftreichifche Geſetzgebung angefchloffen haben; 
fonebmen Wir nun gleichfalls die in den 
dftreihifchen teutfchen Staaten beſtehende 
landftändifche Berfaffung in ihrer Weſen— 
heit zum Mufter für Unſer Fürftenthum an.” 

Die Sandftände beftehen: aus der Geiſtlich— 
feit, und aus der Landmannſchaft. Unter ver 
Geiſtlichkeit werden alle Befiger geiftlicher Beue— 
ficien, und alle geiftliche Communitäten begriffen. 
Dieſelben erwählen, durch abfolute Mehrheit der 
Stimmen, aus ihrer Mitte auf Lebenszeit drei 
Deputirte, ‚zwei für die Geiftlichkeit der Graf: 
fchaft Vaduz, und einen für die Grafſchaft Schellens 
berg. — Die landmannfchaft wird durch die 
zeitlichen Vorſteher oder Richter, und durch die Alt: 
geſchwornen oder Sedelmeifter einer jeden Gemeinde 
vorgeftellt. Das Recht der Landſtandſchaft haben aber 
auch alle uͤbrige Unterthanen, die fir ihre Perfon an 
liegenden Gründen einen Gteuerfaß von ‚2000 Ft. 
ausweifen, 30 Jahre alt, von unbefcholtenem und 
uneigennüßigem Nufe, und verträglicher 
Gemuͤths art find, | 

Den geiftlihen Landftänden fol in allen amt—⸗ 
lichen fchriftlichen oder mündlichen Anreden das Prä- 
dicat Herr, und, im Falle der perfonlichen Erfcheis 
nung, von den Landesbehörden die Auszeichnung eines 
anzutragenden Sitzes zu Theil werden. Nichts 
unterthänige Guͤterbeſitzer, oder deren Nepräfentanten, 
welche den ftändifchen Derfammlungen beiwohnen 
wollen, Haben auf die dem geiftlichen Stande 
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zuerfannte Auszeichnung Anfpruch, und 
mit dieſem gleichen Rang. -. * 1 
Jaͤhrlich wird ein Landtag gehalten. 


„unſern auf dem Landtage verfammelten gefreuen 

Ständen werden Wir durch Poftulate den. Be- 
darf jedesmal vorlegen, und da Wir davon. nichts 
für Uns behalten, fondern lediglich jene Ausgaben 
darunter begriffen werden, welche zur innern Bere 
waltung, und rükfichtlich der äußern Ber: 
Hältniffe erforderlich find; fo haben Unfre getreuen 
Staͤnde fih nur über die Einbringlichkeit 
der pofinlirten Summen zu berathfchla= 
gen, und dafür zu forgen, ‘‘ | 


Alle liegende Befisungen, ohne Unterfchied des 
Eigenthuͤmers, follen nach einem gleihen Maas 
ftabe in die Steuer gezogen werden. F 

Jedem Landſtande iſt die Befugniß eingeraͤumt, 
auf dem Landtage Vorſchlaͤge zu machen, die auf 
das allgemeine Wohl abzielen. Dem Fürften ſteht 
daB Recht der Öenehmigung oder Verwerfung zu. — 
Dei Einführung neuer allgemeiner Abgabeh 
fol die ftändifhe Berathung vorausgehen. . 

Vorfchläge im bürgerlichen, politifchen 
und peinlihen Fache, und DVorfihläge, die 
Außern Staatsverhältniffe betreffend, 
find den Ständen nicht erlaubt, ° 7 

Die abfolute Stimmenmehrheit der am Sande 
tage gegenwärtigen Stände bilden einen Landtagsbe- 
ſchluß, welcher durch ‚die fürftliche Genehmigung Ge- 
feßeskraft erhält, —9 ee 





St. W. ate Aufl, IV. ‚35 
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111. 


30) Die Großherzogthuͤmer Mecklenburg— 
Schwerin und Mecklenburg-Strelitz. 


Wenn gleich die beiden Haͤuſer Mecklenburg— 
Schkerin und Strelitz, welche auf dem Wiener Con— 
greffe die großherzoglihe Wide erhielten, in ihren 
tandestheilen vollig unabhängig von einander regieren; 
fo haben fie doch. gemeinfhaftlihe Stände, 
welche begruͤndet und eingerichtet wurden durch Die 
Union von 1523 und den landesgrundgefeglichen 
Erbvergleich vom Jahre 1755 *). Diefen Stän: 
den ftehen, nach den zwifchen den Kegenten und den 
Ständen in den Jahren 1572, 1621 und 1765 er- 
eichteten Verträgen, bedeutende Rechte zu, — Die 
Sandfchäft bildet nur Einen Körper. Der Stand der 
Prälaten ift erloſchen. Die beiden Stände find: die 
Ritterſchaft und die (44) Städte, Geſetz— 
gebung und Steuern gehören zum Wirfungskreife 
derfelben. Es befteht ein enger Ausſchuß aus 
2 tandräthen, 3 Deputirten der Nitterfchaft, und 
4 ſtaͤdtiſchen Deputirten. 

Als die Hauptpuncte der Mecklenburgiſchen Staͤn⸗ 
deverfaſſung gelten **): „Gleichheit der Staatsbuͤrger 
vor dem Geſetze und im Gerichte, Unabhaͤngigkeit des 
richterlichen Ausſpruchs von der fuͤrſtlichen Gewalt, 
Eoncurrenz der Landſtaͤnde an der geſetzgebenden und 


H Er ſteht in Fabers europ. Staatskanzlei, Th. 109. 
— S. 169, und im Anhange zu €. G. Jargow, von 
—den Regaqlien. Raſt. 1757, 4. 

*) So lautet eine Stelle in der Abhandlung: Vorläufige 
Nachrichten über die verbefferte Organifas 
tion der Herzogthämer Medlenburg, in 
Winkopps rhein. Bund, Heft 53. &.278. 

; ur 4. 
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Beftenerungsgewalt, Theilnahmefähigkeit aller Staͤnde 
an Staatsämtern; fo wie, daß jeder vollkommene Ei— 
genthimer eines Grundſtuͤckes, ohne Ruͤckſicht auf Ge: 
burt und Stand, und jeder, der ein ftädtifches Ge— 
werbe treibt, einen unmittelbaren oder mittel: 
baren Ancheil an der Kepräfentation hat.” — Nach 
dem Beitritte der Herzoge zum Rheinbunde im Jahre 
1808 ward die ftändifche Verfaſſung nicht aufge- 
hoben; vielmehr ließ der Herzog von Medlenburg- 
Schwerin auf dem, am 1. Sept. 1808 zu Roſtock 
eröffneten, Sandtage den Etänden einen eur ") 
zur Sortbildung der Verfaſſung vorlegen, deſſen Anz 
nahme aber von den Etänden ausgefeßt ward, 

Diefe Verfaffung ward auch nach dem Beiz 
tritte Mecklenburgs zu dem teutfhen Bunde(1815) 
beibehalten; doch erfchien am 23. Nov. 1817 eine 
Befanntmahung**) des Örofherzegs von Med: 
Tenburg= Schwerin, worin er, in Uebereinſtim— 
mung mit dem Großberzoge vor Medlen 
‚burg: Streliß, fi) darüber erklärte: „bis dahin, 
daß von Eeiten der teurfihen Bundesverfammlung 
deshalb allgemein gültige Eimrichtungen getroffen wers 
den möchten, den getrenen Unterthanen befriedi- 
gende Mittel und Wege zu eröffnen, um 
bei ftreitigen Fallen in’ Angelegenheiten, welche die 
Landesverfaffung betreffen, zur rechtlishen Enrfeibung 
zu a 

Darauf hoben im Februar 1820 beide Sroß- 
berzoge, nach eingegangenem Öutachten der Ritter— 
und Sandfchaft, die Leibeigenfhaft und Guts— 
unterthänigfeit, mit ihrem Namen und Werfen 


*) Winkopps thein. Bund, Heft 53. ©. 281. 
.) Sie Tepe in ben’ Europ. Eau 3. S. 488. 
3 
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und mit allen aus ihr herrührenden wechfelfeirigen 
Kechten und Berbindlichkeiten der Gutsherren und 
bisherigen Gutsbehorigen, auf. Doch ward die Freis 
zugigfeit, für die ‚gemeinfchaftliche Wohlfahrt. der 
Gutsherren und der freigelaffenen.. Familien, vorerft 
dahin befchranft, „daß fie bis zum 24. Oct. 1821 
ganz verfagt bleibe, fo daß die erſten Kündigungen 
Oſtern 1821. voraufgehen, und daß am 24. Dt. 
1821 nur der vierte Theil aller in einem Gute 
‚ wohnenden teibeigenen abziehen kann, und fofort bis 
zum 24. Dct. 1824; doch unbefchader andrer 
wechfelfeitiger Uebereinkommen.“ — (Wie 
wenig die Mehrzahl der Stände einer zeitgemäßen 
Geftaltung der Verfaſſung geneigt war, erhellte fchon 
daraus, daß, als ein Mitglied derfelben im Jahre 
1818 auf Vertretung auch der untern Stände an— 
trug, daſſelbe nachdruͤcklich zur Ruhe verwiefen, und 
die Frage aufgeworfen ward, ob daſſelbe nicht dadurch 
das Recht der Landſtandſchaft verwirkt habe.) 





112, — 

31) Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 
Ständifche Verfafjung vom 8. San. 1816, 
Der Fuͤrſt Friedrich Gfinther von Schwarz— 

burg-Rudolftadt erließ am 8. Jan. 1816 eine 

Verordnung *), in welcher er folgende Grund— 

züge einer ftändifchen Verfaffung feſtſetzte. 

Es fol eine Repräfentation des Volkes 
gebildet werden, deren Wirkſamkeit fih auf die Be— 


*) Sie fteht in.den Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. 364 
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vathung über alle Gegenftände ver Geſetzgebung 
erſtrecket, welche die perfönlichen und Eigenthums⸗ 
rechte der Staatsbürger, mit Ein f Hias der Bes 
fteuerung, betreffen. | 

Die Bolfsrepräfentation ſoll aus 18, durch 
freie Wahl zu ernennenden, Sandesrepräfentanten be= 
ftehen: aus 6 Kitterguitsbeft isern; 6 Einwohnern von 
Städten, und 6 mit tanbeigenrume angefefjenen 
Unterthanen. 

Die Repraͤſentanten werden auf 6 Jahre ges 
et 2 * aber wieder waͤhlbar. 





113. J 
3%) Die übrigen teutfhen Staaten. | 


Der (Groß) ‚Herzog *) von Oldenburg ift voͤlli⸗ 
ger Souverain. Er regiert fein tand ohne Stände, 
läßt aber alle im Lande. beftchende Rechte ber Exemten 
und Privilegirten fortdauern. | 

Die drei Herzöge des Haufes Anpat t (Deffan, 
Bernburg und Köthen) ftehen fowohl nach den uͤber 
die gegenfeitige Erbfolge vorhandenen Hausgefeßen, 
als nach einer ihren Ländern gemeinfihafrlihem 
Standſchaft, in genauer Verbindung; doch ift 
feit. 1698 fein eigenslicher Jandtag in: den Anhaltis 
fohen Staaten ‚gehalten worden, Mur fogenannte 
Depntationstage find zu Stande gefommen; denn 
nach dem vom Kaifer' und: Reiche : beftätigten Lands 
tagsabfchiede vom Jahre 1652 dürfen ohne Bewillis 
gung ber Stände, ‚Keine, Eteuern ausgeſchrieben wer« 

ee 


*2) Dr Wiener Tongreß Beftimmte dem Fürften die großs, 
her zogliche Würde zer bat fie aber nicht sangenommen. 
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Die zandſtaͤnde beſtehen aus, Praͤlaten, der— 
ee und · den vier Städten Deſſau, Zerbſt, 
Bernburg und Koͤthen. Ein enger Ausſchuß wird 
aus 4 Mitgliedern der Ritterſchaft und den 4 Altefien. 
Dürgermeiftern: der, 4 Refidenzftadte, ein weiter 
Ausſchuß von 42. Mitgliedern der Ritterfchaft: und 
8 Bürgermeiftern der 4 Reſidenzſtaͤdte gebilder, 

Das Fuͤrſtenthum Schwarzburg- Sons 
dershauſen (welches der altern Linie des Hauſes 
Schwarzburg gehört, und mit der jüngern zu Rudol— 
ſtadt durch Hausgefege, namentlich durch die ewige 
Bereinigung vom Jahre 1713 über Erſtgeburts⸗ 
recht, Erbfolge und Seniorat in genaueſter Verbin— 
dung ſteht,) hat bis jetzt no och keine ſtaͤndiſche Ver— 


faſſun 
ur gleiche Weiſe regieren die Fuͤrſten von 
Hohenzollern = Hechingen und Hohenzol— 
lorn- Sigmaringen ohne ftändifche Verfaſſung. 
+  Dasfhrftlihe Geſammthaus Reuß hat 
gemeinfchaftliche ältere landftände, welche 
ans Ritterſchaft, Staͤdten und Pflegen beftanden, 
und ſich zu Gera zur Bewilligung der Steuern und 
zur: Abnahme der. Rechnungen. verfammelten. Seit 
der Etiftung des teutſchen Bundes. ift feine ftändifche 
Verfaſſung begruͤndet worden, 
— Der Landgraf von Heſſen-Homburg, 
erſt im Jahre 1817 mit Souverainetaͤtsrechten in den 
teutſchen Bund aufgenommen, regiert ſein Land ohne 
ſtaͤndiſche Verfaſſung*). 
ann 1 3 
) Nach einer im Nuͤrnb. Cotrefpondenten 1819, ©. S1. 
mitgetheilten Nachricht, erklärte der Cam 21. Jan. 1820 
„ verjiprbene) Landgraf Friedridy Ludwig Wilhelm CHriftian : 
rer habe, weil es noch Niemanden eingefallen wäre, 
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33) Die vier freien Städte Tentſchlande— 


Die Stadt Frankfurt am Main, welche im 
| Jahre 1806 bei der Stiftung des Kheinbundes dem 
Fürften Primas zugetheilt ward, und die drei Hanſe— 
ftädte, Hamburg, Bremen. und Lübed, welche 
Napoleon isı Jahre 1810 dem franzofifchen, Keiche 
felbft einverleibte, erhielten, nach dem Sturze der 
Napoleonifchen Herrfchaft, ihre Selbftftändigfeit und 
Unabhängigkeit zurüe, und wurden im Nahre 1815 
als: integrirende Mitglieder und freie Städte in 
den teutfchen Bund aufgenommen, und in der Bun⸗ 
Desacte vom 8. Jun, aufgeführt. 
> Auf gleiche Weife nahmen die freien Städte 
Theil an der Schlußacte des teutfchen Bundes am 
. 15. Mai 1820, wo derfelben, in Beziehung auf 
das DBerfaffungswefen, im Artikel 62 ausfchliegend 
gedacht wird. Denn nachdem die Bundesarte 
vom. 8. Jun. 1815 im dreizehnten Artikel ausdruͤck— 
lich feftgefegt hatte, daß in allen teutſchen Bundes» 
ftaaten. ftändifche Verfaſſungen befteben follten; fo 
‚ ward dies in der Schlußacte (Artikel 54 — 61.) 
näher beſtimmt, worauf ber 62fte Artikel alſo lautete: 
„Die vorftehenden Beftimmungen in Bezug auf 
.. den dreizehnten Artikel der Bundesacte find auf 
Die freien Städte infofern anwendbar, 
als die befondern PBerfaffungen und 
Verhaͤltniſſe derfelben es zulaſſen.“ 
Bereits vor dieſer Schlußacte hatte Frank 


Landftände nahzufuchen, der Einführung derfelben noch 
zur Zeit Anſtand gegeben, bie die — 
Laͤnder vorangingen.“ 
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furt am Main ($. 116.) eine neue DVerfaffung 
fih, auf die Unterlage der frübern, gegeben; allein 
in den drei Hanfeftädten warb, mit wenigen Mobiftz 
cationen, die ältere Berfaffungs = und Kegierungsform 
beibehalten. | 
Der politifche Charakter der Verfaffung der vier- 
freien teutſchen Städte kann nicht beftimmter und Fürs 
zer bezeichnet werden, als in folgender Darſtellung 
von Klüber *): „Sin den vier freien Städten fteht 
die Staatshoheit, ihrer Subftanz nach, der 
Stadtgemeinde zu. Ausgeuͤbt wird diefelbe 
von dem Rathe oder Senate (Bürgermeifter und 
Kath), als:der hoͤchſten, ſowohl obrigkeitlichen, als 
auch die ganze Stadt repräfentirenden Staatsbehorbe; 
jedoch fir beftimmte Gegenftände,, namentlich bei Er— 
richtung der Geſetze, und bei Feſtſetzung der öffent- 
lichen Abgaben und Ausgaben, unter verfaffungss 
mäßiger Mitwirkung der Bürgerfchaft, 
oder eines ftellvertretenden Ausfchuffes derfelben. 
Einem Ausſchuſſe dieſer Art gebührt, nach der befon= 
dern Etadtverfaffung, die Sorge für Aufrechthaltung 
der Stadtverfaſſung, und Mitwirkung felbft bei mans 
chen laufenden Gefchäften, namentlich die Gegenaufficht 
der Finanzverwaltung. Bei Errichtung, Reviſion, 
Aenderung oder Aufhebung der Staatsgrundges 
feße:tritt das Stimmrecht aller activen Bürger, oder 
ihrer Stellvertreter ein. 
In Einzelnen unterſcheidet ſich die Negierungs- 
form der drei Hanſeſtaͤdte dadurch von einander, daß 
in Hamburg jeder Buͤrgermeiſter und jedes Mitglied 
des Rathes zum proteſtantiſchen Bekenntniſſe gehoͤren 





*)Oeffentliches Recht des teutſchen Bundes und 
der Bundesſtaaten; 2te Aufl. Th. 2. ©. 382. 


Die freien Städte Zeutfehlande. 353 


muß, was in: Bremen und Lübeck nicht gefordert‘ wird; 
daß in Hamburg unter den vier Bürgermeiftern 3 
Kechtsgelehrte und 1 Kaufmann, und unter den 24 
Senatoren 11 Rechtsgelehrte und 13 Kaufleute feyn 
muͤſſen; wogegen in Bremen diefe Küdficht gar nicht 
ſtatt findet , in Luͤbeck hingegen unter den vier Bürgers 
meiftern drei Nechtsgelehrte und unter den 16. Sena⸗ 
toren fünf Gelehrte ſeyn muͤſſen. Außerdem find in 
allen drei Hanfeftädten einige Syndici Mitglieder des 
Senats, mit dem Range nad): den Bürgermeiftern , 
zwar nur mit berathender Stimme, doch beauftragt 
mit der feitung der innern und auswärtigen Angeles 
genbeiten, 





115. | 
a) Die VBerfaffung der drei Hanfeftädte, 


Die’ DVerfaffung der frein Stadt Hamburg 
beruht zunächft auf vier Grundgeſetzen: L) auf dem 
Reglement der Kath» und Bürgercons 
vente vom Jahre 1710; 2) auf dem Unionsgs 
receffe vom Jahre 1710; 3) auf dem Unions- 
receffe der Collegien vom Jahre 1712; 
und. 4) auf dem Hauptreceffe vom Jahre 
1712. Die erften beiden Gefege waren .die Folge 
der Ausgleichung der ftreitigen Intereſſen zwifehen dem 
Rathe und der Bürgerfchaft, nachdem der Zwift zwie 
ſchen beiden einen fo ernfthaften Charakter angenom⸗ 
men hatte, daß eine Faiferliche Commiffion, und eine 
beträchtliche Zahl niederfächfifcher Kreistruppen in 
Hamburg erfchienen. 3 

Nach dieſen Grundgeſetzen beruht die hoͤchſte 
Gewalt zugleich auf dem Rathe und der erbge— 


5. Poſitives Staatsrecht. 


ſeſſenen Buͤrgerſchaft. Der Rath beſteht aus 4 Buͤr⸗ 
germeiſtern und 24 Senatoren. Die erbgeſeſſene Bür: 
gerfchaft (d. i. die eigentlichen activen — zur Theil 
nahme an der Regierung berechtigten — . Bürger), 
gerheilt in: fünf Kırchfpiele, beſteht „theils *) aus 
ordentlichen ‚ hierzu erwaͤhlten, Mitgliedern, Die jedes⸗ 
mal: bei Strafe zur Bürgerverfanmlung fommen müf- 
fen; theils aus freiwilligen, : die darin zu erfcheinen 
befugt find, entweder wegen eines bürgerlichen Amtes, 
oder wegen fogenannter Erbgefejfenheit, d. 5. wegen 
des Beſitzes eines freien Vermögens in Häufern oder 
Grundſtuͤcken von 1000 Thalern in der Stadt, von 
2000 im Stadtgebiere. Beeidigte Staatsdiener und 
fremde Keligionsverwandte find ausgefchloffen. Die 
bürgerlichen Collegien find die der Oberalten (15 Ins 
Dividuen), der Sechziger, der Hundert und achtziger, 
und.die Verordneten der Kaͤmmerei. Den Oberalten 
ſteht e8 zu, für die Aufrechthaltung der Verfaffung zu 
wachen. — Nach der Raͤumung Hamburgs von den 
Franzoſen ward von dem Genate und der Bürger: 
fehaft am 27. Mai 1814 beſchloſſen: „die wefent- 
liche alte Berfaffung der Stadt herzuftellen, doch mit 
Vorbehalt derjenigen Mopdiftcationen, Aenderungen 
und DVerbefferungen, in Anſehung der einzelnen Zweige 
der öffentlichen Einrichtungen, welche man verfaſſungs⸗ 
mäßig gut finden werde. ‘‘ 

1 Seo. Sartorius, Geſchichte des hanfeatifhen Buns 

des. 3 Thle. Sötting., 1802 ff. 8. 

Charles de Vıllers, constitutions des trois 
villes libres- anseatiques Lubeck, Bremen, Ham- 
bourg. Leips. 1814. 8. 

2. v. Heß, Unmwiderrufliches Fundamentalgefeg, Ne 








*) glüber, a. a, O. ©. 387. 
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gimentsform, oder Hauptreceß der Stadt Hamburg. Mit 
einer Einleitung. s. 1. 1782. 8. 

(oh. ih r) Sammlung der Hamburgifchen Ge; 
febe und Verfaffungen, famme hiſtoriſchen Einleitungen. 

12 Theile. Hamb. 1705 ff. 8. Regiſter dazu, mit 
Vorrede von Gtfr. Shüße. Hamb. 1774. 8. 

Neuer Abdruck der vier Hauptgrundgefeße der Ham— 
burgifchen Verfaſſung, mit vorausgefchickter erläuternder 
Veberjicht. Hamb. 1523. 8. (enthält die im $. genanns, 
ten vier Grundgeſetze.) 

Nachtrag zum neuen Abdrucke der vier Hauptgrund 
gefege der Hamburgifhen Verfaſſung. Betreifend: 1) 
die ältern Receffe, 2) die Buhrfpradye, und 3) Zus 
fäge zu der den vier Hauptgrundgefegen vorausgefchiekten 
erläuternden Ueberſicht. Hamb. 1825, 8. (Die abges 
druckten Altern Neccffe gehen vom Jahre 1410 bis zum 
Anfange des achtzehnten Jahrhunderts.) 


Supplementband zu dem neuen Abdrucde der Grunde 


geſetze der Hamburgiſchen Verfaſſung und deffen Nach⸗ 
trage. Mit einer Anlage, die Verhandlungen uͤber die 

Verfaſſung * freien soaufefiedt Bremen betreffend. 

Hamb. 1825. 8. 

Alex. Muͤller, Einleitung zum Studium der Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte der vier freien Staͤdte des teutſchen 
Bundes. Hamb. 1825. 8. 

Die Verfaſſung der freien Stadt Bremen be— 
ruhte, vor der franzoͤſiſchen Beſitznahme auf zwei 
Receſſen zwifchen dem Rathe und der Bürgerfchaft 
von den Jahren 1453 und 1534, nach welchen der 
Senat berechtigt. war, die ihm angemeifen fcheinen= 
den Gegenftände mit einigen, von ihm felbft ausge= 
wählten, Bürgern zu verhandeln. In Bremen bes 
fand. daher ein Gewohnheitsrecht, während Ham⸗ 
burg, feit der Zeit der Faiferlichen Commiſſion, vier 
Orundgefeße erhalten hatte. In Bremen ftand dem 
Senate (gebildet aus 4 Bürgermeiftern und 24 Se⸗ 
natoren), die vollziehende, dem Bürgerconvente, 
(in vier Kirchfpiele getheilt,) deſſen Mitglieder vom 
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Senate aller zwei bis drei Monate zuſammen berufen 
werden, die geſetzgebende Gewalt zu. 

Sobald im Jahre 1813 die Manzofen die Stadt 
- Bremen. verlaffen hatten, ward eine Deputation er: 
nannt ‚welche mit der Kevifion der Verfaſſung fich be: 
fehäftigen, und darüber ein ausführliches Gutachten 
aufftellen ſollte. Der Hauptgegenſtand betraf die 
Feſtſetzung des Antheils der Bürgerfihaft an der Ne: 
gierung: Das Gutachten fchlug vor: „den Bewohe 
nern des Gebietes der freien Hanfeftadt Bremen einen 
conftitutionellen Antheil an dem, auch fie mit betrefs 
fenden, Geſetzgebungs- und Beftenerungswefen des 
Dremifihen Staates in dem Maafe zuzugeftehen ,, daß 
vor der Hand, und bis dahin, daß diefelben, 
einen noch directern Antheil an den Ötaatsverhand: 
lungen zu nehmen, hinreichend cultivirt er 
achtet werden follten, fo oft von jenen, Bürs 
ger und Landleute gemeinfchaftiich betreffenden, Gegen: 
ſtaͤnden die Rede wäre, einige von dem Senate auszus 
mittelnde Deputirte der Bewohner des Gebietes, von 
Commiſſarien des Senats über die auch Das Gebiet ’ 
betreffenden Geſetze, Steueranlegungen und Vertheis 
fung der auf das Gebiet fallenden Quoten gehört wers 
den -foliten, worauf der Senat die etwaigen Erinneruns 
gen und Bemerkungen der Landleute, mit feiner Ans 
ficht' begleitet, an ven Konvent bringen würde. Micht 
minder follte den Bewohnern des Gebietes eine jähr: 
lic) wiederholte ausdruͤckliche Veranlaſſung darge— 
boten werden, einer ſolchen Commiſſion des Senats 
ihre Wuͤnſche, Antraͤge und Beſchwerden in Betreff 
der oͤffentlichen Angelegenheiten vorzulegen.“ — Ob 
nun gleich der Senat dieſe Vorſchlaͤge an die Buͤr— 
gerſchaft brachte; ſo behielt ſich doch dieſe ihre Er— 
klaͤrung vor, und hat noch bis jetzt keinen Beſchluß 
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darüber gefaßt. — Es beruht jetzt die Verfaffung 
Bremens auf- einem Collegium von 17 Aeltermännern 
und einer propiforifchen Kegierungseommiffion, gebilder 
aus 8 Mitgliedern des Senats und 25 Repraͤſentan⸗ 
‚ten der Buͤrgerſchaft. Von den letztern find vier vom 
Senate und 12 von den Kepräfentanten in der pro= 
viforifchen Finanzdeputation. Außerdem beftehen:be= 
fondere Deputationen fir Erhebung des Schoffes, für 
den Schulventilgungsfonds, für fromme Stiftungen, 
zufammengefeßt aus Mitgliedern des Rathes und 
der Bürgerfchaft. 

Serh. Delrihs, Sammlung alter und neuer Geſetz⸗ 
buͤcher der Stadt Bremen. Bremen, 1771. 4 

Srundgefeße der faiferlichen und veichsfieien Stadt 
Bremen. Aus der niederfächfifchen Urſchrift uͤberſetzt, 
mit Vorbericht und Sachregifter von €. N, Roller. 
Bremen, 1798. 8. 

Verhandlungen über die Verfaffung der freien Hanfer 
\  flade Bremen. Bremen, 1518 4 — Fortſetzung. 

1821. 4. 

Xergl. den bei Hamburg angeführten: GSupple 
mentband, deifen ; Anlage” (8.327392) die 
erhandlungen über die Ausbildung und werbeſſerung der 
Bremiſchen Verfaſſung enthaͤlt. 

Die Verfaſſung der freien Stadt Luͤbeck gruͤn⸗ 
det ſich auf die Buͤrgerreceſſe vom Jahre 1665 und 
‚vom Jahre 1669. Die Buͤrgerſchaft, getheilt 
in zwoͤlf Collegia, welche von ihren Aelteſten zuſam— 
menberufen und geleitet werden, hat Antheil-an der 
Geſetzgebung und der Befteuerung. Don den zwölf 
Bürgercollegien werden. das erfte aus Patriciern, 6 
aus Großhändlern, 2 aus Detailhändlern, und 3 
aus Handwerkern, Schiffern und’ Bauern ‚gebildet; 
Der Senat, beftchend aus 4 Bürgermeiftern und 
16 Senatoren, übe die vollziehende Gewalt und ift 
die hoͤchſte Verwaltungsbehörbe,. Außerdem beftehen 
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30 einzelne Deputationen für die $eitung von Ver— 
waltungsgegenftänden, von öffentlichen Anftalten u. 
f. wm. — Nach der Entfernung der Franzofen aus 
Luͤbeck im Jahre 1813, ward bereits am 19. März 
1813, ‘die vorige Form der Verfaffung und Ver— 
waltung, doch mit dem Vorbehalte der dabei nöthi= 
gen Veränderungen, hergeftelle. 

Jac. v. Melle, gründliche Nachricht von der Stadt 
Lübe, 1731. 8 — Dritte, fehr vermehrte und 

— Auflage (v. J. H. Schnobel). Luͤbeck, 
1787. 8. 

Sammlungen der Luͤbeckſchen Verordnungen und Bes 
ee Cfeit dem Jahre 1813). Th. 1. Luͤbeck, 
Als allgemeines Ergebniß ver Verfaſſung 

der drei Hanſeſtaͤdte kuͤndigt ſich an, daß der Senat 
das Regierungs- und Juſtizcollegium des 
Sreiftaates bilder, Er übt, als Regierungscollegium, 
die oberauffehende und vollziehende Gewalt, wacht, 
als Polizeibehörde, über die allgemeine Sicherheit und 
Wohlfahrt, befegt die erledigten Aemter, ernennt die 
diplomatifchen und Handels = Agenten im Auslande, 
und betreibt die öffentlichen und. die auswärtigen Ans 
gelegenheiten nach ihrem ganzen Umfange. Als Auftiz= 
eollegium verwaltet der Senat die Gerechtigkeitspflege 
‚in Civil» und Strafrechtsfachen ‚in erfter und zweiter 
Inſtanz, übt das Begnadigungsrecht, und führt die 
Dbervormundfehaft.. — Der Senat der drei Hanfes 
ftädre ift aber an die Zuftimmung der Bürger: 
collegia gebunden: bei der Gefeßgebung, und in 
allen, vie Verfaffung betreffenden, Gegenſtaͤnden; 
bei der Befteuerung nach allen ihren Formen; bei den 
mit vem Auslande abzufchliegenden Verträgen; bei den 
Beftlinmungen über die bewaffnete Macht; bei der 
Berechtigung andrer Firchlichen Bekenntniſſe zur öffent= 
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lichen Ausuͤbung ihres Gottesdienſtes; bei der Erwer- 
bung oder Beräußerung von Gebietstheilen; und bei 
den Beftimmungen tiber die Fonds der Armenanftalten 
und deren Verwaltung. — Für alle Angelegenheiten 
des Handels beftehen in den drei freien Städten be= 
fondere Deputationen. 


r | 116, 


b) Die Verfaffung der freien Stadt Frank: 
furt am Main. 


Verfchieden von den Hanfeftädten, bildete die 
freie Stade Frankfurt am Main — die bereits 
Durch ein Decret *) des Fürften Primas vom 10. 
Dct. 1806 eine neue Organifation erhalten hatte — 
ihre Berfaffung auf die Grundlage der Altern, 
nachdem die verbünderen Mächte am 14. Dec. 1813 
ausgefprochen hatten: „daß die Etadt Frankfurt, von 
dem fogenannten Großherzogthume Frankfurt getrennt, 
vorläufig im ihre eigene ftändifche vormalige 
Municipalverfaffung zurüdtreren ſolle.“ — 
Für die neue Verfaffung der freien Stadt erfchienen, 
unter fortdauernden gerheilten Äntereffen, von den 
dazu ernannten Commifjionen, drei Entwürfe, welche 
aber nicht befriedigeen, fo wenig wie der vierte 
Entwurf **), welcher unter dem Einflüffe des Staats— 
minifters von Stein, als Haupt des oberften. Ver: 
waltungsrathes in den von den Verbuͤndeten erober: 


*) Es fteht in den Europ. Conftitt. Th. 2. S. 372. 

**) Er erfchien unter dem Titel: Conjtitution der 
freien Stadt Frankfurt. Frankf. bei. Eichens 
berg, 1814, 8, ' 
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ten Laͤndern, enfftanden, und von dieſem am 19, Sul. 
1814, doch mit mehrern vorgefchlagenen Berichtis 
gungen, empfohlen worden war *). 

Als aber in der Wiener Congrefacte vom 9, Jun. 
1815 keiner von den in Vorſchlag gekommenen vier 
Verfaſſungsentwuͤrfen anerkannt und beſtaͤtigt, ſon⸗ 
dern (5. 46.) ausgeſprochen ward: „daß eine Der: 
faſſung feftzufegen fen, deren Einrichtungen auf gleis 
chen Anfprüchen der Bekenner ver chriftlichen Con— 
fefiionen auf alle bürgerliche und politifche Rechte in 
. allen Beziehungen der Regierung und, Verwaltung 
gegründet werben ſollten ; ſo ward, durch Beſchluß 
des Magiſtrats am 15. San. 1816, eine Commif: 
fion von 13 Mitgliedern —* zur Entwerfung 
einer Ergänzungsacte zu der alten Frankfurter 
Stadtverfafjung ernannt, welche, mit Beruͤckſichti— 
gung von 96 bei ihr eingereichten Monitis, dem Ges. 
nate die Frgänzungsacte am 29. Sun. 1816 vorlegte, 
Diefe Acte ward am 18, Jul. 1816 von 5000 ſtimm⸗ 
fähigen Bürgern, mit 2700 Stimmen gegen 47, 
‚angenommen var). doch proteftirfen Dagegen 
der Adel, das Bürgercollegium, die Katholiken und 
Die Kuden, obgleich, wegen der entfchiedenen Stim: 
menmehrheit, dieſe Proteftation, nicht beruͤcſſichtigt 


*) Vergl. bie Entſcheidung des oberſten Verwal⸗ 
tungsdepartements, als Anhang zur Conſtitution, 
S. 5969. 
**) Darftellung derjenigen Anſichten und Gründe, welche 
die unterzeichneten, von der löblichen Bürgerfchaft zur 
Commifjion der XIII erwählten, Deputirten bewogen 
haben, dem von diefer Commiffion abgefaßten Gut; 
\ » achten beizuftimmen, Frankfurt, bei Brönner, im Suly 
1816. 8 
Ä —* Ueber ben — wo die — ſteht, 


ſiehe 9.4 
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werden Eonnte, Es. trat daher diefe Ergänzumgsacte 
ins ‚öffentliche Leben. Nach vderfelben .erlofchen ‚die 
vormaligen Nechte der patriciſchen Geſchlechter; 
die ganze Bürgerfchaft wird duch den gefeße 
gebenden Korper repräfentirt, der fuͤr Geſetzge— 
“ bung, Kriegswefen und Bewahrung der Verfaffung 
forge ; dem Senate aber ift die vollziehende Gewalt, 
die gefammte Verwaltung des Gemeindewefens und 
die Rechtspflege übertragen. 

Die ‚wefentlichften Beftimmungen, dieſer Ur⸗ 
kunde ſind: 

Die Buͤrgerſchaft wird in den uͤten Genuß 
aller und jeder ihrer alten Privilegien, Rechte, Frei— 
beiten und Geſetze wieder eingeſetzt. Es befteht Das 
freie Wegzugsrecht, mit.der Freiheit von der Nach» 
fteuer. Die Bürger haben Feine öffentlichen Abgaben 
und Laſten zu entrichten, welche nicht von den compes 
tenten Staatsbehorden beftimme und formlich ausge— 
fchrieben werben find. Doc follen alle außerordent— 
liche Abgaben im Voraus nie länger als 3 Jahre bes 

ſtimmt werden, 
— Die Preßfreiheit wird der — Koͤr⸗ 
per gleichfoͤrmig mit demjenigen reguliren, was, nach 
Art. 18. der teutſchen Bundesacte, auf der teutſchen 
Bundesverſammlung feſtgeſetzt werden duͤrfte. 

Alle ver freien Stadt Frankfurt zuſtehende Ho- 
heits= und Gelbftverwaltungsrechte beruhen auf der 
Geſammtheit ihrer chriftlihen Bürgers: 
ſchaft. Die firchlihe Verſchiedenheit der. drei chriftz 
lichen Confeſſionen hat auf die Rechte und Verhaͤlt— 
niffe, welche aus dem bürgerlichen Staatsverbande 
entftehen, fernerhin nicht den geringften Einfluß. Im 
Senate müfjen fortwährend mehrere Mitglieder aller 
drei chriftlichen Confeſſionen en Iepn. 

St. W. ate Aufl, IV. 36 
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Da es, was die Einwohner jüdifher Re— 
figion betrifft, Leinen Zweifel leidet, daß jeber 
chriftlihe Etaat nicht- nur die Befugniß, fondern . 
auch die Pflicht Hat, die bürgerlichen Rechte feiner 
jüdifchen Einwohner nach den eigenen tocalitäten fo 
zu reguliren, daß der Nahrungs- und Gewerbeftand 
der chriftlichen Bürgerfchaft, als des wefent- 
lihften Beſtandtheils des chriftlihen 
Staates, darneben, beftehen kann; fo foll ver Se— 
nat, durch eine aus Gliedern feiner Mitte und aus 
einer des beftändigen Bürgerausfchuffes zuſammenge— 
festen Conmiffion, ein dem Zeitgeifte und der . 
Billigkeit entfprechendes Kegulativ der 
bürgerlichen Rechte der Einwohner juͤdi— 
ſcher Sonfeffion entwerfen laffen, und folches 
dem gefeßgebenden Körper in feiner erften Zufammen= 
kunft zur Deliberation und Canctionirung vorlegen, 

Die chriftlihe Bürgerfchaft Frankfurts kann 
die, aus der ihr zuftehenden Hoheit fließenden, 
Kechte in ihrer Geſammtheit nich e felbft ausüben, 
Eie überträgt daher deren Ausübung auf drei, 
aus ihrer Mitte und Autorität ausgehende, Be— 
hoͤrden: 

1) auf die geſetzgebende Verſammlung, 
oder den geſetzgebenden Körper; 

2) den Senat, als obrigkeitliches Collegium, und 
3) den ffändigen Bürgerausfchuß: 

Der gefeßgebende Körper befteht aus 20 
Mitalievern des Senats, aus 20 Mitgliedern des 
ftändigen Bürgerausfchuffes, und aus 45 aus der 
Mitte der übrigen Bürgerfhaft gewählten Perfonen. 
Der Senat und der ftändige Buͤrgerausſchuß wählen 
zu jeder jährlichen gefeßgebenden Verfammlung ihre 
Mitglieder felbft, Die 45 Mitglieder- aus der. übri= 
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gen Bürgerfchaft aber werden jährlich von ‘der ge: 
fammten chriftlihen Bürgerfchaft durch Bildung 
eines Wahlcollegiums von 75 Bürgern gewählt. — 
Der gefeßgebende Körper dauert in der Regel 6 
Wochen. An ihn gelangen alle Vorträge von dem 
Senate. Finder die Verſammlung es nöthig; fo 
“ werben befondere Ausfchüffe zur Vorbereitung der 
einzelnen Gegenftände ernannt, welche fodann Bericht 
darüber erftatten, Bei allen Deliberationen fteht es 
jedem Mirgliede frei, feine Gründe für und wider bie 
Annahme mündlich vorzutragen. 

Zum Wirkungskreiſe des geſetzgebenden 
Körpers gehört: die Geſetzgebung überhaupt, 
befonders die DBefteuerung, und die Anordnung und 
Einrichtung der bewaffneten Macht; die Sanction 
aller Staatsverträge; die Ueberficht über den gefamme 
ten Staatshaushalt; die Einwilligung zur Veraͤuße— 
rung ftädtifcher Gemeindeguͤter; die Mitwirkung bei 
Wiederbeſetzung vacanter Stellen im Senate und in 
dem ftändigen Ausſchuſſe; die Bewahrung und Er— 
haltung der Verfaſſung. 

Der Senat befteht aus 42 Perfonen, mit 
Einfchluß der vier, welche das Syndicatsamt verſehen. 
Er theilt ſich, wie von Alters ber, in drei Orde 
nungen oder Bänke: 1) in die Srdmung der Altern 
Senatoren oder Schoͤffen, beſtehend aus 14 Perſo⸗ 
nen; 2) in die der juͤngern Senatoren, gleichfalls 
14 Mitglieder zählend; und 3) in bie der Rathsver⸗ 
wandten dritter Bank von 14 Mitgliedern. — Aus 
der erſten Ordnung wird jaͤhrlich der aͤltere, aus 
der zweiten Ordnung der juͤngere Buͤrgermeiſier ge⸗ 
wählte. — Zu zwölf Plaͤtzen der dritten Raths— 
ordnung wird aus allen zunftigen Handwerkern ohne 
Unterfchied gewählt, doc jo, Daß von einem und 
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demfelben Handwerfe oder Zunft nie mehr als ein 
Genoſſe im Rathe fenn darf. Zu Den zwei andern 
Plägen der dritten Rathsordnung wird aus der ges 
fammten-nichtzunftigen chriftlichen Bürgerfihaft, ohne 
Beruͤckſichtigung des Gewerbes, gewählt. — Auf 
-die erfte- Nathsordnung wird von der zweiten nad) 
dem Dienftalter fortgeruͤckt. Zur zweiten Raths— 
ordnung Eonnen durch Wahl und Kugelung gelangen: 
Gelehrte, Adliche, Militairperfonen, Kaufleute, und 
andere angefehene Bürger, wie auch verdiente Maͤn— 
ner der dritten Rathsordnung. Doch muß jeder 30 
Jahre alt feyn, darf nicht in Dienften eines andern 
Staates ſtehen, und muß, nach gefchebener Wahl, 
folchen und allen fremden Titeln entfagen. — Bei 
erledigeen Rathsſtellen gefchiebt die Wahl durch 6 
MWahlherren aus der Mitte des Cenats nnd 6 Wahl⸗ 
herren aus der Mitte des geſetzgebenden Koͤrpers. 

Dem Senate iſt die vollziehende Gewalt, 
und im Allgemeinen die Stadt- und Suftigverwaltung 
anvertraut, — ¶ 

Der ftändige Bürgerausfhuß (ehe 
‚mals Bürgercolleg) ‘befteht aus 51 Bürgern, zes 
wählt aus allen Ständen der chriftlichen Buͤrger— 
fchaft mit Beruͤckſichtigung aller drei chriftlichen 
Confeffionen. Sein Wirkungskreis verbleibt derſelbe, 
wie er durch kaiſerliche Reſolutionen in der alten 
reichsſtaͤdtiſchen Verfaſſung ſich beſtimmt findet, in— 
ſofern nicht durch Einrichtung der jaͤhrlichen gefeß- 
‚gebenden Verfammlung eine Abänderung darin bes 
wirkt worden ift.' 
i Soll in den, in der alten Stadtverfaffung und 
in der Ergänzungsacte enthaltenen, organifchen Ge— 
feßen eine Abänderung vorgenommen werden; fo 
wird, um daruͤber beratbfchlagen zu koͤnnen, erfors 
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dert, daß der Senat und der gefeßgebende Körper 
beide, und zwar durch eine Mehrheit der Stimmen 
von 3 in jedem Korper, für deren Zuläffigfeit vor= 
erft bejahend entfchieden haben. ft nicht bejahend 
entfchieden worden; fo Faun der Öegenftand erft nach 
drei Jahren wieder in Vorſchlag gebracht werden. 
Am Gegenfalle wird über den’ Gegenſtand im gefeß: 
gebenden Körper darüber berathſchlagt; zur Annahme 
gehoͤrt eine Stimmenmehrheit von 3. — 

Die authentifche Erklärung aller Artikel dieſer 
Verfaſſungsacte gehört vor die geſetzgebende Ver— 
ſammlung. 


— 





117. 
34) Konigreihb Dänemark. 


Wenn gleich das Lehnsſyſtem in Dänemark nie, 
allgemein *) eingeführt ward; fo gab es doch da— 
felbft, wie in Norwegen, von den früheften Zeiten 
ber zwei Stände: Freie und Unfreie. Unter den 
Freien hatten. die Sandeigenthümer, vor den andern 
Freien, große Vorrechte. Die Beſitzer großer Hofe 
bildeten den Adel, aus welchem die Könige ihre 
Statthalter und Hofbeamte wählten. Andere, zumal 
unangefeflene Freie, zogen ſich in die euntftehenden 
Städte, wo fie den Bürgerftand bildeten. Mir 
der Verbreitung des Chriſtenthums wurden Bisthuͤ— 
wier errichtet, und die Vorrechte des geiftlichen 
Staudes begruͤndet. — Die }eibeigenfihaft, die 
in Dänemark nie auf Geſetzen beruhte, . ward durch 


*) Vergl. v. Martens Abriß des Staatsrechts: der vors 
nehmſten europ. Staaten. Ir Th. Iſte Abth. ©. 20, 
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koͤnigliche Verord nung Friedrichs 4 vom 21. Febr. 
1702 *) aufgehoben, und am 20. Sun. 1788 durch 
Verordnung Ehriſtians 7 **) das Band geloͤſet, 
welches in Daͤnemark den Bauernſtand an ſeinen 
Geburtsort band. 

In aͤltern Zeiten war in Daͤnemark die Regen— 
tengewalt beſchraͤnkt, ünd die Krone nicht voͤllig erb— 
lich; denn auf den Keichetagen ward über die Wahl. 
und über die Betätigung der Konige, über Geſetze, 
Auflagen und Kriegsankuͤndigungen entfchieden. Noch 
größer ward die Macht ver Geiftlichfeit und des 
hoben Adels feit der Zeit des Lehnsſyſtems, weil 
diefe zur ausfchlieglihen Wahl und Beftätigung des 
Königs gelangten, feine Macht duch Capitula— 
tionen (fogenannte Hanpdfeften) befchränften, 
und feit Einführung des Unterfchiedes zwifchen Reichs— 
und Herren = Tagen, auf deren erften nur die Bürger 
und Bauern erfcheinen durften, und feit Einführung 
des Neichsrathes, der nur aus Adlichen beftand, 
den Bürger- und Bauernftand faft ganz von 
der Theilnahme an den Staatsangelegenbeiten vers 
drängten. 

Fine drüdende Adelsariftofratie bildete 
ſich befonders feit der Zeit der Kirchenverbefferung, 
felbft mit Unterdruͤckung der Föniglichen Vorrechte. 
Als aber diefe Dligarchie in allen inländifchen, und 
felbft in den auswärtigen DBerhältniffen, befonders 
nach dem Abfchluffe des Kopenhagener Friedens: (27. 
Mai 1660), die allgemeine Unzufriedenheit im Lande 
erregte; da. gefchah es, auf dem am 10. Sept. 1660 


— — 


*) v. Ma — Samml. der — Reichsgrundgeſetze. 
Th. 1. 188, 
*8) Ebend. — 22. 
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eroͤffneten Reichstage, daß auf den: Antrag der Geiſt⸗ 
. lichkeit ‘und des DBürgerfiandes, welchem nothges 
drungen der Adel beitrat, zuerft (13, Det. 1660) das 
Wahlrecht des. Königs aufgehoben und ihm die 
Erbfolge für feine mimnlichen und weiblichen Nach 
kommien zugefichert, fodann, Eraft der Erklärung eines 
ftändifchen Commité (14, Dct.), dem Könige allein die 
Fünftige Einrichtung der Regierung uͤberlaſſen, (16, 
Det.) die koͤnigliche Capitulation (Handfefte) 

feierlich vernichtet, und in der Urkunde vom 10, 
San. 1661*) vie Erbgerechrigfeit und Sou— 
verainetät des Königs von den beiden Staͤn— 
ben der Geiſtlichkeit und der Bürger unterzeichnet und 
dem: Könige übergeben ward. 


In diefer Urkunde ward dent Könige Friedrich 
‘3, als.einem abfoluten, fouverainen Erbherrn, die 
Höchfte Gewalt für fih und feine rechtmäßigen Nach— 
fommen von männlicher und weiblicher Linie 
übertragen, und dabei die Erbfolgeordpnung, 
welche er feftfeßgen würde, als Grundgefeß anerkannt, 
Zugleich enthielt diefe Urkunde die Beftimmung, daß 


*) Diefe Urkunde daͤniſch und teutfch in v. en. 
Sammlung der wichtigfien Neichsgrundgefege ꝛc. Th. 1 
- &, 113. (E8 hatten 987 Geijtlihe, und aus 55 Städs 
ten 390 vom Bürgerftande unterzeichnet.) —' Ueber 
diefes michtige Ereigniß giebt es drei: Monographieen : 
1) Franz Domin. Häberlin, umftaͤndliche hiſtoriſche 
Nachricht von Einführung der Souverainetät und Erb⸗ 
gerechtigkeit im Königreiche Dänemarf. Wolfenb. 1760, 
4, 2) So. Fr. Joachim, hiftorifche Nachricht von der 
im Königreiche Dänemark im J. 1660 eingeführten Sous 
verainetät. Kalle, 1/51. 8. — und die wichtigfte 3) 
Spittler, Gefchichte der dänifchen Revolution im J. 
1660, Berlin, 1796. 8, 
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der Koͤnig weder durch einen Eid, noch durch eine 
| gefchriebene Zufage zu irgend etwas verpflichtet werden 


koͤnnte. — Seit diefer Zeit erloſchen in Daͤnemark 
die Keichstage, Die Keichsftandfchaft und die Fonig- 
lichen Capitulationen; denn Dänemarfs Verfaffung 
und Negierungsform erhielt den Charakter eier erbs 
lihen und unumfchränften Monardie. Aus 
Erkenntlichkeit für den geiftlihen Stand und für die 
Stadt Kopenhagen erließ darauf der Koͤnig am 24, 
Juny 1661 zwei Urfunden *), wovon die eine Prise 
vilegia fürden geiftlihen Stand, die zweite 
Privilegia für die Reſidenzſtadt Kopen— 
hagen enthielt, 

Noch bis jeßt bilder diefe Urkunde das erfte 


und wichtigfte Grundgefeß der dänifchen Monar-: 


chie, Doch kamen zu demfelben zwei fpätere hinzu: 
das fogenannte Koönigsgefes vom 14 Nov. 
1665 **) und das Gefeg über das Indigenat— 
recht vom 15, San, 1776 ***), 

Das Konigsgefes ward von Friedrich 3 ges 


geben, und bildet gleichfam einen Commentar über 


die Erbgerechtigkeits- und Souverainetätsacte, Der 
Goncipient war der Kammerfecretair Peter Schu: 
macher,, nachmaliger Graf von Greifenfeld. Schu— 
macher fchrieb es eigenhändig auf Pergament, ver 
König unterzeichnete es am 14, Nov. 1665, wor: 
auf es bei den Keichskleinodien — ohne Bekannt: 
machung — aufbewahrt ward, Erſt bei der Kroͤ— 


*) Sie fiehen in v. Martens Sammlung ©. 121 und 
S. 124, 
**) Es ſteht teutfch in v. Martens Samml. Th. 1. 


S. 129. — und franzöfifch beim Dufau, T.3. 
p: 226. 


*#*) I: ſteht teutſch beim v. Martens, S. 258. 
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nung Chriſtians 5 warb es üffentlich verleſen, 
und dadurd bekannt. , Der König Friedrich 4 ließ 
es in Kupfer ftehen, und am 9, Sept. 1709 mit 
einer Berordnung zur Publicität bringen, worauf 
auch. Die auswärtigen Mächte davon benachrichtige 

wurden. — Diefes Königsgefeg enthält als Haupt: 
beftimmungen: 1) daß der König der Augsburgifchen 
Confeffion vom J. 1530 zugethan feyn müffe; 2) 
daß die. Gewalt des Königs in weltlichen und geift= 
lichen Angelegenheiten uneingefchränft, und er blog 
an das Konigsgefes gebunden fey; er kann Geſetze 
und Verordnungen nach feinem Willen und Gutdüns 
Een geben, fie erklären, vermehren, vermindern, ja 
auch — doc) mit Ausnahme der Grundgefese — 
die von ihm und ſeinen Vorfahren gegebenen Geſetze 
wieder aufheben; 3) daß der Koͤnig zwar geſalbt 
werden, aber keinen Eid ablegen, noch fonft eine 
mündliche oder fchriftliche Verbindlichkeit eingehen 
folle; und 4) daß die Foniglichen Reiche und Lande 
unzertheilt bleiben follen. Zugleih warb über vie 
Thronfolge, Die Vormundfchaft, die Regentſchaft 
und die Volljährigkeit entfchieben, welche auf das. 
zurudgelegte 14te Jahr gefeßt ward. 

Das Geſetz i in Hinficht des Indigenatrechts 

erfchien am 15. an. 1776 *), um die Unzufriedens 
heit der Dänen über die Aufnahme und Anftellung 
von Ausländern zu heben, Es ward deshalb verord= 
net, Daß nur Sandeseingebohrne zu Hemtern und 
Stellen gelangen follen, ausgenommen in den Fällen, 
wo das Indigenatrecht auch verdienftvollen Yuslän- 
dern ertheilt werden Fann, | 


*) (8. B. v. Schirad,) uͤber das £önigliche BR Ins 
digenatrecht. Hamb. 1779. 4, 
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| 118, 
35) Koͤnigreich Schweiden. 
.a) Geſchichtliche Einleitung. _ 


So wie in andern von teutfchen Völkerfchaften 
geftifteren Reichen, trat auch in Echweden der Unter: 
fihied zwifchen Freien und Leibeigenen hervor; 
allein frühzeitig ward dafelbft die Leibeigenfchaft 
abgefchafft*). Dagegen zerfielen die Freien bald 
in Adliche (Odelsman, Bonde) mit großem Grund= 
eigenthume, und in freie Landbauern, fo wie 
wieder unter dem Adel bis ins 14te Jahrhundert zwi⸗ 
ſchen Jarlar und Herser, und feit dem Jahre 1561 
zwifchen Grafen und Freihberren und dem übri« 
gen (feit 1617 in Ritter und Knappen getheilten) 
Adel unterfchieden ward. Heben dem Adel gelangte, 
feit Einführung des Chriſtenthums, die Geiſtlichkeit 

zu großem Reichthume und politifchem Gewichte. Die 
- Städte vermehrten fich nach Zahl und Wohlftand 
erft feit ven Zeiten Karls 9 und Guſtav Adolphs. Von 
den freien Reichsbauern blieben die Zinsbauern 
wefentlich verfchieden. — Seit den früheften Zeiten 
war die Negierungsform in Schweden befhränft 
monarchifch, "und nicht vollig erblih. Auf den 
Reichs- und Wahltagen erfchien wahrfcheinlich 
in älterer Zeit jeder adliche Örundeigenthümer.- Dies 
fes Recht ward aber in der Folge auf die Angefehenften 
aus dem Adel und. der Geiftlichkeit befchränft, bis, 
während der Zeit, wo noch die Calmarifche Union 
galt, der große Keichsvorfteher, Sten Sture (1471 
bis 1504), zur Schwächung der beftehenden, Adelsaris 


*) Vergl. v. Martens Abriß des Staatsrechts, ©. 80. 
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ſtokratie, auch die Deputirten der Städte und bie 
freien Reichsbauern auf die Keichstage berief, 
Diefe vier Stände dauerten als Keichsftände fort, 
als Guſtav Wafa (6. Jun. 1523) auf dem Neichs- 
tage zu Strengnäs zum Könige gewählt ward, 
Der neue Regent führte die Kirchenverbefferung im 
Neiche ein, und bereicherte die während der Calmaris 
ſchen Union fehr gefchwächten Kroneinfünfte durch 
Kirchen= und Kloftergut, worein auf dem Keichstage 
zu Wefteräs (1527) der Adel und die verfammelten 
Deputirten der Städte und der Bauern willigten, fo 
Daß auch die anmwefenden Bifchöffe zur Lnterfchrift 
des Keichstagsfihluffes fich genoͤthigt ſahen. Auf einem 
fpätern Reichstage zu Wefteras (1544) erklärten 
fammtliche vier Neichsftände Schweden für ein Er b⸗ 
reich im Mannsſtamme bes Guſtav Wafa. Dieſe 
Beftimmung ward, nach Entfernung. Sigismunds 
von dem fchtwedifchen Throne, auf dem Keichstage 
zu Norköping (1604) für den neuen König Karl 9 
Dahin erweitert, daß das Reich ein Erbreich nicht 
nur Der männlichen , fondern auch der weiblichen, 
unvermählten, Nachfommen von ihm und von 
feinem Better, dem Herzoge Johann von Oftgoth: 
land, feyn folfte, 

Nach den wechfelnden Derhältniffen der durch) 
die Adelsariftofratie zu wiederholten malen fehr be= 
fchränften Macht des Königs, gelang es endlich (19, 
Aug. 1772) dem Könige Öuftan 3, die Macht des 
Keichsrarhes zu brechen, der in Zukunft nicht mehr 
regieren, fondern blos rathen follte. Doch blieb dabei 
die ältere Form des Keichstages nach den vier Ständen 
unverlegt, und der Konig hatte felbft nicht durch die 
bewirkte Revolution unumfchränkter Regent werden 
wollen. Dies bewies die am 21. Aug. 1772 unter: 


/ 
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zeichnete Urkunde: des Königs und der Neid: 
ftände feftgeftellte Kegierungsform *). 
Nachdem aber Guftav 3 im Jahre 1788 plös- 
lich einen Krieg gegen Rußland und nicht ohne Erfolg 
eröffnet hatte, fand er fich in feinen Maasregeln ge 
hindert, als der ſchwediſche Adel, der in der Marine 
diente, die Waffen niederlegte, weil der König ohne 
Zuziehung der Stände feinen Krieg anfangen koͤnne. 
Guſtav fah fich dadurch zur Abſchließung eines augen— 
blicklichen Waffenſtillſtandes mit Rußland genoͤthigt, 
worauf er (Febr. 1789) auf einem zu Stockholm ver— 
ſammelten Reichstage, durch die zunaͤchſt von den drei 
Staͤnden der Geiſtlichkeit, der Staͤdte und der 
Bauern unterſtuͤtzte Bereinigungs- und Sicher— 


heitsacte des Konigs und der Reichsftänße 


(vom 28, Febr. und 3. Apr. 1789 **]), ein Ueber: 
gewicht über Die von neuem ſich regende Adelsariſto— 
fratie behauptete, und nicht nur das Recht erhielt, 
ohne Einwilligung der Stände einen Krieg zu eröffnen, 
fondern auch dadurch beinahe die völlige Souveraine- 
tät erlangte. Für die Zuſtimmung des Bürgerftandes 
ward Diefem der Zutritt zu den meiften Stellen des 
Staates, und Gleichheit mit den Adlichen in Anfehung 
der Befigerwerbungen gewährt ***), 


Schon im 39ſten Artikel ver Urkunde vom 21. 
Aug. 1772 waren „alle feit 1680 bis dahin als 


*) Sie J teutſch in v. Martens Sammlung x. 


u en 593; franzöfifc beim Dufau, T. 3. 


a" Me Recht beim v. Martens, ©. 655. 

*4*) Die königliche, für die Bürgerfchaft und Städte auss 
gefertigte, Verſicherung vom 23. Febr. 1789, Ebend. 
Seite 660 
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Grundgefeße ergangene Verordnungen abge: 
ſchafft und verworfen worden.” 


Zwar fiel der König Guftav 3 durch Anker: 
ftroms Ermordung (16. März 1792) als ein Opfer 
der unverfühnlichen ariftofratifchen Parthei; allein 
fein Son, Guftav 4, ließ fih, nach erreichter 
Volljährigkeit, auf dem Reichstage zu Norköping 
(1800) die Souverainerät fo beftätigen, wie fie feinem 
Vater zugeftanden hatte, wobei die Geiftlichfeit und 
die Städte den Ausfchlag gaben, der Adel aber feine 

Unzufriedenheit nicht verbergen konnte, wie mehrere 
Thatſachen bewiefen, \ 


Doch nicht blos das Mifvergnügen des Adels, 
fondern auch die allgemeine Stinimung im Keiche 
erklärte fich gegen. den König, als er, nad) mehrs 
jähriger ungünftiger Theilnahme an den europäifchen 
Kämpfen (von 1805— 1807), Rußland und Däne- 
mark durch fein Berragen zur Kriegserflärung (1808) 
berausforderte, in welchem Kampfe Finnland ver: 
loren ging, die Schweden aus Norwegen zuruͤckge— 
wiefen wurden, und die Schuldenlaft, welche dieſer 
Krieg noͤthig machte, der brittifchen Subſidien ungez! 
‚achtet, ſchwer auf das arme Land druͤckte. Dies alles 
führte zu der Revolution vom 13. März 1809, in 
welcher Öuftav des Thrones beraubt, und fein Öheim, 
Karl von Südermannland, ſchon früher Regent 
des Reiches während Guſtavs Minderjährigkeit, von 
neuem zum Keichsregenten ernannt ward, Bereits 
am 29. März 1809 hatte Guftav, auf dem Schloffe 
zu Gripsholm, in’ einer Thronentfagungs- 
urkunde *) auf die Regierung verzichte, welche 


*) polit. Journal, 1809, Yun. S. 612. 
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eines andern Mitgliedes des S taatsrathes vor. Nach⸗ 
dem der Koͤnig den angefuͤhrten Rath dieſer Beam— 


ten, fuͤr welchen ſie verantwortlich ſind, hat proto— 
colliren laſſen; ſo faßt er in ihrer Gegenwart den 
Beſchluß. Von dieſem Beſchluſſe kann der Koͤnig 
dem Staatsrathe Kenntniß zukommen laſſen, je nach 
dem es ihm nuͤtzlich ſcheint. 

Der Koͤnig hat das Recht, mit fremden Maͤch⸗ 
ten Unterhandlungen und Buͤndniſſe einzu⸗ 
gehen, nachdem er den Miniſter der auswaͤrtigen An— 
gelegenheiten und den Hofkanzler daruͤber gehoͤrt hat. 
Will der König Krieg anfangen, oder Frieden 
ſchließen; fo ruft er einen auferorbentlichen Staats 
rath von Staatsminiftern, Staatsräthen, dem Hofkanz⸗ 
ler und den Staatsfecretairen zufammen, ftellt ihnen 


„die Urfachen und Umftände vor, hört ihre Meinung, 


die jeder, mit Berantwortlichkeit dafür, zu Protos 
colle giebt, worauf er den Befchluß faßt und ausge 
führe, welchen er für des Neiches Beftes finder. 

Ueber die K riegsmacht zu Sande und zur 
See befißt der König den hoͤchſten Befehl. 

Der König muß befordern, was recht und 
wahr ift; Falfchheit und Unrecht Bindern und vers 
bieten; Eeinen verderben, noch am Leben, an Ehre, 
perfönlicher Freiheit und. Wohlfahrt jemanden ver: 
derben laffen, ohne gefeßmäßig überführt und gerich- 
fet zu ſeyn; auch Feinem weder bewegliche noch unbe— 
wegliche Guͤter ohne Unterfuchung und Urtheil abhän- 
_ den oder abhanden laſſen; Niemands Frieden in def 
ſen Hauſe ſtoͤren oder ſtoͤren laſſen; keinen von einem 
Orte zum andern verweiſen; Niemands Gewiſſen 
zwingen oder zwingen laſſen, ſondern einen jeden bei, 
freier Ausübung feiner Keligion ſchuͤtzen, inſofern er 
dadurch nicht die mg Ruhe för Der König 
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läge jeden von dem Tribunale richten, unter welches 
er rechtlich gehört. 

Der König hat bei Verbrechen das Beghadi- 
gungsrecht; doch muß beim Anfuchen um Begna— 

digung der höchfte Gerichtshof gehört werden, und 
der König faßt darauf feinen Befchluß im Staats: 
rathe. 

Der Koͤnig beſitzt das Recht, wuͤrdige Männer, 
die durch Treue, Tapferkeit und Tugend, durch Ge: 
lehrſamkeit und eifrige Dienſte um den Koͤnig und 
das Reich ſich verdient gemacht haben, in den Adel: 
ftand zu erheben. | 


Will der König ing Austand reifen; fo 
theile er dem Staatsrathe in pleno dies fein Vorhaͤ— 
ben mit, und entnehme deſſen-Gedanken daruͤber. 
Befchließt der. König hierauf folche Reife und ftelle 
fie ins Werk; fo befaßt er fich nicht mit der Regie— 
rung des Keiches, noch übt er die Fonigliche 
Macht aus, fo lange er im Auslande ver: 
weilt. Der Staatsrath führe fodann, 
während ber Abwefenheit des Königs, in deffen Na— 
men die Regierung mit allem demjenigen Rechte, wel: 
ches die Regierungsform des Landes dem Könige bei= 
legt. Doch darf der Staatsrath Adel und Würden 
nicht ertheilen; auch werden alle erledigte Aemter nur 
ad interim von ihm befeßt. — ben fo verwaltet 
der Staatsrath die Negierung, wenn der König fo 
krank iſt, daß er Die Kegierungsgefchäfte nicht wahr— 
nehmen fann, 

Der König wird muͤndig mit zurücgelegtem 
2oſten Jahre. 

Wenn das Föniglihe Haus von männlicher 
Seite ganz ausginge; fo verwaltet ver Staatsrath 

St. W. ate Auf. IV. 37 ‘ 
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mit Eoniglicher Mache bis zur Zufammenfunft der 
Keichsftände die Regierung. 

Gehet der König zu Felde, oder reifer er nad) 
abgelegenen inländifchen Dertern ; fo verordnet er vier 
Mitglieder des Staatsraths, und unter biefen den 
Suftizminifter, um auf die Weife, wie fie der König 
vorfchreibt, die Negierung zu führen. — 

Die Stände des Reiches follen jedesmal 
nach einem Zeitraume von fünf Jahren zufammen= 
fommen. Bei jedem Reichstagsſchluſſe follen die 
Stände den Tag beftimmen, wenn fie zufolge deſſen 
wieder zufammen treten; doch Fann der König wäh 
rend der Zeit bie Stände zu einem außerorbentlichen 
Keichstage berufen, 

Der Konig ernennt den Sandmarfchall, ven 
Sprecher für den Bürger» und Banernftand, und 
die Secretaire für den Bauernſtand. Der Erz: 


bifchoff ift beftändiger Sprecher für den geiftlichen ° 


Stand. 

Bei Eröffnung des Neichstages erwählen die 
Stände fogleich die Ausfchüffe, welche die Ange: 
— vorbereiten ſollen. Dieſe Ausſchuͤſſe ſind: 
ein Conſtitutionsausſchuß, um Fragen zu 
veranlaſſen und aufzunehmen, welche Veraͤnderun— 
gen in den Grundgeſetzen betreffen, und ihr Gutach— 
ten daruͤber an die Staͤnde des rReiches zu geben; 
ein Staatsausſchuß, um vor den Reichsſtaͤn— 
den den Zuſtand, die Verwaltung und den Behuf 
des Beſtandes der Finanzen und der Reichsſchulden 
darzulegen; ein Bewilligungsausfhuß, um 
die Vertheilung der bewilligten Steuern vorzufchlas 
gen; ein Banfausfhuf, um die Verwaltung 
der Bank und ihren Zuftand nachzufehen, auch Vor: 
fehriften zur Verwaltung derfelben zu geben; ein Ge— 


— 
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ſetzausſchuß, um Vorfihläge zur DVerbefferung 
der Civil-, Criminal- und Kirchengefeße auszuar— 
beiten; ein ofonomifcher Ausſchuß, um bie 
Mängel bei den öffentlichen Dekonomieanftalten zu 
bemerken, und Abänderungen dabei vorzufchlagen. 

Fordert der König von den Ständen des Rei— 
ches einen befondern Ausſchuß, um mit ihm 
über Sachen zu berathfchlagen, womit die andern 
Ausſchuͤſſe fich nicht befaffen Eönnen, und wenn die 
Derhandlungen geheim gehalten werden müffen; fo 
errichten die Neichsftände einen folhen. Doch befißt 
derfelbe nicht die Macht, einen Befchluß zu faffen, 
fondern blos dem Könige feine Meinung über die Ge— 
genftände mitzurheilen, die Diefer ihm vorlegt. 

Die -Keichsftände dürfen bei dem Zugegenfeyn 
des Königs Über feinen Gegenſtand etwas befchließen, 

Fragen, welche den Staat betreffen, und in 
pleno der Keichsftände vorfommen, dürfen nicht uns - 
mittelbar abgemacht, fondern müffen einem Ausfchuffe 
übergeben werden, welcher Diefelben zu unterfuchen, 
und fich darüber au außern hat. 

Das uralte Recht der ſchwediſchen Nation, ſich 
ſelbſt zu beſchatzen, wird von den Staͤnden 
allein beim allgemeinen Reichstage ausgeuͤbt. — Auf 
jedem Reichstage läßt der Konig den Zuſtand der 
Finanzen in allen ihren Theilen, fowohl in Anfehung 
der Einkünfte, als der Ausgaben, Forderungen und 
Schulden, dem von den Ständen erwählten Staats: 
ausfchuffe vorlegen. Sollten durch Tractaten mit 
fremden Mächten dem Reiche einige Mittel zufließen ; 
fo follen diefe auf gleiche LBeife nachgewiefen werben. 

- Keine öffentlichen Abgaben fonnen ohne Ein- 
willigung der Reichsſtaͤnde erhöhet werben, aus— 
ae der Seezoll für eintommendes und aus— 

BEN 2 
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gehendes Korn. Eben fo wenig darf der König die 
Einkünfte des Staates verpachten, oder zum Ge— 
wirme für ſich, für die Krone, oder fiir einzelne Per: 
fonen und Corporationen Monopole errichten. 

Nachdem der Bedarf der Finanzen von dem 
Staatsausfchuffe unterfucht und von den Keichsftän- 
den geprüft worden ift, Fommt es auf die Stände 
des Reiches an, eine dem entfprechende Bewilligung 
feftzufegen, und dabei zu beftimmen, wie befonvere 
Summen davon zu befondern Zweden angewendet, 
und unter beftimmten Hauptnamen im Keichsetat 
angefchlagen werden follen. 

Außerdem müffen für unvorhergefehbene 
Fälle zwei befondere Summen angefeßt und anges 
fehlagen werden; die eine, die der König benußen 
mag, wenn er fie zur Vertheidigung des Neiches, 
oder zu andern höchft wichtiger Zweden, nachdem 
er darlber den Eraatsrath vernommen hat, unum— 
gänglicy nothwendig findet; die andere, daß der 
König bei entftandenem Kriege aus der Banf der 
Keichsftände Hebungen mache, nachdem der Staats- 
rat) in pleno darüber gehört worden ift. 

Die gefammten Staatsmittel dürfen nicht an 
ders verwendet werden, als feftgefeßt worden ift, Ans 
dem die Mitglieder des Eraatsrathes verantworts 
lich find, wenn fie eine Abweichung davon ftart fin= 
den laſſen. 

Das Reichsſchuldencomtoir verbleibt un— 
fer der Leitung, inficht und Verwaltung der Reichs: 
ſtaͤnde. Da übrigens die Stände die Vertretung der 
Keichsfehulden auf fich neben; fo haben- fie auch, — 
nad) der Erklärung des Staatsausſchuſſes über den 
Zuftand und den Bedarf tes Comtoirs, — durch 
befondere Bewilligungen die Mittel zufammen zu 
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fchiegen, die zur Bezahlung der Schuld, ver Zin- 
fen und des Capitals noͤthig befunden werden. — 
Die zum Keichsfchuldenwefen veranfchlagten Mittel 
dürfen unter Eeinem Vorwande zu einem andern Bes 
Hufe verwendet werden, Jede Verordnung, Die da— 
gegen ftreiter, ift Fraftlos. 

Die Bank der Keihsftände bleibe, wie 
bisher, unter der eigenen Öarantie und Aufſicht der 
Reichsſtaͤnde. 

Keine neuen Auflagen, Ausſchreibungen an 
Mannſchaft oder Geld und Waaren, duͤrfen ohne Ein— 
willigung der Reichsſtaͤnde aufgelegt, gehoben und 
gefordert werden. — Eben ſo darf der Koͤnig, ohne 
Einwilligung der Reichsſtaͤnde, keine Anleihen in 
oder außer dem Reiche machen, und daſſelbe mit 
neuen Schulden belaſten. 

Die Domainen, die Krönwälter, Parks, 

Thiergärten, Kronwiefen, nebft Jachsfang und ans 
derer Kronfifcherei, wie auch die uͤbrigen Kronbene- 
“ ficien, darf der König „ ohne Einwilligung der Reichs 
ftände , weder verfaufen, noch verpfänden, noch ver= 
ſchenken. ‚Sie follen fo, wie ee die Reichsſtaͤnde be= 
ftimmt haben, verwaltet werden. 

Kein Theil des Reiches darf davon durch 
Verkauf, DVerpfandung, Verſchenkung, oder auf 
eine andere Art, getrennt werben, 

Die feftgefeste Regierungsform, fo wie die übri= 
gen Grundgefeße des Neiches koͤnnen nicht ohne des 
Königs und aller Reichsſtaͤnde gemeinfchaftlichen Bes 
ſchluß geändert oder aufgehoben werden. Jede Anz 
frage deshalb wird dem, bei jedem Keichstage ge: 
wählten, Conftitutionsausfchuffe übergeben. Dieſer 
Ausschuß ift berechtige, deshalb Vorfchläge zu ma— 
chen; doch duͤrfen die Neichsftände nicht auf dem 


982 Pofitives Staatsrecht. 


Meichstage, wo ein folcher Vorſchlag gefihieht, fon- 
dern erft auf dem nächftfolgenden darüber einen Be— 
ſchluß faffen. Sind ſodann alle Stände über die Ab - 
änderung einig; fo übergeben fie durch ihren Spre— 
cher den Vorſchlag dem Konige mit dem Begehren, 
daß der König feinen Beifall dazu geben möge. Der 
Konig. hört darüber das Gutachten feines Staatsra— 

thes, und theilt den Keichsftänden feine Einwilligung, 
oder auch die Urfachen mit, warum er in ihr Vers 
langen nicht einwillige,. — Will der König den 
Ständen eine Abänderung in den Örundgefeßen vor: 
fehlagen; fo hört er den Staatsrath, und übergiebt 
fodann feine Propofition mit dem Gutachten des 
Staatsrathes den Ständen, welche die Propofition, 
ohne vorherige Berathfchlagung daruͤdr, dem Con— 
ftitutionsausfchuffe vorlegen. Tritt der Ausfchuß dem 
Dorfihlage des Koͤnigs bei; fo wird beim nächften 
nn darüber ein Befchluß gefaßt. Verwirft 
der Ausfchuß die Propofition des Königs; dann Fon= 
nen die Keichsftände entweder fogleich dieſe Propofis 
tion abfchlagen, oder beftimmen, daß fie über folche 
beim nächfifolgenden Reichstage befchliegen wollen, 
in welchem Falle die Meinung dreier Stände gilt, 
Stehen zwei Stände gegen zwei; fo ift der Befchluß 
aufzufchieben. Nehmen die Keichsftände gemeinfchafts 
lich des Königs Vorfchlag nicht an; fo ift er abge— 
fchlagen, und die Keichsftände laſſen ihren Abfchlag 
mit der Urfache dazu beim Könige fehriftlich Durch ihren 
Sprecher uͤberreichen. 

Was zur Abänderung und Verbeſſerung der 
Grundgefeße auf dieſe Weife die Keichsftände einhel- 
lig befchliegen und der Konig genehmigt, ober was 
der König vorfchlägt und die Keichsftände einhellig an= 
nehmen, bat die Kraft eines Örundgefeßes. 
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Us Grundgeſetze follen angefeben 
werden: dieſe Berfaffung, nebft ver Reichs— 
tagsordnung, die Succeffionsordnung, 
und die Verordnung einer allgemeinen Drudfreis 
beit, welche die Stände und der König gemeinfchaft: 
lich) feftftellen. 

Unter Drudfreiheit wird das Recht eines 
jeden Schweden verftanden, ohne von der öffentlichen 
Macht ihm in den Weg gelegte Hinderniffe, Schrife 
ten herauszugeben, ‘fo daß diefe nur von einem gefeß- 
mäßigen Kichterftuhle ihres Inhalts wegen in Ans 
fpruch ‚genommen und in einem andern alle mit 
Strafe belegt werden Fonnen, als wenn der Inhalt 
gegen ein deutliches Geſetz ftreiter. Alle Acten und 
Protocole, — ausgenommen diejenigen, welche 
man im Staatsrathe und bei dem Könige in miniftes 
riellen Angelegenheiten und in Commandofachen führt, 
— fonnen durch den Druck bekannt gemacht wers 
den. ‚Die Protocolle und Acten, welche Sachen der 
Bank und des Neichsfchuldenwefens betreffen, die 
heimlich gehalten werden müfjen, dürfen nicht ges 
druckt werden. 

Wenn der König ftirbe und der Thronfolger noch 
nicht muͤndig ift; fo haben die vom Staatsrathe zu: 
fammen berufenen Keichsftände, ohne Hinficht auf 
irgend ein Teftament des verftorbenen Konigs, wels 
ches die Neichsverwaltung betrifft, einen oder 
mehrere Bormünder zu verordnen, welche die 
Kegierung bis zur Muͤndigkeit des Konigs, in def: 
fen Namen, diefem Grundgefege nach, ausüben, 
Wenn der König fein achtzehntes Jahr erreicht hat; 
fo darf er in den Staatsrath, ins höchfte Tribunal, 
in die Hofgerichte und Collegien eintreten, Doch ohne 
an irgend einem Befchluffe Theil zu nehmen, 


’ 


584 ‘  Pofitives Staatsrecht. 

Sollte der ungluͤckliche Fall eintreten, daß bie 
Fonigliche Familie, der das Erbrecht zum Reiche 
aufgetragen- ift, von männlicher Seite ausginge; fo 
follen die vom Staatsrathe zufammen berufenen 
Keichsftände ein neues Königshaus, mit 
Beibehaltung diefer Regierungsform, e r⸗ 
wählen und verordnen. 

Die Stände des Reiches follen auf jedem Reichs» 
tage einen geſetzkundigen, Durch ausgezeichnete Red— 
lichkeit: anerkannten, Mann verordnen, der, ‚als 
Sachwalter derfelben, Aufficht fiber die Bes 
folgung der Gefeße bei den Nichtern und Beamten 
habe, aüch bei den Kichterftühlen Diejenigen zur Rede 
ftelle, welche aus Partheilichkeit, Unfehen der Per- 
fonen u. ſ. w. irgend etwas gegen die Öefeße began— 
gen oder unterlaffen haben. — »Diefer ——— 
walter der Reichsſtaͤnde wird durch Wahlherren ge— 
waͤhlt, wozu jeder Stand eine gleiche Zahl ernennt. 
Ihm liegt ob, auf jedem Reichstage den Reichsſtaͤn— 
den eine allgemeine Rechenfchaft von der Verwaltung 
feines Amtes abzulegen, und dabei den Zuftand ver 
Verwaltung der Gefege im Reiche darzuthun, die 
Mängel der Geſetze und DVerfaffungen anzumerken, | 


und Vorfchläge zu deren Verbefferung zu geben. Er 


ift auch fchuldig, zwifchen den Keichstagen jährlich 
eine Darftellung über diefe Gegenftände Durch den 
Drud befannt zu machen. 

Sollte der Fall eintreten, Daß entweder Das ges 
fammte höchfte Tribunal des Königs, oder eines oder 
mehrere von deſſen Mitgliedern gefunden würden, 
aus Eigennuß, Partheilichkeit oder Verſaͤumniß fo 
unrecht geurtheilt zu haben, daß dadurch irgend je= 
mand, gegen deutliche Geſetze, und gegen ein gehörig 
unterfuchtes und bewiefenes Verhalten der Sache, 
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. fein teben, feine perfönliche Freiheit, Ehre und Eigen: 
thum verloren hätte oder verlieren Fonnte; fo ift der 
Suftizfachwalter der Neichsftände, fo wie der Juſtiz— 
Fanzler des Königs berechtigt, bei dem Neichsges 
richte den Fehlenden in Anfpruch zu nehmen und zur 
Verantwortung zu ziehen. Diefes Keichsgericht 
fol beftehen aus dem Präfivdenten des Reichshofge— 
richts, aus den Prafidenten aller NKeichscollegien, den - 
vier Alteften Staatsräthen, dem hoͤchſten Befehls: 
haber über die in der Hauptftadt dienenden Truppen, 
dem höchften Befehlshaber der bei der Hauptftadt fta= 
tionirten Esfadre der Seemacht, aus zwei der Älteften 
Käthe des ſchwediſchen Hofgerichts, und dem älteften 
Rathe aller Reichscollegien. Diefer Richterfiuhl hat, 
nachdem die Unterfuchung gefchehen und das Urtheil 
den Gefegen gemäß gefprochen worden ift, daſſelbe 
bei offenen Thüren bekannt zu machen. Keiner hat 
die Macht, ein folches Urtheil zu ändern; doch kann 
der König begnadigen; nur daß der Derurtheilte niche 
wieder im Dienfte des Reiches eingefeßt werde. 
Auf jedem Keichstage follen die Keichsftände 
zwölf Mitglieder aus jedem Stande zu 
Gefhmwornen erwählen, welche zu urtheilen haben, 
inwiefern die fammtlichen Mitglieder des höchften Tris 
bunals fich verdient gemacht haben, in ihrem wichti= 
gen Amte beibehalten zu werden, oder ob der eine und 
der andere, (ohne beweislich begangenen Fehler, wos 
von das Vorhergehende handelt,) fich dennoch den 
Verdacht zugezogen, wegen PartheilichEeit oder Unge— 
ſchicktheit das öffentliche Zutrauen verwirft zu haben. 
Zur Auffihe der Druckfreiheit follen vie 
Keicheftände auf jedem Neichstage fech 8 Durch Kennt 
niffe und Gelehrſamkeit bekannte Männer, nebft dem 
Juſtizſachwalter, der unter dieſen Das Wort führt, 
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verordnen. Diefen Committirten liegt es ob, daß, 
wenn irgend ein Verfaſſer oder Buchdruder ihnen 
eine Schrift vorlegt und ihre Aeußerung verlangt, ins 
wiefern nach den Gefegen der Drucfreiheit hierin ‘eine 
Cenſur ftatt finden kann, der uftizfachwalter und 
wenigftens drei der Committirten folche Aeußerung 
fchriftlich abgeben follen, Erklären fie, daß die Schrift - 
gedruckt werden kann; fo ift fowohl der Verfaffer als 
auch der Buchdrucer von aller Verantwortung frei, 
die nun auf den Committirten beruht, Diefe Comes 
miftirten follen von den Neichsftänden durch ſechs 
MWahlherren aus jedem Stande erwählt werden. 

Kein Reichstagsmitglied darf, feiner Handluns 
gen oder Aeußerungen wegen im Keichsftande oder in 
irgend einem Ausfchuffe, zur Rede geftellt, oder ſei— 
ner Freiheit beraubt werden, ohne Daß derjenige 
Stand, zu welchem er gehört, e8 durch ausdrüdlichen 
Befchluß zuläßt. Eben fo wenig darf irgend ein Mit: 
glied des Neichstages von dem Orte, wo der Reichs» 
tag gehalten wird, verwiefen werden. Sollte ein 
Einzelner, oder ein Corps, es fey militair oder civil, 
den Keichsftänden , oder deren Ausfchuffe, oder irgend 
einem einzelnen KNeichstagsmitgliede, entweder aus 
eignem Antriebe oder auf Befehl, Gewalt anthun, 
‘oder deren Freiheit bei ihren Berathfchlagungen und 
Befchlüffen ftören; fo ift es als Berrätberei ans 
zufehen, und es kommt auf die Neichsftände an, ein 
folches Verbrechen gefeßmäßig zu ahnden. 

MWird irgend ein Reichstagsmitglied, während 
des Keichstages oder auf feiner Keife, nach oder vor. 
dem Keichstage mit Wort oder That beleidigt, wenn 
es fich als Mitglied des Neichstages zu erfennen gege— 
ben bat; fo foll folches als Hoch verrath angefehen 
und beftraft werden. 
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Der Koͤnig läßt den fämmtlichen Ständen des 
Keiches den Genuß ihrer Privilegien, Vorrechte, 
Öerechtfame und Freiheiten. Es beruht auf der Ueber: 
einfunft der fammtlichen Neichsftände und ver Zus 
ftimmung des Königs, DVeränderungen und Ausgleis 
chungen darin vorzunehmen, welche das Wohl des 
Reiches erfordern. Keine neuen Privilegien , welche 
irgend einen Neichsftand betreffen, Fonnen ohne Ein: 
willigung des Königs und aller Reichsftände gegeben 
werben. Ä 


— 


| 120. 
36) Konigreihb Norwegen, 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Norwegen ftand viele Jahrhunderte hindurch 
mit Dänemark unter Einem Könige; erft im Jahre 
1814 ward daffelbe von dem Könige Friedrich 6 an 
Schweden abgetreten, nachdem der räthfelhafte 
Gang der. Weltbegebenheiten in den legten zwanzig 
Jahren auch die nordifchen Neiche berührt hatte. 

Nach der Thronveränderung vom Jahre 1809 
in Schweden und nach der Einführung der neuen 
Derfaffung in diefem Neiche, dachte man daran, dem 
Einderlofen Könige Karl 13 einen Thronfolger zu er- 
‚ nennen. Die Wahl der fchwedifchen Neichsftände 
fiel (18. Sul. 1809) auf den Prinzen Chriftian 
Auguft von Schleswig-Holftein, welcher in 
dem, noch nicht ‚beendigten, Kriege das von den - 
Schweden angegriffene Norwegen mit Umficht und 
Nachdruck gegen die Schweden vertheidige hatte. Er 
‚ nahm aber diefe Wahl nicht eher an, als nach: Unter: 
zeichnung des Friedens (10. Dec. 1809) zwifchen 
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Schweden und Dänemark. Darauf erfchien der Prinz 
in Stockholm, ward (24. San. 1810) von Karl 13 
adoptirt, ftarb aber plöglich (28. Mai 1810) bei 
einer Mufterung auf der Haide bei Quiddinge in 
Schonen. | 

Eine Wahl der Keichsftände ernannte den fran= 
> zöfifchen Marſchall Bernadotte, Fürften von 
Ponte Corvo, (28. Aug. 1810) zum Kronprinzen, 
der ebenfalls von Karl 13 adoptirt ward. Zwar 
erklärte bald, nach feiner Ankunft in Schweden, die— 
fes Reich (17. Nov. 1810) den Krieg an England; 
allein die Politik Schwedens änderte fich, als Schwe— 
den, zum Erſatze für das an Rußland verlorne Finns 
land, Norwegen verlangte, und Napoleon dies, 
als Dänemarfs Bundesgenofje, verweigerte, wos 
gegen Napoleon Schweden veranlaßte, Finnland wies 
der zu erobern, — Schweden fand es unter dieſen 
DVerhältniffen gerathen, bei dem bevorftehenden Ries 
fenfampfe zwifchen Frankreich und Rußland, (24, 
März 1812) mit Rußland einen geheimen Vertrag 
abzufchließen, in welchem Rußland die Vereini— 
gung Norwegens mit Schweden entweder 
durch Waffengewalt, oder durch Unterhandlungen zu 
bewirken verfprah. Wenige Monate darauf, (12. 
Sul, 1812) ward auch der Friede zwifchen Schweden 
und Großbritannien abgefchloffen. Doch erfchien ver 
Kronprinz erft im Jahre 1813 mit einem fcehwedifchen 
Heere, das fich den Verbündeten anfchloß, auf teut— 
fhem Boden. 

Schon im Sabre 1812 Enüpfte Dänemark zu 
London über einen Frieden mit Großbritannien Unter: 
bandlungen an, die fich aber im Jahre 1813 zer: 
fhlugen, weil Großbritannien, außer andern drüden- 
den Forderungen, auf der freiwilligen Abtretung Nor⸗ 
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wegens an Schweden vom Könige Friedrich 6 beharrte, 
Darauf erneuerte Dänemark (10, Sul, 1813) das 
Buͤndniß mit Frankreich, in welchem beive Mächte 
einander ihre Beſitzungen gegenfeitig gewährleifteten, 
Nach diefem DVertrage erklärte Frankreich an Schwe— 
den, und Dänemark an Schweden, Rußland und 
Preußen den Krieg. 

Die Voͤlkerſchlacht bei Leipzig entſchied uͤber den 
Charakter des erneuerten Weltkampfes. Nach dieſer 
Schlacht folgte der Kronprinz von Schweden den 
Verbuͤndeten nicht nach Frankreich, ſondern brach mit 
einem aus Schweden, Hannoveranern, Britten, 
Ruſſen, Mecklenburgern und Hanſeaten zuſammen— 
geſetzten Heere gegen die daͤniſchen Herzogthuͤmet auf, 
und noͤthigte den König von Dänemark, im Fries 
den zu Kiel (14. San. 1814) auf Norwegen 
zu verzichten, wogegen Schweden an Dänemark 
Schwedifch - Pommern überließ, das in der Folge 
von Preußen, gegen Lauenburg, eingetaufcht ward. 

Während dieſer Zeit ftand der Prinz Chris 
ftian Friedrih von Holftein- Schleswig, 
der nächfte Erbe des dänifchen Thrones, an der 
Spiße des dänifchen Heeres in Norwegen. Die 
Normaͤnner waren der Vereinigung mit Schweden 
abgeneigt, und wollten, nach der Verzichtung Daͤne— 
marks auf Norwegen, ihre vormalige Celbftftändigs 
feit und Unabhängigkeit herſtellen. Mit Zuftimmung 
des nörmännifchen Volkes nahm daher der ‘Prinz zus 
erft (19, Febr. 1814) den Titel eines Prinz-Re— 
genten, und darauf (29. Mai) die Würde eines. 
Königs von Norwegen an, nachdem der nor— 
wegifche Reichstag (Storthing) zu Eidswold, deffen 
Präfident der Profeffor Svertrup von Chriftiania 
war, am 17, Mai 1814 eine Verfaffung für 
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dieſes Reich aufgeſtellt, und der Prinz Chriſtian 
Friedrich dieſelbe beſtaͤtigt hatte. (Dieſe Verfaſſung 
beſtand aus 110 Artikeln, und ſteht vollſtaͤndig im 
politiſchen Journale 1814, Sept. ©, 778. 
und Oct. ©. 880.) 


Allein die Normaͤnner vermochten nicht, ihre 
Selbſtſtaͤndigkeit gegen das vordringende ſchwediſche 
Heer zu behaupten, weil die geſammten verbuͤndeten 
Maͤchte die Vereinigung Norwegens mit Schweden 
beſchloſſen und beſtaͤtigt hatten, und weil ſelbſt in 
Norwegen eine Parthei, geleitet von dem Grafen 
Wedel-Jarlsberg, dem Intereſſe des Prinzen ent— 


gegen wirkte. So gelang es den Schweden, der- 


meiften wichtigften Pläße Norwegens fich zu bemäch- 
tigen. Gleichzeitig erklärte der Kronprinz von Schwe— 
den, er wolle die VBerfaffung vom 17. Mai 
mit denjenigen Modificationen annehmen, welche 
die Vereinigung Norwegens mit Schweden nöthig 
machten. Unter diefen Verhältniffen legte (16. Aug. 
1814) der Prinz die Eoniglihe Würde nieder, und 
Eehrte nach Dänemark zurüd. Doc hatte er noch) 
den norwegifchen Reichstag nach Chriftiania berufen, 
der am 7. Oct. zufammentrat, am 21. Det. die 
Vereinigung Norwegens mit Schweden, 
und am 4 Nov. die neue Verfaffung mit den 
Veränderungen, welche die Vereinigung Norwegens 
mit Schweden herbeigeführt hatte, als Örundges 
feß Norwegens ausfprah. Der Kronprinz von 
Schweden traf darauf (9. Nov.) in Chriftiania ein, 
und beftätigte die Verfaſſung. 


% 
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A 


121, 


b) Politifcher a Ai Verfaffung 
vom 4 Nov, 1814, 


Ueber die Staatsform und die Religion, 


Das Königreich Norwegen iſt ein freies, felbft- 
ftändiges, untheilbares und unabhängiges Neich, mit 
Schweden unter einem Könige vereinigt. Seine 
Regierung iſt lan, und erblich mo— 
narchiſch. 

Die evangeliſch-lutheriſche Religion 
bleibt die oͤffentliche Religion des Staates. Die Ein— 
wohner, die ſich zu derſelben bekennen, ſind ver— 
pflichtet, ihre Kinder in derſelben zu erziehen. Jeſui— 
ten und Moͤnchsorden werden nicht gedul— 
det. Die Juden find vom Zugange ins Reich aus: 
geſchloſſen. 


Ueber die ausübende Macht, den König 
| und deffen Familie. 


Die ausuͤbende Macht ift bei dem Könige. Der 
König foll fich zur evangelifch = lurherifchen Keligion 
bekennen, fie aufrecht erhalten und beſchuͤtzen. — Die 
Perſon des Königs ift heilig. ‚Die Verantworte 
lich£eit liegt feinem Rathe od. — Die Erbfolge ift 
lineal und agnatifch, nach der ſchwediſchen Succeſ⸗ 
fionsordnung vom 26. Sept. 1810. — Die Voll 
jährigfeit des Königs wird durch ein Gefeß feftgefeßt, 
welches nach Uebereinkunft zwifchen dem normwegifchen 
Storthing und den fehwedifchen Ständen gegeben wird, 

Jedes Jahr Halt ſich der König, wenn nicht 
wichtige Hinderniffe entgegen ftehen, einige Zeit in 
Norwegen auf. 
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Der König wähle felbft einen Staatsrath 
aus norwegifchen Bürgern, welche nicht jünger 
als 30 Jahre find. Diefer Rath foll wenigftens aus 
einem Staatsminifter und fieben andern Mitgliedern 
beftehen, Eben fo kann der König einen Vicekoͤ— 
nig oder Statthalter beftellen. Während feiner Abwe— 
fenheit überträgt er dem Vicefonige oder Statthalter, 
zugleich mit wenigftens fünf Mitgliedern des Staats— 
raths, die innere Verwaltung des Keiches. Diefe 
ſollen in des Königs Namen und an feiner Statt die 
Regierung führen. ie follen fowohl den, Beſtim— 
mungen diefes Grundgefeßes unverbrüchlich nachleben, 
als den befondern damit hbereinftimmenden Vorfchrifz 
ten, die der Konig ihnen als Inſtruction ertheilt, 
Ueber die entfchiedenen Sachen haben fie dem Könige 
Bericht zu erftatten., Die Gefchafte werden durch 
Stimmenmehrheit entfchieden, 

Vicekoͤnig kann nur der Kronprinz, ober 
deſſen Altefter Sohn feyn, aber nicht eher als nad) 
dem erreichten Alter der Volljährigkeit. zum Statt: 
halter wird entweder ein Normann oder ein Schwede 
ernannt, Der DVicekonig foll im Reiche wohnen, und 
darf. nicht länger als drei Monate im Jahre außerhalb 
deffelben fich aufhalten. Wenn der König gegenwärs 
tig ift, hört ‚die Function des Vicekoͤnigs anf, 

Bei dem Könige verbleiben fters, während feis 
nes Aufenthalts in Schweden, der norwegifche Staats= 
minifter und zwei Mitglieder des Staatsraths, welche 
letztere jährlih umwechfeln. Sie haben viefelben 
Pflichten und diefelbe conftitutionelle Verantwortlich- 
keit, als die in Norwegen fich befindende Negierung. 
In ihrem Beifeyn alfein follen die norwegifchen Anz 
gelegenheiten vom Könige entfchieden werden. Alle 
Anträge norwegifcher Bürger an den König follen 
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erft bei ver norwegiſchen Regierung eingeliefert, und 
mit deren Gutachten verſehen werden, ehe ſie abge⸗ 
macht werden. Ueberhaupt duͤrfen keine norwegiſchen 
Sachen erledige werden, ohne daß das Gutachten der 
norwegifchen Regierung eingehohle worden ift, wo— 
fern nicht wichtige Hinderniffe folches verbieten, Der 
norwegische Staatsminiſter träge Die Sachen vor, 

und bleibt für die Uebereinftimmung der Ausfertigung 
mit den gefaßten Befchlüffen verantwortlich, 

Der König Fann Anordnungen geben und aufs 
heben, die den Handel, den Zoll, die Nahrungs- 
zweige und die Polizei betreffen; doch dürfen fie nicht‘ 
der Verfafjung und den vom Storspinge gegebenen 
Gefegen widerftreiten. 

Der König läßt überall die Schaßungen und 
Abgaben eintreiben,. welche das Storthing auflegt. 
Die norwegiſche Slaatskaſſe verbleibt in Norwegen, 
und ihre Einkuͤnfte werden allein zu den Bedurfniſſen 
Norwegens verwendet. 

Der, König hat das Recht, im Staatsrathe 
Verbrecher zu begnadigen, nachdem das Urtheil 
Des. höchften Gerichts gefprochen, und deffen Beden— 
‚fen eingezogen worden ift. 

Der König erwählt-und beftellt, nachdem er 
ven Staatsrath vernommen hat, alle Kivil- geiſt⸗ 
liche und Militairbeamten. 

Der Statthalter des Reiches, der Staatsmi⸗ 
niſter und die uͤbrigen Mitglieder des Staatsrathes, 
ſo wie die Beamten, welche bei deſſen Comtoiren an— 
geſtellt ſind, Sefandte und Conſuln, bürgerliche und 
geiftliche, höhere obrigkeitliche Perfonen, Kegierungs- 
chefs und Chefs anderer Militaircorps, Commandan- 
‚ten in den Feſtungen, und Oberbefehlshaber auf den 
Kriegsfchiffen Eonnen ohne vergängigen, —— vom 

St, W. 2te Aufl, IV. 
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Koͤnige verabſchiedet werden, nachdem er hierüber 
das Gutachten des Staatsrathes gehört hat. Inwie— 
fern den folchergeftalt verabfchiedeten Beamten Per- 
fion zu bewilligen ift, entſcheidet das naͤchſte Stor— 
thing; inzwiſchen genießen fie 3 ihres gehabten Ge— 
halts. Andere Beamten konnen vom Könige fufpen= 
Dirt, und follen fodann fogleich vor die Richterftühle 
geftelle werden ; fie dürfen aber nicht anders, als nach 
Urtheil abgefeßt, auch nicht gegen ihren Willen ver⸗ 
ſetzt werden. 

Der König kann nach Gutbefinden, zur Be⸗ 
lohnung fuͤr ausgezeichnete Dienſte, die oͤffentlich be— 
kannt gemacht werden mülfen, . Orden ertheilen, 
aber feinen andern Kang und Titel, als 
den,den jedes Amt mit fi führt. — Keine 
perfönlichen oder erblihen Vorrechte duͤr— 
fen irgend jemand für die Zufunft ver- 
lieben werden. 

Der König bat den Dberbefehl über die Land⸗ 
und Seemacht. Sie Fann ohne des Storthings 
Einwilligung nicht vermehrt noch vermine 
dert werden. Gie darf nicht zum Dienfte fremder 
Mächte hberlaffen werden, und fein Kriegsvolf einer 
fremden Macht, mit Ausnahme von Hülfstruppen gegen. 
feindlichen Ueberfall,, darf ohne die Einwilligung des 
Storthings in das Reich gezogen werden. , In Fries 
denszeiten follen Feine andere als norwegifche Truppen 
in Norwegen, und Feine norwegifchen Truppen in 
Schweden ftationirt feyn. Doch kann der König in 
Schweden eine norwegifche Garde und norwegifche 
Freiwillige haben; auch kann er auf höchftens 6 Wo- 
chen im Jahre die nächften Truppen von der Kriegs- 
mache beider Reiche zu Waffenuͤbungen innerhalb der 
Grenzen eines der beiden Reiche zufanmenberufen. 
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Zum Angriffsfriege dürfen Norwegens Truppen 
und Ruderflottille nicht ohne Einwilligung des GStor: 
„things gebraucht werden. Die Landwehr und die übri- 
gen norwegifchen Truppen, die nicht zu den Linien— 
truppen gehören, dürfen nie außer Norwegens Gren= - 
zen gebraucht werben, U 
Der König hat das Recht, die Truppen zuſam⸗ 
men zu berufen, Krieg anzufangen und Frie- 
den abzufchliegen, Verbindungen ein 
zugeben und aufzuheben, Öefandte zu 
fhiden und anzunehmen Will der König 
Krieg ankuͤndigen; fo foll'er der Negierung in Nor— 
wegen feine Gedanken mittheilen, und ihr Bedenken 
darüber einhohlen, zugleich mit einem vollftändigen 
Berichte über den Zuftand des Reichs in Hinſicht ſei— 
ner Finanzen und feiner Vertheidigungsmittel. Nach— 
dem dies gefcheben ift, beruft der König den norwes 
giſchen Staatsminifter und die norwegifchen, 
fo wie die ſchwediſchen Staatsräthe zu einem 
" außerordentlichen Staatsrathe, in welchem ein Be: 
riche über den Zuftand Norwegens und Schwes 
dens vorzulegen ift. Ueber dieſe Öegenftände giebt 
jeder der Etaatsräthe fein Öutachten zu Protocol, 
unter der Derantwortlichkeit, die das Grundgeſetz 
- beftimmt. Dann hat der König das Kecht, feinen 
Befchluß zu faffen und auszuführen. | 
Im Staatsrathe wird über alle verhandelte Sa⸗ 
“chen ein Protocol geführt. Ein jeder, der Sitz im 
Staatsrathe hat, ift verpflichtet, feine Meinung mit 
Freimüthigkeit zu fagen, welche der König verbun- 
den ift zu hören. Indeß ift es diefem vorbehalten, 
feinen Befchluß nach eigenem Ermeffen zu faſſen. — 
Finder irgend ein Mitglied des Gtaatsrathes, daß 
des Königs Beſchluß den ae widerſtreitet, 
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oder augenſcheinlich fuͤr Norwegen ſchaͤdlich iſt; ſo iſt 
es ſeine Pflicht, kraͤftige Vorſtellungen dagegen zu 
machen, und ſeine Meinung im Protocolle beizufuͤgen. 
Derjenige, der nicht ſolchergeſtalt proteſtirt hat, 
wird angeſehen, als wenn er mit dem Koͤnige einig 
geweſen, iſt dafür verantwortlich,und kann 
vom Dvels hing vor dem —— zur Rechen— 
ſchaft gezogen werden. 

Alle vom Könige ſelbſt ausgefertigte Befehle 
(mit Ausnahme der militairifchen, Commandofachen) 
ſollen von dem norwegifchen Staatsminifter contra= 
ſignirt werden. 

Ale Vorftellungen über norwegifche Sachen, 
fo wie die Ansfertigungen deshalb, werden in nor- 
wegifcher Sprache abgefaft. 

Sobald der Thronerbe jein 1Stes Jahr vollendet 
"hat, ift er berechtigt, Sitz im Staatsrathe zu neh— 
men; doch ohne Stimme und Derantwortung. 

Der norwegiſche Staatsminifter und die beiden 
norwegiſchen Staatsräthe haben Sitz und berathfchla= 
gende Stimme in dem ſchwediſchen Staatsrathe, 
wenn- in demſelben Gegenftände verhandelt werden, 
welche beide Neiche betreffen, 


Ueber Bürgerrechte und die geſebgebende | 
Macht. 


Das Volk übe. die gefeßgebende Made 
durch das Storthing (Neichsverfammlung) aus, 
welches aus zwei Abtheilungen befteht: dem Lag— 
thing (gefeßgebenden Körper), und dem Odels— 
thing (den Örundeigenthiümern). 

Stimmberechtigt u nur norwegiſche Bürger, 
welche 25 Jahre alt, 5 Jahr im Lande wohnhaft ges 
weien, und entweder De find oder gewefen find, 
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Sandbefiß haben, oder länger als 5 Jahre matricus 
lirtes fand gebaut haben, oder Bürger in Handels» 
ſtaͤdten find, oder in einer Kauf- oder Landſtadt einen 
- Grundbefiß haben, deſſen Werth wenigftens 300 Tha⸗ 
ler beträgt. 

Die Wahl: und Diftrictsverfammlungen wer 
den jedes dritte Jahr gehalten. Die Wahloerfamm: 
lungen werden auf dem Sande von dem Prediger und 
feinen Gehülfen, in den Städten von den Magiftras 
ten und Vorſtehern geleitet. — In den Städten 
wird fir jede 50 ftimmberechtigte Einwohner ein 
Wahlmann ernannt. Diefe Wahlmänner ernennen 
Darauf entweder aus ihrer eigenen Mitte, ober umter 
den übrigen Stimmberechtigten in ihrem Wahldi— 
ftricte, ein Viertheil ihrer eigenen Anzahl, um auf 
dem Storthing zu erfiheinen, fo daß 3 bis 6 einen 
wählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 14 drei, 15 bis 18 
vier, welches die höchfte Anzahl ift, die ein Ort ſen— 
den kann. — An jedem Kirchfpiele auf dem Lande 
ernennen die ftimmberechtigten Einwohner die Wahlsz 
männer dergeftalt, daß bis 100 einen wählen, 100 
bis 200 zwei, 200 bis 300 drei, u, ſ. w. Dieſe 
Wahlmaͤnner erwählen darauf ein Zehntheil . ihrer 
eigenen Zahl, um auf dem Storthing zu erfiheinen, 
fo daß 5 bis 14 einen wählen, 15-bis 24 zwei, 25 

bis 34 drei, 35 und drüber vier, welches die- größte 
Anzahl iſt. 

‚ Keiner kann zum Repraͤſentanten gewählt 
werden, der nicht 30 Jahre alt ift, und fih 10 Sabre 
im Reiche aufgehalten hat. — Die Mitglieder des 
Staatsrathes, Hofbediente und Penfioniften des Ho— 
fes fonnen nicht zu Repräfentanten erwaͤhlt werden. 

Die Kepräfentanten find auf ihrer Reiſe zum 
und vom Storthing, fo wie während ihres Aufent— 


\ 
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halts bei demſelben, von aller perfönlicheri Haft befreit, 
wenn fie nicht in öffentlichen Verbrechen ergriffen wer— 
den; auch Fonnen fie nicht, außer von der Verſamm—⸗ 
fung des Storthings, zur Verantwortung wegen ihrer 
daſelbſt geaͤußerten Meinungen gezogen werden. 

- Das Storthing wird in der Kegel jedes dritte 
Jahr in der Hauptftadt des Neiches eröffnet. Der 
König kann es außerordentlich berufen. - 

Kein Storthing Eann gehalten werden, wenn 
nicht 3 3 feiner Mitglieder gegenwärtig find. 

An des Königs Gegenwart darf Feine Berath⸗ 
ſchlagung ſtatt finden. 

Das Storthing erwählt unter feinen 
Mitgliedern ein Biertpeil, welches das 
Lagthing ausmacht; die übrigen drei Vier: 
theile bilden dag Odelsthing. 

Jedes Thing hält feine Berfammluns 


gen abgefondert, und ernennt feinen eigenen 


Präfidenten und Gecretair. 

Es fommt dem Storthing zu: Gefege zu ges 
ben und aufzuheben; Schaßungen, Abgas 
ben, Zoll und andere öffentliche Laſten 
auf anlegen; Anleihen auf den Credit des Reiches 
zu eröffnen; Aufficht über das Geldweſen des Reiches 
zu führen; die zu den Staatsausgaben nöthigen Geld⸗ 
ſummen zu bewilligen; zu beſtimmen, wie viel dem 
Koͤnige und dem Vicekoͤnige jaͤhrlich für ihren Hofe 
ftaat ausbezahlt werden foll, und die Apanage der 
föniglichen Familie feftzufegen, welche aber nicht in 
feftem Eigenthume beftehen darf; fich das in Norwe— 
gen criftirende Kegierungsprotocoll und alle öffentliche 
Berichte und Papiere (mit Ausnahme militairifcher 


‚Commandofachen) vorlegen zu laffen; fich die Buͤnd— 


niffe und Verträge mittheilen zu laffen, 
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die der König für den Staat mit fremden Mächten 
eingegangen ift, mit Ausnahme der geheimen Ar— 
tifel, die jedoch den, öffentlichen nicht widerftreiten 
dürfen; jeden aufzufordern, vor dem Storthing zu 
erſcheinen, mit Ausnahme des Koͤnigs und der koͤnig— 
lichen Familie ; die inzwifchen beftandenen Gehalts» 
und-Penfionsliften zu revidiren, und darin die Ver: 
Änderungen zu machen, die für noͤthig befunden wers 
den; fünf-Neviforen zu ernennen, die jährlich die 
Kechnungen des Staates durchfehen, und Auszüge 
aus denfelben durch den Druck bekannt machen follen; 
und Fremde zu naturalifiren. 

Jedes Geſetz foll auf dem Odelsthing 
entweder von deſſen eigenen Mitgliedern, 
odervonder Regierung durch einen Staats- 
rath zuerft vorgefchlagen werden, ft der 
Vorſchlag dafelbft angenommen; fo wird er-an das 
Sagthing gefandt, welches ihn entweder genehmigt 
oder verwirft, und im legtern Falle ihn mit beigefuͤg— 
ten Bemerkungen zuruͤckſchickt. Dieſe werden vom 
Dvelsthing in Erwägung gezogen, welches entweder 
den Gefeßesentwurf hinlegt, oder ihn wieder mit oder 
ohne Veränderung an das Lagthing fender. ft ein 
Vorſchlag vom Odelsthing dem Lagthing zweimal 
‘vorgelegt, und von diefem zum zweitenmale mit einer 
Zurüdweifung zuruͤckgeſandt; ſo fritt Das ganze 
-Storthing zufammen, und dann wird mit $ 
feiner Stimmen über den Vorſchlag entfchieden. 

Hat ein vom Dpelsthing vorgefchlagener Ente 
wurf die Zuftimmung des Lagthings oder des verſam— 
melten Storthings erhalten; fo wird er Durch eine 
Deputation von beiven Abrheilungen des Storthings 
an den König gefandt, wenn er gegenwärtig ift; — 
oder, im entgegengefegten alle, an den Vicefonig, 
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oder an die norwegifche Regierung, mit dem Anfrage 
auf Ertheilung der Eöniglichen Sanction. 

Bewilligt der König den Beſchluß; fo unter: 
fehreibt er ihn‘, wodurch er Geſetz wird, Genehmigt 
er ihn nicht; fo fendet er ihn an das Odelsthing mit 
der Erklärung zurück, daß er e8 nicht Dienlich finde, 
den Befchluß zu fanctioniren, 

An diefem Falle darf der Beſchluß nicht mehr 
von.dem-Störthing Dem Könige vorgelegt werden, 
Der König kann auf diefelbe "Weife fich benehmen ; 
wenn das nächfte orbentliche Storthing denſel— 
ben Befchluß aufs neue vorfchläge. Wird er aber, 
nachdem er abermals erwogen worden, von dem drit— 
ten ordentlichen Storthing wieder auf beiden hin: 
gen unverändert angenemmen, und dann dem Kos 
nige mit dem Begehren vorgelegt, daß er feine Sans 
ction einem Befchluffe nicht verweigern möchte, wel: 
chen das Storthing, nach reiflichfter, Leberlegung, 
als nüßlich anfehe; fo wird er Öefes, wenn aud 
des Königs Sanction nicht erfolgt, che Das Stor⸗ 
thing fich trennt. 

Das Storthing bleibt fo — verfanmelt, als 
es für norhig finder; Doch nicht über 3 Monate ohne 
des Konigs Erlaubuiß. Beim Schluſſe deſſelben er: 
theilt der Koͤnig ſeine Reſolution auf die noch nicht 
abgemachten Beſchluͤſſe, indem er fie entweder beſtaͤ— 
tige oder verwirft, Alle die, welche er nicht ausprüde 
lih annimmt, werden angefeben, als ob fie von ihm 
verw orfen. wären, 

Die Sanction des Königs ift nicht erforderlich 
zu den Befchlüffen des Storthings, wodurch es fih 
1) als Storthing nach der Verfaffung verfammelt 
erklärt; 2) feine innere Polizei beftimmt; 3) vie 
Vollmachten der anwefenden Mitglieder annimmt oder 
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verwirft; 4) Erfenneniffe über Wahlſtreitigkeiten be= 
ftätigt oder verwirft; 5) Fremde naturalifirt, und 
6) wodurch Das Spelsthing den Staatsrath oder Ans 
dere unfer Verantwortung feßt. 

Das Storthing wird bei offenen Thüren 
gehalten; feine Verhandlungen werden durch den 
Drud befannt gemacht, außer in den Fällen, wo 
das Gegentheil durch Stimmenmehrheit beſchloffen 
wird. 

Wer einem Befehle gehorcht, deſſen Abſicht da⸗ 
hin geht, die Freiheit und Sicherheit des Storthings 
zu ſtoͤren, macht ſich der Verraͤtherei gegen das 
Vaterland ſchuldig. 


Ueber die richterliche Gewalt. 

Die Mitglieder des Lagthings machen, zugleich 
mit dem hoͤchſten Gerichte, das Reichsgericht 
aus, welches vom Odelochine ge eingeleitet. wird, ent= 
weder gegen Die Mitglieder des Staatsrathes oder 

des höchften Gerichts wegen Amtsverbrechen , oder 
gegen die Mitglieder des. Storthings wegen der Ver— 
brechen, die fie als folche begehen möchten. Sm Reiches 
gerichte hat ver Praͤſident des Lagthings den Vorſitz. 

Der Beklagte kann, ohne eine Urſache anzuges 
‚ben , von den Mitgliedern der Reichsgerichts bis zu 
einem Drittheile perhorrefeiren, doch fo, Daß das 
Gericht nicht weniger als 15 Perfonen ausmacht. 

Das höchſte Gericht urtheilt in letzter In— 
ftanz. Don feinen Urtheilen findet feine Berufung 
ftatt; auch koͤnnen fie Eeiner Kevifion unterzogen 
werden. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Zu Staatsämtern dürfen allein norwegifche Buͤr⸗ 
ger ernannt werden, welche ſich zur evangelifch = lurbe: 


' 


' 602 Poſitives Stats 


iiſchen Religion befennen ‚ ber Verfaſſung und dem 
Könige Treue geſchworen haben, und die Landesſprache 
reden. Doch koͤnnen Fremde zu Lehrern bei der Uni— 
verſitaͤt und den gelehrten Schulen, zu Aerzten und 
Conſuln an fremden Orten beſtellt werden. Keiner 
kann zu einem Oberbeamten ernannt werden, ehe er 
30 Jahre alt iſt, noch zu einer Magiſtratsperſon, 
zum Unterrichter und Voigt, bevor er 25 Jahre 
alt iſt. 

Norwegen haftet für Feine andere. S Hu (d, als 
feine eigene Nationalfchuld. 

Auf dem zweiten allgemeinen Storthing foll ein 
neues allgemeines Civil- und Criminal 
geſetzbuch gegeben werben. 

Keiner Darf gerichtet werden, als nach dem Ge⸗ 
feße, und: nicht anders, als nach ae beftraft, 
. werben, 

Keinem Gefeße darf ruͤckwirkende Keaft gegeben 
werden. 

Mit den Sporteln , die an die Bedienten bes 
Gerichts erlegt werden, dürfen Eeine Abgaben an die 
Stadts£affe verbunden feyn. | 

"Keiner kann eingezogen und —5* gehalten 
werden, außer in den vom Geſetze beſtimmten Fällen, 
und auf die durch Die Geſetze vorgefchriebene Weife. 

- Die Drudfreiheit foll ftart finden. Keiner 
kann wegen irgend einer Schrift, die er hat druden 
oder herausgeben laffen, von welchem Inhalte ſie auch 
fenn mag ‚ geftraft werden, wofern er nicht felbft vor: 
ſaͤtzlich und offenbar Ungehorfam gegen die Gefege, 
Geringſchaͤtzung der Keligion, Sittlichfeit, oder der 
conftirutionellen Gewalten, oder Widerfehlichkeit ge⸗ 
gen deren Befehle an den Tag gelegt, oder andere 
Dazu gereizt, oder falſche und ehrenkraͤnkende Beſchul⸗ 
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digungen gegen jemand vorgebracht hat. Freimuͤthige 
Aeußerungen uͤber die Verwaltung des Staates oder 
irgend einen andern Gegenſtand find einem jeden er= 
laubt. 

Neue und beſtaͤndige Beſchraͤnkungen der Nah⸗ 
rungsfreiheit duͤrfen fuͤr Keinen erlaſſen werden. 

Hausinquiſitionen duͤrfen nur in Criminalfaͤllen 
ſtatt finden. — Eigenthum und Grundbeſitz kann in 
keinem Falle verwirkt werden. — Das Eigenthum 
milder Stiftungen kann nur zu deren Rutzen verwen⸗ 
det werden. 

In Zukunft ſollen keine Grafſchaften, 
Baronieen, Stammhaäuſer und Fideicom— 
miſſe errichtet werden. 

Jeder Buͤrger des Staates iſt im Allgemeinen 
gleich verpflichtet, eine Zeitlang fein Vaterland zu 
vertheidigen, ohne Kücficht auf Geburt und Ver: 
> mögen, Die Anwendung diefes Grundfages, und - 
die Einfchränfungen, denen fie unterzogen werden 
muß, fo wie die Beftimmung, inwiefern er für das 
Reich vdienlih ift, dag die Vertheidigungs— 
und Wehrpflicht mit dem 25ſten Jahre 
aufhoͤre, wird der Entſcheidung des erſten ordent⸗ 
lichen Storthings überlaffen. 

Norwegen behält feine eigene Bank, fein eignes 
Münzwefen, und-feine eigene Rauffahrteiflagge. Die 
Kriegsflagge ift eine Unionsflagge. 

” Zeigt die Erfahrung, daß irgend ein A dies 
fes Grundgefeßes verändert werden muß; fo foll ver 
Vorſchlag dazu auf einem ordentlichen Storthing 
vorgelegt und durch den Drud befannt gemacht 
werden. Allein es kommt erft dem nächften ordent— 
lichen Storthing zu, zu beftimmen, ob die vorges 

ſchlagene ei ftatt finden fol ‚ ober nicht. 
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Doc darf diefe Veränderung nie den Prineipien 
Diefes Örundgefeges widerftreiten, fondern 
allein Mopiftcationen im einzelnen Beftimmungen bes 
treffen, die den Öeift diefer Berfaffung nicht 
verändern; auch müffen 3 des Storthings über die 
Veränderung einig fern. 
(Auf dem Storthing des Jahres 1824 verlangte 
der König (4. Hig,) eine Veränderung der Ver: 
faffung in den beiden wefentlichen Puncten: daß 
den Könige ein abfolutes Veto zugeftanden, 
und in Norwegen der Adel eingeführt würde, 
Allein der Storthing beharrte bei der Weigerung, 
die Berfaffung zu verändern, und gab darüber eine 
im Einzelnen durchgeführte Erklärung. — Vergl. 
Heine, Steffens, der Norwegifche Storthing 
im Jahre 1824. Gefihichtliche Darftellung und 
Aetenftüde. Berl. 18525. 8. — Auf dem Stor: 
hing vom Jahre 1827 erneuerte der König denfelz - 
ben Antrag, theils in feiner Eröffnungsrede Des 
Storthings am 12. Febr. ; theils in der Föniglichen 
Botfchaft vom 26. Febr. ; Doch erklärte er felbft, 
daß die Entſcheidung noch ausgefest bleiben follte. 
— Diefe Actenftüde — und die vom Storthing 
1524 — ftehen in den neueften Staatsacten, 
[Stuttg, u. Zub, 1877, 8.] 25.7. ©, 356.) 


— 





— 
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37) Kaiſerthum Rußlandeh. 


Das ruſſiſche Reich iſt ſelbſt nach ſeinen Grund— 
geſetzen, vorzuͤglich dem Wahldiplom des Czars 


*) Die Darſtellung in dieſem $. iſt, den Haupt puneten 
nach, entlehnt aus dem Werke eines Rufen: B. v. 
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Michael Romanow, eine unumfchränfte Mo— 
narchie, deren Beherrfcher durch Feine Kapitulation, 
feinen Vertrag und Feine Verpflichtung mit und gegen 
feine Stände eingefchränft worden if. In Altern 
Zeiten foheinen zwar KReichstage gehalten. 
worden zu feyn, die aber nad) dem Jahre 1613 
unnöthig geworden waren... Von Alters her ift dem 
‚nach dem ruffifchen Kaifer die Ausübung aller. Rechte 
der höchften Gewalt, ohne Einfhränfung und 
mit vollig unbegrenzter Autoftatie, ſo— 
wohl in weltlichen als geiftlichen Dingen, allein über 
fragen. Er ift das Oberhaupt der Kicche und bie 
Duelle der Geſetze; feine Perfon ift heilig und unver⸗ 
leslich, und Fein Ruffe zweifelte ehedem an den Wor⸗ 
ten: „Recht ift, was der Souverain befiehle, — 
nicht, was das Geſetz beſtimmt.“ Merkwuͤrdig war 
der Verfuch, welchen im Sabre 1730 einige Große 
machten, die Ariftofratie der Monarchie an die Seite 
zu ftellen, und die gewählte Kaiferin Anna zu einer die 
Autofratie einſchraͤnkenden Capitulation zu noͤthigen; 
ſie hatte damals blos eine ephemeriſche Dauer. Was 
dort nur- Privatfireben Weniger war, die Willkuͤhr 
des Monarchen zu mildern, feine Gewalt nieht über 
das Geſetz fich erheben zu laſſen ,ſondern durchs Ge— 
ſetz zu gründen, bat Alexander 1 zum eigenen 
and öffentlichen Streben emporgehoben: das Ö es 
ſetz, verbieß er und hielt es, foll die hoͤchſte 





Wichmann, Darftellung der ruſſiſchen Monarchie nach 
ihren wichtigſten ſtatiſtiſch-politiſchen Beziehungen. 2 Abs 
theilungen. Leipz. 1813. 4. (aus der 2ten Abth. 
S. 247.) — Auf dem Titelblatte der erſten Abthei⸗ 
lung iſt ausdruͤcklich bemerkt: „Zum Drude er— 
laubt St. Petersburg d. 5. Dec, 1811. Hofrath und 
Cenſor Sohn.“ 


* 
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Gewalt regieren, und dieſer mein freier, vernuͤnftiger 
Wille in dem begonnenen Geſetzbuche rechtskraͤftig 
gemacht werben. 

Mehrere vormals fehmebifche und polnifche Pro— 
vinzen, fo wie einige durch Kapitulation unterworfene 
Voͤlkerſchaften haben ihre Freiheiten, Geſetze und 
Vorrechre unter geringen Mobdiftcationen beibehalten; 
dem auf dem Wiener Congreffe an. Rußland gekom— 
menen Koͤnigreiche Polen gab- Alerander felbft im 
J. 1815 eine befondere Verfaffung. — 

Man hat lange darüber geftritten, ob Ruß— 
land Reihsgrundgefeße habe, oder nicht. 
Doch konnen folgende Gefege und Konftitutionen, in= 
foweit fie die Keichsverfaffung Rußlands zum Gegen: 
ftande hatten und noch haben, als Reichsgrund— 
gefese betrachtet werden *): 

a) das Geſetz Iwans 1 über die Untheilbar: 
feit des Reiches vom Sabre 1475. Beweifen läßt 
fich zwar nicht, daß unter Swan 1 diefes Gefeß wirf- 
lich. gegeben worden fey; allein muthmaßen läßt 
ſich deſſen Daſeyn, weil ſeit diefem Regenten Feine 
weitere Theilung des Reiches ausgefuͤhrt worden iſt. 

b) Die Urkunde uͤber die Wahl Mi— 
chael Romanow's zum Czar des ruſſiſchen 


*) Der Recenſent der erſten Auflage dieſes Bandes in den 
Heidelberg: Jahrb. 1825. N.58. S. 920 ff. ift 
gegen die von mir aufgeftellte Lehre, daß Rußland 
Neichsgrundgefege habe. Er fagt: „In einem Staate, 
deffen Regent durch feine Verfaffung befchränft- ift, und 
deffen Wille Geſetz ift, kann wohl von Reichsgrundge⸗ 
feßen nicht die Rede feyn, wie ſich fchon daraus ers 
‚giebt, dag Peter ein angeblihes Reichsgrundgeſetz 
u a 1613, und Paul 1 Peters 1 Thronsrdnung 
aufhob.“ 
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Reiches im Jahre 1613 *), worin die verfam- 
melten und unterzeichneten rufjifchen Stände ihm. die 
uneingefchränfte Gewalt für ſich und feine NR 
men ertheilten. 

c) (Die Succeffionsordnung Peters 1 
vom 7% Febr. 1722. Sie hob. die legte Beftimmung 
der genannten Urkunde über die Erbfolge in der Dy— 
naftie Romanow auf, und ftellte es dem ruffifchen 
Kegenten frei, beliebig und ohne Ruͤckſicht 
auf die Primogenitur, feinen Thronnachfolger 
zu ernennen. Die Kaiferin, Anna beftätigte im J. 
1731 diefes Thronfolgegefeß, das aber Paul 1 auf 
hob. Seit diefer Zeit ift es blos ein ‚gefchichtlich 


= wichtiges Actenſtuͤck.) 


d) Die teffamentarifhe an 
der Kaiferin Katharina 1 vom 7 Mai 1777, 
nach welcher jede ſchon ſouverain —— Perfon 
‚vom Throne Rußlands ausgefchloffen, und feftgefeßt 
ward, daß Rußlands DBeherrfcher zur griechifchen 
Religion ſich befennen muͤſſe. 
Die Ernennungsacte des Herzogs 
Karl Derer Ulrich von Holftein= Gottorp zum Oroß- 
fürften und Thronfolger von Rußland vom — oe 
1742. Weil mit Peter der männliche Stamm des 
Haufes Romanow erlofchen war; - fo übertrug die 
Kaiferin Elifaberh durch dieſe Acte die Zhronfolge auf 





“den Mannsftamm der weiblichen Linie, in welchem fie 


ſeitdem forterbt. 

f) Pauls1 Gefes wegen der Throns 
folge, entworfen im J. 1788, publicirt am 5. Apr, 
1797. Diefes Geſetz bob Peters 1 Thronords 


*) Unter diefem Titel befonders ER von B. v. 
Wichmann. Leipz. 1819. 
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nung auf, wie dies ſchon Dur ein Manifeft ver 
Kaiferin Katharina 2 vom % Jul: 1762. gefchehen 


war, in welchem die Kaiſerin ausdruͤcklich erklaͤrte, 


daß kein Regent Rußlands ‚einen Fremden zu ſei— 
nem Nachfolger ernennen koͤnne. Zuͤgleich beſtaͤtigte 
Pauls 1 Geſetz das Recht der Erſtgeburt, und zwar 
daß, nach völliger Erlöfchung des männlichen Stam— 
mes, die Erbfolge übergeht auf die weibliche Nach— 
fommenfchaft vom Stamme des, älteften Sohnes, 
and nach deſſen Erloͤſchen auf. Die weiblichen Stämme 
der übrigen Söhne ꝛc. Die Volljährigkeit ward: darin 
auf das fechszehnte Jahr gefest. 
| Das Manifeft Aleranders 1 vom 
20. März 1820, nach welchem nur die Kinder aus 
einer von dem Raifer anerkannten ftandesmäßigen 
Ehe für thronfähig erklärt werden, fo daß eine Prins 


zejfin, die nicht in Purpur gebohren ift, dent Keiche 


keinen Beherrſcher geben Fann, 


 M.Morgenstern, jus publicum Russorum. 
Halae, 1737. 8. 

Aug. Ludw. Schloͤzer, hiſtoriſche — über 
Rußlands Neihsgrundgefege. Gotha, 1788. 

A. W. Hupel, Verſuch, die — — des 
ruſſiſchen ꝛeicht darzuftellen. .2:Theile. Riga, 1791 
und 03. 

Freih. S v. Camvenhbaufen, Elemente des tuffis 
fchen Staatsrechts, oder Grundzuͤge der Grundverfaffung 
des ruff. Kaiſerthums. Gött. 1792. Fol, 

(Ueber die fTaatsbärgerlihe Einrichtung in 
Rußland — über Adel, Clerus, Bürger, freie 
Landleute, Kolonifien, Freigelaffene und 
Leibeigene, vergl. Haſſels vollftändige und 
neuefte Erdbefchreibung des ruffifhen Neiches in Eus 
ropa nebft Polen, Weimar, 1821, 8. [it aud der 
eilfte Band — oder der ten Abtheil. 2ter Band — 


des vollftändigen Handbuches der neueften Erdbe— 


fchreißung.] ) 





! 
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123. 
38) Königreich Polen. 


a) Geſchichtliche Einleitung . 


Wenn gleich in Polen Reichstage in Augemeſ 
ſenheit zur alten Verfaſſung der Republik beſtanden, 
und die koͤnigliche Gewalt durch die ſogenannten pacta 
conventa, die Wahlcapitulation der polniſchen Koͤ— 
nige, bedeutend beſchraͤnkt ward; ſo lag doch theils 
eben darin, daß Polen ſeit dem Ertöfihen des jagel- 
loniſchen Kegentenhaufes (1572) ein Wahlreich 
ward und blieb, theils in den ausgearteten und ver 
alteten Formen feines Neichstages, mit Beibehaltung 
des fogenannten liberum Veto, theils in dem Still: 
ftande der wefentlichfien Bedingungen des innern 
- Staatslebens und in der Fortdauer der druͤckendſten 
Seibeigenfchaft, der. Grund des Veraltens und der 
endlichen Auflofung des Staates ſelbſt. Die erfte 
Theilung Polens im Jahre 1772, mit den dieſer 
Thatſache vorausgehenden und nachfolgenden Ereig— 
niſſen, war der vollguͤltigſte Beweis dafuͤr. Selbſt 
ein Theil der gebildeten und fuͤr die Sache des Vater— 
landes begeiſterten Polen fuͤhlte das Beduͤrfniß einer 
Verjuͤngung des innern Staatslebens, um nicht hinter 
dem ſichern Fortſchreiten der uͤbrigen geſitteten Staa— 
ten Europa's in Hinſicht auf Landbau, Gewerbsfleiß, 
Handel, Wiffenfchaft, Kunft und Erziehung zurück 
zu bleiben. Beſonders blieb der Anfang der franzoͤ— 
ſiſchen ne Bine ed Ruͤckwirkung auf Polen; 


*) Vergl. meine Einleitung in bie — Verfaſſung vom 
27. Nov. 1815, in der Fortſetzung von Luͤders diplo— 
mat. Archiv, Ih. ©: 243. 

St. W. ate Aufl, IV. 39 
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ſo wie, gleichzeitig mit dieſem Ereigniſſe, die dama⸗ 
lige Stellung der europaͤiſchen Hauptmaͤchte, bei dem 
im Jahre 1787 ausgebrochenen Kriege Rußlands 
und Oeſtreichs gegen die Pforte, den innern Verhaͤlt— 
niffen Polens günftig war. . Denn Preußen beobach= 
tete damals nicht ohne Fiferfucht die innige Verbin— 
dung der beiden Kaiferhöfe, und fchloß am 29. März 
1790 einen Vertrag mit Polen, in welchem beide 
Mächte ihre Befisungen fich garantirten, zur Stel⸗ 
fung eines Hülfsheeres, im Falle ‚eines Angriffes, 
gegenfeitig fich verpflichteten, und Preußen die Ver: 
bindlichkeit übernahm, bei der Einmifchung einer 
fremden Macht in die innern Angelegenheiten Polens 
zuerft durch Unterhandlungen, und, wäre diefes vers 
geblich, durch Stellung eines Heeres eine folhe Ein— 
mifchung zu hintertreiben. 

‚ Diefer Vertrag zwifchen Polen und. Preußen 
ward unterzeichnet, nachdem bereits der am 6. Dctos 
ber 1788 zufammengerretene polnifche Reichstag das 
liberum Veto aufgehoben, das polnifche Heer bis 
auf 100,000 Mann vermehrt, und über die Grund« 
lage einer neuen Verfaſſung ſich vereinigt hatte, die 
am 3. Mai 1791 — nachdem vorher am 14. Apr. 
1791 den polniſchen Staͤdten vom Reichstage ein 
Freiheitsbrief *)  ercheilt worden war — mit 
großer Stimmenmehrheit vom Keichstage angenom: 
men und vom Könige unterzeichnet, beſchworen und 
öffentlich bekannt gemacht ward. 


124, 
b) VBerfaffung vom 3. Mai 1791. 
Diefe Verfaffung erklärte den römifch = Fatholis 


”) Er fteht in.den Europ. Eonftitt. Th. 2. ©.6. 
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fchen Glauben für die herrſchende Nationalreligion, 
ficherte aber die Freiheit aller religiofen Bekenntniffe 
und Gebräuche. Sie beftätigte die Gerechtfame, 
Freiheiten und Prärogative des Adels, zugleich aber 
auch den Freiheitsbrief der Städte vom 14, Apr, 
Sie milverte das Loos der Bauern und der Dorfges 
meinden durch das Recht, Verträge mit den Grund⸗ 
"herren einzugehen, und ftellte das ganze Landvolk uns 
ter den Schuß des Geſetzes und der Landesregierung, 
Sie erklärte in Beziehung auf die Theilung der Gewal- 
ten: „Jede Gewalt in der menfchlichen ©efellfchaft 
entfpringt aus dem Willen der Nation. Um nun die 
bürgerliche Freiheit, die Ordnung in der Gefellfchaft 
und die Unverleglichfeit der Republik auf immer ficher 
zu ſtellen, foll die Regierungsform, der polnifchen 
Nation aus drei Gewalten beftehen: aus der gefeß: 
‚gebenden Öewalt bei den verfammelten Ständen; 
aus der höchften vollziehenden Gewalt bei dem 
Könige und dem Staatsrathe; und aus der 
richtertichen Gewalt bei den niedergefeßten Ge— 
richtsſtellen.“ Der Reichstag, oder die verſam— 
melten Stände, wurden in zwei Stuben ge: 
theilt: in die Landbotenftube, und Senatoren» 
ftube unter dem Vorfige des Könige. „Die Land—⸗ 
botenftube foll, als Repräfentant und In— 
begriff der Souverainetät der Nation, 
das Heiligehum der Gefeßgebung ſeyn.“ Daher 
follen in ihr „alle Projecte decidirt““ werden in Ruͤck⸗ 
ſicht der allgemeinen Civil- und Criminalgeſetze, und 
in Ruͤckſicht der Keichstagsbefchlüffe, d. b. der Bes 
fchlüffe über Steuern, über den. Münzfuß, über 
Staatsanleihen, über die Eintheilung der Ausgaben, 
über Krieg und Frieden, über die Katification der 
Allianz⸗ und Handelstractate, un = alle aufs 


— 
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Bilferrecht ſich beziehende diplomatifche Acten und 
Verabredungen. — Die Senatorenſtube, welche, 
unter dem Vorſitze des Koͤnigs, aus dem Biſchoͤffen, 
Woywoden, Caſtellanen und Miniſtern gebildet 
ward, ſollte jedes durch die Landbotenſtube gegangene 
Geſetz entweder annehmen, oder durch die geſetzlich 
vorgefchriebene Stimmenmehrheit der fernern Delibe: 
ration der Nation vorbehalten, — fo wie über jeden 
| Keichstagsbefchluß über die oben angeführten Mate: 
rien, der ihr von der Sandbotenftube zugefchickt wird, 
zugleich mit der Sandbotenftube nad der 
Stimmenmehrheit decidiren. 

„Alles und allenthalben foll nach der Stimmen: 
mehrheit entfchieden werden, Daher heben wir das 
liberum Veto, alle Arten von Gonfoderationen und 
die Confoderationg = Neichstage, als dem Geifte ge: 
genwärtiger Conftitution zuwider, die Regierung zer: 
truͤmmernd und die Öefellfchaft vernichtend, auf im— 
mer auf. Indem wir auf der einen Seite gewalt: 
thätigen und oͤftern Abänderungen der Nationalcons 
ftitution vorzubeugen fuchen,, erkennen Wir auf der 
andern die Nothwendigfeit ihrer Vervollfommnung, 
wenn man ihre Wirkung auf das allgemeine Wohl 
erfahren haben wird. Wir beftinmen demnach alle 
25 Jahre zur Reviſion und Verbeſſerung 
der Verfaſſung.“ 

Die vollz ziehende Gewalt kam dem Koͤnige 
in ſeinem Staatsrathe zu, ber ef dem Primas 
des Reiches, aus 5 Miniftern und 2 Gecretairen 
beftchen folkte, Die vollziehende Gewalt follte über 
die Öefege und deren Erhaltung wachen. „Sie ſoll 
aber weder Geſetze geben noch erklären, Feine Abga= 
ben und Steuern auflegen, Feine Staatsanleihen ma— 
chen, die vom Keichstage gemachte Eintheilung der 
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Schatzeinkuͤnfte nicht abändern; Feine Kriege: er 
klaͤren, keinen Frieden, feinen Tractat und Feine Diplor 
matifchen Acten definitiv abfchliegen Fonnen. Es 
ſoll ihr blos freiftehen, einftweilige Unterhand⸗ 
fungen ‚mit den auswärtigen Höfen zu. pflegen, ins 
gleichen einftweiligen Beduͤrfniſſen zur Sicherheit 
und Ruhe des Landes abzuhelfen;- fie ift aber: ‚ner 
pflichtet, dem nächften Reichstage davon Bericht zu 
erſtatten.“ 

Zugleich ward der Thron fr einen — 
wahlthron erklärt, und die Thronerbfolge 
dem Ihurfürften von Sachfen und. deſſen männlichen 
Nachkommen, in deren Ermangelung aber der Todhr 
ter. des Ehurfürften zugeſprochen, mit der Bedingung, 
daß ‚deren Gemahl mit Jenehmiaung der — 
ten Scaode gewaͤhlt wuͤrde. 


— ‚4125. Ä 
A 9: Berfaffung vom 272. Jul. 1807. 


Segen diefe Verfall jung bildete fich , unter cuffie 
ſchem Schutze, ein Bund mißverguügter Polen zu 
Targowicz, und ſchon am 29, Sept. 1792 ward — 
felbft, unter Beiftimmung: des von Rußland geleireten 
KoͤnigsU — auf. dem Reichstage zu Grodno die neue 
Verfaſſung au fgehoben und die Herſtellung der 
aht en /ausgeſprochen. Bald darauf erfolgte (März 
1793)die zweite, und im Sabre 1795 die dritte 
Theilung Polens, nach) welcher. Der. polnifche Name 
aus der Reihe der. europaͤiſchen Staaten und Möchte 
verſchwand. 

Allein eilf— Jahre ſpaͤter, nachdem Ranakaors ir 
Oetober 1806 die Preußen in Thuͤringen beſiegt und 
den, Krieg in. Die Länder zwifchen Der Over und Weich— 


% 
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ſel verfeße hatte, riefen, auf Napoleons Veranlaß⸗ 
ſung, Dombrowsfi und Wybickithre Lands⸗ 
leute, die Polen, zur Wiederherſtellung ihrer. Nas 
tionalunabhaͤngigkeit auf. Ein polniſches Heer: ver⸗ 
band ſich mit ven Maffen- der Franzoſen. Der 
Foeiede zu Tilſit (7. und 9. Jul. 1807), von 
Napoleon mit Rußland und Preußen abgefchloffen A 
gab dem neuen Stante des Herzogthums Wars 
fchau fein polififches Dafeyn, welches aus dem groß: 
son Theile der an Preußen gekommenen polnischen 
Provinzen (mit Ausnahme des Departements Bialy: 
ſtock) gebildet, und zu deſſen Negenten der a 


von Saodſen ernannt ward. 


Dieſer Staat erhielt am- 22. Su, 1807, wah⸗ 
vond Napoleons. Anwefenheit in Dresden, einen eine 
repräfentative Verfaſſung, welche zum 


Theile auf die Vorzeit Polens und auf einzelne Be— 


ftimmungen der Verfaffung vom 3. Mai 1791 Rüd: 
fiht. nahm. —,  Diefe neue Verfaſſung ſprach Die 
Eatholifche Keliglon als Staatsreligion aus; doch foll- 
ten alle Arten ‚von Gottesdienſt frei umd öffentlich 
feyn. Dieteibeigenfhaftward.abgefhhafft; 
atle Bürger follten gleich fenn vor dem 
‚Gef etze. Die Erblichkeit der herzoglichen Krone 
ward in der Dynaſtie des Koͤnigs von Sachſen, nach 
der im Hauſe Sachſen beſtehenden Suceffiongord- 
nung, beſtimmt. Dem Regenten ward die Imitia— 
tive der Geſetze, und diervohlziebende Ge: 


walt übertragen. Cr konnte ‚einen Vicekoönig 
ernennen, Es follte 5 Miniftersund einen Minifter- 


Staatsſecretair geben, und diefe follten verantworts 


lich feyn. Der Staatsrath follte aus den Minis 


ftern beſtehen, die Entwürfe zu Geſetzen diſcutiren, 
redigiren und befchließen. Ihm wurden 4 Requeten⸗ 
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meifter beigegeben ; theils zur Inſtruetion der Ver- 
waltungsangelegenheiten und derjenigen, worin ‚der 
GStoatsrath als Kaffationsgericht fprah; theils 
zum Behufe der Mittheilungen an die Commiffionen 
der andbotenfammer. — Der. allgemeine Reichs» 
tag ward aus zwei Kammern gebildet: der Kam— 
mer der Senatoren mit 18 Mitgliedern (6 Bis 
fhoffen, 6 Woywoden und 6 Caſtellanen), und 
lebenslängliher Würde, — und der Kanımer 
der Landboten mit 100 Mitgliedern (60 von den 
Derfammlungen der Adlichen jedes Diftricts ernannt, 
und 40 Abgeordneten der Gemeinden). Der allge 
meine Reichstag follte fich aller 2 Jahre verfammeln, 
und feine Sißung nicht über 15 Tage dauern, Geine 
-  Gefihäfte beftanden in Beratbfchlagung über das Fi- 

. nanzgefeß (Budget), und über die Gefeße in Be— 
ziehung auf die in der Civil» oder Criminalgefeßge- 
bung, ober im Münzfnfteme vorzunehmenden Aende- 
rungen. Die im Otaatsrathe verfaßten Gefeßesent- 
würfe wurden auf Befehl des Königs der allgemeinen 
Keichsverfammlung überfandt, in der Landbotenfam: 
mer durch geheimes Ocrutinium und nach der 
Mehrheit. der Stimmen berathen, und dem Senate 
zur Sanction überreihte. Der Senat Fonnte diefe 
nur in den Fällen verweigern: wenn über das Gefeß 
nicht nad) den durch die Verfaſſung vorgefchriebenen 
Formen berarhfchlagt, oder die Berathſchlagung durch 
gewaltfame Handlungen geftort worden war; wenn 
der Senat wußte, daß das Geſetz nicht Durch Stim⸗ 
menmebrheit angenommen war; wenn er dafür bielt, 
daß das Gefeß entweder der Sicherheit des Staates, 
oder den Borfohriften der Verfaffung zuwider ſey. — 
Die Mitglieder der Landbotenkammer ſollten 
9 Jahre im Amte bleiben, und aller drei Jahre zum 


r 
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dritten Theile erneuert werden. Sie berathſchlagten 
uͤber die Geſetzesentwuͤrfe, welche dem Senate zur 
Sanction zugeſandt wurden. Sie ernannten bei jeder 
Sitzung drei Commiſſionen, jede von 5 Perfonen, - 
aus ihrer Mitte: eine Finanzcommiffion , eine Come 
miſſion für die bürgerliche, und. eine für die peinliche 
Geſetzgebung. Die Mitglieder nes Staatsraths foll- 
ten gebohrne Mitglieder der Landbotenkammer und 
zur berathenden Stimme berechtigt feyn. — : Für die 
innere DBerwaltung wurden, nad) der: Verfaffung, 
Praͤfecte, Präfecturräthe, Unterpräfecte und: Maires 
ernannt. Als bürgerliches, Gefeßbuch galt. der Code 
Napoleon. Das Verfahren -follte in: bürgerlichen. 
and peinlichen Sachen öffentlich feyn. Es beftan- 
den Friedensrichter in jedem. Diftricte, Der Staats- 
rath bildete das Caſſationsgericht. Der König übte 
das Begnadigungsrecht. ! j 
Das Herzogthum Warfchau, dem. diefe Ber: 
fafjung gegeben ward, erhielt zwar: im Wiener Fries 
ben (14. Oct. 1809) noch einen bedeutenden Zuwachs 
durch ganz Weſtgalizien, und einen Theil von Dft- 
galizien, mit Einfchluß der Stadt Cracau; auch be— 
ftärigte Napoleon, nach der Eröffnung: des: Krieges 
‚gegen Rußland im Jahre 1812,. die von dem nad) 
Warſchau zufammenbernfenen Keichstage: (28. Jun. 
1512) ausgefprochene Wiederherftellung des 
Konigreihes Polen nad allen den Provinzen, 
welche in den drei Theilungen an Rußland gekommen 
wären; allein der Ruͤckzug' des franzoͤſiſchen Heeres 
aus Rußland. entfchied das Schidfal Polens, . Auf 
dem Congreſſe zu Wien ward feftgefegt, daß. — mit 
- Ausnahme r.des an Preußen gegebenen. roßherzog- 
thums Pofen, nnd der. unter ruſſiſchen, preußifchen 
und öftreihifchen Schuß geftelleen freien Stadt Era: 
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cau —. das übrige Herzogthum Warſchau mit Ruß⸗ 
land als Königreich Polen. auf ewig vereinigt 
werden ſollte. — Der Kaifer Alexander 1 :verband 
(30. Apr. 1815) mit feinen übrigen Würden den Titel 
eines erblichen Konigs von Polen, und unterzeichnete 
am 27. Nov. 1815 die nene, von ibm gegebene, 
Derfaffung dieſes Königreiches, welche in.7 
a (Abſchnitte) und 165 5%, zerfällt, —— 


126. 


4) Politifher Charafter der gerfafün 
vom 27. Nov. 1815. 


Bon den politifchen Berpättniffen des 
Königreiches. 


"Das Königreich Polen ift auf ewig dem eu 

ſchen Kaiferreiche einverleibt.. Die. Krone Polens. ift 
erblich nach der für den Eaiferlichen Thron von Ruß⸗ 
land eingeführten Erbfolgeordnung.. Der König. er: 
nennt, im Falle feiner Abwefenbeit, einen Statt 
halter (Lieutenant), der im Königreiche wohnen, 
und ein Eingebohrner ‚oder ein Naturalifieter ſeyn 
muß, wenn der Kaifer nicht einen Eaiferlichen Prin- 
zen dazu ernennt, Die auswärtigen politifchen 
Derhältniffe des Kaiferreichs werden dem Königreiche 
Polen gemeinfchaftlich ſeyn. Das polnifche 
Heer wird nie außer Europa verwendet werben. 


Allgemeine Öarantieen. 
Die roͤmiſch-katholiſche Religion, zu 
welcher füch die Mehrheit. ver Einwohner des König: 
reiches bekennt, ‚wird der Öegenftand der befonderh 
Sorgfalt ver Kegierung feyn, ohne daß fie Daburd) 
ber Freiheit der andern Gottesverehrungen— 
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wird Abbruch thun, welche ſaͤmmtlich frei und 
offentlich gehalten werden koͤnnen. Der Unterſchied 
zwiſchen den chriſtlichen Glaubensbekenntniſſen 
begründet keinen Unterſchied im Genuſſe der buͤrger— 
lichen und politiſchen Rechte. 
Die Preßfreiheit iſt zugeſichert. Das Ge— 
ſetz wird die Mittel anordnen, um den Mißbraͤuchen 
derſelben Einhalt zu thun. 

Das Geſetz beſchuͤtzt auf gleiche Art alle Buͤrger, 
ohne Unterſchied ihres Ranges und Standes. 


Das alte Grundgeſetz: „Neminem captivari 
permittimus, nisi jure victum“ wird auf die Ein— 
wohner, von welchem Range ſie ſeyn moͤgen, nach 
folgenden Beſtimmungen angewandt. Niemand 
kann verhafter werden, ausgenommen nach Vorfchrift 
des Geſetzes und in den von ihm bezeichneten Fällen, 
Man muß fogleich und ſchriftlich dem Verhafteten die 
Urfache feiner Verhaftung bekannt machen. Jedes 
verhaftere Individuum wird, fpäteftens innerhalb drei 
Tagen, vor das competente Gericht gebracht, um da— 
felbft nach den vorgefchriebenen Formen unterfucht 
und abgeurtheilt zu werden. Wird es durch die Unter: 
fuchung als fihulvlos erkannt; fo wird es fogleich in 
"Freiheit gefeßt. In den durch das Gefes beftimmten 
Fällen muß man denjenigen, der Bürgfchaft leiftet, 


‚vorläufig in Freiheit feßen. Niemand fann geftraft 


werden, als in Gemäßheit der beftehenden Geſetze, 


‚und in Folge eings von der competenten Obrigkeit 


erlaffenen Urtheils. Jeder Werurcheilte wird feine 
Strafe im Königreiche empfangen, Niemand ſoll 
daraus fortgefchafft werben Eonnen, außer in ben 
vom Geſetze beftinnmten VBerbannungsfällen, 


jedem Polen ftehet frei, feine Perfon und fein 
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Eigenthum, unter Beobachtung der vom Geſetze be⸗ 

— Formen, anders wohin’ zu transferiren. 
Alle öffentliche Verwaltungs - ‚ gerichtliche und 

—9 — Geſchaͤfte werden in der polniſ hen 

Sprache verhandelt, 

" Die öffentlichen baͤrgerlichen und militairiſchen 
Aemter koͤnnen nur von Polen«bekleidet werden. 
— Ale Beamte Le) für ihre Aunts ſoͤhrung vers 
| warmer elig. 


sh * Von der Regierung, 


> Die Regierung iſt ein Attribut der Perfon des 
Königs. Er übt in ihrem ganzen Umfange alle 
Verrichtungen der vollziehenden Gewalt aus, 
Die Perfon des Königs ift heilig und unverletzlich. 
Die Leitung. der bewaffneten Macht im Frieden, wie 
im Kriege, ſtehet ausschließlich ihm zu. - hm ift das 
Recht ‘vorbehalten, Krieg zu erflären, und Verträge 
‚und. Konventionen; von un Urt fie feyn mögen, 
— —— 

"Der Koͤnig ‚verfüge tiber die Einkünfte des 
Bones in Gemäßbeit des Budgers, Das darüber 
entworfen und / ihm zur Beftätigung vorgelegt wird, 
Der König ernennt die Senatoren, die Mini- 
fer, ‚die Staatsrärhe, Die Kequetermeifter, die Praͤ⸗ 
fideriten der Palatinatcommiffionen, die Präfidenteh 
und Richter der Gerichtshoͤfe, die biplomaliſchen und 
Handels⸗Agenten,“die Erzbiſchoͤffe und Biſchoͤffe, 
die Suffragane, die Praͤlaten und Domherren u, ſ. w. 
Er ertheilt den Adel, naturaliſirt Fremde, und ver 

leiht Swen und Titel, * 

"Der König hat das Begnadigungsrecht. 

Alle Befehle und Decrete des Koͤnigs werden 
von dem Miniſter contraſignirt, der an der Spitze 
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eines Departements ſteht, und fuͤr alles verant- 
wortlich iſt, was jene Befehle. und Decrete Der 
Derfaffung und den Geſetzen Zuwiderlaufendes ent⸗ 
halten konnten»; : 

Die Falle der R eg entf haft, Die fir Rußland 
anerkannt ſind oder ſeyn werden, werden dem Koönig- 
wiche Polen. gemeinfchaftlich., ſeyn. FR u 

- Dee. Staatsrath, unter dem Vorſitze des 
Könige oder feines Statthalters, befteht ;aug : deu 
Miniftern, den Gtaatsräthen, dem Maitre des 
requetes, und den Perſonen, die der König befon= 
ders dazu bernfen wird. „Der Staatsrath theilt 
ſich in den Verwaltungsrath, und in die allge- 
meine Verſammlung. Die Glieder des Ber: 
waltungsraths haben berathende Stimmen. 
Die Meinung des Statthalters allein entſcheidet; doch 
muß jedes. feiner Decrete von einem Miniſter, der ein 
Departement bat, contrafignivt ‚werden, Der Wir 
kungskreis der allgemeinen Berfammlung ift: 
alle Geſetzesentwuͤrfe zu erörtern und abzufaſſen; über 
Die gerichtliche Anklage aller vom Konige ‚ernannten 
‚Berwaltungsbeamten zu entfheiden; uͤber die. Fälle 
des Collidirens der Jurisdictionen zu erkennen ; jaͤhr⸗ 
lich die von jedem Hauptzweige der Verwaltung ab» 
gelegte Rechenſchaft zu prüfen, und über die Miß- 
‚bräuche zu wachen, welche bie Derfaffungsurfune 
verlegen koͤnnten. 
| Die Vollziehung ver Geſehe. iſt fünf Commi⸗⸗ 
ſionen anvertraut: der Commiſſion des Cultus und des 
öffentlichen Unterrichts; der: Commiſſion Der Juſtiz; 
der Commiſſion des Innern und. der Polizei; der 
Conmiffion des Krieges, und der Commiſſion ver 
Finanzen uud des Schaßes, Jede diefer Commiffie: 

nen wird von einem Minifter ;präfidiet und. geleitet. 


x 
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2 SE. giebt einen Minifter Staatsfecretair, der 
beftändig bei der Perſon des Königs‘ ſich befuder. 

In jedem Palatinate beſteht eine Palatinatcom⸗ 
miſſion; beauftragt, die Befehle der. Regierungs— 
commiſſion nach einer beſondern —2 zu voll⸗ 
ziehen. 
In den Staͤdten giebt es Munieipalobrig— 
keiten. Ein Schultheiß iſt in jeder Gemeinde 
mit der Vollziehung der Regierungsbefehle beauftragt; 


Bon der Nationalrepräfentation, 


"139 ‚Die polnifche Nation wird auf ewige Seiten eine 
Marionalrepräfenfation haben, die in einem 
Landtage befteht, der aus dem Könige und 
zwei. Kammern zufammengefegt ift. - Die 
erfte Kummer wird vom Senate, die zweite von 
den-tandboten und den Abgeordneten det 
Gemeinden gebilver. Die gefeßgebende Ge: 
waltrubtinder Perfondes Königs undin 
den. beiden Kammern. | 

Deriandtag verfammelt fich aller 2 Jahre zu 
Warſchau auf 30 Tage. Der König kann ihn pro= 
rogiren und aufloͤſen. Er beruft einen außerordent: 
lichen Landtag, ‚fobald er es dienlich findet. 

Ein Mitglied des Landtages Fann, während, ber 
Dauer deffelben, weder verhaftet noch von einem Criz 
minalgericht gerichtet werden, ohne ausdrückliche Bes 
willigung der Kammer, zu welcher er gehört. 
| Der Landtag beratbfchlage über alle Entwuͤrfe 
bürgerlicher, peinlicher oder Verwaltungsgefege, vie 
ihm von Geiten des Königs durch den Staatsrath 
zugeftellt werden. Er berathſchlagt, in Folge ver 
Mirrheilungen des Souverains, Über Vermehrung 
ober Verminderung der Steuern, "Abgaben und andrer 
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‚öffentlichen Laſten; uͤber die Abaͤnderungen, die da⸗ 
mit vorzunehmen waͤren; uͤber die beſte und gerechteſte 
Art der Vertheilung; über die Abfaſſung des Bud— 
gets der Ausgaben und Einnahmen; über die Einrich- 
tung des Muͤnzſyſtems; über die Aushebung der Re⸗ 
Eruten u. ſ. w. 

Nachdem über alle diefe Gegenftände ein Be— 
fhluß gefaßt worden ift, empfängt der. Sandtag auch 
die Fröffnungen, Bitten, DVorftellungen und Bes 
fchwerden, die von den Sandboten und Abgeordneten 
der Communen für das Wohl ihrer Committenten 
eingebracht werden. Er überfchickt dieſelben dem 
Staatsrathe, der fie dem Souverain vorlegt, Daraftf 
berathfchlagt der Landtag über die Gefeßesentwürfe, 
wozu jene Befchwerden Beranlaffung gegeben haben. 
- Die beiden Kammern beratbfrhlagen öffents 
licht Sie können fich jedoch in einen befondern Coms 
mits, auf Verlangen eines Zehntheils der anmefens 
den Mitglieder, verwandeln, 

Es hängt vom Könige ab, die Öefeßesentwürfe 
entweder vor Die Kammer des Senates, oder vor die 
Kammer der Sandboten bringen zu laffen. Ausgenome 
men find die Entwürfe zu Finanzgeſetzen, melche vor⸗ 
läufig in die Kammer der landboten gebracht ‚werben 
muͤſſen. 

Zur Eroͤrterung der Entwuͤrfe waͤhlt jede Kam⸗ 
mer durch Abſtimmung drei Commiſſionen. Sie 
beſtehen aus drei Gliedern im Senate, und aus 
fünf der Kammer der Landboten. Dieſe Commiffios 
nen find die Commiffion der Finanzen, die Com⸗ 
million der bürgerlichen und peinlichen, und die Coms 
miflion der organifchen und adminiftrativen Gefeßges 
bung. Die Commiffionen treten. mit dem Staates 
rathe in Mittheilung. 


/ 
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Die Glieder des Staatsrathes: in den beiden 
Kammern und die Commiffionen der Kammern haben 
allein das Recht, gefchriebene Reden zu halten, 
Die andern Glieder fonnen nur Reden aus dem Steg⸗ 
reife halten. 

Die Glieder des Staatsrathes haben das. Recht, 
in den beiden Kammern Sitz zu nehmen und das 
Wort zu begehren, wenn über die Entwürfe der Re⸗ 
gierung berathfchlagt wird. Sie haben fein Stimm⸗ 
recht; ausgenommen wenn fie Senatoren, zandboten 
oder Abgeordnete ſind. 

Die Entwuͤrfe werden nach Stimmenmehrheit 
entfchieden. Man giebe fein Worum mit lauter 
Stine. Ein Gefeßesentwurf, der auf dieſe Art 
von einer Kammer mit Stimmenmehrheit angenom+ 
men ward, wird an die andere Kammer gebracht, 
welche auf diefelbe Art berathſchlagt und befchließr: 
Die Gleichheit der Stimmen hat die Annahme d des 
Entwurfes zur Folge. 

Ein Entwurf, der von einer Kammer angenom⸗ 
men worden ift, kann von der andern nicht abgeän: 
dert werden; er muß fimpliciter angenoms 
men oder verworfen werden. 

Ein von beiden Kammern angenommener Ent: 
wurf wird dem Könige zur Sanction vorgelegt, 
Wenn der König die Sanction ertheilt; fo wird der 
Entwurf zum Geſetze. Wenn der König die Beftä- 
figung verweigert; fo fälle der Entwurf durch. 


Der Oeneralbericht über die: lage des Landes 
wird im Staatsrathe abgefaßt,; dem. Genate übers 
fhikt, und in den vereinigten Kamniern verlefen; 
Jede Kammer wird diefen Bericht durch ihre Com— 
miflion prüfen lafjen, ‚und darüber ihre Meinung dem 
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Könige vorlegen. Der Berige — gen 
werden — 

Der Senat befteht aus den Prinzen von’ kai— 
ferien und Foniglichem Gebluͤte, aus den Biſchoͤf⸗ 
fen, den Palatinen, den Caftellanen. Die Zahl 
ver Senatoren kann nicht die Hälfte der Zahl der 
Sandboten und Deputirten überfchreiten. Der König 
ernennt die Senatoren. Ihre Würde iſt lebeysläng- 
lich. Der Senat fchlägt dem Könige durch den Statt: 
halter zwei Kandidaten für jeden erledigten Platz 
eines Senators, Palatins oder Saftellans vor. 

Um als Candidat für die Stelle eines Senators, 
Palatins oder Caftellans erwählt werden zu konen, 
muß man 35 Jahre alt ſeyn, eine jä —** 
Steuer von 2000 Fl. polniſch bezablen, 
und die durch die organiſchen Geſetze erforderten Be— 
dingungen in ſich vereinigen. Die Prinzen vom Ge— 
bluͤte erhalten mit 18 Jahren Sitz und U: 
im Genate. 

. Der Senat entſcheidet über den Antrag zur ges 
richtlichen Derfolgung der Senatoren, der Minifter, 
die ein Departement haben, ver Slaatsraͤche und 
Requetenmeiſter ‚ in Betreff welcher, wegen Vergeſ— 
ſenheit in Anſehung ihrer Amespflicht, von Seiten 
des Königs oder des Statthalters, und in Folge einer 
Anklage der Landbotenkammer jener —— geſchehen 
iſt. Der Senat entſcheidet anch uͤber die Legitimitaͤt 
der Provinzial- und der Communalverſammlungen, 
und über die der Wahlen, 

Die Kammer der Landböten befteht: aus 
77 Landboten, die von den Provinzialverfamm: 
lungen ver Aplichen zu Landboten für einen Bezirk 
ernannt werden, und aus 91 Abgeordneten der 
Kommunen, Inder Kammer führt ein Marfchall 
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den Vorfiß, der aus ihren Mitgliedern erwähle und 
vom Könige ernannt wird. — Die Mitglieder die— 
fer Kammer bleiben 6 Jahre in ihrer Function, Aller 
2 Sahre wird ein Drittheil davon erneuert. Die 
Mitglieder diefer Kammer müffen 30 Jahre alt feyn, 
alle Bürgerrechte genießen, und eine Steuer von 
100 51. polnifch jährlich bezahlen. : 
Der König hat das Recht, die Landbotenkam—⸗ 
mer aüfzulöfen, worauf er binnen 2 Monaten neue 
Wahlen von Landboten und Abgeordneten anordnet. 
Auf den Provinzialverfammlungen des 
Adels werben die Sandboten, und auf den Commus 
nalverfammlungen die Abgeordneten zum fand» 
tage gewählt; auch werden die Palatinatsräthe von 
den Provinzial» und Communalverfammlungen ges 
wählt. | 
In jedem Palatinate befteht ein Palatinatsrarh. 
Der ältefte Rath führt den Vorſitz. Die vorzüglich: 
ften Befugniffe des Palatinars find: die Richter für 
die erften beiden Anftanzen zu wählen; zur Entwers 
fung der Verzeichniffe der Kandidaten zu den admi— 
ftrativen Stellen mitzuwirken, und das Wohl des 
Palatinats zu .beforgen, 
Bon der gerichtlichen Hierardie, 
:. Der Stand der Richter ift verfaffungsmäßig | 
unabhängig. Unter der Unabhängigkeit ber 
Richter wird die Fähigkeit verftanden, feine Meinung 
beim Urtheile frei zu äußern, ohne dabei weder Durch 
‚die oberfte Macht, noch durch minifterielle Gewalt, 
noch Durch eine Mebenrücficht geleitet zu werden, 
Jede andere Erklärung oder Auslegung von der Une 
abhängigfeit der Richter wird für. Mißbrauch erklärt. 
Die vom Könige ernannten Richter find unab⸗ 
&t. W. ate Aufl. IV. 40 
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feßbar und auf Lebenszeit. Die gewählten Richter 
find gleichfalls unabfeßbar für die Dauer ihrer Funcs 
tion. — . Kein Richter kann abgefeßt werden, als 
durch Beſchluß einer gerichtlichen, dazu befugten In⸗ 
ftanz, im Falle eines Verbrechens oder einer bewies. 
fenen Pflichtvergefjenbeit. 

Es giebt Friedensrichrer für alle Klaffen 
der Bewohner. hre: Function ift die eines Ver— 
fohnungsmagiftrats. — Keine Streitfache kann vor 
ein bürgerliches Gericht erfter Inſtanz gebracht wer: 
den, wenn fie nicht vorher dem betreffenden Friedens— 
richter vorgelegt ward. 

Es giebt Gerichtshöfe erfter Inſtanz für Streit 
fachen, welche nicht 500 Fl. polnifch überfteigen. Es 
giebt Handelsgerichte. Für Sriminal- und Zucht— 
polizeifälle werden in jedem Palatinate mehrere Cris 
minalgerichtshöfe beftehen. Es giebt wenigftens zwei 
Appellationshöfe im Konigreiche, welche in zweiter 
Inſtanz über die von den Givil-, Criminal» und 
Handelsgerichtshöfen in erfter Inſtanz abgeurrheilten 
Fälle entſcheiden. — Es befteht zu Warfchau ein 
oberfter Gerichtshof, ver in letzter Inſtanz über 
alle bürgerliche und Criminalfälle, Staatsverbrechen 
ausgenommen, entfcheidet. Ein hoher National 
hof, beftehend aus allen’ Gliedern des Genats, 
entfcheider über die Staatsverbrechen und die von den 
großen Beamten begangenen DBergehen. 


Bon der bewaffneten Made. 


Die bewaffnete Macht befteht aus einem ftehen- 
den befolderen Heere, und aus Milizen, welche 
dafjelbe noͤthigenfalls verftärfen. — Die Etärfe 
des Heeres, das auf Koften des Landes erhalten wird, 
beftimme der, Souverain mit Küdficht auf das Bes 
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duͤrfniß, und im Verhältniffe zu den im Budget dazu 
ausgeworfenen Summen. 


Allgemeine Verordnungen. 


Die Güter und Einkünfte der Foniglichen Krone 
beftehen: in den Krondomainen, in dem Föniglichen 
Pallafte von Warfhau, und in dem fächfifchen Pal- 


lafte. 

Die öffentliche Staatsfchuld ift verbürgr. E 

Die Etrafe der Conftfcation ift anfgehoben und 
Kann in feinem Falle wieder eingeführt werben, 

Die Verfaffungsurfunde wird durch organifche 
Statuten weiter entwicelt werden. — Alles ; was 
nicht der Gegenftand eines organifchen Statuts oder 


eines Coder ift, fo wie alles, was. nicht der Berath⸗ 


ſchlagung des Landtages in Folge feiner Befugniife 
unterliegt, wird durch Decrete des Königs oder durch 
Verordnungen der Negierung geregelt. Die organi= 
fhen Statute und die Codices Fonnen nur von dem 
Eouverain und den beiden Kammern des Landtages 
abgeändert werden, 


NE >23: 
39) Die freie Stade Cracau. 
Verfaffung vom 3, Mai 1815, 


Die Stadt Cracau; die alte Hauptftade Polens, 


kam in der dritten Theilung des Reiches (1795) an 
Deftreih, und ward von diefem im Wiener Frieden 
(1809) an das Herzogtum Warfchau abgetreten, 
As aber, nah Napoleons Sturze, auf ‘dem 


Wiener Congreffe das Schickſal a entfchieden - 


‘ 
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ward, erklärte der fechfte, Artikel der Congreßacte 
die Stadt Cracau für eine freie Stadt, bezeich- 
nete im fiebenten Artikel den Umfang ihres Gebiets, 
und ftellte fie unter den gemeinfhaftlihen 
Schutz Rußlands, Deftreichs und Preußens. 
— Diefer kleine Freiftaat erhielt am 3. Mai 1815 
eine befondere VBerfaffung, welhe ver Fürft 
Metternich, der Fürft Hardenberg und der Graf von 
Kafumoffsfy an demfelben Tage unterzeichneten, an 
welchem fie zu Wien, im Namen ihrer Monarchen, 
den Vertrag in Betreff der freien Stadt Sracau und 
der gemeinfchaftlichen Gewährleiftung ber Verfaſſung 
derſelben unterſchrieben hatten. 

Die weſentlichſten Beſtimmungen der Verfaſ— 
fung der freien Stadt Cracauvom 3. Mai 
1815 find folgende: 

Die Eatholifche Religion wird, als Keligion des 
Landes, in Kraft erhalten, Jeder chriftliche Gottes— 
dienft ift frei, und begründee feinen Unterfchied in 
den gefellfchaftlichen Rechten. 

Die gegenfeitig beftehenden Rechte der Sande 
leute werden in Kraft erhalten. Vor dem Gefeße 
find alle Bürger gleich. ° | 

Die Regierung der freien Stadt Cracau und 
ihres Gebiets wird einem Senate beimohnen, ver 
aus zwölf Mitgliedern, die Senatoren heißen, 
und einem Präfidenten befteht. Neun Cenatoren, 
den Präfidenten mit einbegriffen, werden von der 
Kepräfentantenverfammlung gewählt. Die übrigen 
vier werden vom Domcapitel und von der Univer— 
firät auserfehen, welche Körperfchaften das Recht 
haben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, daß 
fie Siß im Senate haben, zu ernennen. 

Sechs Senatoren find es auf Lebenszeit. 
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Der Präfident bleibe 3 Jahre im Amte, Fann. aber 
wieder erwählt werden. Don den übrigen Senatoren 
tritt jährlich die Hälfte aus dem Senate, Was die 
von dem Donicapitel und der Univerfität angeftellten 
vier Senatoren betrifft; fo bleiben zwei Davon 
lebenslänglich im Amte, die beiden andern wers' 
den jährlich durch neue erfeßt. 

Die Mitglieder der WBeltgeiftlichfeit und der 
Univerfität, desgleichen die Eigenthuͤmer von Laͤnde— 
reien, Häufern, oder fonft einem vergleichen. Beſitz⸗ 
thume, wenn fie JO 1. polnifch Grundſteuer bezah— 
len, — die Inhaber von Fabriken und Manufactus 
ven, die Großhändler und alle diejenigen, welche als 
Dorfenmitglieder eingefchrieben find, die ausgezeich— 
neten Künftler in den ſchoͤnen Künften und die Schul: 
profefforen follen das ftaatsbärgerliche Necht haben, 
zu waͤhlen. Gie fonnen auch erwählt werden, 
wenn fie fonft den übrigen vom Geſetze vorgefchriebe- 
nen Bedingungen Genüge leiften. 

Der Senat befeßt die Verwaltungsftellen; er 
vergiebt auch alle geiftlihe Pfrinden, vier Doms 
berrenftellen ausgenommen , die den Facultätsdoctoren, 
welche tehrämter befleiden, vorbehalten bleiben und 
von der Univerſitaͤt befegt werden. | 

Die Stadt Cracau mit ihrem Gebiete wird in 
Stadt: und Sandgemeinden eingetheilt. Jede diefer 
Gemeinden hat einen Gemeindevorfteher, der frei er— 
wählt wird, und dem die Vollziehung der Befehle 
der Regierung obliegt. _ | 

Im Monate December jedes Jahres wird eine 
vierwöchentlihe Kepräfentantenverfammlung 
gehalten. Diefe übt alle Befugniſſe der gefeßger 
benden Gewalt aus; prüft die Sahresrechnungen 
deggeffentlichen Verwaltungen, und ftellt die Etats 


- 


l 
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für jedes Sahr feſt. Sie wählt die Glieder 
des Senats, und die Richter. Sie ift berechtigt, 
die öffentlichen Beamten, wenn fie fich der Verun: 
treuung, der Erpreffung, oder des Mißbrauches in 
Verwaltung ihrer Stellen verdächtig gemacht haben, 
durch eine Stimmenmehrheit von 3 in Anflageftand 
zu feßen, und bei dem oberften Gerichtshofe zu bes 
langen. j 

Die Repräfentantenverfammlung be- 
fteht: aus den Abgeordneten der Gemeinden, deren 
jede einen wählt; aus drei vom Senate abgeorbneten 
Mitgliedern; aus drei vom Domcapitel abgeordneren 
Prälaten; aus drei von der Univerfität abgeordneten 
Facultaͤtsdoctoren; aus fechs im Amte ftehenden Frie- 
densrichtern. Der Präfident der Verfammlung wird 
aus den drei, vom Senate abgeorbneten, Mitglies 
dern gewählt. | 

Kein Gefeßesentwurf, : welcher eine Veraͤnde— 
rung an einem Geſetze beabfichtigt, Darf der Nepräs 
fentantenverfammlung zur Berathſchlagung vorgelegt 
werden, bevor er nicht dem Genate mitgetheilt wors 
den ift, und diefer die Vorlegung des Entwurfes Durch 
Stimmenmehrheit genehmigt bat, 

Die Kepräfentantenverfammlung wird mit ber 
Abfaffung eines bürgerlichen und peinlichen Geſetz— 
buches, und einer Ordnung fir das gerichtliche Vers 
fahren ſich befchäftigen. Sie wird einen Ausſchuß 
zur Vorbereitung diefer Arbeit ernennen, bei wel 
cherdieortlihe Befchaffenheit des Landes 
und der Geiſt feiner Einwohner beachtet 
werden müffen. Zwei Senatsglieder find Mit: 
glieder des Ausfchuffes. 

Iſt ein Gefes nicht von Z der Nepräfentanten 
angenonmen worden, und Der Senat finder ‚ var) 
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eine Mehrheit von 9 Stimmen, daß Gründe ver 
öffentlichen Wohlfahrt vorhanden find, es einer noch» 
maligen Berathung der Öefeßgeber zu unterwerfen ; fo 
wird es an die Berfammlung des nächftfolgenden Jah: 
res zur Entfcheidung gewieſen. Betrifft der Gegen= 
ftand das Finanzwefen ; fo bleibt, bis zur Einführung 
des neuen Geſetzes, das zuleßt beftandene in Kraft. 
| Jeder Bezirk von wenigftens 6000 Einwohnern 
foll einen Sriedensrichter haben, den die Repraͤ⸗ 
fentantenverfammlung ernennt, und der drei Jahre 
im Amte bleibt. Außer feiner Obliegenheit als Ver- 
mittler, fol er, von. Amtswegen, über die Anges 
legenheiten ver "Minderjährigen, fo wie über vie 
Kechtshändel wachen, welche die dem Staate oder 
den öffentlichen Anftalten gehörigen Gelder und Bes 
ſitzthuͤmer betreffen. 

Es ſoll ein Gerichtshof erſter Inſtanz und ein 

Appellationsgerichtshof beſtehen. 

Das Verfahren in bürgerlichen und peinlichen 
Kechtsfachen iſt öffentlich. — Bei der Änftruction 
der Prozeffe, namentlich der peinlichen, fol die 
Gefhworneneinrihtung ftatt finden, welche 
der Ortsbefchaffenheit des Landes, dem Grade der 
Bildung und der Einnesart feiner Bewohner anges 
eignet wird. Die Rechtspflege ift unabhängig, 

/ Um Seustos werden zu Fonnen, muß man 
das 35ſte Lebensjahr zurückgelegt, feine Etudien 
auf einer hohen Schule beendigt, das Amt eines 
Gemeindevorftehers, Das Richteramt und das Amt 
eines Repraͤſentanten, jedes WJahre, bekleidet haben, 
und ein unbewegliches Grundeigentum befigen, deſ⸗ 
fen Grundftener 150 1. polniſch betraͤgt. 

Um zum Kepräfentanten einer Ge— 
meinde gewählt zu werden, muß man 26 Jahre 


* 
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alt feyn, die vollftändige Studienlaufbahn auf der 
Cracauer Univerfität zurückgelegt haben, und ein un 
bewegliches Eigenthum, mit einer Örundftener von 
90 Fl., befigen, 

Alle Handlungen der Regierung, der Gefeß- 
gebung und der Gerichtshöfe werden in Berl cher 
Sprache un 


- 





128, 
40) Dsmanifches Neid, 


In den Reichen, wo Mohameds Keligion herrſcht, 
befteht eine Doppelte Gefeßgebung *): die reli- 
gidfe, gegrinder auf den Koran und die Sunna; 
und die politifehe — Kanun — di. ein durch 
das Wort und den Willen des Regenten gegebenes 
Keichsgrundgefeg. — Die erfte Geſetzgebung 
ift eigentlich der Sinbegriff aller religiofen und 
aller bürgerlichen Geſetze zugleich, wie fie 
in dem Geifte und aus den Quellen des Islams von 
den vorzüglichften mans und Schrern jn den erften 
Sahrhunderten der Hegira zufammengetragen wurden. 
Denn Mohamed gab feinem Volke nicht nur eine 
neue Keligion, fondern auch neue bürgerliche Öefege ; 
deshalb umfaffen ver. Koran und die Sunna, fo wie 


*) Zunächft nach dem Meifterwerke: Sofeyh v. Hammer, 
des osmanifchen Neiches Staatsverfaffung und Staats— 
verwaltung, bargeftelle aus den Quellen feiner Grunds 
gefeße. 2 Theile. Wien, 1815. 8. — Die eigentliche 
religiöſe Gefeßgebung der mohamedanifchen Staaten 
A das Werk von Miuradgea d’Ohffon, allgemeine 

Schilderung des othomanifchen Reiches. 2Ih. Aus dem 
Stanz. v. Beck. Leipz. 1788 u. 1799. 8. 
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die Darauf gegründeten allgemeinen Entfcheidungen 
und Analogieen, nicht nur die ganze Theologie, fon= 
dern auch die ganze Kechtswiflenfchaft des Islams, 
welcher feinen Uuterfchied zwifchen einem Doctor der 
Theologie und der Rechte kennt. — Die zweite 
Geſetzgebung ift der. Inbegriff aller politifchen Gelege, 
welche den Staat insbefondere betreffen, und, als 
unvorbergefehen, von der religiöfen Gefeßgebung der 
politifhen überlaffen worden find. Umſchließt daher 
die religiofe Öefeßgebung zugleich das allgemeine 
Staats» und Völkerrecht derjenigen Regierungen, 
welche Mohameds Glauben folgen; fo enthält die 
politifche Gefeßgebung die Militair-, Finanz-, 
Lehns-, Straf und Polizeigefege, und bilder dadurch 
das. befondere Staatsrecht des einzelnen mohamedani— 
fihen Reiches, welches aber mit dem allgemeinen A 
durch die Religion geheiligten, Staatsrechte nicht im 
MWiderfpruche ftehen darf. 

Die wichtigften Kanun Name (oder Samm⸗ 
lungen der von den Sultanen gegebenen EIN) 
‘find: 


1) das Kanun Name Murads 2 vom 
Jahre 1375, in welchem die Errichtung der Miliz 
der Janitſcharen (Jeni-Tſchery d. i. neuer Soldaten) 
aus jungen in der mohamedaniſchen Religion erzoge— 
nen Chriſten, und die Stiftung der Sipahi Oglu, 
oder der Lehnsreiterei, verordnet ward; 


2) das Kanun Name Mohameds 2, wel 
ches die Örundlage der ganzen folgenden Gefeßgebung 
im osmanifchen Reiche, und namentlich die Claſſi— 
fication der Staatsbeamten, die Rangordnung und 
die Titel der Staatswuͤrden, fo wie das Ceremoniel 
des Hofes und des Divans beftinmte; 
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3) das Kanun Name Suleimans? *), 
welches theils die von Suleiman neu gegebenen, theils 
die von ihm beftätigten Geſetze enthält. Es ward von 
dem Mufti Ebu Suud und dem Großvezier Lutfi 
Paſcha bearbeitet, die ſich duich Gelehrſamkeit aus: 
zeichneten, iſt noch jetzt die Grundlage der osmani— 
ſchen Staatsverwaltung, und umſchließt die Geſetz⸗ 
gebung der Finanzen, der Strafen, des Ceremoniels, 
beſonders aber des Militair- und Lehnsweſens. Es 
zerfaͤllt, nach den verſchiedenen Gegenſtaͤnden der Ge— 
ſetzgebung, in verſchiedene Theile, oder beſondere 
Geſetzbuͤcher **): vie Straf: und Polizeigeſetze: 
Kanuni Dfeheraim (Kanon der Strafen); — 
die Militairgefeße: Kanuni Sefer (Kanon des 
Krieges); — die Lehnsgeſetze; Kanuni Siamet 
and Timar (Kanon der großen und kleinen Lehen); 
— die Finanzgefege: Kanuni Raaja we Rußum 
(Kanon der Unterthanen und Steuern) ; — die Cere— 
monialgefege: Kanuni Tefchrifat (Kanon der 
Eprenbezeugungen). 

Diefe Gefesfammlungen haben gültige Kraft 
. für das ganze osmanifche Reich mit Ausnahme 

von Aegypten, welches, als ein neuerobertes 
und in mancher Hinficht von den übrigen Provinzen 
verfchieden zu behandelndes fand, eine befondere Ein— 
richtung und ein befonderes politifcheg Geſetzbuch — 
Kanuni Mir (Kanon Aegyptens) — erhielt. 
(Den Inhalt diefer ſechs einzelnen Gefeßbücher 
vergleiche man im erften Theile des Werkes von 
v. Hammer.) 


*) Diefer Sultan erhielt den Beinamen AlsRanuni (d. i. 
des Geſetzgebers). Unter ihm erreichte die politiſche 
Macht des osmanifchen Reiches er on Stufe. 

““) a v. Hammer, Th.1. ©. 8 





Griechenland. | 635 


129. 
41) Griechenland. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Wenn gleich die Selbftftändigfeit und Unab— 
hängigfeit Griechenlands noch von feiner europäifchen 
Macht anerkannt worden ift, und e8 fogar denkbar 
bleibe, daß Griechenland wieder in feine vorigen Ab» 
hängigfeitsverhältniffe zur Pforte zuruͤckgebracht wer: 
den koͤnnte; fo find doch die beiden, mehrern neu: 
europäifchen, befonders aber der nordametifanifchen 
nachgebilveten, Berfaffungen Griechenlands 
an fich fehon eine in ftaatsrechrlicher Hinficht uͤber— 
rafchende Erſcheinung, die in einer Weberficht ber das 
pofitive Staatsrecht nicht übergangen werden darf. 

Der Kanıpf, welchen die Öriechen in Morea 
und auf den Inſeln in März 1821, gleichzeitig mit 
dem von Mpfilanti begonnenen Aufftande in der 
Moldau und Walachei, gegen die Osmanen began= 
nen, gehört der Geſchichte an *); allein in ver 
Wiſſenſchaft des pofitiven Staatsrechts muß berichtet 
werden, was die Griechen für die fefte Geftaltung des 
innern Staatslebens durch Aufftellung einer 
Verfaſſung bereits im Jahre 1821 verfuchten. 
Anfangs wurden von den einzelnen Mittelpuncten der 
Kegierung in den einzelnen griechifchen Provinzen 
“ mehrere Berfaffungen **) aufgeftell. Co am 





*) Eine furze Ueberſicht diefes Kampfes, wobei Raffe— 
nels Werk zum Grunde liegt, enthält meine Eins 
leitung zur proviforifhen Verfaſſung Grie— 
chenlands, in Luͤders Archiv, Th. 3. ©. 277. 

**) Diefe Verfaſſungen ſtehen, aus dem Neugriechiſchen übers 
ſetzt, in Jo. Caſp. v. Drelli’s Sammlung der Vers 
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4. Nov. 1821 in Meſolongion die Verfaſſung des 
weftlichen Feſtlandes von Hellas, welches Akar— 
nanien, Aetolien und Epirus umſchließt; fo am 11, 
Nov, 1821 zu Salona in Phocis die Verfaſſung des 
öftlihen Feftlandes von Hellas, zu welchem Attika, 
Bootien, Euboͤa, Phocis, kokris, Doris und die be- 
freiten Striche von Theſſalien und Macedonien gerech⸗ 
net wurden; und ſo am 1. Dec. 1821 zu Argos die 
Staatsverfaffung, des Deloponnefus, wo an der 
Spiße derer, die fie unterzeichneten, der Furſt Deme⸗ 
trius Yfilanti ftand, 


Als aber die einftweilige Kegierung des ganzen 
Griechenlands von Argos nach Epidauros vorlegt, 
und dahin die gefammte Nationalverfammlung ver 
Griechen berufen, fo wie von derfelben dafelbft am 
1. Jan. 1822 die politifche Eriftenz und Un: 
abhängigfeit der griechiſchen Nation aus: 
gefprochen ward; fo erjchien auch zu Epidauros, un= 
terzeichnet am 15. Jan. 1822, der Entwurf einer 
proviforifhen Verfaffung für Griechen: 
land *) in 110 Paragraphen, Unterzeichnet 
ward diefer Entwurf von Mauroforvdato, als 
Präfidenten der griechifchen Nationalverfammlung. 
Doch zeigten fich bald darauf Mißverſtaͤndniſſe felbft 
unter den Anführern der Griechen, als im Januar 
.. 1823 die einftweilige Regierung eine zweite Natio— 


faffungsurfunden des befreiten Griechenlands. Zürich, 
1822, 8, | 

*) Sie fteht in Drelli’s Sammlung, S. 79. — fehler 
haft (und nur 102 $$. enthaltend) im polit. Journale 
1822, — nah D. Ikens leberfegung aber, und nad) 
dem zweiten —— Originalabdrucke, in Lüders 
Archiv, Th. 3. ©.2 
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nalverſammlung der Hellenen nach Aftro *) berufen 
hatte. Nachdem aber in Griechenland die Erklärung 
der auf dem Congreſſe zu Verona **) (1822) ver: 
einigten Monarchen bekannt geworden war, „daß die 
Griechen ihrem vechtmäßigen Herrn, dem Gultane, 
-fich zu unterwerfen, und von ihm Gnade für Recht 
zu erwarten haͤtten;“ da wurden die eingefretenen 
Migverftändniffe unter den Häuptern der Griechen 
befeitigt, Die. zweite Nationalverfammlung 
am 14. März 1823 zu Aftro eröffnet, und von der- 
felben das organifche Geſetz von Epidauros, nach einis 
gen Berichtigungen, welche eine aus 7 Mitgliedern 
beftehenve Commiffion gemacht hatte, zur unwans 
delbaren Verfaffung für ganz Griechen— 
land erklärt. Zugleich hob diefe Nationalverfamm: 
lung alle Provinzialregierungen mit der Beftimmung 
auf, daß bie verfchiedenen ‘Provinzen Griechenlands 
durch Präfecte regiert werben follten, welchen in 
jeder Provinz zwei Kegierungsräthe beigegeben wuͤr⸗ 
den; fuͤr die Land- und Seetruppen nahm ſie, mit 
einigen Modificationen, den franzoͤſiſchen Militaire. 
coder an; auch ernannte fie eine Commiffion, um 
eine Auswahl aus den Verfuͤgungen der vormaligen 
griechifchen Au als Sriminalcoder zu veranftalten. 


130, 
b) Proviforifce Berfaffung vom 15. Jan, 


Die wefentlichften Beftimmungen der Berfaf 


*) Vergl. Zf hoffe’ 8 Ueberlieferungen, 1823. Augufts 
beft, ©. 378 ff. 

**) Die Veroneſiſche Note gegen die Griechen in der Allg. 
Zeit. 1823. St. 164. 
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fung Griehenlands vom 15. San, 1822 find 
folgende: 

Die Berefihende Religion im griechifchen Staate 
ift die der morgenländifchen -orthodoren chriftlichen 
Kirche. Es duldet jedoch die Regierung jede andere 
Religion, und die heiligen Gebräuche einer jeden der⸗ 
felben werden ausgeübt. 

Alle eingebohrne chriftliche Bewohner des Staa» 
tes find Griechen, und_ genießen ohne irgend einen 
Unterfchied alle bürgerliche Rechte: — Alle Griechen 
find gleich vor dem Geſetze, ohne irgend eine Auss 
nahme, oder Etufe, oder Klaffe, oder Anfehn. — 
Alle Griechen haben dafjelbe Recht zu allen Würden 
und Ehren: 

Die Regierung wird mit Umficht ein Gefes über 
die Einbürgerung der Fremden erlaffen, welche ven 
Wunſch haben, Griechen zu werden. 

Eigenthum, Ehre und Sicherheit eines jeden 
Griechen fteben unter dem Schutze der Geſetze. 

Alle Steuererhebungen ſollen unter alle Stände 
und Klaffen auf eine gereihte Weiſe vertheilt werden. 

Die Regierung beftehbt aus zwei Kors 
pern: dem .berathbenden und dem vollziehen: 
den. , Beide Körper ftehen fich gleich im Betreff ihrer 
gegenfeitigen Theilnahme an der Abfaffung der 
Geſetze, weil weder die Befchlüffe des berathen— 
den Körpers Gefeßesfraft haben ohne die Genehmis 
gung des vollziehenden, noch die Gefeßesentwürfe, 
die von dem vollziehenden Körper dem berathen= 
den vorgefchlagen werden, Kraft haben, wenn fie 
nicht von dem berathenden Körper angenommen werben, 

Der berathbende Korper befteht aus bevoll= 
mächtigten gewählten Repraͤſentanten der verfchies 
denen Theile von Griechenland. Die Repräfentanten 


% 
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muͤſſen Griechen, und 30 Jahre alt feyn. (Ein pro: 
viforifches Wahlgefes wird die Regierung erlaffen.) 
Der berathende Körper hat einen Präfidenten und 
einen DBicepräfidenten, die durch Stimmenmehrheit 
gewählt werden, und deren AUmtsverwaltung ein 
Fahr dauert. 

Der vollziehende Körper befteht aus fünf 
Sliedern, welche aus den Öliedern des bes 
rathbenden Körpers von der Nationalver- 
fammlung gewählt werden. Der vollziehende 
Körper hat einen Präfidenten und Vicepräfidenten, 
Die gewählt werden und ein Jahr lang im Amte find. 
Der vollziehende Körper wählt 8 Minifter (der ange 
wärtigen Angelegenheiten, des Innern, der Finans 
zen, der Juſtiz, des Kriegsweſens, des Geewefens, 
des Cultus, und der Polizei). 

Der_berathende Korper gilt als vollzählig, 
wenn 2 feiner Mitglieder zugegen find. eine Be: 
fehhlüffe gefchehen durch Stimmenmehrheit. Der Praͤ— 
fivent ſendet Die Befchlüffe des berathenden Körpers 
an den vollziehenden; fobald diefer fie geneh- 
migt, baben fie Geſetzeskraft. 

Wenn der vollziehende Körper die Genehmigung 
verweigert oder theilweife Ausftellungen macht, wos 
bei er die Gründe der Verweigerung oder der Aus— 
ftellungen anzugeben bat; fo wird die Sache, mit 
den Bemerkungen des vollziehenden Körpers, noch . 
einmal an den berathenden Körper zuruͤckgeſendet 
und in demfelben von neuem difcutirt, Entweder 
die gänzliche Verweigerung oder die theilweifen Aus» 
ftellungen des vollziehenden Körpers werden dann ges 
nehmigt, — oder im Falle der berathende Körper 
auf feiner Meinung befteht; fo wird die Sache zum 
zweitenmale im vollziehenden Körper unterfucht, und - 
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wenn diefer auch dann nicht nachgiebt, fo fällt 
das Geſetz durch. | 

Der berathende Körper nimmt über alle Arten 
von Gegenftänden Petitionen an, und berath: 
fchlagt über diefelben, Er ernennt aus feiner Mitte 
fo viele Commiffionen, als Minifterien find, 
unter welche der Praͤſident die eigenthümlichen, einer 
jeden zufommenden, Sachen vertheilt. Cine jede der= 
felben arbeitet die Öefeßesentwürfe über die Gegen— 
ftände aus, welche ihren” betreffenden Gefchäftszweig 
angehen. 

Jedes der Mitglieder des berathenden Körpers 
bat das Recht, fehriftlich ver Verſammlung durch den 
Präfidenten Gefeßesentwürfe vorzufchlagen. 

Die von dem vollziehenden Körper vorgefchlas 
genen Geſetze nimmt der berathende entweder an, ober 
er bearbeitet fie weiter, | 

Meder eine Kriegserklärung, noch ein Friedens» 
verfrag wird befchloffen ohne die Zuſtimmung des be= 
rathenden Körpers; eben fo genehmigt er vorher die 
Verträge, ‚die der vollziehende Korper mit ‚andern 
Mächten abfihließt. Ausgenommen davon find Die 

Verträge, die feinen langen Auffchub. leiden. 

Der berathende Körper genehmigt, am Anfange 
eines jeden Jahres, den muthmaßlichen Anfchlag der 
Einnahmen und Ausgaben (Budget), welchen ver 
vollziehende Körper ihm zur Beftätigung vorlegt. Am 
Schluffe des Jahres unterfucht er die allgemeine Rech— 
nung der Einnahmen und Ausgaben, 

In den ordentlichen und außerordentlichen Sitzun⸗ 
gen des berathenden Körpers hat der Zeitungs 
fhreiber die Erlaubniß zum Cintritte. 
Ausgeſchloſſen wird er aber von den geheimen 
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Sitzungen, welche ftatt finden, fo. fer fie von fünf - 


Mitgliedern des Körpers nachgefucht werden. - 
‚Wenn ein oder mehrere Mitglieder des bera⸗ 


thenden Körpers eines - Otaatsverbrechens ange “ 


Elagt find; fo wird eine Commiffion von 7 Mitglies 
dern aus diefem Korper niedergefeßt,, : welche, nach⸗ 
dem fie unterfucht hat, ob die Klage zuläffig few, 
fehriftlich ihren Ausspruch vorlegt. Wird der Ange— 
Flagte durch 3 der Stimmen des berathenden Körpers 


für ſchuldig erkläre; fo wird vom Praͤſidenten crflärt, i 


daß er feiner Würde entſetzt fen... Als gewöhnlicher 
Bürger wird er dann dem oberften Gerichtshöfe wor 
Griechenland uͤbergeben, in welchem der Grad des Vers 
brechens: und die angemeffene Strafe beftimme wird. 

Keins von den. Mirglievdern des. berathenden 
Körpers kann wor feiner Abfegung: verhaftet. werden. 


Wenn eins von den Mitgliedern des: voll 


ziehenden Körpers eines Gtaatsverbrechens "von 
dem:berathenden Korper angeklagt wird; fo wird eine 
- Commiffion von 9 Mitgliedern aus diefem Körper 
niedergeſetzt, welche, nachdem fie unterfücht hat, ob 
die Klage zufäffig fen, ihren Ausfpruch fehriftlich vor: 
legt. Iſt der. Angeklagte von # der Stimmen des 
berathenvden. Körpers für ſchuldig erklärt; ſo macht 
der. Präfivent.des berathenden Körpers bekannt, daß 
jener feiner Würde entfeßt fe. Dann wird er ale 
. gersöhnlicher "Bürger dem oberften Gerichtshofe uͤber— 
geben, in welchem ver Grad des Verbrechens umd 
die angemefjene Strafe näher. beftimmt wird, 

Wenn ein oder mehrere von den 8 Miniftern 
vor dem: berathenden Körper eines Staatsverbrechens 
angeklagt find; fo werden fie auf diefelbe Weife, wie 
bie Mitglieder des berathenden Körpers, ei (huldig 
erklärt und gerichtet, — 

St. W. ate Aufl, IV. 4 


‘ 
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Der vollziehende Körper iſt als voͤllig uns 
verletzlich anzuſehen. Er vollzieht die Geſetze durch 
feine verſchiedenen Staatsdiener. Er beſtaͤtigt bie 
vom berathenden Körper vorgeſchlagenen Geſetze, ober 
er verweigert die Beſtaͤtigung. Er hat das Recht, 
Geſetzesentwuͤrfe dem berathenden Kör— 
per vorzuſchlagen, welcher ſie weiter bearbeitet. 

Die ſaͤmmtliche Land⸗ und Seemacht ſteht unter 
dem vollziehenden Koͤrper. — Er hat das Recht, 
Weiſungen zu geben, und Geſetze, die vorher 
fiber allgemeine Dinge erlaſſen worden find; auf bes 
fondere Fälle anzuwenden. Er. bat das Recht, bei 
allen Sachen, welche die Polizei und die ‚allgemeine 
Sicherheit des Staates betreffen, die nothwendigen 
außerordentlichen Maasregeln zu ergreifen, muß aber 
unmittelbar an den berathenden Körper von denfelben 
Bericht erſtatten. 

Der vollziehende Körper ernennt. die Gefandten, 

und alle diplomatifche Beamten der Regierung an 
‚fremden : Höfen. — Er ift verpflichtet, _ von den 
Berhältniffen Griechenlands zu den fremden Mächten 
und von dem Zuftande der Dinge innerhalb Griechen: 
lands den berathenden Körper genau in Kenntniß zu 
ſetzen. — Er hat das Recht, die Minifter zu ver: 
Ändern, und den 'berathenden Korper zu. außerordents 
fichen. Berfammlungen zu berufen. 
-  Menn das Verbrechen des Hochverraths gegen 
die Regierung begangen ift; fo. bat der vollziehende 
Körper das Recht, die noͤthigen außerordentlichen 
Maasregeln zu nehmen, welches‘ Standes auch die 
Verbrecher ſeyn mögen. Doch muß er binnen ‚zwei 
Tagen dem. berafhenden Körper die Urſachen angeben, 
die ihn genbthigt haben, außerordentliche Maasregeln 
zu nehmen, | Se 
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— „Kr kann nur allein die Verträge, de feinen 
En Auffchub leiden, nach eigenem Willen abſchlie⸗ 
Ben, iſt aber auch dann. verbunden‘, den berathenden 
Körper davon in Kenntniß zu ſetzen. — Er muß, 
zum Anfange eines jeden Jahres, Dem berathenden 
Koͤrper das Budget, und am Ende des Jahres eine 
genaue Rechnung der Einnahmen und Ausgaben vor- 
legen., Diefe beiden Rechnungen werben, vom Fira hr 
minifter mit den Ipeciellen Sen aller übrigen‘ 
nifter verſehen. BE 

‚Die Befchlüffe. Des voljefenben Kim, ge⸗ 
ſchehen duch Stimmenmehrheit, — ı. u noeh 

Das Juſtizde partement ft unabhängig 
von den ‚beiden. ‚andern Gewalten, der vollziehenden 
und berathenden. Der: Umfang und der Sitz seines 
jeden Gerichts wird durch ein Geſetz naͤher beſtimmt, 
Das hoͤchſte Geticht ſoll da errichtet werden, wo Die 
allgemeine: Regierung. HRen. Sitz hatz es: füllen. in 
demfelben bie: Civil» ‚und: Criminalprozeffe in hoͤchſter 
Anftätız entfchieden werden. — Sm jeder-Gemeinde 
oder Drefchaft. fol ein Friedensrich ter angeſtellt 
werden, der in Sachen bis zu 100 Piaſtern ‚zu ente 
ſcheiden, und uͤberhaupt in jeder“ — 
ſache einen Vergleich zu verſuchen hat. :35.1.%0 

Der vollʒiehende Korper ſoll eine Co mmif fion 
ernennen), die aus den erlefenften und. einfichtsnollften 
Bürgern. von Griechenland beftehen wird, um Ge⸗ 


-  fesbücher von Civil», Criminäl und Hans 


delsgefesen zu verfaffen , welche, fo. wie jedes 

andre Gefeß, der Beurtheilung und Genehmigung 

des berathenden. and vollzieheuden Körpers unterlie⸗ 

gen. Bis zur Bekanntmachung diefer Geſetzbuͤcher 

haben vie Civil» und Criminalgefeße: zur: Baſis die 

Geſetze der vormaligen BEIER PN AUG SH EDER | 
1 a 
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ten, und die von dem berathenden und wollziehenden 
Koͤrper erlaſſenen Geſetze. In Handelsſachen gilt 
das Handelsgeſetzbuch von Fraukreich. 

Die Folter und die Strafe der Gütercom 
— wich — | 


10% 131... 
® Bertfeking ber potitifen Ereigniffe 


Bei dem fortdauernden Kampfe zwifchen den 
Griechen und Türken, und beit ven Zwiſten der Grie- 
hen unter fich felbft und zwifchen ihren Oberhäuptern, 
ging die neue Verfaffung nicht ins öffentliche Staats: 
leben uͤber. Db es nun gleich’ noch nicht an der Zeit 
iſt, uͤber die Stellung der. europäifchen Hauptmächte 
gegen Öriechenland: ein geſchichtlich beglaubigtes: Erz 
gebniß aufzuftellen; fo. duͤrfen doch folgende Thatfachen 
nicht, übergangen. werden. Der Capitain Kiefala ‚ein 
angeblicher griechifcher Specialeommiffarius in. Kom, 
verlangte von dem Papfte Jev 12 (6. Sun. 1825) *), 
Daß derſelbe bei Deftreich und Frankreich vermitteln 
möchte, daß die’ riechen einen: tatholiſ ch⸗ap o⸗ 
frotifchen König aus einem der in dem Antrage 
genannten Eatholifchen Regentenhaͤuſer erhielten. Dies 
fen Antrag verwarf: aber die Regierung Griechenlands 
zu Napoli di. Romania, als nicht von ihr aus 
gegangen, und: beſchloß, auf den Antrag Maus 
wvofördato’s, am 2. Sul. 1825 dem. aus: 
fihließgenden Schutze Großbritanniens, 
— als der größten Seemacht — auf diefelben 
Bedingungen, wie die jonifchen Inſeln **), 
*) Hamburger 'unparth. Eorrefp. 1825, St. 135. 

.. **) Meuefle Staassacten. Th. 1. ©. 295. 


Griechenland. 645 


fih zu unterwerfen. Allein gegen Diefen Be— 
ſchluß erklärten fich nicht nur einige griechifche Haͤupt⸗ 
linge (Koletti und Theodoki), fondern auch der franz 
zöfifche General Roche, und der Nordamerifaner 
Washington am 28. Jul., obgleich beide nur mit. der 
- richtigen Verwendung der in Frankreich und Nord⸗ 
amerifa für die Griechen gefammelten Gelver, nicht: 
mit diplomatifchen Sendungen , beauftragt waren. 
Selbſt von Seiten Großbritanniens ward. der 
Beſchluß der griehifchen Regierung nicht angenoms: 
men; vielmehr faßte-der griechifche Kongreß zu Epis 
dauros am 21. Apr. 1826 den Beſchluß, für Gries 
chenland eine conftitutionell=monardhifche 
Berfaffung anzunehmen, und einen Ausländer 
mit ‚der höchften Würde zu befleiden *). . Doch diefer 
Beſchluß blieb gleichfalls: ohne Erfolg; denn am: 14 
Apr. 1827 ernannte.die dritte griechifche Nationale’ 
verfammlung zu Trözen den Grafen Johann 
Capo d'Iſtria zum Gouverneur von Grie— 
chenland. In dem deshalb erlaffenen Decrete **);,. 
welches der Präfident des Nationakcongreffes Siffint: 
unterzeichnete, ward ausgeſprochen, daß dem ernann⸗ 
ten Gouverneur. die vollziehende Gewalt anvers: 
trauf werden, berfelbe Griechenland nach den. bes 


ftebenden Geſetzen regieren, und feine Gewalt; 
vom 14. Apr. 1827 an gerechnet; auf fieben: 


Sahre befhräanft feyn ſollte Im folgenden 
Monate Mai 1827 :erfchien darauf die neue Vers 
faffung Sriechenlands ***), welche der Praͤſi dent der 


ar eier ei 
*) ‚C£. Documens relatifs à J’eiat present de la Gen 
“ Paris, (chez Didot,) 1826. Premier Numero. 
Juin. p. 41 sq. : 
**) Meuefte Staatsarten, Th. 9.:©. 54 
***) Ebend. ©. 50. 


— 
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Nationalverſammlung Siffiniiam 17. Mai 1877 
als angenommen, in einer oͤffentlichen Erklaͤrung *), 
bekannt machte, und zugleich, in derſelben, die Auf— 
loͤſung der dritten Nationalverſammlung und die Vers 
fegung des Sitzes der ftellvertretenden Regierungscoms 
miffion nach Napoli di Romania anfündigte. Ueber 

das Verhaͤltniß der neuen Verfaſſung Griechenlands 
zu der früher von Epidauros ſprach der Praͤſident ſich 
dahin. aus: ‚riechen! Die Nationalverfammlung hat 
das Gefes von Epidauros, d. i. Die proviforifche 
Verfaffung Griechenlands, modificirt, bat fie 
vervollfommnet, und fanglicher gemacht, um, 
durch Euere Regierung vollzogen, das allgemeine Wohl \ 
der Nation zu bewirken. Euere neue Verfaſſung ward 
genanne:-politifhe Verfaffung Griechen: 
(ande: (moAirızbv. ouvrayna is "EAkaöos). Durch 
ſie werben euere Nechte gegründet und geheiligt. 

- Dreien Gewalten, dem Senate, dem Kegenten 
und der Juſtiz iſt euere Herrſchaft anvertraut, 
Euere bevollmaͤchtigten Senatoren bilden bereits den 
Senat, und ſollen der Nation die franzoͤſiſche 
Gefesgebung anpaffen, ‚infofern fie mit den Sit— 
ten: und den Verhältniffen der Nation verträglich if. 
Die aufgeftellte ſtellvertretende Negierungscommiffion 
wird ihre Pflichten erfüllen, bis der Regent felbft nad) 
unferm Vaterlande fommt. Zum Eige der Regent: 
ſchaft iſt Napoli di Romania beſtimmt.“ — 
An. Verbindung mit diefen beiden wichtigen Vorgaͤn⸗ 
gem ſtand der. am 6, Jul. 1827 zu Zondon von Große 
britannien, Frankreich und Rußland abge: 
fchloffene Bertrag **) zur Pacification Öriechenlands. 


*) Neueſte Staatsasten, IH. 8. ©. 89, 
**) Ebend. Th. 9. ©. Sl. 
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132. 


a) Politifcher Syeakie I 1 Berfaffung 
vom 17. Mai 


Ä Die griechifche Nation verfündige ‚im National⸗ 
congreſſe verſammlet, zum drittenmale, im Angeſichte 
Gottes und der Menſchen, ihr Daſeyn und ihre 
Unabhängigkeit, und conſtituirt folgende Grund⸗ 
principien ihrer Verfaſſung. 

Jedermann in Griechenland befennt frei feine Re⸗ 
ligion, und hat zu ihrer Ausübung gleichen Schutz. 
Die Staatsreligion aber ift die der orientali- 
fhen orthodoxen Kirhei 

Der griechifche Staat ift einer und untheil— 
bar. Er befteht aus Eparchieen (Provinzen). Epar- 
chieen Griechenlands find fo viele, als ihrer vie 
Waffen ergriffen Haben gegen die osmanifche 
Dberherrfchaft, und fie noch ergreifen werden, 

Die Souverainetät berubt auf der 
Nation. Jede Gewalt fließt aus der Nation, und 
befteht für fi. — Griechen find: 3) die Einge- 
bohrnen des griechifchen Staates, die an Chriftum 
glauben; 2) alle, die an Ehriftum glauben, aus dem 
osmanifchen Joche in den griechifchen Staat gefom= 
men find und fommen werden, um mitzufämpfen , oder 
darin fih aufzuhalten; 3) alle, die in einem fremden 
Staate von einem griechifchen Vater gezeugt wurden; 
4) ‚alle Eingebohrne, oder auch nicht Eingebohrne, 
und deren Nachkommen, die vor der Kundmachung 
der gegenwärtigen Verfaffung in fremden Staaten ein> 
gebimgert waren, nach dem griechifchen Staate fom= 
men, und ben griechifchen Eid Teiften; 5) alle ötembe, 
die fommen und naturalifirt werben. 

. Alle Griechen find gleich vor den Geſetzen, und, 
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nach dem Maaße ihres perſoͤnlichen Werthes, faͤhig 
zu allen oͤffentlichen Dienſten. — Das Recht der 
Repraͤſentantſchaft wird in einem beſondern Wahlgeſetze 
geordnet werden. — Die Fremden, welche in Grie— 
chenland ſich niederlaſſen, oder nur daſelbſt verweilen, 
find gleich vor. den Geſetzen. — Die Abgaben 
werden auf alle Einwohner des Staates; gerecht und 
nach dem Maasftabedee Vermögens eines 
Jeden, vertheilt. Keine Abgabe findet ftatt ohne 
ein vorhergegangenes Gefeß. Kein Abgabengefeg gilt 
länger, als auf-ein Nahe. — Das Gefeß fichert 
eines Jeden perfonliche Freiheit. Niemand kann ver= 
haftet werden, als nad) den Gefegen. Das teben, 
die Ehre und das Vermögen eines jeden, der im 
Staate lebt, fteht unter. dem Schuße der Geſetze. — 
An allen Sriminalfällen hat jeder das Recht, die Urs 
fache und die Natur der gegen ihn eingeleiteten Ans 
Elage zu verlangen, mit feinen: Anklägern und ihren 
‚ Zeugen confrontirt zu werden, Zeugen für fich zu ftel= 
len, Sachwalter zu Hülfe zu nehmen, und fchnelle 
Erledigung von dem Gerichte zu verlangen. — Vor 
der Berurtheilung wird niemand als fchuldig. betrach- 
tet. — Niemand wird zweimal wegen eines und 
defjelben Vergehens gerichtet, noch jemand verurtbeilt, 
oder proviforifch feines Vermögens beraubt, ohne vors 
hergegangenen Prozeß. Ohne vorbergegangene Ent= 
fehädigung kann von Keinem das Opfer feiner Bes 
fißung für die Zwede des Staates gefordert werden. — 
Die Folter und Konftfcation find unterſagt. — Kein 
Geſetz kann eine ruͤckwirkende Kraft haben, — In 
dem griechifchen Staate wird weder ein Menſch 
gekauft, noch verkauft. Ein um Geld Erkaufs 
ter, oder Sklave, wird, fobald er den griechifchen 
Boden betritt, frei, und kann von feinem Herrn nicht 
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reclamirt werden. — Niemand kann feinem com: 
petenten Richter entzogen werden, —-: Niemand kann 
. 24 Stunden im Hafte bleiben, ohne die Urfachen 
feiner Verhaftung: zu erfahren, und nicht länger als 
drei Tage, ohne daß die Unterfuchung beginnt, 


Der Klerus kann, nach den DVorfchriften der 
griechifehen Kirche, keinen öffentlichen Dienſt anneh— 
men; nur die Presbyter (Pfarrer) haben das Recht, 
Wahlmanner zu ſeyn. 

Jeder kann ſich ſchriftlich an den Senat wen⸗ 
den, um ſein Gutachten uͤber jede oͤffentliche Ange? 
(egenheit abzugeben. | 

Die Griechen haben das Recht, ohne Gen- 
f ur, frei zu fchreiben und druden. zu laffen, oder 
fonft befannt zu machen, ihre Gedanfen und Mei— 
nungen, wenn fie folgende Beſtimmungen beobachten ;, 
1) daß fie nicht gegen bie Principien der chriftlichen 
Religion ſchreiben; 2) daß fie nicht gegen die Decenz 
verftoßen; 3) daß fie alle perfonliche Beleidigungen 
und Verläumdungen vermeiden, 

Kein Avelstitel wird von dem grie— 
hbifhen Staate gegeben; und fein Grieche m 
; demſelben kann, ohne Genehmigung des Praͤſidenten, 
einen Dienſt, ein Geſchenk, Wuͤrde oder Titel von 
einem Monarchen, Fuͤrſten, oder einem auswaͤrtigen 
Staate annehmen, — Die Prädicate Erlaucht, 
Excellenz u. a. werden feinen Öriechen innerhalb des 
Staates gegeben Nur dem Präfidenten wird der 
Titel Ercellenz gegeben; dieſer hort aber mit feiner 
Amtswuͤrde auf. Ä 

Kein gebohrner oder eingebürgter Grieche, der 
in ‚Griechenland wohnt und die Rechte eines Buͤr⸗ 
gers ‚genießt, kann * unter den Schuß einer frem⸗ 


650 Pofitives Staatsrecht. 


den. Macht" begeben; fonft * er auf, griechiſcher 
Staatsbürger zu feyn; 
Die ‚Souverainetät des Volkes theilt ſich in 
drei Gewalten: Die geſetzgebende, die voll— 
ziehende, und die richterliche. Die geſetzge— 
bende Gewalt ſteht dem Körper der Volksrepraͤſen— 
tanten zu, welcher. Senat heißt. Die vollziebende 
gebührt einem Einzigen, der Gubernator (Regent, 
Präf ident) heißt; und verfihiedene Staatsfecre— 
taire unter fich bat. Die richterliche gebührt den 
verfchiedenen Gerichten. 

Der Senat befteht aus den Kepräfentanten der 
verfchiedenen Provinzen Griechenlands. Die Repraͤ⸗ 
fentanten werden vom Volke gewählt, nach dem 
Wahlgefege. Der Senat, als ein Ganzes betrach⸗ 
tet, iſt unverletzlich. Der Senat hat einen Praͤſi⸗ 
denten, einen Vicepraͤſidenten, einen erſten und zwei— 
ten - Secretair , mit den nöthigen. Unterfecretairen. 
Der Präfident und Vicepräfident werden vom Genate 
durch Stimmenmehrheit gewählt. Die Dauer des 
‚ Umtes beider ift einjährig. Die Kepräfentanten 
werden auf drei Jahre gewählte. Das Drittel 
vörfelben wechfelt jährlich. Das erfte und zweite 
Jahr gefrhieht der Wechfel durchs foos. Der naͤm⸗ 
liche kann nicht zweimal nach einander zum Repraͤ⸗ 
fentanten gewählt werden. — . Die Gißungen des 
Senats beginnen am erften Monate des Dctobers, 
und dauern vier bis fünf Monate, Die Senatsbe 
fehfüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt; bei 
gleicher Zahl giebt die Stimme des Präfidenten den 
Ausſchlag. — Es ift keinem Kepräfentanten er- 
kaubt, einen andern Staatsdienft ‚anzunehmen, oder 
Direct oder indirect an der. Verpachtung ber Staats: 
einkünfte Theil zu nehmen. — Die Senatoren er⸗ 
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haften: die beftimmte Befoldung aus dem Nationale 
fchaße ; fo lange fie an dem Orte der Senatsſitzungen 
anwefend find; Die ganze, fo lange : die Sigungen 
dauern , nach deren Beendigung die halbe, — Ein 
Kepräfentant darf nicht verhaftet. werden, fo lange 
die Genatsfißungen dauern; auch. nicht vier Boden 
vor und nach denfelben. Doch fonnen fie in dieſer 
Zwiſchenzeit gerichtlich belangt werden. — Die Kesi 
präfentanten find nicht verantwortlich für Das, was 
fie im Senate gefprochen haben. — Die Sitzungen 
des Senats find öffentlich, und'nur geheim, wenn 
die Mehrzahl der Mitglieder es für gut achtet. —' 
Die Mitglieder des. Senats werden, nach den Be— 
bürfniffen des Staates, in permanente Commiflionen: 
vertheilt. Der Senat hat das Geſchaͤft einer jeven 
derfelben zu beftimmen. Ein jeder. der. Repraͤſentan⸗ 
ten kann durch den Präfidenten fchriftlich ben Senate 
einen Geſetzesvorſchlag uͤberreichen. 2 Ar 

- Ein jeder Senatsbeſchluß wird dem Präfidentei 
uͤberreicht. Genehmigt ihn dieſer; ſo beſtaͤtigt er ihn 
binnnen 15 Tagen, vom Tage der Ueberreichung an 
gerechnet, und publicirt ihn. Von da an iſt er Ge— 
ſetz. Genehmigt er ihn nicht; fo ſendet er ihn bins 
ren 15. Tagen an den Senat zurüd mit feinen Modis: 
ficationen und Bemerkungen, Dieſe fendet der Senat: 
der betreffenden permanenten Commiſſion zu, um fie’ 
‚zu erwägen, und abermals der Nevifion des Senats: 
zu unterwerfen. Finder der Senat das fo: modifi⸗ 
cirte Geſetz nicht für gut; fo ſendet er es in feinen 
erften Geftalt ein zweitesmal dem Präfidenten zu. — 
Verweigert dieſer abermals die Beſtaͤtigung; ſod ſen⸗ 
det er es binnen 15 Tagen zuruͤck an den Senat, 
mit den Beweggruͤnden feiner Weigerung. Der Se: 
nat muß es nun neuerdings bifcutiren; und wenn er 
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mit ‚Stimmenmehrheit auf dem Senatsbefhluffe be- 
harrt, fo.fchict er ihn zum drittenmale an den Prä= 
fidenten, der ihn unmittelbar darauf beftä- 
tigen und publiciren muß, und dann wird 
er zum Geſetze. — Ein Gefeßesentwurf, vom 
Praͤſidenten dem Senate vorgefchlagen, fallt durch, 
wenn er dreimal vom Senate difcutirt, und dreimal 
dem Präfidenten als unannehmbar zuruͤckgeſendet ward, 
Zu Anfang der Sitzung, nachdem der Senat-däs 
von der Regentfchaft vorgelegte hypothetiſche Bud: 
get diſcutirt hat, bewilligt er ihr die zur Beftreitung 
des Budgers nöthigen Gelber. Er unterfucht im’ Ein- 
zelnen die Rechnungen der Einnahme und Ausgabe 
des vorhergehenden. Jahres, und die Schulden des 
Staates, die von dem ÖStaatsfecretaire der Finanzen 
vorgelegt werden, und befiehlt, die funnmarifche Bilanz 
Durch den Drud bekannt zu machen. — Er forgt für 
die richtige Zahlung der Zinſen und die Tilgung der 
Nationalſchuld. © Er beſtimmt durch ein Geſetz die Ab⸗ 
gaben, Zölle und andern Steuern, die in gleicher 
Weife und zu gleichen Theilen durch den ganzen’ 
Staat auferlegt: werden follen. Er decretirt Durch ein 
Geſetz über eine Anleihe, unter Verbürgung der Nas 
tion und Hypothek des Nationalvermögens. Er wacht 
über die Verwendung der öffentlichen Gelder. — es 
der Kepräfentant hat das Recht, alle noͤthige Aufklä- 
rungen von. Geiten. der Staatsfecretaire über jeden 
Gegenftand zu verlangen und zu erhalten, der im Se— 
nate difcutirt wird. — Er regulirt Das Münzfpftem, 
indem er das Gewicht, die Qualität, das Gepräge 
und den Rang einer jeden Münze, durch den ganzen 
Staat beftimmt. — Er wacht Über die öffentliche Er— 
ziehung und beſchuͤtzt fie, wie auch die Freiheit der 
Preffe, ven Aderbau, ven Handel, das Fortfihreiten 
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ver Wiſſenſchaften und’ gemeinnägigen Rünfte, und 
Die. Andufttie, Er: fichert auch den: Erfindern und. 
Schriftftellern: für: einen gewiffen Zeitraum das aus⸗ 
ſchließende Recht: auf den: Gewinn, der von der Erfin⸗ 
dung und den Schriften herruͤhrt. — Er macht Ge⸗ 
ſetze uͤber Priſen und gegen den Seeraub. Er macht 
Geſetze uͤber die Recrutirung im Wege der Conſcrip⸗ 
tion. Er ſorgt fuͤr Erbauung und: Ankauf von Na 
tionalſchiffen. Er giebt Geſetze uͤber Verpachtung der 
Nationaleinkuͤnfte und Guͤter. Er beſtimmt die Ge⸗ 
Halte des Praͤſidenten, der. Staatsſecretaire und der 
Richter. Er beſtimmt durch ein Sehe die Grehzen 
der Eparchieen, 

Ohne Genehmigung des Senats tann der Praͤ⸗ 
ſident weder eine Kriegserflärung, noch 
einen’ Friedens-,Allianz-, Freundſchafts-, 
Handels- und Neutralitätsr Vertrag 
{chliegen. Ausgenommen find befondere Waffen: 
ftillftandsconventionen ; doc) muß er auch dieſe ſosleich 
dem Senate anzeigen. 

Der Senat empfaͤngt Petitionen aller Art; 
Die, welche er annehmbar. findet, weiſet er, wohin 
fie geboren, * ſeine Meinung. abzugeben. » . .: 

In alle Sißungen des Senats, mit Ausnahme 
‚ Der: geheimen, bat der Zeitungsfchreiber freien Zutritt, 

‚Der Senat forgt dafür, daß ein Civil-, Cits ; 
minals. und Militair- Gefeßbuch ausgearbeitet werde⸗ 
Die insbeſondere die franzofif Ge Öefeßgebung * 
Grundlage haben ſollen. 

Denm Praͤſidenten ift bie. vollziehende Gewalt 
anvertraut. Er iſt unverleglich; die Staatsfecretaire 
find verantwortlich für ihre Amtshandlungen; 
Durch fie vollzieht der Präfident Die Gefege im gan⸗ 
zen Umfange des Staates. Er ſetzt die Land⸗ und 
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Seemacht in Bewegung. Gramacht Geſetz an⸗ 
träge an den Senat, mund: beauftragt einen oder 
mehrere Staatsſecretaire bei der Verhandlung daruͤber 
im Senate gegenwaͤrtig zu ſeyn. Der Praͤſident ſorgt 
fuͤr die innere und aͤußere Sicherheit des Staates. Er 
ſtellt an und: wechſelt die Staatsſecretaire und alle 
Aemter der Regierung. Er beftimmt die Pflichten 
eines“ jeden: derſelben. €r correfpondirtrmit 
den fremden Mächten, Er erklärt Krieg, ſchließt 
Frieden und Verträge, nach den. oben genaunten Bes 
fimmungen: Er ſchickt Geſandte, Konfuln ; Agenten 
u. f..w. nach fremiden Staaten, und empfängt dieſelben 
von ihnen. — Er kann, im Nothfalle, den Senat 
außerordentlich verſammeiu. —Er iſt verpflichtet, 
einen Geſetzantrag über Organiſirung der National⸗ 
garde zu machen. — Der Praͤſident bat feinen 
Zutritt in den Senat, außer beim Anfange und 
Schluſſe der Sitzungen. ‚Beim: Anfange einer jeden 
Sitzung fpricht er: über die auswaͤrtigen Verhaͤltniſſe, 
den innern Zuſtand des Staates, beſonders aber uͤber 
die ‚Einnahmen und Ausgaben, uͤber den Bedarf des 
nuͤchſten Jahres, und über! die möglichen Verbeſſe— 
rungen der öffentlichen Angelegenheiten. — Das 
Amt des. Präfidenten dauert fieben Jahre, Er 
ann, aus Menfchenliebe und aus ftarfen: Gründen, 
die Todesftrafe abändern,. nach Berathung mit 
den Staatsfecretairen, auf‘ "Empfehlung des Ger 
richts. — Es iſt dem Präfidenten und dem Senate 
ausdrüdlich verboten, fich in irgend einen Vertrag 
einzulaffen, der die Aufhebung der politifchen 
Eriftenz und Unabhängigkeit der: Nation 
gun nn hätte. 
Es giebt ed 8 ‚Staatsfectetaire: für die aus: 
Sshrtigen. Angelegenheiten ;. für das Innere und die 
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Polizei; für die. Finanzen; fuͤr den Krieg; fuͤr vle 
Marine; für die Juſtiz und den Unterricht. — Die 
Staatsfecretaire haben freien Zutritt zu den Sitzungen 
bes. Senats, und "werden angehört, wenn fie das 
ort; verlangen. . Die Staatsfeeretaire : find verant⸗ 
wortlich, und werben vor dem Genate verklagt wegen 
Verrath, wegen: Mißbrauch den: Staatsgelder; dınd 
wegen Unterfchrifevon Verordnungen, Die den Grunde 
geſetzen zuwider finds u > nz nirng nd 
Die richtetfihe Gewalt: ift unabhängig "in 
ihren Ausfprüchen von ber gefeßgebenden und voll 
ziehenden. Sie richtet nah den gefchriebe nen 
Sefegen ber Nation. Es giebt Friedensgerichre, 
Yandgerichte, und Obergerichre. Es befteht, 
beim Sitze der Regierung, ein Caffationsgeriche, 
— Es follen Gefhwornengerichte eingeführt 
werden. Außerordentliche Commiſſionen find in et 
Folge verboten, Die Proceffe werden öffentlich Her; 
handelt, außer wenn die Oeffentlichkeit gegen den Au⸗ 
ftand verſtoͤßt. — Die Urtheitsfprirche der "Gerichte 


erfolgen öffentlich. Die Richter find verantwort⸗ 
lich für Betrug, Beſtechung, Partheilichkeit und Ver⸗ 
brechen gegen das Geſetz der Organiſirung der Gerichte. 
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. — 42) Königreihb Spanien. — 
a) Die aͤltere ſtaͤndiſche Verfaſſung.“ 
| Die Altere Verfaſſung Spaniens harte ihren 
Grund theil s in dem mit den Weſtgothen tiber die 


Pyrenoͤen gekommenen Lehusſyſteme, theils in, dem 
Verhältniffe, in welchem die einzelnen chriftlichen 
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KReiche Spaniens zu den, feit dem Anfange des achteit 
Jahrhunderts daſelbſt geftifteten,, arabifchen Staaten 
fianden, - Denn; in Diefen Zeiten des. Kampfes: zwi⸗ 
ſchen «dem Chriſtenthume und dem Islam auf fpani- 
fehem Boden bildete fich in den chriftlichen Reichen 
Spaniens, namentlich in: Kaſtilien, früher aber 
noch in Aragonien, eine. ft ändifche: Verfaffung 
aus, wor.bereifs im Jahre 1116 .den Bürgern von 
Saragoffa fhriftliche Privilegia: ertheilt ‘wurbenz 
ein Beweis , daß damals ſchon der dritte. Stand 
in, den Städten Aragonieng bedeutende Rechte bes 
hauptete. Es erfchienen auch, bereits vor der Mitte 
des zwölften Jahrhunderts Deputirte von Städten 
auf den Keichstagen, — Die Verfaffung Kaftis 
Liens. erhielt, erft im; 13ten Kahrhunderte unter dem 
Könige Ferdinand. 3 ihre politifche Geftaltung; auch 
gelangte. hier der dritte Stand. erſt ums Jahr 1325, 
alfo zwei Jahrhunderte fpäter, als in Aragonien, zur 
Keichsftandfchaft, und nie zu. den großen Vorrechten, 
wie. in Aragonien *). — * 
Ob nun gleich die innere und aͤußere Haltung 
Spaniens ſeit der Vermaͤhlung der Iſabella von 
Raftilien mit Ferdinand von Aragenien, und. feit der 
Eroberung des legten arabifchen Staates auf fpani- 
ſchem Boden, des Königreiches Granada (1492), 
gewann; fo ſank doch auch bereits ſeit Diefer Zeit das 
große politifche Gewicht der Keichsftände, ob fie gleich 
noch unter.der Habeburgifchen Dynaftie auf dem fpa= 
nifchen Throne fortdauerten,, ; und erft ſeit der Ver⸗ 





") Ueber ‚die ältere Verfaſſung der fpanifchen Cortes vergl. 
7 Franz Martinez; Marina, Theorie der Cortes. 3 Thle. 
41812. 4 md M. Sempere,' Gefchichte der Cortes 

"in Spanien, überfegt in den europ. Annalen 1816. 
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feßuing des bourbonifchen Haufes nach Spanien 
mit. Philipp 5 zur Unbedeutenheit ‚berabfanfen, 
Denn feit diefer Zeit verloren Aragonien, Cata— 
lonien und Balencia, weil fie mit Philipps.5 
Gegenfonige, Karl von Deſtreich, zuſammengehalten 
hatten, ihre fruͤhern großen Rechte; in den uͤbrigen 
Koͤnigreichen ward. ein Reichſtag, als. bloße Forma— 
litaͤt, zur Anerkennung des neuen bonrbonifchen Erbs 
folgefeges zufammenberufen; ımd nur Biskaja, Na— 
varra und Afturien behielten einige, auf, das Her—⸗ 
kommen gegründete, Freiheiten. 

Bis auf die Zeit der neueften großen politifchen 
Veränderungen galten daher in Spanien nur wes 
nige Keichsgrundgefebe. Dahin gehörten dag 
Geſetz von der Untheilbarfeit des Keiches 
Kaftilien, und das Geſetz von «dem Kechte der 
Erſtgeburt auf dem Eaftilifchen Throne, Diefe bei- 
den Geſetze wurden (1252) von Ferdinand dem Heili— 
gen gegeben, von Alphons 10 dem Gefeßbuche Kaftis 
liens einverleibt, darauf von den Ständen anerkannt,‘ 
von fabella und Ferdinand beim Antritte ihrer ges 
meinfchaftlichen Regierung (1475) beftätigt, und von 
Karl 5 (1523 und 1554), fo wie von Philipp 2 
in feinem Teftamente (1595) auf die gefammten fpa- 
nifchen Staaten ausgedehnt. Zu diefen Gefegen Fam 
(12. Mai 1713) das unter Philipp I gegebene und 
von den Keichsftänden angenommene Erbfolgeges 
fes hinzu, wodurch die vorigen theils erläutert, theils 
abgeaͤndert wurden. Denn diefes legte Geſetz behielt 
zwar die in den beiden frühern Geſetzen ausgefprochene 
Untheilbarkeit, und die Erblichkeit des Thrones in 
männlicher und weiblicher Linie nach dem Rechte der 
Erftgeburt bei, entfchied aber dahin, daß der weib- 
liche Stamm erft nach m 00 des 

St, W. ate Aufl, IV. 
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männlichen zur Thronfolge gelangen follte. Noch 
beftimmte die pragmatifche Eanction Karls 3 vom 
Jahre 1776, daß die Kinder derjenigen Föniglichen 
Prinzen, welche fih unftandesmäßig verheirathe— 
ten, von der Thronfolge ausgefchloffen werden follten. 
— Die Cortes des Faftilifchen Keiches beftanden 
aus der Geiſtlichkeit, vem hohen Adel, und den 
Deputirten der Städte, wozu auch die drei 
Kitterorden, mit dem Range vor den Staͤdten, 
gerechnet wurden. Doc) war ihre Gewalt, dem Fonig- 
lichen Willen zu widerfprechen, längft erlofchen; denn 
der Reichstag ward blos noch bei Huldigungen und 
bei der Anerkennung neuer Thronfolgegefege zuſam— 
men berufen, Gewiſſermaßen vertrat der Rath von 
Kaftilien, als das höchfte Juſtizcollegium, die Stelle 
der Neichsftände, infofern Durch denfelben der Eonig- 
liche Wille feierlich beftätige ward. 
Petr. Joseph. Perez Valiente, apparalus 
juris publiei hispanici. 2 Voll. Madrit. 1751. 4. 
(Er hat Vol.2. p. 335 das Gefeg vom 12. Mai 1713.) 


134. 
Fortfeßung. 
b) Die Berfaffung vom 6. Jun. 1808. 


Eo hatte die frühere Verfaſſung der fpanifchen 
Cortes gerubt, als Napoleon, nachdem er zu Banonne 
(Mai 1808) den König Karl + und deſſen Sohn, 
Ferdinand 7, zur DVerzichtleiftung auf die Kronen 
Spaniens und Indiens gebracht hatte, am 25. Mai 
1808 eine Verfammlung der fpanifhen Nota— 
blen nach Bayonne berief, um „ihrer altgewordenen 
Monarchie” eine neue Berfaffung zu geben. 
Nach dem Willen des Kaifers beftand dieſe Ver 
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fammlung aus 150-Perfonen; 50 aus: dem geift: 
lichen Stande, 100 aus den weltlichen Stän- 
den. Dbgleich bereits in Spanien der Kampf gegen 
die Franzofen begonnen hatte; fo wurden Doch die 
Sitzungen diefer Junta am 15. Juny 1808 eröffnet, 
der Entwurf der neuen Verfaſſung derfelben vorgelegt, 
und ihr zur forgfältigen Prüfung und freimäthigen 
Deurtheilung empfohlen. Bereits am 6. July be— 
fehworen der neuernannte Konig Spaniens, Joſeph 
Napoleon, und die zu Bayonne verfammelte Junta 
die neue Berfaffu ng *), die nur fo lange dauerte, 
als Joſephs Herrfchaft in Spanien, und nur in den= 
jenigen Theilen der Monarchie, welche durch das 
Gewicht der franzöfifchen Waffen dem Könige Soferh 
unterworfen * waren, 

Die wefentlichften Beftimmungen biefer Ver⸗ 
faſſung waren: Die katholiſche Religion iſt in Spa— 
nien und in allen ſpaniſchen Beſitzungen die Religion 
des Koͤnigs und der Nation; es iſt keine andere 
erlaubt, Die Krone ift erblich in der directen 
männlihen Nachkommenfchaft, nach dem Rechte 
der Erftgeburt. Sie kann nie mit einer andern Krone 
auf dem nämlichen Haupte vereinigt werbeit. Es 
giebt 6 Großbeamte des Reiches, und neun Minifte 
rien. Die Minifter find für die Vollziehung der 
Sefege und Eöniglichen Befehle DIRARLWOTKLUG, 


*) Die Sammlungen, wo fie fteht, vergl. 9.19. Sn ihren 
Eingange heißt es: „Don Joſeph Napoleon — Nach⸗ 
dem Wir die Nationaljunta vernommen haben, welche 
zu Bayonne verſammelt war, haben Wir beſchloſſen, daß 
die gegenwaͤrtigen Sonftitutionsjtatuten als ein Grund 
gefe& Unferer Staaten und ald Grundlage des 
Bertrages, ber Unſere Völker an Uns, und Uns an 
Unfere Völker bindet, vollzogen a — 

2 


660 Poſitives Staatsrecht. 


Es giebt einen Senat. Der Senat ſoll be— 
ftehen aus den Infanten von Spanien, die ihr 18tes 
Jahr erreicht haben; aus 24 Mitgliedern, die ber 
König aus den Miniftern, den Oeneralcapitainen der 
See = und Landmacht, den Borfchaftern, den Staats= | 
räthen und den Mitgliedern des Raths von Kaftilien 
auf Lebenszeit ernennt, Jeder Senator muß 40 
Jahre alt ſeyn. — Im Halle einer bewaffneten 
Empörung, oder auch wenn innere Unruhen die 
Sicherheit des Staates bedrohen, kann der Senat, 
auf den Vorſchlag des Königs, die Herrfchaft des 
conftitutionellen Statuts an beftimmten Orten und 
für eine beftimmte Zeit fufpendiren. — Es liegt dem 
Senate ob, über die Erhaltung der individuellen 
nnd der Preßfreibeit zu wachen. Für jede von 
beiden befteht im Senate eine befondere Commiffion 
von fünf Mitgliedern. — 


Es giebt einen Staa tsrath unter dem Vor: 
fiße des Konige., Er befteht aus wenigftens 30, und 
höchftens 60 Mitgliedern, und wird in 6 Sectionen 
(der Juſtiz und des Cultus, des Innern und ver 
Polizei, der Finanzen, des Krieges, des Seeweſens, 
und für Indien) eingetheilt. Die Minifter und der 
Präfident des Rathes von Kaftilien find von Kechts- 
‚wegen Mitglieder des Ctaatsraths, gehören aber zu 
feiner Section. — Es beftehen bei dem Staatsrathe 
Kequetenmeifter, Auditoren und Conſulenten. — 
Die. Entwürfe von Civil= und Griminalgefegen, und 
die allgemeinen Staatsverwaltungsanordnungen wer: 
den von dem Staatsrathe erwogen und abgefaßt. Er 
erkenne über die Surisdictiongftreitigkeiten zwifchen 
den verwaltenden und richterlichen Behörden, über 
ftreitige Derwaltungsfachen, und wenn Beamte der 
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Staatsverwaltung vor Gericht gezogen werden ſollen. 
Der Staatsrat hat nur confultative Stimme. — 

Es giebt Cortes, oder eine Nationalver— 
fammlung, beftehend aus 172 Mitgliedern, und 
abgetheilt in 3 Bänke: die Bank der Geifttichfeit, 
die Banf des Adels, und die Bank des Volkes, 
Die Bank der Geiftlich£eit befteht aus 25 Erz: 
bifchöffen und Bifchozen. ° Die Banf des Adels 
befteht aus 25 Adlichen, welche Granden ver Cor— 
tes heißen. Die Bank des Volkes befteht aus 62 
Deputirten der Provinzen, ſowohl von Spanien 
als von Indien; aus 30 Deputirten der Hauptftädte; 
aus 15 Kauf-, Handels- und Gewerbsleu— 
ten; und aus 39 Deputirten der Univerfitäten, 
Gelehrten, oder durch ihr perfonliches Ver— 
Dienst in den Wifjenfchaften oder Künften ausgezeich- 
neten Männern. — Die Adlihen müffen, um 
zum Range der Granden erhoben zu werden ‚ein Eins 
fommen von wenigftens 20,000 Piaftern beſitzen, 
oder in Civil» und Milttairftellen lange und wichtige 
Dienfte geleiftet haben, — Die Deputirten der 
Provinzen werden von den Provinzen ernannt, fo 
daß Einer auf ungefähr 30,000 Einwohner“ kommt. 
Die Provinzen werden für dieſen Zwed in Wahl: 


— 


bezirke- eingetheiit. — Die Deputirten der 30 


Hauptftädte werden von den Municipalitäten je 
der diefer Städte ernannt, — Die Deputirten der 
Provinzen und der Städte Fonnen nur unter den 
Eigenthümern von Örundgütern gewählt 
werden. — Die 15 Kauf: und Hanvdelsleute 
werden aus den Mitgliedern der Handelskammern und 
den reichften und angefehenften Kaufleuten des König: 
reiches: gewählt. Sie werden vom Könige ernannt 


nach einer. von jepem Handelsgerichte und jeder Hans 
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velsfammer gemachten. Vorfchlagslifte von 15 Indi⸗ 
piduen. — . Die Deputirten der Univerfitäten, 
Gelehrten und der durch perfonliches Verdienft in 
den ABiffenfchaften oder Künften ausgezeichneten Maͤn⸗ 
ner ‚werden von dem Könige ernannt nach einer Lifte 
von 15 Candidaten, die per Kath von Kaftilien, und 
von. 7 Candidaten, die jede der Univerfitäten vor— 
ſchlaͤgt. — Die Bank des Volkes wird für jede 
Sitzung ernenert. Ein Mitglied diefer Bank kann 
für die nächfte Sitzung wieder gewählt werden, Wenn 
8 aber ? Eißungen nach einander beigewohnt hat, 
kann es erft nach 3 Jahren wieder gewählt werben. 
+ Der König beruft die Cortes; er kann fie ver= 
tagen , prorogiren und aufloͤſen. Der Präfivdent der— 
felben wird von dem Könige ernannt aus drei Can— 
bidaten, welche von den Cortes durch geheime Wahl 
und mit abfoluter Stimmenmehrheit erwählt werben. 
— Die Sitzungen der Cortes find nicht öffentlich. 
Die Meinungen und Befchlüffe Dürfen weder be— 
kannt gemacht, noch gedrudt werben. Jede 
Defanntmachung durch Druc oder Anfchlag von Geis 
ten der Verſammlung der Cortes, oder eines ihrer 
Mitglieder, wird als eine aufrührerifche 
Handlung angefehen. 
Das Geſetz beftimmt von dreizu drei Jah— 
ren den Betrag der jährlichen Einnahmen und Aus» 
gaben des Staates. Diefes Geſetz foll von den Red⸗ 
nern des Staatsraths vor die Cortes zur Berathſchla— 
gung und Genehmigung gebracht werden; und auf 
gleiche Weiſe die in dem bürgerlichen und pein—⸗ 
lichen Gefeßbuche, in dem Auflagefnfteme und in dem 
Miünzwefen zu machenden Veränderungen. Die Ges 
feßesentwürfe werden vorläufig von den Gectionen 
des Staatsrathes den, von den Cortes ernannten, 
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Commiſſionen mitgerheilt. — Die nach den ge- 

‚wöhnlicheu Einnahmen und Ausgaben eingerichteten, 
und jedes Jahr durch den Drud öffentlich befannt ges 
machten, Finanzrechnungen werden den Cortes durch 
den Finanzminifter zur Prüfung vorgelegt. 

Wenn die Cortes erhebliche und begründete Klas 
gen uͤber das Betragen eines Minifters vorzubringen 
haben, wird die Adreffe, welche diefe Klage und die 
Auseinanderfeßung ihrer Beweggründe enthält, durch 
eine Deputation dem Konige überreicht, und, auf 
deſſen Befehl, von einer aus 7 Staatsrärhen und 6 
Mitgliedern des Raths von Kaftilien beftehenden 
Kommiffion unterfucht.. 

Die fpanifhen Konigreihe und Pros 
winzen in Amerika und Afien follen die 
namlichen Rechte, wie das Mutterland, 
genießen. Alle Arten von Cultur und Induſtrie 
follen in viefen Königreichen und Provinzen frei feyn. 
Der wechfelfeitige Handel derfelben unter einander, 
und mit dem Mutterlande ift erlaubt. Es darf fein 
befonderes Ausfuhr- oder Einfuhrprivilegium nach 
gedachten Königreichen oder Provinzen ftatt finden. 
Gedachte Konigreiche und Provinzen haben bei der 
Regierung 22 (von den Municipalitäten gewählte) 
beftändige Deputirte, die beauftragt find, fir 
ihr ntereffe zu forgen, und als Repräfentans 
ten derfelben der VBerfammlung der Cor: 
168 beizuwohnen. Diefe Abgeorbneten, gewählt 
aus den Figenrhümern liegender Gründe, befleiden 
ihr Amt 8 Jahre. — Aus denfelben wählt ver König 
6 Deputirte, welche dem Staatsrathe, und zwar der 
Abtheilung von Indien, beigefügt : werden. Sie 
Haben in. allen die Kolonieen betreffenden — 
beiten eine berathende Stimme, — 
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Spanien und Indien ſollen nach einem einzigen 
Civilgeſetzbuche regiert werden. Die Gerichte 
find nnabhängig. Alle grundherrliche und 
befondere Gerichtsbarkeiten find aufge 
hoben. Es beftehen Friedensrichter, melde 
ein gütlich ausgleichendes Gericht bilden; Gerichte 
erfter Inſtanz; Appellationsgerichte; ein Caſſations— 
Hof für das ganze Konigreih, und ein Eönigliches 
Dbergericht. » Der: Karh von Kaftilien verrichtet die 
Dienfte des. Saffationsgerichts. — Das peinliche 
Verfahren ift öffentlich. "Die Einführung 
des Verfahrens. durch Geſchworne foll den Cortes 
zur Berathſchlagung und Genehmigung vorgelegt 
werden. — Der: £önigliche hohe Gerichtshof hat Die 
befondere Erfenntniß über perfonliche Verbrechen von 
Mitgliedern der Foniglichen Familie, von Miniftern, 
Senatoren und Gtaatsräthen, — Der König übt 
Das Begnadigungsrent, doch erft nach Anhoͤ⸗ 
rumg des Juſtizminiſters, in einem aus 2 Miniftern, 
2.Senatoren, T Staatsräthen: und 2 Mitgliedern 
des Rathes von Kaftilien beftehenden geheimen Rathe. 

Fuͤr das ganze Königreich fol Ein Handelsge⸗ 
feßbuch ftatt finden, und in jeder großen Handelsſtare 
. ein Haudelsgericht beſtehen. 

Die Vales, die Anleihen, die: anerkannt wor— 
den, find als Nationalf chuld conftituirt. _ 

Alle Zölle. im Innern des Keiches find aufge 
hoben; fie werben auf. die Sand = "und Seegrenzen 
verlegt. 

Das Auflageſyſtem foll im ganzen Konigreiche 
gleich ſeyn. — Alle Privilegien fürbefon: 
dere Corporationen oder für Privatper 
fonen find aufgehoben; doch wird eine Entfchä- 
digung für die Aufhebung derjenigen: Privilegien. zu: 


x 
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geſtanden, Die mit Aufopferungen (titulo oneroso) 
erworben wurden. — 

Das Haus eines jeden Einwohners ift ein uns 
verleßbares Afyl. Keine auf fpanifchem und indifchem 
Boden wohnende Perfon kann verhaftet werden, es 
fey denn, daß fie mitten in der Be gehung eines Der- 
brechens ertappt würde, oder daß eine gefeßmäßige 
und fihriftliche Ordre dazu vorhanden wäre, 

Die Folter ift abgefchafft. — Alle beftehende 
Fideicommiffe, Majorate, oder Subftitutionen "auf 
Güter, welche weder einzeln noch vereinigt jährlich 
5000 harte Piafter tragen, find abgefchafft. Nur 
dem gegenwärtigen Beſitzer Fommen fie zu gute; in 
der Folge fallen fie in die, Klaffe der freien. Güter, 
Die Befiger von folchen Gütern, die mehr als 5000 
‚ harte Piafter tragen, koͤnnen verlangen, daß „diefe 
Gitter frei gemacht werden. — Es darf fein Yidei- 
commiß, Majorat oder Subftitution gemacht werden, 
e8 fen denn, daß der Konig folche wegen geleifteter 
Dienfte, and um die den Familien ertheilten Würden 
zu erhalten, durch Patentbriefe bewilligt. In feinem 
Falle darf die jährliche Rente folcher Guͤter 20,000 
‚ harte Piafter überfteigen , aber auch nicht unter 5000 
betragen. .- 

Die verfchiedenen Grade und Klaffen des be— 
fteßenden Adels follen beibehalten werden, doch ohne 
von den öffentlichen Laſten und Berbindtichkeiten zu 
befreien," und ohne daß es in Zukunft jemals erfor⸗ 
derlich ſeyn ſoll, zum Adel zu gehoͤren, um zu einer 
weltlichen oder geiſtlichen Stelle beförbert, oder im 
Heere und bei.der Flotte angeftellt zu werden. — Ge⸗ 
leiſtete Dienfte ‚find die einzigen Gründe des Ans 
ſpruchs auf Befoͤrderung. 

In der erſten Verſammlung der Cortes nach 
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dem Jahre 1820 foll, auf Befehl des Königs, 
über die Zufäße, Modificationen und Verbeſſerungen 
berathſchlagt werden, welche man bei der ——— 
fuͤr noͤthig erachten wird. — 


Spaͤter hob Napoleon (4. Dec. 1808), nad) 
der Einnahme Madrids, die Inquiſition, zwei Drits 
theile aller Ktöfter, und alle tehnsrechte mit 
der Patrimonialgerichtsbarkeit und dem Innungs-— 
zwange auf; alle Gewerbe wurden frei gegeben. 


135. 
Fortſetzung. 
ce) Die Verfaſſung vom 19. März 1812, 


Während der blutige Krieg der Spanier gegen 
Frankreich fortdauerte, und Ferdinand 7 zu Valençay 
als Napoleons Sefangenet bewacht ward, bilveren 
fi in. den einzelnen Provinzen Spaniens unten, 
welche ımabhängig. von einander und nach den Ums 
ftänden handelten. Doch empfand man bald das 
Beduͤrfniß einer Centraljunta, welche aus ben 
Abgeordneten der Provinzialjunten beftehen und die 
allgemeinen Angelegenheiten des Staates leiten follte, 
So trat bereits im September 1808 eine, aus 36 
Abgeordneten. der Provinzialjunten beftehende, Cen⸗ 
traljunta zu Aranjuez zufanmen, welche bald dar- 
auf ihren Siß nad Sevilla, und, nach den wech: 
felnden Erfolgen des Krieges, im Februar 1810 auf 
die Inſel Leon bei Cadir verlegte, Noch berief 
fie zum 1. März; 1810 die Cortes des Keiches zu⸗ 
ſammen, uͤbertrug aber darauf ihre Gewalt einer 
Regentſchaft von fünf Perſonen. Dieſe Regent: 
ſchaft verſammelte am 24. Sept. 1810 die allge: 
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meinen und außerordentlichen Cortes bes 
Reiches auf der Inſel Leon, welche theils aus den 
Abgeordneten der Provinzialjunten, theils aus den 
Deputirten derjenigen Städte und Fleden beftanden, 
die bereits bei ven alten Cortes Siß und Stimme 
gehabt hatten, theils nach dem, von der Central 
junta gemachten, Wahlgefege ernannt worden waren, 
Der erfte Befchluß diefer Cortes war die Abfaffung 
einer Urkunde, worin der Vertrag von Bayonne für 
nichtig erklärt, und Ferdinand 7 als der eins 
zig rechtmäßige Regent Spaniens aner 
kannt ward. Darauf warb aus den Gortes ein 
Ausfhug von 15 Mirgliedern erwählt, wel 
cher ven Entwurf einer Berfaffung bearbeis 
tete. die fodann von den gefammten Cortes berathen, 
und von denfelben am 1%. Marz; 1512 al8 Grund: 
geſetz angenommen, fo wie von mehrern auswärs 
tigen Mächten, bei ver Abſchließung ihrer Bändniffe 
mit der Regentſchaft Spaniens gegen Napoleon, 
anerkannt und garantirt ward. — Als aber Ferdi—⸗ 
nand 7 nach Spanien (März 1814) zuruͤckkehrte, 
verwarf er diefe Berfaffung, ließ den Verſammlungs⸗ 
ort der Regentſchaft und der Cortes militairifch ums 
ringen, die Cortes zerfprengen, und die bedeutendften 
derfelben einkerfern. Das von ihm gegebene Vers 
fprechen,, "felbft eine VBerfaffung mit den von ihm zu | 
verfammelnden Cortes zu berashen, blieb unerfuͤllt. 
Doc ein mit dem Anfange des Jahres 1820 auf der 
Inſel Leon begonnener Aufftand unter dem zum Ein⸗ 
fchiffen nach Amerika beftimmten Heere, der fich bald 
über die übrigen Provinzen Spaniens verbreitete, 
noͤthigte den König Ferdinand 7, am 7. März 1820 
zu erklären, daß er die von den Cortes im Jahre 
1812 promulgirte Berfaffung annehmen und beſchwoͤ⸗ 
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ren wolle. So galt dieſe Verfaſſung, bis, nach den 
Ergebniſſen des Feldzuges der Franzoſen in Spanien 
im Jahre 1823, der — Ferdinand am 1. Oct. 
1823 aus Puerto Santa Maria ‚alle Acte der foges 
nannten conflitutionellen Negierung, die vom 7. März 
1820 bis zum 1. Det. 1823 fein Volk beherrfcht habe, 
für nihtig und ohne alle Guͤltigkeit er 
flärte,‘ worauf Spahien feit dieſer Zeit,. ohne 
Keichsgrundgefege, nach dem unmmfchränkten Willen 
des fonverainen Königs regiert ward, 

Die Verfaffung der Cortes vom 19. März 1812 
trug allerdings das Demofratifche ©epräge, ob» 
gleich bereits. von den Cortes der Name Ferdinands 7 
an die Spiße derfelben geftelle ward; auch war in 
derfelben die Berfammlung der Cortes nur in Einer 
Kammer auggefprochen. ie beftand aus 184 $$. 
in 10 Titeln, und enthielt, nicht ohne Breite in der 
Darftellung, Vieles, was nicht zunächft in eine Ver: 
faſſung, fondern in die organifihen Decrete für die 
Anordnung der einzelnen Zweige der Verwaltung ges 
hört. Außerdem gingen diefer Verfaſſung drei 
Adreffen der Commiffion der Cortes an 
den (damals in- Balengay befindlichen) König vor: 
an”); die erfte, Cadix vom 11. Aug. 1811, welche 
die Ruͤckſichten auf die Altere fpanifche Verfaſſung 
enthält; die zweite, Cadix vom 6. Nov. 1811, welche 
die neue Geftaltung der richterlichen Gewalt feſtſetzt; 


*) Diefe drei ziemlich langen Adreffen finden ſich nicht in den 

angeführten Sammlungen; fie fiehen aber in der teuts 

ſchen Ueberfegung, welche unter dem Titel; die fpanis 

fhe Conftitution der Cortes und die provis 

forifhe Conftieution der nn Staa 

ten von DRORMELIEN, Leipz. 1820. 8. bei Brock— 
haus erſchien. | 
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und die dritte, Cadix vom 24. Dec. 1811, welche 
uͤber das ſich verbreitet, was auf die innere Regierung 
der Provinzen und Cantone, auf die Abgaben, die 
bewaffnete Macht, den Volksunterricht, die Beob⸗ 
achtung der Verfaſſung, und auf das Verfahren bei 
etwaigen Veraͤnderungen in derſelben ſich bezieht. 

Die weſentlichſten Beſtimmungen dieſer Verfaſ— 
ſung ſelbſt waren folgende: die ſpaniſche Nation be— 
ſteht aus allen Spaniern beider Haibkugeln. Das 
ſpaniſche Volk iſt frei und unabhaͤngig; es iſt und 
kann nicht das Erbtheil irgend einer Familie, noch 
irgend eines einzelnen Menſchen ſeyn. Die Sou— 
verainetät wohnt ihrem Weſen nah im 
Volke; eben deshalb ſteht ihm ausfchließ- 
lich das Recht zu, feine Örundgefeße aufs 
zuftellen. Jeder Spanier ohne Unterfchied ift ges 
halten, im Verhaͤltniſſe feines Vermögens zu den 
Ausgaben des Staates beizutragen. ben fo ift jeder 
Spanier verpflichtet, zur Dertheidigung des Vater— 
landes die Waffen zu ergreifen, wenn er durch Das 
Geſetz dazu aufgefordert wird. — Die. fatholifche 
Religion ift und bleibe die Religion des fpanifchen 
Volkes; das Volk ſchuͤtzt fie mittelft weifer und ges 
rechter Gefege, und unterfagt die Aushbung 
jeder andern, 

Die Regierung des fpanifchen Volkes ift eine 
erbliche, gemäßigte Monardie, Die Cor: 
tes haben mirdem Könige vereint Die ges 
feggebende Gewalt, Die Gewalt, die Geſetze 
in Ausübung bringen zu laffen, wohnt dem Koͤ⸗ 
nige bei. 

Die Cortes find die Vereinigung aller von den 
Birgern "ernannten Deputirten, welche das Volk 
repräfentiren. . Die DBafis: für die. Nationalrepräfen- 
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x 

‚ tation ift für beide Halbfugeln die naͤmliche; dieſe 
Bafis ift die Bevölkerung Fuͤr jede 70,000 
Geelen Bevölkerung erfheint Ein Depus 
tirter bei den Cortes. Um die Deputirten zu 
den Cortes zu wählen, follen Wahlverfammilun: 
geu nad den. Kirchfpielen, Diffricten und 
Provinzen gehalten werden, Um Deputirter bei 
den Cortes zu werden, muß man Bürger, 25 Jahre 
alt, in der Provinz gebohren oder dafelbft wohnhaft 
ſeyn, und ein verhältnißmäßiges jährliches Einfommen 
von ihm eigenthuͤmlich zuftehenden Gütern befigen. — 
Die Minifter, Staatsräthe und beim Hofhalte des 
Königs Angeftellte koͤnnen nicht zu den Cortes er⸗ 
wählt werden; auch kann Fein von der Regierung er 
nannter Staatsbeamter für‘die Provinz, in welcher 
er fein Amt ausuͤbt, zum Deputirten ernannt werden, 
— Die Cortes verfammeln: fi) jährlich in der 
Hauptftadt zu einer dreimonatlichen Sitzung. Aller 
2 Jahre werden fämmtliche Deputirte er 
neuert. Sie koͤnnen nicht wieder erwählt werden, 
wenn nicht eine andere Deputation zwiſchen den beiden, 
wozu fie gewählt wurden, ftatt gefunden hat. — Die 
Kortes koͤnnen nicht in Gegenwart des Königs berath« 
fchlagen. Die Staatsfecretaire machen: den Kortes 
-Vorfchläge im Namen des Königs, dürfen aber bei 
der Abftimmung nicht zugegen feyn. — Die Gigun- 
gen der Cortes find öffentlich; nur in Fällen, wo 
Geheimhaltung nörhig ift, follen geheime Sitzungen 
ſtatt finden. Die Deputirten fönnen wegen ihrer 
geäußerten Meinungen zu Feiner Zeit und in feinem 
Falle in-Unterfuchung gerathen. | 

Die Cortes find ermächtigt: Geſetze in Vor 
ſchlag zu bringen und zu befchließen, fie 
auszulegen, und erforderlihen Falls ab: 
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au fchaffen; ven Eid des Königs, des Prinzen von- 
Afturien (und der Negentfchaft) zu empfangen; alle 
factifche und rechtliche Zweifel zu heben, welche in 
Hinficht der Ordnung der Thronfolge entftehen; die 

offenfiven Allianztractaten, die Subſidien- und fpes 
ciellen Handelstractaten vor ihrer Katification zu ges 
nehmigen; die Zulaffung fremder Truppen ins König: 
reich zu geftatten oder zu verhindern; jährlich, auf den 
Vorfchlag des Königs, die Land- und Seemacht zu 
beftimmen, und für die Armee, die Flotte und Natio— 
nalmiliz Verordnungen zu erlaffen; die Ausgaben 
der Staatsverwaltung feftzufeßen; jähr— 
lih die Steuern und Auflagen zu beftim- 
men; im falle es nörhig ift, auf den Credit der 
Nation Anleihen zu machen; die DVertheilung der 
Eteuern auf die Provinzen zu genehmigen; die Rech— 
nungen über die Verwendung der Staatsgelder eins 
zufehen und zu genehmigen; die Zolle und die Zoll: 
tarife feſtzuſetzen; Werth, Gewicht, Gehalt, Ges 
präge und Mamen der Münzen zu beftimmen; ven 
allgemeinen Plan für den Volfsunterricht in der gan— 
zen Monarchie zu entwerfen, und, was für die Er— 
-, ziehung des Prinzen von Afturien gefchieht, zu ges 
nehmigen; die politifche Preßfreiheit zu bes 
fhüsen, und dafür zu forgen, daß die Minifter 
und andere Staatsbeamte wirklich zur Rechenſchaft 
gezogen werden. 

Jeder Deputirte ift befugt, den Cortes fehrifte 
liche Gefegßesentwürfe vorzulegen. Die Abftimmung 
gefchieht nah Mehrheit der Stimmen. Verwerfen 
die Cortes einen Öefegesentwurf; fo kann er in demſel⸗ 
ben jahre nicht wieder in Vorſchlag fommen. Wird 
er angenommen; fo wird er durch eine Deputation 
dem. Könige überbracht, Dem Könige fteht die Sane⸗ 
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tion der Geſetze zu. Er vollfuͤhrt ſie mit der eigenhaͤn⸗ 
dig gefihriebenen Formel: „Soll als Öefes. offentlich 
befannt gemacht werden.‘ Er verweigert fie mit der 
Formel: „an die Cortes zuruͤckgewieſen“, und fügt 
eine Darftellung der Gründe bei, warum er die Sanc— 
tion verweigert hat. Der König hat 30 Tage Zeit, 
um diefes Vorrechts fich zu bedienen. Wenn er in= 
nerhalb derfelben feine Sanction weder ertheilt, noch 
verweigert hat; fo wird es angefehen, als ob er 
fie gegeben hätte. Verweigert der König feine 
Sanction; fo darf dieſer Gegenftand in demfelben 
Jahre nicht wieder in den Cortes verhandelt werben. 
MWird der nämliche Gefeßesentwurf in den Cortes des 
folgenden Jahres won neuem vorgefchlagen und geneh= 
migt; fo kann der Konig demfelben zum zweitenmale 
die Sanction verweigern, In dieſem Falle wird der 
Gegenftand in demfelben Jahre nicht weiter verhan— 
tel. Wird aber der nämliche Geſetzesentwurf in den 
Cortes des folgenden Jahres zum drittenmale in Vor— 
fchlag gebracht und genehmigt; fo verfteht es fich 
von felbft, daß der Konig feine Sanction 
ertheilt. Sollte vor Verlauf ter 30 Tage, wäh 
rend welcher Zeit der König feine Sanction zu ertheis 
len oder zu verweigern hat, der Tag eintreten, wo 
die Cortes ihre Sitzungen beendigen  follen; fo wird 
der König diefelbe in den erften 8 Tagen der Sitzun— 
gen der folgenden Cortes ertheilen oder verweigern. 
Verſtreicht auch dieſe Frift, ohne daß er fie ertheilt; 
fo wird es fo angefeben, als ob.er fie er- 
theilt habe. Ä Er 

‚ Bevor die Corfes aus einander gehen," erwählen 
fie aus ihrer Mitte eine „permanente Deputas 
tion der Cortes”, welche aus 7 Mitglievern bes 
ſteht. Diefe Deputation foll auf die Beobachtung 
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der Verfaffung und der Öefeße fehen, und den naͤch⸗ 
ften Cortes Rechenſchaft von den Verletzungen able⸗ 
gen, welche ſie wahrgenommen hat, und ſoll in den, 
in der Verfaſſung angegebenen, Fällen die außeror⸗ 
dentlichen Cortes berufen. Dies gefchieht bei Erz 
ledigung der Krone; wenn der Konig aus irgend einem 
Grunde die Negierung nicht führen kann, oder zu 
Bunften feines Nachfolgers der Krone entſagen will; 
and wenn der König unter bedenflichen Umftänven 
die Zufammenfunft derfelben bei der permanenten 
Deputation der Cortes veranlagt. — 

Die Perfon des Königs ift heilig, unverleß- 
Lich und unverantwortlih. Er bat ausfchlieglich die 
Macht, die Gefege in Vollziehung bringen zu laffen, 
und alles, nad) der Verfaſſung und den. Öefegen, 
zu bewirfen, was auf die Erhaltung der Ordnung im 
Innern und der Sicherheit nach außen: fich bezieht, 
Außerdem fteht ihm. zu: die Decrete auszufertigen, 
die er zur Vollziehung der Gefege fir zuträglich hält; 
Krieg zu erklären, oder Frieden zu ſchlie— 
Gen und zu ratificiren, und dann den Cortes 
eine mit Documenten belegte Kechenfchaft darüber 
abzuftatten; auf Vorſchlag des Gtaatsrarhes alle 
Bifchoffe und die Beamten bei allen Civil- und Cri— 
minalgerichten zu ernennen; alle Civil: und Militair- 
ftellen zu befegen; über die bewaffnete Macht zu vers 
fügen; bie biplomatifchen und Handelsverhältniffe 
mit andern Mächten zu leiten, und Borfchafter, Ge: 
fandte und Conſuln zu ernennen; den Geſetzen gemäß 
Verbrecher zu begnadigen; vie Staatsminifter frei zu 
wäblen, und den Cortes ſolche Gefege und 
Verbefferungen vorzufchlagen, die er,für 
das Wohl des Volkes zuträglich hält, — Die Bes 
ſchraͤnkungen der Föniglichen Gewalt find: 

St. W. ate Aufl. IV. 43 
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der König kann unter keinem Vorwande die Zus 
fammenfunft der Cortes zu der in der Verfaflung 
beftimmten Zeit hindern, fie weder fufpenviren, 
noch auflöfen; — er fann fih, ohne Einwilligung 
der Cortes, nicht aus dem Konigreiche entfernen, und 
thut er es, fo wird es angefehen, als ob er der Krone 

entfagt habe; — er kann die Eonigliche Gewalt weder 
abtreten, noch auf einen Andern übertragen, — er 
kann feine Provinz, Feine Stadt und Ortfihaft ver 
äußern, abtreten oder vertaufchen; er Fann, ohne 
Einwilligung der Cortes, mit Feiner frenden Macht 
ein Offenſivbuͤndniß, oder einen Handelsvertrag ab» 
fchliegen, oder Eubfidien an eine auswärtige Macht 
bewilligen, oder Domainen abtreten und veräußern; 
— er Bann, ohne Befchluß der Cortes, feine Steuern 
ausfchreiben oder erheben, noch einem Einzelnen oder 
einer Corporation ein ausfchließliches Privilegium 
‚ertheilen. — Der König wird, bevor er eine Ehe— 
verbindung ſchließt, folches den Cortes anzeigen, um 
ihre Einwilligung dazu zu erhalten. Thut er Dies 
nicht; ſo ſoll e8 angefehen werden, als ob er der Krone 
entſage. 
Das Koͤnigreich beider Spanien ift untheilbar. 
Die Thronfolge geht, nach der Erſtgeburt und Erb: 
folge, auf die legitimen männlichen und weiblichen 
Defcendenten über. Im Fall ein Weib zur Regierung 
gelangt, erhält ihr Gemahl’feine Gewalt, noch irgend 
einen Antheil an der Verwaltung. — Die Cor: 
tes können alle und jedevon der Thronfolge 
ausfhliegen, die nicht fähig find zu regieren, 
oder Acte begangen haben, wodurch fie fich der Krone 
unmwürdig gemacht. Der König wird mit 18 Jahren 
volljährig. Die Cortes ſetzen, beim Anfange jeder 
Regierung, für den Hofhalt des Königs eine Syahres- 
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fumme aus, wehe ber Hohen: Würde, feiner Perfon 
entfprichr. "Eben fo beftimmen fie die Summen für 
den Unterhalt der Prinzen und. Prinzeffinnen , und 
die Penfion für die verwittwete Königin. 

Es beftehen 7 Minifter.. Gie find den — 
tes verantwortlich, ohne daß ſie zu ihrer Recht⸗ 
fertigung den Befehl des Königs vorſchuͤtzen koͤnnen. 
— Der Staatstath enchält 40 Mitglieder. Sie 
werden, auf Vorfchlag der Corted, von dem Könige 
ernannt, Der Staatsrath iſt der alleinige Rathgeber 
des Koͤnigs, der ihn beſonders wegen zu ertheilender 
oder zu verweigernder Sanction der Geſetze, wegen 
Kriegserklaͤrungen und Abſchluß von Verträgen been 


wird. 

So lange, bis nicht die Verfaſſung 8 Jahre 
lang in allen ihren Theilen in Wirkſamkeit geweſen 
iſt, darf keine Abaͤnderung, kein Zuſatz, keine Um⸗ 
wandlung irgend eines Artikels. derſelben in Vor—⸗ 
ſchlag gebracht werden. Kin ſolcher Vorſchag muß 
ſchriftlich geſchehen, und wenigſtens von 20 Depus 
tirten unterzeichnet ſeyn. Die vorgeſchlagene Reform, 
nachdem bei ihrer Diſcuſſion derſelbe Gang feſtgehal⸗ 
ten worden ift, der fuͤr die Abfaffung der Gefeße vor: 
ſchriftlich befteht, kann nur durch Einwilligung von 3 
ber Deputirten conftitutionelles Gefeß werden. — — 
I Mie wenig aber der König Ferdinand 7 ges 
meint ift, feiner Monarchie überhaupt eine Verfaffung, 
als Grundgeſetz, zu geben (ob er dies gleich im Jahre 
1814,’ nach. feiner Ankunft auf fpanifchem Boden, 
feierlich verfpra L erhellte aus dem Decrete vom. 
15. Aug. 1826 *), worin er erklärte: „ daß er, in 





*) Nenefie Staatsacten, Th. 6. — 76% — Hamb. Cor⸗ 
reſp. 1826. St. 1441.. ge 
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der. Ueberzeugung, die al te ſpaniſche Gefesgebung 
ſey vor allem paſſend, die Reinheit der Religion und 
die wechſelſeitigen Rechte eines vaͤterlichen Konigs und 
getreuer Vaſallen anfrecht zu erhalten, und fie ent 
fpreche den fpanifchen Sitten und der Erziehung am 
beften, für dienlich erachtet, feinen Unterthanen das 
Verfprechen zu ertheilen, nie eine Veränderung 
mit der gefeßlichen koͤniglichen Regierungs— 
form vorzunehmen, noch die Errihtung 
von Kammern,. oder irgend eine andere 
Anftitution, weg Namen fie ſeyn möge, 
zu geſtatten.“ (Diefes Deeret war vom Herzoge 
von Infantado gegerigezeichnet, Der aber an dem: 
felben Tage feine Entlayjung nahm.) 


ut: 7 136. 
43) Königreich Portugal. 
a) Die -ältere ftändifche Verfaſſung. 


Das Königreih Portugal hatte in älterer 
Zeit nur zwei Reihsgrundgefeße: | 

. 1) das. auf dem Keichstage zu Jamego, im 
Sabre 1143. von dem erften Konige Portugals Als 
phons (Heinrich) 1 mit feinen verfammelten 
Ständen. abgefchloffene Grundgefeß in 22. Artis 
keln *), in welchem die Selbftftändigfeit und Unab- 
haͤngigkeit Portugals ausgefprochen,. die. Erbfolge 


”) Es ſteht trayadf iſch Cin 20 Artikeln) im corps uni- 

versel diplomatique des Dumont, im Suppl.i.. 
(von Rousset) Part. 1. p. 37. und lateinijc (in 
22 Artiteln) in Schmaulsiiicorp:; juris gentium 
acad. T.41. p. sgQ. inc. cd... 

NV 
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der Krone, und. vieles uͤber den Adelſtand und das 
Gerichtsweſen feſtgeſetzt ward. Nach dieſem Grunbs 
geſetze war der Thron erb lich in abſteigender maͤnn⸗ 
licher Linie; auch konnte der Bruder des Koͤnigs den 
Thron erben, doch blos fuͤr ſeine Perſon; der Sohn 
des Bruders mußte die Zuſtimmung der Stände bei 
feiner. Thronfolge. erhalten. - Eine Prinzeffin » Tochter 
wat zivar erbfähig ; fie verlor aber ip Erbrecht durch 
Vermaͤhlung mit einem Ausländer. ı . 

4.2) das Manifeft der Keichaftände Por⸗ 
tugals (aus Geiſtlichkeit, Adel und Bürgers 
ſtand beſtehend) vom 28. Jan. 1641 *), worin 
fie, nach ver Losreißung Portugals von Spanien 
Durch. die: Revolution vom 4. :Dec. 1640, das Haus 
Braganza, mit.der Ihronbefteigung Kohanns 4, 
auf dem portugiefifchen Throne anerkannten, fich aber 
auch das Necht beilegten, tyrannifche Könige 
“ abzufegen **), — Thatſachlich übten die Reichs⸗ 
ftände Portügals, nad) der Anerkennung des Haufes 
Draganza auf dem Throne, ein halbes Jahrhundert 
— große Vorrechte aus; denn ſie hatten weſent⸗ 
ichen Antheil an den innern Se 
fo wie an Kriegserklärungen und Friedensfchlüffen, — 


*). Diefe denkwuͤrdige und ausfuͤhrliche Urkunde, mit der 
namentlichen Auffuͤhrung der Unterzeichnenden aus der 
Geiſtlichkeit, dem Adel, und dem Buͤrgerſtande, ſteht 
franzoͤſiſch beim Dumout, corps univ., ‘Tom. 6. 

Part. 4. p. 202 sqg. und gleichfalls franzoͤſiſch beim 

. .. Schmaufs, Tom. 2. p. 2290. 

++) Das Manifeft fagt: „Quand les sujels sont, traites 
tyranniquement par leurs Souvtrains, il est en 
leur pouvoir de leur öter la couronne.* — 
Auch haben die. Reichsftände wirklich den Sanctius 2, 

. Philipp 4 und Alphons 6. (den eriten mit Zuziehung 
des Papftes) abgefegt. 


x 
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Allmaͤhlig ſank aber ihr Einfluß ſo, daß, beſonders 
ſeit den Zeiten des Miniſters Pombal, der Koͤnig, 
ohne die Reichsſtaͤnde zu berufen, die unbef hränfte 
Gewalt in Hinficht auf Gefesgebung und Verwal⸗ 
“sung, fo wie in Hinſicht der Außern Staatsverhaͤlt⸗ 
niſſe uͤbte; nur daß er die Steuern, ohne Einwilligung 

der Stände, nicht erhöhen durfte. Die legrew 
Reichstage daren der Thronfolge wegen, in den 
Jahren 1679 und 1697 gehalten worden. - Dem 
Namen nach beſtand zwar fpäter noch ein Kath der 
drei Stände (junta dos tres estados); allein nicht 
bie Cortes, ſondern der König ernannte deſſen Mit: 


ei Eenſt Man ch, Grundzüge einer Geſchichee des Repta⸗ 
BY — in —— —— 1827. 8. 


— 137. 
1 ortſetzun * 
=> Die Verfaſſung vom 23, Sept. 1822. 


Bei der genauen Verbindung Portugals mit 
Gröfbeitanen wirkte der Sturm der franzöfifchen Res 
Hölution in feinem erften Zeitabfchnifte weniger nach⸗ 
theilig auf Portugal, als auf andere Staaten; allein 
feit dem Jahre 1807, wo Napoleons Plane auf die 
pyrenäifche Halbinfel ſich richteten, erlitt auch Por⸗ 
tugal mächtige innere Erfchütterungen *). Bevor 
das franzöfifche Heer unter Junot Liſſabon erreichte, 
ſchiffte fich der Prinz Regent Johann mit feiner Mut: 
ter, mit feinen Schägen und vielen Großen des Keis 


*) Vergl. Pölitz, die Staatenfyfieme Europa’s 
en Amerita’s feit dem Jadre 1783, Th. 3. 
259. 
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ches, auf brittiſchen Schiffen (29. Nov. 1807) nach 
Braſilien ein, und ſchien ſelbſt, nach Napoleons 
Sturze, nicht geneigt ,. dieſes Land, zu werlaffen, das 
er (16. Dec. 1815) zum Konigreiche erhob, Rad) 
dem Tode feiner Mutter (20. März 1816) nahm er, 
mit der Konigswürde, den Namen Johanu d an, 
In Portugal leitete der brittifche, Marſchall Beres- 
ford die Staatsangelegenheiten, Der eine gegen 


die brittifehe Uebermacht beabfichtigte Verſchwoͤrung 


(1817) mit biutiger Strenge abndete. — Als aber 
die Vorgänge in ‚Spanien feit dem 1. Yan. 1520 
auch auf Portugal nicht ohne Ruͤckwirkung blieben, 
fchiffte Beresford (4. Apr. 1820) nach Brafilieu ſich 
ein, Der am 24. Aug. 1810 zu Oporto für Die 
Annahme einer neuen Verfaſſung erfolgte Auf 
ftand eines portugielifchen. Heersstheiles, führte, bei 
deffen Vorbringen gegen Liſſabon, zu einer völligen 
politifehen Veränderung, als Die Hauptftadt des Reis 
ches fich gleichfalls für eine neue Verfaſſung erklärte, 
Die fpanifhe Verfafung vom 19. März 
1812 follte die Grundlage der portugiefis 
ſchen fenn; doch mir den für Portugal noͤthigen 
Modificationen. Diefe neue, noch nicht verfertigte, 
Berfaffung ward bereits am 15. Sept. 1820 zu Liſſa— 
bon befchworen. Die einftweilige Kegentfhaft rief 
die Cortes Portugals zufammen, und diefe Cor— 


tes ernannten (27. Ian. 1821) für die Zeit der Ab 


wefenheit Des Königs eine Negentfchaft von 5 
Perfonen. Der König aber, der, bei der eutftan- 
denen Gährung in Brafilien, daſelbſt ſich genoͤthigt 
gefehen hatte, die Fünftige Verfaſſung Portugals auch 
für DBrafilien anzuerkennen, ſchiffte fi) (26. Apr. 
1821) nach Portugal ein, und leiftere (4. Jul.) ven 
Eid in der Verſammlung der. Cortes auf die neue 


u 
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Berfaffung, dieam 33. Sept. 1822 beendigt, 
ind am 1, Det, feierlich von “Könige angenommene 
ward; Sie glich in den wefenslichften Beftimmungen 
der fpanifchen ,' ſtellte, wie diefe, nur Eine Kammer 
der Cortes auf, und befchränfte die koͤnigliche 
Macht ſehr bedeütend, weil fie-von dem Gründfage 
der Volfsfonverainetät' ausging, und: den 
Cortes die gefesgebende Gewalt ausfihliegend 
beilegte, RES, | 
Allein, während die franzöfifchen Heere Int ur 
jahre 1823 über Spanien fich verbreiteten, um die 
Derfaffung der fpanifchen Cortes aufzulöfen, ward 
- von dem zweiten Sohne des Königs, dem Infanten 
Michael, unter Mitwirkung feiner Mutter, der Kö- 
nigin, einer Schwefter Ferdinands 7 von Spanien, 
‚ die neue portugififhe VBerfaffung (3, Sun.) 
ploͤtzlich, und hoch: früher, als die fpanifche, aufge: 
hoben, Der König beftätigte (3. Jun.) diefe Auf: 
derfelben , und befchloß (18. Jun.), daß eine 
untd von 14 Perfonen zufammentreten follte, um 
den Entwurf zu einer neuen Charte als 
Grundgefes Des Neiches, unfer dem Vorfige des 
Minifters Grafen von Palnella, zu verfertigen. 
Wenn die vormaligen Cortes Portugals aus 
drei Ständen, der Geiftlichkeit, ( Erzbifchoffen und 
Bifchöffen), dem hohen Adel, und den Deputirten 
der Städte, mit Einſchluß des niedern Adels, be= 
ftanden hatten; fo waren zu der. neuen Cortesverfamm- 
lung Abgeordnete aus allen Klaffen der Staatsbür= 
ger berufen worden. Die neue, von ihnen gegebene, 
Berfaffung *) beftand aus 229 Artikeln, in 6 


*) Mergl. die Sammlungen $. 19, 
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Titel gerheilt, und ward von 136 anwefenden Cortes 
unterzeichnet. Ä I 
Der. erfte Titel handelte von den Rechten und 
Pflichren: der Portugiefen;; der zweite von der pors 
tugiefifhen Nation, ihrem tandgebiete, ihrer Relis 
gion, Regierung und von der Dpynaftie; der Dritte 
von der gefeßgebenven Gewalt, oder ven Cortes; der 
vierte; von der vollziehenden Gewalt, oder dem 
Könige; der fünfte von -der Geftaltung der Geredy: 
tigfeitspflege, und der fechfte von der Verwaltung 
und Regierung der Provinzen (nach den: Municipalis 
taͤten, den: Verwaltungsbehörden, den Unterrichtss - 
und: Wohlrhätigkeitsanftaften). Die wefentlichften 
Beſtimmungen diefer, nach einer halbjährigen Dauer 
wieder erlofchenen, Verfaſſung waren folgende: Alle - 
Bürger ‚haben den freien Gebrauch der perfönlichen 
Kechte und des Eigenthums. Niemand. fann anders, 
als nach’ einem richterlichen Urtheile, verhaftet werden. 
Der Richter ift verpflichtet, den Grund der Verhaf⸗ 
tung fchriftlih anzugeben. - Die Preßfreiheit wird 
verbürgt; doch find die Schriftfteller für ihre Schrif⸗ 
ten verantwortlich. . Die: Cortes werden : dafür ein 
beſonderes Tribunal ernennen, Den Bifchöffen ſteht 
die Cenfur der Schriften zu, welche Religion und 
Gittenlehre betreffen. — Alle Bürger find vor dem 
Geſetze gleich; e8 finden weder in bürgerlichen,‘ noch in 
peinlichen Nechesfällen Vorrechte ſtatt. Niemand 
kann ſeinem natuͤrlichen Richter entzogen werden. Es 
kann kein Specialgerichtshof errichtet werden. Folter, 
Infamie, Staupbeſen, Brandmarkung und Güter 
confiſcation, ſind auf immer abgeſchafft. Alle Staats⸗ 
buͤrger, ohne Unterſchied, find zu allen Aemtern be: 
rechtigt; Tugend und Talent entſcheiden dabei. Ein 
jeder Buͤrger kann den Cortes oder der Regierung 
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ſeine Petitionen und Beſchwerden mittheilen, die un⸗ 
terſucht werden ſollen. Das Geheimniß der Briefe 
iſt unverletzlich, und die Verwaltung der Poſten fuͤr 
jede Verletzung dieſes Geſetzes ſtreng verantwortlich. 
Die katholiſche Religion iſt die Religion der Nation; 
doch koͤnnen Ausländer ihren beſondern Keligions- 
eultus ausuͤben. | 
> Die Nation befteht aus allen Portugiefen beis 
der Halbkugeln. Die Souverainetät beruht. 
auf der Nation; doch kann fie nicht anders, alg 
durch die gefeßmäßig erwmählten Nepräfentanten ders 
felben ausgeübt. werden. Die Nation ift frei und 
unabhaͤngig; fie Fann nie das Figenthum- einer 
Perfon werden. Der Nation fteht das Necht zu, 
durch ihre gefeglich ermählten Kepräfentanten Geſetze 
zu geben. Die Regierung der Nation ift eine con 
ftitutionelle erblide Monarchie, nach den 
Grundgefeßen,, welche die Ausuͤbung der drei Ges 
walten beftimmen. Diefe Gewalten find die ge= 
ſetzgebende, vollziehende und rihterliche, 
Die gefeggebende Gewalt beruht bei ven Cortes, 
doch in. Abhängigkeit von der Sanction des Königs. 
Die vollziehbende Gewalt fteht dem Konige und 
feinen Miniftern zu, die fie unter feiner Autorität 
üben. Die richterliche Gewalt beruht auf ven 
Richtern. — Die regierende Dynaftie ift die 
des Haufes Braganza, in der Perfon Sohanns6, 
"Die portugiefifche Nation wird durch ihre Cor⸗ 
tes repräfentirt; d. h. durch Die Bereinigung der 
von ihr gewählten Abgeordneten, mit Beruͤckſichti⸗ 
gung der Oefammtbevolkerung der portugiefifchen 
Sander, Die Zufammenkunft der Cortes ift jährlich 
zu tiffaben. Ihre Sigungen find öffentlich. Der 
König kann nur bei der Eröffnung und bei dem 
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Schluſſe der Sitzungen der Cortes gegenwärtig: feyn. 
Die Minifter fonnen, von ihm beauftragt, in biefen 
Sitzungen erfeheinen, dürfen: aber nicht -dver Abſtim⸗ 
mung beiwohnen. Die Cortes find in Hinficht ‚ihrer 
geäußerten Meinungen unverantwortlic) ‚und perſoͤn⸗ 
lich: unverleglih, außer im Falle, daß fie auf einem 
Verbrechen ergriffen würben. ‚Die Cortes haben das 
Kecht , Geſetze zu geben, zu erklären und abzuſchaffen. 
Sie feßen jährlich die Abgaben und. Steuern  feft, 
und prüfen: die. Rechnungen der legten Jahre. Ihnen 
find die. Minifter. und übrigen Staatsbeamten vers 
antwortlih. — Dem Könige. fteht (wie in der 
fpanifchen Verfaffung) in Hinſicht der Sanction der 
von den Cortes gegebenen Gefeße fein abfolutes, ſon⸗ 
dern nur ein fufpenfives Veto zu. Der König kann 
die: Cortes weder vertagen, noch auflofen. Sie. füns 
nen Veränderungen in der DBerfaflung vornehmen ; 
doch erft 4 Jahre nad) deren DVerfündigung, Zur 
Annahme diefer Veränderungen gehört eine Stim⸗ 
menmehrheit von $ der anweſenden Cortes. — In 
der Hanprftade bleibt eine permanente Commifs 
ſion der. Cortes, welche aus 7 aus ihrer Mitte 
erwählten: Mitgliedern. befteht, und die Außer 
ordentlichen Cortes zu berufen berechtigt iſt. — 
Die Steuern und. ihre Vertheilungsart wird durch ein 
Geſetz der. Sortes beftimmt.. Es kann fein Indivi⸗ 
duum und Feine Körperfchaft davon befreit feyn, — 
Die Land- und Seemacht foll im Verhältniffe zur 
Bevölkerung des Königreiches ftehen. Der Soldat 
ift Bürger und foll alle Bürgerrechte genießen. Die 
Staatsſchuld wird garantirt. 

Die Autorität des Königs geht von der Na⸗ 
tion aus; fie ift untheilbar und unveräußerlih. Seine 
Gewalt, beſteht im Allgemeinen‘ darin: die. Öefeße 


* 
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völfzichen zur Taflen‘,. die deshalb noͤthigen Decrete zu 
gebe, und, nach der Verfaffung, uͤber alles zu 
wachen, was auf-die innere und Außere Sicherheit des 
Staates fich bezieht. : Der König kann feine Minifter 
frei ernerinen und entlaffen;: auf den Worfchlag des 
Staatsraths die Bifchöffe und die Magiftratspers 
forte‘, überhaupt zu allen Civil- und Mititairftellen 
ernennen; die nichtdurch Wahlen befegt werben ; nach 
Anhörung des Staatsraths die Gefandten und diplo- 
matifchen Agenten ernennen; die Diplomatifchen und 
Handelsverhaͤltniſſe mit dem Auslande: leiten; ven 
Gefegen “gemäß begnadigen; Krieg erklären und Fries 
den schließen, doch muß er. den Cortes Nechenfchaft 
von den Gründen ablegen, die ihn dazu beſtimmt 
haben; er kann Offenfiv=, Defenfiv-, Subſidien⸗ 
und SHandelsverträge ſchließen, allein mit Genehmis 
gung ‚der Cortes. — Die Minifter find verants 
wortlüch, Es befteht.ein Staatsrath aus 13 
Perfonen, welche dem Könige die VBerzeichniffe zu 
den zu beſetzenden Aemtern vorlegen, und ihn in allen 
wichtigen Regierungsangelegenbeiten, befonders bei der 
Verweigerung der Sanction der Geſetze, bei Kriegs« 
erklaͤrungen, bei Friedensfchlüffen und .bei der Unter: 
handlung von ‚Verträgen . berathen. Alle Staats: 
raͤthe find. verantwortlich für Die Rathſchlaͤge, welche 
fie. dem Könige thun, und welche gegen die Geſetze 
befunden werden, Ä 
| 138. 

| Fortſetzung. 

6) Politiſcher Charakter der Verfaſſung 
vom 19. Apr. 1826. 


Nach der militairiſchen Aufhebung dieſer Ver— 
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faffung durch. den Infanten Michael ward Portugal 
ohne Cortes regiert, und die Intereſſen Portugals 
und Brafiliens blieben. einander :eyitfremder, bis der 
brittifche Oefandte Charles Stuart einen Ver—⸗ 
trag *) zwifchen Brafilien und Portugal: vermittelte 
(29. Aug. 1825), nach, welchem der König Johann 6 
die Unabhängigkeit und Selbftftändigkeit des Kaiſer⸗ 
reiches Braſilien, und deſſen voͤllige Trennung von 
Portugal, ſo wie ſeinen Sohn Pedro als Kaiſer Bra⸗ 
ſiliens anerkannte, fih aber für feine Perfon ven 

Eaiferlichen Titel vorbehiele. Diefer Titel aber. erlofch 
bald darauf bei dem’ Tode. des Kaifers und Königs 
Johann 6.am 10. März 1826, nachdem er noch, auf 
ven Rath feiner Minifter, feine dritte Tochter. Sfas 
bella, zum Regentin von Portugal ernannt hatte, 
Unter brittifcher Vermittelung erkannte der Kaifer Don 
Pedro von Brafilien diefe Kegentfchaft' an, gab am 
19. Apr. 1826, als König von Portugal, dem Königs 
reiche Portugal eine neue Berfaffung, (wie er 
fehon im J. 1824 in Brafilien gethan hatte) und ver⸗ 
zichtete in einem Decrete vom 2. Mai 1826 **) 
unter den Bedingungen auf die Krone Portugals, daß 
er feine Tochter Donna Maria da Öloria zur 
Königin Portugals ernannte, welche ſich ‚mit 
ihrem Oheime, dem nfanten: Michael, vermählen 
follte.. Doch follte die Prinzeſſin Brafilien nicht eher 
verlaffen, bis die vom Kaifer gegebene Verfaſſung in 
Portugal befchworen, und die Bermählung abgeſchloſ⸗ 
fen worden wäre. „Und: meine. Entfagung, wie die Abe 
tretung meiner Rechte, werden nicht gültig ſeyn, wenn 
eine diefer beiden Bedingungen mangelt,“ 


”) ‚Meuefte Staatsacten, Ih. 2 S. 149. 
**) Ebend. Th. 5. ‚©; 21. 
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Die neue Verfaffung *), gegeben. und unters 
zeichnet von. dem Kaifer von Brafilien und Könige 
von Portugal und Algarbien, "Don Pedro, 
am 19. Apr. 1826, als. Act der Sowverainetät, und 
am 13. Sul, 1826 zu Liffabon bekannt gemacht, hat 
folgende wefentliche Beftimmungen : 

Das Königreich Portugal ift die politifche Ver⸗ 
bindung aller portugiefifchen Bürger; fie machen eine 
freie und unabhängige Nation aus. Ihre Kegierungss 
form iſt monarchiſch, erblih und repräfen- 
tativ. — „Die regierende Dynaftie wird fortges 
fest in dem durchlauchtigſten Haufe Braganza, 
und in der Perſon der Prinzeſſin Donna Maria 
da Öloria, in Folge der Abvdanfung und Abtres 
tung ihres koniglichen Vaters, Don Pedro's 1, Kai⸗ 
ſers von Brafilien ‚ legitimen Erben md Nachfolgers 
Johanns 6.‘ 

Die römifch - katholiſch ⸗ apoſtoliſche Religion 
wird fortwaͤhrend die Religion des Koͤnigreiches ſeyn. 
Alte uͤbrige Religionen find den Fremden mit haͤus⸗ 
lichem Gottesdienſte geftattet, ohne Außerliche Zeichen 
und Tempel. 

„Die Trennung und die Harmonie der 
politifhen Gewalten find das erhaltende Prin- 
cip der Rechte der Bürger, und das ficherfte Mittel, 
die Bürgfchaften wirkfam zu machen, welche die Ver⸗ 
faffung ihnen, darbietet“ **), Es gebe vier aner⸗ 


5 in d. neueſten Staatsacten, Th. 5. S. 26; umd in Ernft 
Mouͤnchs Grundhzuͤgen einer Geſch. des "Repräfentativs 
ſyſtems in Portugal. (Leipz. 1827. 8.) ©. 24. 

**) Es darf in geſchichtlicher Sf ht nicht überfehen werben, 
daß, fo wie in mehrern Puncten, namentlich) auch in 
der Aufftellung von vier Gewalten, die portugiefifche 
Verfaffung eine Nachbildung. der Verfaſſung 
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kannte Gewalten: die gefeggebende, vie ver: 
mittelnde (oder leitende) *), die vollzies 
hende und die richterliche Gewalt. Die Repraͤ⸗ 
fentanten der portugiefifchen Nation find der König 
und die allgemeinen Cortes. | 

Die gefeßgebende Gewalt fteht den Cortes 
- unter Ganction des Könige zu. Die Cortes bes 
ftehen aus zwei Kammern: der Pairsfammer und 
der Kanımer- der Abgeorbneten, 

Es gehört zu den Befugniffen der Cor: 
tes: 1) den Eid des Königs, des Kronprinzen, des 
Kegenten und der Kegentfchaft zu empfangen; 2) den 
Hegenten, oder die Regentſchaft zu erwählen, und 
die Grenzen ihrer Macht zu bezeichnen ; 3) den. Krone 
prinzen als Erben des Thrones in der erften Sitzung, 
die nach feiner Geburt ftart haben wird, anzuerken⸗ 
nen; 4) dem minderjährigen Könige einen Bormund 
‚zu ernennen, wenn deſſen Vater in feinem Tefta= 
mente feinen eruannt hat; 5) beim Tode des Königs, 
oder bei Erledigung des Thrones, einen Verwaltungss 
rath zu bilden, der die Mißbraͤuche aufjuche und ab» 
fielle, welche in die Verwaltung ſich eingefchlichen . 
haben koͤnnten; 6) Geſetze zu geben, fie aus 
zulegen, zu fufpendiren, zu widerrufen; 
7) über die Erhaltung der. Verfaffung zu wachen und 


Brafiliens vom Jahre 1824 iſt, melde unter 

Braſilien, nad ihrem politifchen Charakter , entwickelt 

wird, und zwei Fahre früher, als die portugiefis 

fhe, von demfelben Regenten gegeben und unters 
zeichnet ward. — 

*) Sn politifcher Hinſicht unterfcheiden ſich die portugiefifche 
und brafilifhe Verfaſſung von allen andern neuen Mers 
faffungen, daß fie vier Gewalten anfftellen, und die 
vermittelnde von der volljiehenden- treunen. 
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fuͤr das allgemeine Wohl der Nation zu ſorgen; 8) 
die Staatsausgaben jährlich feſtzuſetzen, 
und die directe Steuer zu vertheilen; 9) den Eintritt 
fremder Sand= und Seemacht in das Innere des 
Reiches, oder in deffen Häfen zu verweigern; 10) 
jährlich, nach dem Berichte der Regierung, die Stärfe 
der ordentlichen und außerordentlichen Sand» und Sees 
macht feftzufegen; 11) die Regierung zu ermächtigen,, 
Anleihen aufzunehmen; 12) die Hülfsquellen aufzus 
fuchen und zu eröffnen, um die Zahlung der Staats= 
fhuld zu. fichern; 13) die Verwaltung der Staats⸗ 
bomainen zu leiten und deren Veräußerung anzuords 
nen; 14) offentlihe Aemter zu ſchaffen oder aufzus 
heben, und deren Befoldungen zu beftimmen; 15) 
Gewicht, Gehalt, Werth, Umfchrift, Gepräge und 
Benennung der Münzen, fo wie die Norm der Maaße 
und Gewichte, zu beftimmen, 

Jede Legislatur dauert vier Jahre, und jede 
jährliche Sißung drei Monate, Die Ernennung des 
Präfidenten und des Dicepräfidenten der Pairskam— 
mer ſteht dem Könige zu. Zur Beſetzung derfelben 
Stellen in der Deputirtenfanmer „wählt der Konig 
unter den ihm von der Kammer vorgefchlagenen In— 
Dividuen. — Die Sißungen beider Kammern find 
öffentlich, mit Ausnahme der Fälle, wo das 
Staatswohl erfordert, fie geheim zu alten. — Die 
Gefchäfte werden durch -abfolute Stimmenmehrheit 
der anwefenden Glieder entſchieden. — Die Mit: 
glieder beider Kammern find unverleglich wegen ver 
Meiningen, die fie in Ausuͤbung ihrer Berufspflich- 
ten Außern. Sie fonnen nur verhaftet werden, wenn 
fie auf einer That ergriffen würden, welche die Todes 
ftrafe nach fich. zieht. Werden fi e in Anklageftand 
gefeßt; fo wird der Richter alle weitere gerichtliche 
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Schritte einftellen und der betreffenden Kammer Bes 
richt erftatten. Die Kammer entfcheidet darauf, ob der 
Proceß fortgeführt und das angeklagte Mitglied von 
feinen Verrichtungen fufpendirt werden fol, oder nicht, 

Die Kammer der Abgeordneten ift wähls 
bar und temporair (zeitlich). Ihr fteht die Initia— 
tive zu über die Auflagen, und über die Rekruti— 
rung. Ihr ſteht ferner zu: 1) die Prüfung der vors 
hergegangenen Staatsverwaltung, und'die Abftellung 
der Mißbräuche, die fich in diefelbe eingefchlichen 
haben, 2) fo wie die Erörterung der von der vollzie— 
benden Gewalt geftellten Anträge, Sie Eann befchlies 
Gen, daß Grund zur Anklage gegen Ctaatsminifter 
und Staatsräthe vorhanden fey. — Die Deputirten 
erhalten Geldentſchaͤdigung während der Zeit ihrer 
Eißung, und ihrer Her= und Hinreife, J 

Die Pairskammer beſteht aus lebenslaͤng— 
lichen und erblichen Mitgliedern, die vom Koͤnige in 
unbeſtimmter Zahl ernannt werden. Der Kronprinz 
und die Infanten find Pairs von Nechtswegen, und 
nehmen nach erreichtem 2äften Jahre Sitz in der Kam: 
mer. Die ausfchlieglichen Befugniffe der Pairsfams 
mer find: „Uber die perjönlichen Vergehen der Ölieder 
der Foniglichen Familie, der Staatsminifter, Staats— 
räthe und Pairs, fo wie über die Vergehen zu erfen= 
nen, welche von den Deputirten während einer Sitzung 
der tegislatur begangen werden; über die Verantwort⸗ 
lichkeit der Minifter : Staatsfecretaire und Staatsräthe . 
zu erkennen; und bei dem Tode des Königs die Cortes 
zuſammen zu rufen, um eine Negentfchaft zu ernennen, 
wenn eine nöthig feyn follte, 

Der Borfchlag, die Oppofition und bie 
Genehmigung der Öefegesentwürfe ſteht jeder der 
beiden Kammern zu, Die vollziehende Gewalt läßt, 

St. W. ate Aufl, IV. 44 
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durch einen der Staatsminifter, den Antrag machen, 
der ihr bei Abfaffung der Gefeße zufteht; er kann aber 
erft, nachdem eine Kommiffion der Deputirtenfanımer, 
von welcher der Vorſchlag ausgehen muß, ihn ge: 
prüft hat, in einen Geſetzes entwurf verwandelt 
werden, — Die Minifter fonnen den Antrag, nad) 
dem Berichte der Commiſſion, unterftügen und erör- 
tern; fie koͤnnen aber weder abflimmen, noch bei der 
Abftimmung gegenwärtig feyn, außer wenn fie Pairs 
oder Abgeordnete find. Nimmt die Deputirtenfammer 
den Antrag an; fo fender fie ihn der Pairsfammer. 
Nimme fie ihn nicht.an; fo berichtet fie deshalb an 
den König vermittelſt einer Deputation von ſieben Mit- 
gliedern. Nimmt die Pairsfanımer den Vorſchlag 
nicht ganz, fondern mit Amendements und Zufagen 
an; fo ſeudet fie ihn der Deputirtenfammer zurüd. 
Daſſelbe gefihieht, wenn die Pairsfammer ihn ganz 
verwirft. — Auf gleiche Weife wird verfahren von 
der Depurirtenfammer, wenn der Geſetzesantrag von 
der Pairsfammer ausgeht. — Genehmigt die Depn: 
tirtenkammer die Amendemente oder Zufäße der Pairs- 
kammer nicht, oder umgekehrt, und befchließt Die Kams 
mer, ungeachtet der Verweigerung der andern, von 
neuem die Genehmigung des Antrages; fo wird eine 
Commiſſion von einer gleichen Anzahl Pairs und De: 
putirten ernannt, und was diefe entſcheidet, gilt entwes 
der ald Gefebesvorfchlag, oder als ganzliche Verwer— 
fung defjelben. — Wird der Gefegesvorfchlag der einen 
Kammer von der andern angenommen ; fo faßt ihn dieſe 
in Form eines Decrets, und bittet den König um deffen 
Sanction. DVerweigert der König feine Genehmigung; 
fo hat diefe Verweigerung eine abfolute Wirkung *). 





*) Anders iſt dies in der Verfaſſung Braſiliens. 
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Die Ernennung der Abgeordneten zu den allge 
meinen Gortes gefchieht durch indirecte Wahlen, 
Die Maffe der activen Bürger vereinigt fich in 
den nach Pfarreien abgerheilten Verſammlungen, und 
ernennt die Wähler der Provinzen, und dieſe ers 

“nennen die Stellvertreter der Nation. (Ausge⸗ 
fchloffen von den Primairwahlen find: die Minder- 

„jährigen unter 25 Jahren; die Bedienten; vie 
Mönche, alle die in einer Elöfterlichen Gemein- 
fchaft leben, und alle, die nicht ein jährliches Ein— 
fommen ‚von 100,000 Milreis [ungefähr 300 Fl.] 
aus liegenden Gründen, Induſtrie, Handel oder Amt 
haben.) Wähler koͤnnen feyn, welche ein jähr- 
liches Einkommen von 200,000 Keis (600 51.) aus 
Grundbeſitz, Gewerbsfleiß, Handel, oder Amt be= 
figen. Alle Perfonen, welche Wähler feyn koͤnnen, 
find auch fähig, Deputirte zu werden, wenn fie 
ein reines Einkommen von 400,000- Reis (1200 
51.) haben. 

- Die vermittelnde Gewalt ift der Schluß: 
fein der ganzen politifchen Organifation, und gehört 
urfprünglich dem Könige, als höchftem Oberhatipte 
der Nation, damit er beftändig tiber die Handhabung 
und Erhaltung der Unabhängigkeit, des Gleichge— 
wichts und der Harmonie der andern politifchen Ges 
walten wache. — Die Perfon des Königs ift hei— 
lig und unverleglich; er ift unverantwortlich. Der 
König uͤbt die vermittelnde Gewalt aus: 1) indem 

- er die Pairs in unbeftimmter Zahl ernennt; 2) in- 
dem er die allgemeinen. Cortes, und während der Zwi: 
fchenzeit ihrer Sitzung, im Fall daß es das Gtaats- 
wohl erfordert, die außerordentlihen Cortes zufam- 
men beruft; 3) indem er die Decrete und Befchlüffe 
der Cortes fanctionirt, Damit fie — erhal⸗ 
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ten; 4) indem er die Staatsminiſter ernennt oder 
abfeßt; 5) indem er Amneſtie ertheilen kann, und das 
Begnadigungsrecht übt. 

Der König ift das Oberhaupt der vollziehen: 
den Gewalt, und übt folche durch feinen Staats: 
minifter. Ihre vorzuͤglichſten Befugniffe find: nach 
vier Jahren die neuen allgemeinen Gortes zuſam— 
men zu berufen; die Bifchoffe, und zu allen welt 
lichen und geiftlihen Aemtern zu ernennen; die Bes 
fehlshaber der fand» und Seemacht, die Gefandten, 
Conſulln und’ alle diplomatische Agenten zu ernennen; 
die Unterhandlungen mit dem Auslande zu leiten; 
Allianz, Offenſiv⸗, Defenfiv-, Subfidien- und Hanz 
delsverträge- zu fchließen, fie, nach deren Abſchluſſe, 
zur Kenntniß der allgemeinen Cortes zu bringen, 
wenn das Intereſſe und Wohl des Staates e8 ver: 
ftarten; Krieg zu erklären und Frieden zu ſchließen, 
und Dabei den Tortes diejenigen Mirtheilungen zu 
machen, welche mit dem Intereſſe und Wohle des 
Staates vereinbar find; Naturalifationsdiplome, Ti— 
tel, Ehrenftellen, Militairorden und Belohnungszeis 
chen für dem Staate geleiftete Dienfte zu ertheilen; 
die Decrete, nftructionen und Reglemente fir die 
Vollziehung der Geſetze auszufertigen; Die Verwen— 
dung der durch die Cortes bewilligten Einkünfte für 
die verfchiedenen Zweige der Verwaltung zu decretie 
ven; das Erequatur der Conciliendecrete, 
apoftolifhen Briefe, und aller andern 
firhlichen Gonftitutionen, wenn fie der 
VBerfaffung nicht zuwider find, zu bewil- 
ligen oder zu verweigern, wobei immer die 
Genehmigung der Cortes vorangeben muß; 
überhaupt für alles, was die innere Ruhe des Staa— 
tes betrifft, in den durch die Verfaſſung vorgefchries 


Königreich Portugal, 693 


benen Formen zu forgen. — Der König, ehe er 
als jolcher ausgerufen wird, ſchwoͤrt in die Hände 
des Präjidenten der Pairskammer, bei verfanmelten 
beiden Kammern, den Eid auf die Verfaffung. Der 
König kann, ohne ‚die Erlaubniß der allgemeinen 
Cortes, nicht aus dem Königreiche Portugal geben, 
und wenn er c8 dennoch thut, fo full es angefehen 
werben, als babe er der Krone entfagt. — 
Die Cortes feßen, fobald der König zur Regierung ges 
langt, ihm, feiner Gemahlin, dem Kronprinzen und 
den Infanten, von dem Tage ihrer Geburt an, eine 
Dotation aus, 

Die Königin Donna Maria 2, von. Gottes 
Gnaden und durch die Abdankung und Abtretung des 
Heren Pedro 1 Kaifers won Brafilien, wird immer 
in Portugal herrfihen. Die legitimen Nachfommen 
derfelben werden auf dem Throne nach der Ordnung 
der Erftgeburt folgen, fo daß immer die Ältere: Linie 
der. jüngern, in derfelben Linie der nähere Grad dem 
entferntern, in demfelben Grade das männliche Ge: 
fchleche den weiblichen, und im demfelben Geſchlechte 
* aͤltere Perſon der juͤngern vorgezogen werde. — 

Kein Fremder kann in der Krone von Portugal nach— 
folgen. — Die Vermählung der muthmaßlichen 
Thronerbin kann nur mit Einwilligung des Koͤnigs, 
und nie mit einen Fremden vor ſich gehen. Iſt der 
König, bei dieſer beabfichtigten Vermaͤhlung der 
Thronerbin, verftorben ;' fo. kann fie wicht ohne Ein— 
willigung der Cortes gefihehen. — ‚Der Gemahl 
nimmt keinen Theil an der Regierung, und traͤgt den 
Titel Koͤnig erſt dann, wenn die Koͤnigin ihm einen 
Sohn oder eine Tochter gebohren bat. 

Der Konig.ift minderjährig bis zum zuruͤckgeleg⸗ 
ten achtzehnten Jahre, (Darauf folge die weitläufige 
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Auseinanderſetzung uͤber die R egen tſchaft — 
der Minderjaͤhrigkeit.) 

Die Minifter unterzeichnen jeden Act der 
vollziehenden Gewalt. Ohne diefe Foͤrmlichkeit Fon= 
nen jene Acte nicht vollzogen werden. Die Staats: 
minifter find verantwortlich: wegen Beftechlich- - 
keit; Anftiftung von Verbrechen; wegen Erpreffung; 
wegen Mißdrauchs der Gewalt; wegen gejeßwidriger 
Handlungen; wenn fie auf irgend eine Art gegen 
. die Freiheit, Sicherheit und das Eigenthum der Bürs 
ger handeln; wenn fie auch nur die geringfte Ders 
fchwendung der Gtaatsgelder begehen. — Der minds 
liche oder fihriftliche Befehl des Königs rettet Die 
Minifter von der Verantwortlichkeie nicht. — _ Kein 
Fremder, auch. wenn er naturalifirt wäre, kann Staats» 
minifter werben, 

Die Staatsrärhe werden vom Könige ers 
nannf, und bleiben es lebenslänglihd. Sie follen 
bei allen wichtigen Angelegenheiten und bei den alle 
gemeinen Derwaltungsmaasregeln, befonders über 
Kriegserflärungen, und bei allen Angelegenheiten ges 
hört werden, wo der König die Befugniffe der vers 
mittelnden Gewalt ausüben will. Die Staatsräthe 
find für die von ihnen ertheilten Rathſchlaͤge verant- 
wortlich. 

Alle Portugieſen ſind verbunden, die Waffen zu 
ergreifen, um die Unabhaͤngigkeit und Antegricät des 
Königreiches, gegen innere und Außere Feinde 
zu vertheidigen. Der vollziebenden Macht fteht 
es zu, die See- und Landmacht fo zu gebrauchen, 
wie fie es zur Sicherheit und Vertheidigung des Kö: 
nigreiches fir zweckmaͤßig halten wird, 

Die gerichtliche Gewalt ift unabhängig, 
und fol beftehen aus Richtern und Geſchwor— 
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nen, welche. leßtere fowohl in bürgerlichen 
‚als Sriminalfällen ftatt haben follen. Die Ges 
fchwornen fprechen ber den Thatbeſtand; Die Richter 
wenden das Geſetz an. Die Richter koͤnnen ihr Amt 
nur durch ein Urtheil verlieren. Alle Richter md 
alle Juftizämter find für die Mißbräuche ihrer Ges 
walt und für Amtsvergehen verantwortlich. — In 
Sriminalfällen find das Verhör der Zeugen, und 
Das ganze Proceßverfahren von der Befchuldigung an, 
öffenelih. — In Civil- und Criminalfachen kon⸗ 
nen die Partheien Schiedsrichter ernennen, deren 
Urtheile ohne Appellation vollzogen werden, wenn Die 
beiden Partheien darüber überein kommen. Man kann 
feinen Proceß anfangen, ohne bewiefen zu haben, daß 
man das Vergleichemittel verfucht hat. Zu diefem 
Ende werden Frie densrichter beftelle, welche ges 
wählt werden wie die Mitglieder der Municipalitäten. 
In der-Hauptftadt befteht ein hoͤch ſtes Juſtiz— 
gericht, deſſen Mitglieder nach der Aneiennetaͤt aus 
den andern Gerichten gezogen werden. Dieſem Ge: 
richte ftebt zu: in dem Durch ein Geſetz zu beftimmen- 
den Sachen und Formen die Zulaffung zur Caſſa⸗ 
tion zu geftatten, oder zu verweigern; Aber die Ver: 
gehungen und Irrthuͤmer der Richter in ihren Amts— 
verrichtungen, der Dberrichter, und der Angeſtellten 
bei dem diplomatischen Corps zu erkennen; in Sachen 
ftreitigee Gerichtsbarkeit amd Competenz der. Provinz 
zialgerichte zu erkennen und zu entſcheiden. | 
: In allen Sradten und Marktflecken ſollen M us 
nicipalitaͤten beftehen, weichen die Wirrhfchaft 
und Verwaltung derfelben zukommt, Die Munici— 
palitäten werden gewählt. Das Mitalied, welches 
die meiften Stin:men für ſich hat, wird Praͤſident. 
Die Einnahme nnd Ausgabe der vo ffentlis 
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chen Einkuͤnfte wird durch eine Behoͤrde beſorgt, 
welche den Namen: oͤffentlicher Schaß, führt. 
Einzelne Abtheilungen veffelben beforgen die Ver: 
waltung, und die Rechnungen. - Alle directe Steuern, 
ausgenommen diejenigen, welche zur Bezahlung ver 
Zinfen und Tilgung der Staatsfihuld beftimmt find, 
- follen jedesmal auf ein Jahr durch die Cortes be: 
ſtimmt werden, aber fo lange fortdauern, bis fie 
öffentlich fir abgefchafft erklärt, oder an Deren Stelle 
andere eingeführt worden find. — Der Finanzminis 
fter, nachdem er von den andern Miniftern die Mini: 
fterialbudgets ihrer Ausgaben erhalten hat, foll jähr: 
lic) der Deputirtenfammer eine allgemeine Dilanz 
aller öffentlichen "Ausgaben des bevorfiehenden Jahres 
und den Betrag aller Abgaben und öffentlichen Ein- 
fünfte vorlegen, 

Die allgemeinen Cortes unterfuchen beim Ans 
fange ihrer Sißungen, ob die Verfaffung genan beob: 
achtet worden ift. Wenn nach Verlauf von vier 
Jahren, von der Beſchwoͤrung der Verfaffung an 
gerechnet, anerkannt wirde, daß einer ihrer Artikel 
abzuändern wäre; fo foll der Antrag deshalb fchrift: 
lich gemacht werden, Diefer muß von ber Deputir⸗ 
tenkammer ausgehen und von einem Drittheile ihrer 
Mitglieder unterſtuͤtzt werden. | 

Die Verfügung eines Gefeßes kann feine rüd: 
wirfende Kraft haben. Jeder Fann feine - Gedanfen 
entweder muͤndlich, oder fchriftlih, oder im Drude, 
befannt machen, ohne einer Cenſur unterwor— 
fen zu feyn; Doch ift er für den Mißbrauch, nach 
den durch Das Gefeg beftimmten Fällen und Formen, 
verantwortlich. — Miemand fann aus Religi— 
onsgräunden belangt werden, fo lange er die 
Religion des Staates ehrt, und die öffentliche Moral 
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nicht verlegt. Jeder kann im Koͤnigreiche bleiben, 
oder es verlaſſen, wie es ihm beliebt, und ſein gan— 
zes Eigenthum mitnehmen, nur muß er ſich nach 
den Polizeiverfügungen richten, und die Anſpruͤche 
der Dritten befriedigen, Jeder Blrger hat in feinem 
Haufe ein unverlegliches Aſyſ. Bei Nacht darf man 
es ohne feine Einwilligung. nicht betreten, außer im 
Falle einer Hülfsforderung von innen, "oder einer 
Feuers = oder Waſſersnoth von außen her. Bei Tage 
foll der Eintritt in das Haus nur in den Durch das 
Geſetz beftimnten Fällen und Formen erlaubt ſeyn. — 
Hiemand fann ohne gegen ihn eingereichte 
Klage verhafter werden, außer in geſetzlich beſtimm- 
ten Fällen, und in diefen Fällen ſoll der Kichter 
binnen. 24 Stunden dem Verbafteten, Durch eine 
unterzeichnete Mote, den Grund feiner Verhaftung, 
die Namen der Ankläger und der Heugen, wenn er 
fie Eennt, Fund thun. Selbſt in Criminalfällen darf 
Niemand ins Gefaͤngniß geführt, oder in demfelben 
zuruͤck gehalten werben, wenn er in den Fällen, wo 
e8 das Geſetz verftatter, Buͤrgſchaft leiſtet. Mit 
Ausnahme der Erareifung auf frifcher Ihat, Eann 
Niemand ohne fchriftfichen Befehl der rechtmäßigen 
Behörde ‚ins Gefängniß gebracht werden, Niemand 
kann verurtheilt werten, als durch Die gehörige Be— 
höre. Keine Behörde darf eine anhängige Sache 
vor ein anderes Gericht bringen, fie unterdrüden, 
oder abgemachte Proceffe wieder ins eben rufen, — 

Jeder Bürger kann zu jeder öffentlichen 
bürgerlichen, politifchen und militärifchen 
Stelle gelangen, ohne allen Unterſchied, 
außer dem feiner Talente, und Tugenden. 
— ‚Niemand ift von,der, nach dem Verhältniffe ſei— 
ner Habe berechneten, Beiftener zu den Staatsaus⸗ 
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gaben entbunden. Alle Privilegien ſind abgeſchafft, 
die nicht weſentlich und wegen des gemeinen Beſten 
mit den Aemtern verbunden find. Es giebt keine pri⸗ 
vilegirte ©erichtsbarkeit, keine Eperialcommiffion. 
Es foll balvigft ein Civil» und Criminalgeſetzbuch ab— 
gefaßt werden. Staupbeſen, Tortur, Brandmarkung, 
und alle andere granfame trafen find abgefchafft. 
Keine Strafe foll fich weiter, erſtrecken, als anf die Pers 
fon des Verurtheilten. Die Öüterconftfcation ift auf: 
gehoben. — Die Eraatsfchuld ift gefichert. — Die 
Verfaſſung garantirr den Erbatel und deſſen Rechte, 
— Das Geheimniß der Briefe ift unverleglich. — 
Dieſe Berfaffung Portugals befhwor*) ver, 
unter diefer Bedingung von feinem Bruder, dem 
Kaiſer, zum Regenten des Königreiches ernannte Ins 
fant Don Miguel zu Wien am 4 Det. 1826, 


139. 
44) Brafilien. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Brafilien gewann feit der Zeit **), daß der Prinz- 
Kegent von Portugal (1808) den einftweiligen Res 
gierungsfiß nach Rio Janeiro verlegte, an Wohl: 
ftand, Reichthum und Bevolkerung, fo wie an be 
deutend erweiterten Handelsverbindungen. Zugleich 
wurden aber auch die politifchen Grundſaͤtze, welche 
während diefer Zeit abwechfelnd in Europa herrfchten, 
in DBrafilien bekannter und verbreiteter, und Bra— 
filien- fühlte, feitdem e8 von dem Kegenten (1815) 


*) Meuefte Staarsacten, Th. 6. ©. 198, 
+) Vgl. Poͤlit z, die Statenfyfieme Europa’sund 
Amerita’s, Th. 3. S. 355. 
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-zum felbfiftändigen Köonigreiche erhoben worden 
und aus den frühern drüdenden Kolonialverhältniffen 
bervorgetreten war, fein geftiegenes politifches Gen 
wicht. Doch zeigte fich die erfte bedeutende politifche 
Bewegung nicht früher, als nachdem die (1820) 
in Portugal zufammengetretenen außerordentlichen 
Cortes die ns einer neuen, auch für Bras _ 
filtien geltenden, Verf af ſ ung ausgeſprochen hat⸗ 
ten. Da erklärten fi im Jan, und Februar 1821 
Die brafilianifchen Provinzen Para und Babia, 
und im März auch Pernambuco für die Verfaſ— 
fung Portugals, und bildeten einftweilige Junten 
in ihrer Mitte. Die Inſel Madeira folgte diefem 
Beijriele. Schon hatte der König Johann 6, bes 
nachrichtigt von den Vorgängen in Para und Bahia, 
(18. Febr. 1821) befohlen, daß Abgeordnete aller 
Provinzen Brafiliens, fo wie von den Azoren und Mas 
deira, zu Rio Naneiro ſich verfammeln follten, um 
zu berathfchlagen uber Abänderungen und Verbeſſe⸗ 
tungen im ber Derfaffung der portugiefifchen- Cortes, 
nach den örtlichen Verhältniffen und Bebürfniffen 
Brafiliens, als (26. Febr.) die Befagung von Rio 
Janeiro den Beitritt des Königs zur portus 
giefifhen Verfaſſung verlangte, welchen fogleich 
(26. Febr.) der Kronprinz Don Pedro verfprach 
und beſchwor, und (28. Febr.) der König in einem 
Decrete beftätigte. 

Bald darauf (7. März 1821) machte der König 
durch ein Decret feine bevorftehende Ruͤckkehr nach 
tiffabon befanzt, worauf er (21, Apr.) den Kronprine _ 
zen zum PrinzsRegenten und zu feinem Stell 
vertreter mit.den ausgedehnteften Vollmachten in 
Braſilien zurücdließ, und (26. Apr.) nach Portugal 
ſ ich einſchiffte. 


I 
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Mar ſchon am 21. Apr. 1821, bei der militai— 
rifchen Aufloͤſung einer auf der Borfe zu Rio Janeiro 
‚gehaltenen Wahlverfammlung, Blut gefloffen; fo 
zeigte fich, nach der Abreife Des Königs, Das Stre— 
ben der Brafilianer immer ftärfer, von Portugal 
fic) zu trennen und zur völligen Selbſtſtändig— 
feit und Unabhängigkeit von Europa zu 
gelangen. Diefe unruhige Stimmung der Brafilianer 
ward gefteigert, als man die Abreiſe des Prinz = Res 
genten nach Europa, und fodann Die Behandlung 
Drafiliens als einer Kolonie Portugals von dem Mini: 
fterium zu Liſſabon befürchtere. Als nun dem Prinz: 
Negenten erklärt ward, feine Abreife werbe die Folge 
haben, daß Brafilien zu einer unabhängigen 
Kepubtit fih geftalte; fo befehloß er, dafelbft zu 
bleiben, Zugleich mußte er dem Verlangen des Senats 
von. Brafilien nachgeben, indem er theils Hundert 
Deputirte aus den einzelnen Provinzen 
DBrafiliens zur Entwerfung einer befondern 
Verſaſſung für Diefes Reich berief, theils verfprach, 
nicht: nach Europa zurüczußehren, fontern in Bra⸗ 
filien zu: regieren, und ben Zitel: Beſchuͤtzer und 
Verteidiger des Königreiches Brafilien annahm. 
Darauf fprachen (1. Aug. 1822) die verfammelten 
brafilifchen Cortes die Trennung Brafiliens 
von Portugalaus, und ernannten (12. Oct.) den 
Prinz» Kegenten zum conftitutionellen Kaifer 
von Brafilien. Der Prinz nahm diefen Titel, 
zugleich "mit. dem eines immerwährenden Be: 
fhüsers won Brafilien an, und crließ eine Er: 
Elärung über die dem neuen Kaiferreiche zu gebende 
Verfaſſung, „durch welche eben fo, dem Defpotismus, 
wie der Demokratie vorgebeugt werden ſolle.“ Eine 
Kommiffion, beauftragt mit dem Entwurfe einer be: 
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fondern, für Brafilien beftimmten, Ber _ 
faffung, beendigte am 30. Aug. 1823 ihr Gefchäft. 
Diefer Entwurf umfchloß, in: 15 Titeln, 272 Artis 
el. — Der politifche Charakter diefes Verfaffungss 
entwurfes erhellt aus feinem wefentlichen Inhalte: 
Das Kaiſerreich Brafilien ift eins und untheil 
bar. (Darauf folgte die Gebierseintheilung defjelben, 
mit möglichfter Beruͤckſichtigung der natürlichen Gren— 
zen und der Gleichheit der Bevölkerung in den: ein= 
- zelnen Provinzen.) Brafilier find alle freie Men— 
ſchen, welche Brafilien bewohnen, und dafelbft ges 
bohren find; alle Portugiefen, welche vor dem 12, Det. 
1822 ſich dafelbft aufgehalten haben; Sklaven, welche 
einen Freibrief erhalten; die im Reiche gebohrnen 
Kinder von Ausländern, wenn ihre Aeltern nicht im 
Dienſte der Stammnation ftehen; naturalifirte Aus— 
länder von jeder Nation. — Die Verfaffung vers 
bürge allen Brafiliern folgende Rechte: perfonliche 
Freiheit; Gefchwornengerichte, doch nur auf Crimi— 
nalfälfe beſchraͤnkt; Religionsfreiheit, doch wird die 
röomifch = Fatholifche Religion fir Staatsreligion erflärt 
- (Nichtchriften werden geduldet, find aber von dem 
Genuffe der politifchen Rechte ausgefihloffen); Ges 
werbefreiheit; Unverlegtheit des Eigenthums; Preß- 
freiheit (doch haben die Bifchöffe die Cenſur der moras . 
lifchen und religiofen Schriften). — Das Keich. ift 
eine repräfentative, in der Dynaftie des Kaifers 
Don Pedro, erblihe Monarchie. Die anders. 
fannten Staatsgewalten find die gefeßgebende, 
vollziehende und richterliche. Dieſe werben 
von der Nation verliehen, Jede Ausübung vers 
felben,, ohne diefe Verleihung, wird als Gemwaltanmas 
ßung betrachtet. — Die Gefeßgebung fteht dem Kais 
' fer und der Nationalverfammlung gemeinfchaftlich 
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zu. Die Nationalverfammlung befteht aus zwei 
Kammern: dem Cenate und der Deputirtenfammer, 
Alle Sefege müffen, in der Regel, vffentlich verhan⸗ 
delt werden. Zur Faflung eines gültigen Befchluffes 
muß mehr, als die Hälfte der Mitglieder eines Haufes 
anwefend ſeyn. Jede Generalverfammlung dauert 
vier Jahre. Die jährlihen Sißungen währen vier 
Monate und beginnen am 3. Mai. Kein Beamter, 
mit Ausnahme der Minifter und Staatsräthe, kann 
Mitglied der Kammern werden. 

Alte Gefegesvorfchläge Über Einnahme und Aus— 
gabe, tiber das Militair, und über die Verleihung der 
Bollziehungsgewalt, gehen von der Deputirtenfanimer 
aus. Der Senat kann fein Steuergefeß verändern, 
fondern blos annehmen oder verwerfen. — Alle 
vom KRaifer ausgehende Anträge werden 
zuerft in der Deputirtenfammer verhbam 
delt. Die Mitglieder derfelben werden auf vier 
Jahre — als vie Dauer Einer Legislatur — er 
wählt; die Senatoren auf Lebenszeit. — 
Zum erftenmale geht die Wahl der Eenatoren und 
Deputirten von den Provinzen aus; der Kaifer ers 
nennt fie aber aus einer dreifachen Liſte. Bei fpätern 
Erledigungen im Senate wählt der Kaifer aus einer 
dreifachen, von der Deputirtenfammer ihm vorgeleg> 
ten, Liſte. ; 

Wenn ein Gefeß beide Häufer paflirt hat, wird 
es dem Kaifer vorgelegt, der innerhalb eines Monats 
darüber entfcheider. Iſt diefe Zeit verfloffen, obne 
daß dies gefhah; fo erhält das Geſetz ohne weis 
teres öffentliche Gültigkeit. Der Kaifer kann 
zweimal feine Zuftimmung verweigern, Wenn aber 
das Geſetz zum drittenmale in beiden 
Häufern durchgeht; fo wird es gültig. 


/ 
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Die große Maſſe der Buͤrger erwaͤhlt zuerſt Wahl⸗ 
herren; dieſe wählen fodann die Deputirten. Minder— 
jährige, Officiere, Weltgeiſtliche, Mönche, Bediente 

und Tageloͤhner koͤnnen nicht wählen. Im Wahl 
herr zu werden, muß man cin jährliches Einfonmen 
am Werthe von 250 Alqueires Mandiocca : Mehl, 
um Deputirter zu werden, ein jährliches Einfom: 
men am Werthe von 500 Alqueires Mandiocca = 
Diehl befigen, und 25 Jahre alt ſeyn. Ein Se 
nator muß 40 Jahre alt feyn, und jährlich den 
Werth von 1000 Alqueires beſitzen. 

Die Perfon des Kaifers ift heilig und unver: 
letzlich. Er ernennt und entläßt die Minifter und 
Staatsräthe, ernennt Gefandte, erklärt Krieg und . 
ſchließt Fuͤeben. Die Civilliſte wird beim Anz 
fange jeder Regierung feftgefeßt, und bleibt, während 
der Dauer derfelben, unverändert, Erhalt ein Kron⸗ 
erbe von Braſilien Anſpruͤche auf eine fremde Krone; 
fo kann er nicht beide beſitzen, ſondern muß die eine 
oder die andere wählen. 

Die Minifter und fanmtliche Staatsbeamte find 
verantwortlich. Kein mändlicher oder fchriftlicher 
Befehl des Kaifers kann fie vor Verantwortlichkeit 
ſchuͤtzen. Die Staatsrärhe find verantwortlich für die 
Gutachten, die fie abgeben. — 

Diefer Verfaffungsentvurf ward zwar von der 
Nationalverfammlung angenomnien, vom Kaifer aber, 
wegen zu großer Beſchraͤnkung der Regentengewalt, 
verworfen. Als daher die Nationalverfammlung bei 
diefer Verfaffung beharrte und am 11. Nov. 1823 
für permanent fich erklärte, ließ der Kaifer fie 
(12. Rov.) militärifch auflofen, und einige Mit⸗ 
glieder verfelben verhaften. Doc) bereits am 16.Nov. 
erließ er eine Erklärung, worin er den Brafilianern 
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eine eigne Verfaſſung verfprah, welche, nad) ihren 
Grumdbeftimmungen, am 11. Dec, 1823 ver zwei— 
ten, von ihm ufammenberufenen, Nationalverſamm⸗ 
kung vorgelegt ward. Dur) Sammlung der Stim⸗ 
men in der Hauptftadf und in den Provinzen ward 
diefe Verfaffung angenommen, ımd am 25. März 
1824 vom Kaifer der Eid auf diefelbe geleifter. Doch 
erfolgte am 25. März 1826 ein neues Publica 
tionsdecret derfelben, contrafignirt von Joao Se— 
veriano Maciel va Cofta, welcher zuerft — mit den 
übrigen Miniftern und Staatsraͤthen — den VBerfaf- 
ſungsentwurf vom Sahre 1823 unterzeichnet Hatte, 


149. 


Sortfegung. 
b) Verfaffung vom 25. März 1824. 


Der wefentlihe inhalt der 179 Artikel ver 
neuen Verfaſſung Brafiliens vom 25. März 1824 ift 
folgender: Das Kaiferreich Brafilien ift der politifche 
Verein aller brafilifchen Buͤrger. Sie bilden eine 
freie Nation, die Fein Band giner Union oder Foͤde— 
ration verftatter, das dem Grundſatze der Unabhän: 
gigkeit entgegen ift. Die Kegierungsform ift eine 
erbliche, conftitutionelle und repräfentas 
tive Monarchie. . Die regierende Dynaſtie ift die 

des Don Pedro, Kaifers und beftändigen Vertheidi— 
gers von Brafilien. Die Staatsreligion ift die 
romifch = £arholifche. Die Ausübung andrer Religio— 
nen ift erlaubt, doch ohne aͤußeres Gepränge. Die 
Theilung und Uebereinftinmung der politifchen Ge— 
walten ift das erhaltende Princip der Bürgerrechte, 
und das ficherfte Mittel, die wahrhaften, von der 
Verfaſſung angebotenen, Bürgfchaften zu leiften. - Es 
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werden durch die Verfaſſung vier politiſche Ge— 
walten anerkannt: die geſetzgebende, die ver— 
mittelnde (Poder moderador), die vollziehende 
und die richterliche. Die Nepräfentanten der bra= 
filifchen Nation find: der Kaifer und die Ge— 
neralverfammlung. — Alle Gewalten im bra= 
filifchen Kaiferreiche werden von der Nation über- 
tragen (säo delegacoes da Nacäo), Die gefeßge 
bende Gewalt ift, mit Sanction des Kaifers, 
der Öeneralverfammlung übertragen. Die 
Generalverfammlung befteht aus zwei Kammern: 
die der Deputirten, und die der Senatoren. 
Der Generalverfammlung ſtehen folgende Befugniffe 
zu: 1) den Eid des Kaifers, des Kronprinzen, des 
Regenten, oder der Negentfihaft entgegen zu nehmen ; 
2) den Regenten, oder die Kegentfchaft zu erwählen, 
und die Grenzen ihrer Machtbefugniffe zu beftimmen; 
3) den Kronprinzen . als Ihronerben in ver erften 
Sitzung nach feiner Geburt anzuerfennens 4) den 
Vormund eines minderjährigen Kaifers in dem Falle . 
zu ernennen, wenn ihm der Vater durch Teftament 
feinen beftelle haben ſollte; 5) die Zweifel zu löfen, 
die in Betreff der Thronfolge fich erheben konnten; 6) 
nach dem Tode des Kaifers, und während der Erledi— 
gung des Thrones, eine Unterfuchung über die vor— 
bergehende Verwaltung anzuordnen, und die Miß- 
brauche abzuftellen,, die fich eingefchlichen haben duͤrf⸗ 
ten; 7) im Falle des Ausſterbens der regierenden 
Dynaftie eine neue zu wählen; 8) Geſetze zu ge 
ben, auszulegen und zu fufpendiren; 9) 
über die Verfaffung und ‚das Staatsintereffe zu 
wachen; 10) alle Jahre die öffentlidhen 
Abgaben zu beffimmen und die directe 
Steuer zu vertheilen; 11) die ordentliche und 
St. W. ate Aufl, IV. 45 | 
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außerordentliche Sand =». und Seemacht jaͤhrlich nad 
dem Berichte der Regierung zu beſtimmen; 12) frem: 
den Truppen den Eingang in das Gebiet und die 
Häfen des Reiches zu verfagen, oder zu geftatten; 
13) die Regierung zu ermächtigen, Anleihen zu 
machen; 14) die Mittel zur Abzablung der Etaats: 
fchuld zu beftimmen; 15) die Verwaltung der Natio— 
naltomainen anzuordnen und deren Veräußerung zu 
verfügen; 16) öffentliche Aemter zu errichten oder ab: 
zufchaffen, und für die Befoldung der errichteten Stel— 
len zu forgen; 17) Schrot und Korn der Miinzen, 
Maas und Gewicht zu befiimmen. Jede $egislatur 
währt 4 Jahre, und jete Eigung 4 Monate. — 
Die Kammer der Abgeordneten ift wählbar 
und temporair. Cie hat ausfihlieglich die Initia— 
tive in Betreff der Steuern, der Kefrutenanshebung, 
und der Wahl der Dynaftie im Falle des Erloͤſchens. 
Eie unterfucht die Verwaltung, und erflärt ſich uͤber 
die Reformen der bei derfelben eingeriffenen Mifbräuche. 
Cie tecretirt, wenn die Minifter und Etaatsrärhe in 
Anklageftand gefest werden follen. Der Senat be: 
fieht aus Mitgliedern, die auf Lebenszeit erwählt wer: 
den. Jede Provinz hat halb fo viel Senatoren zu 
wählen, als die Zahl ihrer Deputirten beträgt, wenu 
die Zahl gerade iſt; im entgegengefesten Falle aber 
die Hälfte weniger einen; fo daß eine Provinz, vie 
11 Deputirte fendet, nur 9 Eenatoren ernennt. Hat 
eine Provinz nur einen Deputirten; fo wählt jie 
auch einen Senator. Die Wahlen finden auf dies 
felbe Weife ftatt, wie für die Deputirten; nur 
wähle fie der Kaijer nach einer dreifachen, ihm 
vorgelegten, Lifte. Um für die Kammer der Depu: 
tirten wählbar zu feyn, muß man ein jährliches Eins 
kommen von 2500 Fr. (400 Miltoas) haben, — 
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Die Sitzungen beider Kammern find bffentlich, mit 
Ausnahme der Fälle, wo es das Wohl des Staates 
fordert, daß fie geheim find. — Die Mitglieder der 
Kammern find in Hinfiche der Meinungen‘, die fie 
bei der Ausübung ihrer Functionen Außern, unvere 
leglih. Kein Mirglied der Kammern Fann anders, 
als durch eine Verordnung der Kammer, welcher es 
angehört, verhafter werden. — Der Antrag, die 
Dppofition und die Billigung der Gefeßesvorfchläge 
fteht einer jeden der beiden Kammern zu. Der Ans 
trag gefcbieht durch einen Staatsminifter im Namen 
der vollziehenden Gewalt. Diefer Antrag wird durch 

eine Commiſſion der Deputirtenfammer unterfucht, 
von welcher er ausgeben muß, um in einen Öefeßes: 
vorfchlag verwandelt zu werden, Die Minifter fon: 
nen den Verhandlungen über den Antrag beimohnen 
und Theil daran nehmen, fobald der Bericht .der 
Commiſſion erfolge ift. Doch koͤnnen fie nicht ftims 
men, noch bei der Abftimmung gegenwärtig feyn, 
ausgenommen, wenn fie Senatoren oder Deputirte 
find: Hat die Kammer der Deputirten einen Ents 
wurf angenommen; fo überfender fie denſelben der 
Kammer der Senatoren. Wird der Antrag nicht 
angenommen; fo wird Diefes dem Kaifer durch eine 
Deputation von 7 Mitgliedern der Deputirtenfammer 
bekannt gemachte. Wenn die Kammer der Senatoren 
den Entwurf der Deputirtenfammer ganz verwirft, oder 
ihn verändert, oder Zufäße macht;.fo gebt er an die 
Deputirtenfanımer zurüd. Auf diefelbe Weife vers 
fährt die Kanımer der Deputirten gegen den Senat, 
wenn ein Öefeßesentwurf von Demfelben ausgeht. — 
Wenn die Deputirtenfammer die Verbeſſerungen ober 
Zufäße des Eenats (oder vice versa) nicht billige, die 
Kammer aber doch der Meinung ift, * der Entwurf 


* 
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an fich vortheilhaft fen; fo Fann fie durch eine Deputa⸗ 
tion die Zufammenfunft beider Kammern 
fordern, wodurch ein Refultat der Difeuffion erfolgt. 
— Wenn in einer der beiden Kammern ein. Entwurf, 
welcher von der andern Kanımer eingefandt ward, volle 
ftändig angenommen wird; fo wird er in die Form 
eines Decrets gebracht, und dem Kaifer zur Sanction 
vorgelegt. Verweigert der Kaifer feine Zuftimmung; 
fo hat diefe Verweigerung nur eine zögernde Wirkung. 


"Denn wenn diefe Verweigerung zweien aefeßaebenden 
( 39 


Verſammlungen, welche den Entwurf gebilligt haben, 
gegeben wird; dann verſtehen ſie dieſelbe ſo, daß 
der Kaiſer feine Sanction ertheilt habe. | 
Die vermittelnde Gewalt des Kaifers 
befteht darin, die Senatoren zu ernennen, die Geſetze 
zu genehmigen, die RN MR una aufzulofen 
eh außerordentlich zu berufen, die Minifter zu ernen— 
n, obrigfeitlihe Perfonen und gerichtliche Verfol⸗ 
a. zu fufpendiren, zu begnadigen, und Amneftie 
zu bewilligen. Die Perfon des Kaifers ift heilig und 


unvetletzlich. Er ift unverantwortlich. — Der Kais 


fer ift das Oberhaupt der vollziehenden Gewalt, 
und uͤbt Diefe durch die Minifter. Zur vollziehenden 
Gewalt gehört die Ernennung der Bifchöffe, die. Ver: 
leihung kirchlicher Pfründen, die Ernennung zu Staats— 
Antern, zu den Befehlshaberftellen der Land- und 
Seemacht, zu-den Geſandtſchaften; die Abſchließung 
der Verträge mit dem Auslande; Die Krieggerklärungen, 
Friedensſchluͤſſe u. a. Außerdem ſteht der vollziehen— 
den Gewalt zu: die Genehmigung apoſtoliſcher Bre— 
ven, oder die Verweigerung, ſobald die Breven der 
Berfaffung zuwider find. — Die Prinzen des Hans 
ſes find Senatoren dem Rechte nach, erhalten aber das 
Stimmrecht erft nach erreichtem 2öften Jahre, Dem 
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Senate ftehet zu: über die individuellen Vergehungen 
der Mitglieder der Faiferlichen Familie, der Staats— 
minifter, der Staatsräthe, der Senatoren, der Depus 
tirten, und uͤber die Verantwortlichkeit der Staatsfecre= 
faire und Etaatsräthe zu erfennen.. Der Senat bes 
rufe Die Nationalverſammlung, fobald der Kaifer dies 
zwei Monate nach der in der Verfaſſung beftimmten 
Zeit unterläßt. — Die Verfaffung erkennt und ges 
währleiftet jeder Hauptſtadt der Provinzen das Kecht 
- der Mitaufficht über die Angelegenheiten ihrer Provinz. 
Diefes Recht wird durd) die Bezirksfammern geübt. 
— Der Kaifer darf, ohne Einwilligung der General: 
verfammlung, DBrafilien nicht verlaſſen. Geſchieht es; 
fo wird es betrachtet, als habe er der Krone entſagt. 
In der Thronfolge geht das männliche Gefchlecht, in 
demſelben Grade, dem weiblichen vor. Kein Frem— 
der kann die Krone Brafiliens fragen, — Niemand 
‚ darf verhaftet werden ohne bewiefene Schuld; und 
felbft in dieſem Falle darf er nicht gefangen gefeßt wer- 
den, wenn er in Faͤllen, die das Geſetz zuläßt, hin— 
langlihe Buͤrgſchaft leifter. — Jeder Bürger kann 
zu allen offentlichen bürgerlichen Staats: und Milis 
tairftellen gelangen, ohne allen Unterſchied, als den 
feiner Talente und Tugenden. . Alle Privilegien find 
abgefchafft; eben fo die Peitfche, die Folter, das 
Brandmarfen u. a.; die Confiſcation der Güter ift 
aufgehoben. Die Staatsfchuld wird garantirt. Alle 
Gilden find abgefchafft. Das Briefgeheimniß tft un: 
verleglich. — Die Minifter find verantworts 
lich für Hochverrath, Beſtechung, Aufwiegelung , 
Erpreffung, Mißbrauch der Gewalt, Nichtbeachtung 
der Öefeße, Handlungen gegen. Freiheit, Sicherheit 
und Eigenthum der Bürger, und Verſchleuderung Des 
Staatsvermögens. — Uuter den anerkannten bürgers 
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lichen Rechten iſt auch die Publication von Schriften 
ohne vorgaͤngige Cenſur; doch mit Verantwortlichkeit 
für die dadurch verletzten Rechte. — Die rich ter— 
biche Gewalt iſt unabhängig, und beſteht in Richtern 
und Geſchwornen. Die Geſchwornen ſprechen über 
den Thatbeſtand; die Richter wenden das Geſetz an. 





141. 
45) Freiſtaat Hayti (Domingo.) 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Wenn in den mittel- und ſuͤdamerikaniſchen 
Provinzen Spaniens die Trennung vom europaͤiſchen 
Etammlande erft feit dem Jahre 1808 befchloffen, 
und die Unabhängigfeitserflärung und Gelbftftändig- 
keit diefer Kolonieen noch fpäter von den Congreffen 
derſelben ausgefprochen ward; fo trennte die Inſel 
Domingo, von welcher ver fpanifche Antheil im 
Jahre 1795 an Frankreich abgetreten ward, bereits 
während - der erften Stürme der franzofifchen Revo— 
Iution fich. von Europa. Denn mächtige Leidenſchaf— 
ten wurden auf diefer Inſel aufgeregt, als das Decret 
der erften franzöfifchen Nationalverfammlung vom 15. 
Mai 1791 die Freiheit der Neger ausſprach, 
weil die Fortdauer der Sklaverei im Intereſſe der weis 
gen Pflanzer lag. Ein blutiger Kampf begann, den 
felbft Napoleons dorthin gefandtes Heer nicht zu bes 
endigen vermochte, weil, nad) Herftellung der Sfla- 
verei, die Neger und die Farbigen gegen die 
Weißen fich vereinigten, und den alten Namen 
Haytier erneuerten. Don Deffalines, ver fie 
leitete und die Franzoſen von der Inſel vertrieb, ward 
(1. San. 1804) die Inſel Hayti als Freiftaat auss 
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gefprochen; bs nahm er, aus Nachäffung Napoleons, 
am 8. Det. 1804 als Jakob Jl die Kaiferwürde 
an, Unter ihm hatten Perhion und Chriftophe 
die Truppenmaffen befehligt. Beide hatten Antheil 
an der Ermordung des Deffalines (16. Det. 1806), 
worauf Chriftophe (21. Oct. 1806) zum Prär 
fidenten von Hayti ernannt ward, Perhion 
aber ;; unzufrieden «über dieſe Vorgänge, zu Ports 
au⸗Prince, im füdweftlihen Theite der nfel, 
einen befonvdern Freiſtaat bildete, und Denfels 
ben gegen Chriſtophe's Angriff behauptete. - Nach 
Pethions Tode folgte ihm (27, März 1818) der Ges 
neral Dover als Praͤfident. 
Allen zu Cap Frangois gab Chriſtophe dem 
- Staate, den er regierte, am 28. März 1818 eine 
Berfaffung, in welcher eine Monarchie, mit 
der Erblich£eit der auf Chriftophe (nun: Heins 
rich 1) übergetragenen Eoniglichen Würde, bes 
gruͤndet ward. Die Form der Verfaffung und Res 
gierung diefes Staates war größtentheils eine Nach 
bildung der Verfaffung Frankreichs unter Napoleons 
Kaiferregierung (feit 1804); felbft dem von Megern 
bearbeiteten Code Henri lag der Code‘ Napoleon 
zum Örunde. Kaum batte aber Heinrich 1 neun 
Jahre die koͤnigliche Regierung nach europäifchen 
Formen, doch nicht frei von einzelnen, Eonderbars 
feiten und willkuͤhrlichen Handlungen, geführt, als 
(6. Dct. 1820) eine fo bedenkliche, und länaft im 
Etilten vorbereitete, Verſchwoͤrung des Heeres gegen 
ihn ausbrach, rap er am. 8. Oct. 1820 ſich felbft 
toͤdtete. | 
- Schon am 21. Nov. 1820 eng der. General’ 
Basen, als nunmehriger Präfident des gefamms 
ten vormaligen franzofifchen Antheils an Domingo, 
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auch auf den nordweſtlichen Theil der Inſel, den bis 
dahin Chriſtophe regiert hatte, mit Aufloͤſung der 
monarchiſchen Staatsform, die republikaniſche 
Verfaſſung des ſuͤdweſtlichen Theiles uͤber, welche, 
(zum Theile eine Nachbildung der franzöfifchen vierten 
Derfaffung von 1799,) bereits unter Perhion am 
27, Dec. 1806 begründet, am 2. Jun. 1816 aber mit 
mehrern bedeutenden Modificationen von neuen bes 
kannt gemacht worden war. Diefe Derfaffung 
ward, nachdem Boyer auch den öftlichen, vormals 
fpanifchen,, Antheil der Inſel unter feiner Regierung 
vereinigte, und als lebenslänglicher Praͤſident 
von ganz Hayti (2. Febr. 1822) feinen Einzug 
in der Stadt Domingo gehalten hatte, das Staats: 
grundgefeß für den, die ganze Inſel umfchließen- 
den, Freiftaat. — Endlich erfolgte, nachdem Groß: 
britannien am 1. San. 1825 mit der Anerkennung, der 
Unabhängigkeit der vormaligen fpanifchen Kolonieen 
vorangegangen war, vom Könige Karl 10 von Frank: 
- reich, durch Decret*) vom 17, Apr. 1825, die 
Anerkennung der Selbftftändigfeit und Unabhängigfeit 
des vormaligen franzofifchen Antheils an der Inſel 
St. Domingo, 


142. 


Politiſcher Cparatier der Verfaffung 
—vom 2 Jun. 1816, 


Die weſentlichſten Beftimmungen der 242 Artis 
kel diefer Verfaffung find: Auf dem Gebiete der Re— 
publif kann Feine SElaverei ftatt finden; biefelbe 
ift für immer abgefchafft. Jede wegen Menfchen- 
*) Neuefte Staatsacten, Th. 4. ©. 162. 
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kauf contrahirte Schuld iſt auf immer erloſchen. 
Das Recht der Zuflucht Gus asyli) ift heilig und un— 
verleglich, mit Ausnahme der durchs Geſetz beftimms 
ten. Falle. Die Regierung von Hayti ift nicht erbs 
lich, fondern wird durch Wahl angeordnet. Die 
Republik wird nie eine Unternehmung in der Abfiche 
machen, fih durch Eroberungen zu vergros 
Bern, oder den Frieden und die innere Einrichtung 
fremder Staaten oder Inſeln zu ftören. 


Die Rechte der Menfchen im fittlihen Vers 
bande find Freiheit, Gleichheit, Sicherheit 
und Eigenthum. Die Freiheit befteht in dem 
Nechte, alles dasjenige thun zu dürfen, wodurch Die 
Kechte Feines Andern ‚gefränkt werden. Die Gleiche ' 
heit darin, daß das Gefes für Alle gleich ift. Die 
Gleichheit geftatter Feinen Unterfchied der Geburt, und 
“ Leine Erblichkeit der Gewalten. Die Sicherheit bes 
ſteht in der Zufammenwirfung Aller, um die Rechte 
eines Jeden zu fichern. Das Eigenthum ift das 
Recht, über feine Einkünfte, fein Vermögen, und 
über die Früchte feines Fleißes und feiner Geſchicklich— 
feit zu verfügen. Das Eigenthum ift unverleglich und 
heilig. — Das.Gefes ift der allgemeine, durch die 
Mehrheit der Bürger oder ihrer Stellvertreter aus⸗ 
gedruͤckte, Wille. Kein Civil» oder Criminalgefes 
kann rüdwirfende Kraft haben. 


Die Souverninetät wohnt wefentlidh 
der Geſammtheit der Bürger bei; fein 
Individuum, Eeine theilweife Verfammlung der Buͤr⸗ 
ger, kann fich diefelbe beilegen. Die gefellfchaftliche 
Oarantie kann nicht ohne Theilung der Öewal- 
ten, ohne Beſtimmung ihrer Grenzen, und ohne 
DVerantwortlichfeit ‚der Staatsdiener beſtehen. — 


/ 


* 
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Jeder Bfirger ift feine Dienfte dem Vaterlande ſchul⸗ 
dig, fo oft ihn Das Gefeg zut Vertheidigung defjelben 
aufruft. Das Haus eines jeden Bürgers ift ein un: 
verletzliches Heiligehum. Keine Hausſuchung kann 
ohne ein Geſetz, oder einen hoͤhern Befehl ſtatt finden. 
Niemand kann verfolgt oder verhaftet werden, außer 
in den durch das Geſetz beftimmten Fällen. — Einem 
Jeden ſteht frei, feine Gedanken zu fagen, zu fehreis 
ben und befannt ; u machen. Drudihriften Eon 
nen vor ihrer Defanntmachung feiner 
Genfur unterworfen werden. Niemand ift 
verantwortlich für das, was er befannt macht, außer 
in den durch Das Geſetz vorbergefehenen Fällen. — 
Mit allen vffentliben Nemtern ift Ver: 
antwortlihfeit verbunden — Die Verfaf: 
fung verbürgt, Die Anfrechthaltung der Veräußerung 
von Nationalgütern. Es werden für die ganze Ne: 
publiß gleich verbindliche Civil-, Criminal-, Proceß— 
und Handels» Gefegbücher entworfen werden. Kein 
Weißer, von welcher Nation er auch fin, kann 
in der Eigeuſchaft als Herr oder Guͤterbe— 
fißer den Fuß aufdiefes Gebiet ſetzen. Alle 
Afrikaner, Indianer, und die aus ihrem Blute Ent: 
‚fproffenen, fie mögen in den Kolonieen, oder in frem— 
den Laͤndern gebohren feyn, werden, wenn fie ihren 
MWohnfiß in der Republik aufjchlagen, als Hantier 
betrachtet, koͤnnen aber erft ein Jahr nach ihrer Nies 
derlaffung die bürgerlichen Rechte genießen: Die 
Ausuͤbung der bürgerlichen Rechte acht Durch die Vers . 
urtheilung zu förperlichen oder infamirenden Strafen 
verloren. 

Die katholiſche Religion iſt die Religion des 
Staates; jeder andere Gottesdienſt iſt erlaubt. Der 
Praͤſident iſt befugt, vom Papſte die Reſidenz eines 
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Biſchoffs nachzuſuchen, damit derfelbe Lie jungen, 
dem geiftlichen Stande gewidmeten, Haptier zu Pries 
fern weihe, Die Geiftlichen Eonnen in feinem Falle 
eine Corporation im Etaate bilden. | 

Die gefeßgebende Gewalt liege in den 
Händen einer Kammer der Kepräfentanten der 
Gemeinden und des Senats. Jeder Ges 
feßesentwurf muß durch Die ausübende 
Gewalt vorgefchlagen, durch die Kammer 
der Kepräfentanten berathen und anges 
nommen, und durch den Senat decretirt 
worden feyn. — Die Kammer der Kepräfentans 
ten ift zuſammengeſetzt aus 3 Mitgliedern fir Die 
Hauptſtadt der Republik, 2 für den Hauptort jedes 
Departements, und einem Mitgliede von jeder Ges 
meinde. Sie feßt die öffentlichen Abgaben 
ttach ihrer Natur, Hohe, Dauer und Erhebungsart 
feft; fie befchliegt in DVerwaltungsfachen; fie bilder 
Das Heer; beftimmt Maaße, Gewichte und Münzen; 
erläßt alle Geſetze, welche zur Ausübung aller durch 
die Verfaffung beftehenden und delegirten Gewalten 
noͤthig find; beftimmt die Zufammenfunft und den 
MWirkungskreis eines Rathes der Notabeln in jeder 
Gemeinde, n.f.w. Die "Mitglieder diefer Kammer 
müflen Grundeigenthbümer, und 25 Jahre alt 
ſeyn. Sie werden gewählt; ihre Function dauert 
5 Sahre. Die Kammer der Kepräfentanten erhält 
jährlich Durch den Präfidenten die von dem Staats— 
fecretaire abgelegte Rechnung zugefendet; fie diſcutirt 
Darüber und verordnet deren Bekanntmachung. — 
In dringenden Fällen kann der Präfident die Kammer 
“ außerordentlich berufen. Die Sißungen der Kammer 
find öffentlich; doch Bann fie auch bei verfchloffenen 
Thuͤren berathfchlagen. Ihre Berathungen werben 
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vermittelft eines Gef etzbulletins zur Publicität 
gebracht. 


Die Kanımer der Nepräfentanten fender die von 
ihr erlaffenen Gefege dem Senate. Jedes von dem 
Senate nicht angenommene Geſetz Fann erft nach Abe 
lauf eines Jahres in der Kanımer wieder vorgebracht 
werden, — Kein Mitglied der Kammer der Repraͤ— 
fentanten und des Senats kann wegen deflen, was 
fie in der Ausübung ihres Amtes gefprochen oder ges 
fihrieben haben, in Unterfuchung gerathen, angeklagt 
oder gerichtet werden; mit Ausnahme des ae 
werdens auf einem Verbrechen. 


Der Senat beſteht aus 24 Mitgliedern ‚die 
vonder Kammer der Äepräfentanten, aus 
einer ihr vom Präfidenten vorgelegten 
dreifachen Fifte zu jeder Senatorftelle, er 
nanntwerden. hr Amt dauert I Jahre. Jeder 
Senator muß 30 Jahre ale feyn. Der Senat ift 
mit Bewahrung der Derfaffung beauftragt... Die 
Sitzungen find offentlih; doch kann er auch bei 
verfihloffenen Thuͤren beratbfchlagen. Der Genat - 
‚ benimmt ſich unmittelbar mis dem Präfidenten wegen 
aller Segenftände, welche die Verwaltung der öffent- 
lichen Angelegenheiten betreffen. Dem Senate 
“allein ſteht das Recht zu, den Präfidenten 
zu ernennen, Der Senat erläßt, auf die Anzeige 
des Präfiventen oder der Gemeindefammer, die Ans 
Elagedecrete gegen die Agenten der Verbauung. Der 
Senat hat die Befugniß, alle durch den Praͤſidenten 
mit fremden Maͤchten abgeſchloſſene Allianz = und 
Handelsverträge‘, fo wie die Kriegserflärungen, zu 
genehmigen,. oder zu verwerfen. Der Senat decre: 
tirt die für, jeden Zweig des öffentlichen Dienftes er⸗ 
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| forberlichen Summen nad) dem von dem Stahrefecrer 


taire eingereichten Budget. 
Die ausuͤbende Gewalt ift einer Magiftrats: 


perfon übertragen, welche den Titel: Präfident 


von Hayti, führte. Diefe Stelle ift lebenslänglich. 
Der Präfident muß 35 Jahre alt ſeyn. Jeder Bir: 
ger von Hayti ift zum Präfidenten erwählbar. Der 
Praͤſident trifft, in Gemäßheit der Geſetze, alle vie 
äußere und innere Sicherheit des Staates betreffende 


Maasregeln. Er befehligt die bewaffnete Land- und 


\ 


Seemacht. Er fchlägt die Gefese vor, mit 


Ausnahme derjenigen, welche die Nertheilung, Größe, 


Dauer und Erhebungsart der Steuern, ihre Vers. 


mehrung oder Verminderung, betreffen. Exkine Ge⸗ 


ſetzesentwuͤrfe werden in der Kammer der Gemeinden 


diſcutirt, angenommen oder verworfen; im letztern 
Falle. giebt die Kaämmer ihre Beweggrlinde an. Er 
fann Handels:, Buͤndniß- und Friedensverträge 


mit den fremden Nationen abfchliegen, fo wie auch - 


Kriegserflärungen erlaffen; doch erhalten dieſelben 
ihre Gültigkeit erft Durch die Beftätigung des Senats, 
Er ernennt die Agenten bei den fremden Mächten, und 
ruft fie zurück nach Belieben; auf gleiche Weife er: 
nennt er alle Civil- und Militairbeamte. Wenn der 
Präfident benachrichtige wird, daß fich eine Verſchwoͤ⸗ 
rung gegen die innere Eicherheit Des Staates bilder; 


ſo Eann er Verhaftsbefehle gegen die Anftifter und 


Mirfchuldigen erlaffen; er ift aber, bei den auf 
das Verbreden willführlicher Verhaft— 


nehmung geſetzten Strafen, verbunden, die⸗ 


ſelben binnen 2 Tagen vor das competente Gericht 
zu ſtellen. — Dem Senate allein ſteht das Recht 
zu, die Amtsfuͤhrung des Praͤſidenten zu pruͤfen, und 
denſelben fuͤr ſchuldig zu erkennen. Der Präfi is 


\ 


’ 
\ 
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dent hat das Recht, feinen ee 
durch ein eigenhändiges und verjchloffenes, dem Se: 
nate Übergebenes, Schreiben zu bezeichnen; doch kann 
diefes Schreiben vor Erledigung der Präfitentur nicht 
eröffnet werden, Der Prafivent kann feine Wahl 
widerrufen, und auf die genannte Weiſe eine andere 
Wahl treffen. Der Senat genehmigtoder ver 
wirft die von dem Präfidenten gefihehene Waͤhl ſei— 
nes Nachfolgers. Im Falle der Berwerfung fchreitet er 
binnen 24 Stunden zur Ernennung des Pröfidenten. 

Ein Großrichter ift mie der Verwaltung der 
Juſtiz beauftragt. Die Richter Eonnen nur wegen 
einer gerichtlich erkannten pflichtwidrigen Handlung 
abgefegt, und nur wegen einer für zuläffig erklärten 
Anfchuldigung fufpendirt werden. Die Sitzungen 
der Gerichte find öffentlich. Die Berathungen 
der Richter find geheim. Die Ursbeile werden rebft 
‚ihren Beweggründen laut verlefen. Es giebt Fries 
densrichter, Civil: und Criminalgerichte, 
ein Caffationstribunal für die ganze Kepublif, 
‚und einen böchften Gerichtshof, der über die 
Anklagen erkennt, welche der gefeßgebende Korper ges 
gen feine eigenen Mitglieder, oder gegen den Praͤſi— 


denten, oder gegen die Staatsfecretaire, oder gegen 


jeden andern Dienftbeamten als zuläfjig erkannt hat. 
Die Zahl feiner Mitglieder ift 15, und der Örogrichter 
fein Praͤſident. Don den Entſcheidungen dieſes Ge: 
richtshofes finder Feine Berufung ftatt; der Angeklagte 
hat aber das Recht, ein Drittheil feiner Richter zu 


verwerfen. Die Urteile werden nur mit einer Stim— 


menmehrheit von Z erfanut. 

Die bewaffnete Macht ift wefentlih gehor: 
fam; fie darf nie berathfchlagen. Sie darf blos zur 
Aufrechthaltung der Atentlichen Drdnung, zum 
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Schuge der Bürger, und zur Verteidigung der, Re— 
publif in Thaͤtigkeit gefeßt werden. Das Heer beſteht 
aus der befolderen und aus der nicht befolveten Na— 
tionalgarde. | 
Es befteht ein Staatsfecretair, den der 
Präfivent ernennt. Er unterzeichnet und beglaubigt 
die detaillirten Rechnungen der Staatseinnahmen und 
der Etaatsausgaben, die der Kammer der Gemeinden 
vorgelegt werden. — Der Etaatsfecretair und der 
Großrichter find beide verantwortlich wegen der Nicht: 
ausführung der von Dem gefeßgebenden Korper geges 
benen Geſetze, fo wie wegen der Handlungen der aus: 
übenden Öewalt. Diefe beiden hohen Staatsbeamten 
find die beauftragten Kedner, weldye, im Namen ver 
austbenten Gewalt, denn Senate und der Kammer 
der Repräfentanten die erforderlichen Vorträge machen. 
Wenn die Erfahrung an einigem, Artifeln der 
Derfaffung. Mängel wahrnehmen | folite; fo 
fhlägt der Senat die Kevifion derfelben vor. Es 
wird durch) Wahl eine befondere Reviſionsver— 
fammlung gebildet, welche fich lediglich auf die 
Kevifion derjenigen Artikel befchranfen muß, die 
ihr der Senat bezeichnet. Bei den Berashiihlaguns 
gen, entfcheidet die Mehrheit der Etimmen. Die 
Kebifionsverfammlung richtet die von ihr befchloffene 
Abänderung unmittelbar an den Genat, 





| 143, | | 
. 46) Die (vormaligen) Provinzen Spaniens 
in Mittel: und Südamerifa. 


Fir eine Maffe von wenigftens 17 Millionen 
Menſchen, welche in den amerikanifchen ‘Provinzen 


I 
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Spaniens lebte, ward die Verdraͤngung der bourboni⸗ 
ſchen Dynaſtie in Spanien durch Napoleon im Mai 
1808 die Veranlaffung, ihre frühere Verbindung mit 
dem europäifchen Stammlande aufzulöfen. Ließ doch 
Napoleon felbft (1809) dem gefeßgebenden Korper 
Frankreichs erklären, daß er der Unabhängig« 
Leit der Völker auf dem amerifanifchen 
Feftlande fich nicht widerfeßen würde; nur 
follten fie feine Verbindung mit Großbritannien ein= 
geben. 

Sb nun gleich mehrere der fpanifchen General: 
capitaine die Kolonieen für die Bourbone erhalten 
wollten, und felbft nach der" Wiederherftellung dieſer 
Dynaſtie in Spanien (1814) eine bedeutende fpanifche 
Truppenmaffe nach Amerika zur Herftellung der vori= 
gen Kolonialverhältniffe abgefandt ward; fp erfämpf: 
ten Doch zul nach einem mehrjährigen Kriege, der 
in mehrern Provinzen mit einem fehr zweifelhaften 
Erfotge fortgeführt ward, alle vormalige Länder auf 
dem amerifanifchen Feftlande ihre Selbſtſtaͤndigkeit 
und Unabhängigkeit. In mehren derfelben gaben die 
verfammelten Congreffe ihrem Staate neue Ver— 
faffungen, von welchen aber bereits einige wicder 
erlofchen, ‚einige gar nicht ing Leben getreten find. 
Ueberhaupt geftalteten fich von allen diefen Staaten 
nur Merifo und Columbien zu feftern Formen, 
wenn gleich felbft in dem letztern Staate die innern 
Bewegungen noch nicht völlig gehoben find. — Die 
Unabhängigkeit und Gelbftftändigfeit diefer neuen 
Staaten erkannte zuerfi Nordamerifaan, und am 
1. San. 1825 Großbritannien, welches mit meh 
rern derfelben Handeksverträge abſchloß. Eben fo tras 
ten das Königreich der Niederlande und andere 

europäifche Mächte durch Abfendung von diplomatis 
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ſchen Agenten — doch ohne foͤrmlich ausgeſprochene 
Aunerkennung der Unabhängigkeit derſelben — mit 
den neuen Staaten in’ freundfchaftliche Verbindungen 
und in, gegenfeitigen Handelsverfehr. Nur Spanien 
beharrte bei der Verweigerung ihrer Anerkennung. 

Die aus den vormaligen fpanifchen Provinzen 
hervorgegangenen neuen Sreiftaaten in Sud: 
und Mittele Amerika find: Meriko; die ver 
einigten Provinzen des mittlern Amerifa 
(Guatemala), Columbia; die vereinigten Pro: 
vinzen am la Plata (Buenos: Ayres); Chile; 
Peru; Bolivia, und das von dem D. Francia 
— ohne Verfaffung — nad) firengen monarchifchen 
Formen regierte Paraguay. 


144. 
47) Der merifanifhe Staatenbund, 
- Berfaffung von 4. Det. 1824, 


In dem gegenwärtigen merifanifchen Staas 
tenbunde, beftehend aus 20 vereinigten Provinzen, 
mit einer Bolfszahl von 73 Millionen Menfchen, regte 
fich bereits im Jahre 1810. das Streben nach Unab⸗ 
hängigkeit; doch, ward fie erft, nach abgefchloffener 
Gapitulation mit dem fpanifchen Vicekoͤnige Odonoju, 
am 24. Aug. 1821 erkämpft, Nur vorübergehend 
(vom 18. Mai 1822 bis zum 8. Apr. 1823) war die 
Kaiferwürde bes Iturbide über Mexiko. Der 
neuzufammentretende Congreß zu Merifo übertrug 
(31. März 1823) die vollziehende Gewalt ‚einer Res 
gentfchaft von drei Mitgliedern, und fprach (8. Apr, 
1823) Mexiko als Freiftaar, fpäter aber — (16, 
Dec. 1823) — mit, dem Namen vereinigte mexi— 
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kanifhe Staaten, als einen Bundesftaat aus. 
— Iturbide legte am 8. Apr. 1823 feine Kaifer- 
würde nieder, um eine ihm vom Congreſſe zugeftandene 
Denfion in Italien zu verzehren. Als er aber, ges 
täufcht von neuen Planen, nach Meriko zurückkehrte, 
fprach der Songreß die Acht über ihn aus, und ließ 
ihn, nachdem er gefangen genommen worden war, 
(19. Sul. 1824) erfchiegen. Einige Monate darauf 

— am 4, Det. 1824 — gab der Kongreß dieſem 
Bundesftaate eine neue Verfaffung, und ftellte 
den General Bittoria als Praͤſidenten an die Spitze 
der Regierung. 

Die Grundzuͤge diefer Berfaffung find: 

Die Nation von Mexiko ift für immer frei, und 
von der fpanifchen,, fo wie von jeder andern Regierung 
unabhängig. — Die Keligion der merifanifchen Na— 
tion ift und wird immer die apoftolifch = römifche Reli— 
gion feyn, welche die Nation Durch weife und gerechte 
Geſetze beihüßt, und den Gottesdienſt jeder 
andern Keligion verbietet. — Die merifa- 
nifche Nation wählt, als. Form ihrer Verwaltung, 
eine repräfentative, vom Volke ausge 
hende, Republik von Bundesftaaten. Die 
hoͤchſte Staatsgewalt fpaltet fih in die gefeßges 
bende, vollziehende And richterliche Gewalt. 

Die gefeßgebende Gewalt uͤbt der Gene 
ralcongref durch feine beiden Kammern ver 
Deputirtenund Senatoren. — Die Depu— 
tirtenfammer beſteht aus den aller zwei Jahre 
von den Bürgern der Bundesſtaaten erwählten Res 
präfentanten.: Die Eigenfchaften der Wähler werden 
durch die gefeßgebenden Korper eines jeden Bundes- 
ftaates verfaffungsmäßig beftimmt;, Die Zahl ver 
Deputirten richtet ſich nach der. Bevölkerung des 


J 
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Staates. Eine Bevölkerung von 80,000 Geelen, 


ober jede Maſſe von mehr als 40,000 © Seelen, er 


nennt einen Deputirten. Ein’ Staat des Bundes, 
welcher dieſe Zahl nicht befißt, ernennt dennoch Einen 
Deputirfen. Die Zählung der Volksmenge in allen 
Bundesftaaten wird aller zehn Jahre erneuert, und 
darnach für jeden Staat die Zahl der Deputirten bes 
ftimmt. Jeder Deputirte muß das 2öfte Jahr er- 
reicht haben, und wenigftens zwei Jahre in dem 
Staate oder Gebiete, welche ihn wählten, gewohnt 
haben. in Gebiet von mehr als 40,000 Einwoh- 
nern ernennt einen Deputirten aus den Grundeigen⸗ 
thuͤmern, und einen Stellvertreter mit Berathungs— 
ftimme bei der Bildung der Gefeße und Decrete, 
Nicht wählbar find: der Prafidene und Vicepraͤſi— 


dent; die Glieder des höchften Gerichts; die Staats: 
fecretaire und die Beamten in ihrer Kanzlei; die im _ 


Dienfte des gefammten Bundes ftehenden Finanzbe— 
dienten, die Statthalter der einzelnen Staaten und 
Gebiete; die Erzbifchoffe und Bifchöffe; Die comman- 
Direnden Generale, die geiftlichen Proviforen und Ge— 
neralvicarien ; die. Sriedensrichter u. a, Alle diefe 
find erft wahlfähig, wenn fie die genannten Aemter 
feit fechs Monaten vor ihrer Wahl nicht mehr befigen. 

Der Senat befteht aus zwei Senatoren jedes 
Bundesftaates, deſſen gefeßgebende Verfammlung fie 
durch abfolute Stimmenmehrheit erwählt. Aller zwei 
Jahre wird die Hälfte der Senatoren erneuert. Um 
zum Senator erwählt zu-werden, muß man 30 Sabre 
sale ſeyn, und die Eigenfchaften der Wahlfaͤhigkeit, 
wie Die Deputieten, haben, 

Die: beiden Kammern erfennen über ‚Anklage: 
puncte: gegen’ den’ Präfidenten wegen Hochverraths 


wider die Nationalunabhängigkeit, oder wider: die 
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Form der Staatsverwaltung, wegen begangener Amts⸗ 
verbrechen, wegen klarer Verhinderung von Praͤſiden⸗ 
ten=, Senatoren- oder Deputitten-Wahlen, oder 
wegen feiner Eingriffe in die freie Gefchäftsführung 
der andern Zweige der Staatsgewalten, — wider bie 
Mitglieder des höchften Gerichts und die Staatsfecre 
taire wegen aller während ihrer Amtsführung begans 
genen Verbrechen; — wider die Statthalter.der eins 
zelnen Bundesftaaten wegen Verlegung des Bundes: 
verfrages, der Gefeße der Union, und der Befehle 
des Präfidenten, fobald diefe nicht geradezu der Ver— 
faffung und ven allgemeinen Geſetzen der Union ent= 
gegen find. | 

Jeder Deputirte oder Senator Fann in feiner 
Kammer fohriftlich Vorfchläge zu Gefegen niederlegen. 
— Es konnen Deputirte und Senatoren für ihre Ab: 
ftimmungen in ihrem Amte nie in Anfpruch genommen 
werden. Kine Anklage gegen einen Deputirten oder 
"Senator ift gültig, wenn zwei Drittheile derfelben 
Kammer daflır ftimmen. Die Diäten der Deputirten 
und Senatoren beſtimmt das Geſetz, und bezahlt der 
Schatz des Bundes, | 

Alle Befchlüffe des Congreſſes haben entweder 
den Charakter eines Gefeßes oder Decrets. Sie muͤſ— 
fen, um als folche zu gelten, vom Präfidenten unter: 
zeichnet werden, außer den in der Verfaſſung beftimm: 
ten Fällen. — Die vom Congreffe ausgehenden Ge: 
feße oder Decrete betreffen: die Behauptung der Na= 
tionalunabhängigfeit und die Erhaltung und Sicher 
heit der Nation in ihren äußern Beziehungen ; die Ers 
haltung des füderativen Bandes der Bundesftaaten, 
des Friedens und der öffentlichen Ruhe im Innern; 
die Unabhängigkeit der Staaten in Hinſicht ihrer in- 
nern Regierung; die Erhaltung der verhaͤltnißmaͤßigen 
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Gleichheit in Rechten und Pflichten der einzelnen 
Staaten vor dem Geſetze. — Ausſchließend uͤbt 
der Congreß folgende Befugniffe: 1) die Verbreitung 
der Aufklärung zu befordern, den’ Schriftftelfern fuͤr 
eine feftgefegte Frift den alleinigen Debit ihrer Schrif⸗ 
ten zuzufichern, Marines, Artillerie: und Genieſchu⸗ 
len zu errichten, neue ober mehrere Schulen fuͤr Na⸗ 
| turwiffenfchaften, Mathematik, Politif, Moral, Künfte 
oder Sprachen zu ‘gründen, und unbeſchadet der Rechte 
ber geſetzgebenden Koͤrper, in den einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten die oͤffentliche Erziehung zu leiten; 2). ven 
öffentlichen Wohlftand zu pflegen durch Befehle zur 
Anlegung oder Verbefferung von Wegen und Kand: 
len, zur Begründung von Briefpoften und Transport⸗ 
anftalten, und in Ertheilung von Patenten für Er⸗ 
finder oder DVerbefferer von. Zweigen der Induſtrie; 
3) die” politifche Preßfreiheit zu ſchuͤtzen, und ihre 
Ausübung niemals zu fufpendiren; 4) neue Staaten 
oder Zerritoria in ‚den. Bundesverband aufzunehmen, 
umd. der Nation einzuverleiben ; 5) die Grenzen der 
einzelnen Staaten zu beſtimmen, und ihre deshalb 
eintretenden Zwiſtigkeiten zu. ſchlichten; 6) die Ter⸗ 
ritoria zu Staaten zu erheben, oder fie Altern. Staa: 
ten einzuverleiben; 7) zwei und mehrere Staaten zu 
vereinigen, wer die gefeßgebenben Koͤrper Dies wuͤn⸗ 
ſchen, oder einen neuen Staat durch Trennung eines 
Zheiles eines Altern Staates. zu gründen, wehn drei 
DViertheile der anweſenden Mitglieder beider Kammern 
und eine gleiche: Zahl in den gefeßgebenden Körpern 
der andern Bundesftaafen Dies genehnigen; 8) das 
allgemeine Nationalbudges‘ zu beftimmen, die desfals 
figen Steuern auszufchreiben, die Verwendung. zu 
becretiren, und von der Negierung darüber jährlich 
fich Rechnung ablegen zu laffen; 9) -auf den Credit 
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bes. ganzen Bundes Schulden: zu contrahiren, und 
zur Sicherheit der Anleiher die Nüdzahlung und Die 
Binfen anzuweiſen; 40) die gegemmärfige ‚National 
ſchuld anzuerkennen, ihre Hypothek und fünftige Til⸗ 
Hung zu beſtimmen; 11) den; Handel mit fremden 
Voͤlkern, und zwiſchen den Bundesſtaaten und den 
Indianern zu. ordnen; 12): zur Abſchließung eines 
Concordats mit dem roͤmiſchen Stuhle Jnſtruetionen 
zu ertheilen, auch die Beſetzung der geiſtlichen Stel⸗ 
len in der ganzen Republik auszuuͤben; 13) die Ders 
traͤge wegen Friedensſchluͤſſe, Buͤndniſſe, Freundſchaft, 
und bewaffneter Neutralitaͤt, fo wie. uͤberhaupt alle 
Verabredungen. des Präfidenten mit fremden: Mäch- 
ten. zu getiehmigen;; 14) die Eröffnung von Haͤfen :in 
den Staaten der Kepublif, die Beftimmung, der Zölle 
und ‚Errichtung von Zollſtaͤtten; 15). die Anordnung 
des Münzmwefens, der Gewichte und Maaſe in: ver 
ganzen Kepublif; 16) auf den; Bericht des Praͤſi⸗ 
denten die Erklärung eines. Krieges im Nothfalle; 
17) die Ertheilung von Kaperbriefen und die Ent⸗ 
ſcheidung uber gemackge Prifen; 18) die Beftimmung 
der bewaffneten Macht zu Waſſer und zu Sande, und 
der Kontingente der einzelnen Staaten; 19) das Res 
glement für. die. Geſtaltung, Bewaffaung und Uebung 
der Milz in den einzelnen Staaten; 20) fremden 
Truppen den Einmarfch in Die Staaten zu geftatten, 
pder zu ‚verweigern; 21) den Aufenthalt fremder 
Flaggen langer 'als zwei Monate in den merikanifchen 
- Häfen zu geftästen oder abzufchlagen; 22) den Na» 
tionaltruppen das Ausrüden aus den Staaten der 
Republik zu befehlen, oder zu unterfagen; 23) ‘Be: 
amtenftellen. im Dienfte des Bundes in der Republik 
zu errichten, oder aufzuheben, auch:ihre Dieuft = und 
Kuhegebalte..zu vermehren oder zu vermindern; 24) 
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Belohnungen den Corps und Individuen zu ertheir 
Ien, welche der Republik große Dienfte geleifter haben; 
25) in gewiſſen Fällen Amneftie oder Strafvermins 
derung bei. Berurtheilungen- der Gerichtshäfe zu er⸗ 
theilen; 25) Geſetze und Decrete für die innere Ders 
waltung der Gebiete zu geben u. f. w. 

Die Jnitiative der Geſetze und Decrete 
Eann in jeder der beiden - Kammern gefchehen. Nur 
muß: die Deputirtenfammer die Gefeße wegen Steuern 
und Abgaben zuerft berathen. Man verfteht unter 
der Initiative eines Gefeßes: 1) Die gemeinnägigen 
Dorfchläge, welche der Prafident der Deputirtens 
fammer empfiehlt; 2) die Vorfchläge zu Gefeßen und 
Decreten, welche die gefeßgebenden Körper einzelner 
Staaten an eine der beiden Kammern richten. - Alle 
dieſe Vorfchläge zu Geſetzen und Decreten werben, 
ohne Ausnahme, in beiden Kammern berathen. Wenn 
ber Borfchlag zu einem Gefege in Der Kammer, in 
welcher er übergeben ward, verworfen wird, bevor 
er in bie Berathung der zweiten Kammer übergeht; 
fo kann derfelbe erft wieder in Der Sitzung des fols 
genden Jahres gethan werden. Wenn die berathenen 
Vorſchlaͤge zu Geſetzen und Decreten von der abfos 
luten Mehrheit der Mitglieder in beiden Kammern 
angenommen worden find; fo werden folche dem Präs 
fiventen übergeben, welcher fie, nad) feiner Geneh— 
migung, unterzeichnet und publicirt. Genehmigt er 
fie nicht; fo fchickt er fie, mit feinen Bemerkungen, 
binnen zehn Tagen an die Kammer zuruͤck, worin 
fie zuerft berathen ward. In diefen Falle werden 
fie von neuem in beiden Kammern berathen. Wenn 
fie in jeder der beiden Kammern von zwei Driteheilen 
der Mitglieder abermals genehmigt werden; fo kann 
der Prafident fich nicht weigern, fie zu 


— 
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unterzeichnen und zu. publiciren Wenn ſie aber nicht 
von zwei Drittheilen der beiden Kanimern genehmigt 
werben; fo koͤnnen fie, in denſelben, erſt im folgen— 


den Jahre von. neuem vorgrfchlagen: werden. Wenn 


der Praͤſident einen--Gefegesvorfchlag nicht in ver 
beftimmten Frift zuruͤck ſendet; fo wird er ſchon 


dadurch als publicirt und pgromnlgirt be— 


trachtet. — Wenn ein Geſetzesvorſchlag in Der 
Berathung der einen Kammer: verworfen worden iſt; 
fo ſchickt fie.denfelben mit ihren Bemerkungen an die 
Kammer, welche daruͤber zuerft berathen hat. Sobald 
fegtere denfelben von neuem unterſucht hat, und aber: 


‚ mals zwei Drittheile der anwefenden Mitglieder den: 


felben genehmigt haben; ſo wird er wieder an die 
Kammer, welche ihn verwarf, zuruͤck geſandt. Die 
zweite Verwerfung gile aber. nur dann, wenn fie von 
zwei Driteheilen der Mitglieder ausgefprochen wird. 
1. Der Eongreß verſammielt ſich jährlih am erften 
Januar. Der Praͤſident eröffner ihn mit einer Rede. 
Die Sitzungen werden am 15. April gefchloffen. 
Die hoͤchſte vollziehen de Gewalt ſteht dem 
Praͤſidenten zu. Es giebt einen Vicepraͤſidenten mit 
allen Befugniſſen und Vorrechten des Praͤſidenten, 
wenn dieſer phyſiſch oder moraliſch zu fungiren ver— 
hindert wird. Der Praͤſident und Vicepraͤfident muͤſ⸗ 
fen 35 Jahre alt und gebohrne Mexikaner ſeyn. 
Der Praͤſident kann erſt vier Jahre, nach— 
dem er.fein Amt niedergelegt hat, wieder 
gewählt werden, Am erſten September vor dem 
Sabre, in welchem der neue Präfident feine Amtswuͤrde 
antritt, erwählt der gefeßgebende Korper eines jeden 
Staates mit abfoluter, Stimmenmehrheit zwei Indivi— 
buen, von welchen wenigfteng eins nicht in dem Staate 
bes Wählers wohnt. Dieſe Wahlprotocolle werden 
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am naͤchſten Januar in Gegenwart der vereinigten 
Kammern geleſen. Darauf treten die Senatoren ab, 
und eine von der Deputirtenkammer ernannte Com⸗ 
mitée erſtattet daruͤber Bericht. Derjenige, welcher 
die abſolute Mehrheit der Stimmen der geſetzgeben⸗ 
den Körper fuͤr ſich hat, wird zum Praͤſidenten ers 
nannt. — Der Praͤſident und der Vicepraͤſident treten 
ihr Amt am 1. April an. — Der Praͤſident kann 
dem Congreſſe durch die Deputirtenkammer die Vor⸗ 
fchläge oder Abaͤnderungen ders Geſetze vortragen, 
welche er dem gemeinen Beſten fir zutraͤglich hält, 
Der Präfident publicirt die Geſetze und Decrete des 
Congreſſes, und bringsfie zur Vollziehung. Er era 
nenne und entläßt die Minifter mach feinem Gefallen. 
Er:ernennt die Divifionschefs des Finangdepartements, 
vie Oeneralcommiffaire, die Diplomaten und Conſuln, 
die Oberſten und andere Dberofficiere Des ftehenden 
Heeres, der dienftleiftenden Miliz und der Marine, 
mit Genehmigung des Senats und des: Regierungs⸗ 
rathes; die Richter und Procuraturfiſcale der Cantone 


und Diſtriete aus drei, deshalb ihm vom Obergerichts⸗ 


Hofe vorgeſchlagenen, Perſonen. Er entlaͤßt die Ber 
amten und die Militairperſonen nach den Geſetzen, und 
ertheilt ihnen Penſionen. Er verfuͤgt uͤber die ſtehende 
Land- und Seemacht, und uͤber die im Dienſte befind⸗ 
liche Miliz zur innern Sicherheit und aͤußern Verthei— 
digung des Bundes: Er erklaͤrt Krieg nach einem 
Decrere des Congreſſes, und ertheilt Kaperbriefe nach 
den Borfchriften der Geſetze. Er fchließt, nach) den 
angeführten Beſtimmungen, Concordate mit dem romis 
fehen Stuhle. Er leitet die diplomatifchen Verband: 
lungen, und ſchließt Friedens-, Freundſchafts-, Bun⸗ 
des-, Waffenſtillſtands- und Confoͤderationsvertraͤge, 
Vertraͤge wegen bewaffneter Neutralität, des Handels 


* 


730 Moſitives Staatsrecht. 2 


und anderer Gegenftänve. Die Ratificationen derfel- 
ben aber erteilt oder verweigert er nach, den Beſchluͤſ⸗ 
fen. des Congreſſes. Er kann den Kongreß zu außer: 
ordentlichen Sitzungen berufen, Er ſorgt für Die 
ſchnelle und puͤnctliche Uebung der Rechtspflege... Er 
ertheilt oder verſagt, in Uebereinſtimmung mit dem 
Congreſſe, den Decreten der Concilien, den paͤpſtlichen 
Bullen, den: Breven und Reſeripten des roͤmiſchen 
Hofes, die Publication. Der. Praͤſident und der 
Bicepräfident koͤnnen während , ihrer Umtsführung, 
nnd: auch: ein Jahr darauf, nur. mit Erlaubniß des 
Congreſſes das Gebier der Republik verlaffen. 5 
Waͤhrend der Zwifchenzeit des Congreffes ſteht 
dem Präfidenten ein: Regierungsrarh zur Seite, 
beftehend aus der Hälfte des Senats, alſo aus 
einem Senator für jeden Bundesftaat. Der Bices 
präfident des Bundes ift der Präfident des Negies 
rungsrathes. Der Regierungsrath forget für die Ber 
obachtung der Berfaflung und der Geſetze, und nimmt 
proviforifche Maasregeln für alle unerwartete Faͤlle. 
Er theilt dem Präfidenten mit, was der Negierungss 
rath zur vollkommnen VBollziehung der Verfaſſung 
und der Geſetze für nörhig erachtet. Er fann aus _ 
eigener Bewegung, oder auf den Vorſchlag des Praͤ⸗ 
fidenten, die Zufammenberufung des Congrefjes zu 
außerordentlichen Sitzungen entfcheiden; doch muͤſſen 
in beiden Fällen zwei Drittheite der Närhe den Bes 
ſchluß faſſen. Er giebt, unter den angegebenen Ber 
ftimmungen, feine Zuftimmung zur Ernennung ber 
Beamten und zur Anwendung: der Miliz außerhalb 
der Grenzen des Bundesftaates, 

Die Staatsfecretaire find verantwortlich für alle 
von ihnen contrafignirte Acten des Präfidenten. 

Die richterliche Gewalt wird ausgeübt Durch 
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Das hoͤchſte Gericht, durch die Cantons⸗ und Diſtriets⸗ 
gerihtshöfe, Der hoͤchſte Gerichtshof erkennt in den 
Streitigkeiten zwifchen zwei Bunbesftaaten, wenn fie 
zur richterlichen Ausmittelung fich eignenz: in Zwiften 
über Contracte oder Negotiationen der Regierung oder 
ihrer Agenten; gutachrlich über die Annahme oder Ab⸗ 
lehnung der päpftlichen Bullen, Breven und Reſcripte 
in freitigen Faͤllen; ber die Kompetenz :gwifchen den 
Zribunalen des Bundes und zwifchen: diefen und den 
Zribunalen der Bundesftaaten, und zwifchen, den ein⸗ 
zelnen. Tribunalen der Bundesftaaten,. Er erfennt in 
Srreitigfeiten zwifchen. dem Präfidenten und Vitepraͤ⸗ 
fidenten; in Criminalproceffen der Deputirten, ber 
Senatoren, der Statthalter der Bundesftaaten, der 
Staatsfecretaire, der dipfomatifchen Agenten und Con⸗ 
fuln, und in Admiralitäts+ Prifenfachen u. ſ. w. Die 
Santonstribunale beftehen aus einem gelehrten Richter 
und aus einem Fiſcalprocurator. Jeder Diftrict hat 
ein Tribunal, beftehend aus einem gelehrten Richter, 
in ‚welchem alle Civilfahen bis zur Höhe. von 500 
Piaftern ohne Appellation entfchieden werden, — Die 
Gürerconfifcation und Tortur ift abgefchafft. Keiner 
kann von einer Specialconmiffion verurtheilt werden. 
Kein Geſetz hat ruͤckwirkende Kraft. Keiner kann 
wegen bloßer ſchwerer Anzeige länger als 60 Stun» 
den: in Haft bleiben. Bei jedem Civil» oder erimi⸗ 
nellen Injurienproceſſe verfuchen die Richter vorher 
die Suͤhne. 

Die Regierung eines jeden einzelnen 
Staates theilt fih in deſſen gefeßgebende, volk- 
‚ziehende und richterliche Gewalt. Niemals konnen 
zwei ober alle diefe Gewalten in einer Corporation, 
oder in einer einzelnen Perfon vereinigt werden. Kein 
einzelner Staat darf, ohne Zuftimmung des Congrefe 
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ſes, ein Tonnen⸗ oder Hafengeld einfuͤhren; ohne 
dieſe zn fein ftehendes Militair oder Kriegs: 
Schiffe befigen. Kein einzelner Staat darf mit. fremden 
—— unterhandeln, oder Krieg denſelben erklaͤren. 

Bei kuͤnftigen Reformen der Verfaſſung koͤnnen 
nie die Artikel derſelben verändert werden, welche die 
Freiheit und Unabhängigkeit, Die Religion, die Re⸗ 
gierungsform, Die Preßfreiheit und die Teilung der 
Dbergewalt des Bunvesftaates und der einzelnen 
— betreffen. — 

Einige Zeit nach der Annahme dieſer Verfaſſung, 
am 11. Mai 1826, erſchien ein Decret *) des Con⸗ 
greſſes der merikanifchen Staaten, nach welchem alle 
Adelstitel (als Graf, Marquis, Nitter und an 
dere Diefer Art), welches auch ihr ürſprung geweſen 
1, für immer abgeſchafft wurden. 


145. 
48). Die Bundes epubttk von Mittet⸗ 
(Central-) Amerika (Öuatemala). 


— A 


Am vormaligen fpanifchen Vicefönigreiche Gua⸗ 
temala, gelegen zwifchen dem merikanifchen Bun: 
desftaate und der Kepublif ‚Columbia, erfolgte am 
24, Apr. 1821 der erſte Schritt zur "Trennung vom 
europaͤiſchen Stammlande, von welchem man nicht 
weiter auf Schuß und Vertheitigung rechnen Fonnte, 
Doc ward’ erft am 1. Auly 1823 von den 30 Depu⸗ 
tirten, welche die Nationalverfammlung der vereinig- 
sen Provinzen bildeten, die Selbftftändigfeit 
and Unabhängigkeit derfelben, unter dem Na: 


*) Neuefte Staatsacten, Th. 6. ©. 8. 
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men der vertinigten Provinzen bes miftlern 

(Sentral:) Amerika, ausgefprochen, gegründet auf 

die Urkunden: ihrer proviforifchen Negierung vom 15; 

Gept. 1821 und vom 5. San. 1822, Mexiko und 
Columbia erkannten den neugebildeten Freiftaat Bu 
und fchloffen Verträge mit, demſelben. 


Die neue Geftaltung des Freiſtaates erhielt den 
Charakter eines Bundesftaates, als Nachbildung 
der merikanifchen Verfaſſung, wie diefe wieder eine 
Nachbildung der nordamerikanifchen war, Fünf 
einzelne Staaten oder Provinzen, mit einer Bevoͤl⸗ 
kerung von nicht vollig 2 Millionen Menfchen, find - 
zu einem politifchen Ganzen vereinigt. Jeder dieſer 
einzelnen Staaten, getheilt in Departemente (oder Bes 
zirke), bat, wie in Nordamerika, feine befondern For— 
men der Verfaſſung, Gefeßgebung ; Kegieung und 
Verwaltung. 

Die Sefammtverfaffung diefes Landes 
ftaates *) enthält folgende Beftimmungen: 

Diie Souverainetaͤt ruhet urfprünglich und — 
lich in der Nation, die ſich verpflichtet, durch gerechte 
und weife Geſetze die Rechte des Menſchen und Bürs 
gers zu ſchuͤtzen. — Die Fatholifch » apoftolifch = rö« 
mifche Religion ift die Religion der Nation, und foll 
fie zu ewigen Zeiten bleiben. — Die Nation nimmt 
die repräfentative, demofratifche und foͤde— 
rative Kepublif als Form ihrer Negierung an. Die 
einzelnen Theile derfelben find nad) allem, was auf 
Die innere Regierung und Verwaltung fich bezieht, freie, 





*) Diefe Verfaffung tft noch in — europaͤiſchen Samm⸗ 

lung vollſtaͤndig erſchienen. Die im Texte aufgeſtellten 
Grundzuͤge derſelben ſind entlehnt aus dem polit. 
Journale, 1826. Oct. S. 902. 
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nnabhängige und fouveraine Staaten. Die befonvern 
Berfaffungen vderfelben gründen fich auf die allgemeine 
Verfaffung des ganzen Bundes, und Fonnen nichts 
genehmigen, was: diefer zuwiber ift. 

Die höchfte Gewalt des Bundes theilt fich in die 
gefeßgebende, vollziehbende und richter- 
tihe. Diefe Gemwalten find für immer getrennt, und 
koͤnnen nie in einer Perfon oder in einem Korper ver: 
einiget feyn. — Die gefesgebende Öewalt bes 
ſteht, unter der Benennung Generalcongreß, 
aus zwei Kammern: der Kepräfentantenfams 
mer, und der Kammer der Senatoren, deren 
Mitglieder von den Staatsbürgern erwählt werben, 
Die Zahl der Repräfentanten jedes Staates wird 
nach deſſen Bevölkerung beftimmt; jeder Staat er= 
nennt zwei Senatoren. — Die gefeßgebende Macht 
bat das ausschließliche Recht, Geſetze oder Decrete 
zur Behauptung der gegenfeitigen Unabhängigkeit der 
“ Staaten und des foderativen Vereins zu machen; bie 
Preßfreiheit einzurichten und zu ſchuͤtzen; nach den, 
von der vollziehenden Gewalt. vorgelegten, Beweg—⸗ 
gründen Krieg zu erklären, Friedens» und Allianzs 
verträge zu fanctioniren, über Buͤndniſſe oder bewaff- 
nete Neutralität zu verfügen u. ſ. w. 

Die vollziehende Gewalt wird Einem oder 
mehrern Individuen anvertraut, welche von der gefeß- 
gebenden Gewalt ernannt werden. Ihre Befuguiffe 
find: für die Vollziehung der Geſetze zu forgen, die 
Staatsfecretaire, die Beamten der Öeneralverwaltuns 
gen u. da. zu ernennen, oder zu entlaffen. Gie ver: 
fügt über die bewaffnete Macht zur Vertheidigung 
und Sicherheit des Bundes, ohne doch die Milizen 
außerhalb der Staaten, welchen fie angehören, ans 
wenden zu fonnen, wenn fie nicht von dem Congreſſe 
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‘dazu beauftragt ift. Sie ernennt die Land- und See⸗ 
officiere der dienſtthuenden Miliz; fie ernennt, unter 
Genehmigung des Senats, die Öefandten und Con» 
fuln; fie leitet die Verhandlungen mit den fremden 
Mächten, kann aber keinen Friedens- oder andern 
Vertrag ohne Beftätigung des Senats befannt machen. 
Sie kann — aber nur einmal — gegen die von dem 
Seneralcongreffe gegebenen Geſetze Einwürfe machen, 
und zwar in den erften zehn Tagen, welche auf die 
Einfendung diefer Geſetze folgen, und die Vollziehung 
derfelben fo lange verzögern, bis der Congreß über 
dieſe Einwuͤrfe berathfchlagt haben wird. Sie giebt 
Decrete und Verordnungen über die Vollziehung der 
Verfaſſung und der Geſetze. 

Die richterliche Gewalt ift einem höchften 
Gerichtshofe, und Tribunalen übergeben, die in jedem 
- Staate errichtet werden. Kein Andividuum kann an⸗ 
ders, als den Geſetzen gemaͤß, und von Tribunalen 
gerichtet werden, die vor der Handlung errichtet waren, 
weshalb das Individuum zur Rechenſchaft gezogen 
ward. Alle ruͤckwirkende Geſetze und alle Specials 
commiffionen find unterfagt. — 

Der Name diefes Staates ward mehreremals 
verändert. In dem Edicte, welches der vollzicehende 
Kath am 25. San. 1824 über die Anfiedelung der 
Fremden gab, ward die Benennung gebraucht: vers 
einigte Provinzen von Gentral- Amerika 
(provincias unidas de Centro de America), Allein 
in der Berfaffung, welche das Volk am 22. Nov. 1824 
annahm, hieß der Staat: republica federal de 
Centro America. Man wählte diefen Namen, um 
der Eiferfucht der einzelnen Theile (der Staaten von 
Salvador, Honduras und Nicaragua) gegen den 
Staat’ von Öuatemala entgegen zu arbeiten, An ver 
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Spitze des Bundesftaates fteht der Präfident: Manuel 
Joſe de Arce. Die einzelnen fünf Staaten (esta- 
dos), von welchen jeder durch zwei Kammern regiert 
wird, find: Guatemala, San Salvador, Honduras, 
Nicaragua, und Cofta Rica. — Im Jahre 1877 
entftanden folgenreiche politifche Bewegungen in dies 
fen Bundesftaate; denn vier ‚Staaten erklärten fich 
gegen den Präfidenten Arce, ven fie befchuldigten, 
"mit den Mönchen zufammen zu halten, Gelbft die 
Mehrheit des Congreſſes und Senats war gegen ihn. 
Er aber löfete beide auf,; und regierte ohne fie. — 
“Noch ift diefe wichtige Angelegenheit nicht zur Ent⸗ 
fheidung gekommen. | 


1 146. 
49) Der Sreiftaat Columbia . 
Derfaffung vom 30. Aug. 1821. 


Der Freiſtaat Columbia beftand vormals 
aus den fpanifchen Gouvernements Caracas und 
Neugranada, in welchen der Aufftand im Jahre 
1810 und 1811 begann, der, nach einem vieljäh- 
rigen Kampfe, mit Bolivars Giegen über die 
Foniglichen Truppen (1819) endigte. Sieben freiges 
wordene Provinzen (Caracas, Cumana, Varinas, 
Margarita, Barcelona, Merida und Trurillo), die 
fih) Anfangs die vereinigten Provinzen von 
Venezuela *) nannten, nahmen am 17. Dec 





*) Die Unabhängigfeitserflärung biefer 7 Provins 
en vom 5. Jul. 1811, gegeben zu Caracas, fteht beim 

| ufau. T. 6. p. 257. und ebendafelbft p. 264. 

. ‚bie erfte — blos auf Venezuela berechnete — Vers 
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1819 auf dem Congreſſe zu Auguſtura, den Namen: 
Freiftaat Columbia an, und vereinigten fich am 
412, Sul, 1821 zu Eucuta, über eine Verfaſ— 
fung *), welhe am 30. Aug. 1821 angenommen 
ward. Dieſe VBerfaffung ift berechnet auf einen 
Freiſtaat von zwölf Departementen (Drinoco, 
Venezuela, KZulia, Bojacca, Maturin, Ecuador, 
Aſſuay, Guayaquil, Cundinamarca, Cauca, Mag: 
dalena, und Iſthmo [Panama]) **), deren allgemeine 
Angelegenheiten ein Congreß leiter, - 
Am Eingange diefer- Verfaffung, welche aus 
10 Sapiteln und 191 Artikeln befteht, wird die voͤl⸗ 
lige und unwiderrufliche- Unabhängigkeit Columbia’s 
von Spanien und von jeder andern Macht ausge- 
fprochen. Die Nation von Columbia kann nie das 
Eigenthum einer Familie, oder eines Einzelnen wer 
ben. Die Souverainetät beruht, nach ihrem 
Weſen, auf der Nation. Alle XRegierungsbe- 
amte find blos die Beauftragten ver Nation und die- 
fer für ihr öffentliches Betragen verantwortlich. Das 
Gebiet von Columbia unſchließt alle Länder, welche 


faffung der Staaten von Venezuela vom 23. 
Der. 1811. 
*) Diefe Verfaffung fteht beim Dufau, T.6. p. 282. 
—Auszugsweiſe in Molliens Reife nad Columbia; 
aus dem Franz. von Fr. Schöll. Berl. 1825. 8. ©. 
267; eben fo Auszugsweife in Becders Ueberſ. von 
Molliens Reife, Th. 1. S. 135; und inCohras 
ne’s Reiſe in Columbien. Siena, 1825. &. 131; voll 
ftändig in Lallemant’s Sefcichte von Eolumbien 
2 Th. Duedlind. 1327. 8 Th. 2. S. 123, 
**4) Unter dieſen Namen führt die 12 Departemente Colums 
bias auf: Haffel in d. neuen geogr. Ephem. Band 
24, &t.9. S. 284 f. (Aus der Gaceta de Colom- 
bia vom 30. Sept, 1827.) 
St. W. ate Aufl. IV. i 47 
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vormals zu dem Vicekönigreiche: Neu⸗ — und 
zu dem Gouvernement von Venezuela gehörten. Das 
Gebiet, der Republik wird getheilt in Departemente, 
die Departemente in’ Provinzen, die Provinzen; in 
Cantone, und die Cantone in Kirchſpiele. — Die 
Regierung von Columbia iſt eine volfsvertre 
tende, Das: Volk übe feine Souverainetaͤt auf 
feine andere Weile, als durch ‚die. erſten Wahlen, 
Die. höchfte Gewalt ift getheilt in die drei Gewal- 
ten: die geſetzgebende, vollziebende und 
richrerliche. Die gefeßgebende Mader ficht 
dem Congreffe, die vollziehende dem Praͤ— 
fidenten bes Sreifkaates, und die richterliche 
= Zribunalen zu, — - . Det Songreß ift getheilt 
in zwei Kammern: die Kammer des Senats, 
und. die Kammer der Repraͤſentanten. Die 
Initiative der Gefege ſteht beiden Kammern zu, 
und jede kann der andern ihre Bemerfungen, Zuſaͤtze 
und Verbeſſerungen deshalb mittheilen. Das Abgas 
begefeß. aber. ſteht der Repraͤſentautenkammer augs 
fchlieglich zu, doch fo, Daß es vie Kammer des Se⸗ 
nats modificiren, annehmen, oder verwerfen kann. 
Dem Congreſſe ſteht uͤberhaupt zu: die Beſtimmung 
der jährlichen Eteuern nach Dem von der vollziehen— 
den Macht ihm vorgelegten Budget; Die Errichtung 
einer Nationalbank‘; ‚vie Anordnung aller Decrete für 
die Verwaltung; ‚die Conſcription und Organiſation 
des Heeres; die Bildung der Seemacht; die Kriegs— 
erklärung, nad Auseinanderfegung der Gruͤnde da— 
fuͤr von der vollziehenden Gewalt; die Veranlaſſung 
der vollziehenden Gewalt zur Einleitung von Frie— 
densſchluͤſſen; die Beftätigung der. von der vollziehen— 
den Gewalt. interhantelten Friedens», Buͤndniß-, 
Freundfchajts=, Handels» und Neutralitätsverträge, 
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n. ſ. w. Die Sitzungen des Congreſſes find öffent: 
lich; doch koͤnnen ſie, nach dem Ermeſſen der Kam— 
mern, geheim werden. Die Mitglieder des Con— 
greſſes ſind unverletzlich. Der Congreß verſammelt 
ſich jaͤhrlich — Zur Repraͤſentantenkammer 
erwaͤhlt jede Provinz auf 30,000 Seelen einen Ab— 
geordneten, doch ſo, daß wenn der Reſt ihrer 
Bevölkerung 15,000 Seelen beträgt, auch für diefe 
Zahl ein Abgeordneter ernannt wird, Doch bleibt 
der Maasftab der Bevölkerung von 30,000 Seelen 
nur fo lange, bis die Zahl der Kepräfentanten zu 
100. anwächfer,, worauf nur auf 40,000 Seelen 
Ein Depntirter, und wächfet nach diefem Maas: 
ftabe die Zahl der Repräfentanten bis auf 150, 
fodann blos auf 50,000 Seelen Ein Deputirter er: 
nannt wird. Die "Function eines. Nepräfentanten 
dauert 4 Jahre. — Zudem Senate fender jedes 
Departement der Nepublif vier Genatoren. 
Ihre Function dauert 8 Jahre. — Die voll- 
Fie hen de Gewalt ift einem Bürger anvertraut, dir 
den Titel führt: Präfidenr der. Republie von 
Columbia. Der Praͤſident wird auf 4 Jahre er—⸗ 
waͤhlt. Es beſteht neben ihm ein Vicepraͤſident. Der 
Praͤſident promulgirt die Geſetze des Congreſſes, und 
laͤßt ſie vollziehen; er ſorgt fuͤr die Ruhe und Sicher: 
heit im Innern; er beruft den Congreß zur: feftgefeg- 
ten Zeit zufammen, und in dringenden Fällen außer: 
ordentlich; er iſt der. oberfte Befehlshaber der Land— 
und Scemadtt, und leitet beide ausſchließlich; er er: 
klaͤrt, im Namen der Republik, nach ven Befchlüffen 
des Congreſſes, den Krieg, und ſchließt, mie Ge: 
nehmigung des. Congrefjes, Friedens-, Buͤndniß-, 

Freundſchafts-, Waffenftillftands =, Handels - und 
Neutralitätsverträge mil: auswänigen, Bölfern und 
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Staaten; er ernennt die Miniſter, die diplomatiſchen 
Agenten u. ſ. w.; er giebt, bei der Eroͤffnung der 
Sitzungen des Congreſſes, demſelben eine Ueberſicht 
uͤber den politiſchen und kriegeriſchen, ſo wie uͤber den 
finanziellen und ſtaatswirthſchaftlichen Zuſtand der 
Nation; er zeigt die Veränderungen und Verbeſſerun⸗ 
gen an, die er fir die verſchiedenen Zweige des öffent 
lichen Dienftes zwecfmäßig findet. — Der Präfident 
muß jeder Kammer vie nöthige Auskunft ıber alle ihre 
Anfragen ertheilen, den Fall angenommen, wo vie 
Publicität fir den Augenblid nicht rathſam wäre, 
Er fan, während der Dauer feiner Amtsführung, 
nur von der. Kepräfentantenfanmer vor dem Genate 
angeklagt werben, wenn fein *Betragen dem Wohle 
der Republik zumiderlänft, oder derſelbe ſchwere Vers 
brechen gegen die bürgerliche Ordnung begeht. (Diefe 
Anklage findet auch gegen den Vicepräfidenten, und 
die Mitglieder des hohen Gerichtshofes ftatt.) Der 
Präfivent darf, ohne, Genehmigung des Congreffes, 
während der Dauer feiner Amtsführung und ein Jahr 
nachher, das: Gebiet der Republif nicht verlaffen. — 
Dem Präfiventen fteht ein geheimes Kathscollegium 
‚zur Eeite, gebildet aus dem PVicepräfidenten, einen 
Mitgliede des hoben Gerichtshofes, „und den Gtaats= 
fecretairen. Der Präfident hohlt das Gutachten deſ— 
felben ein, ift aber. nicht an die Befchlüffe deffelben 
gebunden. Es giebt fünf Staatsfecretaire: fir die 
auswärtigen Angelegenheiten, für das Innere, für 
die Finanzen, für die Marine, und fir den Krieg. 
Jeder Befehl, der von dem betreffenden Minifter nicht 
unterzeichnet ift, kann nicht vollzogen werben. 

Die richterliche Gewalt befteht aus einem 
hohen Gerichtshofe von wenigftens 30 Mit: 
gliedern, und aus Ober und .lintergerichten. Jeder 
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wird fo lange für unfchuldig gehalten, bis er nah 
ven durch das Gefeg vorgefihriebenen Formen für 
fihuldig erkläre worden ift. Bei Eriminalfällengdarf 
Feiner verhaftet werden, als bis durch eine vorläufige 
Verhandlung das Verbrechen ermittelt worden ift, 
weshalb das Gefeß eine peinliche Strafe beftimmt, 
Jedes auf der That ergriffene Individuum kann vers 


‚haftet werden. Dee. Verhaftete kann gegen Caution 


freigelaffen werben, fobald feine teibesftrafe gegen ihn 
in Anwendung kommen kann. Keine: Bernehmung 
darf über drei Tage aufgefchoben werben. Es kann 
keiner verureheilt eder beftraft werden, ale Fraft eines 
vorgängigen Geſetzes. — Die Privatpapiere und 
Privatcorrefpondenz der Bürger find unverleglich, 
Feder Richter, und jedes Gericht iſt verpflichtet, feis 
nem Urtheile den Tert des angewandten Geſetzes, fo 
wie den Grund feiner Anwendung beizufügen.» In 
Feiner Sache giebt es mehr als drei Inſtanzen. 

Kein Bürger darf, ohne feine Zuftimmung, oder 
Die des gefeßgebenben Körpers, Des geringften Theiles 
feines Eigenthums beraubt werden. Verlangt e8 aber 
Das Beduͤrfniß des Staates; fo gefchieht es gegen 
hinreichende Entſchaͤdigung. — Es ift verboten, ein 
Majorat, oder irgend eine Art, von Fideicommiß, zu 
ftiften. Alle von der fpanifchen Regierung ertheilte 
Titel find abgefchafft. - Der Kongreß erkennt keinen 
Adel, und keine erblichen Unterfeheidungszeichen an. 
Der Congreß theilt das Gebiet der Republik in 6 oder 
mehrere Departemente, wie er es fir die Verwaltung 
dienlich finder. Der politifihe Befehlshaber jedes 


* Deparfements heißt: Intendant, und wird vom 


Präfidenten ernannt. Geine Antsfährung Dauert 
brei Jahre. Jede Provinz wird‘. von, einem Gou— 
verneur regiert, der von Dem: Intendauten des 


* 
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Departements. abhängt, und 3Jahre im Amtte iſt. 
Die Cabildos, oder. Cantensmunicipalitäten, werben 
— Jeder Columbier hat das Recht, zu 
ſchreiben und: drucken zu laſſen, ohne vorhergegangene 
Prüfung, Ceuſur oder Reviſion; der Mißbrauch die 
ſer Freiheit wird nach den Geſetzen beſtraft. — 
Diefe Verfaſſung, berechnet auf Eine und un- 
theilbare Republik, und nicht, wie Die des nordame— 
rifanifchen amd merifanifchen Bundesftaates, auf ein 
Foderativſyſtem der einzelnen (nach ihrem Flaͤ— 
chenraume weit von dem Mittelpuncte der Negierung 
entlegenen) Provinzen, erregte‘ bedeutende Berwegun: 
gen innerhalb des jungen Sreiftaates, weshalb (6. 
Febr. 1827) Bolivar — der Vertheidiger des Ten: 
traliſationsſyſtems — die Präfidentenwürde nieder: 
legte. Darauf decretirte (3. Aug. 1827) der Vice: 
präfident Santander im Namen des Congreſſes 
die Zufammenberufung des Nationalconvents - nad 
Drana zum 2, März. 1828. Bis dahin bleibe vie 
Derfaffung in Wirkfamkeit; denn der Convent foll 
über die Prüfung, oder Abänderung derfelben entſchei— 
den. Darauf fohrieb aber Bolivar (2%. Aug. 
41817) au den Senat, daß er fich entfchieven -ge: 
gen eine Föderativverfaſſung erkläre, „weil 
die (von ihm gegebene) VBerfaffung Bolivia’s und 
das Gentralfpfiem den Bedürfniffen des Staates 


weit befjer entſpreche.“ 


147. 
50) Die vereinigten Provinzen am la 
Plata (Buenos = Ayres). 


Es war am 9. July 1816, daß zu Buenos: 
Ayres von dem errichtesen fouverainen Congreſſe 
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an deſſen Epiße Pweyredon ftand, die Unabhängige 
keit ver vereinigten Staaten-am Plata aus: 
gefprochen, diefer Name aber am 3. Dec. 1817. von 
Congreſſe in den der vereinigten Provinzen 
von’ Südamerika verwandelt, und. an demjelben 
Tage eineeinftweiligeBerfaffen gaufgeftelfe ward), 
Der Gib des Congreffes ift zu Bilenos = Ayred: 
— Nach dieſem vorlaͤufigen Geſetze beruhte die ges 
ſetzge bende Gewalt auf einem Nationaltongreſſe, 
gebildet aus 2 Kammern: dem Senaue und der 
Repraͤſentantenkammer. "Zu dem Senate 
ſendet jeder Bundesſtaat eine: gleiche Anzahl. Senga⸗ 
toren; und zu der Repraͤſentantenkammer jeder Birk 
desftaat fo viele Abgeordnete, als er vielntal 
20,000 Seelen in ſich faßt. ‚Never Senator muß 
30 Jahr alt fern, Güter im Werrhe von: 800 Pia: 
fter (40,000 Franken) befißen, "oder. ein: achtbares 
Gewerbe treiben. : Jeder Abgeorbriete muß 26 Jahre 
alt ſeyn, ein Vermögen von 400 .Piafter (20,000 
Franfen) beſitzen, oder ein nüßliches Gewerbe treiben! 
ever Abgeordnete bleibe 4 Jahre im Berufe; aller 
2 Jahre wird. die. Deputirtenfammer sur Hälfte er 
neuere. Sie hat 'die ausfchliegliche JInitiative in 
Hinfiht deſſen, was Beftenerung betrifft, der Senat 
aber das Kecht, die Vorſchlaͤge deshalb anzunehmen, 
zu verwerfen, oder zu verändern, Die onen 


*) Vollſtaͤndig uͤberſetzt iſt dieſes Ne Berfafs 
fungsgefeg in der Schrift: Die fpanifche- Conflitis 
tion der Cortes und die proviforifde Conſtitu— 
tion der vereinigten Staaten von Suͤdame— 
rika. Aus den Urkunden. überfegt mit ———— 
ſt iſche n Einleitungen. (Loz. 1820. 8.) ©. 177 ff. — 
Kurze Auszüge daraus ſtehen in der Aula. zeit. 
1818, St. 278, -und Allg. Zeit. 1819, St. 267. 
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des Congreſſes find: : Gefege zu geben, Krieg zu 
erklaͤren, Frieden zu fchließen, und die Auflagen fefts 
zufegen, welche gleichformig ‚in allen Theilen des 
Staatenbundes, aber immer nur für eine Zeit von - 
zwei Jahren erhoben werden, Die vollziehende 

Gewalt ward einem Director übertragen, der 
35 Jahre alt ſeyn muß, und das Oberhaupt. der fand» 
und Seemacht iſt. Nach. diefer proviſoriſchen Ders 
faffung waren alle Menſchen vor dem Gejeße gleich; 
die Preffe ward für frei erflär, — Diefe Beftims 
mungen wurden mit wenigen: Zufäßen und Veraͤnde⸗ 
rungen, in "der Berfaffung vom 20, Apr. 
1819, weldhe am 25. Mai angenommen ward, 
beftärige *). In Hinfiht der Senatoren feßte die 
Verfaſſung feft: es follten fo viele Senatoren feyn, 
als e8 Provinzen gäbe; außerdem follten 3 hohe 
Militairperfonen, 1 Bifchoff und 3 Geiftliche, ein 
Mirglied von jeder Univerfität, und die abgegangenen 
Directoren des Staatenbundes Mitglieder Des Senats 
feyn. - jeder Senator bleibe. 12 Jahre im Dienfte. — 
Der Director wird auf 5 Jahre von beiden ver 
fammelten Kammern nach der abfoluten Mehrheit 
der Stimmen erwähle. Er macht die Gefeße bekannt, 
und läße fie vollziehen. Er eröffnet Die Sitzungen 
des Congreſſes, und kann demſelben fchriftliche Bor: 
fchlage zu. Verbefferungen und Veränderungen thun, 
die er für das Beſte des Staates dienlich hält. Er 
ordnet und leitet die Land- und Seemacht; ernennt 
ihre Befehlshaber, die (verautwortlihen) Minifter, 
und alle diplomatifche Agenten. Er macht Die Krieges 
erflärungen und Friedensfchlüffe befannt. Er er: 
nenne die Erzbifchöffe und Bifchoffe nach einer drei 


*) Sie fieht beim Dufau,.T. 6. p. 241. 
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fachen, vom Senate ihm vorgelegten, Lifte. Alle Ge⸗ 
genſtaͤnde der öffentlichen Sicherheit und Polizei, alle 
öffentliche Anftalten des Unterrichts und. der Wohlthaͤ⸗ 
tigkeit, die Münze, die Nationalbank und die Poften 
ftehen unter feiner Aufſicht und Leitung. — 

In diefem jungen Freiftaate aber beftanden maͤch⸗ 
tige innere Bewegungen and Keibungen, fo wie ein 
mehrmaliger Wechfel der Würde des Präfidenten, 
und Kämpfe nach außen, befonders mit Brafilien über 
den Befis von Montevideo (Banda Oriental), Dies 
hinderte bis jeßt die fefte Geftaltung der gemeinfchafte 
lichen Berfaffung und Regierung des Bundesftaas 
tes, welcher aus 13 zufammengetretenen Staaten 
(Provinzen) befteht, die jeder eine befondere Verwal⸗ 
fungs = und Negierungsform haben. . Die Repräfen« 
tantenfammer zu Buenos Ayres verwandelte den früs 
ber angenommenen Namen: vereinigte Provinzen von 
Südamerika, am 18, März 1825 in die Benennung: 
vereinigte Provinzen am Plataftrome 
Als proviforifcher Präfivent, gewählt auf drei 
Sabre, fteht feit dem 19. Febr. 1826 Kibadavin 
an der Spiße des Bundesftaates. — 

Am 23. San. 1825 erließ der verfammelte Ge⸗ 
neralcongreß ein Decret *), in welchem er über 
die kuͤnftige Oeftaltung der Berfaffung als Beftimmun- 
gen aufftellte: „Der Öeneralcongreß erklärt fich als 
gefeßgebend nnd conftituirend, Bis zur Promuls 
gation der allgemeinen VBerfaffung, welche 
der Congreß der Confoderation ertheilen wird, fol- 
len in jeder Provinz die dafelbft geltenden befondern 
Anftitutionen in Kraft bleiben.. Alles, was auf die 
Unabhängigkeit, Integrität, Sicherheit, Vertheidi⸗ 





*) Neueſte Staatsacten, Th.1. ©. 45. 
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gung und Wohlfahrerber Nation fich bezieht, gehört 
weſentlich zur Kompetenz des Generalcongrefjes. Die 
von Denifelbeh tangenommene und ;fanctionirte Verfaf- 
ſung wird, vor ihrer Promulgation,; den Provinzen 
zur Genehmigung vorgelegt, und erft, nach 
erfolgter Genehmigung, zum Örundgefeße der 
Konfoderation erhoben werden. — Bis zur Errich- 
sung einer vollziehenden Bundesgewalt, werden ber 
Regierung der Provinz Buenos Ayres folgende At⸗ 
teibute zuſtehen: die auswaͤrtigen Angelegenheiten, die 
Ernennung den bevollmächtigten Minifter bei ausmwär- 
tigen Regierungen, und die Annahme von bevollmaͤch⸗ 
tigten Miniftern: folcher Regierungen. bei den vereinig- 
en Provinzen; die Abfchliegung von. Verträgen, Con— 
ventionen 1. a. mit auswärtigen Regierungen; vie 
Mirrheilung der vom Öeneralcongteffe gefaßten Be— 
fchlüffe an die Regierungen der Bundesprovinzen.“ 
Daranf. empfahl am 14. Apr. 1825 der Con- 
greß der Committé fir: das: Verfaffungswefen , die 
baldige Aufftellung eines DBerfaffimgsentwurfes *). 
Weil aber ‚die Verſchiedenheit der Anſichten der ein= 
zelnen Provinzen über die Verfaſſungsform — ob 
als Eine und untheilbare Republik, oder als Bun— 
desſtaat — der: Committe nicht: entgangen war; 
fo ward am’ 20, Jun, 1825 vom Congreffe befchloffer: 
4) daß in allen. Provinzen Anfrage gefchehe, wel- 
her PBerfaffungsform eine jede den Vorzug gebe; 
daß die Meinungen der Provinzen auf dem Wege 
ihrer gefesgebenden Korper erlangt würden; ' 
'3) daß aber: vie, auf folche-Weife von den Provin— 
zialvertretern ausgefprochernen, Meinungen auf Eeine 
Weiſe die Vollmacht befchränfen follten, welche das 


*) Ders. Rivinus, Atlantis, 18297: St. 4. S. 281. 
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Bolt dem, Congreſſe zur Abfaffung .- und. Genehmis 
gung einer, das allgemeine Wohl — ini: 
faffüng erteilt habe. r 

Das 'Ergebniß der Prooinzialbefehlife war: ‚ges 
theilt. Cordova, Mendoza, San Juan und Sant: 
jago' del Eftero ftimmten für einen Bundesftaat, 
und fir. eine, der nordamerifanifchen ähnliche, Re: 
gierung; Salta ‚ Tucuman und Rioja erklärten ſich 
für. eine repräfentativ = repnblifanifche "Form; welche, 
gleich der von Columbia, ein centrales Gepraͤge 
tragen muͤſſe; mehrere Provinzen vertrauten der Weis⸗ 
heit des Congreffes, und ‚einige Provinzen gaben gat 
feine Erklärung. 

Unter dieſen Verhaͤltniſſen ftellte die Commite 
einen Berfaffungsentwurf am #4 Jun. 1826 
mit einer contralen Kegierungsform auf, und 
motivirte ihre Gründe deshalb im Einzelnen *). — 
Die Hauptbeftimmungen diefes Entwurfes **) waren: 
Es wird unterfchieden zwifchen der gefeßgebenden, 
vollziehenden und richterlichen Gewalt. Die 
erfte ift der Kammer der Abgeordneten und dem Se— 
nate, die zweite dem Präfidenten,. die dritte den hoͤch— 
ften Gerichte übertragen. - Der Präfident wird ver— 
mittelft * , in jeder Provinz unmittelbar von dem 
Dolke zu ernennenden, Junta, und durch Stunmens 
mehrheit ſaͤmmtlicher einzelner Mitglieder derfelben‘, 
die’ Abgeordneten werden durch bloße Stimmenmehr⸗ 
heit der Wähler, und die. Senatoren durch Provin: 
zialjunten. gewählt. Beide Gewalten gehen daher 
unmittelbar vom Volke aus. Die Kichter 
werden von der vollziehenden Gewalt ernannt, find 


*) Diefe Gründe bei Rivinus, ©. 285. 
**) Hamb. Eorrefp. 1827. St. 107. 
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aber unabfegbar. Alle Verhandlungen finp öffentlich; 
felbft Die Abftimmungen bei Endurtheilen. Der Präs 
ſident wähle die Statthalter der Provinzen aus einer 
von den verwaltenden Provinzialrärhen einzureichens 
den Lifte. — Die einzelnen Provinzen zufammen 
follen 43 Deputirte wahlen. Wenigftens 8000, hoͤch⸗ 
ftens 15,000 Bürger ernennen einen Deputirten. Die 
Deputirten müffen 7 Jahre lange Bürger gewefen, 
25 Jahre alt feyn, und ein Capital von 4000 Pefos 
befigen, oder, in Ermangelung deſſen, ein nüßliches 
Gewerbe treiben. Sie werden auf 4 Jahre ernannt; 
doch wird aller zwei Jahre die Hälfte derfelben er 
neuert. 

Diefer Entwurf ward aber von den meiften Pro= 
vinzen, bei der Vorlegung deffelden, verworfen, 
und ein Fouͤderativſyſtem verlange *). — Go ift 
diefe Republik nad) bie jet ohne fornliches Grundgeſetz. 





‚148, 
51) Der Freiſtaat Chili. 


Obgleich in Chili bereits im Jahre 1810 der 
erſte Schritt zur Losreißung von dem europäifchen 
Stammlande gefhab, und ein Kongreß die Leitung 
der öffenslihen Angelegenheiten übernahm; fo Dauer: 
ten doch die innern Reibungen der Partheien in Dies 
ſem Eleinen Staate länger, als in andern zur Selbſt— 
ftändigfeit gelangten, vormals fpanifchen Provinzen. 
Denn nicht nur, daß in Chili, fo wie in Peru, erft 
nach der Bezwingung der Ueberrefte der fpanifchen 
Heere in dem Giege des columbifchen Feldherru 


*) Hamb. Correfp. 1827. St. 110, 
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Sucre (8. Dec. 1824) bei Ayacucho, die polis 
tifche Unabhängigkeit gefichert ward; es behaupreten 
auch, bei der tiefen Stufe der geiftigen Entwickelung 
und bürgerlichen Gefittung der großern Volkszahl in - 
diefen beiden Staaten, die Geiftlichfeit und Mönche 
einen größern Einfluß auf den Geift der Maffe, als 
in Meriko, Guatemala, Columbia und: Buenos Ayres. 
Unter diefen Verhältniffen läßt es fich erklären, warum 
die verfaffungsmäßige Öeftaltung des innern 
Gtaatslebens in beiden Nepublifen noch zu feinem - 
bleibenden Charakter gelangte. | 

In Chili galt im Jahre 1823 [nach dem Bes 
richte des morning chronicle *)] als Grundlage 
der Verfaffung: Die vollziehende Gewalt -ift einem 
oberften Director übertragen, deſſen Pflicht es 
iſt, die Gefeße des Landes zu promufgiren, und über 
deren Vollftrefung zu wachen. Er hat die Präros 
gative, die Örundlinien eines jeden neuen Geſetzes, 
nach vorgängiger Sanction des Staatsrathes, zuerft 
in Vorfchlag zu bringen, Er ift mit der Organifas 
tion und Derwendung der Land- und Geemacht bes - 
auftragt, darf aber weder die eine, noch die andere, 
felbft befehligen. Er darf’ alle Dfficiere unter dem 
Oberſtlieutenantsrang ernennen, muß aber zu beit 
 böhern Graden die Genehmigung des Senats ein: 
hohlen. Er erklärt Krieg und ſchließt Frieden unter 
Öenehmigung des Senats. Er ernennt die Minifter 
mit Oenehmigung des Staatsraths. Mit Zuftim: 
mung des Senats kann er Lrtheilsfprüche mildern, 
und Verbrecher begnadigen.- Er kann öffentliche Bes 
amte wegen Untüchtigkeit entlaffen, ohne deshalb den 
Senat zu befragen; in Malverfationsfällen Bann er 


*) Vergl. Allg. Zeit, 1824. Beil, 187, 
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folche ebenfalls abſetzen, ift aber gehalten, die Gründe 
dafür den competenten Gerichtshofen vorzulegen. Er 
faun, mit Einwilligung des Senats, Friedens-, Als 
kianz = :und Handelsverträge fehließen, und Geſandte 
an auswärtigen Höfen ernennen. Die Staats 
minifter fteben ibm in allen Regierungsgefchäften 
zur Seite. Der Staatsrath befteht aus -fieben 
Perfonen: aus zwei Mitgliedern des oberften Ge: 
richtshofes; einem Prälaten; einem Öenerale; einem 
Juſpector der. Staatseinnahmen, und zwei Directoren 
der Nationaldfonomie. Die Funetionen des Staats» 
rathes find: mit dem Director fich zu berathen, und 
jeden neuen Geſetzesentwurf zin genehmigen ‚oder zu 
verwerfen; die Ernennung. der Minifter zu genehmigen, 
und die Gründe ihrer Eutlaffung anzugeben; und Das 
Budget zu ‚prüfen,‘ bevor. es dem Senate vorgelegt 
wird, Der Senat befteht aus neun Perfonen, welche 
auf fechs Jahre erwählt werden. Doch Eann -diefer 
Termin auch verlängert werben... Geine Obliegenbeit 
ift, über die Beobachtung und Handhabung der Ge: 
fege, fo. wie. über das Betragen aller Staatsbeamten 
zu wachen; neue Geſetze zu:billigen, oder zu verwer: 
fen; vie Vollziehung der Acten des Directors zu 
fufpendiren ; ſobald fie, nach der Anficht des Senats, 
zu nachtheiligen. Ergebniffen,,. oder zur Verletzung der 
beſtehenden Gefege führen Eonnten; über die National: 
gebräuche, die. Sitten, und. über. die Erziehung ver 
Jugend zu wachen; Buͤrgertugenden zu bemerken, zu 
befördern, und zu bewirken, daß denfelben öffentliche 
Auszeichnung, und Belohnung zu Theil .werdez_ Priz 
vatcontracte und Bürgfchaften' zu fehügen; Die Status 
ten oder Nrglements einer jeden: Corporation oder. Ges 
ſellſchaft, nach erfolgter Prafentation von Seiten des 
Directors, zu genehmigen; Kriegserflärungen (nad 
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erfolgter Einwilligung der Kepräfentantenfammer) > 
Sriedensverträge, Steuern und Auflagen, Anleihen; 
Ernennmigen und Entlaſſungen von Staatsbeaniten, 

Anlegung von Städten und Ortſchaften, und öffents 
liche Anftalten aller Art zu ſanctioniren. »Die Rep raͤ⸗ 
ſentantenkammer iſt ein Körper von National— 
rathgebern, die bei jeder wichtigen Gelegenheit zus 
ſammen berufen werben. Ihre Zahl maß. über-50;. 
und unter 200 befragen: Ein Achttheil nerfelben wird 
jährlich erneuert. Die Mitglieder Derfelben treten ;am 
dem Orte zuſammen, wo der Senat fich verſammelt. 
Ein: Stantsminifter; der Serretair, des Senats, md 
der: Generalprocurator wählen .25 Mitglieder. durchs 
$008 , welche fich Darauf verfammeln, um die Geſetze, 
welche ihnen der Senat. vorlegen läßt, zu genehmigen, 
oder zwimißbilligen; Kriegs» und Friedensfragen, Au⸗ 
leihen, Steuern u.a. zu fanctioniren oder zu verwers 
fen; :und das Cenfurgericht: zu ernennen... In 
jedem Diftricte oder Kicchfpiele von 200 Einwohnert 
werden Wahlverfammlungen: gebilver, deren 
Bunctionen darin befieben, Diejenigen Bürger als.ber 
ne meritos anzunchmen‘oder zu verwerfen, welche 
ihnen von den comperenten Behörden zu diefer. Ehre 
vorgefchlagen werben. . Sie haben das Recht, die voll⸗ 
ziebende Gewalt zu bitten, diejenigen Staatsbeamten 
zu entlaſſen, welche, nach ihrer Ueberzeugung, - ihr 
Amt gemifbraucht haben. — Es beſteht vollkommne 
Freiheit der Preſſe. Es ſoll aber eine Junta von 
Literaturraͤthen errichtet werden, welcher Alles, was 
zum Drucke beſtimmt iſt, zu dem alleinigen Zwecke 
vorgelegt werden ſoll, den Schriftſteller vor cenſura— 
bein Stellen zu warnen, von welcher Warnung: er 
aber an das Gericht der Sieben appeltiveu 
kann. Das Sand; foll. neu eingetheilt werbem in 


\ J 


752 | Pofitives Staatsrecht. 


Gouvernemente, Delegationen, Subdelegationen, Praͤ⸗ 
fecturen u. ſ. w. 

Dieſe, in vielen Puncten unreife, Verfaſſung 
trat nicht ins Leben; denn am 15. Jun. 1826 erklaͤrte 
der Oberdirector des Freiſtaates Chili, Ramon 
Freire, in: einer ſehr weitläufigen amtlichen Bots 
fchaft *) bei der Eröffnung des Congreffes: ‚Indem 
ich von der Bildung der Grumdgefeße der Vers 
faffung rede, fey mir die Bemerkung erlaubt, daß 
diefelbe, um die wefentlichen Wohlthaten zu bewirken, 
auf die wir Alle gefpannt- find, unfern Gitten 
Durhaus angemeffen und dem Zuftande 
unſrer Bildung entfprehen muß, und daß 
die von amerifanifchen Gefeßgebern fo oft begangenen 
Irrthuͤmer mit der größten Sorgfalt vermieden werden 
müffen, indem dieſe ihren politifchen Gefeßbüchern 
einen Charakter der Unwandelbarkeit gaben, welcher 
der. allmähligen Annahme von Berbefferungen im 
Wege fteht. Ungeachtet der aufgeklärten Grundfäge, 
und der großen und erhabenen, vom Congrefje von 
1823 ausgefprochenen, Ideen, ift e8 aus mehrern 
Gründen nicht möglich gewefen, dem Einfluffe der 
öffentlichen Meinung und der Macht des allgemeinen 
Volkswillens fich zu widerfeßen, indem die Stim- 
me der Nation einmürbig und feierlich bei 
der Regierung um Ausfeßung der Ber 
faffung nachſuchte. Neben andern Urfachen, 
ward angefüher, daß fie in ihrer Anwendung unaus- 
führbar, in ihrem Geifte fo verwidelt, fo übermäßig 
Fleinlih und peinlich fey, daß ihre WVortrefflichkeit 
nur in der Idee beſtehe, und fie fich unfern ein⸗ 
heimifchen Sitten, und den allgemeingältigen Anſich⸗ 


*) Neueſte Staatsacten, Th. 7. ©. 121. 
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‚ten nicht anpaffen ließe. Hierzu kommt noch, daß die 
Stellung der vollziehenden Gewalt, we 
gen ihrer eingefchränften Befugniffe, 
ganz unmächtig, und jener Kraft beraubt 
war, bie ihr fehon ihrer Natur nach zufommen muß,, 
und die das öffentlihe Wohl mitten unter Schwierig. 
feiten erfordert. Ä F 

Noch iſt aber ein ne uer Verfaſſungsentwurf 
fuͤr Chili nicht zur Kenntniß der Europaͤer gelangt. 





— — 


149. | 
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Noch fpäter, als in Chili, ward in Peru die 
Unabhängigkeit von Spanien Ausgefprochen; denn 
nur vermittelft der Heerestheile, welche aus Buenos⸗ 
Ayres und Chili im Jahre 1821 nach Peru zogen, 
Fonnfe der fpanifche Vicefonig von Peru befiegt, und 
die Verſammlung eines pernanifchen Congreffes zu 
Sina’ am 20. Sept. 1892 bewirft. werben. . Die 
Hanptentfiheidung gab aber das von Bolivar nad 
Peru geführte columbifche Heer, welcher am 10. März 
1824 die Wide eines Dictatorg von Peru, bie‘ 
zum ‚Eude des Krieges,, hbernahm. Won einem 
heile dieſes Heeres, das Sucre befehligte, wat, 
die (bei Chili bereits angeführte) Schlacht bei. Ay a⸗ 
cucho,am 8. Dec. 1824 gewonnen, in, welcher ber 
Foanifche Bicekönig Saferna in die Gefangenſchaft der 
Republikaner gerieth, und der Reſt der Spanier nach 
Europa zurückkehren mußte. a 
Der zu Lima verfammelte Congreß beauftragte 
eine Commite mit dem Entwurfe ‚einer Kepräfentativ- 

St. W. ate Aufl, IV. 48 
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verfaffung. Dieſer Entwurf) erfehien am 9. Nov. 
1872, trat aber wicht ins öffentliche Staatsleben. 
Die Grundzuͤge deſſelben ware: die Converainetät 
ſteht der Nation zu. Dieſe kann nie das Erbrheil 
einer Perfen, oder einer Familie werden. Die Res 
gierung ift reprafentativ.. Die Religion ift die katho— 
liſch- apoftolifch = vomifche. Die Nation giebt fich ihre 
Verfaſſung und ihre Gefeße durch ihre Repraͤſentanten. 
Diefe Derfaffung ift proviforifch, bis alle Provin— 
zen Peru's von dem Feinde befreit find. Die Ver: 
faſſung foll ficher ftellen: Die Freiheit der Bürger; die 
Freiheit der Preſſe; die peronliche Sicherheit ; die 
Unverleglichkeit des Eigenthums; die Gleichheit vor 
dem Gefege; die Gleichheit der Befteuerung nach dem 
Vermögen eines jeden; das Necht jedes Individuums, 
feine Bitten oder feinen Recurs an den Congreß und 
die Regierung zu bringen; die Abfchaffung der Güter: 
confifcation; die Abfchaffung aller graufamen und ent= 
ehrenden Strafen; die Abſchaffung aller erblichen Vor: 
zuge und Rechte. Es giebt drei Gewalten: die ge: 
feßgebende, vollzichende und richterliche. 
Die Initiative der Geſetze fteher einzig den Volks— 
repräfentanten zu in dem verſammelten Congreffe. Die 
Kepräfentanten im Congreffe find perſoͤnlich unverlegs 
lich, und nach) ihren geäußerten Meinungen unverants 
wortlich. Die vollziehende Gewalt kann weder lebens» 
länglich, ‚noch erblich bekleidet werden. Die Mir: 
glieder der vollziehenden Gewalt und die Minifter find 
verantwortlih. Der Senat wird aus zwei Mitglie- 
dern jeder Provinz gebildet, Er fchlägt der vollziehen: 


*) Die, Grundzüge deſſelben ſtehen beim Isambert. 2. 
3. p. 465. — und, noch kürzer, in der Allg. Zeit. 
4893, Beil. St94. : 2 . 
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den Gewalt zu’ den weltlichen und geiftlichen Aemtern 
vor; er wacht über die Verfaffung, die Geſetze, über 
das Betragen der Beamten und der Bürger; er beruft 
den Congreß zu einer außerordentlichen Sitzung, in 
den Fällen, „welche die Verfaffung näher bezeichnen 
wird. — Die Öerichtshöfe: find unabhaͤngig; bie 
Richter unabfegbar. In peinlichen Fällen ift das Vers: 
fahren öffentlih. Es finden Gefchwornengerichte ftatt. 
Der Congreß beftimmt vie Abgaben der Bürger, und 
die Art und Weife ihrer Erhebung. Die Verfaſſung 
gewährleifter die Nationalfchuld. Der Congreß ers 
greift die zweckmaͤßigen Maasregeln fir die Einrichs 
fung des öffentlichen Unterrichts, fo wie für die Wifs 
fenfchaften und Künfte. — ö 

Nach dem Siege Sucre’s bei Anacucho, ftand 
noch der royaliftifhe General Dlaneta in Ober: 
Peru Nachdem Bolivar auch diefen am 1. Apr. 
1825 befiegt hatte, ließ er dem Congreſſe von Ober: 
Peru die Wahl, entweder ſich für felbftftändig zu ers . 
Flären, oder fich mit Peru, oder mit Buenos = Ayres 
zu verbinden. Der Congreß entfchied fich für bie 
Annahme der Selbftftändigkeit, und gab dem neuent: 
ftandenen SFreiftaate am 6. Aug. 1825 den Namen 
Bolivia. Er erklärte *): „daß es für die Wohls 
fahrt des Ganzen von Wichtigkeit fey, Feiner der ans 
grenzenden Republiken fich einzuverleiben, fondern in 
feinen Beziehungen zur alten, wie zur'neuen Welt als 
. ein fouverainer und unabhängiger Staat aufzutreten; 
daß die Provinzen von Ober-Peru, feft und einmuͤthig 
in ihrem Enefchluffe, im Angeſichte der ganzen Erbe 





*) Diefe Unabhängigkeitserklärung fteht in Rivinus Atlans 
tig, 1826. St. 2. ©. 282. und in den neueften 


Staatsarten, Th. 3. ©. 342, ‚ 
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proclamiren, ſich ſelbſt, unter einer eigenen 

VBerfaffung, und durch ſolche Geſetze und obrig— 
keitliche Perſonen regieren zu wollen, ale fie für das 
Gluͤck der Nation, fir die unverlegliche Aufrechthal: 
fung der Fatholifchen Religion und für die Bewahrung 
der heiligen Rechte der Ehre, Freiheit, Gleichheit, 
des lebens, Eigenthums und. Friedens am zwecviens 
lichſten halten werden.“ Darauf gab Bolivar die: 
fem neuen,’ nach ihm benannten; Staate die im fol: 
genden $. im. Umrifje enthaltene Verfaffung. — Der 
Staat Bolivia umſchließt in den fechs Provinzen: 
la. Paz, Porofi, Cochabamba, Oruro, Chiquifaca 
ind Santa Cruz, mehr als eine Million Bevölkerung: 


Sa Peru felbft fihien theils dieſe Trennung 
füehtentr wichtigen Provinzen, theils Bolivars Ab: 
fiht, daß auch Peru die von ihm fir Bolivia bes 
ftimmte Verfaſſung annehmen möchte, fehr ungünftig 
aufgenommen zu werden. Denn obgleich Bolivar, 
in feiner Abfchiedsproclamation vom 3. Sept. 1826 *) 
an die Peruaner, fie vor Anarchie warnte; fo wur: 
den doch am 26, San, 1827 die dem Bolivar er= 
gebenen columbifchen Dfficiere in Peru verhaftet und 
nach. Callao gebracht, und der bisherige Vicepräfie 
dent, der General Santa Cruz, ein eingebohrnee 
Pernäner, zum ——— ernannt. — Noch iſt 
das Schickſal der Verfaſſung von Peru 
entſchieden. 





H Neitefte' Staatsacten, Ih. 7. ©. 327. 
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- Das Volk von. Bolbia beſtebt Aug; der Vereini 
gung aller Boligiangp.,, — Bolivia iſt und ſoll ima 
wer: unabhaͤugig ſeyn von ‚aller auslaͤndiſchen Hert⸗ 
ſchaft, und kann nie da⸗ Erbtheil isgenR Singer; TR 
ober. Famikie werden. .sär adblurr 

Die Regierung: von Bolivia if sine, Walk 94 
vertretung. Die Souverainetät beruht 
im Volke. Ihre Ausübung. iſt folgenden vier 
Zweigen der hoͤchſten Gewalt, übertragenz, Der wär 
lenden, gefeßgebenpen,, valljiehomden * 
ht eh Pr 

„Die, Ausübung. Des Birgerrechts wid, us 
Er ochenz „Durch Verluſt des Verſtandes; durch. Dig 
einem, betruͤgeriſchen Schuldner anklebende Unehre; 
durch Verwickelung in einen⸗ Criminalproceß; durch 
uotorifche Trunkenhejt, Spieljucht, u und Bettelei; durch 
Kauf-oder Verkauf pon Stimmen während den Wahr 
len, oder durch Störung ihrer Ordnuug. Das Buͤr⸗ 
gerecht wird verwirft: durch, Hochverrath gegen den 
Staat; Durch Naturaliſation im, Auslande durch Era 
(eidung entehrender- oder. türpetien Etxafe. kraft riche 


terlichen Urtheils. Mage. Le Er 


\ 





%) Sie fteht in Kiviuns. fans, 2% ©? 2. ©, v7. 
— und in den neueſten Staätsaecten, Th. 7. 
S. 287. — Ebend. ©. 273 feht auch Lie ausführliche 
MRede Bolivars an den conjkitirender Congreß von 
Dolivia bei der Ueberreichung des Verfaſſungsentwurfes, 
worin der. Inhalt deſſelben näher motivirt ward. 
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Die Wapıf reiheit foll unmittelbar von denen, 
welche Dh Bürger find, ausgeät. und für jede 
zehn ein Wähler gewählt werden. Ein Specialgeſetz 
wird die ———— naͤher entwickeln. 
Der Wahlkoͤrper beſteht aus den Wählern, 
welche durch die Stimmen des Volkes dazu ernannt 
find!’ Die in der Häuptftade der Provinzen verfans 
melten Wähler ſollen vermittelft der Mehrheit der 


Stimmen, aus ihter eigenen Mitte, einen Präfiven: 
fein, zwei Cenforen und einen Secretäie erneunen j 


welche ihre Zunctipnen während der Daner des Wahl 
Sohn. ausüben.“ dJeder Mapikörper beſteht vier 
pre, NE 
Die geffügebente Gewalt entfpringe uns 
miftelbar ans den vom Volke eingefegten Wahlcols 
fegien. ihre Ausuͤbung fteht drei Kammern au: 
1) der Tribunen; 2) der Senatoren; 3) der 
Cenſoren. — eve Kammer foll, während der _ 
erften zwanzig Jahre, aus 30 Mitgliedern beftehen, 
Det, gefeßgebende Körper verfammelt fi) an dem bes 
ſtimmten Tage von felbft, ohne auf eine Einberufung 
gu warten. — Die allgemeinen Befugniffe der 
Kammern find: die Ernennung des- Präfidenten der 
Kepublif für das erftemal, und die Betätigung feis 
ner Nachfolger; Die Auswahl eines Plages für den 
Siß der Regierung, und deren Berfeßung nach einem 
andern Puncte, fobald außerordentliche Umftände fol: 
ches erheifchen,, und zwei Drittheile der Mitglieder 
der gefammten drei Kammern es für gut befunden 
haben ; die Entfcheidung über die Nothwendigkeit des 
gefeglichen Verfahrens gegen die Mitglieder der Kam— 
mern, den DBicepräfidenten und die Staatsfecretaire ; 
die Bekleidung des Präfidenten mit einer außerordent⸗ 
lichen Macht zur Zeit des Krieges: oder außerordent- 
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licher» Gefahr; bie: Entwerfung det Vorſchriften fr 
ihre ‚eigene innere Ordnung, und die Beſtrafung "der 
Mitglieder, welche fie uͤbertreten. —Mitglieder der 
Kammern, welche zu den Aemtern des Vieepraͤſiden⸗ 
ten und der Staatsſeeretaire gewaͤhlt werden, muͤſſen 
ihren Sitz in den Kammern aufgeben. Kein Mit— 
glied des geſetzgebenden Körpers kann, während. der 
Zeit der Deputation, anders, als auf den Befehl 
feinen Kammer: verhaftet werden; außer wenu er. bei 
Begehung eines Criminalverbrechens getroffen wuͤrde. 
‚Kein Mitglied des geſetzgebenden Körpers ift. fir 
feine Aeußerungen innerhalb der Kaumer — 
lich. Jede Geſetzgebung Dauert vier Jahre, und 
jede jaͤhrliche Sitzung zwei Monate. Die Sitzungen 
find oͤffentlich. Blos ſolche Staatsverhandlungen, 
welche Heimlichkeit erfordern, werden bei verſchloſſe⸗ 
nen Thuͤren unterhandelt. In jeder Kammer ent⸗ 
ſcheidet die abſolute Mehrheit der Stimmen, — 
Die Kanımern find vereinigt: bei der Erdff 
mung und Vertagung ihrer Sitzungen; zur Unter⸗ 
fuchung des Verhaltens Des Minifterums,  fobaß 
es von der Kammer der Genforen angeklagt: worden 
ift; zur Reviſion der von der vollziehenden Gewalt 
zuruͤckgewieſenen — ſobald es von einer ber Katie 
‚mern verlangt wird.: —X 
Die Kammer der Erika er das Recht 
der Initiative: die Anordnung: der Gebietseintheilung 
der Republik. betreffend; die jährlichen Beiträge und 
-Staatsausgaben betreffend; zur Ermächtigung. der 
vollziehenden ' Gewalt, Anleihen zu negociiren und 
Maasregeln zur Abtraguug der Staatsſchuld zn er⸗ 
‚greifen; zur Beftimmung des Werthes, Stempels, 
Muͤnʒfußes Gewicht und Benennung Der Münzen, 
‚fo; wie zur Feftfegung: der Maaße und Benihte; zar 
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Anlegung von Häfeny: zum Baire von Straßen), 
Brüden und öffentlichen Gebänven ; zur Verbeiferung 
der Polizei.und der Zweige der Induſtrie fuͤr Die 
| Beſoldungen der oͤffentlichen Beamten; zu den Re⸗ 
formen im Departemente des Krieges And der Finan- 
zen; um, auf den VBortrag'der. Regierung ;- Buͤnd⸗ 
niſſe /Krieg ‚oder: Frieden zu beſchließen, fremden 
Truppen ‚freiem Durchzug zu verflatten, die Land⸗ 
amd / Seemacht zuordnen‘, die auswaͤrtigen 
‚heiten zu beftinmen, -Natmalifationsbriefe oder,wäs 
Bürgerrecht, ſo wie Anneftieen zu ertheilen. — Die 
Kammer: der Tribunen wird’ salleri’ zwei Nahrer zum 
Hälfte erneuert;e doch ſind die. Austretenden wieder 
ar Jeder Siban muß; 25 Jahre alt ſeyn. 
‚mo Die: Befugniſſe der Kammer der Geiste 
zen find: die Abfaſſung won Civil⸗ und. Criminal⸗ 
geſetzbuͤchern, von Handels= und geiftlichen Verord⸗ 
nungen; die Initiative zu alleu Geſetzen, welche die 
Mechtspflege betreffen; die Aufſicht uͤber die puͤnctliche 
Verwaltung der Rechtspflege in Kivil= und Criminal⸗ 
fällen ; die Einbringung von Geſetzen zur Verhuͤtung 
swer Uebertretungen der Verfaſſung und Gefese: von 
Seiten der Behörden, Richter und Geiftlichen ; Rechen 
-fehaft von ven hoͤhern Öerichtshöfen,, den untern KRich- 
tern, den Präfecten und den obrigkeitlichen Beamten 
zu ſordern der Kammer der Eenſoren drei Perſonen 
zzu praͤſentiren, aus welchen. der oberſte Gerichtshof, 
Die Erzbifchöffe, Bifchoffe, Dignitarien, Canonici und 
»Präbendarien der Kathedralkirchen beſtehen ſollen; 
die Genehmigung oder Verwerfung der Praͤfecten, 
Gouwverneure und. Corregidoren, welche die Regierung 
‚aus den ihr von ben MWahlcolfegien vorgefchlagenen 
‚rei Candidaten gewählt und praͤſentirt hat; die Wahl 
wer Bezirksrichter: und: Subalternen .in ‚jedem Zweige 
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der. Rechtspflege aus den ihf von den Wahltollegi 
präfentirten drei Individuen; Die Prüfung er Conei⸗ 
lienbefchlüffe, Bullen, 'Breven und pä Re: 
feripte, um fie, wenn man fie: zweckmaͤßig finder, zu 
genehmigen." Jeder Senator muß 30 Jahre ale ſeym 
Die Zeit der Dauer der Mitglieder des Senats ift 
ache: Hahre. Aller vier Kahre wird die Hälfte er⸗ 
neuert. Doch find die Austrerenden wieder wählbar, 
Die DBefugniffe der Kammer der emforen 
find: u wachen, daß die Regierung die Verfaſſung, 
Geſetze und öffentlichen Verträge beobachte und beob⸗ 
achten laſſe; die vollziehende Gewalt wegenullebers. 
tretungen der Verfaſſung, Geſetze und oͤffentlichen Ver⸗ 
traͤge vor denn Senate auzuklagen; die Suſpenfion des 
Vicepraͤſſdenten und der Staatsſecretaire von den 
Senate zu verlangen, dafern Die Ruhe der Republik 
eine ſolche Maasregel noͤthig machen ſollte bei Hoch⸗ 
verrath oder offenbarer Verletzung der Grundgeſetze 
den Vicepraͤſidenten und die Staatsſecretaire vor dem 
Senate in Anklageſtand zu verſetzen; durch ein Geſetz 





bie Bälle zu beſtimmen, in welchen der Vicepraͤſident 


und die Eraatsfecretaive zufammen;, ‚oder einzeln vers 
antwortlich" find; zu-wählen, aus den vom Genafe 
präfentirten drei Candidaten, fuͤr die. Beſetzung des 
oberſten Gerichtshofeg;, der Erzbisthuͤmer, Bisthuͤmer, 
Canonicate amd erledigten Praͤbenden; die Geſetze zu 
erlaſſen, welche auf die Preſſe, auf Staatshaushalt, 
Studienweſen und öffentliche Bildung ſich beziehen; 
vie Preßfreiheit zu beſchuͤtzen; die Mittel aufzuftellen 
zur Beförderung der Künfte und Wiffenfchaften 5; Be— 
lohnungen zu bewilligen für Verdienſte um die Re— 
publifz die Ufupatoren dev Staatsgewalt, die Hoch: 
verraͤther und notoriſchen Verbrecher. zu ewiger 
Schmach zu verurtheilen. — Jeder Cenſor muß 
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40 Vahre alt ſeyn. Die Senforen —— 
er gewaͤhlt. .; 

Die Regierung: har das Recht, Yen: Kam 
me ru Solche Gefene nerzufegen, als fie: fuͤr 
noͤthig erachten mag. Der Vicepraͤſibent und die 
Staats ſecxetaire koͤnnen den Sitzungen beiwohnen und 
Antheil nehmen au der Verhandlung. Sie entfernen 
ſich bei der Abſtimmung. Sobald die Kammer ber 
Tribunen den Eutwurf eines Geſetzes angenommen 
hat, geht er an die Kammer der Senatoren. Nimmt 
dieſe ihn: au; fo geht. er ati: die Kammer der Tribu⸗ 
nen zuruͤck. Daffelbe ‚gilt von allen Kammern in 
ähnlichen Fällen. Wein eine Kammer vie. Verbeſ⸗ 
ſerungen oder Zuſaͤtze der andern nicht genehmigt, 
die vorſchlagende Kammer aber dabei beharrt; ſo ſoll 
fie, vermittelſt einer aus drei Individnen beſtehenden 
Commité, eine Vereinigung ter Kammern einladen 
zur Berathung Uber den Entwurf, ber die ihm ge— 
gebene Berbeflerung oder Verweigerung, Wird der 
Entwurf von beiden Kammern angenommen ; fo wird 
er dem Präfidenten uͤberſandt. Verweigert die Kam⸗ 
mer der Senatoren den Entwurf der Tribunenfammer; 
fo wird er an die Kammer der Genforen geſchickt. — 
Findet der Praͤſident der Republik das Gefes für uns 
zwedmäßig; fo muß er daffelbe, binnen zehn Tagen, 
om Die Kammer, von welcher es ausging, mit feinen 
Bemerkungen zuruͤck ſchicken. Wenn die vollziehende 
Gewalt die Geſetze, nebft ihren Bemerkungen, zuruͤck⸗ 
fendet; fo follen die Kammern vereiniget 
fenn, und was fie durch Mehrheit der: Stimmen 
befihließen, wird ohne weitere Bemerkung vollzogen. 
Geſetze, welche der Präfident nicht zurück ſendet, wer= 
den publicirt. — Die von der Senatorenfammer auss 
gehenden Gefege kommen an die Kammer.der Gen: 
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foren.. Geuehmigt ſle dieſe; fo erfaften' ſe heſebüiche 
Kraft... Genehmigen die: Cenſoren den Geſetzesent · 
wurf nicht; ſo ſoll er an die Tribunenkammer ge, 
und deren Eutſcheidung ſoll vollzogen werben. 

von der Cenſorenkammer ausgehenden Gefege: gelan⸗ 
gen an den Senat. Beſtaͤtigt fie diefer; fo erhaften 
fie gefeßliche Kraft. Verweigett er die Genehmigung; 
fo gehen fie an die Tribunenfammer, die ihre Sante 
tion entweder ertheilt oder verweigert. 

"Die Aushbung der voltziehenden Gewalt 
wird einem immerwähßrenpden Präfidenten, 
einem Vicepräfidenten und dreien Staatsfecrerairen 
übertragen, 

Der Präfivent wird das erftemal durch die ab» 
ſolute Mehrheit des. gefeßgebenden Körpers erwählt, 
— Der Präfivent muß wirklicher Bürger und Eins 
gebohrner von Bolivia, über 30 Jahre alt feyn, der 
Republik wichtige Dienfte geleifter haben, zur Ver⸗ 
waltung des Staates anerkannte Talente befigen, und 
nie, auch nicht der unbedeutendften Vergehen wegen, 
verurtheilt worden fenn. — ‚Der Präfivene ift das 
Haupt der Staatsverwaltung, und für. feine Hand» 
fungen nicht verantwortlich. Die Befugniffe 
Des. Präfidenten find: die Eröffnung der Kammern 
und Vorlegung einer Borfchaft über den Zuftand: der 
Republik; den Kammern den PVicepräfidenten vorzus 
fihlagen, und aus eigner Machtvollfommen 
heit die GStaatsfecretaire anzuftellen; die eigen» 
mächtige Sufpenfion Des Vicepräfidenten und Det 
Staatsfecretaire, fobald er es fir nöthig erachtet; 
die Bekanntmachung, Verbreitung und Beobachtung 
der Gefese zu verordnen; die Erlaffung von Verord⸗ 
nungen. und Befehlen zur beflern Befolgung der Vers 
fafjung, Geſetze und öffentlichen Verträge; die Voll 
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ziehung dern Uerheilefpihcheider: Gerichtshoͤfe anzube⸗ 
feblenauind) zu bewirken; don dem geſetzgebenden Koͤr⸗ 
per die Prorogation ſeiner agemoͤhnlichen Sitzungen 
auf 30 Tage zu merkaligen die Einberufung des gefetz⸗ 
gebenden Körpers⸗ zu einer außerordentlichen Gikung; 
wenn einge ſolche umumguͤnglich nothwendig ft; Die 
Diſpoſition tar ſtehenden Raud⸗ und Seemacht zur 
Vertheidigung! der Republik nach außen; Das Heer 
der Republifsingßeings und Friedens 
zei tex pe vfomlich zu sem m mau diren, wo der 
Vicepraͤſdent, im Abweſenheit + des: Präfinenten von 
. Rerinbanptfiahtzö die Verwaltung der Nepublif leiter; 
die Verfügung der Nationalmiliz zur Sicherheit im 
Anneru uud außerhalbederſelben nit Genehmigung 
des geſetzgebenden Koͤrpers; Die, Anſtellung aller Land⸗ 
and) See⸗ Dfficiete „rote Errichtung von Militair⸗ und 
Navigations ſchulen, won Militairhoſpitaͤlern und ns 
validenhaͤuſeruʒ die Bewilligung von Urlauben und 
Reſignationen, fo, wie wor Penſionen nach Maas: 
gabe des Geſetzes; Krieg zu: erklären, nach 
einem vorausgegangenen Deerete des geſetzgebenden 
Koͤrpersndie Aufficht über: Die Aufbringung und Vers 
wendung der oͤffentlichen Einkünfte in Gemaͤßheit der 
beſtehenden Geſetze; die Anſtellung der. Finanzbeam⸗ 
ten; die Leituug diplomatiſcher Verhaudlungen, und 
Abſchließung von Friedens Freundſchafts?, Bun⸗ 
des⸗, Allianz, Waffeuſtillſtands⸗, bewaffneten Neu⸗ 
tpalitaͤts⸗ Handelsvertraͤgen u. a. unter Genehmigung 
Der geſetzgebenden Koͤrpers; die Auftellung von Ges 
fandten, Conſuln und Sübalternen im Departement 
der, auswärtigen · Angelegenheiten z der Empfang frem⸗ 
der Geſandten; die Bewilligung eines Durchzugs 
durch ‚das. Gebiet. der Republik, und die Suſpenſion 
der Concilienbeſchluͤſſe, paͤpſtlichen Breven und Ne: 


/ 
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— uuter Genehmigung der geſetzgebenden —* 
dem Senate Einen der. drei Candidaten zur Geneh- 


migung zu praͤſentiren, die von, Dem Waͤhleollegium 


fuͤr die Stellen der Praͤfecte/ Gouverneure ind Cor⸗ 
regidoren vorgeſchlagen werden; der geiſtlichen Bes 
börde Einen der drei vom Wahlcollegium vorgeſchla⸗ 
genen Candidaten zu Pfarrern amd Vicaren der Pro— 
vinz zu praͤſentiren; die Suſpenſion der obigen Be— 
amten auf drei Monate; die Verwandlung der von 
den. Öericheshofen ausgeſprochenen Todesurtheile — 
Die Befhränfungen des Präfidenten find: 
Er ſoll feine Gewalt haben, ‚irgend einen Bolivianer 
feiner Freiheit zn berauben, oder. aus einer Macht 
eine Strafe irgend einer ‘Art aufzulegen Dafern 
die Ruhe des Staates die Verhaftung eines Bürgers 
erfordert; ‚fo dürfen nicht. 48 Stunden vergehen, bes 
vor der. Angeklagte ſeinem competenten Richter: uber: 
geben wird. ‚Er foll die Gewalt nicht haben, ivgend 
ein. Individuum feines Eigenthumes zu berauben, 
außer wenn: es das Staatsintereffe, dringend erfore 
dert, — und dann ‚gegen ‚Entfhädigung. Er darf 
nicht die Wahlen, oder. folhe Funetionen erfihweren, 
welche Die, Verfaſſung Den Gemwalten ver. Republik 
übertragen hat... Er darf, ohne Erlaubniß des. gefeßs 
geberiven Körpers, nicht von dem Gebiete, des. Staa⸗ 
tes, ‚ober; von der Hauptſtadt ſich entfernen. | 
Der: Vieepräfident wird von dem. Peäfl den⸗ 
ten ernannt, amd won deme geſetzgebenden Koͤrper be⸗ 
ftätigt. (Die Art der) Nachfolge. ſoll ein Specialges 
ſetz entfcheiven.) Der Vieepraͤſident iſt das Haupt 
des Miniſteriums, und, zugleich mit den. Staatsſeere⸗ 
tairen, fir .die; Verwaltung des Staates verantwort⸗ 


lich. —Es ſoll dre i Staatsſeeretaire geben: einen 


für die Regierungs · und aus waͤrtigen Ungelegenpeiten; 


766 Pofitives Staatsrecht. 


einen fir Die Finanzen; einen für das Departement 
des Krieges und der Marine. Gie verfehen ihre 
Functionen unter den unmittelbaren Befehlen des 
Vicepräfidenten. Kein Tribunat oder öffentlicher Be: 
amter darf einen Befehl vollziehen, der nicht vom 
Vicepräfidenten und dem Staatsſecretaire unterzeich- 
net ift, in deffen Departement er gehoͤrt. Der Vice 
präfident und die Staatsfecretaire find verantiportlich. 
Sie fertigen jährliche Anfchläge der Ausgaben, die in 
ihren Departement erforderlich find, und die Berech⸗ 
nung der vorjährigen. 

Richterliche Gewalt. Die Tribunale und 
Gerichtsperfonen haben feine andere Function, als die 
Anwendung der beftehenden Gefeße. Sie verwalten . 
ihre Aemter fo lange, als ihr Betragen untabelhaft 
ift. Sie konnen nur in den vom Geſetze bezeichneten 
Fällen fufpendirt werden. — Kin Obertribunal übt 
die hoͤchſte richterliche Gewalt. Er leitet die Crimi⸗ 
ttalunterfuchungen des Vicepräfidenten‘, der Staats— 
fectetaire und der Mitglieder der Kammern, fobald der 
gefeßgebende Körper die Nothwendigkeit einer Unter= 
fuchung entfchieden hat. Er umnterfucht die Bullen, 
Breven und Keferipte, wenn fie fich mit Civilangeles 
genheiten befäffen. Er nimmt Kenntniß von den 
- Streitigkeiten zwifchen Gefandten, Minifter- Refiden- 
ten, Confuln und diplomatifchen Agenten, fo wie von 
der Entfernung obrigkeitlicher Perfonen von den Bes 
zirfsgerichten und Departermentspräfecten. Er entfcheis 
det Die Streitigkeiten zwifchen Gerichtshofen, fo wie 
zwoifchen diefen und andern Behörden, . Er nimmt bie 
Zweifel der Tribunale an in Betreff der Bedeutung 
eines Gefeges; er nimmt Kenntniß von Nullitätsar= 
gumenten, welche gegen ‚die Urtheile der Gerichtshöfe 
in legter Inſtanz vorgebracht werden. - Er unterſucht 
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den Zuftand und Fortgang der vor den Bezirksgerich— 
ten anhängigen Civil- und Criminalſachen. Er uͤbt 
die hohe leitende, vetwaltende und controlivende Ge? 
walt über die Gerichtshöfe und Gerichtsbeamten der 


Nation. 


Die Bezirfsgerichte nehmen Kenntniß in 
zweiter und dritter Inſtanz von allen Eivilfachen des 
gemeinen Rechts, als Staatseinfünften, Handel, 
Minorennität, Wegnahme, Conftfcationen u. a.; von 
allen Streitigkeiten zwifchen den Unterrichten . ihres 
Bezirks; von Oewaltthätigkeiten, die von den Tri⸗ 
bunalen und geiftlichen Behörden ihres Bezirfes un— 
ternommen werden. — In den Provinzen find Can 
tonsgerichte, welche in Eivilfachen nicht über 200 
Thaler am Werthe, ohne Appellationen, erfennen 
dürfen. — Sin jedem Dorfe follen Friedens rich— 
ter fern, um DVerföhnung zu bewirken. Keine Cis 
vil- oder Criminalfache darf eingeleitet werden, ohne 


“ vorher ihnen vorgelegt worden zu fenn. — Nur 


drei Inſtanzen werden anerfannt. — In Criminals 
fällen ift das Verfahren öffentlich, nachdem von 
Gefhwornengerichten die That anerkannt und 
erklärt -worben :ift. Die Anwendung der Tortur 
und Beichte ift, fo wie Vermoͤgensconfiſcationen 
and Grauſamkeit bei den Strafen, für immer ab» 
geihaft. | 
Die höchfte politifche Gewalt jedes Departements 


uͤbt ein Präfect; die-einer jeden Provinz ein Gou⸗ 


verneur; die eines Cantons ein Corregidor. In 
jedem Dorfe, deſſen Bevölkerung nicht unter Hundert 


‚Geelen beträgt, foll ein Friedensrichter, und im 


jedem Flecken, deſſen Bevölkerung unter taufend See— 
len beträgt, ein Alkade fern. Wo die Bevoͤlke⸗ 
rungszahl tauſend uͤberſteigt, foll ein Friedensrichter 
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für jede 500; eim Alkade fuͤr jede 2000 feyn. Die 
Stellen der Alkaden und Friedensrichter find ohne Ge— 
Halt, Kein Bürger darf, ohne hinreichende Urfache, 
fich denfelben entziehen, ‚Sie werden aller zwei Jahre 
erneuert, und koͤnnen wieder gewählt werden, Die 
Praͤfecte, Oouvernenre und. Corregidoren befleiden 
ihre Aemter vier Jahre, find aber wieder wählbar. 
Ahnen ift jede Einmifchung in richterliche Verhandlun⸗ 
gen unterfagt, Sie forgen für die Erhaltung der oͤf⸗ 
fentlichen Ordnung und Sicherheit in frufenweifer Sub⸗ 
ordinirung unter die Oberregierung. 

Die bewaffnete Macht befteht aus einem 
organifirten Heere und ihren Cadern. In jeder Pro— 
vinz werden ans den Einwohnern derſelben die Abthei⸗ 
lungen der Nationalmiliz gebildet. 

Die Anträge zur Verbeſſerung der Verfaſſung 
gehen. von der Tribunenfammer aus. Bürgerliche 
Freiheit, individuelle Sicherheit, Beſchuͤtzung Des 
Eigenthums und geſetzliche Gleichheit gewaͤhrleiſtet ‚die 
Verfaſſung allen Buͤrgern. Jederman darf ſeine 
Anſichten muͤndlich oder ſchriftlich mittheilen, und ſie 
ohne vorgaͤngige Cenſur durch die Preſſe bekannt 
machen, doch unter der Verantwortlichkeit, welche 
das Geſetz beſtimmt. — Jeder Bolivianer darf die 
Republik verlaſſen, und fein Vermögen mit ſich neh— 
men. Das Haus jedes. Bürgers iſt ein unverletz⸗ 
liches Aſyl. Abgaben werden, ohne Ausnahme und 
Nrivilegien ‚gleichmäßig vertheilt. Alle erbliche Aem⸗ 
ter, Privilegien und Beſitzungen find abgeſchafft. 
Jedes Eigenthum iſt veraͤußerlich. Jedem, Erfinder 
ſieht das ausſchließliche Eigenthum feiner Entdeckun⸗ 
gen und Schöpfungen zu. — : | BE * 

Ob nun gleich Bolivar dieſe Verfaſſung dem con⸗ 
ſtituirenden Congreſſe des jungen Sreiftagtes dringend 


* 
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empfohlen und der Congreß von Bolivia ſie am W. 
Aug. 1826 angenommen hatte; fo ſcheint fie doch noch 
nicht völlig ins öffentliche Staatsleben eingetreten zu 
ſeyn, weil die, dem Präfidenten ertheilte faft monar: 
chifche, Gewalt den Anfichten der demofratifchen und 
foͤderaliſtiſchen Parthei nicht entfprach, und die Aner- 
kennung Bolivia’s, als felbftftändige Republik, von 
dem Mutterlande — der Republik Peru — — 


nicht iſt * 


151. 
SS 4 u BR. 


: Am Schluffe der wiffenfchaftlichen Darftellung 
des pofitiven Staatsrechts laſſen ſich, bei einem feften 
Ruͤckblicke auf die legten 40 Sabre (feit der Anerfen- 
nung der Gelbfiftändigfeit und Unabhängigfeit der 
nordamerifanifchen Freiſtaaten im Parifer Frieden vom 
Sabre 1783), folgende Ergebniffe nicht verfennen. 

1) Bis zum Jahre 1783 gab es in vielen 
Reichen und Staaten des europäifchen Staatenfys 
ftens Keichsgrundgefege und Neichsftände; doch nur 
in Großbritannien eine Berfaffung, im neuern. 
Sinne dieſes ftaatsrechtlichen Begriffs. 

2) Mit der Bundesverfaffung Nordamerika's 
im Jahre 1787, und mit den allmaͤhlig ins oͤffentliche 


*) Amtlich meldete. dies der mexikaniſche Geſandte, Joſé 
Eſpinoſa de los Montes, am 26. Sept. 1826 dem 
mexikaniſchen Congreſſe; in ſeinem Berichte uͤber den, 
von ihm beigewohnten, Congreſſe von Panama, auf 
welchem Abgeordnete von Bolivia fehlten. „Ober-Peru, 
oder Bolivia, iſt von. feinem Mutterlande noch nicht 
als unabhängige a. anerkannt.” &. neneite 
Staatsacten, Th. 7. | 

St. W. ate Aufl. IV. 49 
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‚Staatsleben getretenen befondern: Verfaſſungen ver 
25: einzelnen :Provinzen dieſes Bundesſtaates, be— 
gannen bie ſchriftlichen Verfaſſun gurkunden, als 
Mirtelpuncre des innern — 
amd als. öffentliche Unterlagen: des in den Staa— 
ten 'geltenden Staats: und: Privatrechts, fo wie der 
auf die: Verfaffung gegründeten Formen der Regie: 
zum g- und der Berwaltung. - 

3) As Thatfahen der. Öefhichte er- 
fehienen feit_ dem Jahre 1791, wo gleichzeitig im 
Frankreich und in. Polen eine ſhriftiche Verfaſſungs⸗ 
urkunde gegeben ward, 

in Frankreich 5 bereits wieder erloſchene Ver: 
faſſungsurkuuden, (won 1791) 1793. 1795. 1799 
und die des Senats von 1814), und die beftehende, 
«von Ludwig 18im J. 1814 gegebene, Charte; 
in den. Niederlanden 4 erloſchene (von 
1798. 1801. 1805. 1806.), und die. beftehenve 
vom Jahre 1815; 
in Italbien 3 erloſchene in der rLonibardei, 2 
ie in Der Ligurifchen Republik, 1 in der 
regen succa, 1 in.der. römifchen Republik, 1 
in den jonifchen Inſeln, 3-in den Staaten: Nea— 
pel und Sicilien, — und die.beftehenden im lo nı= 
“sbardifch.eivenetianifhen Koͤnigreiche 
vom 3.1815, im Kirchenftaate vom J. 1816, 
(doch wefentlich verändert im Sabre 1824,) und in 
den jonijchen Sufeln vom J. 1818; 
in ver Schweiz 4 erlofchene (von 1 798. 1801. 
' 1802 und 1803), und der beftehende Foderativver- 
"trag vom J. 1815, fo wie die 22 befondern Ver— 
faffungen der einzelnen Cantone; 
im teutſchen Staatenbunde die .erlofchene 
Rheinbundesacte, die. 4 erloſchenen Verfaffungen 


Poſitives Staatsrecht. 174 


non: MWeftphalen;,: Bayern’ (vom, J::1808);,; Franke 
furt, Köthen; — und die beftehenden Urkunden des 
geſammten Staatenbuides von »1845: und 1820, 
ſo wie die beſtehenden neuen Verfaſſungen in beit 
meiſten teutjchen, Staaten: und Bundesländern‘; »"“; 
in Schw ed: en bie; ——— neue Berfaffang 
yon Sabre 1809; we) Jar 
m Norwegen bie: befinde. neue. Berfafung 
vom. Jahre 18145 % ı 
in: Polen: 2 aloſchene (von: 179, 1807). * 
die beſte hende vom Jahre 18155 ur vd neu 
: in Öalizien. die neue ſndiſche Berfaffung 
vom J. 1817; 
in der freien: Stadt Cracan bie befiehenbe ern 
faffung vom J. 18155 m ur TIERE 
— inn Sriegenlanv die, ‚eelofehene yrotiforifihel 
Verfaſſung vom J. 1822, und die noch — 
wirklichte Verfaſſung vom % 1877; - 
.. mı&panien 2 erloſchene Berfaffungen (von: 
4808 2819 3 2 — 
iz ırana P orengalı 1 erlofchene, Verfaffung (von? 
12), und die beſtehende vomJ. 1826; iu 394 
rd Brafilien vie Verfafſung von 1824; 
. sm Hapti.die Beftchende Berfaffung von 1816; 
An Mexiko die beſtehende Verfaſſung von: 18243 
in Guatemala die Verfaſſung von: en 8 
‚in Columbia die Berfaffung wen 181; 4 
dem. Bundes ſtaate am La Plata; fe 
wie in den Frelſtaaten Pe cu and, Chili mehrere ' 


wicht ins Staatsleben eingetretene Verfaffungsente 


wuͤrfe; und in: der Kopubüif * livia die Verfaß 
ſung von 18266 
im Ganzen alſo mehr als 30: —— wieder ers 
loſchene, oder nicht verwirklichte, — aber, mit: 
9 ** 
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Einfchluß der Verfaffungen der einzelnen nordamerikani⸗ 
fehen Staaten und der Cantone der Schweiz, 88 noch 
jest in Europa und Amerika beſtehende 
Berfaffungen; ie einzelnen Altern und neuern 
Verfaſſungs entwuͤrfe ungerechnet. | | 

4) Durch dieſe Thatſachen unterſcheidet fich Die 
politiſche Welt unſers Zeitalters voͤllig von der 
politiſchen Welt des Alterthums, des Mittelalters, und 
ſelbſt der neuern Zeit bis zum Jahre 1783. Unverkenn: 
bar hat ſich in dieſen mehr als 80 erloſchenen und 88 
noch beſtehenden Verfaſſungen ein anderer politi— 
ſcher Geiſt ausgeſprochen, als der, welcher, vor die—⸗ 
ſer Zeit, im oͤffentlichen Staatsleben ſich ankuͤndigte. 

5) In dieſen theils erloſchenen, theils noch be= 
ſtehenden Verfaſſungen find — neben vielen unlaͤug— 
baren Verirrungen der Theorie im Einzelnen — 
doch unverkennbar die Verſuche enthalten, dem oͤffent— 
lichen Etaatsleben eine rechtliche und eine fefte 
Unterlage zu geben. Gie enthalten, im Ganzen ge— 
nommen, entjchieden einen hohen Reihthum und. 
die möglichfte Mannigfaltigkeit der Formen 
des öffenrlihen Rechts. 

6) Im Einzefnen erfcheinen dieſe Verfaſſungen 
bald als Grundgeſetze für große Monarchieen; bald 
für Republiken; bald als Grundverträge fir Bun 
des ſtaaten (wie Rordamerika, die Schweiz, Mexiko); 
bald als Bundesacten eines Sta aten bundes (wie 
Teutſchland); bald als Ausflüffe der Regenten— 
Souverainetaät; bald als Beſchluͤſſe ſouverai— 
ner Volksverſammlungen; bald als Grund— 
verträge zwifhen Fürften und Ständen. 

7) Ungeachtet diefer Verfchiedenheit der einzel- 
nen Berfaffungen beftehen fie doch, als Grundgeſetze, 
‚eben ſo im öffentlichen Staatsieben der Reiche und 
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Staaten neben einander, wie im europäifchen 
und amerifanifchen Staatenfpfteme .unbefchränfte und 
befchränfte Monarchieen, Staatenbünde und Bun- 
desftaaten, demofratifhe und ariftofratifche Repu— 
blifen friebfich neben einander beftehen, ohne einan⸗ 

ber: in ihrem politifchen Daſeyn zu gefährben, ' 


8) Einige dieſer Verfaſſungen ſind allerdings 
unter gewaltſamen politiſchen Stuͤrmen ins öffentliche 
Staatsleben eingetreten, und namentlich ſind dieſe 
faſt ſaͤmmtlich wieder erloſchen; andere ſind aus 
der geſchichtlichen Unterlage des politi— 


fhen Lebens der Volker und Keiche, zum Theile . 


als zeitgemäße Fortbildungen ihrer frühern ftändifchen 
Verfaffung hervorgegangen, find, ohne öffentliche Er— 
ſchuͤtterungen, von den Fürften gegeben und von den. 
Voͤlkern angenommen worden, und haben die. 
Beduͤrfniſſe gefitteter und in der Cuitur und volitiſchen 
se ſortgeſchrittenen Voͤlker befriedigt. 


9) Der großen Mehrheit nach, find die bes. 
— Verfaſſungen der monarhifchen 
Staaten fämmtlich auf das fogenannte mon arch i⸗— 
che Princip gegründet; nur in den Verfaſſungen der 
Freiftaaten in Europa und Amerika tritt zunächft das: 
republikaniſche Princip (der fogenannten Volks 
ſouverainetaͤt) hervor, doch fehr verfchiedenartig ſchat⸗ 
tirt in den Verfaffungen von Bern und Freyburg, und 
in den Vertaffungen von Vermont, Hayti, Columbia 
und Bolivia. — Nach einem, aus den gefchichts. 
lichen Erfahrungen der legten 30 Jahre hervorgegan⸗ 
genen, politiſchen Dogma aber wird ſich keine 
Verfaſſung mit dem demokratiſchen Prin— 
cip in einer Monarchie zu behaupten ver— 
mögen, fo wenig wie die in beiden Erdtheilen be— 
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ftehenden Freiſtaaten ihre Verfaſſung auf die: Linterlage 
des. monarchifchen: Prindips: gründen ‚fontten.: 
10) Deshalb. fprechen, Geſchichte und Staats⸗ 
Eunft für den Satz: Esibeftebe,.was rechtlich 
ins öffentlihetebender-Reühe und Staa- 


ten getreten.ift- undörtlichden DB ehir fnifr 


fen der erreichten Cultur der Volker ent 


Spricht, ohne Anfechtung von Seiten des entgegen- 


geſetzten Syſtems, friedlich neben einander; 
die " antofrarifche Monarchie neben der befchränften ; 
ver Staatenbund’und der Buudesſtaat neben den Mo⸗ 
ndrchieen; die Monarthie heben der Nepublif; die 
Republik tieben ver Monarchie; — die octroyirte 
Berfaffung heben ver auf dem Wege des Vertrages 
vermittelten; die unbeſchraͤnkte Majeftät neben ver 
Ercellenz eines helverifihen Lahdannanns; der Sou— 
verain an der Epige eines cohftitutionellen Staates, 


deſſen Perfon heilig und nnverleglich ift, neben einem 


beſchraͤnkten und verantwortlichen Präfidenten von 
Nordamerika und neben dem lebenslaͤnglichen und un= 
verantwortlishen Prafidenten der Republik Bolivia. — 
Haben nicht auf aͤhnl iche Weite, ſeit länger als 300 
Fahren der Katholicismus. und; der. Proteftantismus in 
der Mitte der gefitteten. Bölker:rechtlich neben einander. 
beſtanden? Sind nieht, feit dem weftphälifchen Frieden, 
die religiofem und Ficchlichen Intereſſen in Der oͤf⸗ 
fentlichen Stellung der Staaten, im Allgemeinen we⸗ 
nigſtens, ſo weit ausgeglichen, daß ‚durch fie fortan 
feine politifche Erſchuͤtterung bewirkt werben wird ? 
Warum ſollten nicht auch die-verfchiedenartigen poli⸗ 
tiſchen Formen der einzelnen Reiche und Staaten, 
geſtuͤtzt auf die neuen Geſtaltungen des öffentlichen 
Staatslebens, rechtlich und friedlich neben einander 
beſtehen konnen? — Beſteht in dem großen Reiche 
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der Natur eine unermeßliche Verſchiedenheit und Mar: 
nigfaltigkeit der Erſcheinungen, Geſchoͤpfe und Formen; 
warum nicht auch im Reiche der Freiheit? Geht dort 
die Einheit des Ganzen unter Ber Maſſe der verfchieden- 
artigften Geſtaltungen nicht verloren; wie follte hier die 
Verwirklichung der Herrfchaft des Rechts 
— die höchfte dee der Einheit i in der Wechſelwirkung 
der Volker und Reiche — "durch die Manuigfaltig— 
keit und Verfchiedenheit der politifehen Formen gefähre 
der werden! — Beſtaͤtigt es nicht die Geſchichte feit 
6000 Jahren, daß nur das Veraltete, das Haltlofe, 
das Unzweckmaͤßige, das. auf feine „Vergangenheit 
Geſtuͤhte untergeht, das zeitgemäß Verjuͤngte aber zu 
höherer. Kraft gedeiht, und Völfer und Staaten im 
Innern und nach außen zu oa, Reicht hum 
und Macht emporhebt! 

411) Erhalt ſich, nach: diefen. Erfahrungen, 
im öffentlichen Staatsleben nur das laͤngſt im Stillen 
Vorbereitete, das Zeitgemäße, das rechtlich Gegebene 
und rechtlich Angenommene; fo werde auch die neue 
politifche Form in dem Mittelpuncte des innern Staates 
lebens weder uͤber zeitigt und übereilt, noch, wo 
fie als Beduͤrfniß fich anfündige, verhindert, noch, 
wo fie bereits befteht, durch Das Reactionsſyſtem zu⸗ 
ruͤckgedruͤckt! 

12) ft endlich unferm Zeitalter in der Maſſe 
neuer Derfaffungen zugleich ein neuer, bis dahin 
unbekannter, Kreis politifcher Kenntniffe 
und Wahrheiten eröffnet worden; fo werde auch 
der Umfang diefer Kenntniffe und Lehren, mit Klar: 
heit des Blickes, mit foftematifcher Haltung, mit 
Eicherheit des Urtheils, und wit gleicher unpartheis 
ſcher Würdigung des Haltbaren, wie des Gehaltloſen, 
dargeftelle und DS inder neu zu begrüns 


776 Pofitives Staatsreche. 


er  Biffenfhaft des pofitiven Staats» 
rechts. 


Ende des vierten Theiles. 





8uſaͤhe und Berichtigungen— 


S. 83 Guſt. Wilh. Hugo, chronologiſches nr der Der: 
— älterer und neuerer Zeit. Heidel⸗ 
- erg, 18 
©. 84° 3. 10 fol die zweite (und legte) Abtheilung ift num 
erſchienen. 
©. 136 3. 2 v. o. muß bei dem Verfaſſungsentwurfe Brajiliend 
1833 jtatt 1822 ſtehen. 
©, 138 iſt bie Berfaung Portugals vom 19. Apr. (nicht 29. Apt.) 
Diefe Verfaffung ftehet * in den neueſten 
Staatsacten, Th. 5. ©.2 
S. 138 bie mexikaniſche Verfaflung vom 4. Det. 1824 nedt tens ch 
in Rivinus Atlantis, 1826. St. 2 
©, 139 muß bei der Verfaſſung Meriko’s die —ð "nei 
„‚gehrkten werden. 
8. : . . 1. Nachbar republitk. 
3 —* älter, meine Anfichten wider F teutſche Repraͤ⸗ 
ſentativſyſtem. Ilmenau, 1848. 
S. 546 3. 5 vu l. Roſtock. 
©: 555 F. Ge. Buek, Sande der Hgmvursiſchen Verfaſſung 
und Verwaltung. Dam. 1828, 4, 
©. 742 3.25 v. o. l. 1827 fl. 1817. 
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